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1.  Abhandlungen. 


lieber  das  bayerische  Gewerbstener- Gesetz 

vom  1.  Juli  1856. 


Von  Regierungsrath  Wilhelm  Focke  zu  Ansbach. 


Es  Wäre  überflüssig,  über  die  Rechtmässigkeit  und  die  voIks- 
und  slaatswinhschaftliche  Rechtfertigung  der  Gewerbesteuer  heut- 
zutage noch  Worte  zu  verlieren.    Es  herrscht  darüber  in  der"^ 
Wissenschaft  0  nur  eine  Stimme  und  in  der  Praxis  hat  sie  sich 
als  volkswirthschaftlich  unschädlich  und  staatswirthschaftlich  als  " 
nolhwendiges  Glied  einer  rationellen  Besteurung  erwiesen. 

Unter  aUen  bekannteren  Schriftstellern  über  Staatswirthschaft 
smd  es  auch  nur  zwei  ^,  welche  sich  prinzipiell  gegen  eine  Ge- 
werbsteuer aussprechen.    Der  eine  empfiehlt  alles  Ernstes  die  ' 
preussische  Classensteuer  oder  gar  eine  Kopfsteuer  als  alleinige 
Steuer    der  andere  ist  der  Hoffnung,  dass-der  Zeitpunkt  nicht 
mehr  fem  sei,  wo  die  Regierungen  die  Belastung  der  Arbeits-  . 
rente  überhaupt  als  unausführbar  erkennen  werden.    Sehen  wir 
wie  die  Geschichte  diese  Hoffnung  zu  erfüllen  sich  anschickt.  - 
So  alt  die  Besteuerung  von  Gewerben  ist,  so  hat  doch  eine 
allgemeine  Anziehung  des  gewerblichen  Ertrags  zu  den  Lasten 


1)  Sl^fcM-ehre  vom  Staat,  Abth.  II.  5,  121  -  v.  J,k„b,  SuatsHnani- 
»i«e».ch.ft  I  679  und  680.  -  v.  .Malchus,  Finan.wi5sc„sch.fl  §  53.  _ 
U«.  Su-alswirtbchaftslehre  Bd.  III.  S.  241.  Grf.  v.  Mollke,  Einnahme- 
quellen de»  SUals,  S.  282.  — 

f  f""«^".  Theorie  der  Steuern  und  Zölle,  S.  167.  -  Murhard,  Theorie 
der  Besteuerung,  S.  385  flgde. 
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des'  Staates  erst  ungetahr  mit  dem  gegenwärtigen  Jahrhundert 
begonnen.  Es  gab .  zwar  schon  in  der  römischen  Kaiserzeil 
Stenern  von  Gewerbisi^  welche,  sich  alhnählich  auf  vielleicht  den 
aUergrössten  Theil  der  Geweittrejbenden  ausdehnten ,  aber  es- 
waren  dies  doch  nur  Stenern  von  einzeln  besonders  benannten 
Gewerben  und  keine  aiigemeinen  Gewerbsteiiern.  £benso  ging 
es  spater. 

Dem  Mittelalter  waren  Gewerbsteuern  unbekannt .  und  die 
YermOgenssteuem  der  Städte  in  der  spfttem  Zeit  verdienen  jenen 
Namen  vas^X,  Erst  im  sechszebnten  und  siebzehnten  Jahrhimdert  ^) 
finden  sich  Gewerbsteuem  wie  in  verschiedenen  Territorien ,  so 
auch  in  Bayern.  Die  Art  und  Weise,  in  welcher  die  Besteurung 
damals  und  weiterhin  erfolgte,  war  nichts  weniger  als  rationeil; 
man  bürdete  entweder  solchen  Gewerbtreibenden,  von  welchen 
angenommen  wurde,  dass  sie  viel  verdienen,  neben  der  aDgemeinen 
Yennögenssteuer,  welche  u  den  Stftdten  ohnedies  vorzugsweise 
die  Gewerbe  traf,  da  die  Landbevölkerung  durch  Monopole  der 
Städte  und  Bannre«  hte  vielfach  von  deren  Betrieb  ausgeschlossen 
war,  eine  für  jedes  Gewerbe  fest  bestimmte,  in  der  liege!  sehr 
massige  Abgabe  auf,  oder  man  liess  sich,  namentlich  spöterhin, 
bei  der  Goncessions-Ertheilang  ein  fär  allemal,  oder  auch  jährlich 
ein  bestimmtes  oder  für  den  einzelnen  Fall*  zu  bestimmendes 
Reichniss  geben  (Licenzgelder ,  Recognitionsgelder).  So  bezahl- 
ten in  München  zu  Ende  des  sechszehnten  und  zu  Anfang  des 
siebzehnten  Jahrhunderts  die  Brauer,  Wirthe,  Methschenken,  Tuch- 
macher u.  a.  jährlich  1  Gulden,  Krämer  und  Branntweinscheuken 
4  Silberpfennige,  Bisenkrämer  und  Salzstössler  3  SchiUinge  15 
Pfennige  u.  s.  w.  Allmählich  wurde  die  Besteuerung  der  Gewerbe 
immer  allgemeiner  und  man  suchte  die  Abgabe  ergiebiger  zu 
machen.  Im  achtzehnten  Jalii hundert  finden  sich  in  Bayern  ausser- 
dem ^Steuern  von  den  Anspauubesitzern  mit  16  Kreuzern  für 
jedes  Pferd  oder  Maulthier,  von  den  Müllem  für  jeden  Gang  1  bis 
2  Gulden  je  nach  der  Zahl  derselben,  ferner  Stenern  von  Fail- 
meistem,  von  Wirthen,  von  Musikanten  u.  s.  w*  Daneben  kamen 

1)  Historisehes  über  Gewerbstener  rach  bei  Moltke  S.  278.  L.  Stein, 
Finanzwissensduift  &  272,  auch  bei  Have,  SteuerwiMenichafl  Band.  I., 
S.  168  II.  B.  0, 
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•      '        '        '  -         *  ■ 

aber  auf  dem  Lande  und  in  den.landeslieirli(^hen  Stödten  auch 
Abgaben  für  die  Concessions-.  öder  Llceiizertheüung  vor,  z.  Bi 
150—500  Gilden  Taj^e  für  einen  Brauer,  25— 60  Gulden  für  ' 
Fabriken,  Papiemtthlen,  Schonfürbereieii'  il  dgi.  Die  meisten 
Gewerbe  aber  mnssten  dafOr  jshrlidie  »Recopitionen«  bezahlen, 
welche  in  verschiedenen  Gegenden  und  nach  Maassgabe  der  be- 
sonderen Verhältnisse  verschieden  waren.  —  In  ganz  ahnliclier 
Weise  wurden  in. England 9  wie  noch  heutzutage  von  manchen 
Geweiben,  besqnders  vim  Bier-  und  Weinschenken,  Gebühren  für 
die  Ucenzertheilang  erhoben.;  in  der  Regel  nur  ein  für  aHemal; 
um  aber  einzelne  Geweabe  ergiebiger  zu  treffen,  mussten  sie  seit 
deiu  Yorigen  Jaliiljmniert  ihre  Licenzen  jährlich  erneuern  lassen  ^. 

Dies  ist  im  Weseulliclien  auch  die  Grundlage  des  französi- 
schen Patentsteuer  -  Systems.  In  Deutschland  hat  man  damals 
weniger  Umstände  gemacht  und  die  Recognitionen  ohne  Gonces- 
nonsemenerung  forterhoben. 

So  war  die  Gewerbstener  bis  zum  Ende  des  vorigen  Jahr- 
hunderts durchaus  nur  ein  Auslluss  dej  Gewerbeberechtigung  und 
für  das  Privilegien-  und  Concessions- W  esen  ebensosehr  Folge  als 
Veranlassung,  indem  sie  ftir  die  Verleihung  der  Berechtigung  ent- 
lichtet  wurde,  hiedurch  dieses  System  eratrüglicli  machte  und  so 
der  Freigebung  der  Gewerbe  im  Wege  stand,  für  deren  Belastung 
man  sonst  keine  Handhabe  mehr  besessen  hfitte. 

Der  Stunii,  der  zu  Ende  des  vorigen  Jahrhunderts  von  Frank- 
reich aus  die  civiüsirte  \\  elt  aulrultelte,  siur/.te  auch  dieses  Vor- 
urtheil  und  zeigte,  dass  sich  eine  Gewerbsteuer  auch  mit  der 
Geweibefreiheit  asusammenreimt  und  ebnete  die  Bahn  dem  Ghrund- 
sais,  dass  nicht  die  Gewerbeberechtigung,  sondern  der  Gewerbe- 
ertrag die  Grundlage  der  Besteuning  bilde. 

Die  französische  Besteunmg  knüpft  sich  aber  jrleichwohl,  wie 
schon  angedeutet,  noch  an  die  Ertheilung  der  Gevverbebefugniss, 
indem  nur  die  Lösung  des  Patents  zur  Ausübung  einer  Industrie 
berechtigt;  allein  da  Jedermann  ein  Patent  Idsen  kann,  so  thut 
dies  dem  Grandsaze  der  Geweibefreiheit  keinen  Eintrag.  Bs  war 
in  der  That  ein  genialer  Gedanke,  die  neue  Freiheit  so  auf  die 


1)  Cuuiingham,  history  of  taxes  S.  239  (12.  Georg  I.  cap.  12). 
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alte  Geldbed<brftigkeil  »i  plrapfen,  dass  beide  Ihfe  Rechnmig  da^ 

bei  fanden. 

Die  französische  Revolutinn  hat  also  das  Verdienst,  dass  sie 
zuerst  ein  allgemeines  Gewerbsteuer-System  über  das  ganze  Volk 
spannte  9  indem  am  22.  Oktober  1799  das  erste  Patentsteuer- 
Gern  erlassen  wurde.  Die  legitimen  Regierasgen  Dentschlands 
sftumten  nicht  lange,  vom  Feinde  m  lernen;  es  war  eine  Zeit 
der  allgemeinen  Finanznotb.  Dass  sie  sich  dabei  dessen,  was 
ihnen  revoluiioiiar  und  verderblich  scheinen  musste,  enthielten, 
dass  sie  die  Gewerbelreiheit  nicht  zugleich  mit  der  Steuer  auf- 
nahmen,  ist  wohl  nicht  zu  verwundern,  und  die  Steuer  blieb  daher 
vorerst  noch  ein  Anhängsel  und  ein  Ausflnes  der  Gewerbe^ 
concesskm. 

Bayern  war  nnter  den  ersten  Staaten,  welche  Gewerbsteuer- 
Gesetze  erliessen;  denn  schon  im  Jahre  1808  erschien  eine  Ver- 
ordnung, nach  welcher  alle  concessionirten  Gewerbe  dem  allge- 
meinen Steuersystem  eingefügt  werden  sollten.  Sie  stellte  achl 
Classen  auf  mit  Stener-Abstuiungen  von  2  Gulden  als  geringstem 
und  30  Gulden  als  höchstem  Sats«  Die  Eunrelhung  In  diese 
Classen  erfolgte  durch  die  Polizeibehörde,  nur  in  den  Städten 
nach  Vernehmung  des  Ma^ästrats  und  eines  Bürgerausschusses. 
Anhaltspunkte  zur  Einreihung  waren  nicht  gegeben. 

Es  war  dies  ein  ziemlich  roher  Anfang,  aber  doch  ein  grosser 
Schritt  in  der  fintwickelung  der  Gewerbsteuer ,  welchem  bald, 
schon  'm  Jahr  1814  ein  zweiter  folgte.  Die  damals  erlassene 
Verordnung  steht  im  Wesentiichen^auf  gleichem  Standpunkte  wie 
die  inzwischen  (im  Jahre  1812")  in  Oesterreich  eingeführte  Ge- 
werbesteuer. Sie  stellt  Classensätze  und  einen  Tarif  von  129 
Gewerben  auf,  in  weldiem  fttr  jedes  derselben,  ausgeschieden 
nach  ßinf  Abtheilungen  ßir  die  verschiedenen  Ortsgrössen,  die 
Hanpiclasse  voigeschrieben  war,  in  welche  es  eingestenert 
werden  musste.  Der  Hauptclassen  waren  fünf,  deren  jede  wieder 
fünf  Unlerclassen  halte,  in  welchen  die  Steuer  von  30  Kreuzern 
bis  300  Gulden  stieg.  Die  Einreihung  in  die  Unterclassen  war 
dem  Guldflnicen  des  Polizeibeamten  unter  dem  Beirathe  eines 
Ausschusses  von  Gewerbtreibenden  überlassen»  Doch  wurde  dieser 
Ausschuss  nur  bei  der  ersten  Binfiihrung  herzogen  und  spfiler 
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die  Besteuning^  ausschliesslich  aul  Begutachtung  der  Polizeibehörde 
von  der  Finanzbehörde  vorgenommen.  In  der  Regel  wurde  ein 
iniMS  lieirerbe  nit  dem  Mittelsatse  der  vorgeschriebenen  Haupt- 
class»  (dritte  Unterclasse)  bdegt,  und  bei  blomem  Beaüzwcichgal 
fur^deii'^eweilisnachfolger  4ie  nftmtiche  Steuer  regulirt,  welche 
der  Vorfahre  gegeben  halte.  Nur  für  Brauereien  wurden  nack 
der  Menge  des  verarbeiteten  Malzes,  für  Mühlen  nach  der  Zahl 
der  Gänge  und  für  Fleischer  nach  der  Zahl  der  geschlachteten 
Thiere  im  Inatnictionswege  genauere  Anhaltspunkte  vorgeschrieben. 
Bi^  dewie^bagenoasen  einer  Stadt  durften  die  betreffende  Gesammt^ 
atener^Mli  ^eigenem  Ermessen  unter  sich  umlegen.  Sleuerpflichr* 
tig  waren  nur  die  concessionirten  Gewerbe,  während  die  sog. 
freien  (iewerbe  der  Familiensteuer  mit  10  Kreuzern  bis  12  Gul- 
den in  12  Classen  unterlagen.  Eine  allgemein  gütige  aber  vollends 
cme  fnuu^eü»  Unterscheidung  zwischen  den  concesaionirten 
wai  Mmk  Gewerben  gab  es  aber  nicht  und  httufig  muacte  daher 
4a»  Hefknumien  entscheiden,  wekhes  nicht  selten  örtlich  ver- 
M^iedlHi  war. 

Das  Ungenügende  auch  dieser  Bestenrun g  wurde  bald  fühl- 
bar, wesshalb  im  Jahre  1828  im  Zusammeohange  mit  einem 
gMaen-  neuen  Steuersystem  von  der  Regierung  der  Entwurf  auch 
eines  Erwerbsleuer-Gesetses  den  Kammern  vorgelegt  wurde* 
In  «fieser  Brwerbsteuer  war  natürlich  die  Gewerbsteuer  mitent^ 
halten.  Dieselbe  sollte  fortan  von  allen  Gewerben  ohne  Ruck- 
sieht  auf  Coneession  erhoben  werden.  Den  Maassstab  bildete 
der  jährliche  Total-Ertrag  des  Gewerbes  nach  Abzug  der  Geschäfts- 
AttfwandslKOSten ,  ausschliesslich  der  Lohne  der  Gehillen.  Der 
Ertrag  seifte  durch  Passionen  der  Gewerbtreibenden  und  control- 
Krende  Sehftijsung  eines  selbstiitilndig  entscheidenden  Ausschusses 
von  Sachverständigen  ermittelt  werden.  Dit  Schauer  sulilen  von 
der  Gemeinde  vorgeschlagen  und  von  der  Polizeibehörde  auf- 
gestellt werden,  unter  Vorbehalt  des  Rekurses  an  einen  anderen 
besonders  dafür  gebildeten  Ausschuss.  Festgestellt  sollte  hiedurch 
blos  die  Steuerverhältnisszahl  werden,  nach  Haassgabe  deren  die 
erforderliche  Summe  auf  die  Kreise,  und  innerhalb  dieser  durch 
die  Kreisvertretung  (Landrath)  auf  die  Gemeinden,  auf  die  ein- 
zelnen Pflichtigen  aber  durch  ortskundige  bteuervertheiler  umge- 
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legt  werden  sollte ,  so  jedoch^  dass  auch  hier  den  Einzelnen  der 
Rekurs  an  dk  Regierung,  den  Gemeinden  an  den  Landrath  offini 
stand.  Falsche  Fassionen  sofiten  mit  dem  zwansigfacben  Betrage 

der  defrändirten  Steuer  bestraft  werden. 

Die  Kammem  konnten  sich  jedoch  mit  der  Regierung^  über 
dieses  Gesetz  nicht  einigen,  und  es  fiel  daher.  So  interessant 
der  Versuch  einer  Besteuerung  auf  den  eben  bezeichneten  Grund- 
lagen gewesen  wMre,  so  Ist  doch  das  Schicksal  dieses  Entwurfes 
nicht  XU  beklagen*  Denn  der  Schritt  von  der  rein  bureaukratlschen 
Besteunmgsweise  nach  der  Verordnung  vom  Jahre  1814  zu  dem 
weitgehenden  Self-Govemmeiit  im  Entwürfe  von  1828  wäre  zu  gross 
gewesen,  um  ohne  empündüchen  Nachtheil  für  den  Ertrag  oder  für 
die  Gleichheit  der  Steuer  gemacht  zu  werden.  Es  blieb  also  die 
alte  Verordnung  In  GOtigkeit,  bis  endlkk  im  Jahr  1862  den  Kam- 
mern ein  neuer  Entwurf  vorgelegt  wurde,  welcher  mil  wenigen 
Modificationen  angenommen,  und  im  Jahre  ly.jG  wiederholt  be- 
stätigt und  mit  nicht  wesentliclien  Aenderungen  verbessert  wurde. 

Bevor  wir  jedoch  dieses  neue  Gesetz  und  den  grossen  Schritt 
der  Vervollkommnung,  den  es  enthlüt,  nidier  betrachten,  ist  es 
nothwend%,  einen  Blid(  auf  die  inswischen  eriassenen  Gawctb- 
steuer-Gesetze  In  anderen  Staaten  zu  werfen,  um  die  Entwicklung 
der  Gew  erbe-Besteuning  auch  im  allgemeinen  beurtheilen  zu  können. 
Wir  k( innen  uns  jedoch  hier  mit  den  alllerallgemeinsten  Umrissen 
begnügen,  da  die  meisten  dieser  Gewerbsteuem  mehr  oder  minder 
ausllkhrlich  schon  besprochen  0  worden  sind* 

In  Baden  (1815)  werden  die  Pflichtigen  in  Classen  ein- 
gereiht und  zwar  ausgeschieden  nach  dem  Steuercapital  1.  des 
Gewerbe -Kapitals,  soweit  es  äusserlich  wahrnehmbar  in  Einrich- 
tungen, Vorrathen  u.  dgl.  besteht;  2.  der  Arbeitsrente,  unter 
Berüchsichtigung  des  Betriebsorts  und  der  Zahl  der  Gewerbs* 
gehülfen:  —  alles  in  festbestimmten  Sfttzen,  wobei  ein  mindester 
Capitalbetrag  aufgestellt  Ist,  unter  welchem,  und  ein  höchster, 
Aber  welchem  Steuerfreiheit  stalthadet.    Die  Einsteueruug  erfolgt 

1)  InslMioiidera  iiehe ;  v.  Malchin  Th.  L  S.  268.  964.  266.  —  v.  Jacob 
Tb.  IL  §  1100.  —  Prittwiti  &  164.  —  Wirth,  Nttional-Oekoaomie  Th.  H. 
S.  459.  —  T.  Kremer,  SleuorweMA  Tiu  II,  S.  148.  namentlich  ,aher 
Hoiinaim  in  Bd.  VI.  S.  669  diMcr  ZeiHdirift. 
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mf  Dedanition  des  Pffichtigeii  dmreh  die  Oryl>elit>fde  imlßr  Zu- 

Ziehung  eines  Ausschusses  von  Gewerbtrelbenden.  Für  die,  Land- 
wirthe  enthält  das  Gesetz  feste  kopfsteuerartige  Sätze. 

In  Preussen  (1820)  sind  zwar  für  die  gewerbsteuerpfiich- 
ligen  Gewerbe  feste  Classensfttee  nach  den  Gewerbegattungen, 
Betriebsoiten  und  Betriebsmerkmalen  vorgeschrieben;  aOeui  diese 
Ifittebfllze  gellen  nnr  ftir  die  Gesammtiieit  der  Steueipflichtigen 
in  einem  Distrikte.  Diesen  ist  es  überlassen,  die  ihnen  zugeschiedene 
Gf  sHiuiiitsumme  auf  die  einzelnen  tiewerbtreibenden  —  jedoch  in 
vorgeschriebener  Classensteigerung  —  nach  freiem  Ermessen 
imusalegen. 

In  Wflritemberg  (1821)  besteht  eine  mehrfach  abgestufte 
md  sich  dorchkrenxende  Classificimng  der  Gewerbe,  nach  Grösse 

der  Belriebsorte,  Betriebs-  und  Absatzverhältnissen,  nach  der 
Grösse  der  Betriebscapitalien  und  andern  Merkmalen,  wobei  die 
Steuersätze  für  jede  Classe  und  ünterablheilung  vorgeschrieben 
sind.  Bei  der  Binstenemng  ist  dem  Ermessen  der  Steuerbehörde 
durch  die  ihr  zustehende  Einreihnng  der  besondem  Fidle  in  die 
gesetElich  vorgeschriebenen  Chissen  eine  bedentende  Wiricsamlc^ 
gegeben.  Die  Einsteuerungsbehörde  besteht  aus  einem  Steuer- 
beamten und  fünf  Schätzleuten  des  Orts  und  der  Nachbarschaft, 
wdche  der  erstere  auswählt 

In  Sachsen  (1834)  sind  die  Gewerbe  gieichfoSs  nach  sw^ 
Gatfongen  abgetheilt  nnd  lür  jede  Abtheilung  verschiedene  Classen- 
sfttze  mit  Maximal-  und  Minimal-Beträgen  vorgeschrieben.  Einzelne 
Gewerbe,  wie  Bäcker  und  Fleischer,  werden  nach  der  Menge 
des  verarbeiteten  Materials  oder  anderen  Betriebsmerkmalen,  die 
meisten  Handwericer  nach  Maassgabe  der  Ortsgrösse  und  der  Ge- 
httlfenzaU  besteaert  Die  Binstenening  erfolgt  durch  einen  Be- 
amten, in  den  Städten  unter  Zaziehnng  von  Gemeinde-Deputirten, 
anf  dem  Lande  wählt  der  Commissär  sich  seine  Beisitzer  selbst 
aus.  Diese  Behörde  reiht  die  einzelnen  Gewerbe  in  (iic  Classen 
ein,  zu  welchem  Beliufe  die  Pflichtigen  die  äusserlich  wahrnehm- 
baren maassgebenden  Merkmale  des  Betriebs  fatiren  müssen. 

In  Hannover  (1834)  sind  die  Gewerbe  höchst  einfach  in 
zwei  Reihen  von  je  sechs  Classen,  jede  mit  einem  Minimal-  und 
Maximal^atz,  vertheüt,  in  welche  dieselben  von  der  PolizeibeliMe 
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unter  Zuziehiing  von  Gemenide- Repräsentanten  nach  Golddiikeii 
eingereiht  werden. 

In  (^oiifM  (183^)  sind  die  Gewerblreibenden  neben  einer 
progi  essiven  Veruiügenssteuer  mit  durchaus  festen  Sätzen  besteuert, 
die  sich  aber  für  die  meisten  Gewerbe  zwischen  50  Cent,  und 
12  Pres,  in  vier  Glassen  bewegen.  Nor  eimsdne,  wie  Gasthöfe^ 
Wirthsdiaften  n.  a.  sind  höher  besteuert.  Die  Anlage  ist  ganx 
In  der  Hand  der  Behörde. 

In  Nassau  (1841)  ist  ein  ausführlicherer  Tarif  aufgestellt, 
welcher  für  die  verschiedenen  Gewerbe  zweiundzwanzig  Classeii 
von  Steuercapitalien  vorschreibt,  in  deren  eine  sie  nach  Ortskate- 
gorien, tfaeils  nach  Maassgabe  der  Zahl  der  G^ulfen  und  Vor- 
richtnngen  oder  der  Menge  der  Produkte,  theils  nach  freierer 
Wahl  unter  mehreren  Chissensötzen  einger^t  werden.  Die  Ein- 
stenening  erfolert  durch  einen  Beamten  unter  Zuziehung  von  drei 
Gemeinde-Abgeordneten  nach  Einholung  von  Declarat innen. 

In  Frankreich  ist  für  jedes  Gewerbe  ein  bestimmt  fest- 
Stehender,  doch  nach  Ortsgrössen  verschiedener  Betrag  (droit  fixe) 
vorgeschrieben,  welcher  bei  einer  Anzahl  von  Gewoiien  durch 
eme  Onote  des  fftr  den  Betfieh  erforderüchen  Locaütaten-Mielhcfaises 
(droit  proiiorlionel)  erhöht  wird,  dessen  Festsetzung  aber  wesent- 
lich in  der  Hand  der  isteuerbehörde  liegt.  Nur  für  einzelne  wenige 
Gewerbe  wird  diese  Erhöhung  nach  Betriebsnierkmalen  berechnet 

Mit  dieser  Steuereinrichtung  stimmen  im  Wesentlichen  über- 
ein  die  1827  hn  Grossherzogthum  Hessen')  eingeführte  Ge- 
werbsteuer nnd  die  Gewerbsteuer -Verordnung  für  den  bayeri- 
schen Rheinkreis^)  (nun  Pfalz)  vom  Jahre  1820.  Letzlere 
stellt  in  einem  Tarit  für  ohngefähr  420  Gewerbe  iixe  Steuersätze 
auf,  bei  den  Lokalgewerben  nach  vier  Ortsklassen  abgestuft.  Bei 
manchen  Geweil>en  werden  diese  Sitse  mit  der  Zahl  der  im 


1)  Die  Genfer  Gewerbsteuer  (droit  d  iiiscription  pour  exercer  une  industrie) 
ist  zwar  von  den  oben  erwähnten  Schriftfitellcrn  noch  nicht  berficluicktigl, 
allein  ihre  äusserste  Einfticliheik  macht  eioe  eingehendere  EMpreehang  vn* 
nMkig,  sie  ist  eine  Art  ven  Pateotsteoer,  aber  nodi  viel  starrer  nnd  Diient- 
wickelter,  als  die  fraasasiche. 

2)  UolAnann  a.  a.  0.  6.  690. 

8)  SiebenpfeilliBr,  Baadboeh  der  Vcrfiuiiang  Rheinbayems  Bd.  V.&01O. 
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Betriebe  beindliolieii  Yomchtaogen  midliplicirt,  bei  den  meisten 
fttr  jeden  Geh^n  um  ein  Viertheil  erhöht 

Emen  ähnlichen  Absenker  hat  das  fransösisehe  System  ra 

dem  Patentsleucrgesetz  des  voniialigen  Königreichs  \V  e.st|)lialen^) 
vom  12.  Febniar  1810  getrieben.  Dieses  unterscheidet  ciassirte 
und  nicht  ciassirte  Gewerbe.  Die  ersteren  zalüen  durchaus  fixe 
Betrüge,  die  nach  fünf  Orts-  und  fünf  Betriebspässen  verschieden 
sind;  dabei  sind  aber  nicht  blos  die  verschiedenen  Geweirbe  in 
die  Betriebsciassen  vertbeiit^  sondern  mehrere  kommen,  je  nach- 
dem  sie  mit  weniger  oder  mehr  Gehilfen  betrieben  werden,  in 
verschiedenen  Classen  vor.  Für  die  lezteren  sind  Spielräume 
gegeben,  innerhalb  deren  die  Gebühren  zu  bemessen  sind,  z.  ß. 
Baaqiners  100  bis  200  Frcs.,  Grosshftndler,  Fabrikanten  20  bis 
120  Fies.  0.  s.  W.9  lAne  dass jedoch  zu  ersehen  wfire,  nach  wel- 
dien  Grandsttasen  die  Sten^rbeanrten,  denen  die  Festsetzung  an- 
heim  ffesreben  war,  in  jedem  einzelnen  Falle  die  Sleuergrösse 
bemessen  sollten. 

Vergleicht  man  diese  Gewerbsteuem  unter  sich  und  in  ihrer 
Beihenfolge^  so  fällt  ein  dnrchgreifender  Unterschied  in  die  Augen, 
«elcher  seine  Wnrzehi  in  nichts  anderem,  als  in  der  Verschieden* 
heit  der  deutschen  und  französichen  (romanischen)  Nationalität 
hat.  Hier  das  ausgeprägte  Princip  der  Centralisalion,  wobei  alles 
von  oben  her  bestimmt  und  ohne  erhebliche  Kücksicht  auf  die 
Ideinen  und  grossen  Abstufungen  und  Verschiedenheiten  der  lebendi- 
gen  Wiridiclüceit  jeder  Fnss  in  den  voroas  v^tetigten  Gommiss* 
sdinh  hhieingezwängt  wird,  denn  die  Tori^ommende  Rücksicht- 
nahme auf  den  Betriebsumfang  und  die  damit  verbundenen  Schätzun- 
gen sind  eißfentlich  Abw(  ichungen  vom  Princip;  dabei  aber  eine 
nicht  zu  verkennetide  l'racision  und  bei  gutem  Willen  einer  in- 
leii^enten  Regierung  die  Mög^hkeit  auf  dem  Grunde  einer  tüch- 
tigen Statistik  die  Steuer  nicht  blas  eintrigiieh,  sondern  auch  — 
obwohl  bei  vielen  Härten  im  einzehien  —  im  Ganzen  erträglich 
zu  machen       Dort  dagegen  kommen  die  ersten  Versuche  der 

1)  WeitphiliKke  Fintiugeidüclite  Tb.  I.  S.  208  rnifl  800  (1814  ohne 
Aagabft  dep  Verfiufen«  Verlegers  oder  Ortet  erfcbienen). 

2)  HSheies  über  die  fraiizAsiciieGewerbtteaerbei  v.  Uock,  die  FineiU'- 
verwaiUmg  Frankreidif  S.  158,  flgde,  Hnrhard,  Theorie  der  Betteneruiig 
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Gewerbsteuerfesetzgelmng  ziemlidi  roh  auf  die  W^,  wie  die 
beschrfinkle  mid  doch  vage  Classifichruiig  der  ältesten  Gesetse 
beweist;  allein  schon  in  jener  artritiüren  Befugniss  der  Steuer- 
behörden, die  Gewerbe  in  einer  Auswahl  von  Classeu  unttizu- 
bringen,  und  in  der  Zuständigkeit  der  Gewerbsvereine,  ihre  Ge- 
sammtsteuer  unter  üire  GUeder  umzulegen,  zeigt  sich  das  Bestre- 
ben, die  Steuer  mit  der  wirküchen  Leistungsfähigkeit  der  Pflich- 
tigen in  Einklang  zu  bringen  und  es  liegt  hierin  ein  Keim  ger- 
manischer Selbstregierung.  Beides  kommt  in  den  spätem  Ge- 
setzen zu  lioch  nicht  sehr  bedeutender,  aber  doch  iortschreiteiider 
Eiilwickelung.  Freilich  iiiuss  man  bei  den  verschiedenen  Steuer- 
gesetzen  nicht  gerade  in  vollkommen  chronologischer  Folge  die 
Entwicklung  suchen,  sondern  bei  einer  soiehen  Prüfung  audi  den 
besonderen  geschidittichen  und  den  Regienmgs-Verhältiijssen  Rech- 
nung tragen;  denn  bei  der  Ilamiover*sdien  Gewerfosteuer  wttrde 
man  vergeblich  nach  einem  Fortschritt  gegen  die  württembergische, 
ja  selbst  gegen  die  alle  bayerische  und  usleneichisclie  liagen, 
und  die  der  französischen  nachgebildete  hessische,  die  ilur  ganz 
nahe  stehrade  alte  rheinbayerische  und  die  nur  wenig  sich 
von  ihr  entfernende  baduche  Geweibsteuer  haben  nichts  oder  nur 
wenig  mit  jenem  germanischen  Princip  gemein.  AQein  das  stM 
das»  Resultat  im  Ganzen  nicht.  Unverkennbar  bleibt,  dass  die 
Yerhältnissmässigkeit  der  Besteuerung  zugenommen  hat,  dass  ein 
immer  genaueres  Eingehen  auf  den  wirklichen  Ertrag  der  steuer- 
pflichtigen Gewerbe  wahrnehmbar  ist,  und  dass  an  die  Stelle  der 
ausschliesslichen  Beamten -Thitigkeit  eine  namhafte  Hitbetheüi- 
gung  der  Gemeinde-Vertreter  und  der  Steuerpflichtigen  getreten 
ist.  Und  dieser  im  Allgemeinen  wahrnehmbare ii  P>e\vegung  von 
der  bureaukratischen  Besteuerung,  welche  anfänglich  nicht  einmal 
alle  Gewerbe  umfasst,  zur  allgemeinen  Herbeiziehung  aller  Ge- 
werbe und  zur  Selbstbesteuenmg  hat  sich  auch  die  bayerische 
Gesetzgebung  angeschlossen. . 


S.  878.  Fulda,  Handbuch  der  FinantwiMeiitchaft  |  196.  Raa,  Pinana- 
mstensdiafl  §  374.  Seeger,  Abgabensystem  S.  49,  und  die  ichon  alleglr* 
ten  Sckrifksteller.  — 
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Gegeiuitaiid  der  Gawerbttener. 

Gewerbsteueipflichtig  ist  daher  in  Bayern  Jedermann,  der 
ein  Gewerbe  treibt,  und  es  uiiteiiiegen  demgemäss  der  Gewerb- 
steuer, wie  das  Gesetz,  sich  selber  interpretirend ,  fortfahrt,  alle 
radicirten  oder  realen,  dann  alle  persönlichen.  Gewebe,  deren 
Ansäbnng  auf  einer  ConcessioD,  einem  Privilegium,  oder  in  der 
Pfate  auf  einem  Patent  beruht,  sowie  die  der  freien  Betriebsam* 
keit  vorbehaltenen  Erwerbsaiten,  wenn  sie  gewerbsmässig  aus- 
geübt werden  (Art.  1). 

Augenscheinlich  schüesst  sich  das  Gesetz  an  die  dermalen 
noch  bestehenden  gewerbegesetzlichen  Zustünde  an,  und  macht 
die  Rechtmässigkeit  eines  Gewerbebetriebes  zur  Voraussetzung 
der  Besteuerung,  indem  es  die  Voraussetzungen  aufzählt,  unter 
welchen  ein  Gevverbtreibender  steuerpflichtig  ist.  Die  unbelugte 
Ausübung  eines  Gewerbes,  die  Pfuscherei,  hat  in  dieser  Aufzählung 
keinen  Raum;  es  liegt  dies  in  der  Natur  des  Concessionirungs- 
Systems,  nach  weichend  für  den  Uebertreter  der  gewerbepoUzel- 
dien  B^immungen  wohl  Strafe  aber  nicht  Besteuerung  statt- 
finden muss. 

Eine  interpretirende  Ministerial-Entschliessung  vom  Jahre  1858 
stellt  sich  aber  auf  den  Standpunkt  der  Gewerbfreiheit  und  schreibt 
vor,  dass  auch  der  unbefugte  Gewerbebetri^  besteuert,  gleich- 
zdtig  aber  der  Polizeibehörde  Anzeige  gemacht  werden  soll.' 

Von  diesen  beiden  Anordnungen  wird  indessen  factisch  die 
erste  von  der  zweiten  aufg-choben;  denn  die  Polizeibehörde  muss 
sofort  den  unbefugten  Betrieb  einstellen,  worauf  die  Steuer  wieder 
zur  Abschreibung  zu  kommen  hat.  Uebrigens  ist  es  sehr  fragUdh, 
ob  die  Gewerbsteuerausschüsse,  denen  die  Feststellung  der  Steuer- 
pffichtigkeit  vorzugsweise  obliegt,  an  eine  mtnisterielle  Interpreta- 
tion gebunden  sind.  Ein  anderes,  älteres  Ilescript,  verneint,  wie 
es  scheint,  volikuninien  richtig,  diese  Frnpre  und  bezeichnet  solche 
Enkschliessungen  nur  als  Richtpunkte  für  den  Staatsanwalt.  — 

Mit  Rficksicht  auf  die  Staatsgrenzen  ist  der  Umfang  der  Ge- 
weibsleuerplicht  dahni  festgestellt,  dass  Ausländer  far  ihre  in 
Bayern  betriebenen  Gewerbe  sleuerpfliclitig ,  bayerische  Staats- 
angehörige aber  für  die  im  Auslände  betriebenen  Gewerbe  Steuer- 
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frei  sind  (Art  23),  eine  Anordnunf,  welche  ebensosehr  in  dem 
Charakter  dieser  Steuer  als  einer  objectiven  Ertragssteuer  als  in 
der  Rücksicht  auf  die  leichtere  Erhebung  derselben  begi  undet  ist 

Was  unter  steuerpflichtigem  Gewerbe  zu  verstehen  sei,  ist 
principiell  in  dem  Gesetze  nicht  festgestellt,  wie  bekanntlich  auch 
die  Ansichten  der  wissenschafUichen  Autoritäten  hierin  auseinan- 
dergehen. Fulda,  welcher  in  seinen  »Grundsätzen  der  Cameral- 
wissenschaft«  §  441  die  Geweibsteuer  als  eine  Auflage  auf  die 
im  gewöhnlichen  Leben  als  Gewerbe  bezeichneten  Unternehmun- 
gen aiilTiihrt,  scheint  diesen  Begriff  später  nicht  mehr  klar  genug 
gefunden  zu  haben,  denn  in  seinem  »Handbuch  der  Finanzwissen- 
schaft« §  188  bezeichnet  er  als  Objecte  der  Gewerbsteuer  den 
Landhau,  Handel,  die  Fabrikation  und  Privat-  wie  öffentliche 
Dienstleistungen. 

Der  nämlichen  Ansicht  ist  Behr  welcher  nach  englischem 
Vorbild  überhaupt  nur  von  einer  Besteuerunor  der  Arbeitsrente 
spricht,  und  dieser  Besteuerung  Taglöhner,  Künstler,  Gelehrte, 
Kirchen-  und  Staatsbeamte  ebensogut  wie  Handwerker  unterworfen 
sehen  will,  während  er  Handelsgeschäfte  nach  der  Capitahrente 
zu  besteuern  vorschlägt  Seiner  Erklärung  schliesst  sich  Mur- 
hard  an,  welcher  indessen  an  der  Ausführbarkeit  der  Gewerb- 
steuer vorzweifelt  und  sie  desslialb  principiell  verwirlY. 

Jakob  welcher  der  GevverbsleufT  eine  ausiuhrliche ,  genau 
durchdachte  Abhandlung  widmet,  rechnet  ebenfalls  sowohl  die  ge- 
meinen Arbdter,  ab  die  Gelehrten,  Staatsdiener  und  Künstler  zu 
den  Geweitsteuer -Pflichtigen.  Er  bezeichnet  jedoch  die  Auflage, 
welche  von  diesen  erhoben  werden  soll,  als  Steuer  von  der  Industrie- 
rcnte,  wcidie  ihm  in  zwei  Theile  zerfällt,  nämlich  in  die  person- 
liche industrierente  (reiner  Arbeitsverdienst  im  weitesten  Umfang 
uml  Uttternetoeri^winn)  und  in  die  Capitalrente.  Eine  solche 
Steuer  wttatl^^MBigenllkih  mehr  eine  Erwerbs-,  als  eine  Gewedissteuer 
sein;  allein  der  weitere  Umfang  wäre  nicht  nur  kein  NachtheU, 
sondern  ein  Vorzug  j  denn  je  grösser  daa  Gebiet  jeder  Steuer  ist, 


1)  Die  Lehre  von  der  Wiräiichaft  dei  Stufet  §  164. 

2)  a.  e.  0.  S.  871. 

8)  BiBaaiwiMenicheft  §  1070  nod  i078. 
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desto  gmnger  die  Zahl  der  Auflagen,  desto  gleichheitlicher  die 
Beburtang  und  desto  einfacher  die  V^ivaUung.  Die  dabei  erforder- 
lielie  Aussdieidiiiig  in  personliclie  und  Capital-Rente  ist  schon  in 
der  Praxis,  z.  B.  bei  der  badischen  und  theilweise  bei  der  württem- 
bergischen Gewerhsteuer  erprobt  und  bat  sieb  als  ausführbar  und 
nichi  UQZweckmässig  bewährt  0* 

Dies«*  Anschauungsweise  gegenüber  stehen  die  Ansichten 
andefcr  Schriftsteller,  wdche  die  Geworbsteuer  auf  die  im  gewöbn- 
ydieii  Lebeo  so  genannten  Gewerbe,  jedoch  thdlweise  mit  Ein- 
rechnung  der  remen  Lohnarbeit,  beschränkt  wissen  wollen.  Am 
weitesten  geht  in  dieser  Hinsicht  Kreh!  der  hier  wesentlich  auf 
dem  naadichen  Standpunkt  steht,  wie  Fulda  in  seinen  Grundsätzen 
der  Cameralwissensdiaft,  aber  doch  erkennt,  dass  es  unmöglich 
ist,  hiebd  die  Grenze  zwischen  Gewerben  und  anderen  Erwerbs- 
irten  ta  finden,  und  desshalb  die  frohere  Zunflmässigkeit  als  Merk- 
mal  der  Gewerbsteuerpflicht  auislellt.  Dabei  ist  er  freilich  genöthigt, 
noch  besondere  WirUischaits-,  Handlungs-  und  Dienst-Steuern  zu 
empfehlen. 

Bau  C§  versteht  unter  Gewerbe  jede  Beschäftigung, 
welche  die  Erlangung  von  Sachgatem  bezweckt,  mit  Ausschluss 
soidier  Verrichtungen,  bei  denen,  ihrer  höheren  Bestimmung  wegen, 

die  Vergutufitr  nicht  zum  Hauptbeweggrund  gemacht  werden  darf; 
in  einem  engeren  i>inrie  auch  unter  Aussciihiss  aller  blossen  Lohn- 
, arbeit.«  In  diesem  engeren  Sinn  fasst  sie  auch  Uniptenbach 
der  als  Gewerbe  nur  »die  Combwation  von  Aibeit  und  Capital« 
•iierfcennt  Unter  Capital  versteht  er  nur  wirkliches,  materielles, 
kein  sog.  geistiges  Capital  und  proponirt  neben  der  Oewerbsteaer  ftlr 
die  ohne  Capilal  betriebenen  Erwerbszweige  noch  eine  Aiiteitssteuer. 

Malchus  (§  55)  ist  der  nämlichen  Ansicht,  indem  er  eine 
directe  Besteurung  der  Gewerbsthätigkeit  nur  in  Ansehung  der 
Fabeiken,  des  Handels,  der  Handwerke  und  solcher  Dienstgewerbe 
fitar  zulässig  mchtet,  welche  ein  angemessenes  Betriebscapital 
efftntem.  Ausgeschieden  werden  namentlich  diejenigen  Arten  der 


1)  VfL  Ran  GnuubCtse  der  FuuuuwiMeiucbaft  §  873. 

2)  Das  Stanmf  sleni  §  114. 

8)  Lehrbuch  der  FineaswtfMiifcheft  §  94. 
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Industrie,  welche  eine  höhere  wissenschaftliche  Bildung  erfordern, 
zu  deren  Ausübung  aber  keine  Verpflichtung-  obwaltet,  sondern 
die  lediglich  die  Gewinnung  eines  Einkommens  zum  Zwecke  haben 
z.  6.  Aerzte,  Advokaten  etc. ;  wid  insbesondere  diejenigen  Arten 
der  Thfitigkeit,  deren  Uebnng  in  einer  bestimmten  Yeipfliditang 
begründet  ist,  bei  denen  die  Dienstleistung  an  sich  der  Hauptzwecl^ 
das  daniit  verbundene  Einkommen  aber  nur  ein  accessorisrher 
Vortheil  ist  Cöffentliche  Beanite).    Nach  Stein  0  endlich  ruht  die 
Gewerbsteuer  lediglich  auf  dem  gewerblichen  Capital,  während 
sich  das  persönliche  Moment  CPühigkeii^  Fleiss  etc.)  der  Messung 
und  Schätzung  entzieht  Capital  wird  dabei  aber  in  einem  sehr 
weiten  Sinne  gefasst  (S.  27 1>,  indem  es  nicht  blos  die  sachlichen, 
sondern  auch  die  sog.  persönlichen  Güter  ^  (Arbeitsfähigkeit, 
Geschickhchkeit,  Erfahrung  u.  s.  w.)  in  sich  begreift.  Ausgeschlos> 
sen  von  dem  Begriff  der  Gewerbe  sind  alle  Unternehmungen, 
welche  auf  einem  »Capital  an  Grund  und  Boden«  beruhen  und 
jeder  Erwerb}  der  nicht  ein  bereits  vorhandenes  Capital  zur  Grund- 
lage bat  (S.  277),  die  rein  physische  Arbeit    Unter  diese  Be- 
griffsbestimmung lässt  sich  sehr  wohl  der  Erwerb  aus  wissen- 
schattiicher  Arbeit,  der  Staatsdiener,  Aerzte,  Advokaten  u.  s.  w. 
subsumiren ;  allein  für  die  ersteren  wird  eine  besondere  Besoldnngs- 
steuer  (S.  288)  proponhrt,  während  die  letzteren  allerdings  der 
Gewerbsteuer  CvergL  S.  286  und  287,  Note)  verfaOen  soUen,  für 
welche  indessen  auch  der  Ausdruck  Er  w  erbsteuer  (z.  B.  S.  272) 
gebraucht  wird.    Stein  (S.  278)  kann  hiebei  freilich  nicht  umhin, 
zu  gestehen,  dass  die  Grenze  für  die  Gewerbe  gegen  die  rein 
physische  Lohnarbeit  »oft  sehr  schwierig  zu  zidien  ist«.  Diese 
unbestreitbare  Thatsache  whrd  auch  von  Anderen  nicht  verkannt; 
aber  wie  der  Schwierigkeit  zu  begegnen,  wie  der  rechte  Weg 
zu  finden  sei,  dafür  gibt  er  die  Mittel  nicht  an,  auch  Rau  nicht, 
welcher  C§  375.  Züf.  2)  empfiehlt,  die  Grenze  scharf  zu  ziehen. 

1)  Lehrbuch  der  Finanzwissenschaft  S.  269.  Dieser  seiner  eigfenen 
Definitioii  scheint  Stein  insofern  untreu  zu  werden,  als  er  in  den  Capiteln 
über  die  geschichtliche  Stellung  der  Erwerbstener,  über  die  riassifiration, 
den  Geweibsteuerfuss  und  das  Gewerbsteuersy stein  «ich  wesentlich  nur  mit 
den  Gewerben  im  gewöhnlichen,  traditionellen  Sinne  des  Wortes  befasst. 

2)  Stein,  System  der  Staatswiisenschaft  Bd.  h  S.  162. 


Digitized  by  Google 


vom  1.  Juli  1856. 


Es  geht  mit  dioser  Greuzo  wie  mit  dem  Kern  der  Cometen;  je 
scharier  man  sie  beobachtet,  desto  mehr  verschwindet  sie.  Der 
Grund  ist  einfach  der,  dass  eine  Grenze  in  Wirklichkeit  nicht 
besteht 0.  £8  existirl  überhaupt  keine  rein  physische 


1)  Icfi  kann  nidit  umhin,  mich  bei  dieser  Gelegenheit  gegen  das  Her- 
einziehen vuu  persönlichen  Eigenschaften  und  von  YerhäUaiäsen  in  den 
Begriff  des  Capital^  auszusprechen,  was  in  neuerer  Zeit  vielfach  veit^ucht 
wird,  «.  B.  Wirth ,  Grundzüge  der  IVational  -  Oekonomie  Bd.  I.  S.  270.  — 
Stein  a.  a.  0.  —  und  auch  Roscher  spricht  im  §  42  seiner  i rnni<llagen" 
von  unkörpei  Ju  htu  C  apitalieti,  vuii  denen  er  aber  zugestellt,  dasa  aie  schwer 
Vuii  <ier  Arbeitskraft  zu  unterscheiden  sind. 

Erworbene  persönliche  Eigenschaften,  wie  Gewandtheit,  Intelligenz 
D.  s.  w.  sind  mit  den  angeborenen  Anlagen  so  unuuterscheidbar  verbunden, 
dass  sie  in  denselben  vollkommen  aufgehen.  Die  Ausbildung  kann  du 
Talent  nur  unterstiltxen  und  das  Resultat  jener  als  Capital,  dieMs  aber  alt 
Arheitokraft  tu  belracliIeD,  geht  nicht  an ;  denn  bei  der  Yeraehiedenheit  der 
Begabungen  wflrde  Sftr  den  einen  Arbeitskraft  sein,  ,waa  fftr  den  andern 
Capital  wAre,  and  die  UmOglichkeit  eine  Grenze  sa  finden,  würde  sn  der 
CoBseipien«  treiben,  Talent,  Energie,  Charakter  ebenao  wie  Gerandheit, 
lArperkraft  n.  a.  w*  aU  Capital  an  betraeliton.  Seibat  poliliache  and  reli- 
giöae  Verhfiltnlaae,  die  ja  anch  Prodncie  von  Jahrhunderte  langer  Arbeit 
sind,  würden  ebenso  wie  die  günstige  Lage  eines  Handelslokals,  wie  eine 
Kandschaft  und  andere  Verhiltnisse  su  Capital.  Bei  der  Bodenrente  ist 
mmn  so  dieser  Censequens  schon  mit  Bewuastsein  Torgegangen  (Tgl.  Wirth 
Bd.  I*  S.  43  flgde.  naeh  dem  Vorgange  von  Carey  und  Bastiat),  indem  die 
ProducUvitit  der  Natarkraft  in  Abrede  gestellt  wird,  doch  hat  man  nidU 
gewagt,  die  Productivltfit  der  mensehlichen  Begabung  su  verneinen;  gl^eh- 
woU  könnte  dies  mit  eben  so  viel  Recht  geschehen,  als  jenes. 

Richtig  ist  zwar,  dass  man  Fertigkeit,  Kenntnisse,  Absatsgelegenhett 
n.  4gi.  gewisser  Maassen  erwerben  kann,  indem  man  Capital  aufwendet, 
tikwM  das  Erweiben  bei  Kenntnissen  n.  s.  w.  etwas  sehr  anderes  ist,  als 
das  Erwerben  von  Sachen;  allein  das,  was  man  för  Capital  eintauscht,  ist 
deswegen  nicht  audi  Capital,  und  noch  weniger  sind  persönliche  Eigen- 
schaflen  n.  s.  w.  deswegen  Capital,  weil  sie  productiv  sind  (vgl.  Wirth 
I.  S.  270);  denn  dass  es  eine  Productivitfit  dw  Arbeit  neben  jener  das 
Cnpitals  gibt,  hat  noch  Niemand  in  Zweifel  gesogen. 

Jene  Ausdehnung  des  Capital -Begriffs  dürfte  auf  Unklarheit  beruhen 
nnd  es  wird  zur  Vermeidung  von  Begriffsverwirrangen  gerathen  sein,  bei 
der  älteren  Definition  von  Capital  zu  bleiben,  welche  nur  sachliche  Güter 
lunfasst ,  und  welche  auch  die  Neuerer  selbst  nnbewosst  anerkennen  (vgl. 
Wirth  1.  S.  29  und  310). 

Die  ältere  Wissenschaft  kennt  anch  immaterielles  Capital,  aber  in  einem 

Zeitsehr.  1  Staatsir.  iMi.  I.  Heft.  2 
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Arbeit  von  Menschenhand,  zu  jeder  ist  cme  grossere  oder 
kleinere  Menge  von  Bildunigr,  Erziehung,  Erfahrung  nothwendig. 
Ein  Fabrikarbeiter  muss  sein  Geschäft,  wenn  auch  nur  kurze  Zeit, 
doch  in  der  Regel  erst  lenieii,  muss  also  für  Sachgfiler  Oesciiick- 
lichkeit  erwerben  (nicht  eintauschen);  ein  Ausläufer  muss  eine 
durch  Erziehung  entwickelte  Verlässigkeit,  Ortskenntniss  u.  s.  w. 
hüben;  ein  Holzhauer  braucht  uiclit  blos  seine  durch  Uebung  ge- 
steigerte Kraft,  sondern  auch  eine  gewisse  Geschäflskenntniss 
Cz.  B.  um  ^>tücke  zu  spalten)  und  überdies  mehr  Capital  in  Werk- 
zeugen, als  mancher  kleine  Handwerker.  Wir  sehen  also  Überall 
sowohl  Intelligenz  erfordert  als  Capital  verwendet  —  Haben  wir 
nun  nach  der  einen  Seite  eine  Grenze  verschwinden  sehen,  so 
wollen  wir  nun  auch  die  andere  Seite  betrachten,  auf  welcher 
den  (3 e werben  die  »h()heren  Thatigkciten«  gegenübergestellt  werden. 

Der  Umstand,  dass  Jeuiand  nicht  nach  dem  concreten  Maasse 
seuier  Arbeiten  bezahlt  wird  %  sondern  eine  jährliche  fixe  Summe 
erhält,  wofür  er  zu  thun  hat,  was  eben  vorkommt,  das  eine  Mal 
mehr,  das  andere  Mal  weniger,  kann  jedenfells  keinen  Ausschlag 
geben  :  denn  jeder  Comuiis  und  jeder  Arbeiter,  der  nicht  nach 
dem  Stück  bezahlt  wird,  erhält  eine  Aversai-Vergütung ,  sei  es 
jahrweise,  ^ei  es  monatweise,  sei  es  tagweise  ebenso  wie  der 
Münster,  Füir  seine  Bezahlung  aber  hat  jeder,  .er  sei  im  Privat- 
dienst oder  im  offentfichen  Dienst,  die  Piicht,  seine  Scbuldigkeü 
zu  thfon,  so  gut  es  in  seinen  Kräften  steht  und  es  ist  durdiaus 
in  Abrede  zu  stellen,  dass  bei  ()ffentlichen  Bediensteten  die  Dienst- 
leistung an  sich  der  Hauptzweck  und  die  Besoldung  nur  A^eben- 
sache,  bei  Privatbediensteten  aber  der  umgekehrte  Fall  ist^. 
Ebensowenig  kann  in  der  wissenschaftlichen  Bildung  ein  Uaterr 
schied  gefunden  werden.  Der  Chemiker,  der  Mechaniker,  der 
in  einer  Fabrik  angestellt  ist,  muss  ebenso  viel  wissenschaftliche 
Bilduiij:r  besitzen,  als  viele  Staatsbedienstete  zu  haben  brauchen, 
und  doch  sollten  diese  »etwas  Besseres«  sein?  Der  Advokat^ 


ganz  andern  Siim;  vgl.  SiMBondi,  EUides  mu  i'tfeoiiomie  poUfekine  TJi.  iL 
&  426.  — 

1)  Vgl.  Malchus  Bd.  I.  S.  247  auf  248. 

2)  Man  vergleiche  x.  B.  Friedrich  Perthes  Leben  von  Clement  Perthe«^ 
B4.  L     64.  Bd.  lU.  S.  42  v.  n.  0. 
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der  Arzt,  der  Notar,  wdcSer  noch  dazu  eine  ößbntliche  Person 
ist,  wahrend  er  um  Stücklohn  arbeitet,  sollten  kein  anderes  In- 
teresse kennen ,  nh  ihren  Geldsackel,  sollten  nicht  die  nämlichen 
Gewissens- VerpfliehlHngeB  haben,  wie  ein  Beamter?  Der  Tedi- 
niker  (Bergmann,  Architekt,  Landwlrtk,  Braumeister  u.  s.  w.)» 
welcher  dem  Staate  dient,  solRe  eine  andere  sittliche  und  wirth- 
schaftliche  Stellung  haben,  als  der,  welcher  einem  Privaten 
dient?  Keiner,  der  Minister  so  wenig  als  der  Arbeiter,  würde 
oder  könnte  ohne  Bezaiihing  dienen;  keiner  steht  ausserhalb  der 
Verpflichtung  seine  Schuldigkeit  zu  thun,  und  die  Wissenschall 
durchdringt  heutsutage  alle  G^iete  der  menschlichen  Thfttigkeit 
Dies  dürfte  genügen,  nicht  zu  beweisen,  was  keines  Beweises 
bedarl,  ^oiidt  rii  nur  klar  zu  machen,  was  an  sich  klar  ist :  dass 
man  so  wenig  zwischen  Arbeitsverdienst  und  Arbeitsverdienst,  als 
zwisdien  Capitalaufwand  imd  Capitalaafwand,  überhaupt  zwischen 
den  Ertriignissen  verschiedener  Erwerfosarten  einen  wesentlichen 
Ihiterschied  machen  kann.  Es  besteht  nur  ein  Unterschied  nach 
dem  Grade,  in  welchem  geistige  ilüitiirkeit  in  Anspruch  genom- 
men wird  und  Capital  zur  Verwendung  kommt,  so  dass  ohne 
Willkiünliehkeit  eine  Grenze  nicht  zu  ziehen  ist,  weil  sie  in  Wirk- 
lichkeit nicht  besteht  , 

Ist  dies  aber  richtig,  so  w&re  nichts  rattoneller  und  einfacher, 
ate  eine  Besteurung  des  Erwerbs  ohne  Ausscheidung  der  Erwerbs- 
arten. Bei  einer  solchen  allgemeinen  Erwerbssteuer  würde  der 
wesenthche  Vortheil  einer  grosseren  Gleichheit  der  Besteuerung 
erreicht  9  als  bei  einer  Zersplitterung  in  mehrere  Besteuerungen 
£ür  die  versdiiedenen  Erwerbsarten  möglich  isl^  welche  sich  auf 
verschiedene  Standpunkte  steUen  und  dadurch  zn  verschiedenen 
Resultaten  kommen  müssen,  und  es  würde  die  Willkürlichkeit, 
weli  lie  bei  der  Grenzbestimmung  zwischen  den  verschiedenen  Er- 
werbsarteu  nicht  zu  vermeiden  ist,  dadurch  beseitigt.  An  dieser  Will- 
käbrtichkeit  leiden  denn  auch  mehr  oder  weniger  aUe  Gesetze,  welche 
eineBesleuerttngdm'Geiwefbeimengerenfiiinneanonlnett.  Dieöster- 
leicbiscfae  Gewerbsteuer  z.  B.  zieht  die  Advokaten  an  und  Iftsst  die 
Aerzte  0  und  überhaupt  alle  Beschartigungen,  welche  die  innere  imd 


1;  Ufthiiy  die  direliten  Steuro  Oesterreichs  8,  2. 

2* 
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äussere  Ifeilung  der M enseben  «odTfail^  zum  Zwecke  haben,  frei. 
Privatunterricht  in  Orlen  über  4000  Seelen  ist  steuerpflichtig, 
jener  von  angestellten  Lehrern  aber  ist  steuerfrei.  In  Bayern 
sind  Getraidemesser  (in  Schrannen)  Aiciuneister,  Waagmelster  etc. 
als  gewerbsteaerpflichtig  l^seichnet,  während  sie  mindestens  eben* 
sogut  als  dffenäiche  Bedienstete  betrachtet  werden  können,  da 
sie  als  verpflichtete  Aufsichtspersonen  eine  gewisse  publica  fides 
geniessen-  Privalschreiber  dagegen,  Todtengräber  u.  a.  Beschäf- 
tigungen, deren  Charakter  sich  dem  gewöhnlichen  Begriffe  des 
Gewerbes  weit  mehr  annähert,  sind  nicht  gewerbsteuerpflichtig. 

Ist  aber  die  allgemeine  Erwerbssteaer  vemimftgemilsser  als 
die  verschiedenartige  Besteuerung  der  einzelnen  Erwerbsarten,  so 
ist  auch  die  Veranlagung  derselben  nacli  ihren  natürlichen  Be- 
standtheilen ,  nunihch  nach  der  Arbeitsrente  einerseits  und  nach 
der  Capitah'ente  ^)  anderseits  durchaus  nicht  mehr  anzuiechtea. 
Die  Frage,  ob  für  jeden  der  beiden  Theile  eine  besondere  Steuer 
zu  regidiren  ist,  oder  nicht,  bleibt  hiebe!  noch  ausser  Betracht; 
allein  selbst  dieser  Ausscheidung  ist,  wie  schon  erwihnt,  die 
Erfahrung  keineswegs  ungünstig. 

Es  ist  daher  schwer  zu  begreifen,  wie  dieser  Anschauung 
der  Vorwurf  der  Unklarheit  und  Verwirrung*)  gemacht  werden 
konnte,  wiihrend  einleuchten  durfte,  dass  nur  auf  diesem  Wege 
zu  Consequenz  und  Kkrheit  zu  kommen  ist 

AUein  das  in  thesi  richtigste  ist  nicht  immer  das  in  praxi 
zweckmässigste ,  und  es  soll  dem  bayerischen  Gesetz  kein  Vor- 
wurf daraus  gemacht  werden,  dass  es  auf  dem  Boden  der  ge- 
wöhnlichen Denkweise  geblieben  ist.  Wenn  die  Folge  davon  eine 
kleine  Wiilkühriichkeit  in  der  Abgrenzung  und  eine  kleme  Ungleich- 
beit  in  der  Belastung  verschiedener  Brwerbsarten  war,  so  ut 
dieser  Schaden  practisch  doch  geringer,  als  wenn  man  den  ge- 
wöhnlichen, volksthiiiiili«  hen  Begnif  von  Gewerbe  aufg-epreben  und 
den  Vollzugsorganen  den  ihnen  ungewohnten  Begritl  des  Ertrags 
der  Ariieitsrente  und  Capitaisrente  zur  Anwenduug  in  die  Hand 


1)  Des  Begriflii  I,  geistiges  Capital  ^  mass  man  sich  dabei  freilich 
•ntochlagen. 

2)  L.  Stein  Finanz  wi^sensckaft  S.  271. 
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gegeben  lüMte»  Biner  spftteren  Zeit  wird  YorbekaUen  sefn^  jenen 
weltmn  Schritt  zo  tbiin,  wenn  die  Einsteuerungsorgane,  welche 

wesentlich  aus  Steuerpflichtigen  bestehen,  an  den  jetzijren  Ein- 
richtungen ihre  Intelligenz  und  Selbstständigkeit  befestigt  und 
erbölit  haben  werden. 

Es  ist  daher  wohlgethan,  dass  sich  das  bayerische  Gesetz 
an  den  gewOhnStehen^  vnigftren  Sinn  des  W<Hles  »Gewerbe«  an- 
geschlossen hat,  wdchen  Jedermann  kennt,  ohne  dass  es  jedoch 
möglich  ist.  ihn  wissenschaftlich  vollständig  zu  fixiren,  was  grössten- 
theils  dann  seinen  Grund  hat,  dass  er  auf  der  rein  thatsächlichen, 
historischen  Uasis  der  Zunftinüssigkeit  beruht,  und  wenn  er  sich 
anch  bedeutend  darOber  hinaus  erweitert  hat^  doch  an  vielen 
Punkten  seine  wiOküilich  gezogenen,  aber  durch  Verjfthnmg  an- 
erkannten Grenzen  festhält 

Unser  Gesetz  stellt  somit  keine  Definition  aui',  sondern  setzt 
als  bekannt  voraus,  was  im  gewöhnlichen  Leben  als  Gewerbe 
betrachtet  wird,  und  was  nicht.  Dafür  zahlt  es  in  einem  672 
Nnminem  umfassenden  Tarife  die  steuerpflichtigen  Gewerbe  auf, 
ebne  indessen  diese  Reibe  fttr  geschlossen  zu  erklären;  sondern 
es  überlasst  den  sachkundigen  fiinsteuerungs- Organen ,  untarifirte 
aber  als  Gewerbe  erkannte,  Erwerbsarten  angleichend  an  die 
tarifirten  zu  besteuern.  Bei  dieser  Einstcuerung,  wobei  dieAna- 
kgie  des  zunächst  verwandten,  tarifirten  Gewerbes  maassgebend 
sein  soD  (Art  6),  ist  es  aber  nicht  bkus  die  technische  Verwandt* 
Schaft,  auf  welche  Rockndit  zu  nehmen  ist,  sondern  auch  die 
Aehnlichkeit  des  Ertrages  %  und  wenn  also  nach  dem  Ermessen 
des  Ausschusses  ein  nicht  tarifirtes  Gewerbe  nur  z.  B.  den  vier- 
ten Theil  von  dem  Ertrag  abwirft,  den  das  technisch  nachstver- 
wandte  tarifirte  gewährt,  so  kann  jenem  auch  nur  der  vierte 
lliefl  der  Steuer  aufgelegt  werden. 

Eb«MO  wie  unser  Gesetz  darin  oonsequent  ist,  dass  es  nur 
die  Gewerbe  zu  besteuern  beabsichtigt,  so  beweist  es  diese  Eigen- 
schaft andererseits  darin,  dass  es  a  1 1  e  Gewerbe  herbeizieht.  Es  ^ehi 
dies  schon  aus  dem  eben  Gesagten  hervor,  wonach  die  Aufziihiung 


1)  Vgl.  Vocke,  das  Gewerbsteuergesetz  vom  1.  Jali  1856,  in  Doli* 
Huui's  Geaetxgebung  des  Königreichs  Bfiyern  T)i.  II,  M.  II,  Heft  2.  S,  179» 
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des  Tarifs  sich  nicht  für  erschl^pfend  gibl,  und  indem  das  Gesetis  nicht 
imr  alle  auf  Concession,  Pritflegium,  oder  Patent befriehenen  Gewerbe^ 
sondern  auch  «He  sogenannten  »freien  Oeweibe«  oder  »der  freien 

Betriebsamkeit  überlassenen  Erworbsarten^  in  seinen  Bereich  zieht, 
macht  CS  sich  von  den  Fesseln  der  Verordnung  von  1814,  welche 
nnr  die  concessionirten  Gewerbe  besteuerte,  los.  Doch  besteht 
ein  Unterschied  zwischen  den  beiden  Glessen  von  Gewerben  darin, 
dass  die  ersteren  unter  allen  Umstftnden  steuerpflichtig  smd,  die 
lezlcren,  die  freien  Gewerbe,  mir  unter  der  Voraussetzung  »des 
gewerbsmässigen  Betriebs.«  Ob  eine  solche  Erwerbsart  in  einem 
Umfang  und  in  einer  Weise  betrieben  wird,  weiche  ihr  den  Charak- 
ter der  Gewerbsmässigkeit  gibt,  das  zu  entscheiden  ist  für  jeden 
einzefaien  Fall  dem  sachliundigen  Ermessen  der  Steuer-Ausschflsse 
überlassen.  Als  bindende  Kennzeichen  stellt  das  Gesetz  im  die 
Ausübung  mit  Gehilfen,  in  offenem  Laden  oder  mit  öffentlicher 
Ankündigung  auf.  Für  die  nicht  gevverlmiässief  betriebenen  freien 
Erwerbsarten  enthält  das  Einkommensteuergeselz  eine  besondere 
Kategorie.  Hier  zeigt  sich  aber  eine  der  Inconvenienzen,  welche 
bei  der  Trennung  der  Geweriie  von  der  Erweri>steaer  (das  ist 
die  bayerische  Binkommenstener  in  der  Hauptsache^  In  zwei 
Sieuer^esetze  kaum  ausbleiben  können,  indem  die  Einkommen- 
<?teuer  für  nicht  ffewerlismussig,  also  gering  betriebene  Erwerbs- 
arten unter  Umständen  viel  höher,  ja  dreifach  so  hoch  ist,  als 
die  Gewerbstenei'  für  den  gewerbsmässigen,  also  stärkeren  Betrieb* 
Denn  die  Gewerbsteuer  kann  bis  zu  10  Kreuzer,  die  Einkommen* 
Steuer  nur  bis  zu  30  Kreuzer  herabgehen,  eine  Ungleichmüssig- 
keit,  die  bei  der  Kleinheit  der  Beträge  freilich  mehr  im  Princip, 
als  in  der  Praxis  fühlbar  ist,  aber  doch  für  die  Richtigkeit  einer 
allgemeinen  Erwerbssteuer  spricht. 

Dass  die  bayerische  Gewerbstener  ebenso  die  ganz  kleinen 
Gewerbsleute  trifl),  wie  anch  die  Lobnarbeiter  mit  der  Einkommen-^ 
richtiger:  Personal-Steuer  belegt  smd,  steht  allerdings  mit  den 
fast  einstimmigen  Ansichten  der  staatswissenschafUichen  Autori- 
täten nicht  im  Einklänge.  Wenn  man  indessen  erwägt,  dass  in 
Bayern  ausser  den  Yereins-Zöilen  und  dem  Malzaufschlage  keine 
indirecten  Staatsanflagen  bestehe»,  die  Arbeiter  nnd  kleinen  Hand- 
werke also  fast  steuerfrei  wiren,  wenn  sie  nicht  zo  den  dureden 


Digitized  by  Google 


inflageB  angiteogea  wttrfcn,  so  wird  mn  mgßddhen  nmmen,  4aM 
«iM  io  misflijie  dlmte  Steuer,  wie  msere  GewerlMtetter,  wenn 
Äe  aaoli  mtitst  enpfimÜeii  wird,  als  eine  indireote  Besteuerung, 

doch  gerechter  und  daher  vorzüglicher  ist,  was  auch  Adam  Sinith 
in  trühester  und  L.  Stein  in  neuester  Zeit  für  letztere  sagen 
Biögen. 

Ausdrtteklich  aoigeiiODnien  you  4et  Gewerfosteoer  «it  der 
Betrieb  der  Land-  «nd  Forst'WirthsdudI  die  Jagd  und  PIscherel, 
sowie  die  Ausbeutung  der  Bergwerke  (Art  22).  IBevon  ist  der 

Bergbau  nach  eiiuMii  besonderen  Gesetz  bereits  mit  einer  Abgabe 
von  5*^/0  des  Capital  und  Lntemehmer-Gewintis  belastet,  und  die 
Jagd  hat  auch  eine  Art  von  besonderer  Besteuenmg  in  der  Jagd- 
karten-Gebibr^  wdebe  jeder,  der  auf  die  Jsgd  gehen  witt,  aUjahr* 
Heb  eflegen  nDSS,  aflein  die  Land-  und  Forstwirthschaft  und  die 
Fischerei  sind  nur  hnofinm  besteueii,  als  der  Grand  und  Boden 
giumisteuerpflichlig  ist.  Die  aus  einem  ermässigten  Rohertrage 
nach  der  natürlichen  Ertragsfahigkeii  des  Bodens  an  Getreide- 
Idmeni,  ifou,  Holz  und  Fischen  berechnete  Grund-  und  Fisch- 
wasser^Stooer  trüft  ä^r  weikr  dM  in  tien  Boden  Terwendete^ 
locb  das  in  Visb,  Gerttthen  n.  s:  w.  ^angelegle  Capital,  noch  auch 
die  Arbeitsrente  des  Landwirths,  weshalb  eine  keineswegs  unwich« 
tige  QueHe  des  Staalseinlionimens  in  Bayern  —  wie  in  vielen 
andern  Staaten  —  noch  nicht  benützt  ist  Unsere  Bauern,  Guts^ 
bedtaer  und  Pachter  wärden  eine  solche  iandwirthschaftliche  Gewerb- 
fteoer  sehr  woU  ertiagen;  denn  bei  der  nach  eihem  Preise  des 
Roggens  Ton  8  Gulden  fir  4m  bayerischen  BobäiM  beoiessenen 

r  Die  liiiiicipielle  Kichtigkeit  einer  landwirthschaftlichen  Gewerbe- 
steuer iät  t>u  zieuilich  allgemein  aiierkaunt,  vgl.  v.  Jakob  §  671.  MalchuA 
§51.  Murhaid  S.  ÖÜiJ.  Fulda  §  19U.  Rau  §302  und  303.  —  Wenn  Stein 
S.  278  sie  als  einen  schlechten  Ersatz  f&r  die  fehlende  Beweglichkeit  der 
Grandstener  bezeichnet,  so  hätte  er  eine  Grundstener  rorzeichnen  sollen, 
welche  aavh  dlas  ganze  landwirtlucliaftlicheBMriAlwcapital  (Gerftthe,  Maschio 
m,  Geld  «ad  Ifatntal-Votritli«  «.  §.  w.)  TeriiilMiMvissig  bMietterl  Da 
tr  aber  das  nldhl  galbta  bat,  und  der  Ertrag  der  Landwirthaehaflt  ein  sehr 
vertchiedener  ist,  je  nachdem  das  Capital  gross  oder  klein,  und  da  über^» 
dies  die  Fähigkeiten,  Bildung  n.  s  w.  des  Landwirthes  gleichfalls  grossen 
BinflüM  äussern,  so  möchte  die  Gewerbslencrfihigkeit  der  Landwirthe  noch 
immer  Ar  oaaweifelhafl  gelten  dftiCni« 
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Gnmdsteuer  befinden  sie  sich  trotz  der  in  neuerer  Zeit  erhobenen 
Zuschläge  von  33^3  Procent  bei  den  seit  einer  Reihe  von  Jahren 
gesteigerten  Getraideps^isen  entschieden  im  YortbeU  gegen  die 
«hngen  SlsiierpflichligeiL 

Jedes  Geweilie  kl  stenerpflichtif ,  aber  aueh  nur  enmil 
Wenn  also  mehrere  Personen  ein  Gewerbe  betreiben,  so  wird 
nnr  eine  Steuer  regulirt  und  einer  der  Gesellschafter  als  Reprä- 
sentant des  Gewerbes,  die  andern  aber,  insofern  sie  beim  Betriebe 
thütig  betheiligt  sind,  als  Gehilfen  betrachtet  (Art.  20).  Umgekehrt, 
wemi  eine  Person  mehvere  Gewerbe  betreibt,  so  hat  sie  fttr  jedes 
die  Yolle,  dem  Betriebsamfange  angemessoie  Steser  zu  entrichten. 
Sind  jedoch  mehrere  Gewerbe  in  der  Art  verbunden,  dass  durch 
deren  Zusammenwirken  ein  Product  hervorgebracht  wird,  oder 
dass  eines  das  andere  nach  der  Natur  der  Sache,  oder  nach  Her- 
kommen in  sich  begreift  (wie  Gastwirthsohaft  die  Sohenfewirth* 
schall),  oder  dass  verschiedene  sonst  getrennte  Handrtugaltimge« 
in  einem  Geschäft  betrieben  werden,  dann  wird  nar  eine  Steuer 
und  z^var  nach  dem  Hauptgeschäft,  oder  wenn  dieses  zweifelhaft 
ist,  nach  dem  höchst  besteuerten  der  verbundenen  (bewerbe  resru- 
lirt  (Art.  18).  Insoferne  jedoch  eine  solche  Verbindung  von 
Gewerben  dem  Umemehmer  ge^enilber  anderen,  welche  das  he* 
treffende  Hauptgeschäft  ohne  die  Nebengewerbe  betreiben,  eine 
wesentliche  Ertragserhdhnng  verschafll,  wird  der  YieHiäS'  bis 
ganze  Belraj?  der  für  das  lucralive  Nebengfewerbe  oder  Handels- 
geschäft verordneten  Normalsteuer  der  Hauptsteuer  zug;es(  hlajj;en 
(Art.  24).  Der  Verkauf  der  eigenen  Fabrikate  gilt  aber  nicht  als 
Nebengewerbe,  mid  wird  daher  nicht  besonders  besteuert,  auch 
wenn  er  in  einem  eigenen  Laden  stattfindet.  Nur  Niederiagen 
'an  answfirti^n  Orten  werden  als  selbststindige  Hsndelsgeschttfte 
besteuert  und  wenn  in  dem  Laden  eines  Producenten  Artilicl  ge- 
führt werden,  welche  er  nicht  selbst  erzeugt  hat,  so  wird  der 
Viertels-  bis  ganze  Betrag  der  für  das  betreffende  Handels» 
geschaft  bestimmten  Steuer  je  nach  der  Zahl  und  Art  der  fremden 
Artikel  (und  nach  dem  Umfang  des  Ladengeschäfts)  der  Steuer 
des  Hauplgewerbes  zugesetzt  (Art.  19). 


1)  VgL  Ran  a.  «.  0.  §  875,  ZUL  4. 
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Wie  dieae  AnoriiiHUig  wegen  Besteuerung  zusainmeoges^tolor 
Gewerbe  m  vmtehea  sei,  diunaber  geben  die  YerhandJniigen  in 
4er  Kiuiimr  der  Abgeordaelen  einen  iaterefl6an|en  Au&chkuoL 
N«ch  der  gewöhnlichen  Ansdiäaimgswdfle  soUte  man  nämlich  vor- 
aussetzen, dass  als  llauptgewerbe  vorzugsweise  nur  dasjenige  be- 
trachtet wird,  welches  dein  ganzen  Uiiteruehmea  den  tarnen  gibt, 
also  nicht  blos  in  einer  FaJmlL  das  Gesammt-Geschäfl  gegenülDer 
den  einzehien  Gewerben,  die  elwa  darin  beschftfUgt  sind,  sondern 
«neb  X.  B.  die  Gwlwinhschaft  gegenüber  den  darin  eathallenea 
Belagnissen  der  Schenkwirthschaft ,  Herbergung  u.  s.  w.  AUdii 
dem  ist  nicht  unbedingt  so,  sondern  gerade  bei  dem  letzleren 
Gewerbe  wurde  von  dem  Reterenten  der  zweiten  Kammer  die 
AMcht  avagesproohan ,  dass  als  Uauptgewerbe  das  Vorzugs* 
weise  betriebene  and  daher  im  Gesammtfietrage  der  Steuer 
hoher  angelegte  betraehtet  werden  sott.  Eine  geringere  Gast- 
wirthschaft  in  einer  Stadt  von  4000  bis  20,000  Seelen  würde, 
wenn  ein  Kellner  und  ein  Hausknecht  gehalten  werden,  als  solche 
5V«  Gulden  Steuer  zahlen;  wenn  aber  viel  Bier  ausgeschenkt 
wird,  etwa  600  Eimer  des  Jahres,  so  würde  dieses  Geschttft 
nieht  als  Gast-,  sondern  als  Schenkwirthschaft  besteuert  und  ^ 
solche  9^1  f  Gulden  geben.  Es  gibt  diese  Auffassung  jedenfafls 
dem  Gesetze  eine  grosse Blast i/.itrit,  welche  bei  der  Besteuerung 
nach  einem  Tarif  immer  wunschenswerth  ist. 

Eben  dahin  zielt  auch  eine  andere  Vorschrift  ab,  gemäss 
weleher  die  Gewerbe  nicht  gerade  nach  ihrer  Benennang  oder 
nach  dem  Inhalte  der  Concessiotts-Urfcnnde.bestetterl,  besiehungs- 
w^eise  unter  die  im  Tarif  aufgefithrten  Gewerbegattungen  eingereiht 
werden  sollen,  sondern  nach  dem  thatsachlichen  Betriebe.  Con- 
cession  und  Benennung  sollen  nur  Anhaiispunkte  für  die  Beurthei- 
bmg  des  wirklichen  Betriebes  bilden  (Art»  7).  Uiemit  scheint  der 
letzte  Rest  des  alten  Systems,  welches  die  Besteuerung  an  das 
Gewerbs  recht  knüpfte  und  womach  das  Recht  zur  Besteuerung 
ein  Austluss  der  Befugniss  zur  Concessionsertheilung  war,  abge- 
worfen und  die  Steuerpflicht  rein  nach  Maassgabe  des  Ertrags 
anerlumnt  zu  sein.  Allein  ein  Ueberbleibsel,  das  nur  auf  histori- 
schem Wege  erklärt  zu  werden  vermag,  hat  sich  an  einer  anderen 
Stelle  des  Gesetzes  dach  noch  erhalten.  FQr  Geweibs^Concessionen 
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nämlich,  welche  zeitweise  nicht  benUzt  werden  (hei  (imiyAhncrt^m 
Nichtbetriob  erlischt  die  Concession),  muss  gleichvvolil  eine  ge-' 
minderte  Steuer  eittrichtel  werden  (Art  21),  welche  jedoch  unter 
Umstfinden  bis  auf  die  RSlfte  des  niedrigsten  Glassensatzes  (10 
Kreuzer)  herabgehefi  kann.  Dass  hiebe!  TOn  einem  steuertiarell 
Erliiig  keine  Rede  sein  kann  und  dass  hierin  also  eine  Abwei- 
chung von  dem  ausges[)iu(  heuen  Grundsätze  der  Ertragsbesteue- 
rung und  ein  Hinneigen  zu  einer  Vermögenssteuer  liegt,  fallt  in 
die  Augen.  Bs  ist  dies  eben  ein  Zugestiindniss  an  das  dermalett 
gütige  gewerbspoüzdliche  lästern,  von  dem  man  sich  doch  nichl 
ganz  trennen  wollte  noch  konnte,  obw^l  der  Art.  7  und  die 
ministerielle  Auflassung  des  Art.  1  (siehe  oben)  sich  in  anderen 
Stui'ken  entschieden  davon  emancipirt  haben.  Diese  Besteuerung 
der  ruhenden  Gewerbe  ist  indessen  nichts  weniger  ais  eine  Neue- 
rung md  mag  daher,  sowie  von  dem  Standpimlite  ans,  dass  der 
Besitzer  eines  rahenden  Rechtes,  dessen  Betrieb  er  jeden  Augen-' 
bficlc  wieder  anfhehmeit  kann,  wenn-  auch  nicht  Steuer  fähiger, 
doch  steuerpflichtiger  ist,  als  derjenige,  der  das  Recht  nicht 
hat,  auch  in  den  Augen  unbefangener  Theoretiker  Gnade  finden.  — 

tfaasistab  der  Gewerbsteuer. 

Es  fßhk  luoht  an  staatswirtbsehafl£chett  SohriftsteHefD,  weldid 
der  MeinnAg  sind,  dass  eine  Gewerbstener  eigenHich  niefat  die 
6ewerbtreit>enden ,  sondern  durch  Ueberwälzung  ^  als  indireote 

Aullage  das  consumirende  Publikum  trifft.  Diese  Ansicht  führt 
mit  Conseqasnz  zu  dem  weitern  Satze,  dass  es  eigentlich  ganz 
einerlei  sei,  in  welcher  Art  die  Gewerbe  besteuert  werden;  dewt 
eine  an  sich  selbst  erdrttekende  Last  würden  die  Zalilenden  nur 
als  Vorschnss  empfinden,  den  sie  sich  mit  Zosen  könnten  wiedm: 
ersetzen  lassen,  und  die  gröbsten  Ungleichmassigkeileii  in  der 


1)  Prittwits  S.  167,  Morhard  S.  883,  theilwelfe  «ueh  Wirth  Bd»  IL 
S.  408.  Vortheilhtft  unlttneheidet  lieh  Ton  diesen  die  Ueberwaimfi« 
Theorie  Steins,  S.  191  flg.;  doch  wird  man  biUig  Bedenken  tragen,  ihr  i» 
ihren  Conaequenxen  zu  feigen,  andi  wenn  man  ihre  Richtigkeit  anerkennt, 
da  eine  nicht  richtig  bemessene  oder  vertheille  vSteuer  doch  allemal  für 
die  Ueberbürdeten  eine  Zeit  des  Druckes  oder  gar  der  Moth  mil  aidi  bringen 
mu»,  wenn  lie  euch  allmdhlich  fiberwih&t  tu  werden  vevmaf  ,  ~- 
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Besteuerung  der  verschiedenen  Gewerbe  müssten  sich  nach  dieseni 
Chnrndsatze  in  der  Pnuds  voUkonmieii  «nsgleiohen. 

Man  muss  gestehen,  dm  diese  Ansiclit  wenigstens  den  Vot^ 
mg  grosser  Bequemltdikeit  fftr  die  Ges^tzgelning  hätte,  wenn  sl^ 

in  die  Praxis  aufgenommen  würde.  Für  die  wissenschaftliche 
Behandluntr  hat  sie  ebenfalls  das  Bequeme,  dass  sie  sich  auf  die 
Autoritilt  Adam  Smiths  berufen  kann.  Allein  dieser  betrachtet, 
wenn  er  die  Steuer'  von  der  Indastrie>CiipitaL>Rente  fOr  ttber^ 
wftlzbar  eridftri,  dieselbe  ofienbar  «1b  einseitige  Steuer,  in  welehem 
Ftn  er  Hecht  hat;  wihrend  sie  im  ZnsammenhantBfe  mit  andern 
Steuern  auf  die  übrigen  Erwerbsquellen  allenfalls  mir  insolfriie 
den  Consumenten  treffen  kann,  als  sie  die  übrigen  ^Steuern  ül)er- 
ragt  0-  Uiebei  wäre  also  im  besten  Falle  eine  starke ,  aber 
keineswegs  noch  ehie  migieichnftssige  Belastong,  lieine  Kopfetener 
der  Gewerbtretbenden  foegröndet;  aber  auch  jene  lurädite  bei  der 
ausgedehnten  interfiatlonalen  Concarrenz  unserer  Zeit  und  bei  der 
Schwierigkeil,  die  eine  Ueberwälzunsr  immer  hat,  so  viel  Harte 
mit  sich,  dass  doch  nur  in  der  muglichsten  Verhäitnissmassigkeit 
das  richtige  Princip  der  Besteaening  gefunden  werden  kann^ 
Dieser  Ansicht  schliessen  sich  denn  mieh  die  meisten  der  Staats- 
whrthschafitichen  Notabilltliten  *)  an. 

So  sehr  nun  aber  als  feststehend  anzunehmen  ist,  dass  eine 
Verhallnissmassigkeit  der  Steuer  stattfinden  ninss .  ebenso  sehr 
weichen  die  Ansichten  darüber  von  einander  ab,  nach  welchem 
Verhältniss  sie  reguKrt  werden  solL  Dass  die  Besteuenmg  nach 
dem  concreten  remen  Ertrage  im  Princip  die  allein  richtige  sei, 
wird  woM  Niemand  widersprechen ,  und  die  Frage ,  auf  welche 
Weise  dieselbe  auf  directem  Wege  ins  Werk  zu  setzen  sei,  ist 
schon  wiederholt  besprochen^)  und  auch  von  dem  bayerischen 


1)  Bei  einem  richtigen,  gleichen  Steuersystem  ist  es  im  EITect  gut 
ei&eriel,  ob  man  eine  allgemein^  Ueberwilsbirkeit  der  Stenern  oder  gar 
keine  aantmmi,  weil  im  ersteren  FaUe  jeder  veihfiltnissmCssig  so  viel  m 
aketwilsen  Imt»  ab  der  andere.  ^ 

2/  Hoflmnnn  im  Bd.  M  Heft  IV.  dieser  Zeitschrift;  lUn  Bd.  III.  §368 
Igde.  T.  Jakob  §  672  Bg.  —  Fulda  §  l8a  —  Lots  Bd.  III.  §  XS7.  - 
Stein  S.  278  n.  a.  m.  — 

8}  Namentlich  v.  M4hf  1084  flgde.  andaneh  Lots  Bd.  10.  S.  244  Sgde. 
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flesetiesenhrnrf  vom  Jahre  1828  za  lösen  verradil  werden.  In 

neuerer  Zeit  jedoch,  da  eine  längere  Erfahrung  in  Mitte  Hegt,  ist 
man  zu  der  Ueberzeugunp^  or<'komnien,  (inss  diese  Bestellet ung 
ihre  grossen  Schwierigkeiten  hat  und  Manche  haben  sich  dadurch 
sogar  bestimmen  lassen,  soweit  m  gehen,  dass  sie  das  Princip 
verwerfen,  damit  aber  auch  der  Temnnftgemflssen  Beateuenmg 
überhaupt  den  Rncken  kehren  und  wirklich  als  Frucht  ihrer  Be^ 
trachlungen  die  roheste  von  allen  Steuern,  die  Kopfsteuer,  als  die 
besle  empfehlen.  Die  Verkehrtheil  dieser  Richtung  kennzeichnet 
sich  von  selbst  gegenüber  den  Fortschritten,  welche  die  Be- 
slenenaig  in  dem  kurzen  Zeiträume  eines  halben  Jahrhunderts  ge* 
macht  hat  Das  hölzerne  Fachwerk  des  Tarifes  wurde  bereits  zum 
blosen  Gerippe  eines  lebensfähigen  Körpers,  in  welchem  verschiedene 
Organe  sich  zu  mehr  oder  weniger  freier  Thätigkeit  entfalten. 
In  Preusscn  z.  B.  bilden  die  an  sich  ziemlich  wilikuhrlichcn  ge- 
setzlichen Steuer- Mittdsätze  nur  den  Repartitions- Maassstab  für 
die  Gesammtlast  eines  Besnrks,  innerhalb  dessen  die  Gewerb- 
treibenden  sich  selbst  beateuem,  natOrlich  nach  keinem  anderes 
Anhaltspinikt,  als  nach  dem  Ertrag«  bi  Wnrttend>erg  und  Nassau 
sind  viele  auf  den  Ertrag  einwirkende  Momcnle,  sogar  individuelle 
Verhältnisse  der  Gewerbtreibenden,  bei  der  Besteuerung  berück- 
sichtigt. In  diesem,  sowie  in  den  meisten  der  neueren  Gesetze 
sind  indessen  neben  der  besottderen  Natur  des  Gewerbes  an  sich 
nur  die  dusseriich  kennbaren  Merkmate  des  Betriebs  als  maass- 
gebend  bezeichnet,  aus  welchen  sich  freilich,  und  auch  das  nur 
bedingt,  blos  auf  den  rohen  Ertrag  schliessen  lässt.  Es  ist  nicht 
zu  verkennen,  dass  dieser  Besteuerungs-Maassstab  seine  grossen 
Mttngel  hat,  wetehe  manchen  veranlassten,  den  Stab  auch  über 
diese  Art  der  verhAltnissmässigen  Besteuerung  m  brechen  0* 
AUein  die  Tolkswirthschafllichen  Nachtheile  einer  nach  allgemeinen 
Merkmalen  des  Ertrags  bemessenen  Steuer  werden  vielfach  über- 
scliittzt .  und  nach  dem  derirmligeii  Stande  der  Volksl)iUiung  ist 
einmal  keine  andere  verhiiltnissmässige  Besteuerung  inügUch,  als 
nach  den  ftusseriichen  Kennzeichen  des  Ertrags.  Die  ältere 
bayerische  Verordnung,  welche  solche  Anhaltspunkte  nicht  gewährte. 


1)  Selbst  tiraf  v.  MuUke,  über  die  Emuahmequeilen  des  Suates  S.  2S2  flgde* 
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X0lgte  sich  wenigstens  als  durciiaus  ungenugend  uiid  die  ßesteue- 
rong  darnach  war  in  hohem  Grade  ungleich ;  Jn  Oesterreich ,  in 
Baanover  kann  es  kaum  anders  sein,  und  in  Prenssen  wird  dieser 
PeUer  zwar  vielleicht  weniger  empfindlich  geföblt,  wdl  die  Ge- 
werbtreibenden  bezirkweise  ihre  Steuer  selbst  umlegen,  aber  noth- 
wouliacr  Weise  muss  die  nämliche  Ungleichheit  unter  den  Gewer- 
ben verschiedener  Bezirke  0  nicht  minder  vorhanden  sein.  In 
Bayern  war  die  bezirksweise  Seibsiumlage  auch  gestattet  und 
wurde  vieifiich  benttzt,  ohne  dass  sie  im  Stande  gewesen  wtre, 
die  Hüngel  des  alten  Stenergesetzes  auszugieicben.  Sehwerlich 
wird  dies  anderswo  möglich  geworden  sein.  — 

Die  Schwierigkeit  der  Besteuerung  ist  indessen  noch  keines* 
wegs  gehoben,  wenn  man  von  der  unmittelbaren  Erforschung  des 
reinen  Ertrags  absieht,  wie  allgemeni  zugestanden  *)  wird ;  allein 
sie  heschriiiÄt  sich  mehr  auf  die  Thatigkeit  der  gesetzgebenden 

Organe ,  als  auf  die  der  vollziehenden.  Ein  gutes  Gesetz,  das 
nach  Betriebsmerknialen  besteuert,  ist  von  niittehiicissigen  Voll- 
zugsbehörden leichter  und  besser  zu  vollziehen,  als  ein  solches, 
das  nach  dem  reinen  Ertrag  besteuert,  weil  dieses  bei  der  grdss- 
ten  Sachkenntniss  die  grösste  Vorsicht  erfordert 

Es  versteht  sich  von  selbst,  dass  bei  der  Bestenerung  nach 
Meikiriiikii  mehr  noch  als  bei  jener  des  reinen  Ertrags  auf  die 
Eiloisclmng  dei'  unbedingten  concreten  Wahrheit  verzichtet  wird 
und  dass  man  sich  begnügen  muss,  ihr  so  viel  als  möglich  nahe 
n  kommen,  dass  man  mit  der  Wahrscheinlichkeit zufrieden 
sein  muss« 

Der  Wege,  auf  welchen  man  zu  einer  verhältnissmässigen 
Besteuerung  des  concreten  Ertrages  nach  als  allgemein  maass- 
gebend  aufgestellten  Merkmalen  gelang,  shid  vorzugswdse  zwei. 
Auf  dem  einen  schUesst  man  sich  nfther  an  die  durch  v.  Jacob 
aufgesteflte  Theorie  an,  mdem  man  den  gewerblichen  Ertrag  in 
seine  Bestandtheile  zerlegt,  nämlich  in  die  Arbeitsreute,  im  weiteren 


1)  Vgl.  V.  Jakob  §  1100.  Note  2. 

2)  Vgl  Raa  §  86a  Hofhard  S.  873.  89a  LoU  Bd.  HI.  S.  242  llgde. 
Wirth  Bd.  II.  S.  456  flg. 

3)  Vgl.  Raa  «.  a.  0.  g  875,     Jakob  g  1064,  Wirlh  Bd.  IL  S.  458. 
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Begriffe  (Gewerbsverdienst)  und  in  die  Capitalrente ,  wobei  aber 
das  sog.  geistige^  übirliaupt  immaterielle^)  (im  neueren  Sinne) 
Capital  ausgeschlossen  ist  Zur  Ertorschung  dieser  £rtrags-Bestancl- 
(heile  kömien  verschiedene  MiUel  gewählt  werden;  entweder  unmit- 
telbare EinschttlKlingy  wobei  jedoch  das  ntaUcfae  Ziel  angestrebt 
wird,  wie  bei  der  Besteoenmg  des  concreten  Reinertrags ,  und 
die  nämlichen,  liii  unubersteiglich  geltenden,  Schwierigkeiten  im 
Wege  stehen,  oder  es  werden  Merkmale  g^esetzüch  aufgestellt, 
welche  auf  die  Grösse  der  beiden  Theile  des  Ertrags  zu  Schlüssen 
berechtigen,  und  nach  welchen  die  einzelnen  Gewerbe  cJassifidrt 
und  besteuert  werden.  Beide  Mittd  sind  in  der  Praxis  mit  eüir 
ander  in  Verbhidung  gesezt,  und  namentlich  m  Baden  und  Würt- 
temberg in  Anwendung  gebracht  worden,  indem  bei  der  Arbeits- 
rente Merkmale  für  ihre  Festsetzung  angeordnet  worden  sind,  die 
Feststellung  der  Capitalrente  aber,  wenigstens  theilweise,  dem 
Ermessen  der  Behörde  überlassen  wurde.  —  Diese  Behandhmg 
hat  jedoch  den  nicht  unbegründeten  Tadel  erfahren,  dass'  die 
unmittelbare  Erforschung  eines  Gewerbecapitals  oder  einer  Gewerbs- 
rente nicht  wohl  möglich  ist  ohne  störendes  Eindririgt^n  -  j  in  innere, 
nicht  gern  oticiigeiegte  Verhaltnisse.  —  Auf  dem  zweiten 
wund  diese  Ausscheidung  der  ßestandtheile  des  Ertrags  unterlassen 
und  geradeKu  auf  Ermittelung  des  Gesammt-Ertrages  losgegangen, 
zu  dessen  Feststellung  verschiedene  Hitld  angewendet  werden,  die 
aber  sanimtlich  in  Bezeichnung  gewisser  Mirkmak'  bestehen,  von 
welchen  aus  die  Steuerlahigkeil  der  einzelnen  Unternehmungen  zu 
beurtheilen  ist;  und  dieser  Weg  ist  es,  den  das  bayerische  Gesetz 
angeschlagen  hat» 


1  Aellere  Schriftsteller  gebrauchen  diesen  Ausdruck  für  ^Forderungen,'* 
und  (ia  einem  solchen  Recht  keineswegs  eiu  Tlicil  vom  Vermögen  des 
Schuldners  zu  entsprechen  braucht  (man  kann  z.  B.  Schul deu  machen, 
um  seine  Arbeitskraft  tu  erhalten  oder  zu  erhöhen) ,  so  dürfte  das  Wort 
hier  ganz  luhtii:  angewendet  sein.  Für  den  Gläubiger  i&l  da»  tu  einer 
Forderung  euthaltene  Capilal  itiiinei  niigrein)ar  ,  jiiiinateriell  ;  volkswirth- 
schafthch  freilich  wird  es  häuiig  inaLcncH  sfin  uud  sich  um  in  anderen 
Händen  befinden,  als  in  denen  des  Capitali^ten. 

2}  UoCfmann  a.  ji.  0.  S.  716. 
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Als  solche  Merkmale  %  nach  welchen  die  S(euergröfi^  zu  he- 
jutsssen  isi^  werden  bezeichnet: 

1.  Die  wirthscfaaftlich-tecbnischePfatiir  der  Gewerbe  an  sich  ohne 
RUdcsicht  auf  das  concrete  grössere  oder  kleinere  M^ass.  v<iii 
.  Capital,  GeschickUcfceit,  ErfieJirung,  Risiko  u.  s.  w* 

2.  Die  Ausdehnung  des  wirklichen  Betriebs  in  Folge 
a)  der  mehr  oder  weniger  günstigen  Oertlichkeit, 
b>  der  Individualität  des  Unternehmers, 

c>  der  Grösse  des  stehenden  und  umlaufenden  Capitals,  bezie- 
hungsweise der  Blenge  des  Materials  und  det  Produkt^ 
endlidi 

3.  der  offenkundige  Grad  des  Wolilslandes  -)  einer  Classe  von 
Gewerbtreibenden  oder  Einzelner  unter  ihnen. 

Die  Anwendbarkeit  dieses  letzteren  Kennzeichens  wird  zwar 
bestritten allein  die  dagegen  erhobenen  Einwendungen  betreifen 
eigentlich  nur  den  einseitigen  ausschliesslichen  Gebrauch  dieses  Merk- 
mals. In  soldien  Fallen  aber,  wo  es  an  Idclit  wahmehmbaren  andmn 
Kennzeichen  des  Betriebes  und  Ertrages  fehlt,  oder  neben  den 
übrigen  Merkmalen  bietet  der  grössere  oder  geringere  Wohlstand 
immerhin  einen  keineswegs  zu  verachtenden  Anhaltspunkt. 

Die  bayerische  Gewerbesteuer  theiit  sich  für  jedes  Gewerbe 
m  eine  Nor  mal- Anlage,  welche  dasselbe  nach  seiner  wirth- 
schafllich-technischen  Natur  unter  Annahme  eines  ordentlichen, 
aber  ganz  einlachen  Betriebes  mit  festen  JSteuergrössen  belegt, 
und  die  Betriebs- Anlage,  welche  nach  Maassgabe  des  aus 
verschiedenen  Kennzeichen  wahmehmbaren  stärkeren  Betriebes  ve^« 
haUnissmfissig  die  Normalsteuer  erhöht. 

Ob  zur  Feststellung  der  Normalsteuer  so  emgehende  stati- 
stische Vorarbeiten  hergestellt  und  die  Besonderheit^  jedes  einzelnen 
Gewerbes  in  Bezug  auf  seme  Steuer!  aliigkeit,  wofür  die  Theorie 
treiniche  Winkel  gibt,  so  gründlich  gewürdigt  worden  sind,  als 

1;  Bofinailli  1.  c.  S.  702.  Ferner  v.  Jaeob  §  1085  flgde.  Fulda  §  IdS. 
Irebl  §  164.  Lötz  Bd.  III.  §  137.   Rao  Bd.  III.  $  d67  flgde. 

2)  Kail  a.  a.  0.  §  B70. 

8)  Z.  B.  Ute  Bd.  Iir.  S.  248. 

4)  Vgl.  namentlich  Bau  a.  a.  0.  §  364  bis  866.  v.  Moltke  S.  285 
bis  288.  v.  JAcob  §  1068  flgde. 
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die  Wichtigkeit  und  Zartheit  dieses  Gegenstandes  erheischt,  ist  aus 
den  Kammerverhandlungen  und  sonstigen  allgemein  zugänglichea 
Materialieii  nicht  zu  entnehmen;  doch  ist  es  wohl  £U  TenDattoL 
Eine  Glassindnuig  der  Gewerbe  nach  gleidiartigen  Gattungen,  deren 
Nothwendigkeit  behauptet  und  widersprochen  ^)  wird ,  hat  »cht 
stall  orl  linden.  Statt  dessen  ist  ein  allgemeines  Schema  aufgestelll, 
weiclics  in  38  Classen.  die  nach  den  Ortsgrussen  in  je  vier  IJnter- 
ablheilungen  zerlailcn,  und  von  einem  Betrage  von  20  lireuzem 
bis  zu  2500  Gulden  auüsteigen. 

Neben  diesem  Gassen-Schema  stdit  der  Tarif,  welcher  für 
jedes  einzelne  Gewerbe  durch  Bezeichnung  der  Classe  zunächst 
die  Normalsteuer  desselben  aussf)richt,  und  Janeben  festsezt ,  in 
welcher  Weise  die  etwa  hinzukommende  Betriebsanlage  berechuei 
werden  soll. 

I>er  Tarif  ist  2war  nach  Gewerbsgattangen  abgetheilt,  nüm- 
lich:  A)  Handwerker,  B)  Handelsgeschäfte,  G)TransportgeschAfle, 
Ü)  Wirthschaften ,  E>  Fabriken  und  Mdhlen,  F)  Branmien  und 

Brennereien ;  allein  diese  Eintheilung  ^  hat  mit  der  Besteuerung 
wesentlich  nichts  zu  thun,  sondern  kann  nur  den  Zweck  haben,  die 
Uebersicht  zu  erleichtem.  In  der  ersten  Steuerklasse  (20  Kreuzer 
bis  1  Gulden)  sind  die  geringfügigen  Gewerbe  verschiedener 
Gattungen,  welche  entweder  der  ganz  einfachen  Handarbeit  sn» 
nächst  stehen  und  ohne  oder  last  (jhne  Ca[iit:il  betrieben  werden 
oder  sonst  nur  ein  sehr  geringes  Kiiikoninien  bewähren,  wie 
Besenbinder ,  Keclienmacher,  Hafenbinder,  Harzbrenner,  Flickschnei- 
der, Kesselflicker,  Kohlenbrenner,  Mausfallenmacher,  AsdiehAndler, 
Lumpensammler,  Karrenfflhrer,  Musikanten.  In  der  zweiten  Classe 
steigt  das  Kapital  oder  die  Geschicidichkeit ;  hier  finden  sich 
BeUledernreiniger ,  BIuuk  iiiiiacher  (innen),  Silberschläger,  Korb- 
macher, Schneider,  Scliuhmaeher ,  Specialagenten,  Gipsßguren- 
händler,  Heienhandler  u.  s.  w.  und  so  steigen  die  Classen  je 
nach  der  zunehmenden  Grösse  der  Intelligenz  und  des  Gapitids 


1)  Hoflknuii  1.  c.  S.  704,  Bau  a.  a.  0.  §  872,  dagegen  Umpfen^ 
bach  §  96. 

2)  Sie  entspricht  so  sieinlich  der  von  Bau  a.  a.  0.  §  372.  Z.  2  aiaf- 
geiteUtea,  toh  Uoffinnanii  a.a.  0*  S.  704  gebilligten  £intheilang. 
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\ns  zu  Bankanstalten  und  Eisenbahngesellschaften,  welche  die 
höchste  ToriLommende  Normalsteaer  in  der  XXYIL  Classe  mit 
bOO  Giildeii  haben«  Die  noch  weüer  disponiblen  sechs  Olassen 
find  far  die  Normalsteaer  nicht,  sondern  nur  fta  die  Betriebs- 
stener  benttst,  von  welcher  mmmebr  zu  sprechen  ist 

Wenn  nämlich  ein  Gewerbe  von  dem  Unlet  nehmer  mit  Ge- 
hilfen oder  mit  mehr  Vorrichtungen  — kurz  s  tärker  betrieben 
wird,  als  gerade  ndthig  ist»  am  die  Bezeicbnnng  der  Gewerbsmüssig- 
Init  anwenden  zu  kannen,  so  kommt  xn  der  Normal-  noch  die 
Betriebs- Anlage.  Diese  wird  berechnet  fheils  nadi der  Zahl 
der  verwendeten  Gehilfen  —  so  bei  den  meisten  Handwerken  — , 
theils  nach  der  Zahl  der  im  Betriebe  belindlichen  Vorrichtungen, 
theils  nach  der  Menge  der  gewonnenen  Produkte  und  verarbeiteten 
Materialien,  B.  bei  Brauereien,  Brennmien)  Mühlen,  manchoi 
Fabriken  n.  s.  w«  Zmn  Theil  gibt  das  Gesets  gar  keine  bestbnmten 
ABbaltspankle,  sondern  beneichnet  mir  dne  Ansahl  von  Glessen, 
in  deren  eine  das  betreffende  Gewerbe  eingereiht  werden  muss 
—  so  namentlich  bei  Banquiers,  Grosshandlungen  u.  dgl.  — . 
Insoweit  die  Betriebsanlage  auf  dem  Grunde  der  Normalanlage 
bmchnet  wird,  ein  Prodnct  derselben  ist,  sind  die  Ortsdassen, 
sofern  sie  bei  dem  betreflhnden  Gewerbe  xmr  Anwendung  kommen, 
gleicMtils  maassgebend.  — 

Als  Gewerbsgehilfen  gelten  in  der  Regel  alle  Personen, 
welche  intl  der  erforderlichen  Ferliokrit  oder  Kenntniss  an  den 
Arbeiten  des  Gewerbes  selbst  Theil  nehmen.  Arbeiter,  welche 
bkis  antergeordnMe  Dienste  verrichten,  begründen  ^mir  einen 
Stenerzoschlag  oadi  dem  Satae  der  eisten  Stenerclasse  (art.  12). 
Nor  bei  Fabriken  wird  kein  Untersclued  femaeht,  und  alle 
Arbeiter,  vom  ersten  Techniker  und  Buchhalter  bis  zum  lezten 
Handlanger,  werden  als  Gehilfen  eingerechnet  (art.  13).  Nicht 
als  Geiiilfen  gelten  die  Ehefrau  und  die  Lehrlinge,  welche  noch 
keine  zwei  Jahre  in  der  Lehre  stehen  (juL  15);  woU  aber 
Kindor  nnd  sonstige  FamiUenglieder^  uisofeme  sie  im  Geschäfte 
nielit  bk>s  Terwendet,  sondern  nach  dessen  Umfange  auch  notii- 
wendig  sind.  Heimarbeiter  von  Fabriken  werden  als  sclbsülan- 
digc  Gewerb  treibende ,  die  Unternehmer  aber  als  Grosshändler, 

ZtftMfer.  f.  BteAtew.  IMl.  L  Haft.  3 
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bei  der  Eatimwollen  -  Manufactur  mit  ßUcksicht  aiif  die  Zahl  der 
beschAfügten  Websttthie.^  besteuert  Werkführer  von  WktweR  oder 
von  Besttsem  radisirter  Gewerbe,  welche  die  Voibedingoiigfen 
zur  Brlmigung  ekier  GoRceMion  nicht  erftiHt  haben ,  bleiben  aiuaer 

Ansatz  (ait.  Compagnons  werden  als  Gehilfen  und  nur 

insoiieme  in  Berechnung  gebracht,  als  sie  an  der  Gesciiattsluhruag 
thatigen  Antheil  nehmen. 

Der  Maasastab,  nach  welchem  die  Gehilfen  bei^der  Besteoe» 
rimg  eingerechnet  werden,  iat  bei  den  verschiedenen  Gewerben 
verschieden,  nnd  bemisst  sich  In  der  Regel  —  bei  den  Hand- 
werken und  KleinhandeKsgeschäften  fast  dun  liüiuioio-  —  nach  der 
Nonnalanlage ,  so  dass  meistens  für  den  ersten  Gehilten  die  halbe 
und  fdr  jeden  weiteren  die  ganze  Steuer  des  Meisters  gezahlt 
werian  muss.  fai  dieser  gernigeren  Bestenenmg  des  ersten  Ge* 
bflien  liegt  eine  büiige  Rtloksiditnahfne  anf  kleine  Geweihe ,  bei 
weidien  häufig  ein  Gehlife  nicht  wohl  zu  entbehren  ist .  aber  doch 
auch  nicht  so  vollständig  utul  nutzbringrend  verwtMidet  werden 
kami,  als  es  sonst  möglich  wäre.  Bei  Fabriken  und  anderen  Ge- 
wert)en,  welche  nothfwendig  eine  grössere  Anzahl  von  Gehilfen 
bescMUgen  mflsse»,  und  bei  welchen  das  erforderliche  CapUal 
sich  nicht  nadi  der  Gehilfenzahl  zn  mnltiplieiren  pflegt  (Maurer, 
Zimmerleute),  besteht  die  für  je4en  Gehilfen  anzusetzende  Steuer 
nur  in  einem  der  drei  ersten  Classensätze  nach  der  für  jedes 
Gewerbe  gegebenen  besondem  Vorschrift. 

Mach  den  Yorrichtwigen  whrd  die  Betriebsanlage  berechnet 
bei  den  Badbesitzern,  MOchprodneenten  CKühe),  Fohrleuten  nnd 
Kutschern  (Pferde),  Schiffern,  Spinnereien  und  bei  der  oben 
schon  erwähnten  Art  von  Baumwullen-Manufacluren.  Nach  der 
ersten  Redaction  des  (iesetzes  (1852)  war  die  Zahl  der  na<  h 
den  Vorrichtungen  besteuerten  Gewerbe  etwas  grösser;  nament* 
heb  gehörten  Mühlen  und  Eisenhünimer  dazu;  allein  die  Ueber- 
Zeugung,  dass  bei  gleicher  2ahl  von  Vorrichtongen  doch  der  Be- 
trieb und  Ertrag  ausserordentlich  verschteden  ist,  gab  bei  der 
zweiten  Berathung  (1856)  Veranlassung,  diese  und  mehrere 
andere  Gewerbe,  welche  vorher  nacli  der  Zahl  der  Gehillen  be- 
steuert waren,  mi%  Rücksicht  aut  die  Menge  der  verarbeiteten 
Materialien  oder  der  gewonnenen  Producte  zu  besteuem. 
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Diese  letztpfenannten  Merkiiiale  kommen  zur  Anwendunef  bei 
Fleischern ,  Bierwirlhen ,  Eisenwerken,  Ziegeleien  ,  Gasanstalten, 
Mahlen )  Brauereien  und  Brennereieii ,  for  welche  die  Betriebs- 
aniage  nach  der  Zahl  der  geaehlacfateten  Viehstiicke,  der  aiiage- 
aehenkten  Eimeraahl,  der  CentneraaU  von  producirteni  Eisen ,  den 
Tausenden  von  Ziegelsleinen,  der  Cubikfusse,  der  Schäflelzahl 
des  verarbeiteieii  Getreides  oder  eingesottenen  Malzes,  endlich 
nach  der  Eimerzuhl  des  Branntweins  bemessen  wird ;  —  bei  der 
Mehrzahl  jedoch  oichl  in  der  Art,  dasa  die  Menge  der  Frodocte 
n.  a.  w.  unbedingt  und  direct  niaaasgebml  lat,  aondeiB  es  tat 
der  Einstenerungs-Behdrde  zugleich  eine  Reihe  wm  Glaaeenateeu 
zur  Disposition  ofestellt,  bei  deren  Auswahl  jene  Menge  nur  als 
sicherer  Anhaltspunkt  zu  dienen  hat.  Kunstmühien  z.  B.  haben 
eine  Betriebsanlage  von  1  bis  SOO  Gulden,  bei  deren  BemeMung 
ala  AnhaUapunkt  dienen  soll,  daas  far  15  Schaffei  verarbeiteten 
Getnddea  12  Kreuzer  berechaat  werden.  Wenn  also  eine  aoh^M 
Mühle  10,000  Schäffel  Getraide  verarbeitet ,  so  entspricht  dies 
einer  Steuer  von  133  V^t  Gulden.  Da  es  aber  keinen  Ciassensatz 
dieses  Betrages  gibt ,  so  steht  es  in  der  Wahl  der  Steuerbehörde, 
dieses  Gewerbe  in  der  XVUL  Classe  mit  120  oder  in  der  XIX* 
mit  140  Gulden  su  besteuern.  Diese  Befiigniss  unter  mefareien 
Claasen  zu  wfihlen  ist  aber  dem  Steuer-Ausschuss  hi  noch  viel 
ausgedehnterer  Weise  bei  einer  ziemlichen  Anzahl  anderer  Ge- 
werbe eingeräumt,  bei  welchen  es  nicht  wohl  möglich  ist,  äus- 
seriich  kennbare  Merkmale  zu  bezeichnen ,  von  welchen  mit 
eiuger  Sicherheit  auf  die  Grösse  des  Betriebs  und  Ertrags  ge- 
acbloasen  werden  kann.  Dahin  gehören  namentlich  Apothekes, 
Gfotsbandl^,  Banquiers,  Bank-,  Assecuranz-,  Eiaenbafan«,  Dampf- 
schiffTahrts-Gesellschaften ,  Accordanten  und  eine  grossere  Zahl 
der  Handels*  und  Dienst-Geschafte.  Die  Einsteuerung  dieser  Ge- 
werbe soll  iü  der  Art  stattfinden,  dass  man  and^e  Unterneh- 
arangen,  welche  nach  ausserhch  kennbarea  Merkmalen  besteueii 
«erden,  wie  eme  Brauerei,  eine  Spinnerei,  eine  andere  Falvik 
a.  8.  w.  als  MuaCer-Gewerito  anfsIdHt,  in  bestunmler  Reihenfolge 
classiikirl  und  daran  angleichend  \vm  Unternehmungen  in  die 
passend  befundenen  Classen  einreiht.  Der  Maassstab,  nach  welchem 
diese  Binreibung  stattfindet,  kann  nach  der  ^tur  der  Sache  kein 
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foderer  ioai^  als  4er  ndne  Ertrag,  so  wie  ihn  die  SteaevgeBehwo- 
renen  feslsetaen. 

Die  Höhe  der  Betri^Mumlage  wird  hieroadi  ganz  und  gar 

durch  den  Lintaug  des  Betriebs  oder  die  Grösse  des  geschätzten 
Beinertrags  bedingt.  Sie  steigt  bei  den  grössten  Unternehmungen, 
wie  Bank-,  Bisenbabn-,  DampfschiffTahrts -  Gesellschaften,  bis  zu 
2500  Gulden,  dem  Satze  der  höchsten  Chisse,  bei  anderen, 
wdche  nach  Merkmalen  besteuert  werden ,  hat  sie  keine  Grenze, 
.  und  eine  Spinnerei  von  100,000  Spindeln  würde  3330,  eine 
Maschinenfabrik  mit,  1500  Bediensteten  und  Arbeitern  SOOü  Gulden 
Betriebssteuer  zahlen. 

In  welcher  Weise  die  Betriebsanlage  berechnet  werden  soll, 
ist  für  jedes  einzefaie  Gewerbe  Im  Tarif  vorgeschrieben.  — 
Neben  diesen  auf  die  Erhöhung  der  Steuer  zielenden  Vorschriften 
sind  aber  auch  Maassre^^eln  getroffen,  um  auf  den  untcrmittel- 
mässigen,  unternonitalen  ßetrieb  und  Ertrag  Kucksit  ht  zu  nehmen. 
Es  wird  daher  Gewerben,  die  durch  besondere  örtliche  Verkehrs- 
oder Absatz '  VerhältHisse  gedrückt  sind,  bis  zu  einem  Viertel, 
Handwerkern,  die  zugleich  Landwlrthsclult,  oder  wegen  Alters 
imd  Krttnklichkeit  nur  FKckaibeit  treiben,  oder  in  den  Htfusem 
der  Kund(  n  arbeiten ,  bis  zur  Hälfte  der  Steuer  Minderung  ge- 
währt (art.  25). 

Die  Grösse  der  Orte  ist  in  der  Art  berücksichtigt,  dass 
cKejenigen  Gewerbe,  wdche  in  der  Regel  nur  iOr  den  Localbedarf 
zu  aibmten  pflegen,  um  so  höher  besteuert  sind,  je  bevöflEorter 
der  Ort  ist,  an  dem  sie  betrid)en  werden.  Die  dabei  emgeMtene 
Gradation  ist  diese;  Die  unterste  Classe  bilden  die  Orlsc halten 
mit  einer  Ortsbevölkerung  von  weniger  als  1000  Seelen;  bei  der 
zweiten  Classe  mit  einer  Bevölkerung  von  1000  bis  4000  Seelen 
steigt  die  Steuer  um  die  Hälfte  des  fUr  die  vorige  Ortschisse 
einem  Gewerbe  auferlegten  Satzes ;  ui  der  dritten  OrtscIasse  bei 
4000  bis  20,000  Seelen  erhöht  sie  sich  wieder  um  die  Hälfte 
gegen  die  zweite :  und  in  der  vierten  Classe ,  bei  mehr  als 
20,000  Seelen,  noch  um  ein  Drittel  gegen  die  dritte  Classe. 
Die  Steuer  beträgt  also  nach  den  vier  Ortsclassen  in  der  ersten 
Caiedrigsten)  BeMebsclasse  20—30 — 45—60  Kreuzer,  and  in 
der  htychslen  Betriebsciasse  833  V»--I250— 1875—2500  Gukien. 
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Diese  Steigeniii|r  tritt  sowohl  bei  der  Normal-  ab  auch  bei  der 

Betriebs- Alllage  ein. 

Für  diejeaigen  Gewerbe,  welche  an  den  Lokalabsata  niahl 
gebunden  zu  sein  pflegen^  sind  die  Ortsdasaeo  nieht  voiffintbri»« 
ben;  sie  werden  alle  nach  den  Sätzen  der  boehslen  Ortsclaaae 

eingesteuert  (art.  5).  Dahin  gehört  ein  grosser  TheU  der  Handels- 
geschäfte >  die  Transport-  und  Fabnkgewerbe. 

Noch  eine  Ausnahme  Yon  der  Regel  der  Ortselassifidring 
bilden  aoch  sidche  Landliandwerfcer,  weldie  in  der  Nühe  grosserer 
Städte  ansftssig  sind,  insofeme  sie  ihren  Absatz  vorzugsweise  in 

der  Stadt  thaben;  sie  werden  um  eine  Ortseiasse  lieber  angelegt, 
als  die  ist .  in  welche  ihr  Wohnort  nach  seiner  Yolkszahl  eigent- 
lich gehört  iwcL  25). 

Es  (äHt  in  die  Augen ,  dass  die  hier  aufgeführten  AdiaHs- 
punkte,  nach  welchen  die  Grdsse  der  Steuer  bemessen  wird,  weit 

entfernt  sind,  den  reinen  Erlrag  als  Mnassstab  aufzustellen,  und 
dass  sie  selbst  den  rohen  Ertrag  keineswegs  mit  Verlassigkeit 
kennzeichnen.  Denn  es  ist  z.  B.  ein  grosser  Unterschied  zwischen 
den  Brtrügnissen  Ton  gleich  stark  betriebenen  Gewerben  einer 
und  derselben  Gattung,  je  nachdem  sie  für  den  Localbedarf  oder 
für  den  Handel  arbeiten;  bei  dem  dermalen  noch  bestehenden  • 
Concessions  -  System  ist  auch  die  Concurrenz  und  dadurch  bei 
gleichem  Betriebe  der  Ertrag  höchst  ungleichmässig ,  indem  in 
ferschiedenen  Orten  gleicher  Grösse  und  Verhältnisse  hier  die 
G^erfotreibenden  ein  gelindes  Monopol  auszubeuten  vermögen, 
dort  eine  starke  Mitwerbung  zu  bestehen  haben,  je  nachdem  die 
Behörde  Concessionen  zu  ertheilen  odrr  zu  verweigern  für  gut 
üiidel.  Gewerbefreiheit,  welche  nach  dem  Vorgänge  Oesterreichs 
wohl  nicht  mehr  lange  ausbleiben  wird ,  würde  einen  Theil  dieser 
Ungleichheit  zu  beseitigen  vermögen,  deren  völlige  Hebung  indessen 
so  lange  niofat  möglich  kt,  als  nicht  der  reine  Ertrag,  nämlich 
die  Rente  des  Gewerbe  -  Capitals  und  der  Arbeitslohn  mit  dem 
Unternehmergewinil  zu  Orun  le  gelegt  wird :  eine  Besteuerungs- 
weise, welche  aber  zur  Zeit  noch  als  lange  unerreichtes  Ideal 
vor  uns  schweif.  Vorderband  muss  als  ausgemacht  gelten,  dass 
alem  doreh  möglichst  genaue  Berücksichtigung  der  äusserlich 
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kennbaren  Merkmale  die  zur  Zeit  möglichst  gute  Besteuerung  der 

Gewerbe  zu  erzielen  ist 

Diese  oben  aufgewühlten  von  der  Wissenschaft  gebilligten 
wd  in  den  besten  Stenefgeeetzen  beatttzten  Merkmale  zur  Bernes- 
Mg  der  Sten^grtese  finden  sidi  denn  ancli  in  dem  bayerisclien 
Gesetse  in  Anwendung  gebracht  Es  hat  jedes  Gewerbe  nach 
seiner  wirthschaftlich-lechnischen  Natur  Berücksichtigung  ^funiien, 
indem  für  jedes  die  b*  sonderi^  Normalsteuer  retfuürt  wurde  .  je 
nachdem  es  seiner  Natur  nach  eine  grössere  oder  geringere 
Menge  an  Capital,  InteUigenz  oder  sonstiger  Fähigkeit  voraussetzt, 
xnnichit  olme  RttcksiGht  anf  das  concrete  Maass  dieser  Verität 
niase.  Die  geringsten  Gewerlie,  welche  in  dem  Minimum  von 
Capital,  Geschicklichkeit,  Risiko  u.  s.  vv.  den  blosen  Handarbeilcrn 
zunächst  stehen ,  sind  mit  dem  nämlichen  Betrage,  wie  diese  mit 
Einkommensteuer  so  jene  mit  Gewerbsteuer  belegt  Für  die 
übrigen  Industriezweige  steigt  die  Steuer  ebenso,  wie  die  Grösse 
des  nach  ihrer  Natur  dazu  erforderlichen  Capitals,  der  Fertigkeit, 
der  Intelligenz  zunimmt,  und  die  höchste  Steuer  trifft  diejenigen 
Unternehmer,  welche  des  grössten  Maasses  an  (  apital  und  Intelli- 
genz bedürfen,  wie  Bankanstalten,  DampfschifTfahrts-  oder  Eisen- 
bahn-Gesellschaften. Diese  vollständige  Tarifirung  ist  ohne  Frage 
der  bh>sen  Ciassificirung  der  Gewerbe  vorzuziehen,  vermöge  deren 
die  gleichartigen  Unternehmungen  gleichartig  besteuert  werden, 
wie  dies  z.  B.  bei  der  sachsischen  und  wtIrKembergischen  Steuer 
der  Fall  ist.  Denn  die  Calejrorien  selbst  der  besten  Classifici- 
rungen  umfassen  nolhwendiger  Weise  zu  verschiedenartige 
Gewerbe,  als  dass  sie  in  ^eichmassiger  Art  behandelt  werden 
könnten.  Man  denke  nur  an  den  Unterschied  des  nothwendigen 
Capitals,  dessen  ein  Schneider,  ein  Gerber,  ein  Juwelier  bedarf, 
oder  der  Intelligenz  bei  einem  Fuhrmann,  einem  Rehder,  einem 

Banquier  u.  s.  vv. 

iSeben  der  tecimisch*wirthschaftlichen  Eigenthünilichkeit  der 
Gewerbe  sind  die  concreten  Betriebs- Verhältnisse  in's  Auge  zu 
fassen,  um  den  Ertrag  derselben,  wenigstens  annähernd  zu  er- 


i)  Vgl.  Bu  Bit  m.  §  361. 
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kennen.  In  dieser  ist  es  zunächst  die  Oertlichkeit  0,  auf  welche 
Rücksicht  zu  nehmen  war.    Unser  Gesetz  entspricht  auch  dieser 
Anibrdenin^  in  einem  —  vielleicht  zu  vollständigem  Maasse^  denn 
^ejenigea  Gewerbe,  welclie  fiilr  den  Lokalbedarf  arbeitaa»  aifiO 
«OB  der  CSrdfse  der  localen  Nachfrage  viid  damit  der  B^ftlkefWf 
IMittnifen,  sind  in  elfter  nach  derEiimokiiemdil  der  BetritbaeHe 
bemessenen  starken  Steigerung  angelegt.    Ein  Schneider  z.  B. 
mit  vier  Gehilfen,  welcher  in  einem  Städtchen  der  zweiten  Classe 
(1000 — 4000  Seeleu>  4Vs  Gulden  zahlen  muss,  hat  in  einer 
filedt  der  fierteii  Qasae  iisher  20fiQ0  Seetee)  das  Doppellei  an 
entrichten.  Es  ist  sehr  zu  zweifebi,  ob  der  Ertrag  der^Geworbe 
üfefM  nOi^iwwfllhenwg  In  den  Ufaasse  zunimmt,  dass  bei  glei- 
chem Betriebs-Umfange  in  einer  grösseren  Stadt  das  Doppelte  von 
dem  j  was  in  einer  kleinen,  und  das  Dreifache  von  dem ,  was  auf 
düaailianiir  gewonnen  wird.  Ein  Landsclmeider  freilich,  der  allein 
WMlt0l^l^ttik  A(k  ^^aiat  hoch  genug,  und  sein  Gewerbsgenoaae 
in  einer  grassen  Stadt,  der  mit  20  Gehilfen  arbeitet ^  mit  41  GnUen 
sllNiMcfa  zu  hoch  besteuert,  wenn  man  den  reinen  —  oder  noch 
genauer,  den  freien*)  —  Ertrag  der  beiden  Gewerbe  ins  Auge 
fasst;  allein  abgesehen  von  solchen  Extremen  wird  doch  der 
Glessen  -  Unterschied  alhsu  scharf  auigeprigt,  und  die  Ansicht, 
WiriclM  der  Grösse  der  Betriebsorte  eine  mehr  untergeordnete^>Be- 
dentung  einriiumt,  vorzuziehen  sein.  Ea  Hegt  der,  wie  ee  aeheint, 
unverhältnissmassig  höheren  Besteuerung  der  grösseren  Städte, 
oder,  wenn  man  will,  der  unverhältnissmassig  geringeren  der  klei- 
neren Orte  vielleicht  eine  Tauschung,  ein  Irrthum  in  der  Berech> 
mng  zu  Grunde.   Es  ist  nAmlich  zwar  rweiMos,  dass  die  Ge^ 
werbe  in  grftsaeren  Orten  schwunghafter  und  eintiftgiicher  betridm 
werden,  als  in  kleineren;  aDein  dieser  stifkeie  Betrinh  inseert 
sich  auch  in  den  Kennzeichen  und  Mittehi  desselben. 

tss   

1)  Die  Einwendungeu,  welche  x.  H.  v.  Jacob  §  1100  und  Lötz  III. 
S.  261  gegeo  die  Berücksichtigung  <ler  Oitigiösse  erheben,  dürften  durch 
die  UnlerscheiduDg  zwischen  Lucal-  und  Commercial-(Je>verben  in  erheb- 
lichem Grade  beseitigt  sein.  —  Vgl.  hierüber  auch  Hau  a.  a.  0.  §  369. 
Siein  S.  279.  — 

■y^  2    Hoscher,  Grundlagen  der  INational-Oeconomie  §  144.  145. 
8)  Uoflnum  a.     0.  &  712. 
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Nun  werden  aber  die  Gewerbe,  welche  schwunghaft  betrie- 
ben werden,  ohnedies  nach  den  Merkmaien  dieses  höheren  Be- 
triebes höher  eingesteuert,  und  die  Haaptonwche  der  giflisereft 
Bimrägfichkeil  der  Gewerbe  ki  grösseren  Orten  hat  daher  ihre 
BeracWoIrtignng  gohen  gefunden.  Wenn  daher  ausserdem  noch 
ehw  namhafte  Steigerung  der  Steuer  für  grosse  Orte  beliebt 
wird,  so  scheint  der  nämUche  Factor  bei  einer  Rechnung  zwei- 
mal  in  Ansatz  gebracht  zu  sein*  Eine  »«aaige  Erhöhung  Ist 
indessen  damit  gieiohwohl  nicht  anageschlossen;  denn  der  Ursachen, 
welche  in  grösaermi  Orten  einen  höheren  Ertrag  ireranhi^sett,  sind 
noch  mehrere. 

Am  besten  wäre  es  vielleicht  und  am  nächsten  würde  man 
der  möglichsten  Verhältnissmassigkeit  dann  kommen,  wenn  man 
die  Grösse  der  Orte  mcht,  wohl  aber  die  Ck^nonirens-Yerhftitnisse 
heriicitfichtigte ;  wenn  also  die  Steuer  in  der  Art  berechnet  wOrde» 
dasa  man  hei  Local-Geweitai  berechnete ,  wie  viel  Köpfe  *)  auf 
einen  Gewerbtreibenden  an  jedem  Orte  treffen  und  hienach  die 
Bformal-Anlage  zu  bemessen  wäre,  welche  nacli  den  individuellen 
Betriebs-Verhaltnissen  durch  die  Betriebs-Anlage  erhöht  werden 
müsste.   Der  Maassstab  der  Besteuerung  dürfte  auch  hiebei  ftr 
die  grösseren  Orte  ein  etwas  grösserer  sein^  da  in  diesen  der 
gesteigerte  Veikehr,  der  Luxus  eine  gesteigerte  Consumtion  und 
in  roandier  Ilmsicht  einen  verminderten  Werth  des  Geldes  init 
iieh  bringt ,  der  sich  in  der  Steio-enme  der  Arbeitslöhne  und  der 
Preiße  vieler  Leben .sbedürfnisse  äussert. 

Diese  starke  Steigerung  war  freiUch  m  der  alleren  bayerischen 
Gewerbateoer  in  noch  höherem  Maaase  cu  finden ,  da  z.  B.  Ge- 
werbe, welcfae  in  den  drei  tieferen  Orts-Abtheiluugen  nach  den 
fittaen  der  ersten  Steuerclasse  mit  80  Kreuzern  bis  3  Gulden 
besteuert  waren,  in  den  beiden  höheren  Ortsabtheüungen  nach 
der  zweiten  Steuerclasse  4  bis  16  Gulden  zu  tragen  hatten,  so 
dass  der  Mittelsatz  von  1 V«  auf  9  GuMen  sprang.  Nicht  mfaider 
ist  dies  noch  heute  der  Fall  bei  den  GeweiiMsteuem  anderer  Lön- 
der,  wie  Oesterreichs,  wo  mitunter  zwar  sehr  massige  Sleige- 


1)  Vgl.  V.  Jacob  §  1100,  Note  3.  -  tfaldu»  S.  267,  über  die  Be> 
f  teueruog  der  Bäcker  in  i'reiusen. 
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TUBg  Stattfindet,  indem  Handwerker  aut  dem  Land  2  bis  8,  ia 
Orten  mit  1000  bis  4000  Einwohnern  2Va  bia  10,  in  gröaserea 
Provinzialatfldten  3  bis  16,  in  Provinzial-^ptatttdten  3  ^  50» 

in  Wien  5  bis  1000  Gulden  saMen;  aber  dagegen  steigt  z.  B. 
bei  geschäftsvermiltelnden  Dienstgewerben  (Agenten,  Advokaten, 
Mäklern  etc.)  durch  diese  vier  Ablheiiungen  die  bleuer  von  5  aut 
10,  25,  40  und  50  Gulden  als  niedrigste  Sätze.  Wenig  anders 
Ist  es  in  Prenssen,  wo  2*  B«  der  Handel  ohne  JKaufmilnniscfae  Rechte 
mit  2,  4,  6,  B  Thalem  in  den  vier  Ortsklassen  angelegt'iii(|ML 
Aehnlich  in  anderen  Ländern. 

Die  Individualität  des  Unternehmers  spielt  in  unserem 
Gesetz  bei  den  Gewerben,  welche  nach  Betriebsmerkmalen  besteuert 
werden,  eine  sehr  untergeordnete  Rotte  und  kommt  nur  insoferne 
in  Betradit,  als  ein  hoher  Grad  von  Erwerbid>esehrfiiikthelt  durch 
Alter,  Kränklichkeit,  oder  völlige  Unkenntniss  (Wittwe,  oder  wer 
ein  reales  Gewerbe  besitzt,  das  er  nicht  selbst  ausubeii  kamij  eine 
Ermässigung  der  Steuer  begründet.  Und  auch  die  Berücksichti- 
gung wegen  der  beiden  zuerst  genannten  Gründe  (Alter  und  Kränk- 
lichkeit) tritt  nur  unter  Voraussetzungen  ehi,  wetehe  darauf  hindeuten, 
dass  die  Ermässigung  mehr  dem  concuirirenden  gänzlichen  Hangel 
an  Capital,  als  der  persönlichen  Unfähigkeit  zugedacht  ist.  Fflr 
den  Gewerbsmann,  der  mit  dem  nöthigen  Capital  arbeiten  kann, 
sind  in  der  Thal  diese  Verhältnisse  um  so  v^^eniger  von  Nachtheil, 
je  weniger  der  Unternehmer  selbst  als  Arbeiter  aufzutreten  braucht 
und  je  vollständiger  er  durch  die  Leitung  und  Beaufsichtigung  in 
Anspruch  genommen  ist:'  ^ 

In  den  Steuergesetzen  der  übrigen  Staaten ,  mit  Ausnahme 
von  Württemberg,  findet  das  Moment  der  {Misuniichen  Ucfaiii- 
gung  gar  keine  ausdrückliche  Berücksii  litii^mng  und  kommt  nur 
indirect  dadurch  zur  Bedeutung,  dass  ein  höheres  Maass  derselben 
in  der  Regel  ohnedies  einen  auch  anderweit  erk^nbaren  stärkeren, 
ein  geringeres  Maass  einen  schwächeren  Betrieb  zu  bedhigen  pflegt. 
Wo  also  die  i5lüucr  nach  Gutdünken,  nach  dem  Auöfenmaass,  fest- 
gesetzt wird,  wie  dies  uiehi  oder  weniger  in  Oeslenei«  lt.  Hanno- 
ver u.  a.  0.  zu  geschehen  hat,  da  kann  der  Persönlichkeit  des 
Unternehmers  einiger  Maassen  Rechnung  getragen  werden,  doch 
ist  es  schwierig  und  wird  wegen  der  Sprünge,  in  denen  die  Classen- 
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Sätze  steigen,  selten  möglich  sein;  bei  der  Patentsteuer  und  den 
ihr  sich  aiiiiahornden  Systemen  ist  aber  natürlich  die  Per&uniich- 
keit  ohne  allen  Emiluss. 

Eine  eigentUohe  Bedeutung  kann  sie  offenbar  auch  da  nicht  haben, 
wo  die  Steuer  gnmdsfttzlicli  nach  äufuerlich  kennburen,  einer  greif- 
lieben  Conlrole  ßlfaigen  Betriebsmerkmalen  regulirt  wird,  und  dies 
ist  der  Fall  des  bayerischen  Gesetzes.    Wenn  gleichwohl  Rück- 
sicht darauf  genommen  wird,  was  in  Württemküg  in  so  ferne  in 
ausgedehnterer  Weise  der  Fall  isi,  als  der  Einsteuerungsbeh()rde 
aiiheinigegd>en  ist,  die  Grösse  mit  Rücksicht  auf  die  Persönlich- 
keit XU  bestimmen,  und  für  Handwerke  bei  nicht  vollem  getriebe 
duroh  eine  Person  eine  besondere  Steuerkiasse  besteht,  so  spricht 
sich  hierin  die  gefühlte  Unzulänglichkeit  der  Besteuerung  nach 
äusseren  Kennzeichen  aus  und  die  Nothwendiüf^»Mt  einer  Annähe- 
rung an  die  Besteuerung  des  reinen  Ertrags.  Denn  nur  bei  dieser,  ' 
welche  ihrer  Natur  nach  wesentlich  auf  Schäteung  beruhen  muss, 
ist  die  voUe  Würdigung  dieses  so  wichtigen  Factors  möglich.  —  i 
Die  mindere  Rttoksichtnahme  im  bayerischen  GesetE  motivirt  sich  i 
auch  durch  den  geringeren  lietrag  der  untersten  Sleuerclasse,  ^ 
welcher  nur  '20  Kreuzer,  in  Württemberg  dagegen  42  beträgt. 

Die  Berücksichtigung  des  Capitals^)  ist  wie  überall,  wo  i 
nach  Betriebskennaeiohen  besteuert  wird,  so  auch  in  Bayern  der 
Hauptfaclor  zur  Enniltehmg  der  SIeuergrOsse,  und  die  Betriebs- 
Anlage  wird  vorzugsweise*  nach  Merkmalen  berechnet,  welche  auf  i 
die  Grösse  des  Capitals  schliessen  lassen.    Dieser  Besteuerungs-  i 
Factor  Rommt  aber  der  Regel  nach  nur  insofeme  in  Betracht,  als  i 
er  in  äusserhcher,  greifbarer  Weise  wahrnehmbar  ist:  eine  Art  \ 
der  Berückstohtiguog,  welche  zwar  veriiindert,  alle  Theile  des 
Gewerbe-Capitals  in  Betracht  zu  ziehen,  und  insofeme  den  Mangel 
einer  gewissen  Unvoltstandigkeit  hat,  dagegen  aber  den  Vorzug 
besitzt,  dass  kein  inquisitorisches  Eindringen  in  die  Verhältnisse 


1)  Die  Anwendbarkeil  diefes  Factors  an  sich  ist  von  den  meisten  und 
allen  neueren  Autorititen  anerkannt,  vgl.  v.  Jakob  §  1085  flgde.,  Kau,  III. 
§  367  flgde.  UofTmaDii  a.  a.  0.  S.  716.  —  Uropfenbach  S.  220.  —  Grf. 
Moltke  S.  280.  —  Dagegen  sind  Malchus  §  56,  welcher  die  Patentsteoer 
vorzieht  und  Lötz  TIT.  S.  252,  wekher  die  Bealeaenmg  dei  reiaen  Ertrag« 
am  ProdiiGleii  empfiehlt. 
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Qöihig  ist  und  dass  die  Verhältnissmässigkeit  der  Steuer  durch 
Yerscbweigen  und  Yerheimlidien  nicht  so  leicht  g^ört  werden  kann« 
Das  Ca{ntal  wird  zwar  hi  dem  Gesetze  mit  dieser  Beseiefa«« 
Wmg  als  Anhaltspunkt  nicht  genannt ;  viehnehr  ist  es  der  Umfang 

des  Betriebs,  worauf  der  Nachdi-uck  g^elefft  wird:  alltin  die  Merk- 
male der  Geiiillenzahlj  der  VorrichtungeM,  der  Menge  des  verarbei- 
teten Materials,  und  auch  des  gewonnenen  Products  u.  dgl.,  sind 
wesentlich  doch  nichts  anderes  ab  KennzeiGhen  fttr  die  Grösse 
der  HaupIhbslandtheOe  des  Gewerfoe-Capitals. 

"Was  nim  zunächst  die  Berücksichtigung  des  stehenden 
Capitals  betrifft  ,  so  wird  ein  für  viele  Gewerbe  nichts  weniger 
als  unwesentlicher  Theil  desselben,  die  Gebäude,  von  der  Gewt  r()- 
sleuer  nicht  £r»^troffen,  sondern  unterliegt  lediglich  der  Haussteuer. 
Da  aber  dlo^ttaiis^uer  in  der  Regel  nach  dem  Miethwerthe  ddr 
Gebftnde  bemessen,  und  dieser  bei  Gebftuden,  die  dem  Gewerbe- 
betrieb dienen,  mit  Rücksicht  darauf  eingeschätzt  werden,  was 
dieselben  bei  Vermiethung  an  einen  Gewerbtreibenden  der  ent- 
sprechenden Art  als  Miethrente  abwerfen  würden,  so  erscheint 
dieser  Theil  des  stehenden  Capitals  als  gehörig  in  Anschlag  ge«^ 
bracht,  nur  dass  der  daflbr  treffende  Theil  der  Gewerfostener  unter 
der  Hansstener  erhoben  und  verrechnet  wird; 

Am  stehenden  Capital  werden  ferner  bei  manchen*  Gewerben 
die  Vorrichtungen  in  Berechnung  gebracht  ,  namentlich  die  Fahr- 
zeuge und  deren  Tragkraft  bei  den  Schiifem,  die  Pferde  bei  den 
Fuhrleuten,  die  Spindeln  bei  den  Spinnereien,  die  Badvorrichtun- 
gen bei  den  Bfidem  u.  s.  w.  Die  Mdhlen  waren  in  der  ersten 
Fassung  des  Gesetzes  von  1852  ebenfalls  nach  der  Zahl  der 
Gänge  besteuert,  allein  der  Ertrag  eines  Ganges  in  verschiedenen 
Mühlen  zeigte  sich  zu  verschieden,  als  dass  nicht  auffallende 
Ungleichheiten  die  Folge  davon  gewesen  waren.  Aus  diesem 
Grunde  werden  die  Mahlen  jezt  nach  der  Schäffelzahl  des  zu 
Mehl  oder  Schrot  verarbeiteten  Getraides,  also  nach  der  Menge 
des  Materials  besteuert^ 

■%iiü  Besteuerung  nach  der  Grösse  des  umlaufenden  Capi- 
tals  ist  von  überwiegendein  Einflüsse  auf  die  Grösse  der  Betriebs- 
anlage und  sie  verdient,  wo  sie  anwendbar  ist,  auch  den  Vorzug 
vor  jener  naoh  dem  fixen  Capital,  weil  bei  gleicher  Grösse  d^s 
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letzteren  in  verschiedenen  Gewerben  Betrieb  und  Ertrag  ausser* 
ordentlich  yerschieden  sein  kann.  Nicht  blos  weil  fortwährende 
Verbesserungen  ^)  der  Efmichtangen  die  Absieht  des  Steuergesetzes 
illusorisch  machen  können,  was  doch  volkswirthschaftUch  ein 

Gewinn  wäre,  sondern  namentlich  auch  weil  fixes  Capital  Äusserst 
schwer  anders  zu  verwenden  ist,  und  daher  bei  einem  Mininiuin 
von  Ertrag  häufig  noch  fortbenüzt  werden  muss.  Das  umlaufende 
Capital  dagegen  muss  immer  im  Verhältnisse  zum  wirklichen  Be- 
trieb und  deshalb  in  höherem  Haasse  zum  Ertrage  des  Gewer- 
bes stehen. 

Als  Kennzeichen  für  die  Giössi?  des  benützten  umlaufenden 
Capilals  ist  vorzugsweise  und  namentlich  bei  den  allermeisten 
Handwerkern  und  bei  vielen  Fabriken  die  Zahl  der  Gehilfen  ^)  auf- 
gestellt Dass  dabei  in  der  Regel  unterschieden  wird  zwischen 
dgentüehen  Gewerbsgefailfen  und  untergeordneten  Arbeitern,  liegt 
in  der  Natur  der  Sache ;  denn  die  ersteren  erfordern  einen  grös- 
seren Capitalaufwand  von  Seite  des  Unternehmers  und  bedingen 
daher  auch  einen  grösseren  Gewinn,  als  die  letzteren.  Dagegen 
möchte  es  auffallen,  dass  bei  den  Fabriken  diese  Unterscheidung 
aufgegeben  ist.  Vermuthlich  war  die  Ursache  davon,  dass  bei 
den  einzelnen  Fabriken  gleicher  Art  eine  gewisse  Zahl  eigendicher 
Fabrikarbeiter  und  eine  gewisse  Zahl  höher  gebildeter  Gehilfen  , 
(Techniker,  Commis)  und  blosser  Handarbeiter  sich  gen cii seilig 
zu  bedingen  püegt,  so  dass  die  Verhältnissmässigkeit  der  Besteue- 


1)  Vgl.  Holtke  S.  281  Agde. 

2)  Vgl.  Rau  Bd.  HI.  §  868.  Moltke  S.  279.  Seeger,  Versiieh  Aber  dis 
vonflglichste  Abgaben  -  Syitein  S.  44.  Krehl  §  141.  Fulda  §  196.  Wirth 
Bd.  IL  S.  458:  Die  Btnweadwig,  welche  Pritlwita  &  163  gegea  die.Be- 
nfitziing  dieaes  Keanseicheos  macht,  dass  die  Gehilfensahl  ein  sehr  träg- 
liches Merkmal  des  Gewerbe-Ertrages  sei,  ist  vmx  an  sich  richtig,  allein 
doch  nnr  insofeme  es  als  ansschtiessliches  Mittel  znr  Beurtheilung  dieses 
Ertrags  beuAtat  wird.  Durch  die  Verbindung  mit  anderen  Momenten  Yor- 
Ilert  es  an  Bedeutung  und  somit  verliert  auch  der  Einwand  an  Gewicht. 
Darin  besteht  eben  der  Fortschritt  in  der  Besteuerung  grossentheils,  dass 
man  gelernt  hat,  die  zuerst  einseitig  angegebenen  und  benfltsten  Factoren 
in  Verbindung  au  bringen.  Jede  Einseitigkeit  ist  verwerflich,  ohne  dass 
sie  deshalb  ihre  Bereditigung  Yerliert.  Es  ist  nichts  leichter,  als  dies  in 
dem  ganzen  Gebiete  der  Wissensdiaft  und  des  liebens  nachzuweisen. 
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ning  zwischen  gteicbartigen  Unternehmungen  dadurch  lucht  bc- 
eiB&riichUgi  wird,  und  dann  dass  (Me  Grade  von  Intelligenz  und 
GesduckUchkeit  bei  den  venchiedenen  Gehilfen  und  Arbeitern  in 
Fabriken  so  verschieden  sind,  dass  des  Unterscheidens  kein  Ende 
mehr  gewesen  wäre,  wenn  man  einmal  damit  hätte  anfangen  wollen. 

Wenn  schon  die  Zahi  der  Gehilfen  und  Vuiiiclilungen  als 
zulassiger  und  schlUa^nswerther  Anhaltspunkt  zur  Bestimmung  der 
Steuergrösse  gill,  so  muss  dies  in  noch  höherem  Maasse  bei 
don  lieitaide,. der  Fall  sein,  ans  welchem  der  Schhiss  auf  die 
Grösse  des  Ertrags  mit  noch  viel  grösserer  Sicherheit  gemacht 
wer  dt  ü  kann,  iiaiülich  bei  dem  Kennzeichen  der  Menge  von  Äla- 
terial,  das  verarbeitet,  oder  von  Product,  welches  erzeugt  worden 
ist.  Bei  manchen  Gewerben  lässt  sich  dies  vermöge  anderweit 
bestehender  Gontrolen  genau  ermitteln,  wie  namentlioh  bei  den 
Bierbrauern,  Fleischm,  Bierwirthen;  bei  anderen  ist  eine  ISchal2ung 
mit  ziemlicher  Verlftssigkeit  möglich,  wie  bei  Eisenwerken,  Ziege- 
leien, Gasanstalten,  Mühlen,  Brennereien. 

Das  Merkmal  des  offenkundigen  Grades  von  Wohl- 
stand ist  in  dem  bayerischen  Gesetz  nicht  ausdrücklich  genannt 
Da  jedoch  eine  namhafte  Anzahl  gerade  der  wichtigsten  und  be- 
deutendsten Gewerbe  nicht  nach  fittsseriiehen  Betriebsmerfcmalen 
eingesteuert  wird  und  auch  nicht  werden  kann,  weil  es  daran 
entweder  ganz  fehlt,  oder  weil  sie  durchaus  unzuverlässig  sind, 
so  müssen  dieselben  nach  Maassgabe  des  reinen  Ertrags  angelegt 
werden,  für  dessen  Ermittlung  die  notorischen  Yermögensverhlüt- 
ntsse  ohne  Frage  von  firfaehiichh^  sind. 

Dieser  kühne  Schritt,  da  wo  die  sichtbaren  Merkmale  des 
Betriebs  nicht  ausreichen,  zlu  Besteuerung  des  rciiiii!  Ertrags 
überzugehen,  wnr  um  so  unbedenklicher,  als  in  der  Besteuerung 
der  übrigen  Gewerbe,  bei  weichen  die  äusserlichen  Kennzeichen 
maassgebend  sind,  immerhin  Anhaltspunkte  zur  angleichenden 
Anlegung  in  genügender  Weise  vorhanden  sind  und  das  im  bt- 
straktaiswege  vorgezeichnete  Verfahren  erieichtert  dieselbe.  Es 
sollen  nämlich  die  nach  dem  Ertrage  einzusteuemden  Gewerbe 
eines  Ortes  von  der  Einsteuerungsbehürde  nach  ihrer  Einlrfii^lieli- 
keit  in  eine  Reihenfolge  gebracht  werden;  alsdann  werden  die 
für  besonders  dazu  geeignet  befundenen  herausgewühlt,  mit  anderen 
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nach  bestimmten  Kennzeichen  angelegten  Gewerben  verglicbeiii 
nach  diesen  eingesteaert,  und  sodtnn  nacl|  diesen  Mustergewerbeii 
als  Richtpunkten  die  übrige  Reihe  Terhfiltalssaillssig  mit  Steuer 
belegt. 

Diese  Einsteuerung  nach  freier  Schätzungf  hat  nur  wenig 
gemein  mit  jener  der  älteren  Sleuergesetze,  welche  auch  für 
jedes  Gewerbe  eine  Auswahl  von  Steuersätzen  eröffneten;  denn 
einerseits  pflegte  dabei  nur  ein  geringer  Spiehraum  geg^en  ro 
sein,  während  in  unserem  Gesetze  bei  manehen  Gewerben  sAmmt* 
liehe  Klassenslitse  küt  Disposition  gestellt  sind,  also  von  1  bis 
2500  Gulden,  und  daiui  mussle  man  bei  den  älteren  Gesetzen 
wegen  Mangels  an  einem  Maassstabe  zu  den  Mittelsätzen  seine 
Zuflucht  nehmen  9  so  dass  die  eingeräumte  Freiheit  mehr  oder 
weniger  illusorisch  war. 

Hervorgehoben  zu  werden  yerdient  auch,  dass  bei  mehreren 
Gewerben  diese  freie  Einsteuerungsweise  mit  jener  n;i(  li  ßetriebs- 
merkmalen  verbunden  ist,  so  dass  die  verschieden! mi  Verhältnisse, 
welche  den  Krttu^  eines  Gewerbes  zu  erhöhen  oder  zu  vermin- 
dem  vermögen,  die  ParsönUchkeit,  die  Conjuncturen  n.  s.  w.  ihren 
Binflnss  äussern  und  eme  Erhöhung  oder  Minderung  der  Steuer 
um  eine  oder  ein  Paar  Steuerclassen  herbeiflthren  können. 

Endlich  ist,  um  alle  zu  Gebote  stehenden  Mittel  zur  Erzie- 
lung grusslmoglicher  Verhältnissinässigkeit  zu  erschöpfen,  gestattet, 
dass  jeder  Gewerbsverein,  sowie  jede  zu  diesem  Zwecke  in  einem 
Amtsbezirk  gebiUete  Genossensdiaft  die  den  Verein  oder  die 
Genossenschaft  treflbnde  Gesamntsteuer  nach  freiem  Uebereui» 
kommen  unter  die  einzelnen  Gewerbsgenossen  limlegen  darf  (Art  65). 
So  wenig  diese  Maasisregel  im  Stande  ist,  eine  von  vornherein 
nnvollkoniniene,  auf  unrichtigen  Grundsätzen  beruhende  Steuer  zu 
einer  gerechten  und  verhältnissmässigen  zu  machen,  wie  dies  die 
Beispiele  der  älteren  bayerischen  und  der  preussisclien  Geweri>- 
flteuer  beweisen,  ebensosehr  vermag  sie  bei  ehier  rationeUen, 
richtig  gedachten  und  durchgeflihrten  Besteuerung  den  SohfaM- 
stein  zu  bilden,  die  Yerhällnissmässigkeit  wesentlich  zu  vollenden. 
Zu  bedauern  ist  nur,  dass  diese  vortrelDiche  Maassregel  nicht 
Torgeschrieben,  sondern  nur  freigegeben  ist.  In  obligatorischer 
Fassung  würde  diese  Vorschrift  noch  viele  Härten  und  Ungleich- 
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heiten  beseitigen  ktanen,  welche  selbst  das  besImagUehe  Gesetz 
bei  dem  dermaltgen  Standpunkte  der  Wissenschaft  nnd  Praxis 

nicht  zu  vermeiden  vennochte.  In  der  jetzigfen  facultaliveii  Fas- 
sung wird  es  den  etwa  begünstigten  Gewerbsyctiossen  oft  genug 
leicht  sein,  das  Zustandekoaiiuea  einer  solchen  Genossenschaft 
ond  Selbstumlegnng  su  vereitebL  Ueberdies  wttrde  eine  aligemeine 
Selbslrepartition  eine  treffüche  Schale  für  Steueransschfisse  und 
für  dereinstige  Besleurung  des  reinen  Ertrags  abgeben. 

Es  leuchtet  nach  all  diesem  wohl  ein,  dass  das  bayerische 
Gesetz  den  Vorzug  der  Beweglichkeil  und  Dehnbarkeit  in  hohem 
Maasse  besitzt,  und  die  Elemente  in  sich  trägt,  welche  weiterer 
Entwickelang  fllhig  suid  und  zu  einer  VervoUkommnung  fuhren 
können,  deren  die  jetzige  Generation  mit  ihrem  ztemlich  geringen 
Maass  von  Gemeinsinn  und  voh  Neigung  und  Anstelligkeit  zur 
Behandlung  öflFentlicher  Angelegcrihfiten  noch  nicht  fähig  ist. 
Allein  diese  Beweglichkeit  und  Oehnbaikeil  sind  nur  dann  Yor- 
zGge,  wenn  die  Handhabung  des  Gesetzes  solchen  Händen  an- 
Tertraot  ist,  welche  dieselben  in  der  rechten  Weise  zu  benfltzen 
wissen  nnd  wenn  ein  Verfahren  angeordnet  ist,  welches  diese 
Eigenschaften  in  der  richtigen  Art  zur  Geltung  kommen  lässt. 

<  » 

Verfahren. 

Je  bestimmter  ein  Gesetz  die  Grösse  der  für  jedes  Gewerbe 
zu  entrichtenden  Steuer  vorschreibt,  desto  geringer  braucht  die 
Befugniss  zu  sein,  welche  der  Steuerbehörde  eingeräumt  wurd, 
und  desto  mehr  kann  die  Regulirung  in  der  Hand  der  gewöhn- 
lichen Finanz-Organe,  der  Staatsbi  aintea,  liegen,  welche  eine 
genauere  Kenntniss  der  Gewerbs-  und  Belriebs-Verhältnisse  nicht 
haben  und  auch  nicht  zu  haben  brauchen.  Je  elastischer  dagegen 
ein  Gewerbeslener-Gesetz  ist^  je  mehr  es  sich  bemOht,  die  Besteue- 
rung den  Ertrags-Verhiltnissen  der  einzehien  Gewerbtreibenden 
anzupassen,  desto  mehr  discretionäre  Macht  muss  den  Steuer- 
behörden eingeräumt  werden  und  eine  desto  genauere  Kennlniss 
der  Gewerbsverhaitnisse  muss  bei  ihnen  vorausgesetzt  werden. 
Und  da  diese  Kenntniss  in  der  Regel  nirgends  anders  zu  finden 
ist,  als  bei  den  Steuerpflichtigen,  den  Gewerbtreibenden  selbst, 
so  wird  deren  Selbstthätigkeit  immer  nothwendiger. 
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In  Frankreich  ruht  daher  die  Einsteuening  ganz  in  den  Häii* 
den  der  Beamleii  0»  wihrend  die  der  franzOsischeii  oachgebUdelen 
Gewerbstewm  in  Deotschland,  namentlieh  in  Beden  und  Hessen, 
doch  schon  etwas  von  dem  volksthQmlicben  Element  der  Selbst- 
besleuemng  angenommen  zu  haben,  indem  sie  in  dem  ziemlich 
enge  begrenzten  Kreis  von  Fallen,  in  denen  Schätzung  oder  Fest- 
stellung tliatsachlicher  Verhiltnisse  einzutreten  hat,  die  Gem^nde- 
Vertreier  und  theilweise  sogar  kundige  Personen  des  Gewerbe- 
Standes  beisiehen.  Diese  Benütsung  der  Gemeindebehitaden  znr 
Sfeneransmessung  findet  sich  in  den  deutschen  Gesetzen  von 
Anfang  an.   Bei  dem  wenig  bestimmten  Inhalt  der  älteren  Gesetze 
und  bei  dem  Mangel  an  Anhaltspunkten,  welche  sie  den  lokal- 
kundigen  Gemeindegüedem  geben  soHten,  war  und  ist  aber  bei 
den  fiKeren  Stenern  die  Tkfitigkeit  derselben  eine  sehr  unter« 
geordnete  nnd  es  kam,  wenigstens  In  Bayern,  dahin,  dass  man 
die  Mitwirkung  der  Gernrindebehörde  bei  der  Steuerregulirung 
thatsächlich  immer  mehr  ausschloss  und  den  rulizei-  mid  Finanz- 
behörden  alles  überliess.    Die  neueren  Gesetze,  namentlich  das 
wttrttembergische,  g^en  der  Thfttigkeit  dieser  Organe  eine  immer 
mehr  bestimmte  Richtung,  Indem  a»  die  Momente  vorsciureibeii^ 
welche  durch  sie  festgesetzt  werden  nnd  bei  der  Steuerregulirung 
maassgeben  sollen;  doch  scheute  uiaa  sich  noch,  den  grossen 
Schritt  zu  thun,  welcher  der  Steuerregulirung  wesentlich  das 
GeprUge  der  Selbstbesteuemng  aufdrückt,  in  Sachsen,  in  Hannover, 
nnd  auch  in  Wfirttembeig  werden  die  beigezogenen  Gemeinde- 
Tertreter  and  Sachverständigen  tbeils  Ton  der  GemehidebehMe, 
theils  von  dem  Einsteurungs-Beamten  ansgewflhH,  nnd  die  letsteren 
sind  eigentlich  nur  Auskunftspersnncn,  ohne  entsclu  idende  Stimme 
in  der  Commission.  Die  Gemeindebediensteten  dagegtii  püegen 
als  solche  keine  Kenner  der  Gewerbe -Verhältnisse  zu  sein  und 
die  Beiziehang  denselben  zu'  der  Steuerregaiirung  gewährt  daher 
nldit  jene  Sicherheit,  wie  die  der  Gewerbtreibenden  selbst 

In  Bayern  dagegen  liegt  die  Festsetzung  der  zur  Steuerrega- 
iirung gesetzlich  maassgebenden  thatsächlichen  Verhältnisse  ganz 
in  der  Hand  des  Steuerausschusses.  Dieser  besteht  aus  einem 


1)  T.  Uoekf  die  Pinantverwaltniig  Frankrelehi^  B,  150. 
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von  der  Regierung  bezeichneten  Polizeibeaniten  als  Vorsitzenden, 
aus  dem  Rentbeaniten  (Sleuerbeamten)  des  Bezirks  als  Staats- 
anwalt (beide  Beamte  ohne  Stimmrecht),  aus  fünf  Ausschuss- 
initgliedern  und  aus  dem  Protokollführer.  Von  den  allein  stimm- 
berechtigten fünf  Mitgliedern  sind  vier  für  den  ganzen  Renlamts- 
bezirk  und  einer  für  den  betreifenden  Ort  gewählt.  Zur  Wahl 
jener  vier  treten  am  Sitze  der  Polizeibehörde  die  städtischen 
Gemeindecollegien  und  ländlichen  Ortsvorsteher  zusammen,  um  — 
nicht  gerade  aus  ihrer  Mitte  —  zehn  Personen  zu  wählen,  welche 
dann  aus  ihrer  Mitte  die  vier  Ausschussmitglieder  des  Bezirks 
ernennen.  Bei  der  ersten  und  zweiten  Wahl  wird  die  Vertraut- 
heit mit  den  im  Amtsbezirk  bestehenden  Industrie-  und  Handelsr 
Verhältnissen  sowie  die  Verlrelung  der  in  dem  Bezirke  haupt- 
sächlich vorkommenden  Gewerbe  als  maassgebend  bezeichnet,  und 
die  Gewählten  müssen  unbescholtene  Männer  sein,  die  dem  Ge- 
werbs-  oder  Handelsslande  angehören;  auch  müssen,  wenn  eine 
Stadt  im  Bezirk  ist,  wenigstens  drei  der  zehn  Erstgewählten  aus 
der  Mitte  der  städtischen  Gewerbs-  oder  Handelsleute  sein,  und 
die  Wahlkommissäre  sind  angewiesen,  den  Zehnem  auch  bei  der 
letzten  Wahl  die  Berücksichtigung  des  städtischen  Gewerbestandes 
anzuempfehlen.  Das  fünfte  (Local-)  Ausschuss  -  Mitglied  ist  auf 
dem  Lande  der  Ortsvorsteher,  in  Städten  der  Vorsteher  des  be- 
ireffenden Stadtdistrictes  (Stadtviertels),  oder  wenn  dieser  verhin- 
dert oder  nicht  genügend  sachkundig  ist,  ein  von  der  Stadlbehörde 
zu  bestimmender,  mit  den  Verhältnissen  vertrauter  Stellvertreter. 
Die  Ausschussmitglieder  werden  besonders  vereidigt.  Die  Be- 
schlüsse werden  durch  Stimmenmehrheit  gefasst;  bilden  sich  aber 
mehr  als  zwei  Meinungen,  so  werden  die  Stimmen  der  strengsten 
Ansicht  zu  jenen  für  die  nächst  mildere  so  lange  hinzugezählt, 
bis  sich  eine  absolute  Majorität  ergibt.  Findet  sich  der  Ausschuss 
für  einen  Fall  nicht  genügend  sachkundig,  so  kann  er  Auskunfts- 
personen zu  seinen  Sitzungen  zuziehen ;  diese  haben  aber  keine 
entscheidende  Stimme.  Der  Rentbeamte  als  Staatsanwalt  hat  für 
die  richtige  Anwendung  des  Gesetzes  Sorge  zu  tragen,  im  ein- 
zelnen sich  über  die  Gewerbsverhältnisse  zu  informiren,  zu  diesem 
Behufe  alle  amtlichen  Behelfe  der  Gewerbsbehörden  zu  benützen 
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und  unter  ümstiinden  von  den  äusseriicii  wahrnehmbareii  BßtnelMI- 
merkmaleu  fiuuieht  zu  nehmen  CAil  29  bis  40>. 

Die  frosae  Sorgfalt^  welohe  ans  dSesen  Anordnuageii  ilir  die 
ZvMimmeiisetziiiig  des  AxauuskasBes  hervorgeht,  ist  ganz  am  rechten 
Orte;  dcim  unverkennbar  kommt  ungemein  viel  darauf  an,  dass 
das  Organ,  dem  die  Auslulirung  eines  Gesetzes  obliegt,  ein  gutes 
isly  und  das  an  sich  beste  Instrument  ist  bekanntlich  werthlos 
In  ungeschickter  Hand«  Die  Ari  der  Anwchiiaswahl  ist  keine 
demokratiache;  aber  die  Benutzung  der  Genudkidevertreter  znr 
WaU  des  grMeren  Ansschusses  hat  nicht  nur  den  Vorzug  der 
grösseren  Bequemlichkeil  und  geiingeren  WeiÜaufigkeit  vor  einer 
Urwahl  durch  sämmtliche  Steuerpflichtige,  sondern  es  ist  damit  auch 
viel  mehr  Garantie  dafür  gegeben^  dass  nicht  politische  Interessen 
aoBdem  ledigüch  die  Rttclüsichten  auf  di^  Intelligenz  und  Inte^tttt 
der  PanoneM  den  Ansscklag  bei  der  Wahl  geb^  werden,  uiid 
dass  die  Aossdiüsse  nicht  in  unzeitige  Opiiosition  gegen  die 
Regierungs- Organe  Uekn,  sondern  Hand  in  Hand  mit  diesen  das 
Gesetz  richtig  und  unparteiisch  vollziehen.  Dabei  ist  aber  gleich- 
wohl der  Ausschuss  völlig  unabhängig  von  der  Fmanzbebörde 
und  dadurch  in  Stande,  aUlen  fiskaJiaclien  Gelüsten  zu  widerstehen* 
Yen  grosser  Wi<Mgkeit  ist  dritei  die  SteOung  des  Vorsitzenden, 
wozu  inobt  der  Finanz*  sondern  der  Yerwaltungsbeamte  gewählt 
ist:  denn  oliwolil  er  kein  Stimmrecht  hat,  so  ist  doch  augenfällig, 
dass  er  vermöge  seiner  unparteii^ea  Stellung  und  in  der  Hegel 
grosseren  Gesetzeskenntniss ,  auch  wohl  sonst  überwiegender  In- 
teffigenz  ehien  grossen  Einfluss  auf  den  Ausschuss  anszufiben 
vermag,  und  dass  sem  Wort  weit  mehr  Geltung  haben  muss 
und  Süll  als  das  des  Finanzheamten ,  welcher  als  Staatsanwalt 
immerhin  eine  Parteistellung  einnimmt. 

Die  Grundlage  der  Besteuerung  ist  die  eigene  Dedaration 
derGewerbtreibenden.  Dieselben  haben  nach  i)l^ttUich  ergangener 
AnffiMdenrng  zu  erklären,  was  flGlr  Gewerbe  sie  betreiben,  mit 
wie  viel  Gehilfen,  Vorrichtungen,  Niederlagen,  Laden,  mit  welchem 
Verbrauch  von  Material  oder  Erzeugung;  von  Producten,  je  nach- 
dem diese  oder  jene  Betriebsmerktnale  von  gesetzUcher  Erheblich- 
keit sind.  Die  Fatiruug  dieser  Merkmale  hat  uach  dem  Maasse 
des  durchschnittlichen  Betriebs  wlüirend  der  letzten  drei  Jahre 
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SU  ^falgeji.  Die  Erklärung  wird  bei  der  (jemeiudebchorde  at)*: 
gegeben  und  die  vollstäiuiige  Liste  von  dieser  dem  Rentamt  zu- 
gestellt.  Diesev  <tfdnet  die  Fawionen,  wenn  es  nicht  schon  die 
Gemelnddiehörde  gethan  bat,  m  die  eigentliche  Steucrltste  nach 

Sleuerdislricten  und  Gewerbsarleii  und  imlerwiii'i  sie  einer  vor- 
lauüoen  Pniruiig  (Art.  26  und  28).  Wenn  dies  geschehen  ist, 
so  wird  der  Ausschuss  zusamineiiberufcn,  dessen  Gompetenai  sich 
^  die  Prüfung  und  Feststellung  der  Dedarationen  nach  dem 
gauea  Umfang  der  Anhaltspunkte  erstreckt,  welche  das  Gesetz 
för  die  Einstenenmg  aufstellt,  und  wo  keine  Anhaltspunkte  ge- 
geben sind,  oder  die  Steuerfestslellung  neben  den  Betriebsinerk- 
malen  eine  mehr  oder  weniger  facultative  ist,  da  bleibt  es  dem 
Ansschusse  anheimgegeben,  zu  classificiren.  Gewerbe,  welche 
m  Tarif  nicht  enthalten  sind^  hat  der  Ausscbuss  angleichend  ein- 
msteoem;  kurz  er  hat  die  Befugniss  und  Obliegenheit  die  ganze 
materielle  Grundlage  der  Besteuerung  festzustellen  und  der  Finanz- 
behörde bleibt  zunächst  nur  das  Geschalt,  nach  den  von  ihm  be- 
zeichneten Tarifnummerii ,  festgesetzten  Betriebsmerkmaien  und 
gefundenen  Classensützen  die  Steuer^er  auszurechnen.  Wenn 
eme  Fassion  vom  Ansschusse  beanstandet  wird,  oder  überhaupt 
«00  Festsetzung  erfolgen  soll,  welche  in  der  Fassion  nicht 
selbst  schon  begründet  wäre,  so  muss  der  Betheiligte  darüber 
vernommen  werden ,  sowie  auch  vor  jeder  Beschlussfassung  der 
Staatsanwalt  gehurt  werden  muss,  und  jede  Verhandlung,  die 
fig^  auf  einüiche  Anerkennung  der  Fassion  hinausgeht^  muss  in 
f|^ii,JSI^I^|DgS|ro  aufgenommen  werden  CArt.  34.  35.  41). 
^#^f:,IMe  vom  Ausschusse  festgesetzton  Steuerlisten  wwden  am 
Sitze  des  Rentamts  14  Tage  lang  aufgelegt,  damit  jeder  Steuer- 
pflichtii^e  von  seiner  Anlciiuno  Einsicht  nehmen  und  das  liechts- 
miltei  der  heclaniaüoo  ergreiien  kann,  über  weiche  die  vorgesetzte 
Finanzstelle  (Kreisregierung)  in  zweiter  und  letzter  Instanz  ent- 
scheidet. yReolamationen  sind  aber  nur  insoweit  zulässig,  als 
mchl  die  Feststellung  rein  thatsfichficher  Yerhidtnisse,  bei  welchen 
der  Ausscbuss  ein  inappellables  Geschwornengericlii  bildet,  be- 
stritten wird,  also  nur  bei  Einsteuening  von  Gewerben,  die  nicht 
im  Tarif  enthalten  sind,  oder  deren  Qualität  zweifelhaft  ist,  oder 
WO  ^  Sj|iii^aam  zur  Bemessung  der  Betriebsanlage  gegeben  ist, 
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danmter  auch  die  Fälle ,  in  denen  wegen  Verbindiuig  meterer 
Gewerbe  u.  dgl  arbiträre  Erhöhungen  der  Steuer  eintrelen,  end- 
lich wegen  unrichtiger  Berechnung.    Reelamätion  karni  sowold 

von  den  Steuerpflichtigen,  als  vom  Staatsanwälte  erhoben  weiden, 
vom  letzteren  ausser  den  genriimlon  Fällten  auch  wegen  irriqrer 
Gesetzesanwendung,  wegen  deren  auch  die  Regierung  von  Amts- 
wegen  —  also  wohl  auch  auf  Anrufen  des  Bekheiligten  —  einen 
Beschluss  des  Aasschusses  aufheben  kann.  Die  Regierung  kann 
da,  wo  sie  selbsl  über  Reclamationen  enischeidet,  das  Gutachten 
von  Sachverständigen  oder  von  Gewerbs-  und  Handels  -  Kammern 
einholen ;  bei  Rech\mationen  wegen  irriger  Gesetzesanwendung 
wird  nur  der  Beschluss  aufgehoben  und  die  Sache  wieder  an  den 
Ausschuss  verwiesen.  Das  gleiche  geschieht  bei  Nichtigkeits- 
beschwerden, welche  wegen  Verletzung  der  Ober  das  Verfahren 
bestehenden  Bestimmungen,  namentlich  wegen  Unterlassung  der 
Vernehmung  u.  dgl,  ergriffen  werden  können  (Art.  42.  48 — 53). 

Wer  der  öffentlichen  Aufforderung  zur  Abgabe  der  Fassionen 
nicht  Folge  leistet,  wird  auf  seine  Kosten  gemahnt;  wer  auch 
dieser  Mahnung  ungehorsam  ist,  dessen  Gewerbe  wird  ohne  seine 
vorhergehende  Vernehmung  vom  Ausschusse  eingesteüert  und  er 
verfällt  überdies  in  eine  Geldstrafe  von  1  bis  50  Gulden.  Wer 
die  Betriebsinerkmale  seines  Gewerbes  absichtlich  zu  gering  an- 
gibt oder  verschweigt,  der  wird  um  den  fünf-  bis  zehnfachen 
Jahresbetrag  der  Steuer  bestraft,  weiche  er  defraudiren  wollte« 
Die  Strafantrfige  stellt  der  Staatsanwalt  und  der  Ausschuss  fassl 
Beschluss  darüber.  Den  Vollzug  hat  das  Rentamt;  aber  gegen 
alle  Strafbeschlüsse  ist  Reclamation  mit  Suspensiv- Wirkung,  welche 
den  übrigen  Reclamationen  fehlt,  zulässig  (Art  27.  34.  43  bis 
47.  50  und  54). 

Nach  Beschekiung  der  Reclamationen  und  Beschwerden  er^ 
folgt  die  rechnerische  Prttfung  der  Steueriisten,  wobei  der  Finanz- 
stelle auch  Gelegenheit  gegeben  ist,  den  richtigen  Vollxng  des 
Gesetzes  zu  überwachen.  Die  Steuer  wird  iiniiicr  für  drei  Jahre 
regulirt^  wahrend  dieser  Zeit  hnden  Abgänge  nur  wegen  gänz- 
hchen  Aufhörens  des  Gewerbes  oder  Zugange  wegen  neu-  oder 
wiederentstdiender  Gewerbe  statt,  da  blose  Aendmngen  Im  Betrieb 
Ihre  Berücksichtigung  bei  Besteuerung  für  die  nächste  Steuer- 
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Periode  finden,  welche  sich,  wie  erwähnt,  auf  den  Durschschnitts- 
betrieb  der  vorhergehenden  drei  Jahre  gründet.  Verhandlungen 
des  Ausscl)^ses,  welcher  immerauf  drei  Jalure  gewählt  ist,  müssen 
diAier  i^eichwohi  alljühriich  gepflogen  werden.  Die  CieweriMt- 
Zu-  und  Abgftnge  werden  der  Finanzbeliörde  durch  pmodisobe 
Anseigen  der  Gewerbspolizeib^örde  bekannt  (Art.  5Ö  bis  60). 

Die  Kosten  der  Steueranlage  trägt  natürlich  die  Staatscasse 
und  es  werden  auch  für  Reclamationen  u.  dgl,  keine  Gebühren 
(Taxen)  erhoben.  Nnr  die  erwachsene  haaren  Auslagen  flkr 
Taggeider  der  Anaachnasnütgiieder  o.  s.  w.  haben  diejenigen  zu 
tragen,  derai  Beschwerden  abgewiesen  worden,  uiaoweit  aelche 
Anlagen  durc^  die  Beschwerde  erwachsen  waren  (Art.  61  bis 
63).  Für  Gewerbsvei  eine  oder  Genossenschaften,  die  sich  eigens 
zu  diesem  Zwecke  in  einem  Amtsbezirk  bilden,  und  das  Recht 
haben,  die  für  ihre  sämmtlichen  Mitglieder  reguiirte  Gesammtateuer 
aelbat  unter  aicb  umzulegen,  darf  aber  während  der  dreijährigen 
Periode  kwe  Aenderung  votkonunen  und  die  Genossenschaft 
muss  für  den  sollen  Steuerbetrag  haften  (Art  65). 

Die  Aeusserung  eines  namhaften  Schriftstellers  *),  dass  in 
dem  Gewerbsteuersystem  einer  der  ausgezeichnetsten  Theile  unseres 
europüschen  Finanzwesens  eihannl  werden  muss,  m  welchem 
die  Fmds  die  Wissenschaft  flbefflfigelt  hat,  mag  zwar  in  An- 
mknag  der  Besteuerungsgrundsätze  in  Zweifel  gezogen  werden. 
Denn  die  von  der  >Vis.sen,schaft  aufgestellte  ßcslcuenin^r  (Jes 
reinen  Ertrags  ist  und  bleibt  auch  der  Zielpunkt  der  Praxis,  und 
alle  die  künstlichen  und  scharfsinnigen  Surrogate,  weiche  die  be- 
sten neuen  Gesetze  bieten^  sind  doch  nur  Behelfe,  vermöge  deren 
asm  sieh  auf  Ihnwegen  diesem  Ziele  ebiiger  Haussen  zu  nähern 
sucht,  und  auch  die  Mittd  und  Wege  zur  Erreichung  dieser  Ab- 
sicht, Steuerbeinessung  nach  Betriebs-Kennzeichen,  nach  Orts- 
grössen  u.  dgl,  sind  theils  von  der  Wissenschaft  angedeutet, 
theils  berichtigt  worden.  Alldn  unbedingt  richtig  ist  diese  Aeus- 
senmg  in  Ansehung  des  formellen  Besteuerungs- Verfahrens  ^ 


1)  Stein,  Finauzwissenschafl  S.  275. 

2)  Nur  V.  Jakob  gibt  eine  ausführliche  Anleitung,  in  welcher  Weise 
bei  d«r  finniiteloiis  dea  von  ilm  festgehattenen  reinen  £rtr«gs  la  Werke 
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welches  von  kaum  geringerer  WIditigkelt  Iflt,  «b  der  mafcvMI» 

Theil,  die  Besteuerungsgrundsätze. 

Darüber  zwar  ist  man  einverstanden,  dass  die  lksteuerung, 
es  sei  denn  die  franzöasche  Patentsteaer,  bei  welcher  die  Selbst- 
tiiätigkelt  der  Organe  auf  ein  Minimum  redncirt  ist,  nicht  ans- 
sclili^ich  in  doi  Händen  der  Finanzbehörde  liegen  darf,  da  die 
Staatsbeamten  unmöglich  die  Kenntnfss  der  Gewerfaaterfailtnisse 
haben,  welche  eiTorderlich  ist,  der  bealisii  htiirien  Verhältnissmässig- 
keit  gerecht  zu  werden,  und  die  Meritniale  des  Ertrags-  und  Be- 
triebs-Umfanges  festzusetzen.  A]l(  in  die  Aufeteüung  von  Steuer- 
geschworenen  ist  im  Gebiete  der  Gewerbsteuer  wesentiich  neu  und 
ein  eben  so  wichtiger  als  gelungener  Schritt;  derai  weder  blose 
Schatzer  die  nicht  selbst-  zu  entscheiden  haben,  noch  die  Ge- 
meindebehörden ^)  als  solche  vermögen  einen  überwiegenden  fiska- 
lischen Einfluss  aufzuhalten  und  die  Ungleichheiten  zu  heben,  welche 
die  VerschieiieaartigiLeit  der  Autfassung  von  Seite  der  verschiedenen 
Finanzbeamten  veranlasst.  Ihese  Ungleichheiten  weiden  zwar  nie 
ganz  beseitigt  werden  können,  so  lange  den Bestenerungsorganen 
euie  Selbstthätigkeit  eingeräumt  werden  mnss;  aHein  sie  auf  ein 
unfühlbares  Minimum  zu  ermassigen,  welches  praktisch  dem  Ver- 
srlnvinden  gleiciisteht ,  ist  offenbar  keine  Einrichtung  geeigneter, 
aljs  die  von  einem  unbetheiligten  Beamten  geleiteten  Geschworenen 
des  bayerischen  Gesetzes^  wobei  doch  anch  dem  Intesesae  den 
Staates,  um  dessenwillen  ja  die  Stener  angeordnet  wird,  durch 
die  Beziehung  des  in  der  Regel  mit  tlberwiefender  Gesetzes«- 
kenntniss  ausgerüsteten  Finanzbeamten  als  Staatsanwalt  volle  Rech- 
nung getragen  ist. 


XU  gehen  wäre  (§  1080  flgde.'^ ;  Rau  begnügt  sich  mit  Andeutungen,  welche 
zwar  höchst  schatzenswerth  und  wichtig,  aber  do<'h  nur  fragmentarisch 
sind.  Hoirtnann  a.  a,  0.  S.  712  flgde.  beiiandelt  difscii  Gegenstand  gründ- 
licher und  ühersichtlicher,  aber  geht  doch  auch  der  Fraxis  mehr  nadi  ak 
voraus. 

1)  Rau  a.  a.  0.  §  376.  —  Der  Vorschlag  Wirth's  II.  S.  462  ist  jünger 
als  das  bayerische  Gesetz.  — '  v.  Jakob  verlangt  zwar  Schätzor  mit  ent- 
scheidender Stimme,  aber  zum  Zwecke  directer  Festsetzung  des  leiueu 
£rtrags.  — 

2;  ilolfmauu  a.  a.  0.  S.  721. 
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Aiiliiiifeiid  die  Efgeasdnfteii  der  star  BkulettMiig  Mge- 

rogenen  Personen,  so  wird  vor  aWera  veriangt^  dass  sie  die  Gat- 
tung von  Industrie,  welche  sie  abschätzen  sollen,  selbst  betreiben 
oder  genau  kennen  ^) ,  ein  Erfbrderniss,  dem  das  bayerische  Ge- 
mti  voflslftndig  entspricht.  Die  Grenzen,  kmerhalb  deren  die 
Volkiigs-Chrgane  sich  zu  bewegen  haben  sollen  weder  so 
eng  sein,  dass  sie  sidi  fAerbeupt  mefat  bewegen  können  (vde  in* 
Frankreich) ,  noch  so  weit  dass  sie  nicht  wissen,  nach  welchen 
Reg^eln  sie  sich  bewegen  sollen  (wie  in  den  älteren  deutschen 
Gesetzen).  Auch  in  dieser  Hinsicht  entspricht  unser  Gesetz  allen 
ABfordcnrtngen;  denn  in  den  allermeisten  Fäüen  sind  dem  Aiuf^ 
wdkmm  gentne  Anhidtspunkte  gegeben  ^  und  ist  bestimmt  voi^ge- 
#lMel»eni^^  welche  Tfaatsaehen  er  zu  eonstatiren  hat,  während 
diese  Thatsachen  selbst  doch  von  der  Art  sind,  dass  sie  nur 
durch  das  sachverständige  Urtheil  eingeweihter  Personen  mit 
Sicherheit  und  ohne  Belästigung  der  Pflichtigen  erkannt  zu  wer- 
den vermögen)  und  wo  er  nicht  bk>se  Thalsachen  festsusteUen 
bat,  wie  bei  der  Bnistmenmg  der  nicht  nach  jBelriebsmerfcmalen 
angelegten  üblemelunnngen,  da  sind  ihm  an  den  ttbrigen,  nach 
äusserlich  wahrnehmbaren  Kennzeichen  Ijesteuerten ,  Gewerben 
Anhaltspunkte  genug  gegeben,  um  eine  durchaus  entsprechende 
dess^sation  zu  Stande  zu  bringen,  hi  noch  schönerer  Weise 
rieh  die  fiefugniss  des  .^isschusses  bei  den  Gewerben, 
fttr  welche  «war  Belriebsmefhmale  rageneichnet  sind)  aber  nicht 
ris  nidiedingt  bindend,  sondern  bei  welchen  noch  eki  kleiner 
Spielraum  von  Ciassensätzen  eröffnet  ist,  um  allen  erheblichen 
Momenten  Einfluss  zu  gestatten,  und  die  möglichste  Verhältniss- 
mässigkeit  herbeizuführen.  Rechnet  man  hiezu  noch  die  discre- 
teitre  Befngniss  des  Ansschnsses  wie  der  Finanzbehörde,  wegen 
nachgewiesemn*  ongttnstiger  BetriebsveihlOtnisse  bleibende  oder 
fisMkergefaende  Ermässigungen  und  Nachlasse  eintreten  zu  lassen, 
und  andrerseits  die  Wahl  des  Ausschusses,  wegen  vorheiihafter 
Gewerbsverbindungen  und  anderer  günstiger,  gesetzlich  vorge- 


1)  y.  Jacob  §  1066. 

S)  Hofimaim  a.  ■*  0.  8.  TIS  flgde. 

S)  Raa  §  87L 
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sehener  \  erh^ütnisse  Erhöhungen  eintreten  zu  lassen,  so  innss  man 
Wühl  anerkenni  n ,  (iass  die  Bpfucrnisse  der  Einsteuerungsbehurde 
mit  eben  so  grosser  Vorsicht  bemessen  und  geregelt  als  bedeut- 
sam und  ansgedeiml  sind.  Diese  Competenz  ist  aber  auch  nur 
bei  dieaer  Ofgantaatioii  des  Ansachnsses  niögiicli;  deM  eine  «iisr 
'gedehnte  Befugniss  in  der  Hand  der  Fimmsbeli^rde  üMirl  entweder 
zu  ungemessener  Fiskalitat  oder  zum  bewegungslosen  Festhalten 
an  den  Miltelsätzen  der  vorgeschrielu^nen  Classen,  wie  es  that- 
sttehlich  früher  in  Bayern  der  Fall  war,  in  andeni  Staaten  noch 
ist,  md  ia  Pireussen  sogar  principieli  ausgesprochen  ist.  Dfadwoli 
wird  aber  natürlich  die  Beweglichkeit  tmr  IDosion. 

Dalx  i  isl  der  bayerische  Ausschuss  niemals  gezwungen,  in 
die  inneren  Gewerbs-Verhaltnisse  einzudringen,  was  an  der  Compe- 
tenz der  baden  sehen  und  württembergischen  Eiusteuerungsbehor- 
den  getadeH  wird  0 ;  denn  seihst  in  jcaien  FftUen,  in  weichen  dns 
GesetK  keine  Merkmale  vorsckreibt)  haben  die  orls-,  sack*  und 
personaVItondlgen  Glieder  desselben  «och  lediglich  an  den  muth- 

maasslichen  reinen  Ertrag  zn  haUen .  wie  er  verhältnissinassig 
gegen  andere  Gewerbe  nach  den  ndtorischen  Betriebs-,  Yermögens- 
und  anderen  Verhältnissen  anzunehmen  ist  In  Württemberg  findet 
die,  ein  solches  Eingeiwa  l)edingende,  FestsetKoag  derGewerin- 
eapitalieii  iwar  nur  bei  den  HandfaingeD  und  Niriken  sMI;  aDeia 
gerade  bei  diesen  ist  eme  sofehe  besonders,  mid  mehr  als  bei 
den  librigen  Gewerbsclassen ,  schwierig,  und  daher  die  Besteue- 
rung nach  anderen  Rücksichten  empfehlenswerth. 

Die  Besteuerungsfactoren,  welche  der  Ausschuss  festzusetzen 
und  fiOr  weiche  er  seine  Ausspradie  zn  feiumlirm  hal^,  btf- 
sieben  dvehaus  in  Tarif- Nmnneni  fOr  die  Nomalanlage  liid  i» 
Aussprechen  von  Betriebs-Heiknialen  (wo  sie  das  Gosels  als 
maassgcbend  bezeichnet)  oder  von  Classensatzen  (wo  jene  fehlen  ), 
oder  von  beiden  (wo  die  Betriebs-Merkmaie  nur  als  AnhaltspunlUe 
dienen)  für  die  Betriebs-Aniage. 


1^  HoflDiiui  a.  t.  0.  8.  716. 

2)  „Der  äussere  Aiudnick  der  allgenieiBea  Stenerwerthe*  nachHoflnum 
a.  a.  0.  a  717. 
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Die  nach  der  technisch-wirthschafllichen  Natar  jedes  Gewerbes 
bemessene  Normal- Anlage  wird  vom  Gesetz  unmittelbar  vorge- 
schrieben ,  und  der  Ausschuss  hat  daher  in  dieser  Hinsicht  nur 
festzosteUen ,  welches  Gewerbe  ein  Unternehmer  beb'etbt,  wag 
ehen  dtuhirdi  geschieiil,  dmw  die  Nummer  des  Tarife  bezeichnet 
«ird,  unter  wdcber  dieses  Gewerbe  vorgetragen  ist  Auch  in 
Ansehung  der  Betriebs-Anlage  hat  der  Ausscliuss  in  der  über- 
wiegenden Mehrheit  von  Fällen  nur  Thatfragen  zu  entscheiden, 
nach  Maassgabe  deren  die  Finanzbebörde  die  Steuer  berechnet^ 
in  andern  FüUen  aber  hat  er  theils  neben  solcher  FestskeUung 
fon  Thatsachen,  dieite  ohne  solche  eine  Sieuerclasse  zu  bezeichnen^ 
in  welche  ein  Gewerbe  hinsichtlieh  seiner  Betriebsanlage  einge- 
reiht werden  soll,  insofeme  überhaupt  der  Betrieb  ausgedehnt 
genug  ist,  um  eine  Betriebs-Anlage  zu  rechtfertigen  und  die 
Normal-Anlage  allein  nicht,  genügend  erscheint 

Eine  mehrineh  angezogene  Abhandlang  spricht  sich  0  ont- 
schieden  gegen  die  unmittelbare  Festsetzung  von  Stenergrössen 
oder  Formulirung  von  Classensatzen  durch  die  Kinstenerungsbe- 
hürde  aus,  sowie  er  auch  die  in  unserem  Gesetze  vermiedene 
Aufstellung  von  Steuercapitalien  tadelt  £r  fordert  vielmehr,  dass 
jener  »AnsdnielL  der  aHgemeinen  Stenerwerthe«  der  £rtragsffthig- 
Irait  oder  dem  nrathmaassUdien  Reinerträge  der  Gewerbe  ent* 
sprechen  soD. 

Diese  Anfordei  iing  ist  an  sich  ganz  richtig  und  entspricht 
dem  Grundsatze ,  dass  nur  der  reine  Ertrag  besteuert  werden 
soU;  allein  sie  widerspricht  dem  allgemein  gemachten  Zugeständ- 
nias,  dass  eine  Besteuerung  des  reinen  Ertrages  zur  Zeit  noch 
Problem  ist,  und  dass  man  sich  begnttgen  muss  mit  einer  Be- 
steuerung nadi  Merkmalen  des  Betriebes ,  welche  nur  einen  kei- 
nesvvtnrs  zuverlässigen  Schluss  auf  den  reinen  Ertrasr  eines  llnter- 
nehmens  zulassen,  ein  Zirgeständniss ,  welches  auch  die  erwähnte 
Abhandlung  macht  Von  diesem  Grundsatze  ausgehend  muss  daher 
behauptet  werden,  dass  der  coirecteste  Ausdruck  der  allgemeinen 
Steuerwerthe  in  einem  Gesetz,  das  die  Gewerbe  nach  Betriebs- 
merionalen  besteuert,  hm  anderer  sein  kann,  als  die  Bezeich- 

1)  Uoffiann  a.  a.  0.  S.  7ia 
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nung  und  Festsetzung  eben  dieser  Betriebsmerkmale.  Allcremeiner 
gefassi  kann  man  überhaupl  sagen,  der  beste  Ausdruck  der 
Steuervverlhe  für  jedes  concreto  Gesetz  bestehe  in  der  Festsetzung 
derjenigen  Momente,  nach  welchen  die  Besteaenmg  erfolgt  Ge- 
schieht dies  also  nach  dem  Maassstabe  der  GewerbecapitaUen, 
so  können  nur  diese  den  entsprechenden  Ausdruck  bilden.  Damit 
ist  auch  die  blose  Bezeichnung  von  Stenei  classen  als  irrationell 
ausgeschlossen;  denn  diese  Q-ewahren  nn  sicli  gjii  keinen  Anhalts- 
punkt und  können  daher  nur  nach  einein  sehr  trügerischen  Er- 
messen, so  za  sagen  blos  nach  dem  Angenmaasse ,  gewahll 
werden. 

Damit  scheint  nun  auch  der  Stab  gebrochen  zn  sein  «her 

den  Theil  des  bayerischen  Gesetzes,  vermöge  dessen  der  Aus- 
schuss  bei  einer  Anzahl  von  Gewerben  den  Ausdruck  der  Steuer- 
werlhe  in  Ciassensätzen,  deren  jeder  einer  ganz  bestimmten 
Stenergrihne  entspricht,  zu  formnliren  hat  Dies  ist  aber  doch 
nur  sehr  bedingt  richtig.  Wir  haben  oben  gesehen,  dass  fto  die 
Gewerbe,  bei  denen  eine  Besteuerong  nach  Betriebsmerionalefi 
nicht  thunlich  erschien,  der  Maassstab  kein  anderer  sein  kann, 
als  der  reine  Ertrag.  Nun  würde  aber  ein  denfi  reinen  Ertrag 
entsprechender  Ausdruck  fttr  diese  Gewerbe  eine  Ungleichartig- 
keit  in  das  Gesetz  hiBetnbrmgeir,  in  Folge  deren  der  Ausschnss 
leicht  den  Maassstab  der  Veihiltnissmftssigfceit  fgegenUber  de» 
anderen  nach  äusserlichen  Merkmalen  besteuerten  Gewerben  ver» 
lieren  konnte.  Auch  ist  es,  wie  schon  v.  Jacob*)  sehr  richtig 
andeutet,  für  die  Sachverständigen  sehr  schwer,  zu  wissen,  wie 
viel  ein  Unteniehmw  gewinnt,  während  sie  mit  grosser  Zuver- 
lässigkeit 2u  sagen  im  Stande  sind,  €b  er  mehr  oder  weniger 
als  ein  anderer  gewinnt  Sie  smd  also  sehr  woU  in  der  Lage, 
zu  classificiren,  wenn  sie  nur  Mustergewerbe  als  Anhalts- 
punkte besitzen.  Hierin  liegt  aber  die  Rechtferti|Grung  der  For- 
mulirung  dieses  Ausdruckes  in  Classensätzeu ,  mindestens  insoweit 
als  dieseU)e  nur  ergttnsmigsweise  benütst  werden;  denn  es  mddite 
schwer  fallen,  einen  anderen  Ansdraefc,  welcher  dem  rdnen 
Ertrag  der  Gewerbe  entspricht,  m  ffaiden,  als  eben  die  Summe 


1)  §  1098. 
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eines  Jahresertrags,  und  da  die  directe  Auffindung  dieses  Ertrags 
fem  den  dermaligen  GesetsM  in  Ueberemslfamiinig  mit  6m  Wusea> 
tcliaft  gnuidsülzlieh  «irgiegeben  ist,  so  IMbt  wohl  nioflls  anderes 
tbrig ,  als  eben  die  Bezeielinimg  der  Steoerdassen.  Der  von  der 

Classenbezeichmmg  befürchtete  Nachtheil  der  lingleichmfissigkeit 
und  Un\erhaitnissmässigi^eit  ist  auch  nicht  so  gross,  als  er  dar- 
gesteUi  wird;  denn  eine  haarscharf  genaue  Besteuerung  ist  ohne* 
dies  nicht  mögüch,  md  man  moss^sich  Ton  vornherein  begnügen, 
dea  mathmaassHchen  Brtrag  annähernd^)  za besleiieiii; 
etwas  mehr  oder  weniger  Ungleichmässigkeit ,  weldie  bei  der 
Classen  -  Bezeichniinpf  imteriöuft ,  ist  daher  nur  das  allgemeine 
Schicksal  jeder  Gewerbesteuer  nach  dem  dermaligen  Standpunkt, 
und  da  das  bayerische  Gesetz  sehr  gute  Anhaltspunkte  für  die  An- 
gieidrong  bietet^  so  ist  die  Ungenamgkeit  bei  den  Gewerben, 
weiche  der  Ausdruck  der  Stenerwertbe  in  Classensfttien  bestell, 
seliweriicb  viel  grösser,  als  sie  im  allgemeinen  ist  und  nothge- 
dmngen  sein  muss. 

Eine  Vergleichung  mit  anderen  Gesetzen  ist  bei  diesem 
Punkte  sdiwierig  und  wenig  fkuohtbar;  denn  der  richtige  Ausdrudi 
der  Bestenemngsfactoren  ist  immer  nur  eine  Folge  der  Grund* 
sitie,  nadi  wdchen  die  Steuer  regniirt  wird,  und  der  beste 
Ausdruck  ist  daher  immer  derjenige ,  welcher  diesen  Grundsätzen 
am  angemessensten  ist. 

Man  mag  daher  die  Feststellung  von  Steuercapitalien  durch 
die  Einsteuerangsbefadrde  verwerfen  — ;  wenn  man  sidi  aber 
ftr  die  Besteuerung  nach  Gapitafien  entschieden  hat,  so  bieibl 
Vichts  tSu^y  als  die  Capitalien  zum  Ausdruck  dieses  Sieuerfactors 
zu  machen;  oder  nm^  man  die  Bezeichnung  von  Stijuei classen 
für  ungenau  halten,  so  ist  man  doch  genöthigrt.  zu  diesem  Noth- 
beheir  zu  greifen ,  wenn  Gewerbe  zu  besteuern  sind,  für  welche 
alle  greifbaren  Merlmiale  unzuverlässig  sind,  oder  fehlen. 

Wenn  daher  in  Baden,  in  Nassau  und  theilweise  in  Würt- 
temberg die  Sieuereapitalien  den  Ausdruck  der  Steuerwerthe 
biden,  so  ist  dies  dort  der  beste,  weil  einzig  mögliche.  Wenn 


1)  Dies«  erkennen  selbst  die  ounliaftaMeiiNotabiÜtiteB  id,  IUiia.a.  0* 
I  876  Z.  1.  —  T«  Jacob  {  1064  n.  a. 
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dagegen  freilich  in  Oesterreich,  in  Hannover,  in  Sachsen  u.  a.  O. 
nur  allgemein  vorgeschriebea  ist,  welche  SteuerefUze  ffir  em 
dewerhe  Mi  RflcksielilMhBe  aof  die  VerhÜtiiiMe  gewiUt  werdea 
rallen,  ohne  dasa  angeordnet  ist,  wie  und  in  wefchem  Meane 
4lese  Veriiiltnlsfe  wirken  sollen ,  so  ist  dies  Folge  und  Kenn- 
zeichen der  niedrigeren  Entwickelungsstufe ,  auf  welcher  diese 
Steuergesetze  stehen  ^  und  wenn  in  Württemberg  zwar  bestimmt 
ist,  in  welcher  Weise  hei  der  Mehrzahl  von  Gewerben  die  6e- 
triebslGennzeiclien  gewürdigt  werden  sollen,  aber  der  AnsdnidK 
daßlr  nicht  eben  die  Peetsetsung  der  Betriebsnerkmale  ist,  sondern 
eine  Steuergrösse ,  so  ist  dadurch  ein  sehr  wichtiges  Mittelglied 
im  Besteuerungsverfahren  überspi  untren.  Beide  Fehler  sind  in 
Bayern  vermieden,  vermöge  der  tretflichen  Organisation  der  £in- 
stenenuigabehörde,  bei  welcher  der  Aossdiase  die  Betriebsm^rii- 
nnk»  festsetst,  und  die  Finansbebarde  erst  hieraus  ^e  Steuer 
berechnet  Meassregeln  s^ur Sichernng  des  irarischen 
Steuer-Inteicsses,  sowie  zur  Sicherung  der  Steuer- 
pflichtigen gegen  Uebersteue  rung  sind  ausführlich  in 
unserem  Gesetze  getroffen.  In  ersterer  Beziehung  ist  es  zunächsl 
die  Stellung  des  Staatsanwaltes  und  sein  Rechte  gegen  besehwe- 
fende  Besddasse  des  Aussebosses  den  Reenrs  m  ergreifen,  etee 
Einriditnng,  welobe  nicht  deiddlmr  ist,  wenn  die  FfnanzbdiMe 
als  solche  die  Steuer  regiiHrt,  sowie  das  Oberaufsichtsrecht  der 
vorgfesetzlen  Finanzstelle  über  den  richtigen  Vollzug  des  Gesetzes, 
was  zur  Erreichung  des  Besteaerungs-Zweckes  und  zur  Vertre- 
tung der  Staatscasse  Toiges^en  ist  Ansaerdem  aber  die  Strafm 
auf  Unteilassing  der  Deeleratiea  and  evf  fidsdie  Dechrationen  ^ 

l)  EigendifliDltdi  iit  die  Ansicht  ßtein*«,  d«w  Mach«  Angahcn  keine« 
Gegenstand  des  Strafrecbts  bilden.  Der  Grund  ,wdl  sie  vor  der  Cetaslri- 
rang  berichtigt  werden,"  triift  keineswegs  in  aHen  Fä]]en  zu ;  denn  es  ist 
nicht  selten,  dass  Steuer-Deirtndationai  erst  in  spiterer  Zeit  anfkomnien. 
Dagegen  begrflndet  er  das  Strafirecht  auf  den  Beginn  eines  Gewerhebetriebs 
ohne  Steneriahlang,  was  doch  nur  Inseferne  richtig  sein  kann«  als  die 
Verpflichtung  snr  Seliisiangahe  gesetitick  Tergeschrieben  und  ihre  Untere 
lassnng  mit  Strafe  bedroht  ist.  In  der  Natur  der  Sache  ist  vielmehr  das 
umgekehrte  Verhiltaiss  begrOndet,  nindich  die  StraRiarkeit  falscher  An- 
gaben und  die  Straflosigkeit  unterlassener  Angaben«  wenn  nicht  Selbst- 
anseige  Torgesobriebeii  ist»  — 
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Etwas  befremdend  erscheint  ia  dieser  Hinsicht^  dass  auf  MerlM- 
sn;  der  Deeiaratimi  ausser  dem  Frijudis  der  Steoerfestsetznng 
dvch  den  Ansachiuis  ohne  Venielimiiiig  des  vergebUeh-  Geladenen 
«Bgk^itlW'Maft^^^'Van  1  bis  50  Gulden  angedroht  ist.  ;\alirend 
die  bösliche  Verscinveiguiig  oder  ralsche  Anirahf»  von  litUiebs- 
merkmalen,  zu  der^it  Bekenntnisse  der  Faient  verpflichtet  war^ 
ilür  mit  eiii^r  Stri^  des  fünf-  bis  zehnfachen  Betrags  der  zu 
ämMIm^^üdMn  Steuer  belegt  ist  Das  letztere  Vergehen 
ilft^dli4^i(^iMhli/%efl^^  und  man  sollte  denken,  dass  eine 
SUkXtge  Strafe  dafür  vollkommen  an  ihrem  Orte  wäre.  Die  Ge- 
schiijhte  zeigt,  dass  die  Strafen  um  so  strenger  sind,  je  mehr 
das. Volk  selbst  bei  dem  Vollzüge  der  Gesetze  betheiligt  ist,  d.  h. 
jßi)$^^1tmim^  >ehttsohe  Entwickelnng  und  Freiheit  desselben  ist. 
iit4M4Uiptt^^  und  in  Rom  waren  Capitalstrafen 

üi^Aülfaeafo^ftt  dei^enigen  angedroht,  welche  sich  der  Yer- 
mögensangabe  entziehen  wollten,  oder  falsch  decfai  it  Ich  .  wahrend 
*  der  De<fpott<jriius  der  spalei  en  Kaiserzeil  nur  Sli  alen  im  doppelten 
bis  vieriachen  Betrag  der  defraudirten  Steuer  und  höchstens  eine 
lyiliiiiuü  ^Confiseation  zu  verhangen  wagte.  Es  ist  dies  natürlich. 
Hfl iililliiir»eiit> Volk  ist ,  je  weniger  es  sich  selbst  regiert,  je 
lÄ^Wtotf^Äe* Regierung  ausserhalb  desselben  steht,  und  einen 
Gegensatz  daniil  bildet  ,  desto  naher  liegt  das  Bestreben ,  sich  den 
V(M pni(  hluügen  zu  enUielien,  von  welchen  man  nur  die  Last 
tuhit,  und  desto  verzeihlicher  ist  auch  ein  solches  Bestreben.  Je 
iMmiilttlieber  dagegen  eme  Regierung  und  je  mehr  das  Volk 
üdM^.tA'^deiBelbe»  betfaeiligt  ist,  desto  mehr  wird  es  Vergehen 
gegeils^fl vSiaa^'inissbilligen ,  desto  härtere  Strafen  können  und 
Wfi'deii  dagegen  aiiiredroht  sein.  Es  ist  die*  (i(^u«Mislaiid 
von  nirht  oi  ringer  Krhebücfakeit ;  denn  die  ganze  sittlich-politische 
Stellung  und  Anschauungsweise  emer  Zeit  und  einer  Natkin  spie- 
|«ir.  lirii  Hbrcsekshen  Vorschriften,  insofeme  sie  ausführbar  und 
iaha  jftAliiabewusslsein  der  Nation  entsprechend  sind. 
iriiiAHB0i>^efflßin*^Gesetze  also  »  das  nicht  blos  unter  wi  sciitlicher 
Mitwirkuiii^  der  Vt)lk.svcrti'('tun<r  eiitstaiidiu  ist,  sdiuliTii  di'sseii 
Vollzug  auch  in  sehr  wichtigen  Funkten  in  den  Hamlen  der 
Stotegpfliahügi^  selbst  liegt ,  soUte  man  auch  eine  entschiedene 
OilgiiyP  Tftgiäii  ^Üdigrtreter  zu  suchen  berechtigt  sein.   Was  nun 
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zuvörderst  die  Strafe  derjenigen  betrilFl,  welche  der  Ladung  zur 
Abgabe  der  Fassion  nicht  folgen^  so  sind  dieselben,  sollte  man 
denken,  dadurch  genügend  gestraft  dm  der  Anssduiw  und  die 
Behörde  ihre  Steuer,  <Ane  desii  sie  nut  ihran  Erinaeruagen  ge- 
hört werden,  festsetEt.  Dm  sie  nicht  ni  niedrig  auslUlt,  daför 
werden  die  Staatsanwälte  wohl  zu  sorgen  wissen,  welche,  wenn 
jemals,  in  solchen  Fallen  die  Gelegfenheil  und  das  Recht  haben, 
fiscaliseh  zu  verfohren.  Wenn  aber  ein  solcher  Steuerpflichtiger 
fbr  seinen  uavemllnfttgen  Eigensinn  oder  seine  Nachlässigkeit  je 
nach  seinen  VermögensverhAUnissen  eiidi  nech  osi  1  his  öO  Guldett 
bestraft  wird,  so  ist  ihm  vidleicht  nicht  zu  wenig,  aber  ganz  gewiss 
aucli  nicht  zu  viel  geschehen. 

Die  Strafe  auf  falsche  De<  lai  ationen  bemisst  sich  naeh  der 
fihisse  der  Steuer.  Es  ist  ^war  richtig ^  dass  der  Handwerker, 
der  um  ein  fm  Gehüfen  su  wenig  angibt ,  sich  des  nlwihchen 
Vergehens  wbuhUg  macht,  wie  der  reiche  Fidirikanti  der  um 
einige  tausend  Spindefai  zu  wenig  fatürt,  und  es  liegt  daher  der 
Gedanke  nahe  ,  dass  es  aai  angemessensten  wäre,  jedem  Defrau- 
danten  die  gleiche  Strafe,  etwa  abgestuft  nach  dem  Verhältnisse 
der  verschwiegenen  zu  den  fatirten  Betriebsmerkmalen  anzu> 
drehen.  Allein  eine  sekhe  Gleichheit  würde  bei  der  Yerschiedw- 
arügfceil  der  Vermögensyeihültnisse  sehr  poglaieh  wirlwii.  Da 
aber  grössere  Gewerbe  ein  grösseres  Capntal,  also  ai  der  Regel 
mehr  Vermögen  voraussetzen ,  als  kleinere,  und  da  grosse  Defrau- 
dationen also  auch  nur  von  wohlhabenderen  Leuten  versucht  wer- 
den können,  so  ist  es  durchaus  zweclunttasig ,  die  Grösse  der 
UmSe  an  die  der  defrandirten  Steuer  m  knt^n*  Es  med  hieltet 
auch  der  Zweck  meiefat,  dass  kleine  Defin^udationen  grosserer 
Gewerbtreibender  mit  angemessen  geringerer  Strafe  belegt  werden. 
Der  wie  \  iiliache  Betrag  der  Steuer  die  Strafe  bilden  soll ,  ist 
facultativ ,  und  nach  allgemeinen  Grundsätzen  nicht  zu  bestimmen. 
Doch  das  lässt  sich  sagen,  dass,  wenn  in  Baden  der  fünf-  bis 
iBlmfache  Betrag  nicht  dbcnnüssig  ers^eiat,  in  Bayeni  bei  einen 
Yerfiihrea ,  das  grosses  Gewicht  auf  richtige  Passionen  legen  a»6% 
und  bei  welchem  der  Strafaussi^iiuli  zunädist  in  den  Händea 
eines  Ausschusses  von  SteiierpllR-hiioen  liegt,  ein  höheres,  viel- 
ieieht  das  doppeltei  Stra^uaass  nicht  jsu  imh  gegnilen  wäre.  Daas 
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ilie  SiratJ»efugniss  des  Ausschusses  nicht  zur  Illusion  werden 
ten,' dafür  ist  dadurch  gesorgt,  dass  auch  der  Staatsanwalt, 
welcher  die  Strafantrüge  steUt,  das  Recht  des  Recurses  gegen 
freisprechende  Entaohddungen  oder  m  gelinde  Straf-Ausspröche 

Hü  die  vorijcselzte  Finanzstellc  hat,  welcher  die  Befugniss  des 
Reformirens  zusteht.  Es  kann  indessen  den  bayerischen  Aus- 
schüssen das  Zeugniss  ausgestellt  werden,  dass  solche  Recucse 
der  SlcaUanwttlte  au  den  Seltenheiten  gehören, 
r  ^^>te'  i^henuig  der  Steuerpflichtigen  stehen  denselben  die 
nünHohen  Rechtsmittd  ^>  der  Nichtigkeitsbeschwerde,  der  Berufung 
und  lias  Hecht  der  Finanzstellc  ,  einen  ßeschiuss  wegen  irriger 
GeM-lzes-Anwendung  zur  wiederholten  Beschlussfassung  zu  ver- 
weisen, zur  Seite.  Eine  Berufung  des  Staatsanwaltes  wie  der  Pflich* 
ligen  ist  «bor  nach  der  Natur  der  Sache  da  ausgeschlossen,  wo 
4er  AussehnsB  als  Geschwomen  -  Gericht  über  reine  Thatfirageit 
«nl8<^idet,  wie  bei  der  Festsetzung  der  Betriebsmerfcmale ;  wo 
aber  die  Ijitscheidung  liber  Thattragen  ndt  der  Gesetzes-Anwen- 
dung  und  Steuer-Zumessung  unzertrennlich  verbunden  ist,  wie  in 
jenen  FftUm,  in.  denen  nicht  oder  nicht  ausschliesslich  nach 
triebsneriuiafen  bestevert  wird,  lia  kei^n  euch  die  Beruibng 
ergriffen  werden. 

s  V  Die  Entscheidung  in  der  oberen  fastanz  hat  freilidi  die  obere 
Finanzbehörde ,  und  diese  ist  von  nnoisteriellen  Instructionen  ab- 
hängig. Möglicherweise  findet  daher  ein  vom  Staatsanwalt 
geübler  Druck  hier  kein  Gegengewicht»  und  wenn  fiscalische  Ans- 
boitvig  des  Gesetzes  von  den .  FInanzsteUen  ausgehend  den 
Staatsanwiiten  vorgesdyriiriMNi  wird,  so  haben  die  Steuerpflichtigen 
natürhcher  Weise  bei  der  Stelle ,  welche  aus  eigenem  oder  auf 
höheren  Antrieb  die  Veranlassung  zu  einem  harten  Verfahren  gibt, 
keinen  Schutz  zu  hoifen.  Es  wurde  daher  von  sehr  competenter 
Seite  die  Emchlong  eines  Yerwnltiings-Gerichtshofes  ^)  angeregt^ 
welcher  alle  Reclamaticaea  in  Verwaltungssachen  in  oberster  fa* 
stanz  soH  z«  entschcMlsii  haben.  BIhie  Conseqüenz  davon  wärey 


1)  Vgl.  V.  Jacob  a.  a.  0.  §  1102. 

2)  Brater,  Bltttvr  £ftr  mAmmtnIm  f  raiit.  Bd.  VIIL  S.  68  vergl.  mii 
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dass  auch  die  Kreisregienmg  als  zweite  Instans  onaUrilBgig  nriM» 
entscheiden  dürfen.  Der  Gedanke  eines  VerwtlluDgs-GerichlsiwfiBi 
hat  zu  viel  filr  sich,  als  dass  man  sich  princi|Hdl  gegen  den* 

selben  aussprechen  könnte,  und  Bayern  besitzt  in  dem  obersten 
Rechnungshofe  bereits  eine  Art  von  finanziellem  Gericht,  welches 
in  Rechnungssachen  —  mit  leider  nicht  schart  genug  bezeichneten 
CompetenZ'Umfang  —  unabhängig  entscheidet,  und  flbemnstini> 
mend  damit  entscheiden  auch  die  Kreisregiennigra  in  Rechnung»* 
Sachen  als  unabhängige  Gerichtshöfe.   Da  nun  in  Geweribsteuer- 
sachen  der  Kürze  hulbtr  nur  eine  zweite  Instanz  und  somit  nur 
eine  Berufung  stattfinden  soll,  so  wäre  jenem  Vorschlag  so 
ziemlich  genügt,  wenn  die  im  Rechnungsverfahren  den  Regierungea 
zueikannte  Unabhängigkeit  auch  auf  die  Gewerbsleuersadien  aus* 
gedehnt  und  ihnen  gestattet  wQrde,  die  Rectemalionen  so  zu 
bescheiden,  wie  das  Gesetz  nach  ihrer  eigenen  Ueberzeugung 
vorschreibt.    Es  handelt  sich  indessen  nur  um  Sicherung  vor 
möglichen  Harten;  denn  es  wäre  Ungerechtigkeit,  wenu  man 
in  den  bisherigen  von  oben  her  getroffenen  Anordmingen  und  in 
den  von  dort  gegebenen  Interpretationen  etvras  anderes  indeo 
wollte  9  als  getreue  Ausflkhrung  der  Absiebten  des  Geseties. 

Gatastiinaig,  Umsebreibuag  und  Bevision. 

Als  Cataster  dienen  die  Steuerlisten,  welche  bei  zweckmäs- 
sigem Verfahren  von  Seite  der  die  Fassion  leitenden  Localbehörden 
schon  von  diesen  nach  Gewerbsgattungen  tUiecsicbtlidi  angelegt, 
vom  Ausschüsse  durch  Einschreibung  der  von  ihm  festgeselBteii 
Momente  und  vom  Rentamt  durch  Einstellung  der  darauf  georiui- 
deten  Steuerberechnung  ergänzt  \Verden  können.  Nach  Vollendung 
der  Steuerlisten  werden  dieselben  14  Tage  lang  am  Sitze  dea 
Rentamts  zur  Einsichtnahme  der  »betheiiigten  Gewerbsteaerpfl4eb* 
tigen*  aufgelegt ,  damit  etwaige  RechimatioiieA  oder  Beschwerdeii 
ergriffen  werden  können.  Nach  Ablauf  dieser  Frist  w^^n  die 
Steuerlisten  zur  rechnerischen  Prüfung  an  die  Kreisregieruug  ein- 
gesendet (art.  42). 

Unter  betheiligten  GewerbsteueipflichUgeu  wird  eine  unbefan- 
gene Interpretation  nichts  verstehen  kttamen,  als  dass  jeder  Ge- 
weibtreibende  nur  von  der  ihn  selbst  betrdlhiulen  Festsetniag 
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und  Berechnung  Einsicht  nehmen  dari.  Da  es  indessen  vorzugs- 
weise nur  äusserlich  kennbare ,  also  in  der  Regel  ohnedies  allge- 
mein bekannte  Merkmale  sind,  naeh  denen  die  Besteuening  er- 
folgt, so  wäre  es  vielleicht  zweckmässiger  gewesen,  wenn  diesen 

Catastcm  eine  grössere,  auf  sämmtliche  Gewerbtrcibeiide  aus- 
gedehnte Oeffentlichkeit  wäre  gegeijen  worden.  Man  hatte  hiedurch 
eine  weitere ,  der  Staatscasse  gewiss  nur  vortheilhafte  Controle 
aufgestellt.  Doch  darf  freilich  nicht  unbemerkt  bleiben,  dass  dieses 
fll»fi!igli"i>lDlk:^  «tfi Missgunst  beruhend,  mancherlei  Gehfissig- 
Veiia  ingen  könnte^  und  daher  vom  Standpunkte  der  öffent- 
lichen Moralität  aus  von  iiüiidestens  zweifelhaftein  Warthe  ist.  Ein 
Vorwurf  kanti  daher  dem  Gesetzgeber  aus  der  JNichtbenützung 
desselben  wohl  nicht  gemacht  werden. 

f^i^ftilii^  iNMMigiigit  der  Revision  beschränkt  sich  nach  der 
Natur  der  Sache  auf  die  Prüfung  der  Ziffern  und  auf  lieber- 
wachung  des  richtigen  YoUzogs  des  Gesetflses,  Ist  aber  nothwen- 

diger  Weise  in  allen  Fallen  ;iiis<reschlossen ,  wo  der  Ausschuss 
in  seiner  Eigenschaft  aU  Gesclivvornen  -  Gericht  gesprochen  hat. 
Jh|ii;plM|ridli^  Gesetzes-Anwendung  ist  wiederholte  Beschiuss- 
tesungi^Atii^Ansschusses  zu  venudassen,  wobei  ein  anderer  £in- 
fluss  der  Regierung  als  durch  die  &afl  der  Wahrheit  und  das 
Ansehen  und  Vertrauen,  das  der  Staatsanwalt  geniesst,  nicht 

wohl  möglich  ist. 

Da  die  Festsetzung  der  bayerischen  Steuer  auf  dem  Durch- 
scbnittsbetriebe  der  letzten  drei  Jahre  beruht,  so  ist  auch  eine 
jihrliche  durchgreifende  Beriditignng.  beziehungsweise  Neuein- 
Steuerung,  wie  sie  ausserdem  unabweisbar  0  w&re,  nicht  nothwen- 
dig,  sie  findet  daher  nur  alle  S  Jahre  statt,  und  alle  Betriebsflnde- 
ninjren  während  dieser  Zeit  hal)ün  keinen  Einilnss  auf  die  Steuer 
der  lautenden  Periode,  wogegen  sie  in  der  naciislen  vermöge  der 
neuherzustellenden  Durchschnittsberechnung  zur  vollen  Geltung 
kommen  Otrt*  57). 

'    lite '  lünm  einwenden,  dass  es  doch  nicht  in  der 

Ordnung  sei,  wenn  ein  Industrieller  bei  schwu ng Ii aflem  Betrieb 
eme  geringe  oder  bei  gedrücktem  Betrieb  eine  hohe  Steuer 

^  ^  1)  V^l.  Rau  §  376.  Ziff.  8.  —  Falda  §  199. 

Z«itichr.  f.  SUmUw.  mi.  I.  Heft.  5 
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deshalb  zahlen  soll,  weil  sein  Geschftfl  in  den  drei  Jahren  vor 
der  letzten  Fassion  das  Widerspiel  des  gegenwärtigen  Veriifilt- 
nisses  war.  Allein  dem  scheinbar  Begünstigten  schlägt  mit  der 
nächsten  Regulirung  die  Stunde  der  Abrechnung  und  dor  hiohh  iilan 
BiMiaehtheiligte  muss  und  kann  sich  damit  trösten,  dass  er  die 
Steuer,  die  er  jetzt  zahlt ,  eigentlich  für  den  früheren  besseren 
Betrieb  nachtrtigUch  zahlt,  und  dass  er  künftig  bei  irielleicfat  gtto- 
stigeren  Veihflitnissen  weniger  werde  zu  entrichten  haben.' 

Damit  sind  freilich  noch  nicht  alle  Berge  geebnet ,  aber  die 
Billigkeit  ist  doch  soweit  beriicksichtigt ,  als  muglich  denn  eine 
jährliche  Einsteuerung  wurde  einen  ausserordentlichen  Aufwand 
an  Mühe  und  Kosten  Temrsaehen,  da  die  Ansschnssmitgiieder 
für  ihre  Zeitversänmniss  entschädigt  werden  mttssen,  und  auch 
die  Vorsitzenden  Polizei -Beamten  Tagegelder  und  Reisekosten 
erhalten,  wenn  die  Ausschusssitzung  nicht  am  Orte  ihres  Amtes  ist. 

Wenn  indessen  Gewerbe  gänzlich  eingestellt  oder  neue  (be- 
werbe in  Betrieb  gesetzt  werden,  dann  erfolgen  auch  innerhalb 
der  Steuerperiode  Ab-  und  Zugänge  m  den  Catastem.  Die  Basis 
dafür  geben  den  Rentflrotm  die  schon  erwähnten  monatiichen 
Ißttheflungen  der  Polizeibehörden  über  Gewerbsbefogniss-Erthei- 
lungen  und  Gewerbs- Verzichte ,  ausserdem  die  Anträge  der  bis- 
herigen Steuer|){li(  htigen  auf  Abschreibung.  Die  Behamllunu  (1<  r 
Zugänge  ist  im  wesentlichen  die  nämliche  wie  bei  der  Steuer- 
Regulirung  überhaupt;  nur  ist  im  Instmctionswege  schriftliche 
Abstimmung  des  Ausschusses  fär  zulässig  erklärt,  wobei  aber 
vorausgesetzt  ist,  dass  die  Passion  des  Gewerbtreibenden  und 
der  Antrag  des  Staatsanwalts  keinerlei  Beanstandung  finden.  Jeder 
Widerspruch  müsste  den  Zusammentritt  des  Ausschusses  zur 
Folge  haben  (art.  57  bis  59). 

Hdhe  und  Ertrag. 

Anlangend  die  Höhe  der  bayeri:5clicrj  Gewerbsleuer  so  ist 
berüits  erwähnt  worden,  dass  sie  in  ihren  kleinsten  Ansätzen 

1)  Ich  habe  mich  bemüht,  au^  verschiedenen  Städten  die  Böthigcu 
Notizen  zur  eingehenderen  Beurtheilung  des  Steuertarifs  01^  dea  Veiliilt- 
niitea  zwischen  der  Besteuerung  einer  grösseren  AiiiaU  von  Geweihen 
unter  sich  sn  erhalten;  es  war  mir  aber  bis  jetzt  nicht  mö^ich»  in  den 
Besitz  braadibaren  sUtiftischen  Mnteriales  su  kommen. 
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mil  der  Emkommensteuer  ttbereinstimmt,  und  den  Ertrag  eines 

Ari^eits-Tages,  also  beiläufig  Vs  Procent  von  dem  rohen  Einkommen 
des  Arbeiters  in  Anspruch  umimt.  In  den  höheren  und  höchsten 
Qassen  dagegen  ist  die  Besteuerung  —  ofTenbar  mit  Hücl(sicht  auf 
den  grösseren  freien  Ertrag  —  weit  höher ;  denn  wenn  eine  grös- 
sere Fabrik  3000  Golden  Steuer  zahlen  muss,  so  ist  das  gewiss  weit 
mehr  als  der  rohe  Ertrag  eines  Tags.  Für  die  grosse  Masse  der 
Localgewerbe  ist  indessen  die  Steuer  entschieden  sehr  massig, 
wie  denn  z.B.  in  einer  Stadt  von  15,üüO  Einv\  ulmern  ein  Biitker 
mit  einem  Gehilfen  Gulden ,  ein  Schneider  mit  3  Gehilfen 
5  Gulden ,  ein  Specereihändler  mit  einem  Laden-  oder  Comptoir- 
Gehilfen  llV«  Golden,  ein  Schreiner  mit  3  Gehilfen  7^8  Gulden 
zu  tragen  hat. 

Trotz  dieser  ruässifren  Besteuerung  der  gewöhnlichsten  und 
geringen  Bdeffuno-  diT  kl^instm  Gewerbe  Chis  zu  20,  ja  uffter 
Umständen  10  Kreuzern  herab j  erklärt  sich  bei  der  ziemlich 
stwrfcen  Anlegung  der  grossen  Geschäfte,  dass  diese  Steuer  mit 
1,036,800  Gulden  bei  einem  Gesammtertrag  der  diracten  Steuern 
iron  7,317,421  Gulden,  also  mit  14,1  Procent  derselben  im  Budget 
steht.  Dieser  Betragr  wird  uberdiess  in  Wirklichkeit  nicht  unbe- 
trächtlich überseht  iltt^ti  werden  :  aber  viel  mehr  als  ein  Siebente 
der  Totaisteuer  wird  sie  vermuthlich  doch  nicht  abwerfen  und 
schwerlich  lö^/o  der  Gesammtsteuer  erreichen.  Die  ältere  Ge- 
werhsteuer  ertrug  nattlifich  weit  weniger,  nämlich  796,000  (1825) 
bis  843,267  Gulden  (1850),  etwa  10,5  Procent  der  directen 
Steuern.  Alle  andern  Staaten  ^  erreichen  dieses  Resultat  der 
bayerischen  Gewerbsteuer  weitaus  nicht :  z.  B.  in  Frankreich  be- 
trog sie ,  trotz  der  Erwerbsteuerpflicht  der  Aerztt; ,  Advokaten, 
Kftnstler,  Notare  u.  s.  w.  1857  beiläufig  59  Vs  Mill.  Francs  gegen* 
Ober  einer  Gesammtsteuer  von  438  Millionen,  also  nur  13,4  Pro- 
cent der  letzteren.  In  Württemberg  erreicht  sie  kaum  9  Procent,  im 
Grossberzogthum  Hessen  7,6  Proceni,  lu  Clmrhessen  9,5  Prooent, 


1)  V.  lJuck  a.  a.  0.  S.  üoo  ,  llülliuanii  a.  a,  0.  S.  G<2,  G<SO,  G88.  — 
T.  Reden  Fiuaiizstalislik  Bd.  I.  S.  422,  öi2,  717.  B<1.  U.  Ab.  I.  S.  107  u. 
Ablii.  II.  S.  145.  — 
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in  Hannover')  kwm  6,  In  Oesterreich  nnr  4,9,  in  Preussen  (bei 
einem  auffallend  geringen  Ertrag  der  Grundsteuer)  11,6  Procent 
Das  finanzielle  Resultat  dieser  Steuer  in  Bayern  ist  daher 
ein  durchaus  günstiges,  und  wenn  es  auch  theoretisch  nicht  voll- 
kommen gerechtfertigt  werden  kann,  dass  die  grossen  Gewerbe 
bei  einer  nach  Merkmalen  des  rohen  Ertrags  bemessenen  Steuer 
nach  einem  höheren  Procent,  in  efaier  gewissen  Gradation,  ange- 
legt sind,  so  ist  dies  doch  im  Gegensatz  zu  anderen  Steuern, 
die  den  grossen  Betrieb  unverhältnissmässig  begiuisligeii,  wirlh- 
schaftlich  unsctiädlicü,  und,  wie  der  Erfolg  zeigt,  für  die  Staats- 
casse  vortheilhaft 


1)  Anm.  d.  R.    Der  BudgetanscUaff  war  fär  1858/59  205,000  Th.,  für 
1859/60  ^000 .Th.«  bei  einem  Anschlag  des  Ertrags  der  direkten  Steuern 
jriH^c  die  Stempelsteuer,  von  2,887,7GG  Tli.  und  3,001,706  Thir.,  also  7,» 
und?,***/©.  Der  wirkliche  Ertrag  der  Gewerhstcucr  war  1856/57,173,604  Th., 
der  der  direkten  Stenern  2,646,929,  abo  6,^'^% 


■■».  ^ 
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Zur  Beymon  der  Lebre  von  dea  mternationalen 

Eechtsmittelü. 


^   -       ;  Von  Dr.  V.  KaltdnbOrDi  Professor  eu  Königsberg, 


I. 

Die  Zahl  der  Läugner  des  Völkerrechts  unter  den  Theore- 
täeni  iiil;  dann  aflemal  um  so  grösser  geworden,  wenn  eine  Zeil 

wie  die  nnsrige  eintrat,  in  welclier  die  gewaltige  Hand  der  Macht- 
haber zur  Ausführung  ihrer  politischen  Plane  rücksichtslos  die 
bisherige  Ordnung  der  Yöikerrechtsverhältnisse  und  nicht  bloss 
die  integritttt,  sondern  selbst  die  Existenz  der  intemationaleii 
Beehtiisalijecte,  der  Staaten  bedrohte  und  sich  unter  den  Tritanmem 
der  alten  eine  neue  Rechtsordnung  vorbereitete.  Die  KleinmfiHii- 
gen  meinen .  mm  zeige  sich  auf  das  Handgreiflichste  die  Wahr- 
heit von  der  Nichtigkeit  des  Völkerrechts  und  von  der  Herrschaft 
der  Willkür  im  Völkerleben.  Die  Kurzsichtigen  mit  ihrem  ge- 
sduchtslosen  Theoretisiren  vei^fessen  aber,  dass  es  die  wahre 
Weise  aSea  Rechts,  insbesondere  des  Vdlkerrechts  sei,  sich  unter 
der  wachsenden  Herrschaft  der  dem  politischen  Leben  zum  €hrande 
liegenden  sittlichen  und  sozialen  Ideen  im  Verlaufe  der  Zeiten 
aus  dunkeien  Anfängen  mehr  und  mehr  zur  Vollkommenheit  weiter 
zu  entwickehi,  und  dass  etwaigen  Völkerrechtswandelungen  wie 
sie  zu  2teiten  des  ersten  so  nun  des  dritten  Napoleon  einzutreten 
scheinen,  trotz  der  dabei  zum  Ausbruch  kommenden  frivolen 
>\'ioiinffen  und  Absichten  gewisser  Machthaber  zuletzt,  nach  dem 
Absehlüss  der  laufenden  geschichtlichen  Epoche  bis  auf  einen 
gewissen  Grad  sich  als  eine  Läuterung  der  bisherigen  Völker- 
reefatspraxis,  als  ein  weiterer  Ausbau  des  Völkerrechtslebens  er- 
geben mögen.   Nicht  von  Vernichtung,  sondern  im  Gegentheil 


Digitized  by  Google 


70  Zur  Revision  der  Lehre 

von  dem  Wachsthum  des  Völkerrechts  muss  hier  fflglich  geredet 
werden,  indem  gerade  durch  die  Umbildung,  durch  das  Abster- 
ben bisheriger  Erscheinungsformen  des  Rechts,  dessen  lebendige 
Kraft  sich  bekundet  und  die  Geschichte  in  dem  Heraufsteigen 
neuer  besserer ,  oder  doch  den  neuen  Ideen  und  neuen  Lebens- 
verhältnissen angemessener  Rechtsformen  selbst  unter  den  Hunden 
nicht  immer  sehr  würdiger  Organe  ihres  Willens  den  Sieg  des 
Rechts  ttber  Willkür  und  Gewalt  offenbar  macht. 

Freilich  ist  inmitten  der  Epoche  des  Umbildungsprozesses 
das  Urtheil  über  die  fernere  praktische  Giillisfkeit  einzelner  bisher 
gegoltener  Rechtswahrheiten  und  Rechtsinslitule  und  über  die 
Bedeutung  der  neu  sich  bildenden  Verhältnisse  schwierig.  Aber 
wenn  man  mit  dem  Pressen  des  formellen  Rechts  niemals  sur 
richtigen  Beortheilung  gelangen  wird,  so  unterliegt  es  keinem 
Zweiiel,  dass  die  tactvolle  Anwendung  dessen  was  man  Btl1igfceite> 
recht  zu  nennen  pflegt  und  was  in  nichts  Anderm  als  in  der  rieh-  i 
tigen  Würdigung  der  concreten  individuellen  Umstände  und  Lebens-  j 
Verhältnisse  besteht,  vollkommen  ausreicht,  um  hier  das  Richtige  i 
zu  finden.  Die  Wissenschaft  ist  darüber  nie  im  Zweifel  gewesen  i 
und  hat  sich  selbst  durch  die  furchtbaren  Wirren  bhitiger  Kriege,  i 
wenn  alles  Recht  verschwunden  und  die  rohe  Gewalt  ihre  Triumphe 
zu  feiern  schien,  nicht  abhalten  lassen,  die  Grundsätze  des  Rechts 
für  das  internationale  Leben  mit  Bestimmtheit  auszusprechen  und  i 
feierlichst  zu  proklamiren.   Das  Eulengeschrei  der  Zweifler  und  | 
Läugner  wurde  allemal  bald  übertönt  durch  den  harmonischmi 
Ruf  eines  wissenschaftlichen  Propheten,  der  aber  stets  weniger 
beflissen  war,  jene  gewichtigen  Raisonirer  zu  überzeugen,  als 
vielmehr  den  efemächlichen  Anlauf  nahm,  die  politischen  Machthaber 
selbst  samait  ihren  Kattien,  Ministern  und  Diplomaten,  endlich  die 
gesammte  gebildete  Welt  über  die  wahren  Grundsätze  des  Völker- 
rechts zu  belehren  und  die  praktische  Gültigkeit  der  von  ihm 
verkündeten  Rechtswahrheiten  für  eine  längere  Zukunft  zu  sichern. 

Es  geschah  das  freilich  nicht  selten  und  zum  t^nusscn  Theil 
auf  Kosten  der  seluilinnssisren  und  an  sieh  begründeten  Unter- 
scheidung zwischen  dem  philosophischen  und  dem  jjositiven  VoUier- 
recht :  ubör  was  dabei  die  Wissenschaft  in  Folge  der  herrschenden 
theoretischen  Unklarheit  litt^  das  wurde  reichlich  aufgewogen  durch 
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die  wissenschafUichen  Eroberungen  auf  praktischem  Gebiete,  durch 
die  Beform  des  praktischen  Yölkerrechtslebens  in  Folge  der 
wissenscliafttichen  Forschungen  und  Forderungen.   Schon  Hugo 

Giotius  nimmt  eine  solche  erhabene  SlelUiu^  ein.  Inmitten 
der  Drangsale  dcb  diciööigjiihriutjn  Krieo-cs  \v;io(i'   er  sim'ii  ^\ fik 
über  das  Völkerrecht  zu  verüllentlichpn.  inul  er  &leül  darin  nicht 
dMtf  vn  0enier  Zeil  bereits  in  voller  Geltung  gewesene  Recht 
dar,  ja  das  praktische  Recht  des  Grotius*schen  Zeitalters  war 
überhaupt  noch  eui  yo\\\g  unentwickeltes,  lückenhaftes,  in  vielen 
tnifi  wefsenliichen  Piinklen  bestrittenes  und  halte  im  Ganzen  eine 
X4äia  iunuelle,  in  ^en  engen  Grenzua  der  auMliu*  Ixiii  Im  ii  Iji  slim- 
n|Uigeil  der  Verträge  eingeschlossene  Natur.   Hugo  GroUus  pro- 
Unnirte  eio  Billigkeitsrecht,  welches  von  ihm,  wenn  auch  weniger 
bewmt  als  instinctiv  und  mit  einer  gewissen  genialen  Prophetie, 
der  neuen  Ordnung  der  Lebensverhältnisse  entnommen  war, 
und  er  hatte  die  uniirlicu! c  (Tenuffthuunff,  dass  seine  Rechtssätze, 
j^l^iwsk  sie  noch  nicht  aus  der  geltendem  Praxis  entiiomiiM  n 
fßS&kf  sehr  bald  von  den  Souveränen  und  Staatsmännern  laut  als 
.die  wiitiiche  Praxis  verkündet  wurden.   Eine  ähnliche  Stellung 
hat  sich  Vattel  erworben,  der  in  den  Zeiten  des  siebenjährigen 
biM  iri  s  1  W  '^^  sein  Bach  zuerst  veröffentlichte;  doch  konnte  er 
seine  Gl imdsdlze  schon  mehr  aul  Giuiidluffe  der  Praxis  des  wirk- 
J|0^  gell  Lüden  Reclits  entwickeln,  weil  zu  .«>emii  Zeit  -  Dunk 
Jßfiffi  fl^tius  —  diese  Praxis  bereits  eine  reich  und  mannigtaltig 
gelotete  geworden  war.   Ebenso  wenig  liess  sich  G.  F.  v. 
Marlens  durch  die  ersten  gewaltigen  Stürme  der  grossen  fran- 
zoMö»  li<»n  Revolution  m  Ausofanff  des  18.  Jahrhunderls  abhalten, 
die  Existenz  des  praküaclieii  NOIkerrerhts  (jpgen  dessen  Läugner 
m  teftheidigen  und  eine  gelungene  Oarslelluug  des  gellenden 
intofnationalen  Rechts  seiner  Zeit  zu  liefern.    Dasselbe  Verdienst 
gebftiiri  Friedrich  Saalfeld,  der  den  Muth  hatte  in  Zeiten,  wo 
die  weltmonarchischen  Absichten  des  Kaisers  Napoleon  I.  die  bis- 
heiige  UKinniii;  dei  Volkerrechtsveiliidtnisse  auf  das  furchtbarste 
erachüttert  hatten,  im  Jahre  1801)  sein  erstes  Wt^rk  id»er  die 
t^vndBitae  des   europäischen  Völkerrechts  herau.szugeben  und 
daril|^  deo  alten  überkommenen  Rechtsbestand  gegenüber  dem 
UmV^iMlbto«!  nicht  blos  festzuhalten,  sondern  auch  Rechnung 
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tragend  den  neuen  be recht igften  Tendenzen  der  Zeil  weiter 
aoszttbaaen.  Und  auch  er  hatte  das  dhick,  es  bald  zu  erlebeo 
dass  aus  den  Trümmern  des  Napoieoiiischen  Weilreiches  eine 
neue  und  bessere  Ordnung  des  Völkerrechte  heraoswachs^  getragen 
von  dem  Geiste»  den  er  in  seinem  Buche ,  unbeiirt  durch  die 
Ansnahmszustfinde  der  Zei^  aasgesprochen  hatte. 

Und  so  wollen  denn  auch  wir  trotz  der  auch  heutiges  Ta^es 
nicht  fehlenden  Läugner  des  Völkerrechts  und  trotz  der  allerdings 
nicht  geringen  Gefahren ,  welche  der  Existenz  des  bisher  güiti* 
gen  Völkerrechtssystems  in  der  jüngsten  Praxis  entgegentreten, 
den  Muth  nichi  sinl^en  lassen,  um  für  den  weiteren  Ausbau  der 
Theorie  des  Völkerrechts  thätig  zu  sein  und  eine  internationale 
Rechtsfrage  m  nähere  Erörterung  zu  ziehen ,  welche  gerade  für 
die  Lftugner  des  Völkerrechts  das  angebliche  Motiv  zum  Abläugnen 
gewesen  ist,  nämlich  über  die  mögliche  Geltendmachung  streitiger 
und  verletzter  internationaler  Rechte  oder  wie  es  flacher  Weise 
von  jenen  meist  ausgedrückt  wurde:  Ober  die  Erzwingbarkeil 
des  Völkerrechts  im  Wege  sog.  Rechtsmittel. 

Die  Gegner  0  läugneten  nämlich  ditse  Erzwingbarkeit  für 


1)  Es  scheint  rweckmi«,«,  einige  dieser  Längn^  „üt  Na»e.  .n  »eiuieD, 

Ze.i  bedeutende  Männer  «a  deiiselbeB.  Der  bertihmle  Ptndeclist  P.chu 
ging  M,ear  so  weit  za  erkliren,  dass  imii  doch  endlich  .ufhftre»  solle,  die 
7  TZ"^  ^«entweihen,  dw.  das  sog.  Völkerrecht  in 
den  Kre.s  de.  He.hts  ziehe.  Fallati  hielt  die  Aallö«.ng  des Vöfterreehl.. 
Systems  .o  e.nen  üniversalstaat  für  eine  ideale,  wenn  anch  erst  in  «ite^ 

sichir  Z  T  T?:  :  Eduard  Wippermann  ereiferte 

«.ch  fu  da>  Postulat  der  privatrechtlichen  Erzwingbarkeh  aneh  Ar  inter- 
nai^onaJe  Recht.verhältnis.e  und  sp«ch  bis  dahin  dem  Völkerrechte  kd^ 
Rechtscharakter  ab.  Das  Lied  aber  was  diese  Männar  der  wt^^sctoft 
sanken  ,  at  „e.  de.  grossen  Haufen,  der  die  g„,sse  «.II  awisc^  den 
theoret..dau  Vnh.rderun.en  der  Völkerrechtsdoctrin  der  Geg«mart  old 
zwischen  den  praktischen  Künsten  der  heutigen  Diplomaten  Mr  alknhMir 
h«  erleben  müssen,  den  ^ö.sten  Anklan,.  gefunden,  und  wena  def.elbe\nch 
meht  gerade  d,e  Existenz  des  Völkerrecht,  ausdrücklich  läugnet,  iadearik« 
d^  doch  d.e^(..nde  jener         .tischen  Zweifler  zu  spitffindig  „nd  nn" 

r^llllT  V  u "  '^"'^  gegenwartig  der  Glaube  an  die  wirkliche 
^Schaft  des  Völkerrechts  im  Volke  auf  das  tiefste  erschüttert;  das  Völker- 
WCM  gilt  gar  Vielen  nur  ali  das  ilanonenrech^  als  ein  Produkt  der  Macht  and 
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das  Volkerreclit,  weil  hier  die  Brzwingbarkeit  nicht  gerade  so 
wie  in  der  Sphäre  des  PriTatrechts  durch  Execulor  und  Gens- 
darm  m^lich  ist  und  verstiegen  sich,  wie  sie  sich  einbildeten, 

in  notUvveutliger  Folgerichtiffkeit  zum  Lüugnen  der  Existenz  des 
Völkerrechts  selbst.  Es  war  dies  freilicli  ein  arger  Irrthum.  Wie 
lässt  es  sich  wissenschaftlich  vertheidigen,  wegen  des  Man- 
gels einiger  Folgen,  die  einer  besonderen  Klasse  von  Rech- 
ten gegenflber  anderen  Klassen  von  Rechten  abgehen,  den 
ersteren  den  Rechtscharakter  (überhaupt  abzusprechen?  Ist  es 
nicht  vielmehr  die  erste  wissenschaftliche  Forderung,  das  Wesen 
eines  Yerhältnisses  um  es  richtig  zu  bestimmen,  nach  semer 
hmersten  principiellen  Natur  und  nicht  blos  nach  seinen  mög- 
lichen Folgen  za  bestimmen?  Das  Wesen  des  Rechts  aber, 
darftber  herrscht  wohl  gegenwärtig  mehr  und  mehr  volle  Ud»er* 
einstimmung,  wenn  auch  die  dazu  aufgestellten  theoretischen  For- 
meln von  pinnnder  etwas  abweichen ,  beruht  in  dem  sozialen 
'  Charakter  der  menschhchen  Lebensverhallnisse.  So  weit  nämlich 
diese  Verhältnisse  Gemeinverhaltnisse  sind,  ist  das  Recht  die 
Norm  för  dieselben  und  indem  das  Recht  zugleich  einen  realen 
Charakter  hat,  wird  zugleich  die  äussere  Ordnung  der  in  Eolge 
dieser  Norm  bestehenden  Gemein  Verhältnisse  als  Recht  bezeichnet. 
Recht  ist  Norm  und  Ordnung  dei  inrnsi  blichen  Social  zustände. 
Diese  finden  sich  aber  sowohl  im  Verkehre  der  Privaten  untereiq- 
ander,  als  im  Gesammtieben  eimear  Nation,  endlich  im  Zusammen- 
schhiss  der  Volkes  und  StaateA  zu  einem  internationalen  Systeme 
■nd  demnach  gliedert  sidi  mit  Nothwendigkeit  das  Recht  in  Privat- 
recht,  Staatsrecht,  Völkerrecht.  Es  ist  aber  diese  Schlussfolgerung 
nicht  blos  eine  theoretische  Wahrheit  und  demnach  nicht  blos 
für  die  Existenz  und  Dreigliederung  des  sog.  philosophischen 
Rechtes  richtig,  sondern  ist  zugleich  eine  geschichtliche  Wahrheit. 
Seit  Jahiiinnderten  und  Jahrtausenden  bildet  das  Recht  im  wirk- 
Behen  Leben  der  Mensdien  diese  Norm,  nachdem  es  sich  selbst- 

der  physischen  Gewalt,  nicht  als  eine  Schu|.(miir  auf  dem  liruncle^^slltlicher 
Ween  und  zur  VerwirkHchung  erhabener  meiisehlicher  Ziele  unter  den  Völkern. 
Beionders  geistreich  und  scharf  polemisirt  Cl.  A.  v.  J)  ro  ste  -  II  ü  1  shof  f 
{Lehrbuch  des  Naturrechts.  2.  Aufl.  Bonn  18  51.  S.  24 1.  291.  ge  gen  die  Läuß-ner 
de*  YAlkerrechts.  Vgl.  meine  Kritik  des  Yölkerr.  (Lpz.  164.7 j  Kap.  VI.  S.  oü7  if. 


Dlgitized  by  Google 


74 


Zar  Revision  der  Lehre 


Ständig  von  den  übrigen  Gebieten  der  Ethik,  also  von  Religion 
und  Sittlichkeit  gemacht  und  nicht  weniger  zwischen  sich  und 
dem  sog.  Nötztichen  und  ^Politischen  eine  alierdings  bis  diesen 

Augenblick  noch  nicht  sehr  sichere  Grenze  gezogen  hatte.  Die 
Römer  forderten  bereits  das  Privatrecht  im  Leben  und  in  der 
Theorie  zu  einer  gewissen  geschlossenen  Yollkoiiiüieulieit,  weiche 
für  das  öffentliche  Recht  mehr  erst  im  modernen  Zeitalter  und 
sehr  allmttlig,  unter  schöpferischer  Betheiligung  aller  euro- 
pfilschen  Kulturvölker  in  der  Praxis  wie  Theoria  gewonnen  worden 
ist.  Aber  sicherlich  leben  die  europäischen  Völker  und  Staaten 
bereits  seit  beinahe  einem  halben  Jahrtausend,  nämlich  seit  dem 
Ausgang  des  Mittelalters  m  Verkehre  unter  einander  nach  Völker- 
recht und  haben  ein  unzählige  Male  ausgesprochenes  Bewusstsein 
darober,  dass  das  Recht  die  prindpielle  Regel  für  das  internatio- 
nale Leben  sein  mttsse,  wenn  sie  auch  noch  so  oft  aus  den  ver- 
s(hie(leii.slen  bösen  wie  schlichten  Gründen  sich  zum  Abweichen 
von  dieser  Grundregel  Ije.^liuimen  oder  auch  verleiten  liessen.  Xii  ht 
weniger  ist  es  aber  feststehend,  dass  es  bereits  seit  beinahe 
300  Jahren 9  namentlich  seit  den  Forschungen  des  Albericus 
Gentiiis  und  des  Hugo  Grolins  eine  Wissenschaft  des  Völker- 
rechts gibt  und  dass  deren  theoretische  Orundsfitze  keineswegs 
blos  eine  düctiiiiare  Schatteiiexisteiiz  haben,  sondern  dass  die- 
selben im  \\  eseiitliciien  in  Uebereinslimmung  mit  der  wirküchen 
Völkerrechtspraxis  stehen,  ja  dass  beide,  diese  Theorie  und  diese 
Praxis,  eine  so  intime  Beziehung  zu  dnander  haben,  dass  die 
eine  durch  die  andere  in  ihrer  Bntwickehmg  unmittelbar  getragen 
und  gehoben  worden  ist,  eine  Wechselbeziehung,  wetehe  in  an- 
deren Gebieten  des  Rechtes  sich  bis  jetzt  wenigstens  viel  weniger 
gefunden  hat,  indem  sich  namentlich  in  der  bpliare  des  Staats- 
rechts Wissenschaft  und  Praxis  nicht  sdten  in  der  schärfsten 
Collision  miteinander  befanden  und  die  Staatsrechtslehrer  von  den 
Staatsmdnnem  verketzert,  diese  aber  von  jenen  gebrandmarkt 
wurden.  Auf  völkerrechtlichem  Gebiete  ist  ein  solcher  Bruch 
zwischen  ^^'issenschal^  und  Leben  erst  neuerlich  eklatant  hervor- 
gelieten  und  es  hat  den  Anschein  als  ob  er  in  nicht  allzuferner 
Zeit  geheilt  werden  könne,  wenn  man  sich  vergegenwärtigt, 
welchen  unmittelbar  läuternden  und  hebenden  Einfluss  die  wiss^- 
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schaftliche  Theorie  nach  dem  Zeugniss  der  Geschichte  in  den 
letzten  Jahrfaanderten  auf  die  Umgestaltung  und  Reformirung  der 
Yölkerrechtspraxis  gehabt  habe.  FreiUeh  ist  die  Kluft,  welche  die 

völkerrechtlichen  Theoretiker  \m\  die  durch  sie  umgestimmte 
öllentiiche  Meinung  der  ganzen  gebildeten  Welt  von  den  Diplo- 
maten und  ihrer  Praxis  des  Völkerrechts  seit  dem  Ende  des  vorigen 
Jahrhunderts  scheidet,  mit  jedem  Decennnium  grösser  geworden 
und  wird  sich  mir  dann  ausfidlen  lassen,  wenn  die  Diplomaten 
wiederum  wie  in  früheren  Zeiten  ihre  praktische  Kunst  unmittel*- 
bar  im  Anschlnss  an  die  Forderungen  einer  geläuterten  Theorie, 
nach  den  von  der  Wissenschaft  aulgestellten  Principien  betreiben, 
wenn  auch  sie  sieh  gegen  die  von  der  gebildeten  Welt  anerkannte 
Wahrheil  nicht  verschliessen,  dass  auch  das  Völkerrechtsleben  der 
geschichtlichen  Entwickelung  und  Weiterbildung  anheimfdUt  und 
dass  mithin  das  Recht  der  Gegenwart  den  Beruf  habe,  auf  Grund 
der  veränderten  Lebensanschauungen,  auf  Grund  der  neuen  mehr 
und  mehr  herrschenden  sittlichen  Ideen  sich  einem  mehr  oder 
weniger  grossartigen,  nfimlich  durch  das  wirkliche  Bedürfniss  der 
Culturentwicklung  bestimmten  Umbildungsprozesse  zu  unterwerfen. 

n. 

Nach  dieser  kritischen  Einleitung  wenden  wir  uns  zur  Erörte- 
rung unseres  speziellen  Gegenstandes,  zur  Lehre  von  den  inter- 
nationalen Rechtsmitteln  oder  im  Anschluss  an  die  Kunst- 
sprache der  Givilisten  gesprochen,  zur  Ldire  vom  völkerrecht- 
lichen Prozess.  Zwar  wenn  man  die  völkerrechtlichen  Hand* 
und  Lehrbücher  seit  Grotius  bis  auf  unsere  Zeit  nachschlägt,  so 
wird  luati  kaum  finden,  dass  die  einzebn'u  Rechtsinstidite,  welche 
wir  unter  dem  obigen  Namen  zusammenlassen,  unter  einer  solchen 
ailgemdnen  Rubrik  nebeneinander  gestellt  oder  auch  nur  nach  dem 
von  uns  gewollten  Gesichtspunkt  des  Prozesses ,  der  Rechtsmittel 
sftmmtlich  miteinander  in  emen  Zusammenhang  gebracht  würden. 
Nichtsdestoweniger  müssen  wir  eine  bolclio  Zusaiunieiifassung  ge- 
wisser verwandter  Völkerrechtsinstilute  und  eine  scluu  fe  Sonderung 
derselben  als  Institute  des  formellen  oder  prozessuaUscheu  Hechts 
von  allen  tihrigen  Instituten  des  Völkerrechts,  welche  im  Unter- 
schiede davon  der  Sphäre  des  materiellen  Rechts  angehören^  fiir 
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ToDkomineii  berechtigt  eridfiren.  Einzelne  Andeutungen  Ober  die 
prozessualisclien  Elemente  im  Völkeneclit  sind  alloxlings  bereits 

früher  ffcmni  lit.  Schon  ChiLstian  v.  Wolff  in  Kap.  V  seines  jus 
(jndtnm  über  die  Art  der  Beilegung  der  Streitigkeiten  der  Volker 
ist  hier  hervorzuheben.  Sodann  stellte  Höpfncr  in  seinem  be- 
kannten Buche  über  das  Naturrecht  einige  der  hier  einschlagenden 
Institute  zur  Abthuung  der  Vdlhmechtsstreitigkeiten  gut  zusammen, 
indem  er  von  den  friedlichen  Rechtsmittebi  zur  Retorsion,  zu  den 
Kepressalien  und  zum  Kriege  emporsteigt.  Gros  in  seinem  Natur- 
recht hebt  unter  einer  besondern  HauptabtheiluncT  die  Art  Rechte 
zu  schützen  hervor,  übergeht  aber  dabei  alle  gütlichen  Mittel  und 
heb^  nur  die  sog.  gewallthAtigen,  Retorsion,  Repressalien  und  Krieg 
hervor. 

WissenschafOidi  bestimmt  und  ausBlhrlich  hat  sich  der  Ver- 
fasser dieses  Aufsatzes  zuerst  über  diese  Scheidung  eines  materiel- 
len und  ioniiellen  Völkerrechts  ausgesprochen  in  seiner  »Kritik 
des  Völkerrechts  nach  dem  jetzigen  Standpunkte  der  Wissen- 
schaft« (Leipzig  1847>  undBulmerincq  (Systematik  des  Volker- 
rechts seit  Hugo  Grotius  bis  zur  Gegenwart.  Dorpat  1858)  S.  336 
hat  ihm  neuerHch  ausdrOcklich  dieses  Verdienst  zuerkannt.  Indessen 
bekenne  ich  gern,  dass  die  IrefTlichen  Erörterungen  des  gedie- 
genen Martens  und  des  geistvollen  Heffter  über  die  Art  und 
Weise  wie  Völkerrechtsstreitigkeiten  beizulegen  sind,  die  erste 
Veranlassung  zur  Unterscheidung  zwischen  dem  materiellen  und 
formellen  Völkerrecht  gegeben  haben,  wie  denn  ttbeihanpt  diese 
beiden  Werke  eine  wahre  Fundgrube  völkerrechtlicher  Gedanken 
sind,  vollends  das  HelTtersche. 

In  dem  genannten  Buche,  welches  zunächst  in  einer  kritischen 
Literargeschichte  die  principielle  und  systematische  Bedeutung 
der  einzelnen  Völkerrechtsautoren  darlegt,  ist  von  mir  in  Kap.  V. 
S.  272  ff.  nicht  bloss  eine  Kritik  der  bisherigen  systematischen 
Anordnung  des  völkerrechtlichen  Stoffes  geliefert,  sondern  auch 
der  Versuch  gemacht,  ein  neues  System,  wenigstens  in  den  Grund- 
zngen  hinzustellen.  Die  Haupteigenthnmlichkeit  dieser  Systematik 
besteht  nun  darin,  dass  im  Unterschiede  von  der  ganz  allgemein 
üblichen  und  auch  noch  neuerhchst  von  Heffter  festgehaltenen 
Eintheilung  des  Völkerrechts  m  das  Recht  des  Friedens  und  das 
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Recht  des  Krieges  (oder  wie  HciTter  sagt  des  Unfriedens)  zwi- 
schen materiellem  und  formeUam  (Prozess-)  Völkerrecht  unter- 
schieden wird.  Diejenigen  Institute  des  VöUcerrechts,  welche  sich 
als  die  Mittel  und  Wege  kennzeichnen,  um  internationale  Rechts- 
Streitigkeiten  zu  schlichten  oder  Rechtsverletzungen  aufzuheben, 
haben  die  Natur  von  internationalen  Rechtsmitteln,  stehen  völlig 
analog  den  Rechtsmitteln  in  der  Sphäre  des  Privat-  und  des 
Staatsrechts  da  .und  sind  wie  diese  naturgemäss  zu  einem  Systeme 
4e»üMMi0Bapechts  zusammenzufassen  ^  mithin  zugleich  von  den 
fibrigen  internationalen  Rechtsinstituten  zu  sondern.  Allerdings 
werden  dann  wiederum  auf  der  Grundlage  dieses  Völkerprozess- 
rechts  noch  einige  neue  selbslsländige  Rechtsverhältnisse,  welche 
unzweifelhaft  ihrem  Wesen  nach  wieder  dem  malerieilen  Vulker- 
Wü^iil  i angehören  und  ntoht  seihst  blosse  internationale  Rechtsmittel 
it|^ßi/^;08A9Stn^  Aber  es  stehen  doch  dieselben  mit  dem  Prozess- 
wd«r.' Verbindung,  so  dass  sie  erst  nach  dem 
frozesse<  abzuhandeln  sind.  Als  diese  selbstständigen  Institute 
sind  das  Recht  der  Neutralität^  der  Zwischenherrschaft  und  Usur- 
>pation  hervorzuheben. 

Auch  begegnete  ich  schon  damals  einem  sehr  möglichen 
Eniwande.  Dass  eine  solche  Unterscheidung  des  materiellen  und 
formalen  Völkerrechts  der  hn  Privat-  und  Kriminalrecht  gewöhur* 
liehen  Eintheiluiig  vollkommen  entspreche,  muss  unbedingt  zuge- 
geben werden.  Aber  darin  ist  durchaus  kein  Nachtheil  zu  er- 
blicken; es  wird  damit  vielmehr  endlich  auf  dem  Gebiete  des 
intemationalen  Rechts  ein  Fortschritt  gemacht,  der  längst  hätte 
gemacht  werden  sollen,  um  die  volle  Eigenthümlichkeit  der  ein- 
zdnen  VOlkerrechtsinslitate  zu  würdigen«  An  eine  Vermischung 
privatrechtlicher  Ansichten  und  Verhältnisse  mit  völkerrechtlichen 
ist  dabei  auch  nicht  im  Entferntesten  zu  denken,  denn,  wohl  zu 
merken,  es  soll  ja  nicht  das  privat-  und  kriminalrechtliche  Prozess- 
recht  oder  das  eine  oder  das  andere  ins  Völkerrecht  hineingetra- 
gen werden,  sondern  es  sollen  nur  gewisse  internationale  Rechts- 
instltote  ab  formeller,  als  prozessualischer  Art,  weü  sie  es  an 
sich  und  ihrem  innersten  Wesen  nach  sind,  auch  wissenschaftlich 
als  solche  anerkannt  werden  und  im  Systeme  des  Völkerrechts 
den  entsprechenden  Platz  angewiesen  erhalten. 
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Nun  lassen  sich  aber  die  völkerrechtlichen  Streitigkeiten  im 
Allgemeinen  anf  dreierlei  Weise  schlichten,  and  demgemäss  ist 
das  Yölkerprozessreoht  nach  folgenden  drei  Abtheilungen  absii- 
handeln : 

1.  Friedliche  Rechtsmittel.  Dies  ist  gleichsam  das  inter- 
nationale Friedens-  oder  auch  Schipilsrtiannsprozessrecht.  Eine 
Reihe  von  Instituten  gehört  hieher.    Davon  weiter  unten. 

2.  Uehergänge  sum  Kriege  durch  Retorsion  nnd  Repressa- 
lien. Die  Analogie  mit  dem  Zudi^üzeiprosBessrecht  dtUrfte  hier 
zulässig  sein. 

B.  Das  Rechtsmittel  des  Krieges,  das  Kriegsprozessrecht, 
dei-  Haupttheil  des  Volkerprozessrechts.    Die  Arialoaio  mit  dem 
eigentlichen  Kriminalprozessrecht  ist  hier  sehr  naiieiiegend.  Durch 
diese  Systematik  wird  namentlich  dem  Kriegsrecht  die  gehtthroide, 
nflmlich  völlig  untergeordnete  Stellung  in  der  Reihe  der  Vdttier- 
rechtsittstitttte  angewiesen.  Bs  erscheint  nicht  mehr  wie  bei  der 
bisher  üblichen  Hauptabtheilung  in  Kriegs-  und  Friedensrecht  als 
das  Institut,  welches  wegen  seiner  principiellen  Wichtisfkeit  gleich- 
sam allen  übrigen  Rechtsinstituten  Cnämlich  des  Friedens)  eben- 
bürtig die  Wage  halte,  sondern  als  ein  Nothinstitut,  welches  nur 
fflr  den  Ausnahmefall  der  Rechtsstreitigkeiten  oder  Rechtsver- 
letzungen Bedeutung  hat  und  auch  da^  nur  eventuell,  im  aller- 
äussersten  Falle,  wenn  die  übrigen  anderweitigen  und  zahlreichen 
Institute  des  internationalen  Prozessrechts,  also  die  friedlichen  und 
die  gemischten  Rechtsmittel  nicht  Husreichen  Wüllen,  zu  einer 
rechtlichen  Existenz  gelangt  Analog  wie  in  der  privaten  Sphüre 
Rechtsstreitigkeiten  nnd  selbst  Rechtsverletzungen  zunächst  und 
wo  möglich  allein  im  Wege  der  Sühne  oder  doch  nur  des  Civil- 
prozesses  oder  allenfalls  im  geeigneten  FaUe  im  Wege  des  schon 
sch  ule!  en.  weil  mit  dem  Personalarrest  becfinnenden  Wechsel- 
prozesses und  erst  in  gewissen  äussersten  Fällen  duich  Eriiebung 
eines  Kriminalprozesses  ausgeglichen  werden,  so  soll  auch  das 
Kiiegsprozess  nur  m  gewissen  äussersten  Fällen  seine  eigentliche 
Anwendung  finden  und  dieser  sehi  eventueller  und  extremer  Cha- 
rakter mag  füglich  auch  in  der  Stellunsr  des  Kriegsrechts  zu  den 
ülirigen  Instituten  im  System  des  YoUierrechts  seinen  adäquaten 
Ausdruck  finden. 
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Schliesslich  ist  zum  Verstandniss  des  Folgenden  hier  noch 
zu  erwähnen,  dass  ich  in  meiner  KriUk  für  die  Institute  des  ma- 
teriellen  Völkerrechts  einen  allgemeinen  Theil  und  einen  beson- 
dm  Theil  nntersch^e  und  dort  von  den  Subjecten,  Objecten 
und  Rechtsgeschäften,  hier  von  den  änzelnen  VdUcerrechtsver- 
hältnissen  selbst  gehandelt  habe,  unter  Vorausscliickung-  einer  sog. 
Einleitung,  in  welcher  aut  historischem  wie  speculativem  Wege 
Existenz,  Natur,  l^rincip,  Güliigkeitsgebiel,  Quellen^  Literaiar  des 
Völkerrechts  erörtert  werden. 

m. 

Soweit  hatte  ich  iiiii  h  schon  in  iiu  iner  Kritik  des  Völker- 
rechts vor  nun  über  oik  ni  Decennimn  ausgesprochen.  Wir  wol- 
len nun  zunächst  in  £rwagung  ziehen,  in  wieweit  diese  Auffas- 
sung von  Seiten  der  nachfolgenden  Wissenschaft  Anerkennung 
und  Berücksichtigong  gefunden,  respective  einen  weitem  Ausbau 
erfahren  hfd>e,  um  daran  unsere  weiteren  ßrörterungen  zu  knü- 
pfen, denn  wir  nehmen  keinen  Anstand  ollen  « iuzugestehen,  dass 
WH-  keineswegs  bei  der  Auffassung  des  Jahres  1847  stehen  ge- 
bUeben,  sondern  auf  Grund  der  spätem  Forschungen  geneigt  sind, 
noch  einen  Schritt  w^ter  vorwärts  zu  gehen.  Endlich  soll  ver- 
sucht werden,  die  Natur  des  vi^lkerrechtlichen  Prozesses  über- 
haupt  sowie  der  einzelnen  Rechtsmittel  desselben  nfiher  zu  be- 
stiinuien  und  zugleich  die  Bedeutung  derselben  gegenüber  gerade 
der  gegenwärtigen  internationalen  Ordnung,  deren  ConjuDcturen 
ottfi  Compücationen  in  das  rechte  Licht  zu  stellen. 

Die  nachfolgende  Literatur  über  diesen  Gegenstand  ist  nicht 
sehr  reichhaltig  gewesen.  Das  Ausland  hat  in  dieser  Beziehung 
soviel  wir  die  völkerrechtlichen  Schriften  desselben  einzusehen 
Gelegenheit  gehabt  haben,  nichts  Neues  dargeboten ;  der  Dorpater 
Buln^^erincq  hat  deutsch  o"(  S(  lirieben  und  darf  auch  wohl  aus 
andern  Gründen  unbedingt  zu  den  Pflegern  deutscher  Wissenschaft 
gezahlt  werd^ 

Von  den  deutschen  Forschungen  soll  zunächst  der  Grundriss 
lu  Vorlesungen  tiber  europäisches  Völkerrecht  von  Dr. .  Joseph 
Pözl  (München  18r)2.  S.  1 — 2(>)  hervorgehoben  werden.  In 
diesem  wissenschaftlichen  Schema  wird  im  Anschluss  an  die  von 
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mir  gemachten  Vorschläge  über  die  systematische  Abhandlung  der 
YölkerrechtSDiaterien  zunächst  ein  allgemeiner  Theil  ausgehoben. 

Die  einzelnen  RechtsverfaftUnisse  werden  dann  im  sog.  besondem 
Tfaeile  abgehandelt  and  hier  unterschieden  Erster  Abschnitt: 

Materielles  Völkerrecht,  um  im  zweiten  Abschnitte  zu  handeln  :  Von 
den  IVlitteln  und  dem  Verfahren  zur  Erledigung  völkerrechtlicher 
Streitigkeiten  oder  wie  Pözl  S.  10  in  der  Note  ausdrücklich  sagt, 
vom  völkerrechtlichen  Prozesse.  Erstes  Kapitel:  Von  den  völker- 
rechtlichen Streitigkeiten  und  den  Mittehi  zu  ihrer  Erledigung  im 
,  Allgemeinen.   Hier  unterscheidet  Pözl  i  die  Beilegung  von 
Streitigkeiten  durch  Verständigung  und  sagt:  die  Verstttndigung 
folgt  entweder  unmittelbar  in  Folge  von  Verhandlungen  und  Er- 
klärungen der  Parteien,  oder  unter  Mitwirkung  einer  dritten  Macht, 
oder  mittelbar,  indem  die  Entscheidung  dem  Zufalle  (z.  B.  dein 
Loose)^  oder  einem  Schiedsgericht  überlassen  winL  Damit  scheinen 
uns  aber  die  im  Völkerrecht  möglichen  und  ttblichen  friedlichea 
Rechtsmittel  keineswegs  erschöpft.  Siehe  weiter  unten. —  II.  Von 
der  Anwenduno  von  Selbslhulie,  nämlich  1)  Retorsion,  2)  Repres- 
salien, 3)  Embargo  und  Blokade.   Hier  ist  es  sicherlich  falsch, 
dass  unter  einer  besonderen  Nummer  C^)  das  Embargo  und  die 
Blokade  cien  Repressalien  (N.  2)  entgegengesetzt  werden,  da  sie 
vielmehr  nichts  als  die  exort^itantesten  und  wirksamsten  Repressa- 
lienmaassregeln selbst  sind.  Nach  diesem  sog.  allgemeinen  Kapitel 
wird  im  zweiten  Kapitel  vom  Ki  ieoe  gehandelt.  Wir  müssen  ge- 
stehen, dass  wir  für  diese  Nebeneinanderstellung  des  Rechtmittels 
des  Krieges  als  des  Besonderen  und  der  übrigen  Rechtsmittel  als 
des  sog.  Allgemeinen  kein  Verständniss  haben»  Wenn  dann  Pözl 
endlich  im  dritten  Kapitel  des  Prozessrechts  selbst  ohne  weitere 
Unterscheidung  und  Begründung  von  der  Neutralität  handelt,  wäh- 
rend er  von  der  Usur|);ilif)n  und  vom  Postliininiau»  unter  den 
Wirkungen  der  Beendigung  des  Kriegs  gesprochen  hat,  so  will 
uns  auch  das  nicht  recht  begründet  erscheinen,  diese  Institute  des 
Völkerrechts  gehören  nicht  ins  Prozessrecht  selbst. 

SodAnn  ist  Ahrens  zu  nennen,  der  namentlich  in  seiner 
»Juristischen  Encyclopädie«  (Wien  1855)  unseren  Gegenstand 
berührt,  übrigens  meine  genannte  Schrill  und  die  dort  laeder- 
geiegten  priacipieUen  und  systematischen  Studien  völlig  unberück- 
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sicbtigt  gelassen  hat  Derselbe  gibt  eine  Gliederung  des  völker- 
rechtlichen StolFes,  wie  sie  dem  Wesen  der  iiilernationalen  Institute 
am  wenigsten  angemessen  erscheint.  Doch  wollen  wir  nur  das 
die  Yölkerrecbtsprozesse  Betreilende  hervorheben.  Kr  unterscheidet 
I.  aUgemeines  YöUierrecht.  Unter  diesem  versteht  er  aber  im 
Gegensatz  zu  dem  bisherigen  oonstanten  Sprachgebraoch  die  mei- 
sten Institute  des  Völkerrechts,  mit  Ausnahme  einiger  Singulari- 
täten. Er  handelt  hier  von  den  obersten  Grundsatzeti,  vom  Per- 
sonen- ,  Sachen-  und  Obligalioiienrecht  und  daran  schliesst  sich 
»das  Kecht  der  Rechtsverfolgung « ,  also  was  wir  Yolkerrechts- 
piozess  nennen  wollen ^  unter  3  Rubriken:  gütliche  Versuche^ 
SelbsthQlfe  (Repressalien,  denen  die  Retorsion  nur  angereiht  wurd) 
und  Krieg.  Ist  der  Krieg  aber  nicht  auch  eine  Art  von  Selbst- 
hülfe? —  Nun  folgt  U.  das  sog.  besondere  Völkerrecht,  nämlich 
1)  Volkerreligionsrecht ;  2)  V  ulker- Wissenschafts-  und  Kunstrecht, 
3)  das  Yölkerhandelsrecht,  4)  das  Yölkergewerbrecht  und  unter 
5)  werden  Garantiev^hftltnisse,  ewige  Neutralität  genannt.  Wenn 
diese  Rnbricirung  richtig  wfire,  so  müsste  doch  nun  jedenfalls  auch 
unter  diesem  besondern  Völkerrecht  von  der  b e s on dem  Art 
der  Rechlsvcrfülgung  in  diesem  Gebiete  gesprochen  werden.  Aber 
sicherlich  ist  das  sog.  besondere  Volkerrecht  eine  unnoliiige 
Schöpfung,  die  für  Ahrens  nur  dadurch  entstanden  ist,  dass  er 
gmndslltzlich  die  Matten  des  Völkerrechts  nach  privatrechtlichen 
GesiclitspuidLten  gliedert  und  dabei  mit  einigen  Instituten,  die  sich 
unter  dies  Schema  nicht  gut  bringen  lassen,  in  Vaiegenheit  ge- 
räth;  diese  müssen  dann  eben  als  sog.  besonderes  Völkerrecht 
iguriren. 

Wenden  wir  uns  zu  Robert  v.  Mo  hl.  Dieser  berühmte 
Pubiicist  verhldt  sich  überhaupt  gegen  die  Systematik  des  Stoffes 
mehr  gleichgültig  und  hat  dies,  in  Bezug  auf  das  Völkerrecht  be- 
reits in  seiner  Gesch.  und  Lit  der  Staatswissenschaften  (Bd.  I. 

S.  381)  ziemlich  unvcrhulcn  ausgesprochen  0«  Wir  sind  anderer 
Meinung.  Der  Inhalt,  insbesondere  der  völkerrechtliche  kann  erst 
dann  vollendet  dargelegt  werden,  wenn  die  seinem  innersten  Wesen 
entsprechende  Form  insbesondere  die  richtige  systematische  GUede- 


1)  Siehe  jedoch  auch  MoU'f  Encyeiopädie  S.  418. 
Z«Its«lir.  f.  Staaltir.  IML  L  Heft.  6 
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ning  und  Anordming  anfgeiiuideii  worden  ist  Diese  Gleichgültig- 
keit Möhrs  hat  sich  aber  namentlich  in  seiner  Encyclopädie  der 
Staats^vissenschaften  (Tül)infren  ausgeprägt.  Wir  heben  hier 

natürlich  nur  die  völkerrechtlichen  Partien  hervor.  Zuerst  muss  es 
auffallend  erscheinen,  dass  Mohl  dort  das  sog.  philosophische  Völker* 
recht  (S.  402 — 460)  vöUig  anders  systematisurt,  respw  Schema- 
tisirt,  als  das  positive  europäische  (S.  461 — 498),  ohne  ilen  Leser 
fiber  die  Art  und  Weise  gehörig  zu  orientiren,  wenn  man  nicht  an- 
nelimen  will,  dass  von  den  Instituten  des  positiv  n  Rechts  nur  etwa 
noch  hat  eine  Auslese  zum  praktiscken  Yerstanduiss  der  Wahrheiten 
des  philosophischen  Völkerrechts  gegeben  werden  soflen.  Das- 
philosophische  Völkenrecht  ist  bei  Mohl  fast  gfindich  in  Ihrozess- 
recht,  wie  wir  es  nennen  möchten  aufgelöst,  doch  so  dass  er 
damit  was  man  Regiei  ungsvölkerrecht  nennen  könnte  verbindet. 
Selbstslaiitlig  wird  nämlich  nur  liervorgelioben  1)  die  Souveränität, 
2)  die  Uebung  des  Verkehrs  und  nun  folgt  3)  unter  der  allge- 
meinen Rubrik:  Ordnung  der  Gemeinschaft,  wesentlich 
die  Lehre  von  den  internationalen  Rechtsmittefai,  doch  nicht  gana 
rein,  auch  nicht  unter  diesem  oder  einem  anderen  entsprechenden 
Namen  dargestellt.  Es  wird  hier  sowohl  von  der  Rechtsverfol- 
gung als  überhaupt  von  der  Herslelluiig  eines  rechtlichen  Zu- 
sammenlebens unter  den  europäisch  gesitteten  Völkern  gehandelt. 
Mohl  unterscheidet  dabei  friedliche  Mittel  und  zählt  dahin 
Gesandschaflen,  Staatsverträge,  gewisse  Sichemngsmaassregeln, 
endlich  Schiedsricbter  und  Vermittler,  sowie  im  Unterschied  davon 
gewaltsame  Mititjl,  nämlich  Retorsion,  Abbrechen  der  Verbin- 
dung, Krieg,  indem  unter  Annahme  einer  nicht  richtigen  Inter- 
pretation von  »Repressalien«  diese  aus  dem  philosophischen  Völker- 
'  rechte  ins  positive  verwiesen  werden.  Nach  unserer  Ansidit  hätte 
dann  auch  das  Kriegsrecht  allein  dorthin  versetzt  werden  mttssen« 
Bei  der  Darstellung  des  positiven  Völkerrechts  handelt  dann  Mohl 
dns  Kriegsrecht  und  das  Recht  der  Verbündeten  so  ab,  dass  er 
es  unmittelbar  zwischen  das  Gesandschaftsrecht  und  zwischen 
das  Recht  der  Neutralen  stellt,  ohne  hier  von  friedlichen  und 
gemischten  Rechtsmittehi  überhaupt  zu  sprechen.  Wir  bedauern, 
dass  sich  Mohl  hier  so  wenig  deutlich  ausgesprochen  hat. 

Besonders  wichtig  ist  Bulmerincq  &ar  unsere  Erörterun- 
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gen  durch  seine  genannte  Systematik  des  Völkerrechts.  Derselbe 
Bcbliesst  sich  zwar  ausdrCicklich  an  die  Ton  mir  geforderte  An* 
Ordnung  der  völkerrechtiiehen  Materien  an,  doch  sacht  er  einige 
Verbesserungen  sn  machen.   Leider  mttssen  wir  aber  seine  Re- 
lurmen  verwerfen.   Wenn  nümlich  Bulmerincq  zunäc  hst  will,  dass 
das  Völkerprozessrecht  wie  jedes  Prozessrecht  sich  gliedern  müsse, 
in  die  Lehre  von  den  Organen  (Substraten)  und  von  dem  Ver- 
fahren und  deshalb  das  ganxe  intemationaie  Beamtenrecht  aus  dem 
sog.  materiellen  Rechte  hieher  verweist,  so  kann  dies  nicht  ffir 
angemessen  gehalten  werden.    Die  völkerrechtlichen  Beamten 
(Gesandte,  Consuhi  etc.)  sind  keineswegs  bloss  die  Organe  zur 
Beilegung  von  Streitigkeiten  und  Rechtsverletzungen  unter  den 
Staaten,  sondern  sie  sind  vorzugsweise  die  Träger  des  ganzen 
völkerrechtlichen  Verkehrs  und  sollen  namentlich  dazu  beitragen, 
■eae  Beziehungen  und  Yerhdltnisse  für  alle  Sphftren  des  inter- 
nationalen Verkehrslebens  sn  schafTen.  Principiell  gehört  also  die 
Erörterung  des  Beanitenrechts  nicht  in  das  Prozessrecht,  wenn  man 
dies  nicht  überhaupt  zum  Regierungs-  und  Prozessrecht  ausdehnen 
wilL   Auch  scheint  es  unnöthig  zur  Einleitung  in  das  prozessua- 
lische Verfahr«!  von  den  Organen  desselben  wieder  besonders 
zu  sprechen,  da  diese  Otrgane  dieselben  sind,  welche  überhaupt 
den  völkerreohthcfaen  Verkehr  vermitteltt.  —  Ferner  können  wir 
Bulmerincq  auch  darin  nicht  beistimmen,  dass  er  die  Intervention 
für  ein  völkerrechtliches  Rechtsmittel  ausgibt.    Bei  der  Interven- 
tion, namentlich  bei  der  Medlichen,  handelt  es  sich  keineswegs 
immer  um  Verfolgung  von  streitigen  oder  verletzten  Rechten, 
sondern  häufig  genug  und  wie  es  uns  scheint  ihrem  Prindp  nach 
hat  die  intemaUonale  Ehimischung  und  ihr  Recht  die  Bedeutung 
eines  Institutes  zur  Förderung  des  internati<malen  Verkehres  über- 
haupt, zur  Befestigung  der  Bande  unter  den  Völkern,  zur  Hebung 
der  socialen  und  rechtÜchen  Beziehungen  unter  ihnen,  insbeson- 
dere nur  Sdiiiessung  von  Verträgen  aller  Art.  Man  denke  nur 
an  die  zahlreichen  Fftlle,  in  welchen  sich  ein  Staat  in  die  Ver- 
tragsveihandlungen  anderer  Staaten  Uber  gemdnsame  Zolle,  über 
Handels-  und  Verkehrserleichterungen,  über  postalis«  fic-,  Telegra- 
phen-, Münz-  und  ahnliche  Emrichtungen  mischt,  in  keiner  andern 
Absicht,  als  um  mögliohst  als  AÜtcontrahent  auftreten  zu  können. 
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Zwar  ist  dann  zuzugeben,  dass  die  Interventiim  auch  die  Natur 
eines  internationalen  Rechtsmittels  annehmen  könne  und  in  der 
Praxis  oft  angenommen  habe.   Aber  dies  ist  erst  ihr  secundärer 

Charakter.  Jedenfalls  gehört  die  Intervention  nicht  allein  ins 
Prozessrecht.  Doch  scheint  es  auch  nicht  nöthig  zum  richtigen 
Yerständniss  derselben,  sie  etwa  auseinanderzuschneiden  und  Iheil* 
weis  im  materiellen,  tbeilweis  im  formellen  Recht  zur  Erörterung 
und  Darstellung  zu  bringen;  dies  wäre  denn  doch  wohl  eine 
allzu  haarspaltige  Syslematisirung.  Es  wird  hinlknglidi  sein,  bei 
Aufführung  der  prozessualischen  Institute  die  Intervention  wieder 
zu  nennen  und  auf  ihre  frühere  Charakteristik  zu  verweisen.  — 
Wenn  endlich  Bulmerincq  dafür  hält,  die  drei  Rubriken  der  Mittel 
des  Verfahrens  auf  zwei  reduziren  und  den  Gegensatz  zwischen 
dem  Friedlichen  und  Kriegerischen  in  den  zwischen  Gütlichen 
und  Gewaltsamen  auflösen  zu  müssen ,  so  ist  uns  nicht  ein- 
leuchtend, was  dadarch  eigentlich  gewonnen  werden  soll.  Denn 
jedenfalls  inuss  doch  auch  Bulmerincq  wieder  bei  den  gewait- 
thätigen  Mitteln  zwischen  Retorsion,  Repressahen  und  Krieg  unter- 
schieiden  und  sodann  hat  der  Ausdruck  gewaltsam  eine  Art, 
die  es  nicht  gut  zulassen  möchte,  damit  ein  Rechtsmittel  gerade 
technisch  zu  bezeichnen.  Auch  ist  bei  der  Retorsion  selten  von 
dem  die  Rede,  was  man  gewaltsam  nennen  könnte.  Keinenfalls 
würde,  so  scheint  es  uns,  die  Ausführung  der  Bulmerincq  sehen  Vor- 
schlüge dazu  dienen,  ein  besseres  Verständniss  über  den  Charakter 
der  einzehien  Institute  herbeizuführen.  Es  scheint  vielmehr  an- 
gemessen, die  unzweifelhafi  gemischte,  transitorische  Natur,  von 
Retorsion  und  Repressalien,  ihr  schwankendes  Wesen  zwischen 
Krieg  und  Frieden  gerade  dadurch,  dass  man  sie  als  ein  drittes 
Mittelglied  hervorhebt,  auch  äusserlich  bei  der  Systematik  direct 
hervortreten  zu  lassen. 

In  den  neueren  Auflagen  von  Heffter's  Völkerrecht  C3*  Auf- 
lage ,  Beriin  1855  und  m  dw  französischen  Uebersetzung  von 
Jules  B  e  r  g  s  0  n.  Paris  1857)  sowie  von  Martens  droit  des 
qf'vs  rneuesle  Auflage  von  Karl  Vergö.  Paris  1858)  haben 
unsere  Erürterungen  über  das  internationale  Frozessrecht  noch 
keine  Berücksichtigung  gefunden.  Endlich  der  neueste  Bearbeiter 
der  Lehre  vom  Kriege,  Berner  im  Bhitschli'schen  Staatswöiter- 
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buch  (s.  V.  Krieg,  Kriegsrecht.  Bd  6.  S.  98  fil  Stuttg*  und  Leip- 
zig 1860)  Terschiiesst  sich  nicht  ganz  gegen  unsere  Auffasflimg, 
indem  er  zwar  begriffsmässig  den  Krieg  nur  als  Vertheidigung 
des  Rechtszustandes  (S.  98)  hinstellt,  aber  doch  gelegentlich 

(S.  100)  ihn  als  den  »Tiozess  unter  Staaten«,  wobei  der  erste 
Angreifer  Klägfer  sei  und  eben  deshalb  eine  erlittene  Rechtsver- 
letzung vorausgesetzt  werde,  kennzeichnet.  Indessen  obwohl 
Bemer  in  seinem  Kriegsrecht  auch  von  den  gütlichen  Ver- 
suchen, am  den  Krieg  zu  vermeiden  handelt  und  dort, 
freilich  nnvoDstfindig  die  von  uns  gewollten  friedfichen  Rechts- 
mittel aufzählt,  ferner  obwohl  er  auch  von  Anwendung  verein- 
zelter Gewaltmaass regeln  (im  Gegensatz  vom  Kriege) 
spricht  und  daselbst  die  Retorsion  und  die  Repressalien  erörtert 
sowie  ahnhch  wie  Pözl  Embargo  und  Blokade  als  besondere  In- 
stitute hervorhebt,  so  Ist  doch  aus  dem  Bemerschen  Aufsätze 
nicht  ersichtlich,  ob  er  sich  ilber  die  Natur  und  die  Gliederung 
der  internationalen  Rechtsmittel  und  insbesondere  über  ihre  Stel- 
lung im  System  des  Völkerrechts  klar  geworden  sei,  ja  ob  er 
überhaupt  geneigt  sei,  ein  sog.  formelles  oder  prozessualisches 
Völkerrecht  herauszuheben.  Nach  der  ganzen  Anhige  sehier 
Erörterung  will  es  vielmehr  seheuen,  als  ob  Bemer  die  alte  Über- 
kommene Abtheilung  in  Friedens-  und  Kriegsrecht  grundsätzlich 
oder  doch  instinctiv  festgehalten  habe. 

IV. 

An  diese  hterarische  Uebersicht  soll  sich  nun  äne  Erörte- 
rung über  die  allgemeine  Natur  der  Internationalen  Rechtsmittel, 
sowie  über  die  besondere  Bedeutung  jedes  einzelnen  derselben 
anschliessend 

Wie  jeder  andere  Prozess,  so  hat  der  völkerrechtüche  keine 
andere  Bedeutung  als  den  durch  Streitigkeiten  oder  Verletzungen 
gestörten  Rechtszustand  wiederherzustellen;  man  drückt  das 
aber  in  der  völkerrechtlichen  Kunstsprache  in  der  Regel  so  aus, 

dass  der  Zweck  des  Krieges  wie  consequent  jedes  andern  Rechts- 
mittels in  der  Sicherung,  respeclive  Herslellung  des  Friedens, 
d.  h.  aber  eben  eines  ordentlichen  rechtlichen  Zustandes  bestehe. 
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In  dieser  Beziehung  hat  also,  abgesehen  von  technischen  Bezeich- 
nungeii,  der  Yöikerrechtsprozess  nichts  £igeuthütnUches. 

Die  Eigenthümüchkeii  dieses  Prozesses  im  Unterschiede  von 
allen  andern  Arten  des  Prozesses  namentlich  also  von  dem  was 
man  in  der  privaten  und  staatlichen  Recfatssphäre  gfewöhnlich  als 
Civil-  und  Kriminalprozess  bezeichnet,  besteht  nun  aber  vor  Allem 
darin,  dass  die  Rechlsprechung  hier  prinzipiell  von  den  das 
Hecht  verfolgenden,  also  von  den  Parteien  selbst  ausgeht,  nicht 
von  der  Gesammtheit. 

Während  nftmlich  bei  den  staatlichen  Prozessarten  die  Rechts* 
sprechung  in  einem  Civihrechtsstreite  unter  Parteien  im  Namen 
des  Staalsganzen  durch  die  unmittelbaren  Organe  der  Staatsgewalt 
durch  die  Richter  erfolgt  und  selbst  im  Kriminalprozesse^  wo  der 
Verbrecher  und  der  Staat  sich  mehr  oder  weniger  immer  als 
Parteien  (Kläger,  Beklagter)  gegenüber  stehen,  bei  den  modernen 
Kulturvölkern  auf  das  Sorgsamste  dahin  gestrebt  wurd,  die  Gerichts- 
Organisation  durch  OeSentlichkeit ,  Mündlichkeit,  Geschworene, 
Staatsanwaltschaft,  öffentliche  Vertheldiger  so  einzurichten,  dass 
möglichst  von  Staatswegen  durch  das  Orgini  dt  i  von  den  übrigen 
Staatsorganen  unabhängigen  Richter  ein  unpartheiisches  Urtheii 
gefällt  werden  müsse,  ist  dies  wenigstens  im  praktischen  Yölker- 
redite  grundsätzlich  anders.  Zwar  darf  man  wohl  aus  dem  Ge- 
sichtspunkte des  philosophischen  Völkerrechts  die  Gesammtheit 
der  nach  Völkerrecht  lebenden  Staat  zum  Schutz  des  Rechtes  jedes 
einzelnen  Staats  und  denninrh  zur  Rechtsverfolgung  und  Reclil- 
sprechung  bei  Rechtsstreiligkeiten  und  Rechtsverletzungen  in  ab- 
stracto für  verpflichtet  halten.  Durch  die  Verletzung  eines  Gliedes 
der  internationalen  Gesammtheit,  durch  Rechtsverweigerung  oder 
gar  Rechtsbruch  von  Seiten  des  einen  Staats  gegenüber  dem  an- 
deren wird  wegen  der  organischen  Verbindung  jedes  einzelnen 
Gliedes  inil  dem  Ganzen  alk  rnal  auch  die  Gesammtheit  mitbetrulFen. 
Aber  bis  jetzt  ist  das  europäisch  -  amerikanische  Staatensystem 
noch  nicht  zu  einer  so  geschlossenen  Gesammtheit  herangewachsen, 
dass  es  sich  wiridich  durch  die  Verkümmerungen  des  Rechts  ein- 
zebier  Staaten  hinlänglich  verletzt  fühlen  möchte,  um  un  Namen 
des  Ganzen  auf  die  Herrschaft  des  Rechts  gegenüber  den  Wider- 
strebenden zu  dringen.    Der  obige  Gedanke  ist  also  noch  nicht 
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einmal  ab  soklier  in  der  Prajüs  herrachend  geworden  und  dem- 
nneh  ifll  ea  denn  anck  bis  jetzt  zu  keiner  völkerrechtlichen  Gr- 

ganisHlion  sfekommen,  welche  geeignet  wäre  im  Namen  der  inter- 
nalioiialcii  Gt  >aiimitlieit,  also  des  Staalciisysleins  das  Recht  zu 
sdojälzen  und  zu  spredien.  Zwar  hat  es  von  Seile  der  Theore- 
tÜlor  nicht  an  allerlei,  zum  Theil  sehr  abenteuerlichen  Vorschlägen 
gpiehlt^  um  eine  solche  Organisation^  sowie  insbesondere  das  vor 
ABeia  für  ndthig  erachtete  oberste  Völkertribunal  zu  schafTen 
1111(1  namentlich  ist  erst  vor  ganz  kurzer  Zeit  der  ßonnenser 
Ivaulniiiiui  iüil  dem  wniidt  t liehen  Vorschlage  einer  sog.  Welt- 
akadeniie  des  Völkerrechts  hervorgetreten.  Aher  von  alledem 
Ist  bia  jetot  nichts  praktisch  geworden  und  wollen  wir  nur  noch 
heiliexken^  dass  jede  solche  Organisation  und  wenn  sie  auch  die 
«sollkoiilBienste  wäre,  doch  niemals  im  Stande  sein  würde,  den 
Kl  iröT  ZU  vermeiden  und  den  ewigen  Frieden  zu  schaffen,  worauf 
dt»^  Alix  lien  jener  Projcctmacher  am  meisten  gerichtet  gewesen 
iit,  denn  jede  Executioii  eines  Kechtöiipru*  hes  auch  des  hestor- 
gMisivtea  Universalvölkergerichts  oder  jener  Weltakademie  würde 
liä:  Atteln,  doch  niemals  unmöglichen  Widerstande  des  verurtheil- 
lenfSttflAs  allemal  wieder  nichts  Anderes  als  ein  Krieg  selbst  sein. 

Mithin  hat  jeder  Staat  sein  Recht  selbst  zu  verfolgen.  Er 
ötili>&l  iiilU  den  LiUii'il>^jiiuch  über  das  was  er  tfegenuber  den 
mdnfon  als  Recht  beansprucht:  er  selbst  hat  seiin-n  Spruch  zu 
eacpciliren,  soweit  seine  Macht  dazu  reicht;  es  sieht  ihm  nicht 
<ider:  dach  nur  ganz  Ausnahmsweise  die  Macht  der  internationalen 
GeMinniheit  zu  Gebote,  um  durch  deren  unzweifelhaft  überlegene 
ikraitJnHe  seinen  Rechtsspruch  geffen  die  relative  Uebermacht 
des  rcniUMitcii  (icgiier.'s  nal  (j*nvi,^;>heit  zur  (icllinig-  zu  bniiiicn. 
Milbm  isi  zugleich  die  Gefahr  vorhanden,  dass  der  Minder  mächtige 
g^Keii^ber  dem  Mächtigem  sein  Recht  nicht  zur  Anerkennung 
werde  l>rmgen  können.  Es  fehlt  die  Bürgschaft  einer  durch  eine 
«beriegene  executive  Gesammtheit  gesicherten  Vollstreckung  des 
Räch  tssprut  lies. 

Demnach  mag  es  den  Anschein  haben,  als  ob  dieser  ganze 
ViiTKerrechlsprozess  keine  reale  Bedeutung  für  die  Herrschaft  des 
Rechla  habe.  Aber  es  ist  auch  in  der  Sphäre  des  Privat-  und 
Staalsrechts  weder  unerhört,  dass  die  Parteien  sich  selbst  Recht 
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sprecben,  nodi  wird  in  solchea  Fitten  geUngnel  woiiBa 
kdnneii,  das»  wirUicli  eine  recbdlclie  Regelmig  stattgetodoi 

habe.  In  Civilstreitigkeiten  wird  Jeder  da  eine  vonkorameiie 
Geltendnia*  luinir  des  Rechts  anerkennen,  wenn  die  streitenden 
Parteien  selbst  ihren  Zwist  durch  eine  wissenschaftliche  Erklärung 
des  Streitpunktes,  die  sie  entweder  allein  oder  niit  Hülfe  Dritter 
sich  ▼erschaüt  haben,  ansingen,  oder  wem  sie  sich  durch  einen 
Yeqifieicb  anseinandersetzen,  durch  wekfaen  swnr  dann  nicht  das 
formene  Recht,  aber  jenes  Billigkeilsreebl  zur  Enstenz  konmt, 
welches  durch  die  individuellen  Umstaiitlt:  sich  ergeben  hat.  Femer 
in  einem  absolut-monarchischen  Staate  >vird  bei  Streitigkeiten  über 
das  Recht  und  seine  Auslegung  zwischen  den  Gerichten  und 
a wischen  den  Ministerien  nichts  Anderes  öbrig  bleiben,  als  dass 
eme  anthentische  Gesetzesinterpretation  gegdien  werde,  die  aber, 
da  bei  dieser  Staatsrerfassnng  die  gesetzgebende  43ewalt  wesent- 
lich nur  durch  das  Ministerium  ausgeübt  wird,  der  Sache  nach, 
wenn  auch  uiclit  fonnt  11  nii  hts  Anderes  invulvirt  als  eine  Rethts- 
entscbeidung  durch  die  eine  JPartei,  aämiicb  das  Ministehnm» 
Endlich  in  einem  Staatswesen  mit  vorgeschrittenem  Pmriamen- 
tarismns  wird  bei  Streitigkeiten  fiber  das  Recht  nnter  den  Padoren 
der  CSesetzgebung  nichts  anderes  Übrig  bleiben,  als  dass  diese 
Factoren,  die  hier  die  Parteien  bilden,  sich  über  das  was  Recht 
sein  Mtlle,  selbst  verständigen,  also  dtii  Hechtsspruch  selbst  tailen. 
So  in  England,  wo  namentlich  im  Fall  der  Ministeranklage  ein, 
wenigstens  formell  parteiischer  Urtheüsspmch,  nämbch  durch  das 
Oberbans  zu  fidlen  ist  In  P^nssen  Ist  nenerUdi  der  merkwür- 
dige Fan  vorgekonunen,  dass  die  beamtüchen  Organe  der  Krone, 
die  Minister,  indem  sich  die  Krone  selbst  wenigstens  formell  nicht 
ausdrücklich  aussprach,  unter  förmlicher  Billigung  einer  sehr 
grossen  Majorität  des  Abgeordnetenhauses  eine  Erklärung  der 
gesetzlichen  Bestimmungen  in  Betreff  der  politisehen  Rechte  der 
Juden  annahmen  und  durchführten,  welche  feierlichst  und  mit 
grosser  Majorität  von  dem  Herrenhause  als  rechtswidrig  beseidmet 
wurde.  Auch  in  diesem  Rechtsstreite  zwischen  den  Factoren  der 
(Gesetzgebung,  wenn  er  förmlich  ausgeglichen  werden  m>11,  bedarf 
es  einer  aotbenthischen  Interpretation,  die  fugiich  nur  von  den 
streitenden  Parteien  selbst  gemacht  werden  kann. 
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Also  so  völlig  unerhört  ist  es  nicht,  dass  sieh  die  Parteien 
seihst  Recht  sprechen.  Auf  dem  Gebiete  des  Völkerrechts  wird 
aber  eine  solche  Einrichtung  noch  am  ehesten  im  Stande  sein, 
das  Recht  wirklich  zum  Austrag  zu  bringen.  IHe  streitenden 
Parteien  sind  hier  eben  Staaten,  also  Yenninftwesen  mit  einem 
wahrhafl  objectiven  Charakter,  deren  Intelligenz  und  Urtfaeü 
wenigstens  dem  innersten  Wesen  nach  getragen  wird  durch  das 
Bewusstsein  und  den  Willen  der  gesammtcn  Nation.  Staaten 
müssen  also  auch  als  Parteien  viel  weniger  belangen  sein  als 
einzdne  Individuen.  Freilich  wird  es  auf  die  Verfassung  des 
Staates  viel  ankommen,  ob  nftmlich  darnach  die  höchsten  Organe 
der  Staatsgewalt  so  eingerichtet  sind,  dass  sie  wirklich  in  dem 
Nationalbewiisstsein  mit  ihrer  Tliatigkeit  zu  wirzeln  haben.  Femer 
haben  auch  unlaugbar  Völker  ihre  Leidenschaften  und  lassen 
sich  vielfach  durch  ihre  Interessen  mehr  als  durch  das  Rechts^ 
gefühl  bestimmen.  Aber  es  scheint  das  doch  viel  mehr  Aus- 
nahme zn  sein  als  dies  gewöhnlich  angmiommen  inrd.  Es  tritt 
dies  meist  nur  bei  sehr  eklatanten  und  atte  Welt  interessirenden 
Fällen  hervor  und  wird  darum  von  dem  grossen  Haufen  leicht 
für  die  Regel  gehalten,  da  es  denn  doch  in  Wirklichkeit  nur  die 
Ausnahme  ist  und  selbst  die  selbstsüchtigsten  und  iuteressirtesten 
Völker  des  gegenwärtigen  enropdischen  Staatensystems  im  directen 
Yeifcehre  der  Staaten  unter  einander,  wie  im  Yeikehre  der  gegen* 
seitigen  Untertfaanen  ttberall  das  Recht  als  die  ordentliche  Norm 
anerkennen,  von  der  sie  nui'  in  schweren  CollisionsfäUen  einmal 
abzuweichen  sich  erlauben. 

Dazu  kommt,  dass  die  gesammle  politische  Thätigkeit  aller 
heutigen  Kultorstaaten  durch  Humanität  und  Bildung  überall  ge- 
tragen und  bestimmt  wird ;  und  wenn  schon  desshalb  jede  Re* 
gierung  principieü  mehr  geneigt  sein  muss,  Rtr  ihr  Benehmen 
mindestens  die  SciirHiiken  des  Rechts  innezuliallcn,  da  sie  so  sich 
mehr  und  mehr  gedrungen  luhien  muss,  ausserdem  noch  Huma- 
nität im  internationalen  Verkehre  zu  fkben,  so  bietet  zugleich  die 
vorzüglich  im  19.  Jahrhundert  gewaltig  erstarkte  HerrschafI  der 
Öffentlichen  Meinung,  wdche  durch  die  Oelfentlichkeit  der 
wtefatigisten  politischen  Yeriiandlnngen ,  durch  die  Organe  der 
Wissensch^  und  Tagespresse  einen  sehr  wirksamen  Hebel  ge- 
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Wonnen  hat ,  eine  weitere  und  kräftige  Bürgschaft  dafilr ,  dass 
auch  Regierungen,  welche  an  sich  zu  Rechtsverweigerungen  und 
Rechtsverletzungen  im  einzelnen  Falle  gern  geneigt  sein  möchten, 
zuletzt  doch  zur  Befolgung  des  Rechts  sich  entschliessen.  Die 
^heu  ¥or  der  dffentlicheii  Meinung  und  zwar  nicht  blos  des 
eigenen  Volkes  und  Landes,  die  Kritik  durch  Zeitungen  und 
Wissenschaft,  die  Verurtheilungen  in  den  Kammern  und  Parla- 
menten dürfen  in  der  That  als  nicht  fferin^e  Mittel  augeschlageu 
werden,  um  eine  Regierung  von  rechtswidrigen  Vorsätzen  abzu- 
bringen und  zur  vollen  Gebuns;  des  Rechts  an  ihre  Gegaer  z« 
IwrtiBiinen. 

Femer,  wenn  auch  bisher  ki  der  Praxis  «fie  internationale 

Gesammtheit  als  solche  nicht  sich  entschlossen  hat,  ihie  Macht 
zum  Rechtsschutz  und  zur  Rechtsverfolgung  der  gekränkten  Partei 
zu  gewähren,  so  hat  es  doch  in  den  letzten  Jahrhunderten  nicht 
an  sog.  Goalitionen,  Allianzen  mehrerer  Mächte  gefehlt  mit 
.  der  ausgesprochenen  Tendenz  in  ihrer  Gesammtheit  durch  ihm 
EinHuss  gewisse  Rechte  zu  vertheidigen  und  gewisse  Prfiten- 
sionen  als  rechtswidrig  zurückzuweisen,  allerdings  bisweilen  nur 
durch  die  nicht  vielverschlaffenden  Mittel  von  Manifesten,  \  er- 
Wendungen,  Protesten,  aber  auch  nicht  selten  durch  Aufwendung 
aller  zu  Gebote  stehenden  Machtmittel,  durdi  voüen  Zwang»  durch 
Krieg*  Wir  erinnern  an  die  Coa]itk»nen  des  vorigen  Jahrhunderts 
gegen  die  Brobemngsgelfiste  Prankreichs  in  Betreff  der  naehbar* 
liehen  Staatsgebiete;  wir  erinnem  an  die  beiden  Coahtionen  der 
sog.  bewaffneten  Neutralität  zum  Schutz  der  Rerhle  der  neutralen 
Flagge  gegenüber  den  maasslosen  Prätensionen  der  kriegführenden 
Uauptseemächte,  besonders  Englands;  wir  erinttem  an  den  sog« 
FOrstenbund  ui|ter  Friedrich  IL  von  Preussen;  wir  erinnern  an 
die  Coalition,  welche  in  den  neunziger  Jahren  sich  erhob,  als 
Frankreich  durch  seine  Revolution irimg  noch  nicht  einmal  vöMcer- 
rechtliche  Verletzunjren  direct  zufügte,  sondern  nur  durch  Krän- 
kung der  bisherigen  eigenen  nionarchischen  Staatsordnung  der 
Existenz  der  monarchischen  Staaten  mit  entfernten  Gefahren 
drohte ;  wir  Innern  endlich  an  die  zahfaretchen  Allianzen,  wdche 
in  diesem  Jahrhundert  gegen  das  rechtswidrig  Benehmen  Frank- 
reichs im  internationaien  Leben  luiter  dem  ersten  Napoleon  und 
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spater,  zur  Wahnine:  des  Völkenrechtsbestandes  auftauchten  und 
welche  namentlich  gegen  die  weit  monarchischen  Tendenzen  des 
Kaisers  Napoleon  L  mit  so  gMiektichem  Brfolge  anflraten. 

Freilioli  ist  sn  bekennen,  dass  sololie  Verbindingen  mehverer 
Staaten  enr  Rechtsveriolgung  zumeist  nur  dann  eintraten,  wenn 
zugleich  das  stärkste  gemeinsame  Interesse  mit  einer  gewissen 
gebieleri.sthen  Nothwendigkeit  sich  geltend  machte  und  die  Noth 
dei  Selbsterhaltung  zur  Gewährung  der  Hülfe  zur  Autrechterhal- 
tnng  der  Rechte  Anderek'  hintrid).  Der  Gedanke,  das  Recht 
Anderer  einsig  weil  es  verletzt  oder  gekriinkt  war  zu  schützen 
und  das  rechtswidrige  Verfahren  eines  Staats,  „  eben  weil  es  ein 
Unrecht,  einen  Rechtsbnich  in  sich  schliesse,  auch  ohne  eigenes 
besonderes  tiitciesse  in  die  gehörigen  Schranken  zurückzuweisen, 
trat  hier  aiiemal  erst  in  zweiter  Linie  aut  und  wurde  mehr  nur 
benutzt,  nm  der  Coaiition  nachtriglicb  einen  recht  stattlichen 
Hintergrund  zu  geben,  nicht  um  sie  zu  scbaftn.  Das  Geschrei 
in  den  GoaUtionsmanifesten  fiber  Recfatsbruch  und  Rechtsveiklim« 
merung  hat  bisher  regulär  nur  einen  ostensibeln  Charakter  gehabt 
Wie  sehr  dies  in  Wahrheit  brgnindet  liegt,  vermag  am  besten 
die  jüngste  Zeitgeschichte  auch  dem  blödesten  Auge  kundzugeben. 
Die  Rechtsbrtiche ,  deren  sich  Sardinien  und  Frankreidi  gegen 
Oesterreich  und  die  itafienisohen  Fürsten  nach  dem  bisherigen 
praktischen  Yölkenrecht  haben  zu  SchuMen  kommen  lassen,  die 
Rechtsverkümmerungen,  welche  der  sog.  ewigen  Neutralität  der 
Schweiz  von  Seiten  derselben  Mächte,  besonders  Frankreichs  zu- 
gefügt worden  sind,  werden  von  keiner  europäischen  KcgieruDg 
in  Abrede  gestellt  werden  können.  Aber  eine  Coaiition  zu 
Gunsten  der  gelffänkten  Rechte,  zur  Zurfickweisung  der  rechts* 
widrigen  Maassnahmen  ist  nicht  zu  Stande  gekommen,  trotz 
österreichischer  Bemühungen.  Es  wirkten  allerdings  dabei,  be- 
sonders in  Betreff  deutscher  Machte,  vor  Allem  Preussens .  mich 
mehr  zufällige  Stimmungen  und  ErhitteruDgen  mit,  aber  wesent- 
lich ist  die  Coaiition  wohl  nur  desswegen  noch  nicht  zu  Stande 
gekonunen,  weä  das  Interesse  der  übrigen  Staaten  durdi  die 
Rechtsscbmiderungen,  webhe  Oesterreiek,  Rallen,  Schweiz  eriitten 
haben,  noch  nicht  bedeutend  genug  berührt  worden  ist,  um  die 
^othweudigkeit  einer  Verbindung  gegen  die  Rechtsverletzer  err 
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kennen  zo  lassen,  doch  kommt  hier  allerdings  noch  besonders 
hinzu,  dass  manche  deutsche  und  europäische  Regierungen,  be- 
sonders die,  welche  den  Ideen  des  LiberaUsmus  auf  ilu'  politisches 
Verhalten  einen  starken  Einfluss  zubiHigen  mögen,  in  den  Ver- 
änderungen des  intOTiationalen  Rechtsbestandes  in  Italien  zwar 
formeBe  Reehtsrerletzungen  anerkennen  mnssten,  aber  geneigt 
waren,  diese  Verletzun^n  nicht  sehr  hodi  anzuschlagen,  weil 
dieselben  angeblich  aul  Giuiid  der  idealen  Postulate  des  Libcra- 
lisnius,  auf  Grund  der  Nationalitätsidee  und  der  damit  verbundenen 
angeblichen  Vemunflnotbwendigkeit  ein  einheitliches  Italien  politisch 
zu  schaffen,  sich  vollzogen  hätten,  also  kenie  eigentlichen 
Verletzungen  des  materiellen  Rechts,  was  man  dann  tiberall  mit 
dem  sog.  vernünftigen  Rechte  identificirte,  in  sich  schlössen.  Mag 
dem  nun  sein  wie  ihm  wolle,  trotz  jener  Rechtsbrüche  ist  bis 
jetzt  noch  keine  CoaUtion  zur  Rechtsverfolgung  in's  Leben  ge- 
treten und  England  thut  sogar  Alles,  um  das  Zustandekommen 
einer  solchen  zu  hintertreiben,  nicht  weil  es  jene  RechtsverietZr 
ungen  nicht  als  sdche  ansehe,  sondern  wefl  die  dadurch  in  Aus- 
sicht gestellten  Teründernngen  seinen  Interessen  im  Mittefaneer 
güijStig  ZU  sein  scheinen.    Doch  genug  hievon. 

Mithin  darf  man  allerdings  so  starke  Uoßnungen  für  den 
völkerrechtlichen  Prozess  und  die  Sicherung  des  Rechts  durch 
denselben  auf  diese  Coalitionen  nicht  haben.  Indessen  Uisst  sich 
doch  nicht  lüugnen ,  dass  sie  oft  genug  dem  gekränkten  Rechte 
Hülfe  brachten,  und  sodann  ist  festzuhalten,  die  Rechtszustände 
dt  I  einzelnen  europäischen  Staaten  sind  denn  doch  so  sehr  mit- 
einander verschlungen,  dass  bei  der  beharrlichen  Verletzung 
des  Rechtsbestandes  des  einen  Staats  zuletzt  auch  das  Interesse 
der  übrigen  oder  doch  mehrerer  andern  stark  erregt  wird  und 
sie  sich  schon  darum  entschliessen  mögen,  für  den  Schatz  des 
gekränkten  Rechtes  einzutreten.  Dies  gibt  denn  doch  den  Coa- 
litionen eine  gewisse  Bedeutung  für  die  Sicherung  der  Rechts- 
verfolgung. 

Endlich  sichern  speziell  in  Folge  ausdrüddicher  Satzungen 
unter  den  Staaten  gewisse  positive  Einrichtungen  die  Herrschaft 
des  Rechts  im  europäischen  Völkerverkehr.  Dahin  gehören  zu- 
nächst Schutz-  und  Garantieverträge,  wie  sie  seit  langen 


.-L,d  by  Google 


TOii  den  iiileinurtloiiahii  Rediliiiatteln. 


98 


Zeiten  üblich  sind;  dahin  gehören  fdnnlicbe  Schutz-end  Trutz* 
bündnisse,  Barriereverträge  und  Aefaniichefl.  Bekanntlich 
and  dann  die  SataungeH  der  Wiener  Vertrage  iron  1815,  welche 
in  den  wesentlichsten  Punkten  den  Grundbestand  der  heutigen 
europäischen  Völkerrechtsverhältnisse  bestimmt  haben ,^  von  acht 
Machten  garantirt  und  diese  würden  auf  Anrufen  der  Bethei- 
hgten  unzweifelhaft  nach  formeUem  Rechte  die  Verpflichtung  iuiben^ 
temrfteehtsfcrilnkohgen  zu  verinndem.  Indessen  in  dieser  Trag- 
kii^'lene  Garantieübemahnie  bisher  keine  praktische  Be* 
deutnng^  erlangt,  die  in  ihrem  Rechte  Gekränkten  haben  desshalb 
hOi^ar  fast  allemal  unterlassen,   die  Gesammtheit  der  Garanten 
der  Wiener  Verträge  um  Schutz  anzurufen.    Hier  ist  auch  die 
Wiihwkeit  der  Pentarchie  hervorzoheben  und  soll  nicht  ge- 
liUgifti»  werden^  dass  dieselbe  in  manchen  Fäflen  ihre  Macht  ein- 
gelegt hat,  um  dem  VerletEten  die  Verfolgung  und  Dnrehftlhrung 
seines  Rechts  zu  sichern.    Aber  einmal  ist  die  Thätigkeit  der 
PeiUiinhie  stets  mehr  eme  politische,  denn  re<  hlliche  gewesen, 
und  demnach  hat  sie  sich  in  den  wichtigsten  Fallen  lieber  ent- 
schlossen, einen  Rechtsbruch  als  eme  pofitische  Ii^othwendi^ett 
«nsnerfcennen  und  nur  daf&r  Sorge  zu  tragen,  dass  dadurch  die 
europaische  Gesammiordnnng  nicht  welter  gestört  werde.  Bei- 
spiele geben  Griechenland,  Belgien,  Holland.    Sodann  ist  die 
Pentarchie  überhaupt  nur  ausnalmisvveise  zur  Beilegung  von  licclils- 
streitigkeiten  und  Sühnung  von  Rechtsverletzungen  aulgetreten 
und  wie  ihre  Existenz  mehr  nur  eine  facUsche,  keine  feste  recht- 
liche war,  so  ist  ihre  ganze  Wirksamkeit  eine  unbestimmte  ge- 
wesen,  faidessöi  ist  doch  nicht  za  verkennen,  dass  schon  die 
lactische  Existenz  der  Pentarchie  namentlich  die  mindermächtigen 
Staaten  von  eklatanten  Rechtsverletzungen  m  neuem  Zeiten  zum 
guten  Theil  mitabgehalten  habe.    In  dem  letzten  Decennium  ist 
jedoch  auch  diese  factische  Existenz  derselben,  besonders  durch 
die  ernstlichen  Zerwürfnisse  unter  den  fünf  Orossmächten  selbst, 
bis  auf  einen  gewissen  Orad  in  Frage  gestellt  und  es  muss  erst 
durch  die  weitere  Entwickeiung  sich  ergebm .  wit^  weit  sie  auch 
in  Zukunft  noch  einen  Stützpunkt  für  eine  gesicherte  Rechtsver- 
folgnng  werde  abgeben  können.       Eine  ähnliche,  doch  noch 
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beschränktere  praktische  Wirksamkeit  hat  die  sogeuaaide  heilige 
Allianz  nach  dieser  Seite  hin  gehabt. 

Schlies^ch  ist  nicht  zu  übersehen,  dnss  durch  die  Schdpfting 
nnd  durch  die  besondere  Organisation  des  dentsehen  Bundes, 

durch  das  absolute  Verbot  der  Kricgiüluuüg  liir  die  Bundesstaaten 
ohne  bundesfreie  Besitzungen,  durch  die  Rechtsstellung  dw 
Bundesversauimiung  gegenüber  den  einzelnen  ^)taaten,  durch  die 
Errichtung  der  BundesaustTfigahnstanz  u.  s.  w.  die  Sicherheü  des 
internationalen  Redits  gegen  Kränkungen  und  Verletzungen  wenig- 
stens för  die  deutschen  Staaten  nicbt  unbedeutend  erhöht  ist 
Aehnhches  gilt  aucli  von  der  S  c  h  w  e  i  z ,  obgleich  das  poHtische 
Band  unter  den  einzelnen  Staaten  dort  zur  Zeit  nur  noch  wenig 
völkmechtlich  sich  charakterisirU  Dass  aber  der  Rechtsschutz 
Belgiens  und  der  Schweiz  durch  die  vdlkeirechtiiche  Gewährung 
einer  sog.  ewigen  Neutr alitat  für  diese  Staaten  erhöht  wor* 
I  den  sei,  scheint  nach  den  jüngsten  Erfahrungen  der  Schweiz, 
trotz  gegentheiliger  Behauptungen  nicht  gesagt  werden  zu  dürfen ; 
wenigstens  hat  jene  Gewährung  nur  eine  sehr  geringe  praktische 
B^eutung  in  dieser  Beziehung. 

Zuletzt  aber  sind,  wenn  die  Ungeiechtigk^l  oder  doch  Un- 
angemessenheit  euies  intemationalett  Rechtsspruches  sich  nach- 
träglich  herausstellen  sollte,  Revisionen  Überall  möglich,  sei 
es  durch  Anwendung  desselben  Ki  i  hlsmiltels,  durch  welches  der 
Spruch  gefunden  worden  ist,  sei  es  duich  Anwendung  neuer, 
namentlich  stärkerer  oder  doch  der  Art  und  Lage  der  Parteien 
und  der  besonderen  Natur  des  Rechtsverhiütnisses  mehr  eut- 
sprechender  RechtsmitteL  Auf  diese  Weise  kommt  denn  auch 
im  Yölkerrechtsprozesse  em»  Art  von  Instanzen  zu  g  zu 
Wege. 

Mag  also  Heffter  (Völkerrecht  §  106)  immerhin  mit 
einem  gewissen  Rechte  erklären :  »VöIkerrechtHche  Ansprüche 
haben  der  Regel  noch  kerne  andere  Garantie  fhr  sich,  als  die 
Hftdit  der  Wahrheit  und  den  thatkrftftigen  Willen  der  BetheiHgten ; 
kehl  andms  Forum,  als  die  eigene  Gewissenhaftigkeit  und  die 
öffentliche  Meinung;  es  gebührt  daher  zunächst  den  Betheiligten 
sich  untereinander  über  die  Entscheidung  zu  verständigen  oder, 
dafem  eine  Verständigung  nicht  zu  bewirken  wäre,  sich  durch 
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eigene  Kraft  in  dem  einseitig  erkannten  Hecht  zu  behaupten  ocier 
dMselbe  zn  erstreben«  —  so  ist  damit  wenigstens  eben  die 
wirkliolie  Gebnng  und  Nehmnng  des  Rechts  im  Völkerrechtspro- 
WBSse  nicbl  ausgeschlossen.   Uebmiiaapl  aber  wird  man  so  iriel 

Zuversicht  zur  gei Stigmen  Herrschaft  des  Rechts  haben, 
dass  man  nicht  daran  verzweifelt,  duss,  wenigstens  irn  Grossen  und 
Ganzen,  trotz  der  allerdings  unvollkommenen  Formen  des  Völker- 
recfatsproBOSses,  das  internationale  Recht  in  der  Praxis  bewahrt 
werde  and  jeder  Staat  m  dem  Rechte  komme  was  ihm  seinem 
W«se»'iiacli  gebohrt.  Die  Geschichte,  das  ist  unsere  Uebensen* 
gung,  bestätigt  diess  vollkommen.  Freilich  wird  diess  nur  der 
zugeben  können,  der  in  ihr  selbst  einen  Prozess  der  Entwüke- 
long  des  gesammten  menschlichen  Lebeos ,  also  auch  des  Rechts- 
leiMs  Kiierkennt  und  einsieht,  dass  jedes  geschichtlich  gewor- 
taie  Rcteht  den  Beruf  habe,  dieser  geschidölichen  Bntwickelung 
infh^'' SU  fallen,  wenn  es  seine  Aufgabe  erfUnt  hat,  wenn  die 
sein  Fundament  bildenden  Lebensverhältnisse  abgestorben  sind 
und  in  Folge  dessen  auch  für  das  Rechtverhaltniss  die  i^tunde 
des  Todes  gekommen  ist. 

Dannt  wiire  ^e  mangelhafte  Seite  des  Ydlkmechtsprosesses 

dargelegt.  Es  wird  angemessen  sein,  dajan  die  Vorzüge  der 
internationalen  Rechlsiiiiltel  für  die  Rechtsfindung  anzuschliessen. 
Sind  die  M&ngel  wesentlich  formeller  jNatur,  so  bestehen  die 
Tagenden  gerade  darin,  dass  das  wahrhaft  concreto,  den  beson* 
deren  Yeilülltnissen  entsprechende  Recht,  also  d^  wahre  In- 
halt des  Rechts  in  jedem  eineefaien  Falle  besser  zu  Tage 
gefördert  wird,  als  das  irgend  im  eigentlichen  Civil-  und  Criminal- 
prozess  möglich  ist.  Im  letzteren  wird  nämlich  wegen  des  allge- 
mein staatiicben  Standpunktes,  welchen  principiell  der  Richter 
als  Staatsorgan  einnimmt,  das  Recht  nicht  sowohl  aus  dem  con- 
cieten  Gesichtspunkte  der  besonderen  Sachlage  fOr  die  beiden 
Parteien,  sondern  nach  seinem  ganz  allgemeinen  Wesen,  abstract 
nach  der  Beziehung  zum  ^^laatsganzen  hin  aufgefasst  und  in  der 
rechtlichen  Entscheidung  ausgesprochen.  Wenigstens  gerathen 
die  Richter  nur  aUi&uleicht  in  diese  Auffassung  und  Behandluiig 
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des  Rechts  hineia  und  werden  daira  noch  gänz  biesonders  dadurch 
gedrilngt,  dass  es  den  Parteien,  vomftmlich  wegen  der  Unsu- 
Ifinglichkeit  der  Mittel  der  Privaten , .  sehr  oft  nicht  möglich  ist, 

den  Beweis  ihrer  Rechtsansprüche,  ihrer  Scliuld  oder  Unschuld 
so  gehörig  zu  erbringen,  damit  der  Richter  ein  sicheres  Funda- 
ment hatte ,  um  aus  der  ganzen  Fülle  der  individuellen  Umstände 
das  für  den  einzelnen  Fall  harmonische  Recht  aufzufinden  und 
auszusprechen.  Nur  »angebraditer  Maassen«  kann  der  Richter 
Ober  die  Individualität  des  Falles  urtheilen ;  es  ist  aüzuofl  wegen 
UnvoUsländigkeit  des  Beweises  nicht  möglich,  absolut  das  con- 
cret  Richtige  festzusetzen.  Und  um  dann  nicht  auf  Grund  des 
mangelhaften  und  unvollständigen  Apparates  der  erwiesenen  Facta 
ehien  rein  formellen  Rechtsspruch  zu  fttllen,  glaubt  der 
Biditer  nur  allzuhaufig,  nach  dem  was  Recht  an  sich,  also  ohne 
Rücksicht  auf  äm  einzebien  concreten  Fall,  aus  dem  Gesichts- 
punkte des  Allgemeinen,  des  Staats  sein  sollte,  die  Entscheidung 
treffen  zu  müssen.  Die  Rechtssprüche  der  Richter  in  diesen  Gebieten 
laufen  also  mehr  oder  weniger  Gefahr,  ein  todtes  formelles 
oder  ein  ebenso  todtes  abstractes  Recht  zur  Welt  zu  bringen  und 
die  Parteien ,  deren  billige  Rechtsansprüche  unberücksichtigt  bleiben, 
müssen  sich  damit  begnügen;  dass  überhaupt  eine  Entscheidung 
getroffen ,  Recht  gesprochen  sei.  Wie  gross  in  dieser  Beziehung 
die  Getaiir  sei ,  das  zeigt  schon  die  überall  als  nothig  befundene 
Mehrheit  der  Instanzen;  aber  auch  diese  hilft  hier  im  Ganzen 
weniger  als  man  glauben  mochte. 

Ganz  anders  ist  dies  im  Ydlkerrechtsprozesse.  Die  Par- 
teien sind  hier  zugleich  die  Richter;  von  einer  nach 
dieser  Richtung  entgegengesetzten  Auffassung  in  der  Rechtsbe- 
handlung kann  darum  überhaupt  vom  Anfang  an  nicht  die  Rede 
sein.  Dabei  ist  jede  Partei,  weil  sie  ja  mit  der  grossartigen 
Machtfülle  eines  Staatswesens  ausgerüstet  ist,  in  der  Regel  im 
Stande,  alle  zur  Rechtsfindung  nöthigen  Facta  darzulegen  und 
gehörig  zu  erweisen,  so  dass  eine  Entscheidung  rein  formeller 
Art  nach  Maassgabe  des  unvollkuinnien  erbrachten  Beweises  hier 
zu  den  Seltenheiten  gehören  wird.  Sodann  wird  eine  abstracte 
Aulfassung  und  Behandlung  des  Rechts  hier  kaum  sich  geltend 
machen  können.  Jede  Partei  wird  vielmehr,  wie  sie  ja  direct 
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den  Rechtsspruch  selbst  mUfallt,  dahin  wirken,  dass  das  von 
ihrem  mdividueiieii  Gesichtspunkte  coucrete  Hcelil,  dd^  au^  der 
FilUe  der  besondern  Uinslunde  sicli  ergebende,  also  das  bilHge 
ReqhV  durcli  das  RechlsmiUel  zur  Existenz  gelange ;  und  da  beide 
Puteiea  m  diesem  Bestreben  sich  begegnen,  so  hat  zwar  bei 
der  Verschiedenheit  der  Parteien  in  der  individuellen  Auffassung 
zunächst  die  Ausorleichunöf  unverkcniil» n  o  Srhw  [(»ricj-keiten .  ;i[)er 
wenn  sie  dann  endlich  eirnnal  zum  Vorsciiein  gekuintnt-n  ist,  so 
wü^,^die  Bürgschaft  vorhanden  sein,  dass  ein  den  Umständen 
eplqurec^iijjes  Recht,  nicht  bloss  ein  sogen,  abstractes  Recht 
gejboren  worden  ist. 

Daseist  denn  unläugbar  ein  grosser  Vorzug.  Die  interna- 
lionalen  Parteien  sind  aber  nicht  bh)ss  liichler,  sie  sind  zu- 
gleich die  internalionalen  Gi"S  einige  her  und  können  bei  der 
Rechtsprechung  auch  ihre  gesetzgeberische  Maclit  und  Thätig- 
keiti  init  zur  Geltung  bringen.  Der  Richter  des  Privat-  und 
StaaCflrechts  ist  bei  seiner  Rechtsprechung  an  die  strenge  Berück- 
siditigung  der  bisher  existent  gewordenen  und  erwiesenen  Facta 
gebunden  und  liul  cniLig  mu\  iillnu  aiil  finnid  derer  das  geltende, 
poi»Uive  1\(  ( Iii  zur  Anwendung  zu  biingeii,  wenn  er  auch  das 
d^urch  zur  Krsclteinung  geiioinmene  Recht  nicht  für  gut  halten 
mA.  dturam  wünschen  möchte ,  dass  es  durch  ein  reales  Recht 
m^tflst,  also  das  bisherige  Recht  weiter  entwickelt,  resp.  völlig 
umgestaltet  werde.  Für  ihn  handelt  es  sich  nie  de  lege  ferenda 
sonÜL-ni  feltts  Ulli  de  lege  lata  und  letztere  ist  dov  unabweisbare 
Grenzpfahl  lui  seine  Thatiuktjd ,  i>c[bA  wenn  er  der  leslen  l.eber- 
zeugung^Lst,  dass  hier  suinnuini  jus  sunnnam  injuriain  in  sich 
scilliesse».  Die  Reform  des  Rechts  ist  hier  nicht  Sache  des  Richters, 
Si^^eni  des  von  ihm  unterschiedenen  Gesetzgebers.  Ganz  anders 
Ulf.  internationalem  Gebiete  nach  der  Theorie  wie  nach  der  Praxis. 
Jede  Partei,  weil  sie  nicht  bloss  Richter,  sondern  aih  Ii  (ieselz- 
gtjlier  ist,  darf  hier  auch  über  die  Grenze  des  beslehenden 
Ri£ichts  bei  der  Entscheidung  des  einzelnen  Falles  hinausgehen; 
irie  ist  weder  absolut  gebunden  durch  die  gegebenen  und  erwie- 
senen Facta,  noch  durch  die  Satzungen  des  bisherigen  positiven 
Rechts,  sondern  sie  darf  zugleich  die  etwa  neu  sich  bildenden 
oder  bereits  gebildet  habenden  Lebensverhältnisse,   welche  die 
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wahre  Unteriage  des  besondern  Rechts  bilden,  die  treibenden,  sitt- 
lichen und  socialen  Ideen  des  Rechts,  den  ganzen  Fluss  der 

geistigen  Entwickelunsr  des  Menschenlebens  in  der  bestiiiiiiiten 
Zeitepoche  in  Rucksicht  nehmen ,  um  darnach  einen  Rechtsspruch 
SU  finden,  der  nicht  bloss  der  bi^^rigen  Lebens-  und  Rechts- 
entfaltung  genQgt,  sondern  der  zugleich  die  Bdrgsciiaft  gewährt, 
auch  für  dte  Zukunft  und  deren  neue  £ntwicklungsphasen  noch 
das  Richtige,  das  Billige  zu  sein.  Da  aber  beide  Parteien  diese 
Macht  und  zugleich  das  volle  Interesse  daran  huhm  werden, 
dass  der  Rechtsspruch  solche  Gewähr  der  Verwirkhchung  und 
dauernden  Geltung  auch  für  die  Zukunft  habe ,  so  wird  man  dar- 
,  auf  rechnen  können,  dass  sie  bei  jeder  einz^nen  Recbisentschei- 
duBg  auf  einen  solchen  Austrag,  auf  Hebung  eines  so  vollendeten 
Rechts  Bedacht  nehmen  werden.  Demnach  dienen  die  völker- 
rechtlichen Rechtsmittel  dazu,  das  Recht  durch  die 
Entscheidungen  in  jedem  einzelnen  Falle  direct  weiter 
zu  bilden,  sie  sind  zugleich  die  organischen  Institute  zur  aU- 
mähligen  Reform  des  gesammten  internationalen  Rechts- 
znstandes. Eine  Analogie  in  der  Sphäre  des  Privatrechts  findet 
sich  kaum ,  denn  die  Weiterbildung  des  Rechts  durch  den  sogen« 
Gerichtsgebrauch  ist  eine  allzu  bescliiarilvto. 

Die  internationale  Praxis  hat  diese  rechterzeugende  Bedeu- 
tung der  einzelnen  internationalen  Rechtsmittel  nie  verkannt  und 
bei  dieser  Auffassung  wurd  man  in  der  Lage  sdvi,  selbst  die 
Rech  tsver  Änderungen,  welche  namentlicii  das  Rechtsmittel 
des  Krieges  nicht  selten  zu  Wege  gebracht  hat,  als  wirkliche 
Rechtseiitscheidung,  nämlich  als  die  Weiterbildung  des  Rechts- 
verhältnisses unter  den  Parteien,  sowie  des  internationalen  Rechts- 
zustandes überhaupt  in  der  angedeuteten  Weise  zu  betrachten. 
Freilich  ist  nicht  jede  durch  den  Krieg  und  die  in  seinem  Ge- 
folge stehende  physische  Gewalt  hervorgebrachte  Rechtsv^ftnde- 
rung  eine  solche  angemessene  Rechtsentscheidung,  und  wenn 
dieselbe  wirklich  nicht  oder  doch  noch  nicht  den  neuen  Lebens- 
verhältnissen entspricht,  nun  so  hat  es  sich  oft  gezeigt,  dass 
durch  einen  neuen  und  weiteren  Krieg  die  Rechtsverändening 
wieder  beseitigt  oder  doch  auf  ein  geringeres  Maass  zurilckgeführt 
wurde.  Aber  häufig  hat  es  durch  die  constanten  Erfolge  meh- 
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rerer  desshalb  geiiihrlen  kriege  zuletzt  auch  dem  stnrksten  Zweifler 
an  der  EUcbUgkeit  des  erfolgten  Kriegsrechtsspniches  klar  werdea 
nttssen,  dgS8  der  Sprach  vom  Anfiuig  an  doch  ein  gerechter  gewesen 
liei  und  dass  er  wirfcfich  das  Recht  festgesetzt  habe,  was  in  der 
neuen  Bntwiduhmg  des  internationalen  Lebens  das  Richtige  und 
iSuÜiwendige  war,  weil  es  den  neugewordenen  Zuständen  und  An- 
schauung-en  davon  wahrhaft  entspricht.    Wir  erinnern  an  das 
Recht  Preussens,  wie  es  durch  den  ^sten  schlesischen  Krieg 
festgesetzt  wird.   Wie  viele  Zweifler  gab  es  da  nicht  an  der 
Richtigkeit  dieses  Spruches?  Als  aber  der  zv^te  und  der  dritte 
schlesisdie  Krieg  dies  Recht  besiegelt  hatten ,  wer  durfte  da  noch 
<hiraii  zweifeln,  dass  hier  das  Recht,  was  die  geschichtliche  Ent- 
\Mikelung  selbst  wolle,   zum  Austrag  gekommen    sei?  Selbst 
Oesterreich  ergab  sich  dann  der  gcscliichtlichen  Fügung  dieser 
letzten 'kriegerischen  Rechtsprechung. 

< 

VL 

Nach  diesen  aUgenieinen  Eriirterungen  gehen  wir  zur  Cha- 
rakteristik der  einzelnen  internationalen  Rechtsmittel  über.  Doch 
wollen  wir  uns  kurz  fassen  und  mehr  nur  eine  Uebersicht  geben^ 
um  die  Grenzen  dieses  Aufsatzes  nicht  allzusehr  auszudehnen. 

L.  Friedliche  Rechtsmittel  Einer  Definition  wird 
es  nach  dem  bisher  Gesagten  nicht  weiter  bedttrfen.  Wir  be- 
ginnen  sogleich  mit  Aufzahlung  der  einzelnen  hieher  gehörenden 
prozessualisi  lien  Institute  des  Völkerrechts. 

1)  Attstrag  des  Rechtsstreites  oder  Sicherung  der  Rechts- 
verietzuttg  durch  directe  gegenseitige  Yerstflndtgung, 
ohne  dass  wie  bei  euiem  Vergleiche  die  eine  und  die  andere  Partei 
gegenseitig  etwas  voi|  ihrem  angeblichen  Rechte  aufgflbe.  Man 
zieht  hier  regulär  einen  Schleier  über  das  Geschehene,  vereinigt 
sich  über  die  richtige  AuOassuiig  des  Streitfalles ,  resp.  über  die 
ri(htige  kterpretation  der  betreifenden  Satzungen,  gewährt  allen- 
falls  eine  Entsehttdigung  wegen  der  Verletzung,  welche  gegen 
den  Sinn  dieser  nun  festgestellten  richtigen  Eridürung  erfolgt  war. 

2)  Directer  Vergleich  unter  den  Parteien.  Die  Analogie 
des  privatrechtUchen  Vergleiches  tritt  hier  vollständig  ein. 

3)  Appellation  an  die  Meinungsäusserungen  unbefangener 
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Dritter,  an  die  öffentiiche  Meinung  der.  gebildeten  Weit 
darcb  die  Organe  der  Tagespresse  und  der  Wissenschaft  Bs 
geschieht  diess  hauptsachlich,  wenn  beide  Parteien  sich  zwar  di* 

rect  ijütlich  austragen  wollen ,  aber  es  ihnen  dazu  nodi  üii  der 
nöthigen  Unbefangenheit  fehlt  und  die  abweichenden ,  unklaren 
Punkte  in  den  beiderseitigen  Rechtsauffassungen  noch  allzu  unver- 
mittelt dastehen«  Jede  Partei  erwartet  dann,  dass  die  dffenthchen 
Debatten  den  Streitpunkt  melir  aufklaren  und  sich  ein  festes 
Urtheil  über  die  Sache  ergebe.  Jede  Partd  wird  zunächst  hdlbn, 
dass  diess  ihrer  eigenen  Aunassung  gunstig  sein  werde.  Aber 
sie  wird  sich ,  falls  eine  gütliclie  Ausgleichung  ihr  noch  Ernst 
bleibt,  auch  fügen,  wenn  das  Gegentheil  sich  herausstellen 
sollte.  Denn  es  gehM  Uebermuth  und  Frechheit  dazu,  den 
Streit  trotz  der  Vemrtheihing  unseres  Anspruches  durch  die  Stimme 
der  gebildeten  Völker  fortsetzen  und'  etwa  bis  zur  gewaHsamen 
Verfolgung  unserer  Prätensionen  weiter  führen  zu  wollen.  Und 
diess  ist  wenigstens  nicht  vorauszusetzen,  dass  ein  Staat  sich 
so  überheben  werde. 

4)  Entschluss  der  Parteien,  ihre  Sache  einer  schieds- 
richterlichen Entscheidung  zu  unterwerfen.  Das  Schiedge- 
richt kann  entweder  ein  ordentliches  Gericht  eines  Landes  sehi, 
oder  es  kann  besonders  zu  dem  Behufe  aus  Privaten  zusammen- 
gesetzt werden,  oder  endlich  es  wird  ein  dritter  Staat  als  Schieds- 
richter angerufen,  in  welcliem  letzteren  Fall  der  Souverän  dieses 
Staats  regulär  erst  durch  Sachverstandige  (Richter  oder  andere 
Personen)  sich  em  Gutachten  zum  Fundamente  für  seinen  schieds- 
richterlichen Spruch  abgeben  Iftsst.  Unter  verwandten  Souveränen 
bestehen  auch  wohl  schon  im  Voraus  Bestimmungen  über  die 
schiedsrichterliche  Austragung  ihrer  Streitigkeiten  durch  sogen. 
Austragalgerichte.  Von  den  besonderen  dessfalsigen  Verhaltnissen 
unter  den  deutschen  Staaten  ist  schon  oben  gesprochen. 

5)  Freiwillige  Zuziehung  dritter  Machte  von 
Seiten  der  Parteien,  damit  durch  deren  Mitthätigkeit  die  Aus- 
gleichung der  Prozesssache  zu  Stande  komme,  sei  es  in  Form 
jener  Verständigung  (sub  1)  oder  des  Vergleichs  (sub  2)  oder 
des  Kompromisses  (sub  3).  Die  Form  dieser  Mitthätigkeit  der 
dritten  Macht  erfolgt  hier  entweder  bloss'  durch  sogen,  gute 
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Dienste  oder  durch  eigentliche  Vermittelung ,  so  dass  hn  letztem 
Falle  die  jranze  prozessualische  Verhandlung  unter  den  Parteien 
von  der  dritten  Macht  geführt  wird.  Möglicher  Weise  kann  diese 
dritte  Macht  zuletst  auch  ein  Schiedrichteramt  überwiesen  erhalten; 
doch  ist  diess  selten  der  Fall;  man  wihlt.  dazu  meist  wiederum 
einen  anderen  Staat,  falte  mm  nicht  ehie  andere  Form  der 
schiedsrichterlichen  Entscheidung  vorzieht. 

(O  A uffo I  <1  erung  der  einen  oder  im  geeigneten  Falle 
auch  beider  Parteien  zum  Hechtsschutze  an  die  Garanten, 
Schatzmächte,  Verbündeten.  Es  tritt  dann  regulär  das- 
selbe besondere  Verfahren  ein,  was  unter  Nr.  5  bezeichnet  irarde. 

7)  Einseitige  Einmischung  dritter  Mächte,  um 
den  Streit  der  Parteien  zur  Ausgleichung  zu  bringen.  Dazu  ist 
jeder  Staat  befugt,  so  weit  er  dabei  nur  seine  guten  Dienste, 
seine  Vermittelung  oder  seine  schiedsrichterliche  Entscheidung 
anbietet,  obgleich  schon  letzteres  ziemlich  unerhört  ist  nach  der 
bisherigen  Praxis,  indem  das  Schiedsrichteramt  regulär  von  den 
Parteien  angeboten  werden  mnss.  Zu  einem  stäjrfceren  Grade 
der  Einmischung  sind  dritte  Staaten  an  sich  nur  befugt,  wenn 
die  Streitsache  zugleich  ihre  eigenen  Rechte  oder  Interessen  be- 
rührt, oder  diess  wenigstens  durch  die  Art  und  Weise,  wie  die 
Parteien  die  Prozesssache  auszumachen  sich  anschicken ,  der  Fall 
ist  Gmnten  smd  emsdtig ,  ohne  Anrufen  der  betheiligten  Partei 
zur  weiteren  Einmischung  nicht  befugt.  Dagegen  werden  Schutz- 
mächte als  hiezu  berechtigt  angesehen.  Ebenso  hat  nach  dem 
Aachener  Protokoll  der  5  Grossiiiächte  die  Pentarchie  sich  heraus- 
genommen, sich  dieses  Recht  zuzuschreiben.  Um  den  allge- 
meinen Frieden  zu  erhalten,  wird  in  Art.  4  des  Aachener  Pro- 
toiwns  vom  15.  Nov.  1818  festgesetzt,  dass  die  Grossmftchte 
besondere  Zusammenkünfte  veranstalten,  zu  welchen,  wenn  die  zu 
berathenden  Gegenstände  die  Interessen  anderer  Staaten  Europa's 
berühren .  diese  eingeladen  werden  sollen ,  direct  an  denselben 
Theil  zu  nehmen.  In  allen  diesen  letzteren  Fallen  suchen  die 
dritten  Staaten  zunächst  unter  den  Parteien  entweder  eine  Ver- 
ständigung oder  einen  Vergleich  herbeizuführen,  aber  dringen 
ihnen  ndthigenfalls  eine  (schiedsrichteriiche)  Entscheidung  auf. 
Es  treten  debsiiaiii  gewöhnlich  an  einem  bestimmten  Orte,  über 
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den  sich  die  dritten  Mächte  oder  die  Parteien  vereinigen,  Ge- 
sandtencongresse,  die  nicht  selten  durch  die  Minister  der 
aaswUrtigea  Angelegenhelten  mitbeschickt  werden ,  m  ßerathnng 
wid  Besehhissnahme  zusammen.   Solche  Congresse  sind  aber 

ziemlich  neuern  Datums.  Äile  Congresse .  die  bis  zur  Beendigung 
der  Kriege  gegen  Napoleon  1.  oder  mit  ;md<M*n  Worten  bis  zur 
Stiftung  der  heiligen  Allianz  stattfanden,  waren  nur  Friedens- 
dongresse, traten  also  erst  nachdem  das  Rechtsmittel  des  Kriegs 
bereits  ehie  Rolle  gespielt  hatte,  zusammen  und  wurden  dann 
regulärer  Weise  nur  von  den  bisherigen  Kriegsmächten  und  deren 
Verbündet»  !!  beschickt.  Anders  die  Congresse  nach  dem  Jahre 
1815,  wenigstens  der  grösste  Theil  derselben.  Diese  haben 
wesentlich  einen  prophylaktischen  Charakter  d.  h.  während  die 
ilteren  Congresse  nur  einen  bereits  ausgebrochenen  Krieg  been- 
digen wollten,  liegt  der  Mehrzahl  der  späteren  Congresse  viel- 
mehr der  Gedanke  zum  Grunde,  den  Ausbruch  eines  Krieges  zu 
verhindern  und  die  vorliegenden  Störungen  und  Misshelh'gkeiten 
des  politischen  Lebens  auf  dem  Wege  der  friedlichen  Yerstaudi- 
gung  zu  beseitigen 

Dass  durch  einen  völlig  einseitigen  Machtspruch  der  3  nor« 
dischen  Grossmftchte  als  Schutzraächte Krakau,  ohne  selbst  gefragt 
zu  werden,  aus  der  Reihe  der  souveränen  Staaten  gestrichen  und 
zu  Oesterreich  geschlagen  wurde,  ist  ein  vereinzeltes  durch  die 
Umstände  entschuldigtes  Factum ,  begründet  keine  rechilielie  Con- 
sequenz,  um  so  weniger,  da  es  von  Protesten  der  übrigen  Gross- 
staaten begleitet  war. 

8)  Eintreten  dritter  Mächte  auf  Seite  der  einen 
Partei,  um  deren  Sache  zur  eigenen  zu  machen,  durch  Co* 
Operation.  Es  ist  das  der  oben  schon  genannte  Fall  der 
Coalitionen,  die  allerdings  zumeist  eine  kriesreris(  he  Rechts- 
verlolgung  eventuell  wenigstens  ankündigen ,  doch  t ür  s  Erste  auch 
noch  auf  der  Linie  der  friedlichen  Rechtsmittel  stehen  bleiben 
kdnnen  und  nach  der  Praxis  stehen  geblieben  sind.  Die  Partei 
hat  natarlich  in  dieses  Eintreten  dritter  Mächte  einzuwilligen, 


1}  Bern  er  ].  c.  Artikel  Kungress  hat  diesen  wichtigen  Untersciiied 
überiehen.   Vgl.  dagegen  Prnts,  Miueurn  18&9.  H.  16. 
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obgleich  nicht  zu  befürchten  ist,  dass  sie  ein  solches  Anerbieten 
leicht  zurückweisen  möohte,  da  es  völlig  in  ihrem  Interesse  liegt^ 
inl  üveii  Ansprachen  ganz  oder  auch  nur  thellweise  durch  du 
Urtheil,  die  Autarität  und  die  Macht  eines  anderen  oder  auch 
mehrerer  anderen  Staaten  unterstützt  zu  werden.  Das  deutsche 
Bundesrecht  n(>th!<rt  in  vielen  i  allLu  den  Bund ,  resp.  die  einzelnen 
souveränen  bundesgUeder  zur  Cooperation  im  obigen  Sinne  zur 
Austragung  von  Streitigkeiten  der  fiundesglieder.  Das  Völker* 
ncht  kennt  y  abgesehen  von  etwaigen  besonderen  Vertragsver- 
pffichtungen,  eine  solche  rechtliche  Verbindlichkeit  asur  Coopera* 
tion  nicht. 

9)  In  früheren  Zeiten  bedienten  sich  die  Staaten  auch  des 
Looses  und  selbst  des  Zweikampfes  als  Mittels  zur  Austra- 
gung von  Rechtsstreitigkeiten.  Sicherlich  mnss  man  diese  Apel- 
hüon  an  den  Zufall  und  dessen  Rechtsentscheidung  ohne  alle 
BiRwirkung  von  Verminftgründen  im  Princip  missbilligan.  Auch 
sind  diese  Ausgleichungsmittel  bereits  seil  jener  Zeit  ausser 
L'ebung  gekommen  als  sich  in  den  civilis irteii  Stuntpn  stehende 
Heere  bildeten  und'  als  die  Kunst  der  diplomatischen  Verhand- 
hngenfür  die  Regulirung  streitiger  Rechtsverh^tnisse  weit  susherere 
Resultate  lieferte,  denn  das  xnfiEdlige  Loos  und  der  ungewisse 
persönliche  Kampf  der  Souveräne  oder  anderer  zum  Kampfe  be- 
stimmter Personen,  namentlich  seit  dem  Ausgange  des  15.  Jahr- 
hunderts. Docfi  wenilc!  inan  aus  Gründen  der  Nützlichkeit  oder 
Bequemlichkeit  in  Streitigkeiten  über  unbedeutendere,  ja  mehr 
gllekhgtlltige  Dinge,  auch  in  der  Neuzeit  wenigstens  noch  das 
Loos  an,  z.  B.  bei  Rangslreitigkeiten  0* 

In  dieser  Anfzfihlung  ist  unverkennbar  eine  Stufenfolge  von 
den  milderen  zu  den  stärkeren  Rechtsmitteln  zu  bemerken.  In- 
dessen kein  v^taat  isl  an  diese  Stufenfolge  an  sich  gebunden, 
sondern  er  darf  hier  ailemal  nach  Gutbefinden,  nach  Maassgabe 
SMoes  Urtheils  über  die  Zweckmässigkeit  des  Rechtsmittels  in 
semer  Anwendung  auf  die  UmstAnde  des  besonderen  Falles  frei 
wiUen,  respective  sich  auf  dem  Fundamente  seiner  eigenen 


1)  \erg\.  S  c  h  in  p  1 7.  i  n  Enropfiisches  Völkerrecht  i^Hudolstadt 
181&~20)  3d.  lU.  S.  lOe. 
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Adbtfimg  mil  der  Gegenpartei,  eventuell  mit  den  dritten  lüch- 
ten,  die  dabei  thäüg  sein  können,  yerslfindigeiu   Dasselbe  ^ 

im  Allfireineinen  auch  von  der  Ordnung  der  einzelnen  sogen. 
transit(tns(iien  Rechtsmittel  und  des  Kriegs ;  der  Staat  hat  auch 
in  Bezug  auf  sie  im  Princip  die  WaM,  ob  er  zuerst  die  gelin- 
deren anwenden  oder  sogleich  zu  den  stärkeren  schreiten  woHe; 
doeh  werden  wir  naeliher  Modificalieoen  im  Einielnen  kervorsn- 
beben  baben.  Für  einen  Vorzog  des  VölkerreehtsproBesses  kann 
diese  grosse  Wahlfreiheit  der  Parteien  nicht  gehalten  werden.. 
Alle  diese  zalih  eichen  friedlichen  Rechtsmittel  wdllen  nun  zur 
Zeit  nicht  recht  verschlagen,  um  die  zahlreichen  Difierenzeii 
nnd  die  numdierlei  Rechtsverletzungen,  welche  aof  mtematao- 
nalem  Gebiete  jetst.meiir  als  je  anfgetreten  sind,  zor  rechtfichen 
Entschekhmg  so  bringen.  Wie  viele  intemationaie  Pronesse 
schweben  jetzt  ohne  zum  Austrag  kommen  zu  können?  Es  darf 
diess  nicht  etwa  für  eine  Abgenutztheit  der  genann(en  Rechts- 
mittel gelten.  Die  Gründe  scheinen  nicht  bloss  formeller  Art  zu 
sein,  sondern  tiefer  zu  liegen.  Das  Bewusstsein  der  Staaten 
vnd  Völker  tätet  das  was  Recht  sei,  scheint  Oberhanpt  aof  dem 
Gebiete  des  gesammten  öfoiyicheB  Rechts  tief  erschtttterL  Die 
Idee  von  der  Yolkssouverfinetät ,  welche  durch  die  jüngste  fran- 
zösische Revolution  Verwirklichung  gefunden  hat  und  durch  die 
Künste  der  Napuiconisclien  l^uUtik  aul  eine  weitere  Herrschaft 
bingeleitet  wird ,  stellt  selbst  die  nach  den  vollkommensten  Satzon* 
gen  des  positi¥en  Rechts  bisher  zo  Recht  bestandenen  Dynastien 
ond  Staaten  in  Auge.  Femer  der  mehr  nnd  mehr  in  den  Vor- 
dergrund tretende  Gedanke  von  der  praktischen  Nothwendigkeit 
des  Zusnimiienfallens  des  Volks-  uiui  des  Staatsbegriifes ,  also 
die  sogen.  Aationalitätsidee  ist  im  Princip  gegen  den  rechtlichen 
Grundbestand  der  meisten  enropiischen  Staaten  goichtet.  Und 
doch  finden  sich  bereits  nnter-den  Mitgfiedeni  des  eoroptischen 
Slaatensystems  mAchtige  Vertreter  dieser  Ideen,  wie  Fkwdrach 
nnd  Sardifden,  oder  suchen  sich  doch  andere  bestens  zor  Er- 
weiteruug  ihrer  bisherigen  positiven  Rechte  dieser  Ideea,  olme 
sie  selbst  innerhalb  des  eigenen  Bereiches  zu  billigen  und  zu 
verwirklichen ,  zu  bedienen ,  wie  England ,  Nordamerika  und  andere. 
Eine  tiefe  Kloft  scheidet  die  streitenden  Gegner.  Die  directestea 
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Gegensätze  in  der  rechtlichen  Auffasfiiing  und  Behandlung  treten 
bervcfr.  Was  die  £inen  Recht  nennen  und  was  Insher  nach  deih 
tübereinstimniettden  Urthefl  AUer  ab  das  heste  Recht  galt,  wffd 
plötxfich  von  Andern  als  rechtswidrig  angefochten.  Der  bisherigen 
Rechtsordnung  auf  internationalen i  Gebiet  droht  damit  eine  gross- 
artige Umbildung  und  Neugestaltung,  die  die  Einen  wollen,  die 
Andern  nicht«  So  starke  principielle  Gegensätze  und  Wider- 
sprüche lassen  äch  kamn  noch  friedlich  auseinanderiegen.  Es 
handelt  sich  ja  vielfach  hier  um  die  Aufrechterhaltung  der  recht* 
fichen  ExistMU  und  integritst,  mitiiin  um  ehien  Streit  um  Sein 
oder  Nichtsein.  Dergleichen  Zwiste  werden  folglich  nur  durch 
einen  Kampf  auf  Tod  und  Leben  zur  Ausgleichung  gebracht 
werden  können.  Aber  weil  dabei  die  Gefahr  für  Alle  ^oss  und 
der  Ausgang  für  Alle  zweifelhaft  ist,  scheuen  sich  die  Staaten 
der  Gegenwart  alle  mehr  oder  weniger,  al^ald  die  mehr  drasti* 
sehen  IGttel  des  Völkerrechts  anzuwenden,  nm  den  Streit  zu 
Ende  zu  führen.  Indessen  der  heulige  Gährungszustand  ist  ein 
so  unnaturlicher,  dass  er  aut  die  Dauer  den  Staaten  unerträglich 
sein  wird,  schon  wegen  der  ungeheuren  Kosten,  welche  die 
heieils  für  ndthig  erachteten  gewaltigen  Kriegsrüstungen  erfor- 
dern. Die  Staaten  werden  durch  die  Gewalt  der  Veihaltnisae 
gezwungen  werden,  einen  Austrag  der  schwebenden  Prozesse 
zu  suchen  und  werden  zuletzt  selbst  die  äussersten  Mittel  nicht 
scheuen. 

II.  Transitorische  Rechtsmittel,  welche  sich  zwar 
sftmmtlich  bereits  als  Selbsthülfe  kennzeichnen ,  aber  die 
letztere  doch  m  sehr  verschiedenen  Graden  zur  Anwendung 
bringen  und  namentKch  der  Anwendung  der  physischen  Gewalt, 

wie  sie  erst  vollständisr  bei  der  kriegerischen  Selbstlmlfe  eintritt, 
nur  einen  relativen  t5pielrauin  gewähren ,  indem  erstlich  nicht 
alle  in  Anwendung  von  physischer  Gewalt  ihren  Ausgangspunkt 
nehmen  und  zweitens  überhaupt  nur  vereinzelte  Gewaltmaass- 
regeln seihst  bei  der  strengsten  Art  dieser  Rechtsmitlei  der  Selbst- 
hilfe hl  Ausübung  gebracht  werden.  Demnach  ist  gewiss  die 
Behauptung  richtig,  dass  sich  diese  Rechtsmittel  im  Wesentlichen 
als  Uebergange  von  der  friedlichen  zu  der  kriegerischen  Aus- 
gleichung völkerrechtlicher  Streitigkeiten  charakterisiren.  Sie 
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werden  zur  Anwendung  gebracht,  weil  man  mit  den  friedlichen 
liittein  trotz  ihrer  Anwendung  nicht  ausgereicht  hat  oder  vom 
Anfong  an  nicht  auskommen  zu  können  glauht  mid  doch  sich 
scheut ,  den  Krieg  als  das  ttusserste  Mittel  herauf  m  beschwören. 

Sie  s(  ]iliessen.  (»hirleich  die  einzelnen  mehr  oder  weniger,  sämmt- 
lich  eine  directe  Andeutung  des  Kriegsmitlels  bereits  in  sich, 
doch  ist  die  directe  Absicht  des  Krieges  fürs  erste  noch  durch 
sie  ausgeschlossen  und  fuhren  sie  kehieswegs  notfawendig  zum 
&iege,  sind  desshalb  nicht  bereits  als  dessen  Anflbige  anzu- 
sehen. Auch  haben  dieselben  erfahrungsmilssig  vielfech  die  ent- 
schiedene Wirkung  gehabt,  dass  durch  sie  die  Streitsache  zur 
Ausprleichung  gebracht  ward,  ohne  dass  es  der  Anwendung  des 
Kriegs  bedurft  hätte.  Wir  wollen  bei  der  Aufzählung  mit 
den  gelindesten  Hittefai  der  Art  beginnen  und  zu  den  stärkeren 
emporsteigen. 

1>  Retorsion.  Sie  erfolgt  als  Antwort  auf  Unbilligfceiten, 

harte  Behandlung,  die  aber  noch  keine  eigentlichen  Ri>chtsver- 
letzungen  in  sich  schliessen.  Die  Absicht  ist  Wiederherstellung 
des  gestörten  oder  getrübten  Verhältnisses.  Die  Form  der  Maass- 
regel ist  nicht  sehr  bestimmt  ^  nur  soll  sie  selbst  keine  Rechts- 
veriefezung  sondern  glek^hfalls  nur  eine  UnbiHigkeit,  eine  harte  Be- 
handlung In  sk>h  schliessen.  Auch  braucht  der  Gegenstand  der 
Retorsion  als  ein  Act  der  Wiedervergeltung  von  den  jrenannten 
Unzukömmlichkeiten  nicht  direct  oder  sachHch  mit  den  vom  Geg- 
ner beliebten  ersten  Störungen  zusammenzuhängen.  Eüie  eigent- 
Kche  Gewaltthätigkeit  durch  Anwendung  des  directen  physischen 
Zwanges  kommt  dabei  noch  nicht  zum  Vorschdn.  Das  Mittel 
hat  sich  in  der  Praxis,  trotz  sehies  zweifelhaften  speculatiyen 
Werths,  vielfach  erprobt.  Beispiele  von  Retorsionen  sind:  Härte 
in  der  Behandlung  der  Auswärtigen  durch  Pass-  nnd  ähnliche 
Beschränkungen;  Erschwerung  des  Handelsverkehres  tür  fremde 
Reisediener,  Schiffe  aus  dem  gegnerischen  Lande^  Auflegung  von 
hohen  Differentiabeöllen  auf  die  Waaren  des  Gegners.  Einseitige 
Aufhebung  von  vertragsmassigen  Begünstigungen  und  anderweiti- 
gen Festsetzungen  geht  schon  über  die  Retorsionsmaassregel 
hinaus,  ist  ein  Gewaltact,  der  schon  zu  den  Repressalien  zählt. 
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2)  Abbruch  des  Verkehres     mit  dem  gegnerischen 

Staate,  sei  es  dass  zunächst  und  allein  nur  der  diplomatische  Ver- 
kehr durch  Abberufung'  der  Gesandten  u.  s.  w.  unterbrochen 
wird,  sei  es  dass  man  den  Verkehr  auch  der  gegenseitigen  Unter- 
ttanen  ganz  öder  theilweis  beschrünkt  oder  gar  aufbebt  Dies 
war  ehemals  ein  so  drastisches  Mittel,  dass  es  regulär  nur  ange- 
wandt ward,  wenn  man  selbst  die  sehr  mögliche  Antwort  des* 
Gegners  durch  Kriegseröffnung  nicht  scheute.  In  den  letzten 
Decennien  hat  sich  aber  die  Bedeutung  dieses  Mittels  sehr  abge- 
schwächt, wie  die  Zeitgeschichte  lehrt.  Auch  begnügt  man  sich 
meist  mit  blossem  Abbruch  der  diplomatischen  Verbindung  und 
dies  hat  bei  der  in  neuerer  Zelt  sehr  abgeschwttchten  Bedeutung 
der  Gesandten  im  internationalen  Leben  nicht  mehr  den  gefähr- 
lichen Charakter  wie  ehedem.  Man  erinnere  sich  nur  der  unbe- 
deutenden Folgen  des  Abbruchs  der  diplomatischen  Verbindung 
Freussens  mit  Darmstadt  und  dann  mit  Kurhessen  aus  den  neuesten 
Zeiten. 

3)  Repressalien.  Sie  bilden  schon  ehi  sehr  staikes 
Ifittel  Eur  Rechtsverfolgung  und  werden  denn  auch  regulär  nur 
dann  zur  Anwendung  gebracht,  wenn  die  gelinderen  nicht  aus- 
reichen oder  doch  der  Erfolg  ihrer  Anwf'rKliinu  o^mz  uiiwahrsclieinlich 
ist,  auch  nie  im  Falle  bios  zugelügter  üübiiligkeiten ,  sondern  erst 
im  Falle  von  wirklichen  Rechtsverletzungen  und  Gewaltthaten  so- 
wie bei  einer  behanüchen  und  offenkundigen  Rechtsverweige- 
rung. Sie  charakterisiren  sich  direct  als  gewaltthätige  Selbst- 
hol fe,  lassen  aber  dieser  nicht  vollen  Laut  ,  sondern  begnügen 
sich  mit  Erhebung  von  einzelnen  und  vereinzelt  bleiben 
sollenden  Gewaltmaassregeln ,  welche  letztere  sich  im  Ganzen 
als  dieselben  Gewaltthätigkeiten  kennzeichnen,  welche  zu  Anfang 
eines  whkltchen  Kriegszustandes  angewendet  werden,  aber  inso- 
fern sie  eben  blosse  Repressalien  bleiben  sollen,  gerade  in  der 
Absicht  zugefügt  werden,  erstlich  um  vereinzelt  zu  bleiben  und 
zweitens  den  Krieg  selbst  noch  nicht  zu  eröffnen.  Gerade  (iit\se 
ihre  Tendenz,  das  äusserste  und  getahrUchste  Reciitsmittei ,  das 


1)  Zuertt  TOD  Hohl  in  d<r  B&cyclop&iiie  S.  452  nnler  diesen  Gestchti- 
jftakt  gMtellt. 
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des  Krieges  möglichst  zu  vermeiden,  Un^t  auch,  sollten  wir  meinen, 
vom  Standpunkte  des  philosophischen  Völkerrechts  keine  wesent- 
liche Einwendung  gegen  dieses  Institut  erheben.  Hohl  CKncy* 
clopAdie  S.  451)  ist  freilich  anderer  Ansicht,  aber  daftlr  erklärt 
er  auch  die  Repressalien  als  Zufügung  eines  Unrechts,  und 
wir  können  unmöglich  zugeben,  dass,  vom  völkerrechtlichen  Stand- 
punkte, in  den  Gewaltmaassregeln  der  Repressalien  subjectiv  oder 
objectiv  ein  Unrecht  liege,  sobald  man  die  Tendenz  demselben 
als  Rechtsmittel  anerkennt  und  sich  nicht  entschliesst  consequent 
auch  die  Gewalloiaassregefai  des  Krieges  als  ein  Unrecht  m  be- 
zeichnen, nuthln  das  ganze  Kriegsrecht  aus  dem  Gebiete  des  philo- 
sophischen Völkerrechts  zu  tilgen;  etwas  was  Mo  hl  nicht  thut. 

Uebrigens  ist,  wie  Sa  aHeid  (Handbuch  des  positiven  Völ- 
kerrechts Tübingen  1833.  S.  186)  richtig  hervorhebt,  in  der 
neueren  Zeit,  vorztiglich  seit  der  Mitte  des  IS.  Jahrhunderts  in 
den  manchen  Staatsvertrdgen  der  Gebrauch  der  Repressalien  (in 
Friedenszeiten)  ausdrOcklich  auf  den  Fall  der  verweigerten  oder 
ungebührlich  verzugerten  Justiz  beschränkt,  und  pflegt  man  jetzt 
nicht  mehr  an  die  Unterthanen  Repressalien-  oder  Markebriefe 
zur  Ausübung  dieser  Maassregel  auszutheilen,  vielmehr  ihut  dies 
die  Regierung  selbst  und  allein* 

Die  Geltendmachung  des  Rechts  wurd  bei  den  Repressalien 
wie  behn  Kriege  also  direct  auf  die  physische  Gewalt 
gestellt.  Das  was  Recht  sei,  soll  durch  den  Erfolg  der  physischen  - 
Gewalt  f(\st(zcset/t  werden:  die  Rechtsfuiduiig  umi  der  Rechts- 
spruch sollen  darin  beruhen.  Dass  dies  etwas  Problematisches 
hl  sich  schiiesse,  wird  nicht  geleugnet  werden  können.  Es  ist 
keine  Bürgschaft  vorhanden ,  dass  das  was  nach  dem  Maassstabe 
des  Geistes  als  Recht  bezeichnet  werden  muss,  auch  immer  von 
dem  Erfolge  der  Gewalt  begleitet  werden  müsse.  Die  Geschichte 
gibt  dazu  Beispiele,  dass  auch  das  beste  Recht  der  rohen  Gewalt 
erlegen  sei,  aber  diese  Beispiele  sind  doch  nur  Ausnahmen.  Ge* 
rede  die  Geschichte  lehrt,  dass  jedes  Volk  auch  im  Kriege,  also 
durch  das  Mittel  der  physischen  Gewalt  wahrhaft  im  Stande  ge- 
wesen ist,  das  in  seinem  innersten  Wesen  beruhende  Recht  durch- 
zusetzen und  zwar  selbst  das  kleinste  Volk  gegen  das  gr()sste  und 
mächtigste.    Die  Weltgeschichte  ist  vorzugsweise  eine  Kriegs- 
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geschlchte  und  wer  wollte  behaupten,  dass  ihre  Entwickelung  eüie 

so  ungeistige  sei,  dass  in  ilu  wenigstens  im  Grossen  und  Ganzen, 
Irolz  der  Zufälligkeiten,  welche  die  physische  Macht  der  Menschen 
und  die  Gewalt  der  Nalur  zur  Geltung  bringen,  nicht  die  Herr- 
schaft des  Geistes  und  soweit  des  Rechtes  obsiege? 

Sodann  ist  festasuhalten ,  dass  die  physische  Gewalt,  welche 
ein  so  objectives  Y ernunftwesen  wie  der  Staat  und  ins- 
besondere der  moderne  Kulturstaat  anwendet,  allemal  durch  einen 
geistigen  Impuls  bestimmt  wird,  welcher  ihrem  Walten  auch  einen 
gewissen  geistigen  Charakter  selbst  geben  muss,  so  dass  die  inter- 
nationale Gewalt  nicht  ohne  Weiteres  mit  der  infernalen  Gewalt 
eines  Strassenräubers  oder  mit  der  elementariscben  Gewalt  der 
Natur  zusammengeworfen  weisen  soll.  Endlich  darf  man  so  viel 
Zuversicht  zur  geistigen  Macht  des  Rechts,  überhaupt  zum  Siege 
des  Geistes  im  Leben  der  ü^ationcn  haben,  dass  sich  das  wahre 
Recht,  was  eben  wirklich  durch  den  Geist  getragen  wird,  selbst 
durch  die  nicht  Iftugbaren  Zufälligkeiten,  welche  in  diesen  auf 
Gewalt  gestellten  Rechtsmittehi  des  Völkerrechts  sich  geltend 
machen,  hindurchwinden  und  auch  hier  Recht  trotz  des  bösen 
Scheins  zuletzt  Recht  bleiben  werde  Die  Geschichte,  wie  oben 
schon  gesagt,  besiegelt  diese  Voraussetzung. 

Mithin  ist  kein  hinlänglicher  Grund  vorhanden,  den  Repres- 
salien wie  dem  Kriege  die  Natur  eines  wirklichen  Rechtsmittels 
abzusprechen.  Im  Princip  scheint  auch  durch  sie  die  Hebung  des 
wahren  Rechts  m()glich  und  wie  zugleich  die  Erfahrung  lehrt,  ge- 
sichert. Zwar  muss  zugegeben  werden,  dass  diese  Rechtsmittel 
eine  gewisse  Mangelhaftigkeit  an  sich  tragen.  Es  sind  ja  Ilechts- 
mittel,  welche  selbst  im  besten  Falle  des  Rechtssieges  mit  den 
schmerzlichsten  Opfern  erkauft  werden  und  unzähliges  mensch- 


1)  Der  bekannte  Kritiker  der  Uejjerschen  Rechts-  und  Staat>Iclue, 
Kahle,  Speeulative  Staatslehre  (Berlin  18iü}  S.  146  erklärt  in  Ueber- 
einstinimung  mit  dem  Obigen  geradezu :  „  Der  Krieg  ist  nicht  einmal  so 
irrational,  wie  man  gewöhnlich  annimmt,  denn  wegen  des  Uebergewichti 
des  Geistes  dlier  die  rohe  Kraft  wird  in  der  Regel  nicht  der  physisch,  son- 
dern der  momliach  Sifrkere,  präsumptir  also  derjenige  siegen,  welcher  auch 
das  Vemfinfligere  will;  so  betrachtet  liegt  im  Rechte  des  Stfirkeren  anch 
in  etwas  das  stirkere  Heehk" 
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liebes  Elend  unvermeidlich  in  ilureu  Gefolge  iüliren.  Aber  die- 
selben sind  in  dieser  Sphttre  nun  einmal  notfawendig;  es  gibt 
keine  bessern  Mittel  zum  schliessÜchen  Äustrag  von  Völkerrechts- 
str^iligkeiten ;  selbst  die  Schöpfung  eines  obersten  Völkertribunals 

wie  wir  schon  oben  zeioten,  würde  mit  ihrer  Execulion  des 
durch  dasselbe  aiisges])r()(  hmen  Rechts  bei  einem  niemals  aus- 
scbliessbaren  Widerstände  dc^  vt  rurlheilten  Staates  doch  wieder 
zum  Kriege,  also  zu- denselben  Gewaltthütigkeiten  fuhren  und  — 
bis  jetzt  existirt  ein  solches  Tribunal  nicht  einmal  Für  die  heutige 
Natur  der  internationalen  Verhaltnisse  müssen  mithin  Repressalien 
und  Krie^  als  in  dieser  Sphäre  vernünftig,  also  selbst  vom  Ge- 
sichtspunkte des  philosophischen  Völkerrechts  als  begründet  be- 
zeichnet werden,  ßs  gibt  keinen  andern  Ausweg  zur  schliess- 
liehen  Rechtsverfolgung  unter  den  Staaten.  Sie  sind  unvermeidlich, 
wenn  nicht,  gerade  weil  sie  fehlen,  schliesslich  jedes  Recht  der 
Gewaltthat  blossgestellt  werden  soO 

Dabei  sei  hier  noch  folgende  Bemerkung"' verstattet.  Auch 
im  staatlichen  Prozesse  fehlt  es  nicht  nn  Zufügung  vun  Gewall- 
thaten,  damit  das  Recht  zur  vollen  Erscheinung  bei  der  Rechts- 
Verfolgung  gelange.  Freilidi  werden  sie  erst  zugefügt,  nachdem 
das  Recht  durch  den  Richter  Spruch,  also  durch  die  richter- 
lichen Organe  des  Staats  und  im  Namen  des  Staats  festgesetzt 
Würden  ist.  Aber  ein  Staat,  der  sein  Recht  im  internationalen 
Gebiete  verfolgt,  will  damit  etwas  zur  Geltung  bringen  was  bereits 
volikommeu  durch  staatliche  Autorität  und  Urlheii  getragen  wird 


1)  Yergl.  R.  v.  H  ohl,  Encycl.  S.  464,  welcher  aus  ilmtidieii  Ge- 
nchtspunkten  den  Krieg  (nicht  die  Repressatien !)  rechtfertigt  Pikant 
rind  OppenbeimB  Worte  in  feinem  System  dee  VfilkerrechtB  (Frtnkf. 
t.  H.  1845)  S.  270:  „Die  naturrechtlicken  Debatten,  ob  der  Krieg 
erlaubt  lei,  dOrfen  wir  kier  fnglicb  bei  Seite  lassen.  Wie  das  Morden 
Unreckt  ist,  nickt  aber  das  Hinrichtcfti,  oder  der  Todtschlag  aus  Notkwekr: 
so  ist  nur  der  ungereckte  Krieg,  unreckt,  nicht  aber  der  ge- 
rechte!«* — 

Die  principielle  Mangelhaftigkeit  des  soni^t  durch  Gelehrsamkeit  und 
Vollständigkeit  ausgezeichneten  Werkes  yon  K  1  ü  e  r  (Europ.  Völkerrecht 
2.  Aufl.  von  Mörstadt  1851)  zeigt  sich  namentlich  im  Kriegsrechte,  welches 
sehr  flach  behandelt  ist,  so  dass  wir  es  für  unsere  Erörterungen  kier  wenig 
benfltsen  konnten« 
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und  was  mindestens  schon  das  Ansehen  desjenigen  Rechts  bean- 
spruchen darf,  was  in  der  privaten  Sphäre  durch  das  Urtheil  des 
Richters  auch  als  Recht  anerkannt  ward.  Ja  noch  im  hohem 
Grade,  denn  der  Richter  ist  immer  nur  ein  einzelnes  Organ  der 
Staatsgewalt,  während  hier  der  Staat  in  seiner  Gesammtfaeit  seui 
UriheO  über  das  Recht,  was  er  Terfolgt,  s|iricht.  Wenn  man  also 
keinen  Anstand  nünmt,  Gewaltacte  wie  die  Auspfändung  des 
Schuldners  (dessen  Familie  dadurch  an  den  Bettelstab  komnit), 
Personalarrest  selbst  zur  Verfolgung-  streitiger  Civilrechte  und 
harter  Kriminalstraten ,  selbst  den  Tod  des  Verbrechers  zur  Ver-  - 
folgnng  des  wahren  Rechtes  gegenüber  dem  Unrecht  und  Ver-* 
brechen  zv  Anwendung  za  bringen,  faUs  nur  ein  Richterspruch 
über  die  Existenz  des  Rechts  vorliegt,  so  darf  man  schon  die 
Richtigkeit  des  Salzes  festhalten,  dass  der  Staat  sein  latenialionales 
Recht,  kraft  seines  staatlichen  Urtlu  ils  darüber  selbst  durch  Gewalt- 
acte 2ur  Durchiührung  und  Geltung  bringe.  Allerdings  liegt  darin 
etwas  Unvollkommenes,  aber  died  findet  sich  eben  nicht  bloss  m 
der  internationalen,  sondern,  wenn  auch  nach  verschiedenen 
Graden  in  jeder  Rechtssphäre  und  hat  zuletzt  in  der  Mangelhaftig- 
keit und  Getrübtheit  des  irdischen  Daseins  überhaupt,  utnl  der 
Herrschaft  der  ?iatur  über  die  Menschen,  in  dem  zeitlichen  Wider- 
spruche zwischen  Materie  und  Geist  den  tiefen  und  letzten  Grund. 

Kehren  wir  speziell  zu  den  Repressalien  zurück.  Die 
dahin  gehörenden  einzehien  Gewaltmaassregehi  können  bestehen 
bei  Forderungen  bestimmter  Gegenstände  in  deren  Wegnahme 
wo  man  <ie  findet,  oder  auch  in  Bemächtigung  eines  Aequivalents, 
in  Ausübung  gleicher  Gewaltacte  als  welche  der  Gegner  sich  er- 
laubt hat  an  Personen  oder  Sachen  unseres  Staats  oder  unserer 
Unterthanen,  willkürlicher  Entziehung  von  vertragBrnttsagen  Rech- 
len,  hl  rechtlicher  Renachtheiligung  der  Stellung  der  Gesandten 
oder  abedianpt  der  gegnerischen  Unterthanen  innerhalb  unseres 
Gebietes,  sowie  in  Ergreifung  von  Geissein. 

Die  Gewaltthätigkeiten  haben  aber  hier  die  bestimmte  Grenze, 
dass  selbst  wenn  Vermögensobjeote  entzogen  werden,  man  nicht 
sogleich  zur  Veräussemng  schreitet,  sondern  eben  erst  den  Erfolg 
der  Repressalienmaassregel  für  die  Rechtgebung  möglichst  ab- 
wartet. Audi  begeht  man  heutzutage  mdA  leicht  mehr  solche 


112 


Zar  Aevifioii  der  Lehre 


Gewaltacte,  deren  Folgen  nicht  wieder  ungeschehen  gemacht  wer- 
den können.  Also  wenn  Mo  hl  1.  c.  S.  4dL  d2.  meint:  Repres- 
salien werden  gettb^  wenn  wegen  einer  ungerechten  Hinricfatiuig 
eines  diesseiligra  ^gehörigen  unschuldige  64n*ger  des  fremden 
Staats  diesseits  ebenfalls  hingerichtet  werden,  so  dürfte  es  ihm 
schwer  weiden  dies  als  die  Praxis  moderner  Kulturvölker  zu 
erweisen  0* 

Das  Embargo  und  die  Bio k ade  gehören  zu  den  wirk- 
samsten und  äusserste»  Rc^ressalienmaassregehi,  die  allerdings  hart 
an  der  Grenze  des  Kriegs  selbst  stehen  und  desshalb  namentlich  von 

Bern  er  (1.  c.  sub.  voce  Krieg  Bd.  Vi.  S.  104,  ferner  von  Wurm  im 
Staatslexicon  XII.  12 S  und  Hautefeuille,  droit  des  neutres 
HL  176)  bereits  raischlich  als  Kriegsmaassregeln  selbst  angesehen 
werden,  wenigstens  die  Btoluide.  Wir  müssen  hier  Heffter 
(Völkerrecht  §  112)  vollkommen  beitreten  *).  Zwar  liefert  erst 
die  neueste  Geschichte  Beispiele  von  Biokaden  als  btossen  Repres- 
salienmaassregeln,  also  wie  man  es  wohl  genannt  hat,  Friedens- 
11  ok  Tiden  (blocns  pact/(qj(p).  Zuert  ist  die  von  England,  Frank- 
reich und  Hussland  1827  unternommene  Blokade  gegen  die  damals 
noch  türkischen  Küsten  Griechenlands  zn  erwfthnen,  von  Frank- 
reich  gegen  Portugal  1881,  von  England  gegen  Neu -Granada 
1836,  von  Frankreich  gegen  Mexico  1838,  welche  letztere  durch 
die  mexikanische  Kriegserklärung  dann  zur  vollen  Kriegsmaassregel 
sich  steigerte.  Auch  konnten  diese  Maassregeln,  weil  bis  dnbin 
in  dieser  Weise  nicht  in  Gebrauch,  einiges  Bedenken  verursa- 
chen, dieselben  sind  aber  doch  nicht  soviel  bekannt,  abgesehen 
von  den  Hanseaten,  von  anderen  Mttchten  entschieden  angefochl^ 
und  theoretisch  Ifisst  sich  trotz  obigen  Widerspruches  von  drei 
theoretischen  Autoriuiten  auch  nicht  das  Geringste  einwenden. 
Wegen  des  furchtbaren  und  exeptioneüen  Charakters  des  Kriegs 

1)  In  dieser  Beziebniig  schon  rechl  gat  S  aal  fei  d,  Völkerreehl 

(1833)  S.  186.  187. 

2)  Klüber,  Völkerrecht  §  234  Note  sagt:  „Repressalien  im  wei- 
teren Sinne  heisst  jede  Gewaltthätigkeit  zur  Genugthuunjjs-Erlangurig 
wegen  erlittenen  Unrechts,  den  förmlichen  Krieg  ausgenommen,"  so  dass 
die  Bloknde  gewiss  von  den  RepresMlieomaassregein  nicht  ausgeschlossen 
ist  nach  ihm;  vergl.  auch  §  265. 
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IDUSS  Alles  was  zur  Hinausschiebung  des  wirklichen  Kriegs- 
zustandes dient,  als  eine  vernünftige  Maassregel  und  von  der  juristi- 
BcheD  Seite  betrachtet  als  rechtlich  zuständig  erachtet  werden. 
Dies  geschieht  aber  gerade  dadorcli,  dass  man  die  Mögtichiieit 
KidttssL,  eine.Blokadeeröffnung  nicht  bereits  allemal  als  eine  Kriegs- 
naassregel,  sondern  noch  als  einen  blossen  Act  der  Repressalien 
aufzulassen.  Dadurch  wird  im  Fall  der  Blokade  noch  nicht  der 
vollen  Gewaltanwendung  des  Kriegsrechtes  Spielraum  gewährt,  son- 
djem  beschrankt  sich  die  Hechtsverfolgnng  noch  auf  einen  singu- 
U|BeQ  ;6i»raltact  Demnach  kann,  wie  Ue^r  sich  ausdrückt,  die 
Hnmanitftt  sich  über  das  neue  völkerreditliche  Institut  der  sogen. 
FriedensUokaden  nur  freuen  und  es  ist  v&llig  unbegrflndet,  m  den 
Friedensblükaden  »einen  schnöden  Eingrift  in  die  Rechte  der  Neu- 
tralen« wie  Berner  will,  zu  erblicken.  Die  Neutralen  werden  viel- 
mehr wenn  sie  die  Sache  kaltblütig  erwägen,  zugeben  müssen,  dass 
sie  dadurch,  weil  sie  eben  nur  durch  die  Last  der  Blokade,  nicht 
ngieicfa  schon  durch  alle  Ndthe  des  elgentttchen  Kriegszustandes 
beheiligt  werden,  in  mne  bessere  Rechtslage  als  vorher  gekommen 
sind.  Die  Rechlsbeschränkungen  des  neutralen  Verkehrs  durch 
eine  in  Form  der  Repressalien  gekleidete  vereinzelte  Blokade- 
maassregel  sind  unendUch  geringer  als  die  gewaltigen  ßeschrän- 
hnngen,  welche  ein  förmlicher  Kriegszustand  den  Neutralen 
auforiegt 

Auf  Gnmd  der  franzOsischett  Praxis  in  dem  Prisen-^Gerichts- 

urthefl  vom  1.  Milrz  1848  (Gazette  des  tribun.  vom  28.  März 
1848.  S.  54)  und  in  richtiger  Consequenz  davon,  dass  eben  noch 
kein  Kriegszustand  eröffnet  war,  also  auch  die  Neutralen  noch 
nicht  eigentlicben  Strafen  unter^vorfen  werden  dürfen,  die  sich 
Bor  ganz  ezceptionell  durch  den  Krieg  selbst  rechtfertigen,  muss 
man  trotz  der  englischen  Praxis  unzweifelhaft  annehmen,  dass 
bei  diesen  sog.  Friedensbiokaden  von  einer  Gonfiscation  nicht  die 
Rede  sein  könne,  sondern  dass  hier  immer  nur  provisorische  Be- 
schlagnahme slalthabe  und  selbst  itein  Grund  vorhanden  sei,  eine 
grössere  Härte  in  Betreff  der  Schiffe  und  Güter  der  gegnerischen 
Unt^anen  emtreten  zu  lassen,  so  lange  man  nur  den  Krieg  selbst 
noch  nicht  wUL 

Zdttdir.  £  StMlnr.  1881. 1.  Heft.  8 
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m.  Bat  Aeohtomittel  du  Krieges. 

Nach  alle  dem  was  wir  liereits  in  den  obigen  ErOrteningfen 

über  die  rechtliche  Bedeutung  des  Krieges  gesagt  haben ,  dürfen 
wir  uns  hier  kurz  fassen;  und  wollen  dies  thun,  s(]i(>ii  um  die 
Abhandlung  nicht  allzusehr  auszudehnen.  Der  Krieg  ist  das 
ftusserste  und  letzte  Rechtsmittel ;  er  hat  einen  Nothcharakter  und 
Ist  demnach  nur  ganz  eventuell ,  wenn  alle  anderen  Mittel  nicht 
ausreichen  mögen,  anzuwenden.  Gerade  weil  der  Krieg  dasjenige 
Vülkerrechtsmittel  ist,  bei  welchem  der  Ausspruch  über  das  Recht 
am  meisten  auf  eine  gewisse  Zufälligkeit,  näudich  auf  den  Er- 
folg der  Anwendung  physischer  Gewalt  gestellt  ist,  gibt  der  erste 
Krieg  nicht  immer  schon  den  vollen  Rechtsaustrag,  sondern  hat 
die  Rechtsverfolgung  mehrerer  Kriege  zu  durchlaufen,  so  dass 
wie  in  einem  Instanzenzuge  erst  durch  den  schliesslichen  Erfolg 
des  letzten  Krieges  das  Redit  endgültig  festgesetzt  wird. 

Aber  auch  bei  diesem  Rechtsmittel  ist  die  Anwendung  der 
Gewalt  beschränkt  durch  die  Absicht  desselben,  nämlich  das  in 
Frage  stehende  Recht  zur  Geltung  oder  doch  zum  Austrag  zu 
bringen.  Sodann  ist  diese  Anwendung  noch  dadurch  beschränkt^ 
dass  der  Krieg  nur  em  Ausnahmezustand  ist,  der  allemal  nur  * 
mit  dem  endlichen  Ziele  der  möglichst  baldigen  Wiederherstellung 
des  Friedens,  also  des  regulartn  Zu^Lamies  volkerrechtlicher  Ord- 
nung angefangen,  gehandhabt  und  durchgeführt  werden  darf. 
Endlich  hat  das  positive  europäische  Völkerrecht,  geleitet  durch 
Humanität  und  Ghristenthum  noch  viele  singuläre  Bestimmungen 
Aber  die  berechtigten  Grenzen  der  Gewaitausübung  im  Kriege 
in  Betreff  der  Personen,  der  Sachen,  des  Kriegsschauplatzes,  der 
Kriepsmittel,  der  Kaper,  der  Kriegsverbrindcdiu  der  Spione,  der 
Gefangenen,  über  Gültigkeit  der  Verträge,  Watlenstillstände,  Kapitu- 
lationen, Kriegserklärung,  Inhibitorien,  Avocatorien,  Dehortationen, 
Beute,  Licenzen,  Ranzionirungen,  Gontributionen,  Fouragirungen, 

1)  Wir  können  Mo  hl  (Encycl.  S.  484)  nicht  beistimmen,  dass  die 
eigenthümlichen  Bestimmungen  des  europ.  Völkerrechts  über  das  Kecht 
Krieg  zu  führen  und  über  das  dabei  zu  beobachtende  V(  i  fnfiren,  gegenüber 
dem  was  das  pliilos.  \ olkcirccht  auIVtellcn  rnnL'',  veriiaUiiisKrnä^sig  nicht 
viele  noch  bedeutende  seien.    Im  Gegentbeil.   Siuu  vollends  im  Seekriege. 
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Contrebande  u.  s.  w.  aufgestellt,  also  das  was  man  insbesondere 
Kriegsrecht  oder  Kri egsgebrau ch  nennt,  herausgebildet, 
wovon  nur  aus  Nolhgründen  in  Folge  der  sog.  K  r  i  e  g  s  r  a  i  s  o  n  ab- 
gewichen werden  darf.  I)och>ind  diese  Dinge  zu  bekannt,  wenn 
auch  in  Einzelnheiten  bestritten,  um  hier  in  die  Details  eingehen 
zu  müssen.  Jedenfalls  ist  der  heutige  Kriegsgebrauch  gegenüber 
dem  was  im  Alterthum  und  Mittelalter  galt,  ein  milder  zu  nennen 
und  sicherlich  sind  diese  Milderungen  des  Kriegsrechts  mit  M  o  h  l 
als  die  Vorboten  einer  weiteren  Reform  auf  Grund  der  künftigen 
Steigerung  der  Humanität  unter  den  Völkern  zu  betrachten.  Der 
Krieg  ist  aber  bereits  ein  wirklicher  Rechlszustand  unter  den 
Völkern  geworden,  der  nur  unter  dem  Einflüsse  der  physischen 
Gewalt  zu  dem  angedeuteten  Ziele  steht  und  keineswegs  völlig 
von  dieser  beherrscht  wird ,  eben  darum  nicht  selbst  ein  reiner 
Zustand  der  Gewalt,  kein  rechtloses  Verhaltniss  ist.  Der  Krieg 
löst  also  auch  nicht  jedes  rechtliche  Band  unter  den  streitenden 
Parteien  von  Rechtswegen  auf.  Es  wird  zwar  dabei  möglicher 
Weise  selbst  die  rechtliche  Existenz  des  Staats  in  Frage  gestellt, 
aber  dies  ist  doch  nur  in  dem  alleriiussersten  Falle  eine  Wirkung 
desselben,  nicht  die  eigentliche  Absicht,  die  eben  nur  auf  Rechts- 
feslstellung  geht  und  den  Untergang  des  gegnerischen  Staats  nur 
dann  sich  zum  Ziele  setzt,  wenn  aus  den  Umstanden  hinlänglich 
dargcthan  ist,'dass  ohnedem  von  Rechtssicherheit  für  den  einen 
Staat  nicht  die  Rede  sein  könne.  Sehr  gut  hebt  Heffter  (1.  c. 
§  122)  hervor,  dass  namentlich  eine  furtdauernde  Gültigkeit  zu- 
lAchst  derjenigen  Verpflichtungen,  welche  ausdrücklich  auf  den 
Fall  eines  Krieges  übernommen  oder  ausgedehnt  sind,  als  Regel 
gelle;  dass  ferner  diejenigen  Rechtsverhältnisse,  welche  durch 
frühere  schon  in  Vollzug  gesetzte  Verträge  in  s  Leben  getreten, 
folglich  schon  vollendete  rechtliche  Thatsachen  sind,  regulär  fort- 
bestehen ;  dass  sodann  selbst  die  allgemeinen  friedensrechtlichen 
Verhältnisse  der  Staaten  nur  in  soweit  ausser  Kraft  treten,  als  es 
Absicht  und  Nothwendigkeit  der  Kriegführung  erfordert,  dass  ferner 
allgemeine  Menschenrechte  der  Einzelnen  an  sich  durch  den  Krieg, 
nicht  aufgehoben  werden,  dass  endlich  auch  der  Verkehr,  nament- 
lich der  Handelsverkehr  der  beiden  krieorführenden  Lande  nur 
zum  ßehufe  der  nölhigen  T>urchführung  der  <lurch  den  Krieg 
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gebotenen  milüärischen  Maassregeln  unterbrochen,  nicht  an  sich 
ab  durch  die  Kriegscröffhung  verboten  angesehen  wird.  Freilich 
Vertragsverbindhohkeiten  laufen  wahrend  des  Krieges,  sofieme  sie 
hl  weiteren  Leistungen  bestehen,  regulär  nicht  weiter  fort.  Na- 
mentlich aber  findet  heutzutage  durch  die  Invasion  des  feindlichea 
Landes  in  demselben  grundsätzlich  kein  Umsturz  der  Rechtsver- 
hältnisse, besonders  des  Eigenthunas  oder  gar  der  Personenrechte 
der  feindlichen  Unterthanen  statt  Der  Krieg  ist  Staatssache,  wie 
es  Oppenheim  bezeichnet;  er  wird  nur  zwischen  den  Staaten 
gefiihrt  und  hebt  das  Prtvatrecht  nicht  auf.  Das  Beuterechl  isl 
.  sehr  beschränkt.  Auch  Fouragirungen ,  Contributienen  u.  s.  w« 
enthalten  nur  geringe  Modificationen. 

Dass  aber  während  des  Krieges  noch  ein  rechtliches  Band 
unter  den  Staaten  selbst  existire,  dass  noch  Treue  und  Glaube 
unter  ihnen  herrsche,  das  zeigen  namentlich  die  vielen  Verträge^ 
welche  selbst  während  des  Krieges  von  den  KriegfQhrenden  ge- 
schlossen werden  und  die  nicht  btos  Überall  als  rechtsbeständig 
gelten,  sondern  deren  Bruch  als  eine  ganz  besonders  grosse  Ver- 
letzung  des  Völkerrechts  seit  alten  Zeiten  an g(  sehen  worden  ist, 
z.  B.  Cartels  wegen  des  Poslverkehres,  wegen  der  Pässe,  Par- 
lamentäre, Couriere,  Neutralitätsverträge  (in  Betreff  einzehier 
Platze,  Menschenkhissen)  ,  Contributionsvertrige,  Ausweehslungs- 
vertrige,   Kapitulationen,  Waffenstillstandsvertrage. 

Die  Eigenthtlmlichkeiten  des  Seekrieges,  der  sich  bis  jetzt 
immer  noch  durch  eine  viel  grossere  Härte  als  der  Landkrieg 
kennzeichnet  und  durch  die  vier  Sätze  des  Pariser  Friedens  von 
1866,  die  bekanntlich  gegenüber  Mordaroerika  noch  gar  keine 
praktische  Gülti^eit  eriangt  haben,  nur  sehr  germgfllgig  reformirt 
worden  ist,  sollen  hier  nur  angedeutet  werden.  Namentlich  wikrde 
es  uns  zu  weit  führen  auf  das  merkwürdige  und  singulare  Institut 
des  Seekriegsrcchls ,  auf  die  Prisengerichtsbarkeit  näher 
einzugehen,,  es  scheint  aber  gerade  dieser  Gegenstand  einer  besott- 
dern  näher  eingehenden  Erörterung  werth,  vne  bedürftig  zu  sein. 

Nach  Völkerrecht  kOnnen  nur  Rechtsgrande  ^  die  Eröffnung 

1    Des  Hugo  G  ro ti u 9  (de  jure  b.  ac  p.  II.  1.)  Ansichten  über  die  Gründe 
des  gerechten  Kriege»  dürfen  aoch  noch  heute  Bkr  die  richtigen  gelten. 


.-L,d  by  Google 


▼Dn  d«a  wtonuittoiMileii  Reditainittelii« 


117 


des  Krieges  rechtfertigen,  er  soll  eben  nur  Rechtsmittel  sein.  Es 
kann  aber  ein  solcher  Krieg  entweder  ein  Yertheidigongskrieg 
inr  Abwehrnng  eines  ungerechten  Angriffes,  womit  man 
bedroht  wird,  sein,  ohne  dass  es  aber  geboten  wöre,  den  Angriff 
des  Gegners  allemal  erst  abzuwarten  und  sieh  die  militärischen 
Yortheile  in  dieser  Beziefiung  entgehen  zu  lassen,  wenn  nur  eine 
wirkliche  Kriegsgefahr  von  Seiten  des  Gegners  droht,  oder  er 
Kt  ein  Angriffskrieg,  wenn  er  wegen  schon  erlittener  Recht s- 
▼erletzung  und  wm  Zweck  der  Genugthuung  geführt 
wird,  so  dass  also  ein  militärisch  sich  als  Angri&krieg  ergebender 


Kr  sagt,  dass  ein  Krieg  gefuhrt  werden  dürfe  zur  Vcrtheidipung  wie  zar 
Erlangung  dessen  was  uns  rechtlich  gebüliiL  und  im  Falle  der  Ahndung 
Ton  Verletzungen.  Nur  lasst  sich  das  jetzt  besser  formuluen.  IVarnentlich 
verwirft  er  selbst  den  Krieg  wegen  der  drohenden  Gefahr  aus  dem  über- 
mässigen Anwachsen  der  Macht  einet  Ntchbarstanto  (§  17),  etwas  was 
wegen  dee  nothwendigen  Znnmmenliange«  des  Re<^ti-  und  des  sog.  Gleich- 
IpwiehtMystemes  unter  den  Stuten  bestritten  werden  mag,  insofern  nur 
wirUlcJi  bereits  eine  Gefohr  künftiger  RechtsverleUung  durch  den  Ueber» 
■ichtigen  hinlänglich  nahe  liegend  ist.  Naiver  Weise  missbilligt  Grotins 
seiht  den  Vertheidignngslürieg  gegen  den  Staat,  welchen  man  selbst  snr 
Erhebung  eines  gerechten  Krieges  gegen  sidi  gehradil  habe  Q  18).  Peraer 
sAfiesal  Grotius  das  Kriegsredit  aus,  indem  er  das  formelle  Recht  presst, 
tmm  Zweck  der  Wiedererlangung  der  nationalen  Freiheit,  wenn  die  Frei- 
heit einmal  ?erloren  ist  IL  32.  §  11.  Auch  missbilligt  er  im  Allgemeinen 
die  sog.  Recht  der  Revolution,  ebenso  wie  das  Kriegsrecht  mit  der  Absicht 
eine  andere  Nation  vrider  deren  Willen  glfickltdi  au  machen.  II.  2^  §  12. 
Merkwürdig  ist  es,  dass  Grotius  es  dagegen  für  erlaubt  hdit,  den  gransam 
behandelten  Unterthanen  eines  benachbarten  Staats  zu 
Hülfe  zu  kommen,  wenn  auch  seine  Gründe  dafür  als  sehr  schwach 
gelten  müssen.  Die  Worte  sind  zu  charakteristisch  und  voll  von  Anspielung 
auf  die  Vorwände  der  Politik  der  Gegenwart,  dass  wir  nicht  umhin  können, 
sie  hier  abxudrucken  :  Imo  etinm  si  daretur,  ne  in  summa  qnidem  necessitate 
anna  recte  a  subditis  sumi  (qua  de  re  dubitare  vidimus  illos  ipsos,  quomm 
institutum  fuit  regiam  potestatem  defendere),  non  tarnen  inde  sequetur,  non 
posse  pro  ipsis  ab  altis  arma  sumi.  Quoties  enim  actioni  alicui  impedi- 
mentum  ponitur  personale,  non  ex  re:  toties  quod  uni  non  licet,  alteri  pro 
eodem  licere  potest,  si  modo  fale  sit  negotium,  in  quo  alter  alteri  prodesse 
possit.  Sic  pro  pupillo  litigat  tiitor  aut  alius,  pro  absente  eiiam  sine  man- 
dato  defensor.  Impedimentum  autem ,  quod  resistere  subdituro  prohibet, 
non  ex  cau^a  venit,  quae  eadem  est  in  subdito  et  in  non  subdito,  sed  ex 
perftpnae  qua|i(ate,  quae  in  alios  uon  trau«it.   iL  25.  §  8  (sub  8). 
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Krieg  juristisch  im  einzelnen  Falle  nur  als  ein  Vertheidigungskrieg 
gelten  mag*  Es  kommt  hier  juristisch  auf  den  Grund  des  Kriegs 
an ,  nicht  auf  die  miStflrische  Form  desselben.  —   Nach  diesen 

beiden  Seiten  hin  bestimmt  sich  die  Gerechtigkeit  eines  Krieges. 
Freilich  steht,  nach  der  PrRxis,  wie  HeflTler  (1.  c.  §  118)  richtig 
erklärt,  auch  der  ungerechte  Krieg  in  seinen  Wirkungen  dem 
gerechten  that sächlich  gleich ,  aber  wir  glauben  hinzufügen 
zu  dürfen ,  dass  das  Walten  des  Geistes  In  der  Geschichte  auch 
hier  der  Ungerechtigkeit  ihre  'Schranken  setzt  und  dem  begrün-  * 
deten  Rechte  zuletzt  zu  dem  Siege  verhilfl,  den  es  nach  seinen 
silliichen  und  suzialen  Unterlagen  verdient. 

Allerdings  haben  in  der  bisherigen  Praxis  die  selbstsüch- 
tigsten Vorwände  zur  Begründung  von  Kriegen  gedient;  aber 
das  war  eine  schlechte  Praxis  und  wenn  sie  durch  Siege  bis- 
weilen begleitet  war,  so  lag  dies  theils  in  der  moralischen  oder 
sozialen  Versunkenhcät  des  Besiegten ,  theils  auch  in  der  Hin- 
fälligkeit menschlicher  Lebenszustaiule  begründet.  Juristisch 
betrachtet  war  aber  der  Krieg  auch  dann  nicht  gerechttertigt. 
Ebensowenig  können  Gründe  eines  wirklichen  politischen  Nutzens, 
ja  nicht  einmal  moralisch  gute  Zwecke  wie  Ausbreitung  der 
Kultur,  Durchfahrung  einer  für  ideal  gehaltenen  Staatsveifai^ung, 
Geltendmachung  der  Yolkssottveränitftt  oder  des  Nationalittts- 
piincips  als  rechtliche  Kriegsgriinde  gelten.  Demnach  er- 
klaren wir  mit  Heffter  alle  abstracten  Fragen,  ob  Religions- 
kriege, ob  b>trafkriege,  ob  Kriege  zur  Erhaltung  des  politischen 
Gleichgewichts  gerecht  seien,  fOr,  Überflüssig/  Dieselben  be- 
antworten sich  nach  den  .bisherigen  Erörterungen  ganz  von  selbst. 
Ein  Bfirgerkrieg  aber  hat  von  Anfang  an  keine  völkerrechdiche, 
sondern  eine  staatsrechtliche  Bedeutung  und  involvirt  zunächst 
einen  Hochverralh  der  AufstamüsLhen ;  er  kann  aber  unter  Um- 
ständen in  seinem  weiteren  Verlaufe  einen  völkerrechtlichen 
Charakter  annehmen .  wie  z.  B.  der  Aufstand  der  Niederlande 
gegen  Spanien,  der  Belgier  gegen  Holland,  der  Holsteiner  gegen 
Dänemaik. 

Nach  der  bisherigen  Praxis  halten  sich  manche  europäische 

Staaten  CEugl'inii)  liussland  ganz  besonders)  gegenüber  von 
Reichen  und  Völkern,  die  noch  nicht  innerhalb  des 
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europäischen  Staatensystemes  stehen,  also  sich  noch 
nicht  des  Schutzes  des  positiven  Völkerrechts  erfreuen,  für  belügt 
Kriege  auch  aus  Gründen,  die  nicht  Rechtsgründe  sind,  zu  führen, 
namentlich  aus  Gründen  des  blossen  Interesses,  der  Ausbreitung 
ihrer  Handelsverbindungen,  der  Eroberung.  Aber  das  recht- 
liche Gewissen  beginnt  auch  hier  bereits  wirksam  zu  werden. 
Nicht  blos  dass  man  zur  Beschönigung  solcher  Kriege  allerlei 
Vorwände  sittlicher  Natur,  wie  Ausbreitung  der  Humanität,  des 
Christenlhums,  Tilgung  der  Barbarei  hinstellt,  um  sein  Thun  mit 
einem  moralischen  Nimbus  zu  umkleiden ;  man  bemüht  sich  be- 
reits auch  nach  Rechtsgründen  zu  spähen,  um  sein  Benehmen 
zu  rechtfertigen,  obwohl  dem  Kundigen  nicht  entgehen  mag,  dass 
die  Rechtsverletzungen  der  sog.  Barbaren  erst  durch  die  Künste 
der  Europäer  heraufbeschworen  zu  werden  pflegen,  um  dann 
von  einem  formell  rechtlichen  Vorwand  zur  Kriegführung  öffentlich 
reden  zu  können. 

Freilich  waren  und  sind  noch  die  jüngsten  Kriege  Italiens 
solche  Tendenzkriege.  Aber  es  konnte  auch  Niemand  im 
Zweifel  darüber  sein ,  dass  dieselben  nach  dem  bisherigen 
positiven  Völkerrecht  de  jure  zu  verurtheilen  seien.  Aber 
die  Verhältnisse  sind  dort  nicht  so  einfach,  als  dass  sie 
sich  durch  eine  blose  juristische  und  zwar  v()lkerrechtliche  Be- 
respective  Verurtheilung  richtig  würdigen  und  abthun  Hessen. 
Man  erwäge,  dass  überall  der  Bürgerkrieg  dort  mit  eine  Rolle 
spielt,  der  an  sich  keinen  völkerrechtlichen  Maassstab  hat,  und 
sodann  scheint  in  Italien  sich  ein  grosser  nationaler  Umbildungs- 
prozess  einzuleiten,  der  allemal  nicht  blos  den  Gesetzen  des 
Rechts  folgt,  sondern  nach  höheren  sitthchen  und  sozialen  Ideen 
sich  verwirklicht.  Es  ist  freilich  noch  die  Frage,  ob  die  Italiener 
als  Volk  wirklich  von  diesen  höheren  Ideen  bei  ihrem  politischen 
Treiben  in  der  Gegenwart  so  wahrhaft  erfüllt  sind,  dass  sie  es 
wagen  durften  an  das  Gottesgericht  der  Geschichte  zu  appelliren 
und  die  Revolution  nicht  blos  auf  dem  Staats-  sondern  auch  auf 
dem  völkerrechtlichen  Gebiete  heraufzubeschwören.  Es  wäre 
auch  wohl  möglich,  dass  die  ganze  Bewegung  keine  wahre 
Volksbewegung,  sondern  mehr  eine  künstliche  Aufregung,  hervor- 
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gerufen  und  «iisgebealet  dnrcb  wenige  Pmonen  wd  namentlich 

durch  das  Ausland,  sei. 

Der  Krieg  ist  immer  ein  rechtlicher  Nothstand.  Da- 
rum ist  es  löblich  and  namentlich  vom  juristischen  Standpunkte 
gerechtfertigt,  dass  man  ihn  mdglichst  selten  m  machen,  ja  abis- 
schaflen  versnchl  hat  Doch  scheint  derselbe  aHwsehr  in  der 
menschficben  Nator  begründet,  als  dass  einige  Hoflmmg  voriian- 
den  wäre ,  ihn  aus  dem  Buche  der  Geschichte  ausgelöscht  za 
sehen.  Die  Träume  vom  ewigen  Frieden  werden  ewig  Traume 
bleiben.  So  lange  es  Rechtsstreitigkeiten  und  Rechtsverlelzungen 
nnter  Staaten  geben  wird  —  und  es  ist  gegen  die  ganze  mensdi- 
Uche  Art,  dass  dies  jemate  nicht  der  Fall  sm  würde  —  md  ao 
lange  die  gesammte  Menschheit  sich  nicht  m  ebiem  einzigen 
Staate  zusammenschliesst ,  was  eine  Unmöglichkeit  ist  und  abge- 
sehen davon  einer  geistigen  Vemichtuncr  der  Menschheil  crlei(  h- 
kommen  würde,  —  so  lange  wird  der  Krieg  immer  in  letzter 
Instanz  unvermeidlich  sein.  In  der  That  sind  die  Nüttel,  wdche 
die  Friedensidealisten  bisher  zur  abeolnten  Ausschliessung  des 
Krieges  in  Vorschlag  gebracht  haben,  sftmmtlich  ffOr  TöUig  un- 
genügend zu  erklären,  um  den  gewünschten  Zustand  hervorzu- 
rufen. Weder  die  Conföderationsgedanken  des  französischen 
Heinrich  IV.,  noch  die  ähnlichen  des  Abb6  Castel  de  St.  Pierre, 
noch  die  Kant  sehen  Forderungen  ehies  allgemeinen  Staaten- 
bnndes  oder  Weltstaats  (im  AnscUuss  an  die  dvüaa  maanma 
Wolffs),  noch  endlich  die  direnwerthen  Bestrebungen  der  heutigen 
Friedensfreunde  mit  ihren  Congressen  und  Flugschriften  verbürgen 
auch  nur  im  geringsten  diesen  Weltfrieden,  ja  stellen  ^mch  nur 
für  die  nächste  Zukunft  u'gend  eine  Verminderung  der  Kriege  in 
Aussicht.  Dies  letztere  wird  allein  die  Folge  der  steigenden 
Kultur  und  Hnmanitüt  sein.  Gerade  um  die  Nichtigkeit  der  Be- 
strebungen unserer  jetzigen  Friedensfreunde  recht  eklatant  darzu- 
ihun,  mussten  fast  unmittelbar  nach  ihrem  ersten  grossartigen 
Aullrclen  sie  es  erleben,  dass  nach  vierzigjahrigf  in  Frieden  plötz- 
lich ein  dauernder  Kriet»szustand  in  Europa  eingetreten  ist,  dessen 
£nde  noch  gar  nicht  abgeselien  werden  mag.  Man  spricht  von 
obersten  VölkerbebOrden,  vom  Ehrengericht  des  Völkerrechts. 
Aber  noch  haben  die  Ehrengerichte  einzelner  Stände  nicht  den 
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Zweikampf  ausrotten  können,  und  jede  Execotion  einer  solchen 
völkerrechtlichen  Behörde  würde  zuletzt  bei  dem  Widerstande  des 
Verurtheilten  zum  Kriege  führen.  Der  Universalstaat  aber  würde 
die  schönsten  Blüthen  der  Kultur  im  Keime  ersticken,  schon  weil 
die  Anregungen  von  aussen  fehlten,  um  der  nationalen  und  staat- 
lichen Erschlafliing  vorzubeugen.  Je  mehr  Staaten,  desto  gr()sser 
der  Wetteifer  jedes  einzelnen  Staates.  Mit  Recht  hat  schon  An- 
selm Feuerbach  den  Universalstaat  als  das  Grab  der  Menschheit 
proklamirt  0-  Auch  mag  hier  nicht  unenvahnt  bleiben,  dass  auch 
Theodor  v.  Hippel,  der  bekannte  geistvolle  Humorist,  die  Frie- 
densfreunde seiner  Zeit  wenigstens  in  Betreff  der  Mittel  persiflirte, 
welche  sie  zur  Anwendung  gebracht  wissen  wollten.  Er  meinte : 
dergleichen  Rathschläge  für  den  ewigen  Frieden  an  Reiche  und 
Völker  richten  heisst  ein  Gebäude  mit  dem  Dache  be- 
ginnen. Er  glaubt  aber  selbst  das  einzig  richtige  Mittel  ge- 
funden zu  haben  und  dies  bestehe  darin:  dem  Kriegszustande 
ein  Ziel  setzen,  in  welchem  die  Bürger  desselben  Staates,  die 
Mitglieder  derselben  Gemeinde  untereinander  leben.  Dies  geschehe 
durch  eine  aus  weit b ürgerliche n  Principien  hervorge- 
gangene Privatgesetzgebung,  die  wenigstens  den  Weltfrieden  vor- 
bereiten werde.  Wir  werden  das  Hippel  zugeben  können,  aber 
der  eigentliche  Weg  zum  Ziele  hegt  in  der  fortschreitenden  allge- 
meinen Bildung  und  Gesittung  nicht  blos  in  der  Reformation  des 
Privatrechts  • 
Endlich  ist,  zum  richtigen  Verständniss  der  juristischen  Be- 
deutung des  Krieges,  daran  zu  erinnern,  dass  der  Krieg  nicht 

1)  Anselm  v.  Feuerbach:  ^die  Weltherrschaft  das  Grab  der  Mensch- 
heit." Zuerst  erschienen  1814  i Nürnberg)  wie  Feuerbach  selbst  sagt:  nach 
der  Einnahme  vonParis,  dann  in  den  kleinen  Schriften  (Nürnberg  1833) 
S.  28  fr.  Vgl.  auch  Ancillon,  tableau  des  r^volutions  du  systöme  politique 
de  TEurope.  Part.  I.  tom.  I.  p.  68.  Schon  Grotius  (de  jure  belli  ac 
pacis.  II.  22.  §  13  sub  1)  erklärte:  ut  enim  navis  aliqua  ad  eam  magnitu- 
dinem  pervenire  potest  quae  regi  nequeat^  sie  et  hominum  numerus  et  lo- 
corum  distantia  tanta  esse  potest  ut  unum  regimen  non  ferat.  Es  ist  das 
nicht  sehr  tief  gesprochen,  aber  immerhin  die  Unmöglichkeit  angedeutet. 

2)  Vergleiche  Th.  v.  Hippel,  über  Gesetzgebung  und  Staatenwohl 
(Berlin  1804),  eine  erst  nach  Hippels  schon  im  Jahre  1796  erfolgtem  Tode 
herausgegebene  Schrift.    Siehe  auch  Rupp  über  Hippel  in  Prutz',  literar- 
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blos  eine  rechtliche  Seite  habe.  Der  Krieg  ist  keines- 
wegs blo8  ein  formelles  Rechtsmittel.  Oben  sind  in  dieser  Be« 
Ziehung  gelegentlich  schon  Andentnngen  gemacht.  Diesen  möge 
hier  noch  Euiiges  angereiht  werden.  Der  Krieg  hat  auch  eine 
sittliche,  eine  kultnriiistorische  Bedentang.  Znnftchst  darf  frelKeh 
von  diesem  Gesichtspunkte  der  Krieg  nicht  als  etwas  absolut 
Ideales,  an  sich  Preisvvurdiges,  sondern  als  ein  Produkt  der  Ge- 
trübheit  irdischen  Daseins  und  insbesondere  der  Unvollkonimeo- 
heit  des  Menschenwesens  gelten.  Aber  derselbe  hat  doch  seine 
sittlichen  Segnungen  und  ist  ein  Werkzeug  der  Fflbrsehung  in  der 
Geschichte  zur  Entwickelung  des  Menschengeschlechts,  eben  im 
Anschluss  an  des  letzteren  unvollkommene  Weise.  Es  ist  das 
Verdienst  Hegel's,  welcher  dus  eigrentlich  juristische  Wesen  des 
Kriegs  nicht  zu  würdigen  vermochte,  die  sittliche  und  kultur- 
historische Bedeutung  des  Krieges  hervorgehoben  zu  haben,  und 
-  seine  Schttler  haben  ihm  darin  beigestimmt.  Hegel  und  seine 
Schule  behaupten  die  unbedingte  Nothwendigkeit  und  Sittlichkeit 
des  Kriegs.  Der  Krieg  stelle  alles  Endliche,  Besitz  und  Leb^ 
in  st  iiicr  Eitelkeit  und  Vergänglichkeit  dar,  er  enthalte  das 
gewaltigste  Hindemiss  gegen  die  Versumpfung  der  Menschheit 
im  Schoosse  des  Friedens.  Einer  der  jüngsten  Schaler  Hegels 
nannte  den  Krieg  das  Nothwendigste  von  AHen,  gross  und  wohl- 
thiltig.  Die  Freiheit  als  Quelle  und  Bflrgsehaft  der  menscidicheii 
Kraft  bedürfe  des  Krieges.  Wenn  der  Krieg  die  sittliche  Be- 
deutung habe,  die  lebendige  und  thatsaehliche  Abstraction  vom 
EndUchen,  die  stärkste  Bewährung  der  Freiheit  und  des  Idealis- 
mus zu  sein,  so  rufe  er  alle  intensiven  Aeusserungen  der  sitt- 
lichen Freiheit  hervor,  die  Hochherzigkeit,  den  Edelmuth,  die 
Geistesgegenwart,  die  Kaltblütigkeit,  die  geniale  Eingebung  und 
setzen  vrir  hinzu,  den  Patriotismus,  die  hingebende  Liebe  för 
die  nationale  Gesammthcit ,  den  Staat.  Freilich  entfessele  er  auch 
alle  schnöden  Leidenschaften ,  aber  er  sei  eben  der  grosse  Prüfer 
der  Menschheit,  wo  in  dem  Schwanken  und  in  der  Plötzlichkeit 


histor.  Taschenbiiche  Jahrgang  8.   1845.   besonders  S.  39.  —    Die  beste 
Uebersicht  und  Kritik  über  die  Weltiriedenäbestrebangen  gibt  ft.  v.  Mo  hl, 
"  Gesch.  u.  Lit.  der  Staatswiss.  Bd.  I.  S.  438—41. 
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der  Sclucksale  alle  Vorsiellong  aufhöre  und  die  wahre  Natur  des 
Geistes  sich  offenbare,  die  Gemeinheit  zu  Tagfe  komme,  aber 
auch  die  schlummernde  Energie  des  Guten  erwache  und  zum 
Bewusstsein  gelange  0«     ''       '  '       ■       '  ' 

Es  wäre  Eigensinn,  sich  durch  die  famose  Hegeische  Kraft- 
*  Sprache  in  dieser  Schilderung  abhalten  zu  lassen ,  die  tiefe  Wahr- 
heit der  diesen  Aussprachen  zum  Grunde  liegenden  Gedanken 
anzuerkennen.  Nach  diesem  höheren  Gesichtspunkte  hat  der  Krieg 
eine  welthistorische  Bedeutung ,  welcher  seine  juristische  völlig 
untergeordnet  ist.  Für  die  Entwickelung  der  Weltgeschichte  ist 
das  Recht,  namentlich  das  blosse  formelle  Recht,  aber  auch  jedes 
historische  Recht  und  der  Hechtsgedanke  selbst,  nur  ein  unter- 
geordnetes Element.  Andere  und  höhere  Ideen  in  Folge  deren 
erst  die'  positiven  Rechtsgestaltungen  im  Leben  entstehen  und 
auch  wohl  vergehen,  sind  die  tieferen  Träger  geschichtlicher 
Entwickelung;  das  Recht  ist  im  Grunde  genommen  nur  ein  äus- 
serliches  Product  sowie  naciidem  es  entstanden ,  ein  äusserlicher 
Trager  und  Schützer  der  geschichllich  sich  bildenden  Mensch- 
heitszustände.  Demnach  kann  es  geschehen  und  geschieht  seit 
'Jahrtausenden  immer  wieder,  dass  die  Geschichte  sich  nöthlgen- 
^alls  selbst  des  Krieges  bedient  und  durch  ihn  eine  bestehende 
rechtliche  und  hisbesondere  völkerrechtliche  Ordnung  aufhebt,  falls 
die  bisherigen  Rechtsverhaltoisse  im  Verla  nie  der  Zeit  mit  den 
ihnen  zum  Grunde  hegenden  sittlichen  und  socialen  Ideen  in 
Widerspruch  gekommen  sind  und  eine  friedliche  und  organische 
Lüsang  des  Widerspruches  bei  der  UnvoUkommenheit  mensch- 
licher Entwickelung  nicht  möglich  ist,  damit  ein  neues  Rechts- 
leben an  die  Stelle  des  alten  treten  möge. 

Das  ist  der  Krieg  und  sein  R<^(  ht.  Das  ist  die  Stellung 
des  Rechts  und  insbesondere  des  Knegsiechts  z  u  r  weltgeschicht- 
lichen Entwickelung.  Der  Krieg  ist  nicht  bloss  ein  Rechtsmittel, 
er  ist  zugleich  ein  weltgeschichtliches  Mittel  Aber  diese  beiden 
Charactere  des  Krieges  stehen  im  innigsten  Zusammenhange  und 
erst  derjenige,  welcher  dies  begreift,  wird  im  Stande  sein,  ein 
richtiges ,  ntmlich  zusammenfassendes ,  weltgeschichtliches  Urtheil 


1)  Vgl.  Deuticj^e  VierletjalirMdinft  1859.  Ueft  2.  S,  m. 
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über  kriegerische  Entscheidungen  zu  fallen ,  welche  vom  einseitig 
juristischen  Standpunkte  aus  als  nicht  gerechtfertigt  erscheinen. 

Was  unsere  Zeit  betrifft,  so  wäre  es  woU  möglich,  dasi 
ihr  ein  Krieg  notli  thflte,  scIiod  rnn  dem  maassloseii  TreiKieii  und 
Dritngen  der  Individuett  and  ilixes  Egoismus  gegen  jede  feste 
höhere  Ordnung  über  ihnen,  namentlich  gegen  die  objective  Au- 
torität und  Macht  des  Staats  endlich  wieder  eine  angemessene 
Schranke  zu  setzen  und  für  die  Majestät  des  Staats  jenen  Enthu- 
siasmus aller  .Einzelnen  neu  zu  beleben,  ohne  welchen  eine  stä- 
tige  Ordnung  politischer  YerhUttnisse  nichi  m<^€h  ist 
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bi  aflen  Lfindeni  der  eMisirten  Welt  ftlilt  man  das  Bedflrf- 

-niss,  genau  bestimmte  und  allere  mein  angenummene 
Maasse  zu  besitzen.  Ganz  besonders  einpfindet  man  den  Mangel 
solcher  Maaase  da^  wo  wie  in  Deutschland  viele  kleinere  Staaten 
nahe  beitfammea  Hegen  und  in  den  mannigfaltigsten  und  engsten 
Berfthningen  mitetnander  stehen.  Aber  es  ist  bis  jelst  niemals 
gelangen ;  irgend  einem  Maasssysleme  die  aügemeine  Annahme 
zu  verscliaßen;  ja  es  ist  in  Frankreich,  wo  man  vor  etwa  70 
Jahren  diesen  Zweck  mit  grösster  Energie  und  mit  vieler  Gründ- 
lichkeit und  Umsicht  zu  erreichen  gesucht  hat,  nicht  einmal  ge- 
hingen, im  eigenen  Lande  das  neue  wohl  begründete  System 
in  allen  seinen  Thailen  zur  Annahme  zu  bringen,  trots  aller 
darOber  erlassenen  Gesetze. 

Die  Ursachen  dieses  Hisiriingetts  hi  Frankreich  mögen  zum 
Theil  in  besonderen  politischen  Verhältnissen  nachgewiesen  wer- 
den können;  es  lässt  sich  aber  nicht  verkennen,  dass  eine  Ur- 
sache auch  in  dem  Systeme  selbst  liegt 

Das  französische  Genvemement  hatte  sich  nicht  mit  der 
Feststellung  der  nothwendigen  Maasse  begnügt,  sondern  hatte 
ns^ich  Yorschrillen  gegeben,  wie  die  Maasse  gebraucht,  hus« 
besondere  wie  mit  ihnen  gerechnet  werden  sollte.  Diese  Vor- 
ichriften  stehen  mit  der  Festsetzung  von  blossen  Maassein- 
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heilen  in  keinem  innern  und  nolluvtiiiiigen  Zusammenhange. 
Freilich  emphehlt  sich  die  D  e  c  i  rti  a  1  r  e  c  h  a  u  n  g ,  weil  sie  unserem 
ganzen  Zahlensysteme  zum  Grunde  liegt,  vorzüglich  zum  Aiui<- 
draok  des  Verhältnisses  versehiedener  Grössen  zu  ihren  M aassen  • 
indessen  weiss  jeder  Rechner,  dass  auch  die  Duodecimalrechnmig 
oder  auch  die  Sexagesimalrechnung  unter  besonderen  Verhültnlssen 
besondere  praktische  Voitheile  bietet.  Die  Decimnlrcchnung  zu 
einer  bindenden  Vorschrill  beim  Gebrauche  der  ^laasse  zu  erheben, 
dürfte  daher  wohl  als  eine  unnöthige  und  zu  grosse  Beschränkung 
der  natürUchen,  jeder  Uebung  und  Gewohnheit  ihr  Recht  gewäh- 
renden, Freiheit  erscheinen,  welche  ohne  dringende  Grttnde  auf- 
zuerlegen nicht  rathsam  seui  möchte. 

Schätzte  man  aber  auch  wirklich  die  Vorzüge  der  Decimal- 
rechnunßf  so  hoch ,  dass  man  ihre  Einführung  möglichst  zu  be- 
'  günstigen  geneigt  war,  so  hätten  doch  bei  diesen  Bestrebungen 
gewisse  Grenzen  niemals  überschritten  werden  sollen;  insbeson- 
<)ere  hätte  stets  das  Vorhandene  wenigstens  in  so  weit  respeclirt 
werden  sollen,  als  es  in  allgemeines  Besitzthum  fibeiv 
gegangen  ist,  welches  ohne  Verletzung  vieler  und  grosser  Inte- 
ressen nicht  gestört  und  beseitigt  werden  kann. 

Ein  solches  Besitzthum  war  die  nun  einmal  angenomtnene 
Zeitrechnung  und  Gradrechnung  geworden,  was  von 
dem  französischen  Gouvermement  nicht  respectirt  wordeii  ist,  indem 
es  statt  der  Sexagesimah-echnung  die  Decimahrecbmmg  bei  der  . 
Zeit-  und  Gradrechnung  einzuführen  versuchte,  und  sodann  das 
Maasssystem  so  einrichtete,  wie  es  am  zwecktnassigsten  ge- 
wesen sein  würde,  wenn  jener  Versuch  vviikiich  gelungen  wäre. 

Hätte  man  nur,  bei  so  eingerichtetem  Maasssysteme ,  wenig- 
stens mit  der  Einführung  desselben  so  lange  gewartet,  bis 
der  Erfolg  der  neuen  Zeit-  und  Gradrechnung  gesichert  gewesen 
wäre !  Da  diess  aber  nicht  geschah ,  so  konnte  es  nicht  fehlen, 
dass  (las  Alisslingen  des  einen  Versuchs  das  des  anderen  nach 
sich  zog.  Man  würde  nur  sehr  kurze  Zeit  zu  wai  ten  gebi  aiu  ht 
haben,  bis  man  den  ersteren  Versuch  selbst  für  misslungen 
erkannte,  und  hätte  dann  das  neue  Uaasssystem  so  (einrichten 
können,  wie  es  nach  der  allgemein  angenommenen 
Zeit-  und  Gradrechnung  am  zweckmässigsten  war.  Es 
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koDiite  diess  leicht  geschehen,  ohne  irgend  das  System  selbst 
seinem  innern  Weaea  nach  zu  verfindern.  Es  würde  dann  daraus 
dn  einhsitliGhes  Mafisssystem  hervofgegangen  sein,  weiches  nichl 
bloss  sogleich  in  Frankreich,  sondern  gewiss  bald  auch  ausser- 
halb Frankreich  die  allgemeinste  Anerkennung  und  Annahme  ge- 
funden haben  würde,  wie  es  dieselbe  verdiente. 

Mit  dem  Auigebea  der  Decimabrechnung  für  Zeit-  und  Grad- 
recfanung  war  aber  der  ganzen  Einrichtung  des  neuen 
Xaasssystems  der  Grund  entzogen,  und  das  System  selbst,  falls 
ihm  nicht  eine  neue  Einrichtung  gegeben  wurde,  zugleich 
mit  aufgegeben.  Eine  solche  neue,  durch  das  Aufgeben  der 
Decimalrechnung  für  Zeit-  und  Gradrechnun^x  bedingte,  Einrich- 
tung hat  aber  das  französische  Maasssystem  nicht  erhalten,  son- 
dern man  hat  sich  später  bloss  an  die  Trümmer  des  in  seinem 
Grunde  untergrabenen  urspuinglichen  Systems  gehalten,  nn4 
haben  dieselben  auch  weit  über  die  Grenzen  Frankreichs  hinaus 
■Ht  der  Zeit  Aufnahme  gefunden ,  so  liegt  der  Grund  davon  bloss 
darin,  dass  au(  Ii  solche  Trümmer  eines  wahren  Systems, 
wie  das  französische  Maasssystem  ursprünglich  war,  immer  noch 
grosse  praktische  Vorzüge  vor  dem  sonst  überall  herrschenden 
Chaos  besitzen. 

Will  man  aber  mehr  als  solche  T^rfimmer  haben,  so  braucht 
nur  SU  geschehen,  was  das  französische  Gouvernement  ohne 
allen  Zweifel  gfelhan  h;iben  würde ,  wenn  ihm  bei  Ein! ührung  des 
neuen  Maasssyslenis  die  allgemein  angenommene  Zeit-  und  Grad- 
rechnung  für  unantastbar  gegolten  hätte« 

AUgemeine  BedttrfiiisBe. 

Die  aUgemcinen  Bedüdnisse,  denen  ein  einheitliches  Maass- 
system genügen  soU,  lassen  sich  unter  folgenden  drei  Punkten 
zusammenfassen,  nftmtich: 

1)  das  BedOrfniss  genau  bestimmter  Maasse; 

2)  das  ßedhrfniss  aUgemehi  angenommener  Maasse ; 

3)  das  Bedürfniss  einheitlicher  Maasse,  oder  Beseitigung 
aller  unnöthigen  und  überflüssigen  Maasse 

1}  Es  scUliessen  sich  hieiati  noch  eine  Menge  specieller  Bedürfnisse, 
die  in  Betracht  %u  ziehen  i»iud,  wenn  es  sich  Hin  den  Gebrauch  der 


128 


Heber  elnlidlliehe  llaaiMyBteiiM. 


Den  oben  angeführten  allgemeinen  Bedürfnissen  würde  nun, 
wenn  nodi  gar  keine  Maasse  vorhanden  wttren,  durch  Feslalel- 
hmg  dreier  Maasse  als  Grondmaasse  genügt  werden.  Man 
ist  einig,  dass  alsdann  die  Maasse  fBr  Lange  und  Zeit  zn 

zweien  von  diesen  drei  (xHindmaasseii  gewählt  wurden,  die  Wahl 
für  das  dritte  Grundrnaass  dagegen  würde  zwischen  dem  Maasse 
für  die  Massen  der  Körper,  oder  für  ihre  Gewichte,  oder 
für  ihre  Dichtigkeiten  noch  frei  gelassen  werden«  Jede 
weitere  Feststellung  von  Maassen  für  noch  andere  Grössenarten 
würde  nnnöthig  und  Oberflüssig  sein ;  denn  alle  anderen  Grössen* 
arten  können  mit  denen ,  für  welche  die  Grundmaasse  festgestellt 
sind,  an  gewissen  geometrischen  oder  mechanischen  Objecten 
zugleich  betrachtet  werden,  und  die  alsdann  vorhandenen,  in 
geometrischen  oder  mechanischen  Gesetzen  gegebenen 
Relationen  zwischen  den  verschiedenen  Grössenarten  würden  ge-> 


Maasse  zu  bestimmten  Messungen  handelt ,  deren  Eröiterung 
jedoch  die  der  allgemeinen  vorangehen  niuss. 

Die  FestseUting  des  Maasaes  für  irgend  eine  Gröagenart,  allein  be* 
tnichlet,  geschieht  belmiBlIidi  dadurch,  daas  man  eine  an  irgend  einem 
Orte  an  irgend  einer  Zeit  wirklich  vorhandene  Grftaae  dieser  Art  sum 
Maasse  wfthlt.  Diese  sum  Maass  gewählte  Grösse  nennt  man  nun  einen 
Maass-Etalon,  wenn  sie  so  b^haffen  ist ,  dass  sie  an  einen  anderen 
Ort  Tortetst,  nnd  ihre  UnToränderiichkeit  an  'Terschiedenen  Zeiten  ver- 
sichert werden  kann.  Es  leuchtet  nnn  ein«  dass  wenn  es  sich  am  die 
Anwendnng  der  Uaasse  an  bestimmten  Messungen  handelt«  die 
FesUtellung  der  Maasse  in  solchen  Etalons  sehr  hiafig  ein  BedQrfiiiss 
sein  wird ;  denn  ohne  sollen  E  t  ä  I  o  n  kann  das  Naass  an  Messungen 
nicht  unmittelbar,  sondern  höchstens  nur  mittelbar  gdimacht  werden. 

Da  aber  fitar  viele  GrAssenartea ,  s.  B.  für  Geschwindigkeiten,  gar  keine 
Hause  in  Etalons  darstellbar  sind,  nnd  die  f&r  die  übrigen  dargestellMi 
Etaions  doch  nur  au  gewissen  Arten  von  Messungen  unmittelbar  brauchbar 
sein  können,  so  ist  eszwcckmassig,  die  Feststellung  der  Maasse  im  Allge- 
meinen von  ihrer  speciellen  Feststellung  in  Etalons  su  sondern 
nnd  mit  letzterer  später  zusammen  auch  die  dabei  in  Betracht  au  siebenden 
Specielleren  Bedürfnisse  zu  erörtern. 

Die  in  Etalons  dargellten  Maasse  heissen  reelle  Maasse  und 
werden  den  ideellen  Maassen,  welche  bei  der  Messung:  nicht  un- 
mittelbar vorliegen,  entgegengestellt.  Man  nennt  die  ideellen  Maasse ,  deren 
Feststellung  aul'  gewisse  in  der  Natur  gegebene  Grössen  zurückgebt,  auch 
Naturmaasse. 
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nügen,  um  fui'  alle  anderen  Grössenarten  Maasse  aus  den  drei 
fesIgestelltoB  Gnmdmaassen  abzuleiten. 

Vorhandene  Elemente. 

Der  Fall  9  dass  noch  gar  keine  Maasse  vorhanden  wären, 

liegt  nun  aber  nicht  vor,  und  es  fragt  sich  daher,  ob  unter  den 
vielen  vorhandenen  Maassen  nicht  eines  oder  mehrere  sich  be- 
finden, weiclie  den  beiden  ersten  von  den  oben  angeführten  Be- 
dürfnissen genügen,  ndmlich  genau  bestimmt  und  allge- 
mein angenommen  zu  sein.  Es  leuchtet  nämlich  ein,  dass 
es  in  BetrefiF  solcher  Maasse  gar  keiner  weiteren  FeststeUung 
bedarf,  wie  auch  jeder  Versuch,  solche  Maasse  zu  verdrängen, 
erfolglos  bleiben  Avürde. 

In  Beziehung  auf  die  Zeit  hat  nun  die  Astronomie  schon 
lange  dafür  gesorgt,  dass  wir  mit  einem  genau  bestimmten  und 
allgemein  angenommenen  Maasse  versehen  sind,  woran  nichts 
mehr  zu  ändern  ist.  Das  Zeitmaas s  ist  eines  der  drei 
Grundmaas se  geworden,  und  steht  so  fest,  dass  es  bei  Be- 
rathungeii  und  Vereinbaruiiu^en  über  festzustellende  Maasse  gar 
nicht  mehr  in  Erwägung  gezogen  zu  werden  pflegt. 

Giebt  es  nun  nicht  unter  allen  übrigen  vorhandenen  Maassen 
noch  em  zweites,  welches  ebenso  wie  das  Zeitmaass  genai| 
hesümmt  nnd  allgemein  angenommen  ist?  Es  lässl  sich  wirklich 
dem  Zeitmaass  noch  ein  anderes  zur  Seite  stellen,  nämlich  das 
Maass  für  die  Di chtii^keiten  der  Korper.  Die  Maxiiiial-Dich- 
tigkeit,  welche  dem  reinen  Wasser  ohne  äusseren  Druck  zukommt, 
ist  wirklich  ein  genau  bestimmtes  Maass  für  die  Dichtigkeiten 
der  Körper,  welches  allgemeine-  Annahme  gefunden  hat, 
und  man  kann  sicher  sein,  dass  jeder  Versuch,  der  gemacht 
werden  sollte ,  dieses  Maass  zu  aiidüni ,  ohne  Erfuig  ijieiben  und 
bald  wieder  aufgegeben  werden  würde. 

Prüft  man  nun  endhch  noch  alle  übrigen  vorhandenen  Maasse, 
so  findet  man  die  beiden  Merkmale,  dass  ein  Maass  genau  be* 
stimmt  nnd  allgemein  angenommen  ist,  nur  noch  bei  einem 
Maasse  in  weiteren  Getneten  vereinigt,  nämlich  bei  dem  in  der 
Geographie  und  der  Schiffahrtskunde  gebrauchlea 
Längen  maasse. 

Zeitsehr.  f.  Staftttw.  1861.  L  Edft  9 
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Dm  Maass  ntadich,  nach  weiehem  alle  geographigdiM 

Karten  unlvvorf'en  werden ,  ist  wirklich  genau  bestimmt  und 
allgemein  angenommen.  Auf  vielen  Karten  findet  man 
zwar  verschiedenerlei  Maassstäbe  angegeben;  diese  Maassstabe  sind 
68  aber  nicht,  nach  welchen  lUe  Karle  entworfen  worden  ist, 
sondern  sollen  nur  zur  Rednction  des  hieasii  gebrauchten  Maasses 
auf  die  in  verschiedenen  Lindem  gebräuchlichen  sogenannten 
Meilenmaasse  dienen.  Das  Maass,  wonach  alle  Karten  wirklich 
entworfen  sind,  ist  das  Graduiiiass  der  Breite ,  welches  in  seinen 
kleineren  ünterabtheilungen ,  nauUich  Breitenuiinuten,  allen  ,fspe- 
cialkarten  als  Längen  maass  zum  Grande  liegt 

Feiner  werden  alle  nautischen  Rechnungen,  deren  prak- 
tische Bedeutung  für  die  Schiffahrt  immer  gewachsen  ist,  trigo- 
nometriscli  nach  Bogenminuten  geführt,  wozu  alle  Hülfstalelii 
und  Instrumente  einfferichtel  sind.  Hlenach  werden  durch 
alle  Rechnungen  die  £nttemungen  unmittelbar  in  Seemeilen 
gefunden,  welche  die  Bogenminute  auf  der  Erdoberfläche  ihrer 
Länge  nach  darstellt 

Bs  ist  also  in  der  Geographie  und  Nautik  die  mittlere  Länge 
der  Bogenminute  des  Meridiankreises  aul  dt  r  ErUoberüaclic,  oder 
die  Seemeile ,  ein  genau  bestunmtes  und  allgemein  angenom- 
menes Längen  maass  und  es  darf  wohl  behauptet  werden, 
dass  alle  Versuche,  in-  d«A  beiden  angegebenen  Gebieten  durch 
neue  Feststellungen  das  einmal  angenommene  Maass  zu  ändern, 
scheitern  wttrden. 

Jede  Feststellung  eines  anderen  Langenmaasses ,  wenn  es 
auch  in  allen  anderen  Gebieten  ausser  der  Geographie  und  Nautik 
allgemein  angenommen  werden  sollte,  würde  also  nur  dahia 
führen,  dass  man  zwei  Längenmaasse  eriilelte,  von  denen  das 
eine  jedenÜEilts  u n n d t h i  g  und  ttberflüssig  wäre.  Ein  solches 
unndthige  und  überflüssige  Maass  kann  nur  dadurch  vermieden 
werden,  dass  das  in  der. Geographie  und  Nautik  einmal  allge- 
mein angenommene  Längenmaass  für  alle  anderen  Gebiete, 
wo  noch  kein  Längenmaass  allgemeine  Annahme  gefunden  hat, 
gieichfaUs  festgestellt  und  angenommen  wird. 

Bs  ergibt  sich  also,  wenn  man  alles  Vorhandene,  was 
so  feststeht,  dass  es  sich  niemals  wieder  beseitigen  lässt,  ge- 
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hörig  beachtet  und  würdigt,  dass  alle  VorscMftge,  wdclie  zn» 
Feststellung  neuer  Maasse  gemacht  werden,  unnöthig  und  über- 
flüssig sind.  Es  kommt  wesentlich  mir  darauf  an,  an  den  sclioii 
vorhandenen,  genau  bestimmten  und  ailgeiücia  angenommeneu 
Maassen  allein  und  ausschiiessend  festzuhalten,  und  alle 
anderen  nicht  genau  bestimmten  oder  nicht  allgemein  angenom- 
menen Maasse  gänzlich  abzuschaffen,  indem  man  zugleich  jene 
ersteren  zu  Grundmaassen  eihebt,  aus  denen  man  nach  be* 
kannten  geometrischen  und  mechanischen  Principien  das  ganze 
System  der  abgeleiteten  Maasse  gewinnt,  welches  allen 
Bedürfnissen  vollständig  genügt  und  nichts  überflüssiges  enthält. 

Bs  liegt  in  den  aUmähligen  aber  unwiderstehlichen  Fort» 
schritten  der  Wissenschaft  und  technischen  Kunst  etwas  NötM- 
gendes ,  was  mit  Sicherheil  voraussehen  lässl,  dass  man  endlich 
auch  in  Beziehung  auf  das  in  alle  Verhallnisse  so  mächtig  ein- 
greifende Maasssystem  zu  der  eben  dargelegten  zweckmässigen 
Beseitigung  so  vieler  wiUkührUchen  Feststellungen,  die  man  sich 
bisher  in  kldneren  oder  grösseren-  Kreisen  erlaubt  hat,  gelangen 
wird.  Die  von  Zeit  zu  Zeit  hervortretenden  gesetzgeberischen 
Acte  werden  ilarauf  nur  insofern  Einfluss  haben,  als  die  Zeit, 
bis  waiui  man  jenes  Ziel  erreicht,  dii(lur<;h  sehr  abgekürzt  oder 
auch  weiter  hinausgeschoben  werden  kann. 

französisches  Maasssystem. 

Ein  solcher  gesetzgeberischer  Act  ist  es  gewesen,  wodurch  ' 

das  französische  Maasssystem  vor  fast  70  Jahren  festgestellt 
worden  ist,  welches  seine  Bedeutunj^  und  die  vielseitige  Aner- 
kennung un(i  Annahme,  die  es  nach  und  nach  gefunden,  bloss 
dem  Umstände  verdankt,  dass  es  mit  einer  nur  geringen,  freilkh 
praktisch  sehr  emflussreichen,  Abweichung  whrfclich  auf  die  an- 
gegebenen schon  vorhandenen  Elemente  eines  einheitlichen  Maass- 
Systems  gebaut  war  und  den  vorher  aufgeführten  allgemeinen 
Bedürfnissen  vollkommen  genügte.  Es  stand  aus  diesen  Gründen 
unter  allen  gesetzlich  sanctionirten  Maasssystemen  einzig  in  seiner 
Art  da.  Die  Herrschaft  desselben  kann  sich  noch  bedeutend 
erweitem ;  dessenungeachtet  wird  es  doch  niemals  zu  einer  ganz 
allgemeinen  Annahme  gelangen,  und  es  wird  endlich  sogar  die 
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Zeit  konunen,  wo  ihm  mit  Erliahung  des  or^rOngliclien  Kemeg 
eine  neae  Einrichtuiif^  gegeben  wird,  durch  die  es  mit  allen  vorhan- 
denen Elementen  in  vollkommene  Uebereinstijiunung  gebracht  wird. 

Die  jetzige  Einrichtung  des  französischen  Maasssy- 
stems würde  nur  zugleich  mit  dem  Grunde,  auf  den  sie  gebauet 
war,  nftmlich  einer  nach  dem  Decimalsystem  geordneten  Zeit* 
und  Gradrechnung  ^  allgemeine  Annahme  haben  finden  liönnen; 
nachdem  aber  dieser  Grund  aufgegeben,  kann  das  darauf  errich- 
tete Gebäude  auf  die  Dauer  nicht  bestehen.  Die  datiarch  nolh- 
wendig  gewordene  neueEinrichtung  des  Maasssystems,  auf 
dem  Grunde  der  allgemein  angenommenen  Zeit* 
und  Gradrechnung,  fuhrt  aber  durch  eine  neue  Fest- 
stellung der  Grundmaasse  zu  einem  neuen  Systeme  auch 
der  abgeleiteten  Maasäe. 

Grundmaasse. 

Die  Umlaufszeit  der  Erde  um  die  Sonne,  die  Maxi- 
mai-Dichtigkeit des  reinen  Wassers  ohne  Äusseren 
Druck  und  die  Länge  des  Erdmeridiankreises  sind  die  in 

der  Natur  gegebenen  Grössen,  auf  welche  die  Feststellung  der 
Grundmaasse  zurückgehen  muss,  wenn  ein  annehmbares  einheit- 
liches Maasssystem  hergestellt  werden  soll.  Es  ist  diess  auch 
schon  bei  Begründung  des  französischen  Maasssystems  anerkannt 
worden  und  bildet  den  wahren  Kern  desselben. 

Diese  Grössen  brauchen  aber  nicht  selbst  zu  Maassen 
genommen  zu  werden,  und  dürfen  es  auch  nicht,  aus  dem 
Grunde ,  weil  sie  in  keiner  Weise  für  den  praktischen  Gebrauch 
der  Maasse  zur  Messung  passen,  worauf  bei  der  Feststellung  der 
Maasse  vorzüglich  Rücksicht  zu  nehmen  ist 

Zur  Feststelhmg  des  Zeitmaasses  hat  man  daher  die  Um- 
laufszeit der  Erde  um  die  Sonne  nach  der  allgemein  an- 
genommenen Z  e  i  t  r  e  c  h  mni  g  in  mittleren  Tagen  ausgedrückt 
und  den  Ö6400ten  'Iheil  emes  hulchen  Tages,  oder  eine  Zeil- 
secunde,  als  Zeitmaass  festgesetzt,  weiches  durch  Normaluhren, 
mit  Hülfe  astronomischer  Controlen,  so  genau  als  es  für  den 
Gebrauch  irgend  erforderlich  ist,  fortwährend  dargestellt  wird. 

Zur  Feststellung  des  Längenmaasses  soUte  nun  dasseQ>e 
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gesobehen,  indem  man  die  Läagfe  des  Meridiankreises  der  Erd* 
aberfittdie  nach  der  allgeme-in  angenommenen  Grad* 
recbnvng  in  860  Grade  und  jeden  Grad  in  60  Ifinuten  aus» 

drückte,  und  die  Lange  einer  solchen  Bogenminute  auf  der 
Erdoberfläche ,  welche  das  allgemein  angenommene 
Läügeninaass  im  Gebiete  der  Geographie  und  Nautik 
schon  bildet  und  in  der  Seemeile  dargestellt  ist, 
anch  führ  alle  anderen  Gebiete  ausser  der  Geograj^hle  und  Nautik 
als  Langenmaass  feststellte.  Nur  auf  diese  Weise  kann  ein 
wirklich  einheitliches  Längenniaass  für  alle  iauiulichen  Be- 
sUmmungcn  gewonnen  werden. 

i  '  Es  wdient  jedoch  iiiebei  die  Bemerkung  besonders  hervor- 
gehoben zu  werden,  dass  in  der  Geographie  und  Nautik  niemals 
unmittelbarer  Gebrauch  vom  Lüngenmaass  zu  Messungen- 
gemacht  whd,  sondern  dass  alle  in  der  Geographie  und  Nautik 
ausgeführten  räumlichen  Bestinminnnfen  in  W  i  n  k  e  1  m  e  s  s  u  n  g  e  n 
bestehen,  aus  denen  alle  Entfernungen  trigonometrisch  be- 
rechnet werden.  Da  nun  aber  alle  trigonometrischen  Tafeln,  die 
10  diesen  Rechnungen  gebraucht  werden,  nach  dem  Decimal- 
System  Ungerichtet  sind;  so  ergiebt  sich  hieraus  die  wichtige 
Folge,  dass  in  der  Geographie  und  Nautik  eine  Verkleinerung 
des  Läncrenmaasses  nach  dem  Decinialsysteme,  z.  B.  eine 
Verkleinerung  desselben  auf  den  lOOOten  Theü,  als  gar  keine 
wesentliche  Aenderung  anzusehen  ist. 

Diese  Bemerkung  ist .  darum  von  besonderer  Wichtigkeit, 
weil  in  allen  Gebieten,  wo  unmittelbarer  Gebrauch  vom 
Längenmaass  zu  Messungen  gemacht  wird,  die  Länge  einer 
Bogeamiiiute  auf  der  Erdoberfläche  oder  einer  Seemeile  zu  diesem 
Gebrauche  nicht  passt,  woraut  doch  bei  Feststellung  des  Maasses 
▼orzttgüch  Rücksicht  zu  nehmen  ist 

Im  Feststellung  des  Lftngenmaasses  kann  daher  die 
Lange  des  Meridiankreises  der  Erdoberfläche,  nach  der  all- 
gemein angenommenen  Gradrechnung,  in  360  Grade 
und  jeder  Grad  in  GO  Minuten  ausgedrückt,  und  sodami  von  der 
Länge  einer  solchen  Bogenminute  auf  der  Erdoberfläche  der 
lOOOte  Theü  zum  Längenmaass  gewählt  werden. 

In  dem  firansösischen  Maasssystem  ist  das  Längenmaass  gans 
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nf  dieselbe  Weise  feslgesteltt  worden,  bloss  luii  dem  Unterschiede, 
dasf  in  F<ilge  der  vmacbten  Etnfahnmg  eiwir  nich  dem  Deci* 
malsystem  gewdnelen  Gradrechniuig  ein  anderer  Werth  der  Bogen* 
nümle  nun  Grande  fpelegt  worden  war.  Mimiicii  ttall  des'^Seo. 

60ten  Theils  des  Meridwiikreiseö  war  der  400.  lOOte  Theil  gc- 
noaimen  worden,  uder  es  war  versucht  worden,  eine  im  Ver- 
hältniss  von  lüD:  54  kleinere  Seemeile  emsnfuhren,  deren  luÖOIer 
Tiieil  das  als  Meier  bekannte  Lin^eKnaasa  ist 

Das  DicktigkeiUmaass  endfich  ist  das  ein&ge,  wd- 
cbes  nnnitlelbar  dadorck  §ah%  ist,  dass  die  in  der  Nalnr  salbsl 
gegebene  Grösse  der  Maximal  -  Dichtigkeit  des  reinen  Wassers 
ohne  äusseren  Druck  alsDichtigkeitsmaass  lestge&leUl  worden. 

Maass-Etalons. 

Die  besondere  Feslsleninig  der  Maaase  in  Blnlons,  dnrdi 
wekbe  dieseBM«  erst  objectiv  verwirklickt  werden,  hingt  endkdi 

von  einer  Menge  praktischer  iiucksichten  auf  ihren  Gebrauch  bei 
Messungen  ab.  Es  leuchtet  ein,  dass  es  unmuglu  h  ist,  allen  kleineren 
und  grosseren  Bedüriaissen,  die  sich  bei  den  nnaUlhUgeii  Auwen- 
tegen heranssteUen,  m  genügen,  nnd  daas  man  sich  daher 
avf  die Berflcksicktigang  der  wesenllickstenBedaifaiasenoik- 
wcndif  beschrinken  nrass. 

W  elches  nun  aber  diese  wese  nt  1  1 1  hsten  Bedürfnisse 
seien,  darüber  smJ  die  Ansichten  der  l^rakliker  verschicken,  und 
eine  Vereinigung  vieler  Staaten  zum  Zweck  eiuer  gemeinsameo 
FeststeUnng  der  £talona  wird  deashatt»  nicht  leicht  in  Stande 
konunen.  Auch  wenn  von  alien  Staaten  dieselben  Maasse  ange- 
nommen wiren.  wQrde  dock  die  gesetsllcke  Festst^hmg  der 
Etalons  immer  jedem  Staate  in  seinem  Bereiche  vorbehalten  bleiben 
müssen ,  und  höchstens  mochten  Vereinbarungen  uher  einzelne 
Punkte,  in  welchen  ausseriiche  Gleichheit  besondere  praktische 
Yortheüe  böte,  sn  Stande  gebracht  werden  honun. 

Im  AOgemenien  ist  gesotriicke  Peatstdlnng  von  EtaUms  nickt 
btoss  die  Grandmaasie,  sondern  för  alle  Maaase  (iraktisch 'desto 
mt'lij  gerechtfertigt,  je  genauerer  Feststellangr  m  1  Jalon-^.  und  weiterer 
Verbreiluiig  sie  auf  diese  Weise,  ohne  Gefahr  der  Veran- 
der ung,  fähig  sind.  Welche  Steile  im  Systeme  sie  einnahmen, 
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ob  al0  finniteaAMe  oder  füg  abgcMete  Maasse,  isl  i»Sm  gieich- 
gUHig*  Soklie  Maasse  empfeUeii  meh  aber  nicht  bloss  sor  wirUiobea 
Barstelhing  in  Etalons,  sondern  es  isl  zur  Vermeidung  jeder  Vtt» 

gewissheit  auch  praktisch  nothwendig,  dass  jtder  so  daroestellte 
Etalon  schlechtwegf  als  das  Maass  seiner  Grusseaart  gesetzlich 
gelte  9  ohne  Kücksicht  daraut  ,  ob  es  bei  seiner  Darsteiiung  g»* 
fangen  sei,  ihn  den  Bestimmungen  des  Syslems  ganz  genan 
anzupassen,  was  vollkommen  doch  niemals  erreicht  wird.  Jeder 
solcher  Btalon  hat  dann  selbstständipre  Geltung,  ganz  nnab- 
hüiigig  von  den  im  S  y  s  t  e  in  e  darüber  uiillialtejit  it  15 1  Stimmungen. 

Es  wurde  aber  ein  Missbrauch  der  gesetzlichen  Autoritftl 
sein,  einen  Etalon  festzustellen,  ohne  Mittel ,  den  allgemeinen 
6e brauch  des  so  festgestellten  Btalons  zu  ermOgUchen. 

::;iEs  lenchtet  ein,  dass  dazu  ein  in  den  Staalsarchiven  ver- 
siegelt medergelegter  Normaietalon ,  welcher  dem  Cfebrandie 
ganz  entzogen  ist,  nichts  helfen  kann,  und  dass  es  insbesondere 
nichts  helfen  kann,  wenn  dieser  Normaletalon  mit  einer  viel  grös- 
seren Feinheit  und  Genauigkeit  hergestellt  ist  als  die  in  Gebrauch 
kommenden  Exemplare.  Die  Absicht,  welche  zu  einer  solchen 
Yerwahmngdes  Mormaletatons  kfinfig  Anlass  gegeben,  ist  mm* 
zwar  nicht  die  Ennöglichung  des  aUgemekien  Gebrauchs,  sondern 
'  die  Sorge  für  künftige  Jahrhunderte,  dass  ihnen  das  jetzt  allge- 
mein gebrauchte  Maass  erhalten  werde.  Suli  aber  diese  letztere 
Absicht  nicht  ganz  illusorisch  sein,  so  setzt  sie  voraus,  dasa 
der  aHgemetaiB  G^ranch  anf  andere  Weise  schon  vottlramnien 
gesidiert  sei  Denn  ehe  gesorgt  wird,  dass  ein  Etaton  der 
Nachwelt  erhalten  werde,  muss  gesorgt  werden,  dass  derselbe 
wirklich  gebraucht  wu  ti ,  dd  er  sonst  für  die  Nach  weil  gar 
keine  Bedeutung  hat. 

Die  Möglichkeit  des  allgemeinen  Gebrauchs  setzt  aber  voraus^ 
dass  der  Stalon  nicht  in  einem,  sondern  in  vielen  Tausenden 
von  Exemplaren  vorhanden  sei,  für  welche  alle  dieselbe  Bfirg: 
Schaft  existiren  muss,  eine  Bürgschaft ,  welche,  wenn  die  Fa-* 
brikation  aller  zum  wirküchen  Gebrauch  komiiienden  Ktalons  von 
Künstlern  und  Handwerkem  naeh  ßeüeben  mit  den  verschiedensten 
Instrumenten  und  Werkzeugen  beschatte  wird,  durch  die  üüchtige 
Conirole  eines  Aichnngsamtes  niobt  wohl  emieht  werden  kann^ 
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Wie  man  viele  ftür  identisch  zu  adilende  Exemplare 
einer  Schrifi  nur  dureh  denselben  Drnck  gewinnen  Innin, 
ebenso  lassen  sich  viele  för  identisch  zu  achtende  Bielen* 

Exe  III  p  1  a  r  c  nicht  durch  künstlerisches  oder  handwei  ksiiiassiges 
Copieren,  sondern  mir  durch  stereotypischen  Abdruck 
mit  den  feinsten  und  zuverlässigsten  Maschinen,  unter  ganz  un- 
verändert erhaltenen  Verbältnissen,  beweriuitelHgeii.  Nicht  der 
Stempel  dnes  AicfaungpBamtes,  sondern  der  Stempel  der  Maschine, 
womit  alle  Exemplare  geprägt  worden  sind,  kann  ihnen  aßen  eine 
gleiche,  p  r  a  k  t  i  s  t  Ii  genügende,  Bürgschaft  gewaliren.  Solche 
Maschinen  in  zvveckmässigster  Weis«'  üiiszutuhren ,  ist  gewiss  eine 
schwere  Aufgabe,  deren  Lösung  jedoch  in  unserer  Zeit  keinen 
wesentlichen  Anstand  finden  durfte. 

Wäre  nun  aber  anch  eine  solche  stereotypische  Vervielfälti- 
gung der  Exemplare  fttr  den  Lingen-Etalon  erreichbar,  so  würde 
docli  dasselbe  nicht  von  allen  Elaloiis  gelten.  Es  würden  sich 
z.  B.  solche  stereotypisch  vervlelfältififte  Excnij)lare  des  Massen- 
oder Gewichls-Etalons ,  die  für  alle  praktischen  Anwendungen 
als  identisch  gelten  kdnnten,  nicht  herstellen  lassen.  Es  würden 
aber  doch  sterotypisch  vervieimitigte  Exemplare  herstellbar  sem, 
welche  fGlr  die  meisten  praktischen  Anwendungen  als  identisch 
gelten  könnten,  was  auch  schon  von  grosser,  keineswegs  zu  über- 
sehender, Wichtigkeit  wäre.  Es  üurlte  in  dieser  Beziehung  ins- 
besondere nicht  übersehen  werden,  wie  wichtig  es  wäre,  wenn 
ebie  sweckmissige  Prägung  aller  Goid-  und  SiU>enntinien 
dasu  benutzt  würde,  um  den  Massen-  oder  Gewichts -Elalon  in 
Tausenden  von  gleich  verbürgten  Exemplaren  zu  verbreiten, 
wobei  freilich  die  Grundbedingung  wäre,  dass  der  Massen-  oder 
Gewichts-Etalon  nicht  im  Feingehalt  der  Münze,  sondern  in 
ihrem  Totalgehait  gegeben  wäre. 

Hätte  man  in  anderen  Maassgebieten  solche  HüUkmütel,  wie 
Uhren  und  Kalender  fttr  die  Zeit  smd,  um  auf  allgemeine  An- 
nahme zweckmässiger  Einrichtungen  hinzuwirken,  so  könnte  die 
alliiiahliffe  Ausbildung  des  Maasssystems  fast  ganz  der  freien 
Entwickeluug  überlassen  bleiben,  und  es  würde  nur  von  Zeit  zu 
2^it  einer  gesetzlichen  Sanction  des  so  Entstandenen  bedürfen. 
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Bei  dem  Mangel  solcher  Hülfomittel  aber  leuchtet  ein  ,  6m  es 
ohne  ,geBet8geberi6che  Acte  niemids  su  einer  aUgenieineii  An- 
niAme  Moh  4er  zwednnftssigsteB  Einridhtungen  konnnen  kann. 

Der  Hauptzweck  solcher  gesetzgeberiaehen  Acte  besteht  in 
der  angestrebten  Vermittlung,  dass  bestimmte  Maasse  innerhalb 
gewisser  Frenzen  allgemein  verbreitet  und  allein  gebraucht  wer- 
den. Demgemfias  kann  der  Fall  eintreten,  dass  die  Wahl  des 
4i«UBeI^eg  zur  allgemeinen  Annahme,  sweckmfissigsten  Maass- 
gfatenis  für  einen  beatimmten  engeren  und  beachrünkteren  Kreia 
unzweckmässig  wird. 

Hätten  z.  B.  Preussen  und  Oesterreich  ein  und  dasselbe, 
keineswegs  aber  das  zur  allgemeinen  Annahme  zweckmassigste, 
Maaaayatem  angenommen,  so  würde  es  für  Sachsen  unzweck- 
mifawig  aeiny  irgend  ein  anderes  Maasssystem  anzunehmen,  wenn 
ea  aneh  das  vollkommenste  und  fülr  die  allgemeine  Annahme  unbe- 
dingt zweckmässigste  wäre.  • 

Aehnliche  Betrachtungen  finden  in  Beziehung  auf  Deutsch- 
land in  seiner  Umgebung  von  anderen  Ländern  Anwendung,  und 
«id  es  soll  hier  nicht  erörtert  werden^  ob  darin  ein  hinreichender 
fmdiliaclier  Grund  gefonden  werden  kann,  für  Deutschland  auf 
«fie  Annahme  des  im  Allgemeinen  geeignetsten  und  zsweckmüssig- 
sten  Maasssystems  vor  der  Hand  lieber  noch  zu  verzichten,  und 
statt  dessen  die  Annahme  des  aus  den  angedeuteten  Gründen 
jetzt  noch  relativ  zweckmässigeren  französischen  Maasssystems 
m  empfehlen,  dessen  Euirichtung  zwar,  nach  Fallenlassen  des 
Grundes,  auf  dem  sie  gebauel  war,  ihre  uni^rOngliche  Einheit- 
tficUieit  verioren  hat  und  dadurch  an  sich  wuweckroissig.  geworden 
ist,  aber  auch  in  diesem  Zustande  noch  viele  Vorzüge  ekies  wirklich 
einheitlichen  Maasssystems  bewahrt  hat,  die  sonst  nicht  weiter 
gefimden  werden. 


Zusätze. 

1)  Formnlimng  der  Vorsehlftge. 

1.  Angenommen  wird  das  einbeitliche  Maasssystem,  worin 
die  Secunde, 

die  MaadoiMichtigkeit  des  reinen  Waasmolme  äussern  Dr^  und 
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der  1000.  Theil  der  Seemeile  oder  der  Läage  der  BogeniniiNile 

des  Erdmeridiankreises 
die  drei  Grandmüässe  sind,  aus  desea  alle  andem  Maaine 

abgeleitet  werden. 

2.  Jeder  Staat  macht  sich  verbindlich,  für  allgemeine  Verbreitung 
und  allgemeinen  Gebrauch  eines  diesem  Systein  so  genau  ^vie 
möglich  entsprechenden  Systems  von  Maassetaions  zu  sorgen. 

9  Veber  die  AvffUinuigr. 

Die  Ausführung  bleibt  jedeTri  Staate  in  seinein  Bereiche  über- 
lassen^ doch  würde  als  erster  zweckmassiger  Schritt  besonders 
zu  empfehlen  sein  die  Sorge  für  Verbreitung  von  Längen- 
Etalons  und  Gewicht-Etalons,  wonach  die  weitere  Ausbil- 
dung der  freien  Entwickelung  überlassen  werden  kann ,  die  nur 
von  Zeit  zu  Zeit  der  gesetzlichen  Sanction  bedürfen  wiid. 

Lingen-Etalon. 

Zum  Längen-Etalon  wird  der  1000.  Theil  einer  Seemeile  mit 
aller  erreichbaren  Genauigkeit  durch  mechanische  Vervielfältigung 
in  Tausenden  von  Exemplaren  hergestellt. 

Dieser  Längen-fitalon^  weksher  eine  Klafter  heisse,  ist 
Vy  Meter  Umg»  oder  nahe 
e  Fuss  Hamiovarifldi    +  4  Fuss 
6    —    Englich  -f"  tt 

6    —    Preussisch        —  ^  — 
6   —    Oesterreichisch  —   ^  — 
6  —  aH  frani^^sisch  —  ^  — 
Bedarf  es  mm  nadi  gesetzlicher  FeststdUmig  des  Htass- 
Etalons  keiner  weiteren  gesetzlichen  Besümmung  über 
Eintheilung  und  Rechnung,  so  inuss  doch  bei  der  Ausführung, 
namentlich  um  dem  Zweck  der  Verbreitung  vollkommen  zu  ent- 
sprechoi,  eine  bestimmte  Theilungs-  und  Rechnungsweise  fak- 
tisch angenommen  werden.  Denn  der  mit  der  Verbreitung  ver- 

1)  Die  Preussische  Klafter  ist  der  4000.  Theil  der  preussischen  Meile. 
Sonderbarer  Weise  hat  man  in  Preussen  die  Meile  nach  der  Klafter,  statt 
die  Klafter  nach  der  Meile,  regulirt  nnd  dadurch  eine  von  der  geographischen 
verschiedene  Meile  erhalten.  Hätte  man  es  umgekehrt  gemacht,  to  würde 
die  preoMiache  Klafter  g*uii  der  1000.  Thwl  der  SeeneÜe  itiii. 
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liindeie  Zweck  des  Gebraudu  m»M  YeMudmg  eiW 
LSngenskale  mit  jedem  Längen* Et aloa  nothwoidlg«  Bei 
der  Wahl  dieser  Theilungs-  und  Recbnmigfsweise  dfirftea  nun  die 

von  der  Läns^enmessung  abhängigen  Flachen-  und  lUiuinniessun- 
gen,  welche  das  Dechnal System  fordern,  allein  schon  praktisch 
als  eoUcbeidend  angesehen  werden;  denn  alle  Ou^drirungen  und 
Cubiningenj  sowie  alle  Quadrat-  und  Cubikwuntel-Aiia;^«builgen, 
weldie  bei  Berechnung  von  Flächen  und^Raomen  aus  gemessenen 
Längen,  oder  bei  Berechnung  abzumessender  Längen  aus  darsn- 
stellenden  Flüchen  und  Räumen,  ifniner  vorkommen,  umöscn  im 
Decimalsyslein  gerechnet  werden.  Dazu  kommt,  dass  nur  das 
Decimaisystem,  bei  dem  allgemein  angenommenen  Zahlensysteme^ 
die  für  specielle  Zwecke  oft  bequeme  Einführung  des  lOten  oder 
100ti9|i  .Theib  der  Maasseinheit  als  niedere  Einhdt,  sowie  der 
lOOOfadien  Maasseinheit,  oder  der  Seemeile,  als  höhere  Ein- 
heit, ohne  die  geringste  Störung  in  den  Rechnungen  gestattet, 
was  für  die  Darstellung  brauchbarer  und  bequemer  E  t  a  1  o  n  s 
abgeleiteter  Maasse.*  namentlich  der  Gewichts-Etalon s, 
praktisch  besonders  wichtig  ist.  Es  kann  dann  s.  B.  der  100. 
Theil  der  Klafter  bei  Ableitung  des  Gewichts  -  Etalons  als 
Längeneinheit  zum  Grunde  gelegt  werden,  ebenso  me  bei  Ablei* 
tung  des  französischen  Gewichts  -  Etalons ,  des  Crainuis,  der  100. 
Theildes  Meter  als  Längeneinheit  zu  Grunde  gelegt  worden  war. 

Dies  vorausgesetzt,  empfiehlt  äch  die  Klafter  unmittelbar 
mit  I00theilig«r  Skale  als  brauchbarer  Maessstab  in  d^  AichileCf 
tnr,  Fehfanessung,  Holzmessnng  v.  s.  w.;  die  nichst  kleinere 
I>ealmalstefle  Klafter  (welche  der  Handlänge  von  7  bis  B  Zoll  • 
eutspricbt)  mit  lüOthiMliorer  Skale  empfiehlt  sich  dagegen  als 
brauchbarer  Maasstab  besonders  in  den  Künsten,  z.  B.  in  der 
Zeichenkunst,  mechanischen  Kunst,  in  Reiseeogen  n.  s.  w.  Es 
empfiehlt  sich  endlich  die  Fortsohreitung  1 ,  2  ^  3  bis  4  m  der 
nttmüclien  Dednalstelle,  also  ^V;  iV  tV  Ktaher,  als 
brauchbarer  Maassstab  für  Handel  und  Gewerbe,  statt  der  Elle, 
deren  iNauu'  für  einen  Klafter  lanffen  Stab  erhalten  bleiben 
könnte,  dessen  Länge  bios  um  '6-^  Zoll  grösser  sein  würde,  da 
die  altfranzösische  EUe.  Man  könnte  dabei  selbst  an  der  gewolmten 
FortschreituDg  4,  |,  |,  |,  2,  a$  4,  ö  •  •  fiUen  festhalteit 
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wenn  auch  die  Fortschreitong  1,  2,  3,  4,  8»  12,  16,  20  .  •  der 
Form  nacli  einfadier  ist. 

Oewiehtihlitalon* 

Der  Ableitung  des  Gewichls-Etalons  wird  der  lOOte  Theil 
der  Klafter  zum  Grunde  gelegt,  wonach  sich  die  Gewichts- 
einheit (Loth) 

=  Gramm. 

SS   yl.y    ^oflpfnnd  ergibt. 

Zunächst  würde  es  nur  auf  die  allgemeine  Verbreitung 
des  neuen  Gewichts-Etalons  ankommen,  indem  die  allmahUrhe 
Einiührung  des  Gebrauchs  bei  allen  Wägungen  anfangs 
der  freien  Entwiekehing  überlassen  würde. 

IHe  allgemdhe  Verbreitung  des  neuen  Lotbes  als  Gewichts- 
Btalons  würde  riier  am  zweckmflssfgsten  durch  Silber-  und 
Goldmünzen  geschehen,  welche  dasselbe  darstellen. 

Bübermüaien. 

In  Silbermünzen  hat  der  Thakrfoss,  nilmlich  30  Thaler  mit 
1  ZoUpfund  Feingehalt,  die  ausgedehnteste  Annahme  gefunden. 
In  der  Münsrechnung  haben  fllr  den  Tfaaler  die  Tholnngen 

in  30,  150  und  105,  partielle  Annahme  gefunden,  die  sich  wohl 
nicht  alle  neben  einander  auf  die  Dauer  erhalten  werden. 

Der  Vorschlag  des  Sächsischen  Gouvernements,  Drittelthaler 
oder  Mark  (also  90  Mark  mit  1  Zollpfund  Feingehalt)  der  ESn- 
fttfarung  der  Decimalrechnung  in  der  Mttnsrechnung 
m  Grunde'  zu  legen,  empfiehlt  sich  prakUsoh  so  sehr,  dass  er 
wohl  die  meiste  Aussicht  auf  allgemeine  Annahme  für  die  Zu- 
kunft hat. 

Der  allgemeinen  Annahme  dieses  Vorsch]ao;s  wurde  aber 
die  aHgemelne  Verbreitung  Ton  Marketalons  als  Dritteltbaler,  halbe 
üsterreicbische  Gulden  und  35  RhelnL  Kreuzerstücke  voraus- 
geben  müssen.  Die  Verbrdtung  von  Drittelthalem  und  Oester- 
reichischen halben  Gulden  ist  schon  vorhanden  und  brauchte  nur 
vermehrt  zu  werden,  während  die  Rheinl.  Münzrechnunff ,  die 
sich  zwischen  den  beiden  andern  auf  die  Dauer  nicht  halten 
kann,  durch  zahhreiche  Verbreitung  von  35  und  7  Kireuzerstücken 
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(=  Halbgulden  und  Zehntelgulden  Oesterreichisch  =  10  und 
2  Groschen)  aUmftbUg  am  zweGkmttssigsten  in  die  andern  Mttnz- 
rechnungen  ttberzufllfaren  ist. 

Mark,  Drittellhaler,  Halbegnlden  Oesterreichiach  rnid  35  RhehiL 

Kreuzerslücken  würden  aber  bei  -^V  Zullpfund  Feingehalt  nebst  | 
von  Zollpfund  an  Kupiergehalt  den  neuen  Gewichtsetaion 
geben,  welcher  dadurch  auf  die  zweckmässigste  Weise  allgemeine 
Verbreitung  erhalten  könnte.  Diese  Gewichtsetaions  hätten  also 
I  Sübergdialt  oder  Feingehalt  und  |  Kupfergehalt. 

GoldmUnsen. 

In  Goldmünzen  ist  der  mit  Kronen  gemachte  Versuch  fast 
schon  als  gescheitert  m  betrachten,  wührend  die  Pistolen  sieh 
erhalten  haben. 

Pistolen  können  aber  mit  unverändertem  Goldgehalt  und  sehr 

kleinem  Kupfergehalt  so  ausgeprägt  werden,  dass  sie  den  neuen 
Gewichtsetaion  geben,  wodurch  letzterer  auch  in  Goldmünzen  die 
weiteste  Verbreitung  linden  würde. 


Haehwort  des  Sinsenders. 

Vorstehenden  Aufsatz  verdanke  ich  der  Güte  eines  Mannes 
von  anerkanntem  Ansehen  auf  dem  Gebieie  der  Physik  und  Metro- 
logie. Veranlasst  durch  die  neuen  zunächst  von  England  ausge- 
henden Bestrebungen,  ein  einheitliches  Weltmaass  zu  begründen, 
und  durch  den  vor  Kurzem  gefassten  .BesehHiss  des  Bundestag;, 
öue  Comnussion  von  Sachverständigen  zur  Berathung  emes  ein- 
heitlichen Maasssystems  für  Deutschland  zu  beiafen,  wandte  ich 
mich  an  denselben  mit  der  Bitte,  mir  seine  Ansicht  über  den 
Weg  mitzutheilen ,  weicher  zur  Erreichung  eines  gleichheitlichen 
mtemationalen  Maasssystems  überhaupt  und  insbesondere  zur 
BegrCbidong  eines  eiidieitlichen  Maasses  in  Deutschland  einzu- 
schlagen sein  möchte.  Darauf  hatte  ich  die  FVeude,  die  ntit- 
getheilie  Arbeit  zu  erhalten  mit  der  ausdrücklichen  Eilaubniss, 
dieselbe  nach  meinem  Belieben  zu  benülzen.  Von  dieser  Erlaub- 
niss  glaube  ich  den  besten  Gebrauch  zu  machen  und  jedenfalls 
damit  nur  eine  Pflicht  zu  erfüllen,  indem  ich  den  Aufiiats 
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der  Oeffentlichkat  tibergebe.  Aiisdrttekficb  sprecbe  ich  hierbei 
mein  Bedauern  aiu,  dass  der  Verfasser  seine  Art>eit  nicht  selbst 
zur  Oeffentlichkdt  bringen  und  dass  er  bei  Publikation  derseO^en 

nicht  einmal  genannt  sein  wollte.  Der  Giuiiti  der  letzteren  Bestim- 
mung ist,  wie  der  verehrte  Verfasser  sich  brieflich  ansspricht,  der, 
dass  »sein  Bestreben  gerade  darauf  gerichtet  gewesen  sei,  nichts 
2u  geben,  was  ihm  eigenthdmlich  gehörte,  sondern  nur  hervor- 
inheben,  was  schon  lange  Gemeingut  isL« 

Dass  die  Annahme  des  Meiers  als  Lttn^nmaass  in  Deutsch- 
laiul  jetzt  die  meiste  Wahrscheinlichkeit  iui  sich  liat,  ist  hl 
zu  bezweifeln  und  verkeiuit  auch  der  Verfasser  des  Autsatzes 
nicht.  Nur  darin  weichen  die  Ansichten  der  Techniker  von  ein- 
ander ab,  dass  die  einen  ihn  unmittelbar  als  solchen  zum  gesetz- 
lichen Längenmaass  wünschen,  während  andere  die  Annahme  eines 
bestimmten  Theils  des  Meters,  -f^  oder  4.  dessetben,  vorziehen. 
Dem  gegenüber  sagt  nun  aber  der  Verfasser  mit  der  ganzen 
Kraft  einer  wissenschaftlichen  Ueberzeugung,  dass  das  Metermaass 
wegen  seiner  Nichtübereinstimmung  mit  dem  in  der  Nautik  und 
Geographie  aUgemein  angenommenen,  auf  der  Gradeintheilung  be- 
ruhenden und  desshalb  nothwendigen  Längenmaass  keine  Aussicht 
habe,  ein  Weltmaass  zu  werden  und  dass  fmher  oder  spater  eben 
dieses  Längenmaass  oder  die?  Seemeile  der  Ausgangspunkt  eines 
neuen  allgemein  aiigenuinmeiien  Mnasssystems  für  die  Lange  und 
die  davon  abhängenden  (irössen  werden  müsse.  Die  Bedeutung 
eines  solchen  Ausspruchs  wird  Niemand  verkennen,  auch  dieieni* 
gen  nicht,  welche  'aus  Zweckmässigkeilsgrftnden  der  Einführung 
des  Meters  gegenwärtig  das  Wort  reden.  Was  nun  aber  eben 
diese  Zweckmässigkeit  betrifft,  so  scheint  so  viel  aus  den  Vor- 
schlägen des  Verfassers  hervorzugehen,  dass  gerade  an  den  in 
Deutschland  gewohnten  Maassen  bei  Annahme  der  vom  Ver- 
liuser  gemachten  Vorachläge  weniger  geändert  würde,  als  bei 
Amahme  des  Meters  ab  gesetzlichen  Längenmaasses  der  Fafl 
sein  misste. 

Helferi.oh. 
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Die  UemmnifiBe  des  freien  Verkehrs  im  innern  des 

Dentschen  Zollyereins. 


Von  Karl  Rl6€k«p  Finant-AsseBgor  in  Sluttgart. 


Erfler  Artikel. 

Die  Spielkarten-  und  Sak-Monopole  der  euiselnen  ZoUvereinf* 

Staaten. 

Gleicli  in  den  einleitenden  Worten  zu  dem  Grundverlrage 
vom  22.  März  1833  über  die  Constituirung  des  Deutschen  ZoU- 
vereiiw  ist  die  Beförderung  der  Freiheit  des  Handels  und 
des  gewerblichen  Verkehre  zwischen  den  ceotrahirenden  Staaten, 
kiedurch  aber  zugleich  in  Deutschland  überhaupt,  als  ein  Gegen- 
stand der  fortgeselzlen  Fui  sorge  iltr  N  oreinsregierungcn  liezeichnet. 
An  der  Spitze  des  letztabßfeschlossenen  Hauptvertrags  in  Betreff 
der  Fortdauer  und  Erweiterung  des  Zoll-  und  Handelsvereins,  vom 
4.  April  1853,  begegnen  wir  sodann  dem  ausdrücklichen  Aner- 
kennlntsse  der  wohUhaligen  Wirkongen,  welche  der  Verein,  den 
bei  dessen  Gründung  gehegten  Abmchten  entsprechend,  aitf  den 
Handel  und  den  gewerblichen  Verkehr  der  daran  betheiligten 
Staaten  schon  geäussert  habe.  Es  wird  hierHiif  die  Erwartung 
gebaut,  dass  nach  der  nunmehrigen  Vergrössenmg  des  Vereins 
ind  in  Folge  der  hiedurch  erreichten  abermaligen  weiteren  Aub^ 
dehnnng  des  gegenseitig  freien  Handels  zwisch^  den  einzelnea 
Landen,  die  WoMfohrt  der  Verenisangehörigen  sich  immer  mehr 
steigern,  dit;  alliremeine  HaiideU-  und  Verkehrsfreiheil  in  Deutsch- 
land sich  mehr  und  m^hr  entwickeln  werde. 


144  ^'^^  Uenunnisse  des  freieu  Verkehrs 

In  der  That  sind  die  Zollschraiikeiij  weklie  vordem  die  ein- 
zelnen, jetzt  im  Zollvereine  verbundenen  Staaten  von  einander 
geschieden  hatten,  gefallen;  die  Erzeugnisse  des  einen  Vereins- 
landes  werden,  mit  wenigen  Ausnahmen,  frei  und  ungehindert 
nach  jedem  andern  Zollvereinsstaate  versandt.  Sobald  die  tarif* 
müssigen  Eiiigangsabg-aben  davon  entrichtet  sind,  ist  die  Bewegung 
der  vom  Auslände  (Mii^e(iihrte!i  Gegenstände  durch  das  ganze 
Yereinsgebiet  kaum  mehr  gehemmt ;  besonders  nachdem  die  in 
der  ersten  Zeit  noch  bestandene  Verpflichtung  der  Frachtführer 
zur  Angabe  der  Kaufmannsguter  bei  den  gemeinschaftlichen  An- 
meldestellen an  den  Binnengrenzen  zwischen  den  beiden  Gebieten 
des  vormaligen  Preussisch-Hessischen  und  des  Bayerisch- W  ui  llcin- 
bergihchen  Vereins,  im  Falle  des  Uebergantis  aus  den  einen  nach 
den  andern  Landen,  durch  den  Vertrag  vom  8.  Mai  1841  auf- 
gehoben worden  ist;  nachdem  femer  die  sog.  Binnencontrole 
CArt  36  des  vereinbarten  Zottgesetzes}  wiederholt  wesentlich 
modificirt  wurde. 

Der  Verkehr  mit  solchen  ausservereinslaiidi.sclien  Gegen- 
ständen, auf  welchen  der  Zollanspruch  vorerst  noch  hallend  blei- 
ben soll,  im  Innern  des  Vereinsgebiets  wird  durch  das  Institut 
der  Begleitscheine  überhaupt  ermöglicht,  zugleich  aber  auch  thun- 
.  liehst  erleichtert,  soweit  nicht  noch  die  besonderen  BegOnstigungeo 
fekr  die  Benützung  der  Posten  und  Bäsenbahnen  hier  Platz  greifen, 
Begünstigungen ,  die  erst  in  letzter  Zeit  wieder  inanchlai  tie  Er- 
weiterungen erfahren  haben.  Dazu  kuniml,  dass  das  Niederlage- 
system in  Verbindung  mit  der  eben  berührten  Begleitscheincontrole, 
den  weiteren  Versandt  solcher  zollpflichtigen  Gegenstande  nach 
andern  vereinslftndischen  Plätzen,  oder  unter  Aufhebung  jenes 
Zottanspruchs,  zurQck  nach  dc»n  Auslande,  8ett>st  dann  gestattet, 
wenn  dieselben  vorher  längere  oder  kürzere  Zeit  unter  Aufsicht 
der  Zollbehörde  in  Freihäfen  oder  Packholen  an  einem  Orte  des 
Vereins  gelagert  hatten ;  dass  dieses  System  überhaupt  die  mit  der 
Sicherung  des  ZottgeßkUs  nur  irgend  vertragliche  freie  Gebahraog 
mit  den  Gtttem  des  gebundenen  Yexkehta  auch  vor  deren  Yer-* 
zollung  und  vor  ihrem  wirklichen  Uebergang  in  den  Consum 
principiell  zulässt. 

Weitere  Erleichterungen  des  gegenseitigen  Güteraustausches 
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unter  den  Zollvereinsslaalen  haben  die  verschiedenen  Münzconven-- 
tionen ,  die  Verabredungen  über  die  Einlührung  des  Zoilgewichts' 
u.  s.  w.  mit  sich  gebracht.         ^   •  • 

Werden  endlich  noch  die  Verkehrsbegünsligimgen  berück- 
sichtigt ,  welche  über  die  Grenzen  des  Zollvereins  hinaus ,  durch 
den  Verlrag  vom  19.  Febr.  1853  gegenüber  von  0 e s le r r e ich,; 
durch  den  Vertrag  vom  20.  Januar  ISöG  gegenüber  von  Bremen 
stipulirt  worden  sind :  so  'din  fte  als  erfreuliche  Thatsache  fest- 
stehen, dass  die  verbündeten  Regierungen  ihr  Ziel,  die  Her- 
stellung der  allgemeinen  Handels-  und  V^erkehrs- 
freiheit  in  Deutschland,  bis  auf  die  jüngste  Zeit  herab 
verfolgt  und  nicht  aus  den  Augen  verloren  haben.     *  ■ 

Gleichwohl  lässt  sich  nicht  in  Abrede  stellen,  dass  bis  zur 
völligen  Erreichung  dieses  Ziels  noch  manches  zu  thun  übrig 
bleibt.  Erinneni  wir  uns  daran,  wie  in  Artikel  18  auch  des 
jüngsten  Vertrags  vom  4.  April  1853  immer  nur  versprochen- 
ist,  dass  die  contrahirenden  Staaten  durch  Annahme  gleichf()rmiger 
Grundsätze  die  Gewerbsamkeit  befordern  und  der  Befugniss  der 
Unterthanen  des  einen  Staats,  in  dem  andern  Arbeit  und  Erwerb 
zo  suchen,  möglichst  freien  Spielraum  geben  wollen.  Erinnern 
wir  uns  ferner  der  Chausseegelder,  der  SchillTahrlsabgaben  u.  s.  w., 
durch  welche  der  Verkehr  im  hniern  mancher  Vereinsstaaten  noch 
in  unliebsamer  Weise  belastet  erscheint.  •*        -  • " 

Zweck  der  gegenwärtigen  Arbeit  ist  eine  nähere  Unter- 
suchung der  Hemmnisse ,  welche  der  freien  Güterbewegung  im 
Zollvereine  die  S  t  a  a  t  s  m  o  n  o  p  o  1  i  e  n  der  einzelnen  Vereins- 
staaten bereiten.  Einer  folgenden  Arbeit  bleibt  vom  gleichen 
Standpunkte  aus  die  Beleuchtung  der  Uebergangsst  euern 
vorbehalten.  Ich  werde  mich  dabei  bemühen ,  aus  den  zur  V^er- 
öfTentlichung  gelangten  Vereinbarungen  der  Zollvereinsregienmgen 
und  aus  den  Landesgesetzgebungen  der  einzelnen  Staaten,  soweit 
mir  die  Qucllensammlungen  oder  andere  Hilfsmittel  zugänglich 
sind,  das  Material  möglichst  vollständig  beizubringen,  um  dadurch 
die  grössere  oder  geringere  Bedeutung  jener  Hemmnisse  eines 
freien  Verkehrs  genau  zu  constaliren.  Zum  Schlüsse  werde  ich 
alsdann  die  Wege  anzudeuten  versuchen,  auf  denen  etwa  künftig 
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werden  könnte. 

Vorerst  aber  sei  es  mir  gestattet,  an  zwei  Beispielen  zu 
zeigen,  welche  Inconvenienzen  sieb  daraus  wirklich  entwickelt 
haben,  dass  in  den  Yereinsverträgen,  aus  Rücksicht  auf  die  Mono- 
pole und  die  innem  Steuern  der  einzelnen  Staaten,  einige  Aus^ 
nahmen  von  der  doch  im  Principe  anerkannten  gegenseitigen 
Yerkehrsfreiheit  vorbehalten  worden  sind.  Ich  wähle  diese  Bei- 
spiele aus  Süddeulschland,  weil  mir  die  dortigen  Verhältnisse  ge- 
läufiger und  näher  bekannt  sind,  nicht  aber  etwa  weil  derartige 
Zustände  den  südlichen  Zollvereinsstaalen  eigenthümliche  wären. 

Erstes  BeispieL  Die  HohenzoUernschen  Lande 
sind  bis  vor  zwei  Jahren  von  Württemberg  aus  mit  Salz 
versehen  worden.  In  Folge  von  besonderen  Verträgen  hatte  die 
Wtirttembergift*  ln"  Regierung  es  übcrnoiinnen,  den  Salzverkauf 
für  die  Fürstenthünier  ganz  in  der  gleichen  Weise,  wie  im  eigenen 
Königreiche,  zu  organisiren.  So  konnte  denn  auch  überall  im 
Gebiete  von  beiden  Hohenzollem  das  Pfund  Kochsalz  zu  '6  Kr*, 
das  Pfund  Steinsalz  zu  1  V>  Kr.  bezogen  werden.  Für  die  Steuer, 
welche  in  diesen  Verkaufspreisen  mit  erhoben  wurde,  hatte  die 
Württemberffische  SaUnenkasse  aber  seit  dem  1.  Juli  183G  der 
fürstlichen  Kegierung  von  Hohenzollem -Uechingen  aüjäbrlich  die 
Summe  von  73ö0  fl.,  und  der  Regierung  von  Sigmaringen  den  Be- 
trag von  21,525  fl.  zu  vergüten.  Nachdem  die  Fürstenthümer 
an  die  Krone  Preussen  übergegangen  waren,  dauerte  dieses 
Vertragsverhällniss  vorläufig  mit  der  einzigen  Modification  fort, 
dass  die  Impostvergütung  fortan  in  Einer  Sunnne  von  jährlichen 
28,875  fl.  an  die  königlich  preussiscbe  Regierung  in 
Sigmaringen  abzulegen  war.  Der  Verkehr  zwischen  Württemberg 
und  den  nun  preussisch  gewordenen  Fürstenthümem  mit  Salz 
blieb  nach  wie  vor  ein  ganz  freier  und  unbeschrSnkter. 

Bald  nach  der  Uebemahme  der  Regierung  in  den  Hohen- 
zoUernschen Landen  hat  jedoch  das  königlich  preussiscbe  Gouver- 
nement in  der  Nähe  von  Uaigerloch  auf  Steinsalz  bohren  lassen, 
und  es  ist  gelungen,  dort  das  Steinsalzlager  von  Stetten  zu 
erschliessen ,  welches  eine  solche  Ausbeute  sichert,  dass  die 
Fürstenthümer  damit  ihren  ganzen  Bedarf  zu  decken  vermögen. 
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Die  Verträge  mit  Württemberg  wegen  der  Besalzang  der  Hohen- 

zollenischen  Lande  wurden  desshalb  gekündigt  und  seit  dem 
1.  Januar  1859  ist  nach  dem  preussischen  Gesetze  vom  lo.  l)e- 
cember  185b  überhaupt  die  Einfuhr  fremden  Salzes  nach  Hohen- 
zoflern  verboten  0* 

Das  zu  Stetten  gewonnene  Salz  wird  jetzt  durch  die  Salinen- 
Pactorei  daselbst,  sowie  durch  die  an  andern  Orten  errichteten 
Factoreien  in  der*  Art  verkauft,  dass  fOr  das  SteHisalz  in  ganzen 
Gebinden  2  fl.  13^3  Kr.  per  100  Pf.  Reingewicht,  d.  1.  l^/e  Kr. 
per  Pfund;  —  für  das  Kochsalz  aber  ein  Preis  von  4  fl.  24  Kr., 
lieziehungsweise  von  4  fl.  20  Kr.  per  100  Pf.  in  Rechnung  kommt, 
wenn  das  letztere  direct  bei  der  Saline  und  bei  der  Factorei  im 
westlichen  Theile  des  Oberamts  Haigerloch  in  Gebinden  von  100 
beziehungsweise  von  200  Pfund  und  mehr  genommen  wird,  wogegen 
ein  Preis  von  4  fl.  43^3  Kr.  im  Falle  des  Bezugs  von  den  übrigen 
Factoreien  des  Landes  zu  bezahlen  ist;  also  2*/6  —  2^/6  Kr, 
per  Pfund  im  Engros-Uandel.  Den  Kleinverkauf  besolden  die  hieni 
durch  die  k.  Regierang  in  Sigmaringen  besonders  concessionirten 
Personen;  dabei  darf  der  Preis  eines  Pfundes  Steinsatz  nicht  über 
den  Betrag  von  1  Kr.,  der  Preis  eines  Pfundes  Kochsalz  nicht 
über  den  Betrag  von  3  Kr.  gesteigert  werden. 

Die  Durchfuhr  fremden  Salzes  durch  das  Gebiet  von 
HohenzoÜem  kann  nun  seither  nur  auf  Erlaubnissschein 
der  Regierong  in  Sigmaringen  erfolgen.  Ausserdem  ist  vorge- 
schrieben, dass  das  zum  Transit  bestimmte  Salz  in  gehörig  ver^ 
schnürten  und  verbleiten  Gefässen  verpackt  sein  müsse  und  nicht 
mit  andern  Gegenständen  auf  Einem  Wagen  zusammen  verldden 
werden  solle,  ausgenommen  etwaige  Beiladungen  von  Nebenpro- 
dukten wie  Hallerde,  üaalbötzig  u.  dergl.  Weiter  sind  die  Salz- 
fahren mit  Ladscheinen  za  begleiten,  welche  von  der  Saline 
oder  Legstätte,  wo  das  Salz  veriaden  worden,  ausgestellt  werden, 
vnd  über  Zahl  und  Gewicht  der  geladenen  Colli,  über  den  Tag 

1)  Die  HohemsoIIern'schen  Exciaven  Wilflingen,  Adlberg  und  das 
Condomioftt  Borgau  werden  noch  in  der  früheren  Weise  von  Württemberg 
ans  beMlst.  Für  die  entgehende  Salesteuer  erhält  die  preussische  Hegie- 
rang  in  SigaMringen  eine  alijChrlich  oadi  der  Kopfiahl  jener  Exciaven  be- 
neMeiie  Ycrgütimg. 
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der  Verladungf,  über  den  Bestimmungsort  des  Salzes  u.  s.  w.  die 
näherea  Augabea  enthuilen.  Solche  Fuhren  dürfen  nur  bestimmte 
Strassen  pafisiren,  und  unterliegen  bei  dem  EintriU  aus  dem  firem- 
den  Gebiete  wie  beim  Wiederauslritte  in  dasselbe  einer  mit  6e- 
bohren  verbundenen  Controle.  Nach  der  Ankunft  am  wurtteacL- 
bergischen  Bestimmungsorte  findet  eine  Revision  der  SalzFuhr 
durch  den  Orissteuerbeamten  statt,  welch  letzlerer  je  nach  Befund 
die  Ueberemstimmung  der  Ladung  mit  den  Begleitpapierea  auf 
den  letzteren  zu  beurkunden  und  sodann  den  Erlaubnissschein  an 
die  preussische  Austrittsstation^  den  Ladschein  aber  quartaliter  an 
die  betreffende  württembergtsche  Saline  oder  Legstfitte,  bei  wel- 
cher das  Salz  verladen  worden,  zurückzusenden,  oder,  in  An- 
standsfällcn ,  dem  Oberamte  zur  weiteren  Untersuchung  Anzeige 
zu  machen  hat. 

Der  Art  sind  die  Beschrtakungen  des  Yimlem  freien  Ver- 
kehrs mit  Salz  zwischen  Wtirttemberg  und  Hohenzollern,  seit  hier 
eigenes  Erzeugniss  zum  Verkaufe  kommt.  Diese  Beschränkungen 
erscheinen  keineswegs  geringfügig,  da  ja  schon  ein  Blick  auf 
die  Karte  zeigt,  mit  wekli  langgestreckten  Grenzen  die  kaum 
einen  Flächeninhalt  von  20  QMeilen  bietenden  1*  üistcnthüiaer  in. 
das  Württembergische  einschneiden,  wie  vielfidtig  also  die  gegen* 
seitigen  Bertthrungen.  sein  müssen.  Wird  nnn  berücksichtigt^ 
dass  zu  Aufrechthaltung  des  Einfuhrverbots  gegen  fremdes  Salz^- 
und  zur  Sicherung  des  eigenen  Gefälis,  neben  jenen  Controlen 
des  Transits,  je  längs  der  beiden  Grenzen  weitere  Vorsichts- 
maassregeln  sowohl  von  Preussischer  Seite  als  von  der  Würitem- 
bergischen  Regierung  zu  treffen  waren,  dass,  wenn  man  so  will, 
ein  doppelter  Cordon  gezogen  werden  musste;  so  erscheint  doch 
die  Abnormität  dieses  Zustandes  deutlich  vor  Augen^  In  den 
Grenzgegenden  sind  denn  auch  bald  manchfache  Klagen  laut  ge- 
worden über  die  lästige  Transportcontrole,  welche  gegen  die  bis- 
herigen Gewohnheiten  Verstösse  und  den  lebhaften  Marktverkehr 
einzelner  Städte  bedrohe.  Das  Alles  aber,  während  die  Salzpreise 
im  Detailhandel  ganz  gleich  und  auch  die  Verkaufspreise  der 
Salinen  selbst  kaum  differiren!  Musste  denn  zur  wirksamen 
Sicjierung  der  jeder  der  beiden  Staatskassen  gebührenden  Gefälle 


im  iimeni  äw  Dealadieii  MIvfMiiis, 


U9 


gleich  das  ftnsserste  WM^  die  absolute  Absperrmig,  die  Prohi^ 
bition  angewandt  werden? 

Die  Antwort  iderauf  muss  ich  bis  nachher  versefaiehen. 

Zweites  Beispiel.  Die  Krone  Bayern  bestenerl 
den  C  0  n  s  u  jn  von  Braun-  und  Weiss  b  i  e  r ,  von  Essig,  B  r  a  n  n 
wein  und  Hefe  in  den  Kreisen  rechts  des  Rheins  mittelst  des 
Halzaufschlags  von  50  Kreuzern  per  bayerische  Metze  (O3674 . 
prenss.  Scheffel)  ungeschrotenen,  eingesprengten  Malzes  und  mit^ 
telst  der  Ueb er gangs steuern  *von  l  fl.  per  bayerischen 
Eimer  (0,498  preuss.  Ohm)  Bieres ,  sowie  von  1  fl.  45  Kr.  per 
£imer  Branntweines 

Im  Königreich  Württemberg  dagegen  besteht  eine  besonn 
dere  Branntweinsteuer  neben  der  Maizsteuer.  Mit  der 
ersteren  sollen  alle  zur  Erzeugung  von  Branntwein  veiwttideten 
Rohstoffe,  also  schliesslich  nicht  allein,  whi  in  Bayern,  der 
mittelst  Malz  bereitete  Branntwf^in  sfotroffen  werden ;  auch 
sucht  die  württembergische  Gesetzgebung,  indem  sie  den  Steuer- 
satz für  den  aus  dem  sonst  zollvereinten  Auslande  übergefikhrten 
Branntwein  je  nach  den  Stttrke-  und  Wlinnegraden  regulirt,  ein 
genaues  Verhfiltniss  zwischen  der  Steuer,  welche  auf  der  Berei* 
tung  von  Branntwein  rtiht,  und  zwischen  der  Uebergangs- 
Steuer  herzusteHen.  Der  württembergischen  M  a  1  z  s  t  e  u  e  r  will 
dagegen  nur  das  zur  Bier  bereitung  bestimmte  Malz  unter- 
Würfen  werden. 

Sind  hienach  in  beiden  Staaten  die  Steuere  bjecte  schon  ver<^ 
schiedene,  wenigstens  nicht  durchaus  congruente,  so  ergeben  sich 
weitere  Verschiedenheiten,  wenn  die  beiderseitigen  Steuersätze 
neben  einander  gestellt  werden.  Die  wtirttemberffische 
Uebergangssteuer  vom  Branntwein  im  Betrag  von  lü  fl, 
40  Kr.  per  württ  Bimer  02,189  preuss.  Ohm)  von  50  ^  Traltös. 
bei  12,44  ^  Röaumur  ist,  auch  unter  der  Voraussetzung  gieicher 
Stftrke-  und  Vi^ännegrade,  ungeffthr  das  iVtfacheder  in  Bayern 
geforderten;  die  wOrttembergis  che  Malzsteuer  von  24 
Kreuzern  per  württ.  Bnun  (0,408  preuss.  ScheiTeO  ungeschrotenen 


1)  Zu  ir«rgl.  Blvet,  aber  den  Maluuifschlag  in  Bayefn  bei  Rau^ 
Aivliv  Band  V,  B.  46  IT. 
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Malzes  (ohne  Unterscheidung  zwischen  trockenem  und  eingespreng- 
teiD)^  und  ebenso  die  württembergiscben  Uebergangssteuern 
vam  Braun bier  oiit  3  fl.  und  vom  Weissbier  mit  2  fl.  per 
Eimer  haben  dagegen  niedrigere  Sftize,  als  die  entsprechenden 
bayerischen  Abgaben 

Die  Consequenz  der  Verschiedenartigkeit  dieser  beiderseitigen 
Steuern  zeigt  folgendes : 

Die  Bundesfestung  Iii  ui  liegt  zum  Tiieii  auf  bayerischem, 
sam  Theil  auf  württembergischem  Territorium ;  die  Donau  bildet 
Bvriachen  beiden  Staaten  die  Landes-  und  die  Stenergrenze.  So 
kann  es  kommen,  dass  Proviantvorrfithe  der  Festung,,  sofern  solche 
der  einen  oder  andern  der  eben  berührten  Steuern  unterworfen 
sind,  einer  Uebergangssteuer,  auch  im  Falle  einer  blossen  Trans- 
iocation  vom  einen  nachdem  andern  Festungstheil,  gesetzlich 
verfaUen,  nnd  es  ist  nur  nicht  bekannt,  dass  etwa  zwischen  den 
Regieningen  von  Bayern  und  Württemberg  em  Uebereinkonunen 
bestünde,  wonach  im  angedeuteten  Falle  die  Steuerpflicht  der 
Festungsbehörde  bezüglich  derartiger  Consumlionsp^eirenstaiidü 
uiodificirt  wäre.  Auch  itunnte  ich  ein  solches  Abkrmiiiit  n  nicht 
wohl  mit  den  begründeten  Ansprüchen  der  beiderseitigen  Staats- 
büi^er  auf  eine  gleiche  Behandlung  vor  dem  Gesetze 
in  Einklang  bringen ,  sofern  hiebei  die  bayerischen  Bieriirauer 
effectiv  durch  die  Concurrenz  der  niedriger  besteuerten  württem- 
bergiscben Biere,  und  sofern  andrerseits  die  Brannlweinproducen- 
ten  Würtlf'uibergs  durch  die  weniger  in  die  Steuer  gelegten 
bayerischen  Spuituosen,  wenn  auch  nur  auf  dem  Markte  inner- 
halb des  FestungsrayonSy  benacbtheiligt  erscheinen  würden.  End- 
lich liesse  sich  nur  schwer  absdien,  wi^  beide  Steuerverwattungen, 
bei  der  Ungleichheit  der  Steuersysteme  und  bei  dem  Mangel 
jeder  Vorbedingung  für  eine  Steuer gem ei  n  s  cha  It,  über  die 
Theilung  der  innerhalb  der  Festung  aus  den  Proviantvorräthen 
der  Garuison  anfallenden  GonsumUonssteuem  sich  verständigen 
sollten« 


1)  Gesetz  vom  10.  September  l!^52,  betreffend  die  Abuabe  vom  ßranttt- 
wein  Art.  1.  12.  Geseta  Tom  8.  April  1856  in  Betreif  der  MtlMteiW* 
Art.  1.  12. 
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Eine  Steuergronze  aber  inmitten  einer  deutschen  ßundes- 
festHTig !  Mir  ist  darüber  unwillkürlich  das  Haus  des  Dorfechulzeii 
Harnisch  za  Elteriem  bei  Jean  Panl  eingefallen,  und  gewiss  drängt 
sich  jedem  die  Frage  auf,  ob  denn  ein  solch  »frappanter  Jammer* 
fortdanem  müsse,  >ob  denn  die  Entfernung  dieser  Steuerlinie, 
welche  jetzt  den  Festungsrayon  in  zwei  La^er  theilt  und  unter 
Unisländen  das  Commando  in  der  freien  Disposition  über  die 
Aufbewahrung  und  Verwendung  der  Proviantvorräthe  für  die  Gar- 
nison zn  hindern  droht,  für  die  nftchstbelheiligken  Regieningen 
wirklich  ganz  unmöglich  sei? 

'^h  l'W»  Antwort  hierauf  b^alte  Ich  dem  zweiten  Artikel  Tor. 

^-   

r,  1^4  '-^  • 

'i  ^  ' Jetzt  aber  wende  ich  mich  zu  dem  nächsten  Gegenstande 
meiner  Arbeit 

.  JUtich  den  Artikeln  7  und  8  des  Vertrags  vom  4.  April  1853, 
incetreff  der  Fortdauer  und  Erweiterung  des  Deutschen  ZoU- 
uiid  Handelsvereins,  zusamnietigehalten  mit  den  entsprechenden 
Bestimmungen  der  filiheren  Grundverlräge  dieses  Vereins,  soll 
zwischen  den  contrahirenden  Staaten  Freiheit  des 
Handels  und  Verkehrs  bestehen.  Alle  Eingangs-  Ans^ 
gangs-  und  Dorcbgangsabgaben  an  den  Binnengrenzen  der  ein^ 
zelnen  Vereinsstaaten  sollen  aufhören ;  aHe  im  IVeien  Verkehr  des 
einen  Staatsgebiets  bereits  befindlichen  Gegenstände  frei  und 
unbeschwert  in  die  übrigen  Vereinsiander  eingeiüUil  werden  kön- 
nen, mit  alieinigem  Vorbehalte: 

a)  der  zu  den  Staats monopolien  gehörigen  Gegen- 
stände (Spielkarten  and  Salz); 

b)  der  im  Innern  der  contrahirenden  Staaten  mit  einer 
Steuer  belegten  inlandischen  Erzeugnisse. 

Als  die  Ursachen  einer  ausnahmswcisen  Beschränkung  des 
Princips  der  aligemeinen  gegenseitigen  Verkehrsfreiheit  innerhalb 
des  Zollvereins  erscheinen  hienach  die  Staatsmonopole  und 
die  innern  Steuern  der  einzelnen  Vereinsstaaten  von  ihren 
inländischen  Erzeugnissen.  Die  Art  und  Weise  aber 
und  zugleich  der  Grad  der  hiedurch  bewirkten  Hemmung  des 
freien  üandels  und  Wandels  drückt  sich  bei  den  ersten  namentlich 
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im  Ei nfuhrverbote>  bei  dea  zweiten  ia  der  Uebergaugs- 
«teuer  aus. 

Hier  haben  wir. es  für  jetast  nur  mit  jenen  Monopolen  m 
flian.  Die  denselben  unterliegenden  Gegenstände,  nümlidti  eben  die 

Spielkarten  lind  das  Salz,  erscheinen  jedoch  nicht  überall  im 
Zollvereine  unter  dem  Rechtstilel  und  in  der  Form  des 
üonopois  besteuert,  da  und  dort  sind  solche  vielmehr  auch 
in  einer  weniger  strengen  Weise  angelegt 
I  Znr  Vollsllindigkeit  der  gegenwärtigen  Untersnchwig  wird 
es  aber  erforderlich  sein ,  auch  diese  andern  Besteurungsmeliiodeii 
.der  fragli<}hen  Gegenstände  innerhalb  des  Zollvereins  noch  zu 
berücksichtigen;  und  so  ertrlbi  es  sich  von  selbst,  dass  wir  uns 
nunmehr  mit  den  Spieikartcnsteuern  und  den  SaU- 
»teaern  der  einzelnen  Vereinsstaaten  ttberhaupt 
zu  beschäftigen  haben  werden* 

h  Die  Steuer  von  den  Spielkarten  in  den  einielneii  Zoll- 
.   .  Vereinsstaaten. 

Der  Artikel  9  des  mehr  ervt'ähnten  Vertrags  vom  4.  April  1853 
bestimmt,  dass  es  hinsichtlich  der  £inAihr  von  iSpielharten  bei  d^ 
-in  den  contrahirenden  Staaten  bestehenden  Verbots-  und  Be- 
sohränkungsgesetzen  sein  Bewenden  behalte.  Denjenigen  der 
'Oonirthenlen  aber,  in  deren  Staaten  hinsichtlich  der  Einluhr  von 
Spielkarten  Verbots-  oder  Beschr;aikung.sgeselze  gegenwärtig  noch 
nicht  bestehen,  soll  es  nach  ZüFer  5  des  Schlussprotokolls  vpm 
4.  April  lÖöS  unbenommen  bleiben  ^  solche  Gesetze  später  zw 
blassen. 

Diess  vorausgeschickt,  so  werde  ich  nun  zunächst  die  Ge- 
setzgebung der  einzelnen  Vereinsslaaten  röcksichtltch  der 
Besteuerung  der  Spielkarten  in  der  Ordnung  untlheilen, 
dass  ich  die  bezüglichen  Einrichtungen  derjenigen  Staaten  voran- 
stelle, m  welchen  die  Einfuhr  dieses  Artikels  vom  Auslände, 
:das  Gebiet  je  der  übrigen  Zollverdnsstoaten  hier  inbegriffen,  vor* 
.l>oten  ist  Nur  in  ^nem  Theile  dieser  Staaten  wird  aber  der 
'Handel  mit  Spielkarten  wirklich  als  ein  Staatsmonopol  auf- 
zufassen sein,  wäfirt^nd  die  ubrjgen  die  Einfuhr  von  solchen  aus  dem 
Auslände  wohl  nur  deishaib  verbieten^  um  die  Co/itroie  ihi:0;r 
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tanern  Steuer  für  die  VerwalUing  zu  erleichtern,  Indem 

sie  die  BeischaiTung  von  k'>pielkarten  für  den  einlicimischen  Brdaif 
ausschiesälicb  in  die  Hände  der  besser  zu  überwachenden  in- 
ländischen Fabriken  legen. 

Eine  zweite  Gruppe  iiilden«  sodann  diejenigen  Yereinsstaaten, 
welche  die  Einfuhr  freigeben.  Die  Hehrzahl  auch  dieser 
Stttiten  erhebt  aber  dodi  im  Augenblick  des  Uebergangs  der 
Spielkarten  an  den  Uetailhändler  oder  urst  vor  dem  wirklichen 
Verkauf  durch  diesen  an  den  Gonsunienten  ebenfalls  noch  eine 
Abgabe.  Nur  wenige  endlich  verzichten  zur  Zeit  hierauf 
ganz.  Auf  jene  wie  auf  die  letzteren  Staaten  indet  dann  noch 
dib  BeslinnHmg  der  pos.  32  der  zweiten  AbUieihing  des  Vereins- 
loAtarifs  gleichmilssige  Anwendung,  womach  von  den  Spielkarten 
jeder  Gestalt  und  Grösse  im  Fall  ihrer  Einfnhr  aus  dem 
nicht  zum  Z oliv erein e  gehörenden  Auslande  ein  Ein- 
gangs zoll  von  10  Thim.  per  Centner  für  Yereinsrechnung, 
^0  neben  der  etwaigen  internen  Abgabe,  zur  Erhebung  zu 
bringen  ist 

Als  Monopol  whxl  der  Handel  mit  Spielkarten  allein  be- 
handelt in  Kurhessen,  im  Grossherzogthum  Sachsen 
und,  wie  es  scheint,  auch  in  Hannover. 

Nach  dem  Gesetze  vom  26.  Februar  1841  wegen  der 
Stempi^lsteuer  §  60  ü&  dürfen  in  Kurh essen  zum  Spiele  nur 
flokhe  Karten  gebraucht  Verden,  welche  mit  dem  kürhessischen 
Stempel  bezeichnet  sind;  der  Absatz  solcher  Karten  ist  aus- 
schliesslich durch  die  von  der  Obcrzolldirection  dazu  beauf- 
tragten Personen  dergestalt  zu  besorgen,  dass  die  Stempelabgabe 
zugleich  mit  dem  Fabrikpreise  der  Spielkarten  zur  Erhebung 
gehmgt.  Der  Yerkauispreis  für  jedes  Spiel  der  gestempelten 
Karten  C^\so  der  Fabrikpreis  einschliesslich  der  Stempelabgabe) 
ist  festgesetzt,  je  nach  der  Feinheit  des  Drucks: 

für  Tarokkarten  auf  12  und  18  gGr.  (15  und  22  Va  Sgr.), 
für  Whislkarten  auf  6,  8  u.  10  gGr.  (7^/2,  10  u.  12  Sgr.), 
für  IHombrekarten  auf  5,  6  und  8  gGr.  (6V4,  7'/«  und 

10  Sgr.), 
für  Piket-  und  Mariagekarten,  sowie 
für  deutsche  Karlen  auf  3  und  5  gGr.  i^^i^k  und  6^4  ßgr.) 
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Die  Wirthe,  welcbe  ungestempelte  Spielkarten  flBfareii,  sowie 

ein  jeder ,  welcher  dergleichen  Karten  verkauft  oder  damit  spielt, 
unterliegen,  neben  dem  Verlust  der  Karten,  einer  Geldstrafo  von 
10  bis  20  Thaler  für  jedes  Spiel. 

Im  Grossherzogthum  Sachsen- Weimar  ^)  besteht 
eine  Spielkarten-Regie ,  welche  in  Oemässheit  eines  Gesetzes  vom 
2.  Januar  }834  über  das  Spielkartenmonopol  und  den  Spielkarten- 
stempel, durch  bestimmte  Verkaufsstellen  die  Karten  im  In- 
lande  absetztm  lässt.  Die  Verkaufspreise  sind  durch  grossberzog- 
liehe  Verordnung  vom  20.  November  1840  normiri  auf 
25^8  Sgr.  Air  ein  Spiel  Tarokkarten,  auf 
14  Vt  Sgr.,  12^9  und  B  Sgr.  je  nach  Versdiiedenheil  der 
Art  und  Gttte  fittr  ein  Spiel  ihinzdsischer  Karten, 
endlich  auf 

lOV«,  und  4  Sgr.  nnrh  Verschiedenheit  der  Güte  für 
ein  Spiel  deutscher  Karten. 
Derjenige,  welcher  mit  dem  grossherzoglichen  Stempel  nicht 
versehene  Spielkarten  besitzt,  soll  zufolge  des  Gesetzes  vom 
12.  Mttrz  1856,  nach  Befinden  der  Umstände,  neben  der  Gon- 
fiscation  der  Karten,  mit  einer  Geldhtiale  von  1  — 10  Thhr.  iur 
jedes  Spiel  belegrr  werden. 

Von  Hannover  ist  mir  nur  bekannt,  dass  dort  durch  ein 
Gesetz  über  die  Entrichtung  der  Stempelsteuer  vom  4.  September 
1844  die  Stempelung  der  Spielkarten  und  deren  Verkauf 
durch  die  Steuerrecepturen  angeordnet  ist 

Andere  Einrichtungen  bestehen  in  denjenigen  Staaten,  welche 
den  Handel  mit  Spielkarten  im  Innern  frei  ijegeben  haben, 
gleichwohl  aber  gegen  Aussen  das  Einfuhrverbot  test- 
halten.  Uieher  gehören  Preussen,  das  Königreich  Sach- 


1)  Das  Grossherzpgthuni  Sachsen  bildet  ein  Glied  des  thüringischen 
Zoll-  und  Handelsvereins,  welcher  als  Ein  Ganzes  wieder  *!< m  deutschen 
Zollverein  augehört.  Nach  Art.  7  des  Grundvertrags  vom  lü.  Mai  1833 
wegen  Errichtung  jenes  Vereins  ist  die  Aufrechthaltung  des  Verbots  der 
Einführung  von  Spielkarten  denjenigen  Staaten  des  engeren  Verbandes  aus- 
drücklich vorbehalten  worden,  in  welchen  der  Debil  derselben  zu  den 
StaatsmoQopolen  gehdrt.  Aach  foU  jeder  Regierung,  in  deren  Gdiiel  diMe» 
Honopol  noeh  weht  bettehl,  attbenonuiien  bleilieiiy  lolchef  tinanfthrea. 
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gen,  Oldenburg,  AnhaU-Dessou-Kölhen  nnd,.wie  es 

flcfaeint,  Braunschweig 

Für  Preussen  gül  in  dieser  Hinsicht  nach  Maassgabe  der 

K.  Verordnung  vom  Ki.  Juni  1838,  betreffend  die  Freigebung 
d(i  Fabrikation  und  des  Verkaufs  der  Spielkarten,  mit  Vorbe- 
halt einer  Slempelabgabe ,  —  folgendes:  Die  Einruhr  von 
Spielkarlen  aus  dem  Auslände,  einschliessüch  der  Zollvereins- 
staaten, bleibt  verboten.  Wegen  der  Durchfuhr  aus- 
ländischer  Spielkarlen  kommen  dagegen  die  zolIgesetsUclran  Be- 
sinn inungen  zur  Anwendung. 

Der  Handel  mit  Spielkarten,  welche  im  Iiiliuidc  verfertigl 
worden,  und  die  Fabrikation  von  solchen  ist  freigegeben. 
Nur  muss  sowohl  zum  Betrieb  jenes  Handels,  als  zu  dem  der 
Fabrikation  die  obrigkeitliche  Brlaubniss  eingeholt  werden.  Die 
Genehmigung  zu  Errichtung  einer  Spielkartenfabrik  wird  aber 
ertheilt,  —  vorausgesetzt,  dass  der  hiefür  gewählte  Anlageort 
mehr  als  10,000  Einwohner  zahlt  und  Sitz  eines  HauptzoU-  oder 
Hauptsteueramtes  ist,  —  sofern  nachgewiesen  wird,  dass  die 
Fabrik  die  zu  ehiem  geordneten  Betriebe,  sowie  zu  einer  nge- 
messenen  Aufsicht  und  Gontroie  seitens  der  Steuenrerwaltung 
erforderlichen  Einrichtungen  erhalten  solle.  Auch  hat  der  Unter- 
nehmer eine  Caution  von  3—501)0  Thlr.  zu  bestdien.  Ebenso 
Süllen  diejenigen  Personen  aut  Ansudien  zum  Bciru  b  des  Detaü- 
handels  mit  Spielkarten  concessionirt  werden  können ,  welche  die 
Gewerbesteuer  von  stehendem  Handel  entrichten,  und  an  einem 
Orte  wohnen,  in  dem  sich  ein  Zoll-  oder  Steueramt  beindeU 

Beide,  sowohl  Fabrikanten  als Htadler,  stehen  unter  fort- 
währender steuerlicher  Controle.  Sie  haben  über  ihren 
Vertrieb  pünktlich  Buch  zu  führen,  und  unterliegen  periodischen 
Revisionen  seitens  der  Steuerbehörde ,  wobei  sie  sich  unter  Um- 
ständen selbst  Haussuchungen  gefallen  zu  lassen  haben.  Insbe- 
sondere hat  der  Fabrikant  noch  von  den  Rftumen,  ni  welchen 


1*)  Za  wrgl.  Pochhammer,  Jahrbücher  der  Zollgesetagebung  1842. 
S.  491.  fffihere  Notizen  über  die  dessfalUige  Sleuergesetzgebimg  Braun- 
schweigs  stehen  mir  nicht  KU  Gebot.  Auch  entbehre  ich  solcher  von  An- 
halt-Desiaa-Köthen, 
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die  Spielkarten  angefertigt,  auch  von  denjenigen,  in  welchen  die 
Materialien  daza,  wie  die  fertigen  Producte  aufbewahrt  werden 
sollen y  einen  Plan  vor  Beginn  seines  Betriebs,  gleichzeitig  mit 
dem  Concesslonsgesucbe  dem  FinanKmfnisterium  ^ur  Genehmigung 
vorzulegen.  Jede  beabsirhtig-te  Veraiidenino  in  jener  Einrich- 
tuncren  ist  sfleiclilalls  der  Genehmigung  dieser  Behörde  zu  unter- 
stellen. £benso  hat  der  Händler  der  Steuerbehörde  die  Räume 
zlivor  anzuzeigen,  in  denen  er  die  Karten  aufbewahren  und  deren 
Yerkanf  betreiben  will. 

Vor  dem  Anfange  jeden  Monats  Ist'  der  Fabrikkihaber  ge- 
halten, eine  verbindliche^")  Declaration  über  den  im  Laufe 
des  nächsten  Monats  statllindendeik  Fabrikationsbetrieb  in  doppelter 
Ausfertigung  abzugeben,  wovon  das  eine  Exemplar,  mit  dem 
Visa  des  Hauptamtes  versehen,  an  den  Fabrikanten  zurückgeht, 
damit  dieser  solches  wflhrend  des  betreffenden  Betriebsmonats 
stets  belhanden  blatte.  Nach  der  Instruction  vom  25.  Angusl 
1838  soll  diese  Declaration  iinilassen:  Gattung  und  Zahl  der 
Spielkarten,  die  Zeiten  des  Bedruckens,  Zusainmenleimens ,  Glat- 
tens und  des  Zerschneidens  der  Kartenbogen ,  des  Sortirens  der 
BMtter  und  des  Einschlagens  der  Spiele,  wie  auch  deren  Zahl; 
endlich  soll  darin  noch  Raum  für  die  Einträge  der  revidirendeii 
$teueri>eamten  gelassen  sein. 

Die  gefertigten  Spielkarten  müssen  in  vorschrillsnedssigen 
Umschlägen  einiresciilagen,  periodisch  zur  Revision  gestellt 
werden.  Gleichzeitig  ist  dem  Hauptamte  anzumelden,  welche 
Anzahl  von  Spielen  jeder  Gattung  zum  inUindiscben  Absätze, 
welche  zum  Absätze  In  das  Ausland  bestimmt,  Uber  welche  Zahl 
endUch  die  wettere  Verfügung  noch  vorbehalten  werden  will. 

Die  zum  inländischen  Absätze  bestimmten  Spiele  ge- 
lanoren  ,  behufs  der  S  t  e m  p  e  1  un  et  ^  welche  auf  dem  Coeur-Ass 
angebracht  wird,  an  das  Hauptamt.  Der  Stempel  enthält  unter 
dem  Adler  die  Angabe  des  Stenerbetrags ,  sowie  das  Zeichen 
des  betreffenden  Hauptamtes.   Die  Abgabe  betragt: 

11  In  welcher  Art  das  gesetzliche  Erforderniss  einer  verbindlichen 
Derlaration  Rni  zwockmäs.'iio'strn  zur  Ausführung  gebracht  werden  kann, 
Süll  mch  rh  r  instnution  vorn  25.  August  1838  aaf  die  erst  noch  zu  ma- 
chenden Eriahrungen  atugesetzl  bleiben. 


S.Sgr.  für  das  Spiel  Tarokkarten  und  franzQsische  Karten, 
zu  52  Blattern,  beziebungsweise  smh.  für  ein  I  Hombrßz' 
spiel;  und 

3  Sgr.  für  französische  Karten  zu  32  Blätteni  (Piquefc;. 
karten),  fttr  deutsche  Karten  und  Traplierkarten. 

Für  die  Abführung  der  Steuer  können  den  Fabrikinhabern 
angemessene,  auf  den  wirklichen  Absatz  berechnete  Fristen,  gegen 
Sicherheitsbestelluilg  bewilligt  werden*  j:>teuei:-Krlasse  oder, 
Steaerrückvergttiangen  finden  n|ir  ausnahmsweise  statt 

Sollen  die  gestempelten  Spielkarten  aus  dem  einen  Tbeile 
des  Königreichs  durch  das  Ge^^iet  eines  der  übrigen  Vereuis- 
staaten  nach  andern  Theilen  Preussens  versendet  werden,  so 
sind  solche  auf  U  e  b  e  r  g  a  n  g  s  s  c  h  e  i n  abzufertigen.  Der  gleichen 
Controle  unterliegen  die  nach  dem  Auslande  bestimmten  unge- 
stempelten Spielkarten  COircularrescript  vom  10.  Juli  1844>.  Nad^ 
andern  ZoUvereittsstaaten  wird  jedoch  die  Yersenduog  von  Spiel- 
karten nur  gestattet,  so  weit  in  diese  fremde  Karten  überiiafipt 
eingeführt  werden  dürfen. 

Diejenigen  Spiele  endlich,  über  welche  der  Fabrikinhaber  sich 
die  weitereYerfügung  vorbebaUen  wüi,  werden  unverpackt 
nater  Verschluss  des  Hauptamts  genommen,  bis  solche,  sei  es 
zum  Absatz  in  das  Inland  oder  zum  Versandte  nach  auswärts, 
ahgemeldet  werden. 

Weitere  üunirolen  bestehen  darin ,  dass  von  jeder  Sorte 
Spielkarten ,  welche  in  einer  Fabrik  gefertigt  worden ,  ein  Muster- 
spiel bei  dem  Hauptamte  niedergelegt  werden  soll,  dass  jedes 
Spiel  mit  dem  Fabrikzeichen  Cwenigstens  ,dem  Namen  und  Wohn- 
ort des  Fabrikanten),  welches  auf  dem  Treffbnben,  beziehungs- 
weise ,  bei  deutschen  und  Traplierkarten .  dem  Coeurdaus  aufge- 
dru(  kl  werden  soll ,  sowie  mit  eiiiem  bestimmten  Unischlage  zu 
versehen  ist,  der  die  Kartengattung,  und  ebenfalls  den  Namen 
qvd  Wohnort  des  Fid)rikanten  angibt,  auch  eine  OeSuung  für  den 
Stempel  lassen,  muss.  Die  AusschussbjUtter.  werden  durch  Eior 
schnitte  in  der  Mitte  nnhranchbar  gemacht;  die  fiberzfihligen 
Blätter  aber  gesammelt  und  unter  Verschhiss  genommen.  Während 
die  Wahl  der  Form  und  Güte  der  Karten,  wie  die  Bestimmung 
des  Fabrikpreise»  dem  Fabrikautefi,  u)),erl^ss§A;  bleil^t  upd  nur  d|e; 


158 


IKe  Henumiiiue  des,  h*eieii  Verkehrs 


Bilder  der  Censur  unlei liegen,  ist  im  Interesse  der  Sleuersidier- 
heit  angeordnet,  dass  die  Mussirung  dei'  Rückseite  bei  den  iran- 
zösiischen  Karten  zu  32  Blattern  von  denen  zu  52  Blattern  in 
leicht  erkennbarer  Form  verschieden  sein  soll. 

Der  Detailhandel  mit  Spielkarten  (unter  einem  Dutzend 
Spiele  jeder  Gattung)  ist  den  Fabrikanten  verboten;  die  letzteren 
dürfen  soii  he  überhaupt  U'»  Inlande)  nur  an  Personen  verkaufen, 
welche  zuui  Detailhandel  concessionirt  sind. 

Diese  Bestimmungen  werden  ergänzt  durch  eine  Reihe  von 
S  t  r a  f a  n dro  h  u n  ge n.  Wer  Spielkarten  vom  Auslande  einbringt, 
ausländische  oder  inliindische  ungestempelte  Karten  vertheilt,  in 
Gewidu'sam  hat  oder  damit  spielt,  verfallt  för  jedes  Spiel  in  eine 
Strafe  vun  10  ThliiL.  neben  der  Confiscalion  der  Karten.  Gasl- 
wirlhe,  KalTeeschauker  und  andere  Fersoueii ,  welche  Gäste  halten, 
verfallen  in  dieselbe  Strafe ,  wenn  in  ihren  Häusern  oder  Localen 
mit  ungestempelten  Karten  gespielt  worden  ist,  und  sie  nicht  nacii- 
weisen  können,  dass  diess  ohne  ihr  Wissen,  geschehen. 

Fflr  den  Fall  des  unerla^ten  Betriebs  einer  Karten - 
fabrik  oder  des  Beginns  der  Fabrikaüon  vor  der  vorgeschrie- 
benen Anzeige  bei  dem  Haiiptamte  ist,  neben  der  Confiscation 
der  Gerätbe,  Materialien  und  der  bereits  verfertigten  odi  r  in  der 
Anfertigung  begriffenen  Spielkarten,  eine  Geldstrafe  von  500  Thlm. 
angedroht,  welche  sich  um  weitere  10  Thb*.  fiir  jedes  Spiel  er- 
höht, das  über  50  bereits  angefertigt  worden.  Die  gleiche  Strafe 
ist  gesetzt  auf  den  Betrieb  der  Fabrikation  in  andern  als  den 
dazu  bezeichneten  Räumen,  auf  die  unvoUständisre  Stellung  der 
in  einer  bestimmten  Betriebsperiode  angefertigten  Karten  zur  Re- 
vision, auf  die  unbefugte  Entfernung  von  Spielkarten  aus  dem 
Steuerverschlusse. 

Der  unbefugte  Handel  mit  neuen  und  jedes  öfllenOiche 
Peilbieten  von  bereits  gebrauchten  Spielkarten  wird  mit  Confis- 
cation der  Vorrathe  und  mit  einer  Geldstrafe  von  10  bis  50  Thir. 
an  sich  schon  belegt.  Die  gleiche  Strafe  steht  auf  der  Entfer- 
nung überzähliger  Karten  aus  der  Fabrik  oder  der  Auschussbldtter, 
bevor  solche  unbrauchbar'gemacht  worden.  Finden  sich  bei  änem 
Händler  ungestempelte  Karten,  so  verfallt  er  in  eine  Geldbusse 
von  200  Thlm.,  und  wenn  mehr  als  20  Sj[uele  vorgefunden 
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werden,  so  wird  die  Strafe  für  jedes  weitere  Spiel  um  10  Thlr. 
verschärft  Ausserdem  verliert  er  seine  etwaige  Concessiön  zum 
Detailhaiidel  mit  Spiellcarten  % 

<  J>ie  Erbebnng  einer  Abgabe  von  den  Spielkarten  im  König- 
reich Sachsen  berulit  auf  dem  Stempelffesetz  vom  1 1.  Jaimar 
1819.  Das  Verbot  der  Emiulir  von  holclien  ilalua  ciiolglt;  jotiuoh 
efist  nacli  dem  Beitritte  Sachsens  zum  Zollverein  durch  die  Be- 
kanntmachung  des  Finanzministeriums  vom  31.  Mai  lb34,  nach 
wekher  »diese  Maassregel  für  um  so  unbedenklicher  erachtet  wurde, 
4s  9ie  zum  Vortheil  der  Kdnigl.  Sächsischen  Spielkartenfabriken 
gereiche  und  von  diesen  dergleichen  Fabrikate  in  einer  Beschaf- 
fenheit geliefert  werde»;  ciass  sie  die  ausländischen  entbehrlich 
machen.  <c 

.  Stempel  ist  im  Königreich  Sachsen  jedes  Spiel  uiiter- 

'VrevfisH)  4as  im  Inlande  verkauft  oder  sonst  auf  irgend  eine  Weise 
Üigehissen  wird.  Von  den  unterm  25.  Februar  IBM  getroffenen 
tewdnungen  zu -Sicherung-  der  Stempelabgabe  ist  hervorzuheben, 

dass  die  Karlenfabrikanten  verpflichlel  werden,  aui  Liitie  jeden 

— ■  — ^— 

1)  Wegen  des  preuaiischen  Spielkarteiiftteinpels  ist  noch  weiter  zu 
Vtnr^t^beo  Schmidl,  Kommentar  bu  den  K.  preuäsiachen  Stempelgesetien 
Aufl.  185&.''S.  100^118.  Schon  aus  dem  oben  MitgethciUen  aber  durfte 
hrrvui'gjMieny  dttss  die  preiissiächeii  Cunti-ulevurschrifteii  den  iruii/.o>isclirii 
Uestiiiimuiigen  über  die  Erbebung  der  Abgabe  von  den  Spielkarten  ^bei 
Uuck,  die  Finanzverwaltnns:  Frankreichs.  S.  407  ff.j  an  Strenge  wie 
an  PräCisievi  wemV  nachgeben.  Von  den  letzteren  wäre  nur  not  !»  die 
eigenthömliche  Einrichtung  /,u  erwäfttien ,  «las.s  in  Frankreich  der  Staat 
sulb.st  7.U  den  kleineren  Spielen  von  4u  Karten  und  weniger  das  be(h  uckte 
Papier  liefert  und  hiefür  ,  tit-ben  der  eiL^fnitlicheu  Abgabe  von  20  cent.  per 
•^'jiiel,  noch  einen  httln  n  l'reis  h«*rf  <  lim  !  ,  während  für  die  Spiele  von 
mein  als  1'^  Knilrn  oder  von  Karten  in  miri-  fnr  Frankreicii  neuen  Form 
(Iii;  Mriifi  \  ci  v\  ullung  Wenigstens  die  Drtirluihulrlii  in  ^  (M\\  rili- nn-j-  hat,  so 
d»^-  >u  Ii  (Ifi  Fahiikant  derselben  nur  mit  Wia.-m  iiiul  tu  (u^i  uw art  der 
SienerbtüiaU  ii  l»cdit'iii'ii  Iwhui.  Die  letzteren  l\ :m  1 1  uspiele  iie/ahlen  «luiia 
Hn**  Abtrabe  von  40  Cent.  Der  Ertrag  der  Spielkdi U  asleiier  wird  in  Fiaiik- 
leick  aul  jahilu  li  1, 120, <H]0 'Francs  geseliat/.t.  neben  der  Neigüliuig  m)h 
150,000  Francs  fut  das  vom  Staat  gelieferte  l'apittr.  Die  preu^si^^lle  Steuer 
von  den  Spielkarten  soll  dagegen  nach  v.  Reden  (Finan^stalistik  II.  2. 
S.  316;  im  Jahr  181<J  101,576  Thlr.  oder  2,7i  ')o  des  Ertrags  der  sämmt- 
Kcbcn  Stenipelabgaben  abgeworfen  haben. 
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llonats  ein  aaf  diesen  Termin  abzuschliessendes  Lagerbe*'' 
standsTerseichnisfi  der  betreffbnden  Steuerbehörde  (Krel»-^ 
impost-Einnahme ,  später  Bezirkssleaer-Eimiahme>  einzurelcben, 

welche  sich  alsdaiiii  dessen  sorgfältiger  Piufung  zu  unterziehen, 
auch  auf  dessen  Grund  Revisionen  vorzunehmen  hat.  ' 

Nach  dem  Gesetz  vom  i3.  August  1850,  ausserordentliche 
Zuschläge  zur  Stempelsteuer  betreffend,  sind  die  Spielkarten  im* 
Königreich  Sachsen  jetzt  folgenden  Steuersfitzen  unterworfon : 

eme  Tarokkarte  bezaidl  ....    15  Ngr.  (per  Spiel) ; 
eine  französische  Karte  ....    10    »       »       »  ; 
eine  deutsche  oder  nach  Art  der 
deutschen  gefertigte  italienische 

Karte  aber  

Sofiten  noch  andere  Spidkarten,  als  die  hier  bezeichneten, 
in  Gebrättch  kommen,  so  wurden  sie  dem  zweiten  Satze  unter- 
worfen. 

Was  Oldenburgf  betrifft,  so  ist  dort  die  Einfuhr  von 
Spielkarten  nach  einer  Bekanntmachung  vom  22.  März  1887 
verboten  und  weiter  angeordnet,  dass  Versendungen  von  solchen 
nur  an  die  Stempetbureans  auf  deren  Brlaubnissscheine  behufs 
der  Stempelung  stattfinden  dürfen,  der  Besitz  ungestempelter 
Karten  aber  strafbar  sein  soll. 

Nach  dem  oben  Bemerkten  bilden  sodann  die  zweite  Haupl- 
gruppe  diejenigen  Zollvereinsstaaten,  welche  Spielkarten  aus  dia 
übrigen  Staaten  des  Zollvereins,  wie  auch  von  detn  Vereinsaus- 
lande ')  einlassen  und  solche  in  ihren  betreifenden  Staatsge- 
bieten den  eigenen  Erzeugnissen  in  der  Besteurung  gleich  behan- 
deln. Die  Mehrzahl  dieser  Staaten  erhebt  davon  ebenfalls  eine' 
durch   den  Stempelaufdruck   hquidute    Steuer.     Su  Bayern, 


1)  Die  EinAihr  von  Spielkarten  l&r  den  Consnm  des  ZoUvereiiis  Aber- 
haupt  hat  nacli  D  i  e  t  e  r  i  c  i '  s  statistischen  Uebersichten  (5te  Farlsetzung 
S.  808)  in  den  Jahren  1851  und  1852  jährlich  je  l  Ctr.  betragen.  Audi 
im  Jahr  1858  hatte  sie  sich  nur  auf  2  Ctr.  belaufen  (Statistische  Ueber- 
sichten über  d«Mi  Waarenverkehr  und  Zollertrag  im  deutschen  Zollverein 
für  das  Jahi  1358  £rste  Abthetlung.  S.  208).  Die  Ausfuhr  dagegen  war 
im  Jahr  1858  1073  Ctr.  (namenüich  aus  Preussen,  Hannover  und  Bayern}' 
a.  «.  0.  S.  4da 
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Württemberg,  das  Grossherzogthum  Hessen,  die 
Staaten  des  Thüringischen  Vereins  (mit  Ausnahme  der  schon 
genannten)  Nassau,  Frankfurt,  Lippe,  Pyrmont  u.  s.  w. 
Die  Steuererhebung  fällt  in  allen  diesen  Staaten  bald  mit  dem 
Akt  des  Uebergangs  der  Spielkarten  aus  den  Händen  des  Fabri- 
kanten oder  des  Detailhimdlers  in  die  des  wirklichen  Con- 
sumenten  zusaimnen ,  bald  wird  dort  die  Slemplung  schon 
sofort  verlangt,  wenn  die  Karte  von  dem  Fabrikanten  über- 
haupt auf  den  Markt  gebracht  wird.  Für  die  Versendungen 
von  Spielkarten  von  und  nach  den  zum  Vereine  gehörigen  Ländern 
ist  ferner  entweder  die  Abfertigung  auf  Begleitschein,  oder  jetzt 
häufiger  die  Uebergangsscheincontrole ,  in  einigen  Staaten  auch 
gar  keine  weitere  Controle  vorgeschrieben.  i 

Ich  berühre  hier  nur  die  in  Württemberg  erlassenen  Be- 
stimmungen etwas  ausführlicher.  Die  dortige  Abgabe  von  den 
Spielkarten  beruht  auf  dem  Sportelgesetz  vom  23.  Juni  1828 
Art  4ü  und  auf  dem  Anhange  zu  dem  dazu  gehörigen  Sportel- 
tarife.  Damach  ist  zu  entrichten  von  den  Spielkarten,  insofern 
sie  im  Lande  abgesetzt  werden ,  eine  Steuer  von 
12  kr.  für  jedes  Tarokspiel,  und  von 
6  kr.  für  andere  Karlen;    '  .     • . -? 

demgemäss  also  bei  dem  sogenannten  Gaigelspiel  von  jedem 
der  zwei  dazu  erforderlichen  Kartenspiele  ein  Betrag  von  6  kr. 
(Erlass  des  Steuercollegiums  vom  17.  Juni  1856.)  Die  Sporlel- 
erhebung  wird  mit  einer  Stemplung  zu  Sicherstellung  des  Bezugs 
verbunden. 

Nach  Art  48  des  genannten  Gesetzes  wird  der  Verkauf 
eines  ungestempelten  Kartenspiels  mit  2  fl.  und  die  AnschalTung 
eines  solchen  mit  1  fl.  bestraft,  ohne  Unterschied',  ob  der  Ver- 
käufer, beziehungsweise  der  Käufer  ein  Kartenfabrikant,  Kauf- 
mann, Händler,  Wirth  oder  sonstiger  Private  ist  Hienach  be- 
gründet also  der  Besitz  ungestempelter  Spielkarten  überhaupt, 
wenn  sie  nicht  eigenes  Fabrikat  sind,  schon  die  Einleitung  des 
Strafverfahrens.  Wollen  daher  inländische  Fabrikanten  die  von 
ihnen  gefertigten  Spielkarten  verkaufen,  so  haben  sie,  vorgängig 
dieser  Handlung,  die  Stemplung  zu  veriangen  und  die  Steuer  zu 
entrichten.    Ebenso  ist  von  inländischen  Händlern  oder  Privaten, 
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weldie  vom  Auslande  Spielkarten  beciehen,  die  Efaileitung  m 
treffen  y  dass  die  letsteren  cunAchal  an  das  KameraUunt  Ihres 
Wohnsitaes  adresslii  werden ,  durch  dessen  VerniiMung  alsdann, 

nach  vorheriger  Hinterlegung  des  Steuerbetrugs ,  die  Abstemplung 
der  Karten  portofrei  bei  dem  Kaiiieralamt  Stuttgart  besorgt  wird. 

Direcle  Verseütiujigeii  der  Fabrikate  wurttembergiaiclier  Spiei- 
kartenfabriken  nach  deui  Auslände  unterhegen  keinem  Anstände  und 
Marf  es  hiefikr  auch  kein^  weitem  baonderen  Conteole^'  falls 
eine  aolcfae  nicht  in  dem  Staate  des  Bezngsortes  gefordert  wftrde. 

Baden  utd  LuxeiiBbnrg  endlfeh  erheben  weder  von  den 
iu  ihriMi  eißrenen  Laiulcn  anud»  rtigttu ,  iiucli  vdii  denjenisren  Spiel- 
karten eine  Abgabe,  weiche  aus  den  zum  Zollvereine  gehörigen 
Staaten  dahin  eingelühft  werden  0- 


-    So  viel  über  die  Gesetagebong  der  emzebien  Staalmi  4es 

deutschen  Zollvereins  hinsichtiich  ihrer  Besteurung  der  Spiel- 
karten. In  wie  weit  wird  nun  durcli  alle  diese  Einrichtungen 
der  freie  Verkehr  im  Innern  des  V(  leins  wirklich  gehemmt ,  und 
eventuell,  vrie  werden  sich  die  Heaunnisse  etwa  beseitigen  hissen? 

Wie  gezeigt,  so  hat  eine  grössere  Zahl  von  Vereinsstaaten 
die  Einfuhr  von  Spielkarten  Oberhanpl  verboten,  und  zww 
nicht  bloss  diejenigen,  ui  wddien  der  SfnelkarteiiverimQf  tum 
Monopol  der  Regierung  erklärt  ist,  wo  also  im  Monopolpreise  die 
Spielkartensteuer  zür  Erhebung  gelangt :  sondern  es  ist  diess  auch 
seitens  einer  grösseren  Zahl  solcher^  Staaten  geschehen  ,  in  wel- 
chen die  Spielkarlenfobrikation  und  der  Handel  mit  Karten  prin- 
dpieil  frei  sind.  Und  auch  von  den  übrigen  Zottvereinsstaalen, 
welche  die  Erfassung  von  Einfuhrverboten  gegen  fremde  Spiel* 
karten  nicht  für  nöthig  hielten,  hat  doch  der  eine  oiIlm-  iiudere 
geglaubt,  die  Einfuhr  und  den  Versandt  von  Spielkarten 

1)  Von  den  iibi  ipen  oben  nicht  berührten  kleineren  Staaten  des  Zoll- 
vereins fehlen  mir  die  nöthigen  IVotiz-en  bezüglich  der  dortigen  besteurung 
der  Spielkarten.  Oesterreich  aber  hat  den  Spielkarteustempel  eben- 
falls (Dessäry,  österreichische  Finanzgesetzkunde.  1855.  112),  ferner 
Bremen,  auch  Hamburg  (Beiträge  zur  Statistik  Hamburgs.  1854. 
S.  160). 
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nur  unter  besonderen  Gonlrolefl  gestatten  zu  dürfen. 
Der  Veikehr  mil  Spielkarten  im  Iniieni  des  ZoUvereifls  ericii«iil 
daher  allerdiiig8  mehrfach  absoliil  ge hemmt)  mehrfiuab  auch  an 

nötige  Bediagungen  geknüpft 

Nufi  muss  zugegeben  werden,  dass  die  Spielkarten  ein  Ar- 
tikel biini,  liti"  iii  lipn  den  Gcgenstaittica  dc^  Liiu^'-rii  Nnkciirs 
kaum  in  Betraclit  kouuat;  und  es  kannte  daher  i>clieineu,  dass 
fffl>0|ir.vdaii!  Verkehr  im  Ganzen  von  wenig  Belang  isei,  ob  der 
von  solchen  über  die  eine  oder  die  andere  Grenze  ver- 
kam t^oder,  erschwert,  oder  ob  er  frei  ist  Diese  letztere  Auf- 
fiissung  vermöchte  ich  aber  doch  nicht  ganz  zu  theilen.  So  lange 
K'\\\  Steuersystem  überhaupt  noch  rrn|iiljitioii(»n  kennt,  so  langre 
Iii  euitiiu  Staate  noch  Vorschriiten  gellen,  verniuge  dcicii  gewisse 
steueEpükktige  Geiren «Stande  nur  unter  besonderen  (Vmtrolea  dahin 
IHPgi^iHcmi'Oder. durch  dessen  Gebiet  transitiren  dürfen:  so  lange 
igk^itd^  yerkehr  über  die  Grenzen  und  innerhalb  dieses  StaatSi 
4  nilrtit  bloss,  bezüglich  der  zunächst  in  Frage  stehenden  Artikel, 
Äüudern  er  ist  überhaiipL  kein  freier.  Wie  wollen  denn  jime 
Prohihitioricii  \Nitivsajii  aulrecht  ciliiillca,  wie  huilen  die  üutili (ih  ii 
Z4^^icherung  der  betreil'endea  Steuergefaile  mit  r<iachdruck  überall 
^kmoligeiM^  und  gehandhabt  werden;  wenn  es  nicht  in  die  be- 
fiigniss  der  Steuerbehörden  gelegt  wird,  nöthigenfalls  d.  h.  zu 
f^V^Dlgung  von  Steuerhmlerziefaungen ,  ja  unter  Umständen  auch 
wegen  blossen  Verdachts  einer  Umgehung  der  Steuergesetze, 
5luieiiti  in  (1(11  Handel  unJ  W  tiudel,  namentlich  in  den  Beliitjb 
der  Tr^nsportgewerbe  überhaupt  einzugi  eilen  Und  diess  ganz 
ebenso  in  dem  Falle,  wenn  die  Zahl  der  prohibirten  oder  cun- 
twrtepflichtigen  Gegenstände  nur  eine  kleine,  wie  wenn  sie  eine 
giMsere  ist 

V  f ':fZwar  wird  selbstverständlich  mit  der  Abnahme  der  Zahl 

solcher  Ailtkil  die  Beweguiiir  an  den  Grenzen,  wie  im  Innern 
dtjr  Staaten  eine  freiere.  Iminei  aeitener  werden  auch  die  Sleuer- 
hehörden  in  den  Fall  kommen,  jene  fatale  Befugniss  uu.sni)en 
lii'.inflias6R  und  ausüben  zu  können  —  schon  weil  es  ihnen 
wMifWltirh  aii  den  erforderlichen  Organen  hiezu  fehlen  wird, 
4cm  BfBahiong  sich  ja  wegen  iMiiiger  wenigen  Artikel,  welche 
noch  zu  ül^erwacheu  blieben ,  gar  nicht  mehr  lohnen  würde.  Das 

Ii  ♦ 
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Recht  an  sich  aber,  in  der  gedachten  Yfme  den  Gftterveikehr 
ttberhaupt  zn  unterbrechen  und  aufzuhalten,  musg^der  Steueriie- 
hdrde  gewahrt  bleiben,  solange  derartige  Steaergesetze  noch' 

bestehen;  und  die  Gefahr,  dass  die  Behörde  von  diesem  Rechte 
Gebrauch  zu  machen  dann  und  wann  genuthißrl  sein  könnte ,  ist 
daher  insoiange  für  das  verkehrtreibende  Fubülium  ioimer  vor- 
handen. 

Ui  es  freilich  einmal  so  weit  gekommen,  dass  die  Controie 
desshaßr  eine  laxere  werden  musste,  weil  die  Organe  zu  deren 
Handhabunif  nach  und  nach  ans  dem  angedeuteten  Grunde  seften^r 

.  gewoidüii  .sind  ^  dann  erscheint  ein  solcher  Rest  eines  früheren 
Steuersystems  überhaupt  nicht  mehr  haltbar.  Denn  die  Erfahrung 
lehrt,  dass  bei  allen  indirecten  Steuern  auf  einen  sicheren  An- 
fhtt  der  ganzen  Abgabe  nur  bei  einer  möglichst  geschlossenen 
Controle  annilhemd  gerechnet  werden  darf,  dass  Pndiibitionen 
nur  da  überhaupt  Bedeutung  haben,  wo  sie  durch  eine  conse- 
quent  durchgeführte  Grenzbewachung  unterstützt  werden.  Treffen 
diese  Voraussetziinoen  nicht  zu,  ist  die  Grenzbewachung  eine 
ungenügende ,  die  Cuntrole  iieine  erschöpfende ,  so  werden  Defrau- 
dationen und  Sehmuggelversuche  immer  die  unvermeidliche  Folge 
sein,  durch  wdche  alsdann  nicht  allem  derRscus,  sondern  auch 
die  redlichen  Steuercontribuenten  in  Schaden  kommen. 

Bei  den  Spielkarten  insbesondere  ist  hiebe!  noch  weiter  zu 
berücksichtigen,  dass  sie  kein  Masseartikel  sind  und  auch  im 
Falle  ihres  Versandts  kemeswegs  an  eine  bestimmte,  leicht  er- 
kennbare Verpackungsform  gebunden  erscheinen,  so  dass  es 
immer  leicht  thunlich  bliebe,  dieselben  im  innem  Verkehr  und 
auch  beim  Uebergange  über  eine  nicht  Oberhaupt  geschlossene 
Grmize  der  Aufsicht  der  Steuerl>ehörde  zu  entziehen. 

Aus  diesen  Gnmdeii  glaube  ich  mich,  fast  ebenso  sehr  im 
Interesse  der  Verkehrsfreiheit,  als  im  Hird)lii'k  auf  die  anocdeutete 
geringe  Wahrscheinlichkeit  einer  vollständigen  Durchführung  des 
Steuersystems,  dahm  aussprechen  zu  dürfen,  dass  die  Vereins- 
regierungen die  Aufhebung  der  Einftdirverbote,  welche  zur  Zeil 
noch  in  einzehien  Staaten  gegenüber  von  den  übrigen  ZoDver- 
btindeten  bestehen,  und  die  Zurückziehung  der  verschiedenen 
Controiebestiinmungen  hinsichtlich  des  imiern  Versandts  solcher 
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Karten  ernstlich  in  Erwägung  ziehen  sollten.  Vor  fast  zwanzig 
Jahron  ist  schon  einmal  auf  einer  Generalconferenz  ein  ühDücher 
AnlilBg  . eingebracht,  aber  damals  bei  der  geringen  Geneigtheit 
fltoeltter  Regierungen ,  hierauf  einzugchen ,  bei  Seite  gelegt  wer* 
Jen.  Inzwischen  hat  sich  das  Verkehrslebcn  auch  im  deutschen 
Zollvri'i'iiu'  ausserordeiUlioh  oiitw  ickfll :  vicllciclii  (hiss  ilic  jrt/iixe 
ZeU  für  die  abermalige  Anregung  dieser  i*rage  die  geeig- 
nete \w«re. 

:fi;  vNach  der  Anfhebung  jener  Einfohnrerbole  gegenüber  von 
andern  Zolhereinsstaaten  und  nach  der  Zurückziehung  oder  wenig- 
stens nach  einer  Modification  der  Controlebestimmun^n  ftlr  den 

Uikiiien  Versandt  von  Spielk  n  li  n  miisslea  freilich  uuhlIic  der 
eben  geschilderten  Einncliliiiiü  'ii  geändert  werden.  Ein  iSebon- 
aiOMdi^lKiatehen  verschiedener  Steuersatze  und  r^^rhiedener  Er- 
iHiNittgafinrmen  in  den  einzebien  Staaten  des  Vereins  liesse  sich 
>dattB  wohl  denken ,  so  gut  als  z.  B.  Württemberg  gegen- 
wartig  ohne  allen  Abschlnss  gegen  aussen  den  eigenen  Gonsum 
\(in  Sfiiclkarten  besteuert,  widnend  Baden  gar  keine  Spielkarten- 
abgaije  hat.  Nur  fragt  es  sich ,  ob  dort  ülierhaupt  auch  die 
aUpMllichen  wirklicti  zum  «>piele  benutzten  Karten  gestempelt  sind. 
iiA'JBndm  Anordnungen,  wie  die  oben  näher  bi^schriebenen 
ywwliilirhrn  Einrichtungeh  dieses  Landes  bezüglich  der  Spiel- 
kaitensteuer,  den  Bindruck  von  halben  Maassregel  lu  welche  ich 
nicht  als  ein  Vorbild  für  anden^  Staaten  aufstellen  möchte. 

'  Dagegen  wärt-  t:in  Vorsclilau  .  welcher  wühl  vlicr  cnistüch 
gemacht  werden  könnte,  der:  lur  den  ganzen  Zollverein  eine 
elü&ige  gemeinschaftliche  Spielkartensteuer  cinzu- 
Mmi)'  als  Nachweis  der  Steuertilgung  einen  gemeinschaftlichen 
SlMnpel  anzuerkennen,  und  dieser  Vereinssteuer  und  der  Ab-' 
slempliiiiii  gleich  an  der  ZolIvereiiiNt^i  anze  anch  die  för  den 
Consuiii  des  JaMmmcius  lipstimmten  fremden  Spit  lkiutcu  zu  unter- 
werien.  Die  üeberwachung  der  >pielkartenlaljiiken  und  über- 
hit^  iÜe  Controlirung  der  innem  Steuer  könnte  alsdann  unge- 
lilir  i|ach  Maassgabe  der  in  Preussen  bestehenden  Einrichtungen 
geordaei  werden^  welche  wenigstens  das  für  sich  haben ,  dass 
sie  oonsequent  gedacht  sind. 

besteht  allerdings  m  den  Laude>gesetzgebungen  häufig 
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ein  Zusammenhang  zwischen  der  Steuer  von  den  Spielkarten  und 
swiscben  andern  Stempelabgaben,  Sportein  u.  s.  w.  Diese  Co- 
htfrenz  ist  id>er  nur  eine  ftusserliche ,  wie  sich  gieioh  seigl^  wenn 
man  Stempe^pier,  gestempelte  kaufmännische  Wechsel  imd 
Spielkarten,  Kalender,  Zeitungen  n.  s.  w.,  kurz  was  da  und  dort 
alles  gestempelt  wiiiij  neben  einander  aulTuhi  t.  Der  Stempel  ist 
seiner  innern  Natur  nach  nichts  anderes,  als  Eine  Form  dos 
Nachweises,  dass  eine  Steuer  bezahlt  worden,  also  mit  an« 
dem  Worten  eine  Steuerquittung.  Hienach  hätte  es  wohl  keine 
besonderen  Schwierigkeiten,  die  Spielkartensteuer  aus  den  pri- 
vativen Steuersystemen  xu  entfernen,  um  .eine  Yereinsabgabe  aus 
den  Spielkarten  dagegen  einzuführen. 

Allein  nach  meiner  Ansicht  könnten  die  Vereinsregierungen 
unbedenklich  noch  einen  Schritt  weiter  gehen.  Der  preussische 
Kartenstempel  trägt  jährlich  trotz  des  grossartigen  Apparats,  welcher 
ihn  umgibt ,  wenig  mehr  als  100,000  Thlr«,  die  frenzdsiscfae 
Abgabe  von  den  Spielkarten  wirft  alljährlich  nur  VI9  WSL  Fr. 
ab:  welcher  Ertrag  Hesse  sich  da  wohl  fttr  Jene  Vereinssteuer  • 
erwaiieii;  Gewiss  ein  unbedeutender,  besonders  wenn  dabei 
noch  bedacht  wird,  welch  lästige  Controlen  für  die  Fabrikanten 
und  für  die  Händler  im  ganzen  Vereine  eingeführt  werden 
mUssten,  um  wenigstens  beiläufig  Steueriunterziehungen  vorzu- 
beugen. 

Ich  mdchte  daher  zu  einem  Verzicht  auf  die  Spielkarlai^ 

Steuer  überhaupt  rathen.  Wie  alle  Auf wa nds steuern  bringt 
diese  Abgabe  wenig  ein,  erfordert  dricrt  gen  vielluthe  Controle- 
einrichtungen ,  die  gerade  hier  erst  nicht  vollständig  sichern,  weil 
die  Kreise,  in  denen  der  Aufwand  stattfindet,  den  Steueroll- 
cianten  nicht  überall  zugänglich  gemacht  werden  kennen. 

Man  wende  mir  mcht  ein,  dass  die  Spidkartensteuer  zugieick 
eine  polizeiliche  Maassregel  sei,  mi%  welclier  bezweckt  werde, 
dem  Ueberhandnehmen  einer  gesellschaftlichen  Unterhaltung  zu 
steuern,  deren  Folgen  sich  bisweilen  auch  im  öconornisehen  und 
moralischen  Ruin  einzelner  äussern.  Welche  Bewandtniss  es  mit 
dieser  polizeilichen  Seite  der  fraglichen  Abgabe  wirldich  hat, 
zmgen  diejenigen  Staaten,  welche,  neben  der  Besteurung  der 
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Spielkarten,  selbst  ans  dem  Lotto  oder  ans  den  mit  Spi^Ntnkeii 

ausgeplätteten  Bädern  cilieblichen  Gewinn  ziehen. 

Die  1 1  s  k  ji  I  i  s  G  Ii  e  n  Einhussen  der  einzelnen  Vereinsstaaten 
bei  einem  Verzichte  auf  die  Abgabe  von  den  Spielkarten  endlich 
wären  wohl  an  und  für  sich  scbon  leicht  zu  verschmerzen.  Sie 
würden  aber  gewiss  rdchtick  ersetzt^  wenn  jener  Verzicht  gleich- 
zeitig mit  der  Elnfflhrung  einer  Gemeinschaft  bezüglich  der  nun 
weilei  üu  bei>|irei;lieadeii  i)teueru  eilulgeii  würde. 

2.  Die  Steuer  vom  Salze  in  den  einzelnen  ZeUTereinistaatea. 

Während  nach  dem  bisher  Angeführten  das  Object  der  Steuer 
von  den  Spidkarten  ein  Gegenstand  bildet,  welcher  an  und  für 
sich  betrachtet  keine  andere  Bestimmung  hat,  für  den  man  keine 

andere  Verwendung  kennt,  denn  dass  er  als  das  Mittel  für  eine 
gesellige  Unterhaltung  diene:  haben  wn  es  bei  der  Steuer  vom 
Salze  mit  einem  zum  Lebensunterhalte  für  Menschen  und  Vieh 
fast  unentbehrlichen  Gute  zu  thun.  Mossten  wir  daher  in  der 
Abgabe  von  den  Spielkarten,  wie  sie  zur  Zeit  noch  da 
und  dort  im  Zollvereine  besteht,  lediglich  die  Besteorong  eines 
Aufwandes,  also  eine  Luxussteuer  erkennen,  mit  aUen  Män- 
gebi  einer  solchen;  so  erschemt  uns  (lapregen  die  Abgabe  vom 
Salze  m  Wahrheit  als  eine  Verzchrungs Steuer,  welche 
sich  der  Mahl-  und  Schlachtaccise  unmittelbar  anreiht,  übrigens 
in  der  Begel  einen  weit  höhem  Ertrag  als  die  beiden  letzteren 
abwirft,  und  jedenfalls  wegen  ihres  nicht  gering  anzuschlagenden 
Beitrags  znm  Budget,  da  wo  sie  besteht,  hn  Augenblick  kaum 
ganz  entbehrt  werden  konnte. 

Auch  hier  betrachte  ich  es  als  meine  Aufgabe,  zunächst  in 
den  unter  den  ZoUvereinsregierungen  getroffenen  Vereinbarungen 
und  in  den  Landesgesetzgebungen  der  dnzehien  Staaten  die 
Hemmnisse  aufzusuchen  and  ÜbersichÜlch  darzulegen,  welche 
mit  Rücksicht  auf  die  SalzgefUfle  der  letzteren,  dem  freien  Ver- 
kehr innerhalb  des  Vereinsgebiets  bereitet-  sind.  Dabei  muss  ich 
aber  etwas  weiter  ausholen. 

Als  eines  der  ersten  Lebensbedürfnisse  nimmt  das  Salz  unter 
den  Gegenständen  des  grossen  Verkehrs  unstreitig  einen 
bedentenderen  Rang  eki*  Stönmgen,  Hemmnisae  der  freien  3e* 


Digitized  by  Google 


168 


Die  HemmniiM  it»  fireien  Verfcebn 


wegfimg  im  Yerit^Itfe  mit  diesem  Artikel  mössen  äoh  daher  necli 
in  einem  weit  grosseren  Umkreise  fühlbar  machen,  ab  die  Con- 

Irolemaassregeln  und  die  Einfuhrverbote ,  unter  denen  wir  den 
Spielkarlenhandel  im  Zollvereine  bes(  lii  ;inkt  s^efunden  haben.  Weit 
mehr  als  die  Belästigungen  des  letzteren  werden  daher  die  Hemm- 
nisse, welche  sich  dem  freien  Salzhandel  von  Land  zu  Luid, 
vom  einen  Yereinsstaat  zum  andern  in  Folge  der  Steuergesets- 
gebongen  der  letzteren  in  den  Weg  legen,  eine  nachtheUigo 
Rückwirkung  auf  die  naturwüchsige  Entwicklung  und  Entfaltung 
des  Zwischenverkehrs  überhaupt  äussern. 

Der  Erdkörper  birgt  das  Salz  nicht  überall  in  seinem  Innern ; 
nur  einzelne  Formationen  führen  solches  in  grösseren  Ablage- 
rangen und  auch  die  Salzquellen  erscheinen  vorzugsweise  an 
bestimmte  Brdschichten  gebunden.  Sehmi  wir  uns -in  dem  zoll* 
^  vereinten  Deutschland  desshalb  etwas  näher  um,  so  finden  wir 
mächtigere  Stein salzlagcr  vornehmlich  nur  in  der  Zechstein- 
formatioii  und  in  der  Triasgruppe. 

Auf  dem  Zechsteine  obenauf  liegt  das  erst  vor  kürzerer 
Zeit  für  den  bergmännischen  Abbau  erschlossene  Steinsalzwerk 
zu  Stassfurth,  preussischen  Regierungsbezirks  Magdebuig,  und 
derselben  Formation  gehören  an  die  mit  Bohrlöchern  erreichten 
Salzlager  bei  Gera  C^euss  -  Schleitzj ,  bei  Frankenhausen  (am 
Fusse  des  Kyfriiäusers  in  Schvvarzburg-Rudolstadl ,  unterer  Herr- 
schaft), bei  Artern  an  der  Unstrut  (preussischen  liegierungsbe* 
zirks  Merseburg)  und,  westlich  vom  thüringer  Waide ,  die  sachsen- 
meuiingen'sche  Saline  bei  Salzungen  an  der  Wenra,  wie,  welter 
südlich,  die  Saline  von  Kisshigen  in  Unterfranken. 

In  der  Formation  des  bunten  Sandsleins  sind  die 
mittelst  Sinkwerken  ausgelaugten  mächtigen  Gruben  von  Berchtes- 
gaden in  Oberbayem  erschlossen;  in  derselben  Formation  liegt 
das  Steinsalz  von  Schöningen  (Braunschweig) ,  von  Eimen  bei 
Schönebeck  (Kreis  Kalbe  in  Freussen)  und  das  bei  Sülbeck  in 
Hannover, 

Besonders  reichhaltig  an  Steinsalz  aber  ist  der  Muschel- 
kalk. Dahin  gehören  die  württembergischen  Werke  bei  Rotten- 
münster und  Schwenningen  (die  Saline  Williehushall) ,  sowie  das 
Sid^werk  in  Sulz,  und  die  denselben  benachbarten  Salinen  zu 
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Mrrheim  in  Baden  und  zu  Stetten  in  HohenzoUern,  am  östlichen 
Abhänge  des  Scbiwarzwalds.  Dahin  gehören  die  Salzlager  am 
unteren  Neckar,  weiche  in  jongsler  Zeit  zu  FriedrichshaU  bei 
Jtpifeld  f&r  den  bergmiimischen  Betrieb  gewonnen  worden, 
ebendort  ^)  aber,  ferner  In  Glemenshall,  sowie  Im  benachbarten 
Wimpfen  (Grossherzogthum  Hessen)  und  auf  der  badischen  Lud- 
wigssaline bei  Kci|)[)nnRii  schon  länger  anijebohrt  sind  und  durch 
Bohrlöcher  ausgenutzt  werden  (die  sogenannten  iNeckarsaliaen) ; 
dahin  gehört  endlich  die  wttrtlmnbergiscfae  Saline  Hall  am  untern 
Kocher  mit  dem  Sabsbergweifc  Wilhehnsglück ,  das  schon  im  Jahr 
1824  durch  einen  Schacht  eröffnet  worden  ist  Auch  noch  an 
einem  andern  Punkte  Deutschlands,  in  Thüringen,  birgt  der 
Muschelkalk  das  Steinsalz ,  näuilkh  bei  Ilversgehdlen  (Kreis 
Erfurt)  und  Stoltenheiin  (in  Sachsen- Weimar)  j  bei  Rudisleben 
CSehfwarsburg-Sondershausen)  und  bei  Baffleben  (Coburg-Gotha)  ^. 

Ueber  etwas  mehr  Formationen  verbreitet  sind  die  SdoIt 
qaeileii  des  zoUvereinten  Deutschlands,  welche  cur  DarsteOung 
^n  Kochsalz  verwendet  werden.  Aus  den  ohem  Schichten  der 
Crrauwacke  (dem  Devon)  entspringt  die  Soole  von  Nauheim 
in  Kurhessen.  Die  Kohlen formation  führt  die  Salzquellen 
bei  Kreuznach  an  der  Nahe,  welche  die  grossherzoglich  hessi- 
schen Salinen  Karishali  und  Theodorshall,  wie  die  preussische 
Saline  bei  HUnster  am  Stein  speisen.  Dem  Zechstein  gehören 
an  die  Soolen  von  Safashausen  bei  Nidda  Grossherzogthnm 
Hessen) ,  von  Orb  in  Unterfranken ,  von  Soden  bei  Allendorf 
(Kurliehsen),  von  Fraiikt  iilimisen  und  Artern  (s.  oben).  Die 
Quellen,  welche  die  Salinen  Dürrenberg  an  der  Saale  und  von 
Kötschau  On  Preussen)  versorgen,  Icommen  entweder  ajos  den 

1)  FriedrichshaU  war  iilierliaupt  die  erste  Saline ,  welche  auf  den 
Betrieb  von  Bohrlöchern  basirl  wurde.  Zu  vergl.  v.  Alberti,  das  Sa- 
iinenwesen  in  Dcnlschland.    Deutsche  Vierteljahrsschrift  1839.  II.  4.  S.  15. 

2)  Dem  K  e  u  p  e  r  endlich  (dem  dritten  Gliede  der  Triasgnippe  gehört 
das  La^er  bei  Vic  in  Lothringen  an.  Auch  in  andern  Formationen  noch 
sind  aü»5eihalb  des  Zollvereins  grössere  Ablagerunijen  von  Steinsalz  ent- 
deckt worden,  ao  in  der  Hrauwacke  zu  Bex  im  Kanton  Waadt,  im  Jura- 
kalk zu  llallein  im  Sahbin  g  schen  ,  im  Karpathensand.^^tein  7,u  Wieliczka  in 
Galizien.  Zu  vergl.  Bernh.  Cotta,  Anleitung  zum  Studium  der  Geognosie. 
18^.   S.  469. 
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obersten  Schichten  des  Zechst«  ins  oder  aus  dem  schon  zur  Trias- 
gmppe  gehörenden  Gypse.  Dem  bunten  Sandstein  entqueUeii 
die  Sooten  von  Dürkheim  in  der  bayerischen  Pfalx,  von  Staafn 
telii  (ß*  oben)  5  von  Wilhelmsglück  bei  Kraubvrg  an  der  Werri 
(Sachsen-Weimar) ,  von  Neiundsa  an  der  Ilm  (Sachsen-Meiningen}, 
letztere  jedoch  vielleicht  schon  aus  den  Anhydritschichten  des 
Muschelkalks;  ferner  die  t?oolen  von  Kösen  bei  Naumburg  an 
der  Saale ,  von  Teuditz ,  von  Halle  an  der  Saale  (diese  alle  im 
pmsstschen  Regierungsbezirk  Merseburg) ,  die  Soolen  von  Eimen 
zur  Saline  Schönebeck  C&  oben),  die.Soolen  von  Oesdorf  M 
P^ont,  von  Lüneburg,  GrossritOden  und  SaUtdetfortli  in  Hm- 
nover.  Aus  dem  Alpenmuschelkalk  treten  die  Ou^en  von 
Reichenhall  hervor,  welche  imt  den  Sinkwerken  von  Berchtes* 
gaden  (s.  oben)  zugleich  die  bayerischen  Salinen  von  Busenheim 
imd  Traunstein  versorgen.  In  den  Lias  gehören  die  Sooien 
von  SatedaUum  (ia  Brannschweig,  der  Betrieb  dieser  Saüne  ist 
«brigens  jetzt  eingestellt),  die  Sooien  von  Mnder  in  Hunover^ 
von  Sdzttflbbi  in  Lippe-Detmold  und  voii  Nensalzwerk  bei  IMmri 
(Preussen).  Die  kurhessische  Saline  Rodenberg  erhalt  ihre  Nah- 
rungr  ans  dem  Wälderthongebirge.  In  der  Kreide  aber 
haben  ihren  Ursprung  die  Soolquelien  der  Salinen  Gottesgabe  bei 
Rheue  an  der  Ems  (prrassischen  Regierungsbezirks  Münster), 
Rothenfelden  (liannöverschen  Landdrosteibeziiks  OsnabraGk)/fenier 
die  Onellen  von  Kdnigsbom  bei  Unna,  Werl^  Neuwerk  und 
Hoppe,  Sassendorf,  Westernkotten  und  Salzkotten  (in  den  preus- 
sischen  Regierungsbezirken  Arnsberg  und  Minden).  Das  Dilu- 
vium endlich  hat  die  Sooien  von  Sülze  (in  Hannover),  von 
Greifs wald  und  Colberg  (in  Preussen)  ^). 

In  dem  Voranstehenden  habe ~ ich  versucht,  einen  Ueberblick 
ttber  die  geognostische  Verbreitung  des  Salzes  im  zollver-, 
einten  Deutschland,  sowie  zugleich  über  die  bedeutenderen  Salz- 
werke  innerhalb  dieses  Gebietes  zu  ffcben.  Schon  hieraus  lasst 
sich  nun  zwar  auch  die  locale  Verbreitung  dieses  Naturpro- 
ducts  innerhalb  des  Zollvereins  erkennen,  es  Iftsst  sich  insbe- 


1)  Zu  vergl.  Georg  von  Viobahn«  Statistik  des  soUirereliiteii  und 
n«rdl.  DeatMdOaiidt.  Erfter  Thoil.  Landeikttiid«.  S.  685.  802—818. 
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sondere  ersehen,  wie  namentlich  die  preusstsche  Provinz  Sachsen 
und  die  Tlillringer  Lande,  sowie  die  Staaten  um  daa  Iliissgebiel 
des  Neekara  es  sind,  deren  Boden  das  Steinsahs  in  mächtigen 
Lagern  fttbrt,  wie  man  ferner  auch  am  Fnsse  des  Hoebgebirgs 

und,  wenn  gleich  in  weniger  geschlossenen  Massen,  am  Strande 
der  Nordsee,  in  Kurhessen  und  Hannover,  am  Rheine  und  in 
Franken  Salzgrubcn  und  Saizsooien  aufgefunden  hat  und  zur  Zeit 
ausbeutet.  Diesem  Bilde  von  dem  Salzreichthum,  des  Zottvereins 
und  von  der  Austheitang  dieser  Natorgabe  an  die  einaehien 
Staaten  dürften  aber  die  nachfolgenden  Angaben  noch  die  schür- 
feren  Umrisse  verleihen. 

Bekanntlich  sind  in  den  Jahren  1848  und  1849,  auf  Ein- 
iadutig-  des  Heichshandeistniiiisteriums ,  unter  anderem  auch  sach- 
kundige Commissäre  der  deutschen  Regierungen  in  Frankfurt  a/M. 
versammeft  gewesen,  weiche  ttber  die  Ausführung  der  ZoUeinheit 
hn  deutsdien  Reiche  berathen  soHten.  IKe  Aufgabe  «fieser  Co»- 
missioii  erhielt  bald  einen  noch  weiteren  Umfang,  indem  derselben 
zugleich  der  Auftrag  wurde,  sich  aucii  mit  der  Frage  wegen  der 
Einführung  gleicher  Productionssteuern  im  deutsclien  Reiche  und 
wegen  der  Gemeinsciiaft  des  Steuerertrags  hieraus  zu  beschäf- 
tigen; Ihre  Arbeiten  bezüglich  der  ReichszoUacte  und  des  Reichs- 
zollgesetzes hat  die  Commission  wirklich  zu  ehiem  Abschhisse 
gebracht.  Wilhrend  sie  aber  noch  mit  der  Sammlung  des  Ma- 
terials ftir  die  ilir  weiter  zugewiesene  Vorbercilung  einer  Reichs- 
gesetzg-obung"  in  Steuersaclien  beschäftigt  war,  erfolgte  die  Auf- 
lösung des  deutschen  Parlaments,  womit  zugleich  ihre  und  die 
ThiltigkeH  der  Centralgewalt  überhaupt  ein  Ende  hatte.  Die  Ma- 
terialien jedoch,  welche  die  gedachten  Gommissftre  in  dieser 
Richtung  von  ihren  Regierungen  zuvor  noch  beigebracht  hatten, 
sind  spater  auf  verschiedenem  Wege  zur  Veröffentlichung  ge- 
langt      und  ich  werde  daher  keinen  Anstand  nehmen  dürfen, 


1  Die  ResaiMe  der  Beratiuuigeii  der  Regierungscommiflsäre  in  Frank- 
furt a  M.  18^749  zur  Herstelluiig  der  Zolleinlieil  im  deutschen  Reiche. 
Halle  1851.  Gemeinschaftliche  Prüduetionssteuer  von  Salz  und  llübenzucker 
in  DeatochUiid.  Eio  Votaoi  von  W.  £.  F.  Toa  Thielav.  Braunscbw.  1S51. 
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dieselben  hier,  soweit  sie  nicht  noch  durch  neuere ,  anderwärts 
publicirte  ergänzt  werden  können,  für  meine  Zwecke  zu  benützenu 
Nach  dieseD  Materiaben  berechnet  sich  die  ProductioB 
des  gesammten  Deutschlands  (ttbrigens  mit  Ausnahme 
von  Oesteirelcli)  an.  Kocfasals  auf  jährliche  5  Millionen  ZoH- 
centner  Die  jährliche  Salzproduclion  des  zollvereinten 
Deutschlands  lässt  sich  hieraus  wenigstens  uimulieriid  leicht 
ableiten. 

Unter  jenen  5  'Millionen  Zollcentnem  sind  nämlich  begriffen 
auch  die  Antheile  Holsteins  und  beider  Mecklenburg  mit  115,000 
Gentnern  ferner  die  Erzeugnisse  einiger  inzwischen  einge- 
stdiler  Salinen  (JnliushaO  fftr  Hannover-Braunschweig  mit  1869 
Gentnem,  Salzdahlum  in  Braunst  hweig  mit  10.354  Ctrn.  u.  a. 
Jene  Summe  von  5  Millionen  Zollcentnern  wäre  dalier  um  (iit  se 
Beträge  zu  venuindem  j  wenn  nicht  wieder  berücksichtigt  werden 
mässte,  dass,  von  anderem  ganz  abgesehen,  allein  durch  die 
&8cUiessuBg  mehrerer  Salzbergwefke  CStassfurth,  Friedriehshall, 
Stetten)  das  jährliche  eigene  Salzerzeupiss  des  ZoUvereins  einen 
bedeutenden  Zuwachs  erhalten  haben  muss. 

Ich  werde  daher  nicht  zu  hoch  greiten,  wenn  ieli  als  das 
jetzige  jährliche  Gesammterzeugniss  des  deut- 
schen Zollvereins  an  Salz  rund  dio  Summe  von 

5Vi  Millionen  ZoUcentnern 
annehme.  Hiezu  tragen  bei: 

Preussen  mit  un-    (im   Durchschnitt    der  fünf   Jahre  18*'/5s 
gefähr  >46^/o  234,865,600  ^  nach  Dieterici's  statistische 

Uebersicht.  5.  Fortsetzung.  S.  808.  809. 
811.  Dazu  dann  der  Ertrag  von  Stassfurtfa) 
Stetten  etc.). 

Bayern  mit  unge-   (804,112  Ctr.  nach  den  Resultaten  a.  a.  0. 
föhr  UV  S.  318). 


1)  Resnltatp  a.  m.  0.  S.  332.  v.  Thielau  a.  a.  0.    S.  62. 

2)  Re-^nltate  a.  «.  0.  S.  332.   v.  Thielau  a.  a.  0.    S.  62. 

8)  Resultate  a.  a.  0.  S.  310.  312.  v.  Thielau  a.  a.  0.  S.  42.,  ferner 

T.  Viebahn  a.  a.  0.  S.  810.  611. 


• 
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tn  Ittneni  des  deutschen  Zollvereins.  X7S 

Württemberg  mit    (Steinsalzerzeugniss  18**/57  —  >  440,649  Ctr. 
ungefähr  14^yo       Davon  werden  ai)zuiuehen 

sein  —      90,000  Ctr. 

welcfaa   zur  Yrntedimg 

abzugeben  waren ,  Resl  — 356,649  Cir. 

Dasu  das  Erzeugniss  der 
n*»jl»0.>5»^ir*»'"'<'T'»'  gle i dien  Periode  an  Koch- 
'^>.;/.y'>v^  i  .  salZj  Vieh-  uiidDuiiLlsalz  —     445,807  Ctr. 

•  ■}}■  Zusammen  —  ,*•  802,456  Ctr. 

-Mit»*f»^j^  *  .  Würltemb.  Jahrbücher  1857.  28  a  S.  77). 

S«pmi«r  mili  ini-  (517,300  Ctr.  Erzeugniss  des  Jahrs  IS^V 
.«^psMirr^i/t^V       na<'h  Lehzen,  Staalsbaoslialt  Brnmet  L 

^        -  .  '  S.  199). 

Baden  nnl  uniictahr     .    .    6^ia  ^/o 
I^as  Grossherzuglhuai  Hes- 
.{]  sen  }j|iijk!>  ungefähr ...  4^/o 

flllMbA^  ilicht  genannfen 
Thüringischen  Staaten 

nicht  ganz      .    .    .    .  % 
Braunschweig ,  Oidm- 
'v^nffl^.  etc  etwas  mehr 

:  -  .  ..  .  '  .  .  .     ^/a  'lo 

100 

'^y^^  hm  «igenes  Salz  aber  gewinnen  bis  jetzt  von  den  Zoll- 

vereinsslaalen  das  Königreich  Sachsen ,  ferner  Luxemburg,  Nassau 
Uj^d  die  fn-ii^  SIluU  Fiaaklurt. 

a  Aäuf  der  aiiilern  Seite  lässt  sich  der  Salzbedarf  de»  Zoil- 
wrclBB  mit  Hilfe  folgender  Zahlen  berechnen.  Wie  v.  T  hie  lau 
a.  m  %  S.  63  f.  angibt,  ist  im  Jahr  1849  als  Gesammtcon- 
samiion  bentscblands  (wieder  mit  Ausnahme  von  Oester- 
reich) an  Kochsalz  die  Summe  von  5,190,502  Zollcentnem,  an 
r,(^verbs-  und  Viehsalz,  nnL  Einschluss  des  vvürltembergischen 
blemsalzes  im  Betrag  von  iO'^J^^^T  Zoliccntnern .  Cur  Suuime  von 
S$,5,^^6  240ilcentnern .  im  Ganzen  also  eine  hiunme  von 

..,>.  ,i\  ,  '     . 0,555,998  Zollcentoem 
eilipb0n  worden,  was  auf  den  Kopf  etwas  mehr  als  l^tt  ausmacht 


nach  den  Resultaten  a.  a.  0. 
S.  320—328. 
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Angenommen,  dass  die  gleiche  Consumtion  von  18  auf 
den  Kopi  auch  jetzt  noch  stattfinde,  würde  wsich  bei  defn  jetzigen 
Stande  der  Bevölkerung  des  z  o  11  v  e  r  e  i  n  t  o  n  Deutschlands  von 
3a,542|467  Köpfen  (nach  der  Anfiiahme  im  December  1808)  fUr 
denZolUerein  dnGegamiiitbedarf  anSahs  heraussteUen  toh 

6,037,644  Zolkenlnem. 

Die  Salzconsumlion  ist  jedoch,  nach  den  Miltheilunsren  der 
Reffienmofsrnmntissiire ,  in  den  em/fliieii  Stwulen  I »fulsclihinds 
und  auch  inaerhalli  dos  Zollvereins  nicht  durchaus  gleich  htaik. 
Während  z.  B.  Uambiirg  ein^  Consumtion  von  20,3  ZoUpfunü 
pro  Kopf  anfwewen  soll,  wdrde  ein  Lttbecker  jährlich  nur  12^ 
Zollpfund  Salz  «Öthig  haben.  Nach  den  bei  v.  Thielau  «.«.O. 
und  in  den  »Resultaten«  S.  333  für  die  einzelnen  Staaten  ge- 
gebenen Vcriialtniss/.;ililt  II  bezüsfüch  ihres  jährlichen  Salzconsuius 
pn»  K()|)l  wurde  sich,  hei  der  gegenwärtigen  i>taike  der  Bevöl- 
kerung m  diesen  Staaten,  für  jeden  derselben  und  sciüiefishch 
wieder  für  den  Zollverein  i|u  Ganzen  ein  Salzbedarf  eqg^bm, 


wie  folfft: 

r 

1  ■ 

lietht'ili  Lintig 

Verein£&taat. 

'  Jahrliche 
Con- 
sumtion 
pro  Kopf. 

ßevoikei  tjng 
nach  dem 

Stand  vom 
Decenil)er 
1858. 

Jetzige  Con- 
sumtion der 
Verein»- 
gtaatoD. 

der  ein/trliien 
Vereinsstaaten 
au    il*'!n  <'e- 

saiiiUilbcdurf 
des 

Zullvereins. 

ZoUpfond. 

TaiuMBda. 

Tausende  von 
Centuern. 

Froceiitei.) 

\ 

1. 

2. 

3. 

4. 

5.  • 

Preussen  0    •  • 

16,4. 

18,107. 

2,909. 

51,6. 

Uuemhui'g^).  . 

16}i. 

192. 

31. 

0,8. 

1)  N«ch  Dielerici  a.  0.  S.  811  berechnet  «ich  io  den  5  JM^en 
18^/»»  die  durduehnicdiche  jährliche  Consutntioii  Pretusen«  an  w.e  i  i.«  e  iq 
Salz  anf  16^  Pfand  pro  Kopf. 

2)  Die  Verhiltnisszaht  fQr  Lnxembnrg  ist  mir  nicht  bekannt,  ich  habe 
daher  die  f&r  Preossen  angenommene  benOtkt ,  da  die  salinischen  Verhflt- 
Disse  Prenssent  und  Luxemborgi  Oberhaupt  nmnehe  Aehnlichkeit  zu  haben 
aeheinnn. 
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VereiiiMttaieii. 

Jährliche 
Cou- 
•nmtion 
{nro  Kdft. 

naob  dea 

Sund  Tom 

December 

lOOO. 

Jetzige  Con- 
sumtion  der 

9ltlt«IL 

der  emzolntn 

Vereins8taat«tt 
«n  dem  Ge- 
samintbedarf 

ZLillvercins. 

ZoUpfuiMl. 

Tauirade. 

A  ■HvvHUO  TVII 

v.i  ■  LI  j  1 

Frocenle. 

■     ■      .liii"     i  i 

1. 

2. 

3» 

.  4. 

5. 

Bajetn  .  »  •  • 

19,«. 

4,621. 

887. 

15,4. 

Sachsen,  Konigr. 

16,8. 

2,122. 

346. 

6,0. 

Hannover   .    .  . 

16,9. 

1,865. 

315. 

5,5. 

Württemberg  . 

18,0. 

1,6U1. 

304.. 

5,4. 

Badea   •   •   •  . 

23,8. 

1,334. 

317. 

5,5. 

Kurhessen  .   .  . 

13,4. 

700. 

94. 

1,«. 

Growhevz.  Hessen 

16,». 

863. 

U6. 

2,s. 

Thüringen  *)  .  . 

16,4. 

1,044.^ 

.171, 

3,0. 

Brannschweig  .  . 

14,$« 

250. 

36. 

0,6. 

Oldenburg  .   .  . 

18,8. 

ri  "7 

43. 

0,8. 

Nassau  .... 

17,7. 

43(1. 

77. 

1,3. 

Frankfurt  a/M.  , 

80. 

14. 

0,s. 

33,542. 

5,750. 

100,0. 

Da  ich  die  Verhältnisszablen  in  der  Colonne  2  der  vüraustehen- 
deii  Tabelle  nicht  selbst  berechnet  habe,  so  kann  ich  die  darauf 
gegründeten  Ziflem  in  den  Coionneu  4  und  5  nur  mit  Vorbehalt 
geben.   Darob  die  Gesanuntsnmme  der  Colonne  4  mit  5,750,000 


1)  Die  Yerhältnisszahl  von  18  Pfund  auf  den  Kopf  gilt  auch  für  beide 
Hohenzollern.  'Oben  ut  Obrigena  in  Colonne  3  die  Bevölkerung  der  letz- 
teren nnter  Prenssen  eingerechnet;  bei  der  relativ  geringen  Volkszahl 
•diien  et  nicht  nöthig,  sie  besonders  anzusetzen.  Was  Wärttemberg  be- 
trHft,  so  möchte  ich  den  dortigen  jährlichen  Salzbedarf  höher,  mindestens 
ty  20,99  Pfund  pro  Kopf,  annehmen,  da  daselbst  gegenwärtisf  jHbrUch  ca. 
355,000  Ctr.  Salz  in  den  Monopolpreisen  zum  Verkaufe  koniiiK  ii. 

2"^  Für  ihüringen  im  Ganzen  ist  ebenfalls  die  preussische  nun  hschuitts- 
liffer  benutzt,  Sachsen- Meiningen ,  Coburg,  Altenbuig,  Schwarzburg  con- 
suAuren  etwa«  mehr,  andere  Staaten  dafür  etwas  weniger. 
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ZüUcenlnern  würde  aber  die  weiter  olieii  aufg-cs teilte  Ziffer  von 
6,037, G44  Züllcentnern  so  ziemlich  ihre  Bestätigung  erhalten; 
und  wieder  nahezu  zu  einem  gleichen  Ergebnisse  gelange  ich, 
wenn  ich  zu  dem  -nachgewid^enen  Gesanuntenengnisse  des  Zoll- 
vereins von  5  Vi  MDlionen  die  Einfuhr  des  Jahrs  1858  mit 
491,000  Gtm.  addire,  and  davon  die  Ausfuhr  von  251,000  Gtm. 
in  Abzug  bringe 

Als  G  e  s  a  Iii  ui  t  b  0  (1  a  r  f  des  ZoUv^eins  an  Salz  darf  daher 
immerhin  rund  die  Suiiune  von 

6  Millionen  ZjollcentneLrn 
angeselKt  werden,  so  dass  also  das  dgene  Erzeugniss  des  Ver- 
eins ungeföhr  um  V>  Mfliion  ZoUcentner  oder  um  Vi>  2u  Deckung 
des  Bedarfs  unzureichend  erscheint. 

Die  in  der  Coluiiuc  5  berechneten  Procentsätze  sodann 
werden  das  Verhaltniss  annähernd  riclitig  ausdrücken,  in  welchem 
die  Consumtion  der  einzelnen  Yereinsstaaten  zum  Gesammtsalz- 
vwbrauche  des  Zollvereins  steht  Jedenfalls  aber  lassen  sich 
daraus,  Im  Zusammenhalt  mit  den  früheren  Angaben  ttber  die 
Salzproduction  der  einzelnen  Vereinsstaaten,  schon  Jetzt  die  That- 
Sachen  nachweisen,  dass  nur  Hannover,  Württemberg,  Baden 
und  etwa  auch  beide  Hessen  tnehr  Salz  im  eigenen  Lande 
gewinnen,  als  sie  selbst  bedürfen;  in  welcher  Hinsicht  denselben 
noch  einige  der  lüeineron  Thüringischen  Vereinsstaateu  bei- 
zuzählen sein  werden;  4ass  dagegen  Preussen  Bayern, 
Braonschweig  und  Oldenburg,  trotz  Ihres  eigenen,  zum  Theil 
bedeatenden  Salzerzeugnisses,  und  ebenso,  die  schon  erwähnten 

1)  Obige  491,000  Ctr.  vertheilen  sich  namentlich  auf  Oesterreich 
(75,205  Ctr.),  Frankreich  (110,619  Ctr.),  Belgien  (9670  Ctr.)  und  die  Nie- 
derluide  (76,858  Ctr.) ;  über  die  Grenze  gegen  die  Ostsee  sind  endlich 
eingegangen  217,645  Ctr.  Von  den  Am  fuhren  gingen  nach  Oesterreich 
68,572  Ctr.,  nach  der  Schweiz  88,938  Ctr.,  ntchUambnrg  151,959  Ctr.  u.  s.  w. 

2)  Unter  den  46Vo,  mit  welchen  Prensien  an  der  Gesammtproduotion  ^ 
de»  ZoUvereinfl  an  Sah  parlicipiren  soll,  ist  das  gesammte  Erteugnise 
des  Königreichs  begriffen.  Dagegen  sind  hei  der  Berechnung  der  51,«  7» 
hl  der  Torengestellten  Tabelle  nur  die  Consumenten  derjenigen  preussischea 
Gebietstheile  berücksichtigt  worden,  welche  nicht  zum  Thüringischen  \tt- 
eine  gehören.  Bienin  pnrticipirt  aber  Preussen  ebenfalls  mit  106,246 
Einwohnern. 
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gänzlich  salzarmen  deutechen  Staaten  auf  die  Zufuhren  von  Aussen 
aigwwMca  «nd,  wenn  sie  ihre  Consumentea  vollsUlndig  mit  Salx 
iKpMedKgeii-:  woflen*  Solche  Sabbezflge  effectulren  sie  denn  auch 
haU^aa»^  benachbarten  Vereinsländem ,  bald  vom  Auslände  her. 

Auf  der  andern  Seite  suchen  diejenigen  Vereinsstaaten,  deren 
Salzerzougüiss  ein  oriKsseres  ist,  als  sie  selbst  verwenden  kiinnen, 
hiefür  auch  ausserhalb  des  Zollvereins  einen  Markt;  und  selbst 
flitt-^Tlieil^  des  bayerischen  Salzes  von  Berchtesgaden  geht  nach 
dem  Ternnsaiislande,  obgleich  die  eigene  Prodaction  Bayerns  im 
Gänsen  wie  gezeigt,  geringer  ist,  als  dessen  GesammUiedarf. 
Endlich  inuss  erwähnt  werden,  dass  auch  Preussen  ftir  seine  locale 
Ueberproduetion  in  der  Provinz  Saelisen  einen  Abflnss  nach  dem 
Königreiche  gleichen  Namens  gesucht  und  geiunden  hat. 
>  :^^€idhl  nun  hieraus  hervor,  dass  in  Wahrheit  ein  sehr  lebhafter 
S^MMaosch  insbesondere  auch  zwischen  den  verschiedenen 
ZiiaeMiiiaitaaten  gegenwärtig  stattfindet,  wie  diese  denn  schon 
\  vaif^iler  Ifalnr  zumeist  darauf  hingewiesen  scheinen,  ihre  Bedürf- 
nisse durch  die  Ueberschüsse  der  iimen  niichstgelegenen  und 
lislbefreuiideten  Staaten  zu  decken,  bezielmngsweise  den  Theil 
ihces  Saizerzeugnisses ,  iür  weichen  sie  selbst  keine  Verwendung 
inatoglttben^  im  mehrfach  verbündeten  deutschen  Nachbarlande, 
daaii^Ueran  Mangel  hat,  zu  verwerthen:  so  sollte  man  wohl 
aopieD^  ;da9  Alles  müsse  ganz  besonders  dazu  auffordern,  dass 
dem  Verkehre  mit  Salz  wenigstens  im  Innern  des  Zollvereins  vuii 
Slaut  zu  SticH,  v(nii  einen  Lande  zum  andern  eine  mitalielist  freie 
und  uii(i:eli(Minnte  l^ewcgung  gelassen  und  gesichert  werde. 

Da  haben  sich  aber  schon  bei  der  Gründung  des  Deutschen 
ZdSlveieiaes  in  den  Salzmonopolen  der  einzelnen  contrahiren- 
deiL;B|iatett  Schranken  vorgefunden,  welche  es  bis  jetzt  wenig- 
stens iHcht  gelungen  ist  zu  beseitigen  und  welche  zum  mindesten 
dein  rrivalverki'hre  jedes  lUnideLsgeschäft  in  Salz  iiber  die  ver- 
schiedenen Binneagrenzeii  liinuiier  zur  ünmugiichkcit  machen. 

Das  Salzmonopol  beruht  seiner  rechtlichen  Begründung  nach 
auf  dem  Saizregal,  welches  sich  aus  dem  Bergregal  heraus 
eAfiäpl^tt  hat 

wst  bergmännische  Abbau  von  Steinsalz,  so  wie  er  gegen* 
w|rtig  du  und  dort  hetrieljen  wird,  geiiort  überhaupt  der  neueren 

ZeitMhr.  t  Suauw.  1861.  IL  Uelt.  12 
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Zeit  au.  Die  künstliche  Gewinnung  des  Kocksalzes  aber  istiiUar 
und  wurde  schon  früher  ia  den  Bereich  der  BeigregaKtit  geaogea; 
die  Regalitftt  in  Besug  auf  das  Sate  findet  sich  deiBgenfiss  ia 
vieleB  Landesgeseteen  der  einzeinen  deatschen  Staaten  ausgespro- 
chen. Es  kommt  nun  ein  zweifaches  Salzregal  vor :  einmal  dass 
kein  Privatmann  ohne  landeslieniiche  Erlaubniss  Salz  werke 
betreiben,  sodann  dass  jSiemand  als  der  vom  ^Staate  Berech- 
tigte Salz  Terkaafen  darf  Das  letztere  Regal  führte  aber 
ma  SalzmonopoL 

Inden  sich  der  Staat  nftmlich  unter  dem  Rechtslitel  des  Re- 
gals das  Alleinrecht  auf  den  Verkauf  des  Salzes  gesichert  hat, 
ist  er  für  das  ganze  Staatsgebiet  Herr  des  Salzpreises  geworden. 
Bei  dem  Ausschluss  jeder  Coucurrenz  hat  ihn  nichts  gehindert, 
den  Preis  füir  das  unentbehrliche  Salz  nach  seinem  Belieben  zu 
bestimmeiL  Auf  anderem  Wege  hielt  es  oft  schwer^  die  Mittel, 
irdcfae  zu  Deckung  des  gesteigerten  eigenen  und  des  Regierungs- 
aufwandes eifiMderlich  schienen,  YerwiOigt  zu  erhalten:  lag  es 
da  den  Landesherren  nicht  nahe,  durch  Steigerung  jenes  Monopol- 
preises dem  sonst  eintretenden  Deficit  vorzubeugen  -)? 

Kur  war  es  dann  doppelt  nöthig,  dass  sich  nicht  auch  andere 
diese  künstlich  oft  auf  das  IMrfache  ihrer  natürhchea  Höhe  ge* 
steigerten  Preise  zu  Nutzen  machen  möchten.  Die  im  Inner« 
des  betreffenden  Staatsgebiets  kraft  des  erat  erwilhnlen  Sakregais 
concessionirten  Privatsalincii  iiiuüblca  sorglaltig  uberwacht  werden, 
dass  sie  ihre  Produkte  vollständig  zu  den  im  Vertraofswege  fest- 
gestellten und  nach  den  Selbstkosten  nutüiiurechnung  eines  Unter- 
nehmergowkms  bemessenen  Preisen  an  den  Staat  ablieferten. 
Vom  Auslande  aber  durfte  überhaupt  nur  dasjenige  Salz  beigefbhrt 
werden,  welches  die  Verwaitung  selbst  bei  der  Unzulänglichkeit 
ilires  eigenen  Eiztutiuissüs  oder  wi'<j;eii  gänzlichen  Mangels -an 
Salz  von  dorther  zu  beziehen  genuUiigl  war. 

iiierauf  gerichtete  Bestimmungen  bestanden  nun  last  in  allen 


1)  Zu  verp^l.  Mittel üiaier,  ( ii utid?;itze  des  gemeinen  deutschen  i'rivat- 
rechts.  Ilster  üaüd.  7te  Autlage  §§  2oS.  259.  S.  682  ff.  und  tierber, 
System  des  deutschen  Privalrechts.    IH.  Aufl.   ^  08.  S.  223. 

2)  Zu  ?ergl  Stein,  Lehrbuch  der  Finanzwit^fieoichail  I^^jO*  S.  366  t 
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ZolhrereiiinHaatBn  ^)  schon  2u  Redit,  als  dieselben  den  Verein 
constitcurten  oder  ihm  beitraten.  In  den  Grondvertrfigen  Uber  die 

Bildung  des  Deutschen  Zollvereins  und  in  den  später  folgenden 
Vereinbarungen  finden  wir  deshalb  auch  diese  Verhyltnisse  wieder- 
holt berührt.  Die  contrahirenden  Regierungen  versprechen  sich 
ihre  gegenseitige  Mitwirkung,  nm  Satzeinschwärznngen  sowohl 
vmn  Vereinsauslande,  als  von  dem  einen  Vereinsstaate  in  den 
andern  möglichst  zo  verhmdm. 

Inshesmidere  haben  sie  nmichst  bezfiglich  des  Salz  Ver- 
kehrs mit  dem  Vereinsauslande,  folgendes  veijibredet : 

a)  die  Einfuhr  des  Salzes  und  aller  Gegenstande,  aus 
weichen  Kochsalz  ausgeschieden  zu  werden  pflegt ,  aus  freuiden 
nicht  zum  Vereine  gehörigen  Ländern  in  die  Vereinsstaaten  ist 
verboten,  insoweit  ^eselbe  nicht  ihr  eigene  Rechnung  einer  der 
vereinten  Regierungen  und  zun  unmittelbaren  Veiinnil  in  ihren 
Saizämtern,  Factoreien  oder -Niederlagen  a  esthieht. 

b)  Die  Durchfuhr  des  Salzes  und  der  vorbezeichneten 
Gegenstände^  aus  den  nicht  zum  Zollvereine  gehörigen  Ländern 
m  andere  solche  Länder,  soll  nur  mit  Genehmigung  der  Vereins- 
staaten, deren  Gebiet  bei  der  Durchfuhr  berührt  wird,  und  unter 
den  Vorsichtsmaassregeln  Stattinden,  weh^  von  denselben 
nöthig  erachtet  werden.  —  Die  weitere  Vereinbamng,  dass,  wenn 
die  Durchfuhr  gestattet  würde,  die  Durchgangsabgabe  besonders 
bestimmt  werden  solle,  —  diese  Vereinbarung  wird,  wie  ich 
hofie,  bis  Gegenwärtiges  zum  Drucke  gelangt,  mit  der  Aufhehung 
der  Durcbgangsabgaben  des  Zollvereins  Oberhaupt  ihre  Bedeutung 
verioren  haben! 

c)  Die  Ausfuhr  des  Salzes  in  fremde,  nicht  zum  Vereine 
gehörige  Staaten  ist  frei. 

Zu  vergL  den  Vertrag  vom  4.  Aprü  1853,  Art.  10,  lit  a — c, 
und  den  VereinszolUarü  Abth.  II.  pos.  25  t. 
Daran  schliessen  sich  unmittelbar  die  Vereinbarungen  über  den 
Verkehr  mit  Salz  innerhalb  der  Vereinsgrenze,  und  zwar 


1)  Von  den  nicht  zum  Zollvereine  gehörigen  deutschen  Staaten  hat 
Oesterreich  ebenfalls  das  Salzmonopol.  Die  UABseftädke^  beide  Ueck« 
ienburg  n.  s.  w.  aber  beateuem  du  Sals  nicht.. 

12» 
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zunidist  über  den  Salzhandel  zwischen  den  einzelnen 
Staaten  des  Zottvereins: 

d)  Was  d^  SalzbanM  innerhalb  der  Veretnsstaaten  betrillt, 
so  ist  die  Einfahr  des  Salzes  von  einem  in  den  andern  nur  in 
dem  Falle  erlaubt,  weiui  zwischen  den  Landesreg-ierungen,  be- 
ziehungsweise zwischen  einer  Yereinsregierung  und  einer  Saline 
in  dem  andern  Yereinshinde,  besondere  Verträge  über  die  Liefe- 
rung von  Sab  bestehen,  vorausgesetzt,  dass  in  dem  zuletzt  be» 
rührten  FaUe  die  Verabfolgung  des  Salzes  unter  Beobachtong  der 
anf'der  Saline  angeordneten  Gontrolemaassregehi  geschieht 

e)  Wenn  eine  Vereinsregierung  aus  einem  andern  Staate 
innerhalb  des  Gesammtvereins  von  Staats-  oder  Privat-Salinen 
(zu  vergL  lit.  d.}  Salz  beziehen  will,  so  müssen  die  Sendungen 
mit  Pässen  von  öflenlüchen  Behörden  begleitet  werden. 

Za  diesem  Ende  veipffichten  sich  die  belheitigten  Regierun- 
gen, auf  den  Privatsalinen  einen  dffhndichen  Beamten  aufznsteHen, 
der  den  Umfang  der  Production  und  des  Absatzes  derselben  über- 
haupt zu  beobachten  hat. 

Ueberdies  ist  bei  dem  Abschlüsse  der  älteren  Gruudverträge 
des  Zdlveieins  der  Grundsatz  ausdrüddidi  anerkannt  worden, 
dass  kemer  der  ni  dem  ZoUveiliande  stehenden  Staaten  die  Aus- 
fuhr des  Kochsalzes  in  ehien  der  andm  Staaten  ohne  dessen 
Zustimmung  gestalten  dürfe. 

f)  Wenn  ein  Vereiiisslaat  durch  einen  andern,  aus  dem  Aus- 
lände oder  aus  einem  dritten  Yereinsstaate  seinen  Saizbedarf  be- 
ziehen oder  durch  einen  solchen  sein  Salz  in  fremde,  nicht  zum 
Vereine  gehörige  Staaten  versenden  lassen  vrill,  so  soD  .diesen  Sen- 
dungen kern  Hindemiss  in  den  Weg  gelegt  werden ;  jedoch  werden, 
insofern  dieses  nicht  schon  durch  rrühere  Verträge  bestimmt  ist, 
durch  vorgangige  Uebereinkiinft  der  betheih'jrten  Staaten  die  Strassen 
für  den  Transport  und  die  erforderlichen  Sicherheitsmaassregeln  ^) 
ZOT  Verhinderung  der  Einschwilrzung  verabredet  werden. 

Zu  vergL  den  Vertrag  vom  4  April  1853,  Art  10,  lit. 
d— f;  Imer  das  Schhiscfprotokott  zu  diesem  Vertrage 


1)  In  der  Re^el  Anlage  eines  gehörig  sichernden  Yerschliuiei  tkeben 
dar  Be^eitociieui-  oder  UebergangMcheincontroIe. 
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im  Innern  des  deutschen  Zollvereiiu. 


V     Ziffer  6.  pct.  1 5  endlich  den  Separatartikel  5  m  dem  Ver- 
[rage  vom  22.  März  1833  im  Zusammenhalte  mit  Separat- 
artikel 4  a  zu  dem  Vertrage  vom  25.  August  1831  ttber 
den  Anschluss  von  Kurhessen  an  das  Zollsystem  Preussens. 
Zur  gegenseitigen  Sicherang  ihrer  SategefiUle  haben  die  Yer- 
ensregieningen  endlich  noch  weitere  Yerstftndigungen  getroffen 
in  Beziehung  auf  die  Reglung  des  Verkehrs  mit  Salz  im  Innern 
der  verschiedenen  Staatsgebiete.    Hiebei  sind  jedoch 
die  sämmtlichen  Contrahenten  vom  4.  April  1853  nicht  gleich- 
massig  betheiiigt}  sofern  die  durch  den  Vertrag  von  diesem  Tage 
m  den  Zollver^m  erst  eingetretenen  Regierungen  von  Hannover 
und  Oldenburg  sich  ausser  Stand  erklärt  haben,  hier  dieselben 
Verpflichtungen,  wie  die  älteren  Vereinsgenossen  zu  übernehmen. 

Die  Letzteren  hatten  sich  nämlich  schon  früher  anheischig 
gemacht : 

^1)  den  Salzhandel  en  gros  im  bmem  ihier  Staaten 
während  der  Dauer  des  Vereines  nur  auf  Staalsregie  statl- 
Imden  zu  lassen.  Die  SalzgefÜIle  dieser  Staaten  stehen  unter 
dem  besondm  Sdiutse  des  Zollkartels  vom  22.  März  1833  (zu 
vergl  Art.  3,  Abs.  2  des  letzteren).  Namentlich  dürfen  Salzein- 
schwärzungen in  dieselben  von  den  Steuer-,  Zoll-  und  Polizeibeamten 
dieser  Staaten  auch  in  das  Gebiet  der  angrenzenden  Staaten,  zu- 
folge des  Separatartikels  9  zu  Art.  10  des  Yertrags  t.  4*  April 
1853  selbst  in  Hannover  und  Oldenburg  verfolgt  werden,  soweit 
dies  nach  dem  Zoükartel  (Art  5  und  6)  Oberhaupt  zulässig  erscheint 

2)  Wullen  die  alleren  Centrahenten ,  um  die  Verkehrs- 
heschränkungen,  welche  —  wegen  der  Verschiedenheit  der  Salz- 
preise und  des  hierin  liegenden  Anreizes  zum  Schleichhandel  — 
zur  Abwehr  des  letzteren  noch  nothwendig  sind,  thunUchst  zu 
beseitigen,  ihre  Bemühungen  dahhi  vereinigen,  dass  in  säm mi- 
lichen Vereinslanden  ein  möglichst  gleicher  Salz- 
debitspicis  hergestelit^  und,  soweit  sich  die  in  dem  einen  oder 
andern  Vereinsstaate  hiegepfen  obwaltenden  Hindernisse  irgend 
überwinden  lassen  %  jener  Preis,  wofür  Kochsalz  von  der  Regie- 


1)  Nach  iltervD  Zonv«feiiügungsvertragen ,  ninendidi  nach  itm 
Verfrigtn  vom  Jahr  1885 ,  htttcn  die  Regienmgen  deijsiii^«»  StntMi,  hi 
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rang  veilniift  wird,  wemgaleitf  auf  3V«  Ci  Sgr.)  pro  ZoU- 
pfimd  festgesetzt  werde. 

Indem  iiiciiurch  die  Annaliine  oder  die  Beibehaltung  höherer 
Salzpreise  in  einzelnen  Staaten  nicht  ausgeschlossen  sei,  solle  von 
Seiten,  solcher  Staatea,  in  welchen  höhere  Salzfureise  bestehen 
werden,  gegen  andere,  welche  bei  jenem  Preis  von  3Va  Kren* 
asem  (1  Sgr.)  stehen  bleiben,  ein  Anspruch  auf  Ergreifung  be- 
sonderer Maassregeln  zur  Verhinderung  der  Salzeinschw&rzung  in 
erstere  Staaten  0  nicht  gemacht  werden  können,  vorbehältlich 


weldien  geringere  ^lipreiie  bestanden,  glelchfalts  Tersprochen,  bei 
der  ersten  Gelegenheit,  wo  sie  die  dagegen  etwa  obwaltenden  Schwierige 
keilen  irgend  aberwindra  au  kOnnen  glaubten,  den  Preis  dee  Kocbsalaes, 
wofflr  dieses  von  der  Regierung  verkauft  wird,  mindestens 
auf  Z*/2  Kr*  pro  Zollpfuad  festansetxen. 

Bei  den  Verhandlongen  vom  Jahr  1841  fiber  die  Erneuerung  der  Zoll- 
verträge hatte  sodann  eine  der  Yereinsrcs^iernngen  mit  Rücksicht  auf  ihren 
höheren  Regiepreis  bevorwortet,  den  SaUregiepreis  allgemein  aaf  4Kr,  pro 
ZoUpfund  zu  erhöhen. 

Da  sich  indessen  bei  diesen  Verhandlungen  bald  ergab,  dass  eine  Er- 
höhung des  Salzverkaufspreises  in  dem  beantragten  Maasse  nicht  allgemein 
lü  erlanfjen  sein  werde,  inzwischen  auch  die  Möcrli«  hkeit  einer  Annäherung 
in  den  Sal 7prci'>'en  diirrh  eine  Frmäs-'i^ung  des^  m  Preussen  bestehenden 
Kegiepreises  von  4V6  Kr.  pru  ZoUpfund  auf  8 Ys  Kr.  in  Aussicht  gekommen 
war,  so  beschränkte  man  sich  auf  die  A  n  t  r  ä  g  e  ,  dass 

a)  in  denjenigen  Vereinssta;itt  iu  wo  dermalen  noch  ein  geringerer  SaU- 
verkaufspreis  als  von  8  Krn.  pro  ZoUpfund  bestehe,  mindestens  dieser  letz- 
tere Preis  gleich  eingefßhrt,  und 

b)  in  Bezug  auf  da^  Li  reit»  im  Jahr  1835  gegebene  Versprechen,  den 
Sairverkaufspreis  auf  3'/»  Kr.  pro  Zollpfund  erhöhen  zu  wollen,  wenigstens 
die  Zusicherung  der  Erfüllung  bis  zu  einem  bestimmten  Zeitpunkte ,  etwa 
bis  zum  1.  Januar  1846  gegeben  werden  möge. 

Diese  Anträge  haben  jedoch  die  allseitige  Annahme  nicht  gefunden. 

1)  Nach  den  nittheOangen  der  BevoUmSchtigtea  der  Vereinsregierungen 
bei  den  Verhandlungen  im  Jahr  1841  Ober  die  Erneuerung  der  Zollvereins* 
Verträge  bestanden  die  Einrichtungen ,  welche  sum  Sdmtse  der  Salzsieuer 
Jtt  den  angrenaenden  Staaten  seitens  der  einzelnen  Regierungen  bis  dahin 
getroilsn  worden  waren,  theils  in  einer  Bescfarinkung  der  Verabfolgunc  von 
Salz  an  die  einzelnen  Landesgemeinden,  wenigstens  an  die  auf  der  Grenz- 
linie, auf  gewisse,  vorher  nach  dem  effeetiven  Bedarfe  derselben  ermittelte 
Quanta,  theils  in  der  Androhung  von  Strafen  fiir  den  Verkauf  von  Salz  an 
Auslinder ;  fsmer  in  dem  Veibot  der  Errichtung  und  Unterhaltung  bedea- 
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jedddi  der  dtgemenieii  BesÜnunaiifßii,  dwB  lit.  a — f «mie  im 

Zollkarlels,  ingleichen  besonderer  freiwilliger  Vereinbarungen  zwi- 
schen den  angrenzend'  II  Staaten. 

Zu  vergl.  den  Separatarlikel  7  zum  Art.  9  des  Vertrags 
vom  19.  October  1841,  betreffend  den  Anschluss  d^ 
Hefzogthunis  Braunscliweig  an  den  deotschea  ZoJlvereia, 
Die  vorstehenden  Verabredungen  bezüglich  des  Vethehrs  mil 
Salz  im  Innern  der  betreffenden  Staatsgebiete  gelten  nun  für  die 
Contrahenten  der  früheren  Zollvcreinsverträge  auch  jetzt  noch. 

Hannover  und  Oldenburg  dagegen  haben  bei  ihrem 
pntritle  in  den  Verein  auf  das  bestimmteste  erklären  lassen,  dass 
es  unfibersteigUche  Schwierigkeiten  finden  wOrde,  in  ihren  Ge* 
bieten  den  Verkauf  des  Salzes  en  gros  auf  Rechnung  dea  Staats 
zu  übernehmen  und  zu  beschränken  oder  auch  nur  den  jetzigen 
Betrag  der  Salzsteucr  doi  t  zu  erhohen.  Die  beiden  Regierungen 
von  Haimover  und  Olilenburg  machten  sich  indessen,  um  Ein- 
schwärzungen  von  Salz  in  die  angrenzenden  Vereinsstaaten,  auch 
ohne  die,  in  Folge  der  ZoUvereinigang  wegfallende  strenge  Grenz- 
bewachung abzuwenden,  —  verbuidlich,  die  verbotene  BUnfohr 
von  Salz  nach  diesen  Staaten  mit  strengen  Strafen  bedrohen  uiid 
durch  andere,  näher  verabredete  0  Mittel  zu  deren  Verhinderung  > 
BÜtwirken  zu  wollen. 

Zu  vergleichen  den  Vertrag  vom  4.  April  1853,  Art.  10,  lit.  g. 
In  der  Uebereinkunft  sodann  vom  26»  Januar  1856  wegen 
des  Anschlusses  bremischer  Gebietsthole  an  den  Zollverein,  welche 
die  dritte  Anlage  des  Vertrags  zwischen  Preussen  u.  s*  w.  und 
der  freien  Hansestadt  Bremen  vom  nlci*  lien  Tage  wegen  Be- 
f5rderung  der  gegenseitigen  Vorkthrsvoi  fiaUnisse  bildet,  ist  nach 
Art.  5,  Ziffer  2  die  Vereinbarung  vuu  Maassregeln  zu  Beseitigung 
der  Gefahr  von  Saizeinschwärzungen,  welche  bei  der  Verschieden- 
heit der  Salzpreise  in  den  fraglichen  bremischen  Gebietstheilen 
und  in  den  benachbarten  Landen  des  Zollvereins  nahe  gelegt 

tenderer  Salsaiederlafoii  «n  der  Grense,  in  besondam  Controlerortokriftm 
Ar  den  Tnmsport  des  Salses  il  w. 

1)  Im  Separatartikel  9  m  dem  oben  allegirten  Ariikel  10  des  Ver- 
trag» TOm  4.  April  1868.  Za  Ter^^.  mck  die  Jahrbadier  der  Zollgeaet«« 
gelnng  von  1864.  6.  29.  86.  69a 


Digitized  by  Google 


1S4  ^  Utmmaim      Mm  VarfulMNi 

mr/TOtelMlteii  worden.  Durdi  $«Adnd  MaasaregelB  «eilte  jedoch 
der  frm»  YeMur  mit  andern  Gegenständen  nicht  belfistigt  werden. 

Jenen  Vorbehalt  erläutert  und  ergttnzt  der  Art  2  der  weiteren 
Uebereinkunft  vom  26.  Januar  1856  wegen  Besteuerung  der 
inneren  Erzeugnisse  in  jenen  bremischen  Gebietstheilen,  wonach 
sich  der  Senat  der  freien  Hansestadt  Bremen  dazn  verstanden 
hat,  in  den  gedachten  G^etstheilen  eine  Saixateuer  nach  Haass- 
gabe der  fcönigl  Hannoyerschen  nnd  grosshensogL  OMenhnrgischen 
Steuergesetzgebung,  sowohl  den  Stenersfttsen  als  den  Erhebnngs- 
Controleformen  nach,  eintreten  zu  lassen. 


Nadi  dem  Vofanstehenden  erscheint  also  auch  der  Verkehr 
nit  Sab  un  Inneni  des  Deutschen  Zollvereins  Ton  dem  einoi  - 
Yereinsstaate  zum  andern  dnrch  vielfache  Binfuhrverbote 

wirklich  gehemmt,  und  selbst  im  Innern  jedes  einzelnen 
Vere  ins  Staat  s  zeigen  sich  schon  in  Folge  jener  Verein- 
harungen der  bei  dem  Zollvereine  betheiligten  Regierungen 
verschiedene  Beschränkungen  des  Salzhandels  von  theilweise  weit 
eaigreifender  Wiriiung.  Bevor  ich  es  jedoch  versuche,  nunmehr 
auch  hier  anzudeuten,  wie  nach  meiner  ^sicht  am  leichtesten 
die  Beseitigung  solcher  Störungen  des  sonst  fireien  Verkehrs  im 
Zollvereine  bewirkt  werden  könnte;  halte  ich  es  für  nuthig,  noch 
einen  Blick  auf  die  Land esgesetzgebuii gen  der  einzelnen 
Vereinsstaaten  rücksichtiich  der  Besteuerung  des  Salzes  zu  werfen, 
da  aus  diesen  erst  die  vorhin  besprochenen  Stipulationen  der 
ZoKvefeinsvertrige  scMiesdich  sich  erklüren  lassen  werden,  ohne 
iln«  nfthere  Kenntniss  daher  auch  ein  competentes  Urtheil  nicht 
zu  gewinnen  sein  wird,  in  wie  weit  die  angefochtenen  ßesLim- 
mungen  seither  einiger  Maassen  begründet  und  wirkljch  nothwendig 
gewesen  sind,  ob  und  auf  welchem  Wege  dieselben  aber  tür  die 
Zukunft  entbehrlich  zu  machen  sein  möchten. 

In  Hannover  und  Oldenburg,  sowie  in  den  dem  Steuer- 
systeme dieser  beiden  Staaten  angeschlossenen  bremischen 
Gebietstheilen     unterliegt  das  zum  inländischen  Verbrauche 


l)  Jahrbacbtr  der  ZoIiaeseUgebuns  1660.  S.  189. 
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bestimmte  Salz  einer  Steuer  von  12  Sjrr.  ^)  für  jeden  Centner 
(Zollgewicht  ?),  welche  Steuer  zugleich  mit  dem  Preise  des  Salzes 
erlegt  wkd.  Die  Erhebung  der  Steuer  geschieht  durch  dea  In- 
^lle^  der  Saline  oder  den  von  demselben  dasa 

liljliaffltoii  ^Offidanten.  Dieser  Steuarerheber  wird  auf  das  Steuer- 
^laieresse  beeidigt,  der  Salinevorsteher  bleibt  aber  unter  allen  Um- 
stünden für  die  Salzsteiier  verantwortlich.  Von  dem  Ertrage  der 
Steuer  erhalt  der  Sleuererheber  eine  Tantieme  von  IV2  %  Tnach 
einer  Verordnung  des  Senats  von  Bremen  de  dto.  13.  Deceniber 
1866,  von  2  V2  ^  0  dagegen  nach  Jugler  am  anzuführenden  Orte). 

Wie  bei  den  Salinen  unmittelbar,  so  wird  hinsichtlich  der  Steuer- 
oiiebiuig  auch  bei  den  von  diesen  errichteten  Salzfactoreien  verfahren. 

ftlr  das  verkaufte  Salz  ist  eine  Transportlegitimation  2U 
ertheilen;  im  Falle  des  Verkaufs  nach  dem  Auslände  C'nindestens 
in  Mengen  von  V*  Clr.)  aber  ein  Exportationsschein,  nach  dessen 
Zurücklieferung  einem  Erlasse  der  Steuer  definitiv  stattgegeben 
nHM.^  In  das  Gebiet  eines  der  mit  Hannover  und  Oldenburg  nicht 
fn^toincinschaft  der  Salzsteuer  stehenden  Staaten  des  Zollvereins 
daif  jedoch  kdn  Salz  ausgefiihrt  werden  und  sind  hierauf  hohe 
Strafen  gesetzt. 

Das  zu  landwirthschafllichen  und  gewerbUchen  Zwecken  be- 
stimmte, zuvor  urkundlich  denaturirte  Salz  ist  steuerfrei. 

Fremdes  Sab  darf  in  der  Regel  nicht  eingeführt  werden ; 
die  Ihirchfahr  ist  von  der  Einhohmg  einer  besondern  Erlaubniss 
dazu  abhängig.  —  jDer  Handel  mit  inlandischem  Salze  vmrde 
dagegen  im  Jahr  1850,  mit  Ausnahme  des  Luncburgschen  Gebiets, 
freigepfeben. 

Für  Uebertretungen  des  Gesetzes  ist  die  Erlegung  des  Werthes 
des  Salzes,  der  ein-  und  vierlachen  Steuer  und  eine  Geldbusse 
von  10  bis  100  Thlr.  vorgesehen. 

Der  Ertrag  der  Steuer  ist  ein  gemeinschaftlicher  zwi- 
schen Hannover,  Oldenburg  und  Bremen,  die  Vertheilung  erfolgt 
nach  dem  Verhältnisse  der  Bevölkerung 


1)  JahrbAeher  der  Zollgesetzgebung  1868.  S.  828.  früher  8  fGr.  (10  Sgr.) 
vom  Ctr.  SV  100  Pfd.  KAlnUcb. 

2)  Ztt  vergl.  JahrbAeher  der  ZoUfMetigeboDg  IW»  S.  170  uad  S.  564» 
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noch  dienen,  dass  in  Hannover  von  1848  -1849  15  Privatsalinen 
und  3  dem  Krungule  cigenlhumliche  Salzwerke  in  Betrieb  gestan- 
den sind  0>  Grossherzogthum  Oldenburg  aber  die  Eine  Privat- 
Mliae  Wangrogg  besitst,  worii\  übrigens  nur  englisches  Steinsalz, 
in  Seewasser  aufgelöst  versotten  werden  soll  0. 

Hannover  hat  sodann  anch  den  ansschliessliclien  Salzdebil  in 
einigen,  seinem  Steuersystem  angeschlossenen  6  raun  schweig* 
sehen  Gebietstheilen  vertragsmassig  mit  der  Verpflichtung 
übernommen,  dafür  zu  sorgen,  dass  der  Salzpreis  dort  in  iieinera 
Falle  höher  als  auf  1  Thlr.  21  gGr.  pro  100  Pfd.  Kölnisch  stei- 
gen dürfe.  Dagegen  nimmt  Braunschweig  nach  dem  YerhftUniss 
der  Bevölkerung  jener  Gebiethstheile  an  dem  Ertrag  der  Hanno- 
verschen Salzsteuer  Th^.  (Uebereinkunft  vom  20*  Decbr.  1853 
v»^egen  der  Zoll-  und  Steuerverwaituiig  in  verschiedeneu  üiauii- 
schweig  seilen  Gebietstheilen  Art.  1.  5.  Sep.  Art.  4). 

Schaumburg- Lipp  e,  welches  früher  bei  der  Hanno- 
verschen Salzsteuer  ebenfalls  betheiligt  war,  hat  Cseit  1854)  die 
Salzregie  eingeführt. 

Das  Salzmonopol  besteht  nun  überhaupt  in  allen  übrigen 
Yereinsstaaten  zu  Recht.  Die  Einrichtungen  zu  Handhabung  des- 
selben sind  aber  vers  h irdene.  Die  Mehrzahl  jener  Staaten  hat 
je  iiir  ihr  Staatsgebiet  Emen  Salzpreis  oder  doch  einen  Maximal- 
preis»  welcher  beim  Kleuiveikauf  nirgends  im  Lande  überschritten 
werdmi  darf.  Andere  dagegen  reguliren  ihre  Salzpreise  je  nach 
der  Entfernung  von  d^  SaMnen,  zum  Theil  auch  mit  Rücksicht 
auf  die  Preise  in  den  nflchstangrenzenden  Ländern.  Die  Ver- 
hältnisse sind  femer  anders  da,  wo  sich  die  Salinen  durch- 
aus im  Staatsbetriebe  beünden ;  anders ,  wo  neben  den  Werken 
des  Staats,  solche  in  Händen  von  Privaten  zugelassen  sind; 
wieder  anders  endlich  da,  wo  gar  kein  eigenes  Erzeugniss  zur 
VerflQgung  steht» 


ferner  Lebzen,  Hannovers  Staatshandutlt  L  S,  886  ff.  Jugler,  die  Besten- 
mng  des  Salzes  im  Stenerverein  Ban's,  Archiv  N.  F.  X.  S.  27&  It 

1)  Zu  vergl.  Lehzen  a.  a.  0.  S.  199  ff. 

19  T.  Thielan  a.  n.  0.  S.  a.  42. 
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In  Württemberg  grOndet  sich  das  Sttemenopol  auf  die 
K.  Verordnung  vom  14.  Dec  1807,  faraft  welcher  angemessen 
gefunden  wurde,  für  das  (durch  die  eigene  Production  damals 
nicht  gedeckte)  Salzbedfirfniss  des  Königreichs  durch  eine  eigene 

Generalsalzadiiiiiiislralion  sorgen  und  durch  dieselbe  die  Einleitung 
treffen  zu  lassen,  dass  im  ganzen  Umfang  des  Königreichs  das 
Salz  zu  4  Kr«  per  Pfund  in  letzter  Hand  gekauft  werden  könne. 
Communen  und  Privaten  wurde  der  Betrieb  eines  Salzhandels 
aM9ll\  'VDm  1.  Februar  1808  an  jede  Salzeinbringung  bei  Confis- 
(MtöMmirafe  verboten. 

"  ■  Mit  der  Erbohrung  und  Erschliessung  der  ausgiebigen  Salz- 
lager, deren  Betrieb  jetzt  fin  2  Salzberorwerken  und  5  Salinen) 
durchaus  in  Händen  des  Staats  sich  beiludet,  sind  jedoch  ver- 
sc^edene  Ifodificationon  Jener  Grundbestimmungen  nöthig  und 
möglich  geworden;  es  Ifisst  steh  hienach  Uber  die  gegenwärtige 
Einrichtung  des  Monopols  in  Württemberg  folgendes  mittfaeilen«  ■■ 

^  Die  Finanzverwaltung  hat  das  Recht  auf  den  Alleinver- 
kauf des  Salzes  aus  erster  Hand.  Die  Einfuhr  von  Salz 
in  das  Königreich,  sei  es  zum  eigenen  Gebrauch  oder  zum  Wieder- 
verkauf, ist  verboten  und  wird  etwa  doch  vorkommenden  Falles 
neben  der  Confiscation  des  Salzes  ndt  einer  Geldstrafe  von  einem 
Gulden  fär  jedes  Zollpfund  geahndet  Auch  die  Bereitung  von 
Salz  durch  Privatpersonen  zum  eigenen  Gebrauche  wird  als  Be** 
einträchtigimg  des  Salzmonopols  behandelt  und  für  unstatthaft 
erkannt  Die  Durchfuhr  endlich  ist  nur  ausnahmsweise  gestattet 
und  unterliegt  dann  besonderen  Controlen  (so  die  Durchfuhr  von 
der  badisehen  Saline  Ludwigshall  nach  anderen  Theilen  des 
Grossherzoglhums); 

'  Ausgeübt  wird  diEis  Salzmonopol  in  der  Weise,  dass  die 
Finanz  Verwaltung  das  Nöthig  c  einleitet,  den  Preis  für  das  Zoll- 
pfund  Kochsalz  nirgends  im  Königreich  über  den  Betrag  von 
3  Kra.,  den  Preis  für  das  Zollpfund  Steinsalz  (im  gemahlenen, 
oder  auf  Verlangen  im  ungemahlenen  Zustande)  nirgends  über 
den  Betrag  von  IVi  Krn.  steigern  zu  lassen.  Dies  wird  dadurch 
(ewirkt,  dass  zunächst  das  Kochsalz  auf  den  k.  Salinen  centner- 
weise  um  4  fl.  10  Kr.  per  Zollcentner  einschliesslich  1  ^  Gut- 
gewicht, also  das  Pfund  zu  2^8  Kr.,  in  unverpacktem  Zustande,  in 
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verpacktem  dagegen  mit  eine«!  Piciszuschlage  von  10  Krn.,  resp. 
14  Krn.  per  Ctr.  an  jedermann  abgeiri  lu  ii  wird.  Für  die  den 
Salinen  nalier  liegenden  Bezirke.,  in  welclien  sich  hienach  schon 
auf  dem  Wege  des  Privatverkehrs  der  Kochsalzpreis  im  Kleinver- 
kauf  auf  S  Kr.  oder  weniger  stellt,  bedarf  es  einer  weitem  Vor* 
kehmng  Seitens  der  Finanzverwaltong  nicht  mehr.  Mit  Rficksichl 
anf  die  von  den  Salinen  entfernteren  Landestheile  aber  ist,  durch 
Vergebung  der  Salzbeilulu,  beziehungsweise  des  Zwischenhandels 
an  i'rivatunternehmer  im  Submisbiunswege,  gegen  einen  angemes- 
senen Nachlass  am  gewöhnlichen  Salinenverkaufspreise,  Vorsorge 
getroffen,  dass  dort  je  an  geeigneten  Hauptpunkten  der  Salzbedaif 
'  fta  die  emzelnen  Orte  sowohl,  ab  fttr  Privaten,  fass-  oder  sack- 
weise, (mit  Vergütung  einer  Verschleassgebflhr  fttr  die  Ortsver* 
schleusser  von  je  Kr.,  also)  zu  2^/6  Kr.  per  Pfund  oder  zu 
4  fl.  13^/6  Kr.  per  Centner  incL  1  Pfund  Gutgewicht  bezogen 
werden  kann. 

Das  Steinsalz  ferner  wird  sowohl  auf  den  Salzweiken» 
als  an  den  Orten,  wo  dessen  Beifuhr  und  Zwischenverkauf  wie 
bei  dem  Kochsalze  an  Privaten  vergeben  ist,  fass-  oder  sackweise 

um  l*/6  Kr.  das  Pfund,  also  um  2  fl.  13^/ö  Kr.  der  Zollcenlner 
incL  1  Pfd.  Gutgewicht,  in  den  Handel  gebracht. 

Die  Controle  des  Salztransports  innerhalb  des  König- 
reichs ist  kaum  eine  nennenswerthe.  Ihr  Zweck  ist  hauptsöchlich 
der,  (he  Verwaltung  ttber  die  Salzmfuhren  nach  den  einzehien 
Orten  üi  einiger  Uebersicht  zu  erhalten,  damit  es  den  letzteren 
iricht  etwa  vorübergehend  an  dem  ndUiigen  Salze  gebreche. 

Im  Uebiigeu  ist  der  Handel  mit  Salz  unter  der  einzigen 
Bedingung,  dass  dai?  Kochsalz  nicht  hoher,  als  um  3  Kr.,  das 
Steinsalz  nicht  hoher,  als  um  IV^  Kr.  das  ZoUpfund  verkauft 
werde,  für  Handelsberechtigte  Oberali  freigegeben.  I>ie  Gemeinden 
haben  aber  die  Befugniss  und  unter  Umstünden  auch  die  Verbind- 
lichkeit, besondere  SalzverscUeusser  au&ustellen,  wobei  sie  in 
ihrer  Wahl  an  Personen,  welche  zum  Handel  berechtigt  bmd, 
nicht  gebunden  werden. 

Besondere  Bestimmungen  gelten  bezüglich  des  Verkaufs  von 
Kochsalz  und  von  Steinsalz  zu  technischen  Zwecken  an 
Gewerbtreibende,  femer  beKttglich  des  Yerkauls  dieser  Sake  m 
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diiB  AoslancL  Die  Mer  aiuosetiendeii  Preise  richten  sieh  je  ntch 
dem  eineelneii  FaD,  soweit  nicht  z.  B.  über  die  Lieferung  von 

Salz  an  ausländische  Regierungen  Vorträge  vorliegen.  Besondere 
BestimmiiTi<yfn  gelten  ferner  bezüglich  des  Verkaufs  von  Vieh- 
salz (geringerem  Salz  und  Salzabf^lieu),  von  Dungsalz,  von 
Hallerde  u.  dgL 

^'M^  Der  Besalzimg  dreier  Hoheiizollernschen  Exclaven  und 
des  hierfiher  mit  der  k.  preussisehen  Regierung  getroffenen  ücber- 

einkonimens  habe  Ich  schon  oben  gedacht.  Württemberg  und 
Bayern  aber  haben  sich  verständigt,  dass  von  dem  in  Berchtes- 
gaden gewonnenen  Salze  bestimmte  Quanta  in  Günzburg  und 
Hemmingen  zur  Disposition  der  württembergischen  Salinenverwal- 
tung  gestellt  werden  sollen,  womit  der  Salsbedarf  Qberschwabens 
theilweise  gedeckt  wird;  dass  dagegen  aber  die  württembergiscliea 
Salinen  am  untern  Neckar  und  am  Kocher  die  gleichen  Mengen 
zur  Versorgung  der  Rheinpfalz  und  Unterfrankens  mit  Salz  nach 
Speyer  und  Frankeiithal  abzugeben  haben. 

Die  Selbstkosten  mögen  sich  beim  Kochsalz  im  Durch- 
schnitte sämmtlicher  Salinen,  ttbrigens  ohne  Berücksichtigung  des 
Zmses  aus  den  aufgewendeten  Grund-  und  Betriebskapitalien,  da- 
gegen einschliesslich  der  Kosten  der  Verpackung,  auf  45—50  Kr.« 
bei  dem  Steinsalze  in  Wilhelrasglück  und  FriednLlisliall  aul  1(> — 20 
Kreuzer  stellen.  Berücksichtigt  naii  aber  auch  die  Verzinsung 
der  zum  Theü  sehr  bedeutenden  Kapitalien  ^  welche  in  den  Wer- 
ken stecken,  und  den  Gewerbsgewinn  der  Salinen,  so  dürften 
immer  noch  als  Steuerbeträge  aus  den  SalinenT^au&preisen 
imszuscheiden  sein  bei  dem  Kochsalze :  — 2  Thh*.  oder  3 — 
Gulden,  bei  dem  Steinsalze  aber  mindestens  1  '/4  fl.  oder  1  Thlr 

"  In  B  a  d  e  n  bestehen  ungefülir  die  gleichen  Einrichtungen, 
wie  in  Württemberg.  Die  beiden  Salzwerke  gehören  dem  Staat 
iM  der  Salzverkauf  kann  nur  mit  amtlicher  Erlaubniss  geführt 
werden«  Der  Preis  des  Kochsalzes  auf  der  Saline  ist  bei 
Sicfcen  von  2  Ctm.  — 4  fl.  10  Kr.  per  Ctr.,  bei  Säcken  von 
nur  1  Ctr.  aber  4  £L  16  Kr.  per  Ctr.;  in  beiden  Fällen  also  2Vs 

I  I  Ml  .1    .  i 

1)  Zo  V9rgh  Herdegen,  Württeoibergs  Staatshaushalt  S.  116  ff.  ond 
HoibiaiiB«  du  WärtleiiiberguelM  Ftnanirechl;  L  Band  S.  412  ff.     466  ff. 
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Kreuzer  per  Pfund.  Für  Fabriksalz  wird  50  Kr.,  för  Viehsalz 
aber  2  fl.  30  Kr.  bis  2  fl.  36  Kr.  per  Cenlner  berechnet  D« 
Kleinhändler  darf  nicht  fiber  S  Kr.  per  Pfund  filr  das  Speise- 
salz  fordern.  Entfernte  Künfer  eihallen  eine  FVachtvergtttnng. 
Nach  V.  Reden  beiragen  die  Selbstkosten,  einschliesslich 
der  Kosten  des  Absatzes  im  Lande,  aber  gleichfalls  ohne 
Berücksichtigung  der  Zinse  aus  den  aufgewendeten  k;i|)it:ilion, 
46,2  Kr.  per  Ctr.  im  Durchschnitt,  was  immerhin  (hier  uuter 
Zugrundelegung  der  Detailpreise)  auf  einen  Steuerbetreff  von 
.  mindestens  2  Thbn.  schliessen  lAsst  0* 

Ueber  den  Salzverkauf  in  beiden  Hohe nzbllern-ist  das 
Nihere  schon  mitgetheilt  worden. 

Auch  K  u  r  h  e  s  s  e  n  ist  hier  noch  zu  nennen ,  sofern  die 
dortigen  3  Sahnen  dem  Staate  gehören,  und  eine  Zufuhr  fremden 
Salzes  dahin,  wenigstens  in  irgend  erheblichen  Beträgen,  nicht 
stattet.  Durch  Gesetz  vom  19.  Mai  1846  ist  verfügt,  dass 
vom  1.  October  gleichen  Jahrs  an  das  Kochsalz  m  allen  *)  Stadt- 
und  Landgemeinden  des  Knrftirstenthnms  zum  Preise  von  10  Hel- 
lem C^je  Sgr.)  für  das  Kölnische  Pfund  auf  Kosten  und  für 
Rechnung  der  Staatskasse  verkauft  werden  solle.  Für 
den  Verkauf  im  einzelnen  werden  geeignete  Personen  (Salzaus- 
wieger)  auf  den  V<Mrschlag  des  OrtsvcKrstandes  besteUt  Andern 
Personen  ist  aller  gewerbsmiissige  Handel  mit  Kochsatz  unter- 
sagt, auch  das  Hausireu  mit  solchem  überhaupt  verboten.  Die 
Binfnhr  fremden  Kochsalzes  ist  nur  für  Rechnung  dei>  Kurhessischen 
Staates  zulässig. 

Der  Transport  des  Kochsalzes  von  einem  Orte  zum  andern 
in  Quantitäten  von  mehr  als  20  Pfund  muss  in  verbleiten  Säcken 
mid  unter  Legidmationsschemcontrole  geschehen.  —  Der  uner- 
lanbte  Handel  mit  Kochsals  unterhegt  em^  Strafe  von  5 — 10  Thhtt 
neben  der  Confiscation  dfes  Salzes.  Auf  Versäumnissen  in  der 
Transportcontrole  stehen  besondere  Strafen. 

Die  Productiottskosten  der  Salinen  sind  sehr  verschieden. 


1)  Zu  vergl.  V.  Reden,  Finanzstatisiik  I.  1.  S.  817.  Kau,  Grundsätze 
-der  FinrnwiMeaichalt  4t»  Augabe.  §  186.  Anm.  b. 

2)  Zu  vergl.  abrigeiis  Ueaach  bei  ThAringen. 
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WüTirehd  bei  Rodenberg  nur  12,2  Sgr.  an^jcffeben  werden,  soll 
Naulieiin  den  ZoUccntner  mit  einem  Autwand  von  2 1,1  ^gr.  und 
jädileii  denselben  mit  einein  solchen  von  24,03  Sgr.  hersieiien. 
'Bdlr''Defti3hrerkaiifspreis  aber  ist  nach  dem  Obigen  per  Zolicentner 
«'^TOr.  17j8  Sgr.  0- 

^^^'^Das  grossh erzoglic h  hessische  Gesetz,  in  Betreff 
der  Salzregie,  datirt  vom  2  ).  Juni  1834,  die  dazu  gehozige  YoU- 
wigsverordnung  vom  lolgcnden  Tage. 

->  Vor  allem  ist  zu  bemerken,  dass  das  Grossherzogthum  2 
staatseigenthümliche  ^linen  und  in  der  £xclave  Wimpfen  Eine 
Mntliaiiiie  (Ludwigshalle)  hat.  Die  Regieverwaltung  bezieht 
C^bh  TheB  ihres  Bedarfs  anch  von  Nauheim  und,  wie  es  scheint, 

aus  Franken  ;  wogegen  das  Salz  von  Wimpfen  und  vielleicht  auch 
dai»  aus  den  Staat^^  ilm  ii  (  als  iauhcliaalz  0  nach  der  Pfalz,  nach 
Kassau  u.  s.  w.  theiivveise  ausgeluhrl  wird. 
-  Die  Salzregie  ist  in  ganz  Hessen  eingerichtet,  indem  der 
VflrMlirag'  das  Recht  zum  Alleinverkauf  des  Kochsalzes,  Vieh- 
sl^s  üid  Dungsalzes  zuerkannt  ist.  Die  Niederlagen  der  Saline 
Lud\viirshalle  stehen  unter  Aufsicht  der  Regieverwaltung.  Die 
Ti;iiis[)()rt(  (tnlr(»lt'  iMiiiiif»»  jedoch  geiren  fhduM*  vereinfacht  werden. 
Die  Salzauswicger  bezi*  !n  n  das  öalz  au?>  den  Magazinen  zu  5  ü. 

10  Krn.  für  den  Sack  per  10P>  Pfund  und  zu  8  fl.  0  Km. 
üdligt  20  Km.  für  den  Sack  per  168  Pfund.   Zu  den  gleichen 
Ihniseil  können  auch  andere  Personen  unter  geeigneten  Bedin- 
gungen ihr  Salz  kaufen.   Im  Detailverkehr  stellt  sich  der  Regie- 
preis uui  weniir  höher,  ii  uhIk  h  aul  :>  Kr.  per  Pfund. 

Die  Erzeugungskoslcn  der  Staatssalinen  bclaulcu  sich  nach 
Y.  Reden  auf        Kr,  per  Pfund:  die  Salz  st  euer  wäre  also  im 
Grosahensogthum  Hessen  2V2  fl.  per  Gtr. 
^ ''>Bie  Abgabe  von  Viehsalz  und  von  Dungsalz  wird  besonders 
tignKrt  2). 

Hessen- Horn  bürg  hat  nach  Art.  8.  des  Vertrags  vom 
20.  i-ebruar  1835  in  dem  Amte  Homburg  die  gleichcu  Salz- 


1}  Zu  vergl.  V.  TbieUu  a.  a.  0.  S.  15.  4i.  52. 

2}  Zu  vergl.  v.  Reden,  Finanzstttistik  I.  1.  S.  434.  v.  Thielaa  a.  a.  0. 

8.  B4.  52.  vergl.  vi«  S.  19. 
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regiejjreise,  wie  das  Grossherzogthum  Hessen;  in  dem  Oberarut 
Meisenheim  dagegen  hat  schon  durch  den  Vertrag  vom 
31.  December  1829  Preussen  die  Salzregie  übernoinmen. 

Was  nun  das  Salzmonopol  im  Königreich  Preussen  an- 
belangt, so  muss  berücksichtigt  werden,  dass  dort  neben  den 
Salinen  des  Staats  verschiedene  Privat  werke  bestehen,  femer 
dass  die  eigene  Production  des  Landes  zu  Deckung  des 
Saizbedai-rs  nicht  ausreicht. 

Nach  einer,  wie  es  scheint,  aus  ofücielier  Feder  geflossenen 
Deiriischrift  vom  Jahr  1847  ist  das  Salz  in  den  Ländern,  welche 
früher  dem  Kurhaose  Brandenburg,  spftter  der  preussischett 
Monarchie  angehörten,  schon  seit  Jahihunderten  vermittelst  des 
Salzmonopols  besteuert  In  diesen  filieren  Theilen  des  König- 
reichs finden  sich  denn  ;iuch  grösstentheils  die  Werke  in  den 
Händen  des  Staats.  Privatsalinen  dagegen  bestehen  in  grösserer 
Anzahl  in  den  westlichen  Provinzen.  Die  landesherrlicheii 
Salinen  liefern  der  Steuerverwaltnng  ihr  Sals  durchaus  zn  dem 
festen  Preise  von  22  Thbm.  pr.  Last  von  4050  Pfund  (3878. 
Zollpfund),  wobei  dieselben  übrigens  noch  ein  gutes  Geschfifl  zu 
machen  scheinen,  sofern  ihr  eigener  Aufwand  nur  durchschnitt- 
lich HVs  Thlr.  per  Last  oder  Thlr.  per  Zollceiilner  betragen 
soll.  Von  den  Privatsalinen  ist  die  pfannerschaftliche  Saline 
XU  Hatte  und  die  Saline  zu  Teuditz-Kötschau  für  ewige  Zeiten 
vertragsmilssig  gebunden,  nur  bestimmte  Mengen  auszusieden  und 
solche  der  landesherrlichen  Salinenverwaltung  für  verabredete 
feste  Preise  zu  liefern.  Mit  den  übrigen  Privatsalinen  bestehen 
Lieferungsvertrage  auf  kürzere  Dauer,  im  Jahr  1813  ist  den- 
selben durchsciuiittlich  ein  Preis  von  35  Thlrn.  23  Sgr.  8  Pf. 
pr.  Last  bewilligt  worden.  Bei  dem  Bezüge  des  Salzes  aus  be- 
nachbarten Zollvereinsstaaten  war  die  Absicht  zumTheil 
die,  durch  freiwillige  und  contractilch  zugesagte  Abnahme  be- 
stimmter Men^tt  von  Salz,  namentlich  aus  dortigen  Privatsalinen, 
einem  Schinuog-el  vorzubeugen.  Es  bestehen  aber  auch  noch 
weitere  Lieferungsvertriige  mit  vereinsländischen  Salinen,  wobei 
lediglich  merkantiliscbe  Rücksichten  vorgewaltet  haben.  Aus- 
serhalb des  Zollvereins  sind  die  Bezugsquellen  für  Preussen 
Wiliczka  in  Galizien,  Dieuze  In  Frankreich,  die  Niederlande  und 
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Liverpool  Von  den  Ausfuhren  Freussens  an  Salz  ist  die 
bedeutendste,  nämlich  die  nach  dem  Königreich  SachseD, 
welches  von  Preussen  gwiz  hiemit  versehen  wird,  schon  erwflhnt 
worden« 

Verkauft  wfa^  fNin  das  Salz  innerhalb  des  König- 
reichs und  für  den  inländischen  Oonsum  mittelst  der 
öffentlichen  Verkaufsstellen  zu  dem  Preise  von  12  Thlm.  per 
Tonne  von  405  Pfund  (378  Pfnnd  24  Loth  neues  [Zoll-]  Gewicht 
nach  §  9  der  KönigL  Yerordnuttg  vom  17.  Mai  1856)  und  zwar 
sowohl  in  Tonnen,  als  in  klmeren  Gelnnden.  Unverjiaekt  wird 
das  Sied  salz  ausnahmsweise  verltauft  in  den  Salinenfactoreien, 
in  den  Speditionsfactoreien  der  Ostseehäfen ,  endlich  in  den  Sei- 
lereien (das  sind  Verkaufsstellen  ,  deren  Verwaltung  vertragsina^i^jig 
Privatpersonen  in  der  Art  übertragen  wird,  dass  die  letzteren 
gegen  Empfang  gewisser  Vergütungen  sich  verpflichten,  das  in 
den  Factoreien  angekaufte  Salz  für  Ihre  Rechnung  um  die  gesetz- 
fichen  Preise  zu  verkaufen  und  diese  Preise  auch  bei  der  Absetzung 
losen  Salzes  bis  zu  den  kleinsten  Mengen  einzuhalten.  Das 
Steinsalz  wird  in  der  Recfel  i'lienialls  unverpackt  verkauft, 
besondere  Bestimmungen  gelten  aber  für  das  Steinsalz  von 
Stassfurth.  Nach  der  Bekanntmachung  vom  16.  Juli  1859 
bmi  za  dem  Preise  von  12  Thlrn.  für  die  Tonne  von  a78  Pf. 
24  Loth  das  Stassfurther  Steinsah  bei  allen  Yerkaofsstellen,  wo 
sich  dergleichen  befindet,  and  zu  jeder  Zeit  bei  der  Stassfurther 
Factorei  gekauft  werden.  Zur  Ablassung  voa  Steinsalz  in  ermäs- 
sigten  Preisen  für  Fabriken  und  industrielle  Anlairi  ti  rit  s  Inlandes 
bedarf  es  der  Genehmigung  des  Finanzministeriums.  Der  Verkauf 
nach  dem  Auslande  ist  der  Bergbanverwaltung  Überlassen,  welche 
ihrerseits  das  auf  den  inUindischen  Haikt  bestimmte  Sah  zur 
Versendung  fertig,  und  eventuell  denatuHrt,  verladen  an  die 
Salzfactorei  zu  liefern  hat  ^. 


1)  AasiMbnupreise  in  den  Kreisen  ScUeniingen  nnd  Ziegenrück  (Tliü- 
ringen)  11  Tlilr.,  im  Kreise  Wetalnr  10  Thlr. ,  in  Amte  Lflgde ,  in  Waldeck 
nnd  Pyrmont  9  Thlr. 

2)  Zn  vergl.  JnhrbOcber  der  Zollgesetagebnng  1869.  S.  883  tt  Bm 
SteiniaU  der  Saline  Stetten  im  Hohenzollem'schen  dagegen  wird  allge» 
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Der  weitere  Verkauf  des  aus  den  utlentlichen  Yerkaufsstelfeii 
entnommenen  Salzes  ist  in  der  Regel  Gegenstand  des  freien  Var- 
kehn;  nur  in  einaekea  Gegenden  besteht  noch  eine  Salsver- 
branchscontrole.  Die  Zufahr  des  Salzes  bewirken  zum  Thoil  die 
Unternehmer  der  Lieferungen ,  ausserdem  besorgen  diesett>e  ge- 
dungene Fuhrloute.  Der  ii  uusport  scheint  aber  mehrfachen  Con- 
trolemaassregeln  zu  unterliegen. 

Das  Viehsalz  und  ebenso  das  Düngesalz  erhalten  Beimischungen 
von  Wermuthskrautpulver  and  von  Bisenoxyd^  w(Nlarch  beide  zur 
menschlichen  Nahrung  anbrauchbar  gemacht  werden. 

Die  preussische  Salzsteuer  wird  in  der  schon  erwfthnten 
Denkschrift  aus  dem  Ertrag  der  Salzregie  luiL  Einrechnung  der 
Reffiekosteu  zu  7  Thlr.  25  Sgr.  per  Tonne  oder  zu  2  ihir. 
2  Sgr.  per  Centner  berechnet. 

Mit  Preussen  stehen  bezüglich  des  Salzmonopote  hl  Gemeiih 
ichafli  ausser  Hessen-Homburg  bezüglich  des  schon  erwfihnten  Amtes 
Meisenheim,  noch  die  furstfiche  Regierung  von  Wal  deck  und 
Pyrmont  wegen  beider  Gebiete,  die  grossherzoglich  olden- 
bm*gische  Regierung  wegen  des  Fürstenthums  Birkenfeld, 
Braunschweig  wegen  des  Amtes  Calvörde  u.  s.  w. 

Das  Grossherzogihum  Luxemburg  endlich,  darf  Vertrags- 
massig  seinen  Saizdebitpreis  nicht  unter  den  B^ag  des  Salz* 
Preises  in  Preussen  heruntersetzen  (Salzbezng  aus  Frankreich)* 

In  den  GebietstheOen  des  Thüringischen  Zoll-  und 
Handeisvereins  waren  im  Mai  1S4G  die  Salzpreise  folgende: 


Vemnif  taat 

Kochsals 
pro  Tome  zu 
406  flf  preiuf. 

Gewichc 

Gewerbesalz 
pro  Tonne  wa 
405  AT  prettw. 
Gewicht. 

ViehsaU 
pro  Tome  n 
405  AT  pfMi. 

Gewichk*  : 

Preussen 

a)  Kreis  Erfurt  .  . 

b)  Kreise  Schleu- 
singen und  Ziegen- 

Thlr. 
12 

11 

Sgr. 

Pf. 

Thlr. 
4 

b 

5 

Sgr. 

10 

is 

Pf. 

Thlr. 
3 

b 

4 

Sgr. 
10 

is 

Pf. 

mein  zu  wesentlich   ermüssigten  Preisen  gegenüber  vom  Kochsalze  ver- 
kauft, in  welcher  Hinsicht  ich  auf  die  Kinleitung  verweise. 
1)  Zu  vergl.  Kesuitate  a.  a.  0.  S.  2d0  ff. 
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Vereinsstaat. 

Kuchsalz 
pro  Tonne  zu 
405  U  preuss. 

Gewicht. 

Gewerbesalz 
pro  Tonne  zu 
405  8"  preuss. 
Gewicht. 

Viehsalz 
pro  Tonne  zu 
'105  fif  preusg. 

Gewicht.  , 

inlr. 

Sgr. 

"dp 
II. 

Ihlr. 

Sgr. 

Pf. 

Thlr. 

Sgr. 

Pf. 

1^iirFip^<i!Pri  *  lirpi<t 

^i^lllilnllValUCll  . 

10 

8 

8,10 

— 

 ■ 

— 

OclU/IlSdi    TT  l-llliai  • 

11 

10 

■ 

— 



4 

5 

— 

.'Qcir'Hcon-Mpinino'Pii 
i7ctL/ilsC II  iiiciiiiiiHdt 

10 

18 

4,35 

— 

— — 

3 

21 

8,07 

Sai'hsen-Altenbiirö" 

10 

24 



— 



3 

— 



Sachsen-Coburg  . 

10 

18 

6 

— 



2 

25 

— - 

10 

24 

2,72 

3 

20 

2 

25 

\3ira  rvhiir(T-Snn- 
ik^CIl  W ctl  ^uUi  t'  kJUII 

/lofcnü  liefen 

11 

5 

•  15 

5 

öLll  Wdi  AUUI  g"l\U- 

11 

3 

25 

3 

15 

bi 

s 

b 

IS 

4 

20 

4 

15 

Reuss-Schleiz    .  . 

10 

25 

4 

15 

Reuss -Greiz   .  .  . 

11 

5 

15 

5 

15 

Reuss-Lobenslein- 

i 

Ebersdorf  .  .  . 

11 

3 

22 

6 

Reuss-Gera  .... 

10 

25 

ö 

3 

22 

6 

Die  in  Wahrheit  salzarmen  Zolivereinsslaaten  sind  ferner, 
ausser  dem  schon  envähnten  Grossherzogthum  Luxemburg,  das 
Königreich  Sachsen,  Nassau  und  Frankfurt.  In  den 
beiden  letzleren  wird  beim  Detailverkauf  des  Salzes  ein  Preis 
von  3  kr.  per  Pfund  angesetzt.  Der  Salzpreis  im  Königreich 
Sachsen  bei  der  Abgabe  aus  den  Niederlagen  ist  seit  1.  Januar 
1846  in  Folge  des  Gesetzes  vom  24.  December  1845,  die  Gleich- 
stellung der  Salzpreise  bctrelTend, 

,        für  das  Kochsalz  3  Thlr.  7  Ngr.  5  Pf.  pro  Stück  zu  120 
Zollpfund,  also  per  Zollcentner  2  Thlr.  21,25  Sgr., 
für  das  Viehsalz  2  Thlr.  10  Ngr.  5  Pf.  pro  Stück  zu  120 
Zollplund,  also  per  Zollcentner  1  Thh*.  28,75  Sgr. 

In  Gemässhcit  des  weiteren  königlich  sächs.  Gesetzes  vom 
23.  Mai  1840  sodann,  in  Betreff  des  landesherrlichen  Salzverkaufs- 
rechts, hat  die  Salzconscription  im  Königreich  Sachsen  mit  dem 
1.  Juli  1840  aufgehört.    Sämmtliche  Orte  des  Inlands  beziehen 

13* 
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ihren  Salzbedarf  aus  den  Niederlagen ,  die  einzelnen  Consumenten 
aber  ihr  Salz  nur  aus  der  Salzschünke  ihres  Wohnorte.  Jeder 
Ort  wird  noit  seinem  Salzbezuge  an  eine  der  bestehenden  Nieder- 
lagen gewiesen,  die  Wahl  der  letzteren  aber  steht  den  Salzer- 

holcrn  bis  auf  einen  gewissen  Grad  frei.  Die  Annahme  der  Salz- 
schänken  erfolgt  in  der  Regel  durch  die  Ortsobi  igkeit ;  der 
Salztransport  aber  innerhalb  des  Landes  ist  von  besondern  Con- 
trolen  abhängig. 

Die  Salzeinftthr,.  einscUiesstich  aller  saUnischen  Producte,  des 
Seesalzes  und  aller  Gegenstftnde,  aus  welchen  Salz  ausgeschieden 
zu  werden  pflegt,  ist  Ycrhutcri,  desgleichen  die  Yerpachluiig  dcü 
Salzschanks  und  der  Handel  mit  Salz  durch  Nichtberechtigte. 

Noch  bleibt  es  übrig,  der  beiden  Staaten  innerhalb  des  Zoll- 
verems Erwähnung  zu  thun,  welche  für  die  verschiedenen  Theüe 
ihres  Staatsgdiiets  mehrfach  verschiedene  Preise  bestimmt 
haben. 

Das  Königreich  Bayern  hat  nur  Staatssalinen ,  eine  in  der 
Rheinpfalz,  zwei  in  Franken,  die  bedeutendsten  aber  im  südöst- 
lichen Winkel  des  Königreichs  am  Fusse  des  Hochgebirgs.  Der 
Salztausch  mit  Württemberg  ist  schon'  angeführt  worden.  Ein 
Ähnliches  Verhditniss  besteht,  zum  mhidesten  factisch,  mit  dem 
Grossherzogthum  Hessen,  sofern  hessische  Salmen  Salz  in  die 
Pfalz  abgeben,  Bayern  aber  von  Franken  aus  einen  Theil  Hes- 
sens mit  solchem  versorgen  soll.  Ausserdem  bezieht  die  königl. 
bayerische  Regierung  noch  von  Thüringen  und  von  Hallein  Salz, 
betheiligt  sich  dagegen  von  Berchte£»gadea  aus  über  Lindau  am 
Salzhandei  in  der  Schweiz. 

Innerhalb  des  Königreichs  wird  der  Salzverkauf  besorgt 
durch  7  Hauptsalzämter  auf  den  Salinen  und  durch  72  Salzämter 
und  Factoreien.  Auf  den  Salmeii  kostet  der  b  a  y  .e  r  i  s  c  h  e  Centner 
und  zwar 

zu  Berchtesgaden  .   •   .   •    4  fl.  41  kr*, 

»  Reichenhall  4  fl.  55  kr., 

.  Traunstein  5  fl.  2  kr., 

»  Rosenheim  5  fl.  16  kr., 

^  Oifo  4  fl.  44  kr.  bis  5  fl.  39  kr., 
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zu  Kissingen  6  fl.  —  und 

„  Dürkheim  G  fl.  40  kr. 

In  den  Factoreien  aber,  und  zwar  in  den  6  Factoreien  Unter- 
frankens zunächst  der  hessischen  und  meiningenschen  Grenze 

4  fl.  44  kr.  bis  5  fl.  11^2  kr., 
in  den  übrigen  Factoreien  -  ' 

rechts  des  Rheins  5  fl.  15  kr.  bis  G  fl.  36  kr., 

in   allen  Factoreien   und  < 
Salzämtem  der  Rhein-  .  ♦ 

pfalz  aber  6  fl.  40  kr. 

Diese  Preise  sind  je  nach  dem  Preise  der  Saline,  von  welcher 
das  Salzamt  versorgt  wird,  unter  Hinzurechnung  der  Transport- 
und  Verjiackungskosten  bestimmt  in  der  Art,  dass  die  von  der 
Saline  entfernleren  Aemter  höhere  Preise  halten.  Die  Salzämter 
und  Factoreien  haben  hier  also  lediglich  den  Zweck,  einem  zu- 
fälligen Salzmangel  in  einzelnen  Orten  vorzubeugen  und  die  Pri- 
valspeculation  auszuschiiessen ,  nicht  aber  wie  anderwärts  die 
Preise  für  das  ganze  Land  gleich  zu  stellen.  Jedem  Fuhrmann 
(Salzkarrer)  steht  übrigens  der  Ankauf  von  Salz  auf  den  Salinen 
und  der  freie  Verkauf  (nicht  unter  25  Pfund)  im  Lande  zu. 

Die  Productionskosten  berechnen  sich  für  das  bayerische 
Salz  verhöltnissmässig  sehr  hoch,  nämlich  auf  1  Thlr.  8,9  Sgr. 
per  Zollcentner,  dazu  kommen  dann  noi^h  Fracht-,  Verpackungs- 
und allgemeine  Regickosten  mit  14,2  Sgr.,  so  dass  bei  einem 
durchschnittlichen  Verkaufspreise  von  3  Thlrn.  5,8  Sgr.  pro 
Zollcentner  nur  ein  Salinengewinn  und  eine  Salzsteuer  von  1  Thh*. 
12,2  Sgr.  übrig  blieben 

Auch  Braun  schweig  endlich  hat  für  seine  verschiedenen 
Landestheile ,  abgesehen  von  den  mit  Hannover,  beziehungsweise  mit 
Preussen  in  steuerlicher  Hinsicht  vereinigten ,  verschiedene  Preise, 
welche  zwischen  2  Thlrn.  und  3  Thlrn.  6,3  Sgr.  per^Centner 
schwanken 

Die  hier  gegebenen  Mittheilungen  können  auf  absolute  Voll- 


1)  V.  Thielau  a.  a.  0.  S.  18  ff, 

2)  V.  Thielau  a.  a.  0.  S.  53. 
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stttndigkeit  keinen  Ansprudi  machen  auch  sind  manche  An- 
gaben von  cälterem  Datum  oder  aus  den  alsdann  angeführten  Vor- 
arbeiten geschoplt,  wolur  ich  daher  eine  Verantwortung  nur  mit 
Vorbehalt  übernehmea  kann:  die  IkeUweise  Unzugünglichkeit  der 
erforderlichen  Quellensammlangen  für  mich  möge  es  entschnl- 
digea  Jedenfalls  aber  werden  auch  diese  Jfitlheifamgen  schon 
gentigen,  um  darzuthnn,  wie  die  gegenseitige  Absperrung  der 
Zollvereinsstaaten  gegeneinander  im  Salzverkehre  einigermaassen 
begründet  erscheint  durcli  die  V  e  r  s  c  h  i  e  d  e  n  h  c  i  l  der  S  a  I  z  - 
preise,  welche  zwischen  dem  einen  oder  anderen  Veremsgc- 
biete  da  und  dort  noch  besteht.  Wo  diess^  nicht  der  FaU,  wo 
vielmehr  auf  beiden  Seiten  der  Grenze  der  gleiche  Preis,  wenig- 
stens im  Detailverkehr  mit  Salz,  eingeführt  ist,  mag  sich  sodann 
die  Belassnng  der  Schranken  an  äea  Grenzen  aus  der  Ver- 
schiedenheit der  P  r  od  u  0  tionskosten  in  den  beider- 
seitio^en  Salinen  erklaren  lassen,  wodiu*ch  eine  Vereinbarung 
zwischen  beiden  Staaten  über  die  Bedingungen,  unter  denen  ein 
freier  Verkehr  mit  Salz  über  die  Grenze  emtreten  könnte,  immer- 
bin erschwert  würde.  Sofern  aber  weiter  die  Salzpreise  und  die 
Salzgewinnungskosten  in  den  einzelnen  Staaten  des  ZollvereoM 
zur  Zeit  verschiedene  sind,  erscheinen  auch  die  in  den  Salzpreisen 
noch  enthaltenen  Fnttoren,  der  Gewerbsgew inn  der  Sa- 
linen, der  etwaige  Ertrag  des  Regals,  wenn  man  einen 
solchen  ausscheiden  will,  besonders  aber  die  Salzsteuer 
überall  nicht  gleich  hoch. 

Untersuchen  wir  die  Sache  etwas  näher,  so  ünden  whr 
die  Detailpreise  des  Salzes  in  den  südlichen  Vereins- 
slaaten,  mit  Ausnahme  jedoch  von  Bayern,  durchaus  gleich- 
massig  auf  3  Kreuzer  Ch  Sffr.)  per  Zollpfund  bestimmt.  Unge- 
fähr den  nämlichen  Preis  hat  Kurhessen  bei  dem  Satze  von  10  Hirn. 

Sgr.),  und  von  den  Thüringischen  Staaten  kann  ich  hier  noch 
mittheilen,  dass  unter  diesen  die  Vereinbarung  besteht,  den  Salz- 
preis beim  Kleinverkauf  nicht  unter  3  Kr.  anzusetzen,  dass  dmdben 


V  Ich  erlaube  mir  noch  auf  „We  iniig,  über  die  gegenwärtige  Aus- 
übung des  Salyrreirnls  in  Frankreich  und  den  hauptsachlichsten  deutschen 
Staaten"  zu  verweisen  in  Hau'«  Archiv.  4.  M.  der  neuen  Folge,  S.  278. 
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aber  gerade  diesen  Preis  beinahe  durchaus  adoplirl  haben.  Noch 
mehr  diireriren  die  Engrospreise.  Württemberg  und  Baden 
fordeni  auf  den  Salinen  4  fl.  10  kr.  resp.  4  fl.  16  kr.,  die  kgl. 
preussische  Regierung  auf  der  Saline  Stellen  in  Hohenzollem 
(verpackt  ?)  4  fl.  20  kr.  und  4  fl.  24  kr.  per  Zollcentner.  Nahezu 
gleich  stehen  die  Preise  von  Bayern  in  Berchtesgaden  und  Orb 
mit  4  fl.  41  kr.  bis  4  fl.  44  kr.  per  bayerischen  Centner 
(4  fl.  10  kr.  per  Zollcentner).  Auf  den  Factorieplätzen  kostet 
das  Salz  in  Württemberg  und  in  Hohenzollem  4  fl.  43^3  kr. 
per  Zollcentner,  eben  so  viel  im  Königreich  Sachsen  (2  Thlr. 
21  Sgr.  per  Zoflcentner);  ferner  im  Grossherzoglhum  Hessen 
5  fl.  10  kr.  incl.  des  Sacks  per  103  Pfund,  in  einzelnen  Staaten 
des  Thüringischen  Vereins  lO  Vfi  -lO^/e  Thlr.  pro  Tonne  (d.  i. 
2  Thh*.  26  Sgr.  oder  5  fl.  per  Zollcentner),  in  andern  Staaten 
dieses  Vereins  11  Thlr.  pro  Tonne  (d.  1.  2  Thlr.  27  Sgr.  per 
Zollcentner  oder  5  fl.  4  kr.),  in  Preussen  endlich  12  Thlr.  pro 
Tonne  (d.  i.  3  Thlr.  5,s  Sgr.  oder  5  fl.  33  kr.  per  Zollcentner). 
Innerhalb  Bayerns  aber,  wo  die  Salzpreise  selbst  mehrfach  ver-' 
schieden  gestellt  sind,  berechnet  sich  im  Durchschnitt  der  gleiche 
Preis,  wie  in  Preussen.  In  Württemberg  und  Hohenzollem  ist 
sodann  für  das  Steinsalz  allgemein  ein  niedrigerer  Preis  als  für 
das  Kochsalz  angesetzt,  im  Detail  1  kr.  per  Pfund,  beim  Ver- 
kauf en  gros  2  fl.  IB^s  kr.  per  Zollcentner,  während  hiefür  ander- 
wärts, namentlich  auch  im  Königreich  Preussen  selbst  für  das 
Stassfurlher  Steinsalz,  nur  im  Falle  der  Verwendung  solchen 
Salzes  zu  technischen  Zwecken  oder  für  die  Landwirthschaft 
weniger  berechnet  wird.  Die  Preise  des  Salzes  zu  technischen 
Zwecken,  sowie  des  Vieh-  und  Dungsalzes  überhaupt  aber  wer- 
den in  den  verschiedenen  Vereinsstaalen  wieder  mannigfach  ver- 
schieden bemessen. 

^.  Die  F  a  c  1 0  r  e  n  dieser  Salzpreise  sind  nun  theils  privat- 
wirlhsch  aftliche,  theils  Staats  wirthsc  h  aftlich  e.  Zu 
den  ersteren  gehören  die  Gewinnungskosten,  sodann  der 
Gewerbsgewinn  der  Salinen.  Während  wir  bezüglich  des 
letzteren  nur  bei  den  preussischen  Staatssalinen  einen  kleinen 
Anhaltspunkt  gewonnen  haben,  stehen  uns  mehr  Notizen  über  die 
Salzgewinnungskosten  zu  Gebot.    Die  Hauptmomente  für  diese 
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bilden  die  Preise  der  Feurung  und  die  Reichhaltigkeit 
der  Soolen;  wie  es  ttherhuupt  als  die  Aufgabe  des  Salinen- 
betriebs betrachtet  werden  muss,  mit  möglichst  wenig  Holz  oder 
Steiakohlen  aus  der  im  einzelnen  l^all  gegebenen  Soole  möglichst 
viel  Salz  zu  erzeugen        Weiter  aber  ist  als  ein  Productioii«. 
aufwand  anzusehen  die  Verzinsung   und  Amoitisirung  des 
Anlagekapitals  der  Salzwerke  und  des  Betriebsfonds.  Dieser  Factor 
konnte  ab^  in  den  oben  erhobenen  Ziffern  nicht  beröcksichti^ 
werden  and  es  mttssten  x.  B.  die  Herstellungskosten  des  würitein- 
hergischen  Stehwatees  höher,  als  diess  oben  geschehen  ist,  ange- 
setzt werden,  wenn  dabei  auf  eine  auch  nur  mässige  Verzinsung 
des  bedeutenden  Aufwandes  (nahezu  1  Million  Gulden),  welchen 
allein  die  Erschliessung  des  Salzhigers  von  FriedrichshaB  venir^ 
sacht  hat,  Bedacht  genommen  werden  wölke.  Kostbare  Maschinen 
sind  für  den  gewöhnlichen  Salinen  betrieb  nicht  erforderlich, 
wenn  nicht  wie  z.  B.  in  den  bayerischen  Werken  von  Rerchtes' 
gaden,  Reichenhall,    Rosenheiin  und    Traunsteni  bedeutendere 
Druck,  und  Hebemaschinen  zum  Behufe  der  Förderung  und 
Weiterleitung  der  Soolen  aufgestellt  werden  mnssten.   Auch  die 
Arbeitslöhne  faUen  bei  dem  Betriebe  der  Salinen  weniger 
ins  Gewicht.  Dagegen  skid  die  etwaigen  Verpacknngs-  und 
auch  die  Versandtkosten  des  Salzes  noch  zu  nennen,  sofern 
mr  einen  geordneten  and  gesicherten  Absatz  der  Salinenproducte 
auch  m  weiteren  Kreisen  deren  Verbringung  nach  verschiedenen 
riHtzen,  abseits  der  Salinen  selbst,  eribrderlich  weniM  kann 
Zum  Theile  werden  die  Versandtkosten  fibrigens  schon  dem 
Steuerertrage  zur  Last  zu  schreiben  sein. . 

Im  Einzelnen  differiren  die  Productionskosten ,  wie  wir  ire- 
^hen  haben,  zwischen  den  Vereinsstaaten  und  zwischen  den 
Salzwericen  nicht  unerheblich.  Wahrend  solche  in  Freussen  bei 
den  landesherrlichen  Salinen  nur  Vs  Thlr.,  in  Württembenr  und 
Baden  beüftufig  V«  Thlr.  betragen  soUen,  wird  in  Bayern  iksl 

i;  In  der  vvurtternberjrischen  Saline  WilhelmdiaU  Bind  n  HmieUanff 

070.  ^  ?'\  '^r^'l'  ge«fi«igten  Sode  (yon 

27  )  erforderlich.  Mit  1  KlaUer  Scheiterholz  aber  werden  in  den  Siedhäu- 
-ern  zu  Rottenmünster  41  Ctr.,  und  in  denen  sn  Schwenningen  38  Ctr. 
Mwasaiz  gewonnen. 
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1     TMr.  pro  ToHcentner  liiefflr  berechnet  Die  Differenz  in  den 

Produclionskosten  der  Werke  eines  und  desseüjcn  Staats  zeigt 
das  angeführte  Beij^piel  von  Kmiu  sst^n. 

^Vas  nach  Abzug  der  privatwirthschaftlichen  Factoren  von 
dMki.'Mipieiaen  der  deutschen  ZoUvereinsstaaten  übrig  bleibt,  ist 
liiifccfiiit  die'OebflhT  a ns  dem  Salzregal,  dann  der  Mono- 
polgewinn oder  die  eigentliche  Salzstener.  Diese 
beiden  kann  man  als  die  Staats  wir  Iiis  chait  liehen  Factoren 
jener  Salzpreise  bezeicltnen. 

♦  tvDie  Gebühr  aus  dem  Saizregai  fällt  dem  i>lan?(^  krailt 
äHajjiS/^n  H(^itsrechts  zu,  nach  welchem  in  seinem  Gebiete 
Mi^.'Mvaftaiann  ohne  besondere  landesherrliche  Erlaabniss  Salz- 
iMi  betreiben  dOrfen.   Da ,  wo  der  Staat  eine  solche  Er- 

iaubif!9s^^4ll)eHlfltipt  nicht  ertheilt,  sich  vielmehr  den  Betrieb  der 
Saiuitiii  iiclbst  voiix'liaüen  hat.  koinmt  diese  (ielmhi-  iilh^rdings 
mit  dem  Monopolgewinne  zusammen  zur  Erhebung;  und  auch  in 
den  übng:^  n  Staaten  wird  eine  solche  wohl  nur  desshalb  nicht 
iMdiMüicih  and  'ausgesprochenermaassen  angesetzt,  weil  die- 
Mfti^?iÜr  Natur  der  Sache  nach ,  bei  dem  factisch  gezwungenen 
^MlOMlfe  aller  zum  Absatz  im  Inlande  bestimmten  Producte  der 
Privutsalzwerke  ziinnelis!,  die  Regiennisf.  sofort  niiltolst  einer 
SfciovruiiGT  der  conlractliLlieii  Tiiereruiii»"8jireise  auf  die  le(/.(eiv 
wiefler  übergewalzl  werden  würde.  Die  Ausscheidung  einer 
liüttitigen^  Gebühr,  für  den  Augenblick  allerdings  bedeutungslos, 
InMe 'desshalb  ' auch  oben  bei  der  Aufführung  der  salinischen 
ötal'aahlslMierlichen  Verhältnisse  der  einzelnen  Zollvereinsstaaten 
nicht  wrsncht  werden.  P  r  i  n  c  i  p  i  e  1 1  aber  mnsste  hier  wejiie 
stens  niK  h  auf  diesen  Faclur  in  jenen  Salzprcisen  im  allgemeinen 
fuifnierksam  gemacht  werden. 

b^ü-"  Der  letzte  Factor  endlich  ist  die  S  a  1  z  s  t  e  u  e  r  selbst.  Nach 
deiii  4ri8fa«r  Angeftthrten  ist  ihr  Betrag  bedingt  einerseits  von  der 
BOtiie  der  Salzpreise,  andrerseits  von  dem  Verhältnisse,  in  wel- 
cieal  die  ftbngen  Factoren  hieran  participiren.   Schon  desshalb 

muss  daher  auch  sie  in  den  tiuzelnen  Vereinslaaten  verschieden 
It0(  h  sein.  Su  habe  ich  z.  B.  oben  den  Betrag  der  Salzsleuer 
pro  ZoUcentner  in  Bayern  mit  1  Thlr.  12.2  Sgr. ,  im  Grossherzog- 
timm  Hessen  mit  1  Thür.  U  Sgr.  C2Vs  FL),  in  Württemberg 
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mit  l'/s— 2  TMm.,  in  Btden  nü  2  Tbbm.  und  In  Vremm  mil 

2  Thlrn.  2  Sgr.  angegeben.  Ich  füge  bei ,  dass  nach  einer  Notiz 
V.  Redens  ^)  die  Salzsteuer  in  Frankfurt  a/M.  sich  auf  1  Kr, 
per  Züilplund,  also  ungefähr  mit  1  Thir.  per  ZoUcenlner  berechnen 
solL.  Der  gleiche  ßetrag  würde  sich  für  die  in  dem  Preise  des 
wtirtteiiibergisehen  Steinsabes  enthaltene  Abgabe  heranastetten. 
In  den  Staaten  aber,  weiche  kein  Salsmonopol  haben,  aondem 
die  Salzsteuer  als  solche  von  dem  inländischen  Absatee  der  Sa* 
linen  erheben,  fanden  wir  einen  Steuersatz  von  12-/s  Sgr.  per 
Centner. 

Noch  ist  zu  beachten ,  dass  auch  auf  der  Saizsteuer  gewisse 
Ausgaben  lasten.  Indem  die  Regimngen  in  den  meisten 
derjenigen  ZoOvereinsstaaten,  welche  das  SalxmOttOj^l  haben,  ea 
auf  sich  nahmen,  itofOr  zu  sorgen,  dass  sttmmtiif^e  Landestheile 

ihr  Sulz  zum  gleichen  Preise  erhalten  können,  ist  denselben 
der  Aufwand  für  die  Versendung  des  Salzes  zugefallen.  Gewisser- 
maasj>en  lässt  sich  die  Sache  auch  so  ansehen,  dass  die  ent^ 
feroter  liegenden  Districte  auf  Kosten  der  den  Salinen  nüberen 
Bearfce  besalzt  werden ;  und  man  hat  daher  z«  B.  in  Wflrttem* 
berg  und  Höhenzollem  eine  Veraitttung  darch  CSewährung  niedrt* 
gerer  Preise  beim  directen  Bezug  des  Salzes  von  den  Salinen 
gesucht  Allein  in  Wahrheit  fällt  die  Auiigabc  doch  zunächst 
dem  Monopolgewinn  zur  Last ,  welcher  eben  bei  den  entfernteren 
Landestheilen  nicht  ganz  so  hoch  bleibt,  als  er  sich  bei  depn 
um  die  Salinen  gelegenen  Bezirise  ergibt  Diess  wenigstens 
in  soweit,  als  der  Versandt  des  Salzes  nicht  schon^  nach 
dem  vom  Bemerkton,  aus  merfcantilisdien  ROcksioklen  zu  be> 
werkstelligen  war.  —  Weiter  belasten  den  Steuerertrag  die 
etwaigen  Regiekosten,  welche  aber  bei  dem  Zusammenhange 
der  Kegie  bald  mit  dem  Steuerorganismus ,  bald  mit  der  Salinen- 
Yerwaltung  der  einzebien  Steaten  nur  schwer  kbtr  xu  steUaa 
sein  würden. 

Nach  all*  diesem  bestehen  nun  hier  noch  manche  wen^er  künst- 
liche Zustände.  Fassen  wir  es  noch  einmal  kurz  zusammen.  Die 
überwiegende  Mehrzahl  der  ZoUvereinsstaaien ,  von  diesen  wieder 


1)  V.  Red«B»  Fiimstfttiftik  L  h  S.  1610. 
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die  meisten  selbst  Eigenlhümer  der  in  ihren  betreflenden  Gebieten 
betriebenen  Salinen,  hat  sich  im  eigenen  Lande  den  Alleinver- 
kauf des  Salzes  aus  erster  Hand  vorbehalten  und  erhebt  nun 
hiebei  zugleich  mit  und  in  dem  Salzpreise  eine  beträchtliche 
Steuer.  Die  Gewinnungskosten  des  Salzes  in  den  einzelnen  Salz- 
werken ,  die  von  den  Regierungen  angesetzten  Preise  beim  ersten 
Verkaufe,  wie  die  von  denselben  in  den  meisten  Fallen  bestimmten 
Maximalpreise  beim  Kleinhandel,  endlich  die  in  den  Preisen 
enthaltenen  SteuerbetrefTe  sind  aber  überall  nicht  gleich ,  dilTeriren 
vielmehr  zum  Theil  nicht  unerheblich. 

Um  daher  ihren  eigenen  Salinen  den  Absatz  in  ihren  be- 
treffenden Staatsgebieten  zu  sichern  und  von  denselben  die  Con- 
currenz  vielleicht  billiger  fabricirender  und  zu  einzelnen  Landes- 
theilen  günstiger  gelegener  auswärtiger  Werke  abzuwehren,  mehr 
aber  noch  um  dritte  Staaten  oder  fremde  Saizhändler  an  einer 
Theilnahme  bei  dem  Monopolgewinne,  welchen  die  betreffenden 
Staaten  selbst  mittelst  des  Steuerzuschlags  im  Salzpreise  bei  ihren 
Angehörigen  machen  wollen ,  soweit  nur  irgend  möglich  zu  ver- 
hindern, schliessen  sich  die  einzelnen  ZoUvereinsstaaten  gegen- 
einander, wie  gegen  das  Vereinsausland,  im  Salzverkehre  völlig 
ab,  erlassen  gegenseitige  Einfuhrverbote,  und  stellen  auch  die 
Versandte  und  Transporte  von  Salz  im  Innern  ihrer  betreffenden 
Staatsgebiete  unter  lästige  Controlen.  Aus  Rücksicht  für  ihr 
Steuergefäll  haben  endlich  auch  die  zum  Hannöverisch-OIdenburg'- 
schen  Salzsteuergebiet  gehörigen  Staaten  die  Einbringung  fremden 
Salzes  dahin  untersagt.  •  •  • 

Auf  diese  Weise  erscheinen  nun  die  Hemmnisse  des  freien 
Verkehrs  mit  Salz  zwischen  den  einzelnen  Zollvereinsstaaten 
einigermaassen  gerechtfertigt;  zum  mindesten  ist  es  erklärt,  wie 
und  warum  sie  entstanden,  warum  sie  bis  daher  belassen  wor- 
den sind. 

Soll  desshalb  für  die  Zukunft  an  deren  Beseitigung  gedacht 
werden ,  so  müsste  bei  der  Ursache  ihres  Bestandes ,  bei  den 
Salzsteuersystemen  der  einzelnen  Zollvereinsstaaten  mit  der  Weg- 
räumung der  Anfang  gemacht  werden.  Wie  dies  zu  bewerk- 
stelligen sein  möchte ,  darüber  seien  mir  zum  Schlüsse  noch 
einige  Andeutungen  gestaltet. 
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Der  Eltrag  der  Salzsteuem  sämmtlicher  ZoIIvereinsstaaten 
im  Ganzen  wird  zur  Zeit  mit  9  Millionen  T  h  a  I  e  r  n  nicht 
zu  hoch  veranschlagt  sein.  Wie  dem  auch  sei,  jedenfalls  ist 
die  in  Frage  kommende  Summe  zu  bedeutend,  als  dass  die  ein- 
zelnen Staaten  üitb  betreffenden  Anthmle  hieran  ohne  Weiteres 
aofgeben^  als  dass  fttr  den  etwaigen  Ausfall  in  den  einzelnen 
Budgets  ein  Ersatz  dersdben  ans  einer  an  und  fftr  sich  ange- 
messeneren Steuerquelle  so  leicht  aufgefunden  werden  köiinle. 
Die  Vorfrage ,  ob  überhaupt  eine  S  a l z s t e u e r  oder 
nicht,  betrachte  ich  daher  für  die  ZoIIvereinsstaaten  zur  Zeit 
wenigsteus  als  eine  entschiedene ,  von  einem  Verzichte  auf  diese 
Steuer  seitens  der  letzteren  könnte  es  sich  unter  den  gegen* 
wirtigen  Umstanden  wohl  überhaupt  nicht  handefai. 

Es  bleibt  also  nur  eine  Untersuchung  über  das  Wie  übrig. 
Hier  scheint  mir  nun  so  viel  ebenfalls  klar  zu  sein ,  dass  eine 
Aufhebung  jener  Schranken  zwischen  den  einzelnen  Landen  der 
ZoIIvereinsstaaten  nur  von  der  Einführung  eines  gemein- 
schaftli<chen  und  gleichen  Steuers'ystenis  und  der 
Gemeinschaftlicbkeit  des  Steuerertrags  zu  erwarten 
ist  Die  Salzsieuer  müsste  zu  einer  gemeinsamen  Ange- 
legenheit des  Zollvereins  erklärt  werden.  Da  und  dort, 
haben  wir  gesehen ,  liegen  die  Anfange  einer  Annäherung  der 
Steuersätze  schon  vor,  und  die  Erhebungsformen  der  Steuer 
sind  schon  jetzt  mannigfach  ähnlich  und  verwandt  Einzelne 
Yereinsstaaten  unter  sich  haben  sich  auch  schon  jetzt  über  ein 
gemeinschaftliches  System  und  über  die  Theüung  des  Ertrags 
geeinigt.   Möglich  ist  also  die  Sache  wohl 

Allein  so  ganz  leicht  erscheint  sie  denn  doch  nicht ,  und  ich 
muss  zugeben ,  dass  hiebei  allerlei  Bedenken  noch  zu  erörtern 
sein  würden  y  ganz  abgesehen  von  der  Wahl  der  Steuerform  und 
des  Steuersatzes,  —  insbesondere  die  yerschiedenen  Gonsunh 
tionsverhältnisse  und  die  Schwierigkeit,  ,  hienach  den  rechten 
Theilungsmaassstab  zu  treffen,  die  CSdlfthrdung  der  Existenz  viel- 
leicht der  einen  oder  andern  Saline ,  u.  a.  m.  Ich  glaube  aber 
auch,  dass  die  Lösuno  ininKher  dieser  Bedenken  leichter  werden 
wurde,  wenn  wir  die  Frage  wegen  der  Einführung  einer  gemein- 
sdiaftlichen  Salzsteuer  veraflgemeinem  und  die  Herstelhmg  eines 
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gemeinsamen  Abgabensystemes  bezfiglich  aller 
Verzehrangs-  und  Verbraachssteaem  im  Zollver- 
eine überhaupt  ins  Auge  fassen  wollten.   Es  wird  mir,  wie 

ich  hoffe,  vielleicht  müglich  werden,  auch  hierüber  in  diesen 
Blättern  meine  Ansicht  niederzulegen.  Für  jetzt,  wo  wir  es  nur 
mit  der  SaUsteuer  zu  ibun  haben ,  mögen  wenige  Worte  noch 
genügen. 

Bei  der  Einftthrung  einer  gemetnschaftiichen  Salzsteuer  wäre 
wohl  zunfichst  zu  berftcksichtigen,  dass  sieb  verschiedene  Stände* 
Versammlungen,  insbesondere  in  den  sfldHchen  Yereinsstaaten, 

schon  wiederholt  angelegentlichst  für  eine  Herabsetzung  der  Salz- 
regiepreise ausgesprochen  haben.  Eine  Erhöhung  der  geniein- 
schaftiichen  Steuer  über  deren  gegenwartigen  durchschnittUchen 
Betrag  würde  daher  dort  Schwierigkeiten  finden.  Als  Maxi  mai- 
satz der  künttigen  gemeinschaftlichen  Salzsteuer  würde  daher  ein 
Betrag  von  ungeffthr  l'/s  Thlr.  fiir  das  Kochsalz  m  Rechnung 
zu  nehmen  sein. 

Weiter  dürfte  in  Erwägung  gezogen  werden,  ob  nicht  zu 
Gunsten  der  ärmeren  Voiiisklassen  das  iiu  Zollvereine  jetzt  mehr- 
fach gewonnene  unversottene  Steinsalz,  wie  diess  zur  Zeit 
nur  in  Württemberg  und  in  Hobenzoliem  der  FaU,  mit  einer 
niedrigeren  Steuer,  als  das  raffinurte  Kochsalz  belegt  werden  sollte. 
Ich  würde  hiefür,  nach  dem  Verhältnisse  jenes  Steuersatzes  von 
l*/s  Thlr.  für  das  Kochsalz,  einen  Satz  von  1  Thlr.  vorschlagen. 
Die  principiellea  ßetlcnken  «jegen  die  Salzsteuer  an  und  für  sich 
würden  damit  wenigstens  iheilweise  beseitigt;  die  Abgabe  würde 
sich  weniger  als  eine  Kopfsteuer  äussern. 

Was  sodann  die  Wahl  der  Erb ebungs form  für  die  ge- 
meinschafUiche  Abgabe  vom  Salz  betrifft,  so  könnte  daran  ge- 
dacht werden,  das  Salzmonopoi  als  ein  gemeinschaftliches 
beizubehalten.  Sämmtlichc  Salzwerke  inneriialb  des  Zollvereins 
würden  der  gemeinsciialiiichen  Regieverwaltung  gegenüber  als 
PrivatsaUtten  zu  behandeln  sein.  Innerhalb  des  Vereins  dürften 
sokhe  ihre  Froducte  nur  an  die  Regieverwaltung  verkaufen,  letz- 
tere wäre  aber  nicht  unbedingt  an  ihre  Offerte  gebunden.  Nach 
dem  Auslaiitie  stünde  den  Salinen  der  Salzhandel  frei.  Das  zu 
Deckung  des  vereinslandiüchen  Bedarf  weiter  erforderliche  Salz 
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hätte  die  Regievemaltung  auf  den  auswärtigen  Märkten  aufkaufen 
20  lassen.  —  Für  den  freien  Verkehr  mit  Sals  innerhalb  des  Ver- 
eins wäre  aber  hiebet  wenig  gewonnen.  Auch  bei  der  genauesten 

Bewachung  der  Grenze  und  der  Salinen ,  und  trotz  der  Garantie, 
weicht?  für  die  wirkliche  Ablieferung  des  säinnitli(  hen  für  das  ' 
Inland  bestinuuten  Erzeugnisses  der  letzteren  an  die  Regie- 
Verwaltung  noch  darin  liegt,  dass  die  meisten  Salinen  im 
Eigenthum  der  Yereinsstaaten  selbst  sich  befinden,  wäre  eine 
vielfache  Gontrole  und  Belästigung  der  Salztransporte  innerhalb 
des  Zollvereins  nichl  zu  vermeiden.  Und  gewiss  Mrftrde  die 
Einrichtung  der  Regieverwallung  grosse  Kosten  verursachen, 
sofern  von  derselben  überall  im  Vereine  Depots  aiiirelegt  und 
durch  sie  wenigstens  noch  die  Zwischenhändler  bestellt  werden 
müssten«  Gegenüber  von  diesen  Kosten  käme  der  anschcunende 
Voitheil  gleicher  Salzjrreise  für  sämmtliche  Vereinsstaaten  kaom 
in  Betracht 

Dagegen  wäre  es  nach  meiner  Ansicht  leichter,  im  Zollver- 
eine die  Verzehrungssleuer  vom  Salze  in  Foriri  einer  A  c  c  i  s  e, 
beziehungsweise  als  Zoll,  d.i.  in  der  Weise  einzurichten,  dass 
solche  in  dem  Augenblicke  der  Abgabe  des  Salzes  aus  den  Sa- 
ihien  oder  aus  deren  Salzmagazinen  ^  beziehungsweise  bei  der 
Emfuhr  des  Salzes  über  die  Vereinsgränze  zur  Erhebung  ge- 
bracht würde.  Der  Salzhandel  im  Zollvereine  und  der  Verkehr  mit 
Salz  könnte  dabei  freiffeffeben  und  ciie  Bestimmung  der  Salzpreise 
der  freien  Concuneiiz  überlassen  werden.  Es  ist  diess  im  We- 
sentlichen der  gleiche  Vorschlag,  den  auch  von  Thieiau  a.  a.  0. 
im  Jahr  1851  veröffentlicht  hat,  wesshalb  ich  mir  eilaube,  auf 
dessen  nähere  Ausführungen  hier  zu  verweisen. 

Einzelne  der  Vereinsstaaten  virurden  hiebei  aHerdings  ver- 
lieren und  der  B(  trifh  der  t  inen  dder  andern  Saline  vielleicht 
nur  mit  Opfern  iortgisctzt  \\erden  koimen.  Was  sulclie  Staaten 
aber  etwa  als  Eigenthümer  der  Salzwerke  einbüssen  würden, 
käme  ihnen  durch  den  höheren  Stenerertrag  wieder  in  etwas  zu 
gut,  welcher  gerade  diesen  Staaten  von  den  gemeinschaCUtchen 
Einkünften  zufallen  müsste. 

Unbestreitbar,  wenn  auch  unmessbar,  wäre  jedoch  für  alle 
Vereinsstaaten  und  Vereiusaiigehorigeu  der  Gewinn  aus  der  F  r  e  i- 
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gebnng  des  Salzverkehrs  selbst  Die  Regiemngen 
einzebien  Vereinsstaaten  würden  damit  ihre  an  die  Spitze  der 
Verträge  gestellte  Absicht  aufs  neue  bewähren,  den  gegenseitig 
freien  Handel  und  gewerblichen  Verkehr  zwischen  ihren  Staaten 

zu  lordern,  die  jNaliuu  aber  haUe  iii  der  Entfrrininsr  jener  Schran- 
ken einen  neuen  Fortschritt  nach  ihrer  üinigung  auch  aut  dem 
wirthschafUichen  Gebiete  zu  begrüssen. 


« 


Ueber  die  staatsrechtliclieii  Folgen  der  Yeillasseriiiig 

einer  Standeshermhaft. 


(Nach  allgemeinen  bundesrechtlichen  ftincipien,  snwie  nach  den 
Grundsätzen  des  Württemberg.  Parukularrechts). 


Von  Oberregieruogsnith  §0lth#r  in  Statti^ 


Sehr  conlrovers  im  Deutschen  Staatsrecht  ist  die  Frage, 
weiche  Wirkungen  die  Yerdusserung  einer  standesherriiclien  Be- 
sitzung ausserhalb  der  standesherrlichen  Famüie  in  staatsrechtt. 
Beziehung  äussere,  ob  die  standesherriicheii  Rechte  durch  eine 
solche  Veräusserung  erlöschen,  oder  ob  dieselben  auf  den 
neuen  Erwerber  übergehen,  beziehungsweise  ob  sie  für  den 
Fall,  dass  der  neue  Besitzer  für  seine  Person  dem  standesherr- 
lichen Adel  nicht  angehören  sollte,  insolange  als  ruhend  zu 
betrachten  seien,  bis  die  Besitzung  wieder  in  die  Hände  eines 
persönlich  quafificirtett,  d.  h.  zum  standesberrlicfaen  Adel  gehörigen 
Erwerbers  gelange.  Da  diese  Frage,  wie  so  manche  andere  auf 
die  Rechtsverhaltnisse  der  Standesherrn  bezuglichen  Detail-Fragen, 
in  der  Literatur  des  deutschen  Staatsrechts  bis  jetzt  noch  wenig 
zum  Gegenstand  einer  eingehenden  Erörterung  gemacht  worden 
ist,  80  hat  sich  der  Verfasser  bestiounen  lassen,  die  nachstehende 
Abhandlung,  welche  in  ihren  GrandzOgen  schon  vor  einigen  Jahren 
niedergeschrieben  wurde,  der  Oeflenthchkeit  zu  fibergeben.  Yiel- 
leichi  gibt  dieselbe  dazu  Anlass,  dass  auch  andere  Stimmen  über 
diese  Frage,  deren  praktische  Wichtigkeit  auf  der  Hand  Uegt,  sich 
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vernehmen  lassen.  Mögen  Andere  zu  einem  andern  Resultate 
gelangen,  die  Wissenschaft  kann  nur  dahei  gewinnen,  wenn  i  ino 
Sache  von  verschiedenen  Seiten  behandelt  und  von  verschiedenen 
Gesichtspunkten  aus  betrachtet  wird.  Die  richtige  Ansicht  wird 
wohl  am  Ende  hier,  wie  in  anderen  Fragen  des  öffentlichen  and 
Privatrechts,  die  mdsten  Stimmen  aof  sich  vereinigen. 

1. 

Ehe  wir  auf  die  Frage  selbst  eingehen,  möge  es  uns  ge- 
stattet  sein,  einige  allgemeine  Bemerkungen  über  die  Rechtsver- 
hftltnisse  der  Standesherm  ttberhaupl  vorauszuschicken* 

Bekanntlich  versteht  die  deutsche  Bundesakte  unter  Standesherm 
die  »im  Jahr  1 8  06  und  seitdem  mittelbar  gewordenen 
ehemaligen  Reichs  s  tä  nde  «  ,  d.h.  diejenigen  fürstlichen  und 
gräflichen  Häuser,  welche  bis  zum  Zeitpunkt  der  Mediatisirung 
mit  Reicbsstandschafl  im  deutschen  Reiche  versehen  waren  und 
nunmehr  mit  ihren  vormals  reichsstftndischen  Besitzungen  der 
Souveränität  eines  deutschen  Bundesstaates  unterworfen  sind. 

Diesen  vormaligen  Reichsstdnden,  »den  unglücklichen  Opfern 
einer  vergangenen  Zeit,«  —  wie  sie  bei  Eröffnung  der  ßundes- 
versammluiig  m  dem  ersten  Prasidiuivurtrag  vom  11.  November 
1816  genannt  werden  —  sollten  mit  Rücksicht  auf  den  ihnen 
zugegangenen  Verlust  der  Reichsstandschaft  und  Landeshoheit 
und  der  bedeutenden  aus  der  letzteren  herfliessenden  Gerecht- 
same —  gleichsam  als  einige  Entschädigung  —  gewisse  Zusiche- 
rungen in  Beziehung  auf  ihren  künftigen  Rechtszustand  ertheilt 
werden.  Es  enthalt  desshalb  srhon  die  Rheinbun  desacte 
vom  12.  Juli  1800  eimge  luchci  gehörige  Bestimmungen.  Nach- 
dem nämlich  in  Art.  2()  als  Souveränitäts-Rechte,  welche  den 
Bundesgliedem  auch  in  den  mediatisirten  Besitzungen  zustehen 
sollen,  »Gesetzgebung,  obere  Gerichtsbarkeit,  Oberpolizei,  railitft- 
lische  Gonscription  oder  Recnitenzug  und  Recht  der  Anflagen« 
bezeichnet  sind,  bestimmen  diu  nachgenannlea  Artikel  zu  Gunsten 
der  Mediatisirten  Folgendes  ; 

§  27.  »Ein  jeder  der  jetzt  regierenden  Fürsten  oder  Grafen 
behält  als  Falrimonial-  und  Privat-Eigenthum  ohne  Ausnahme  alle 

Z«itNlv.  £  SttMtnr.  1801.  IL  H«ft.  14 
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Domainen,  welche  sie  gegenwärtig  besitzen,  und  so  auch  alle 
Herrsciiafls -  und  Feudalrechte,  die  nicht  wesentlich  zur 
Souveränität  gehören,  namentlich  das  Recht  der  niederen 

UH*1  mittleren  bürgerlichen  und  peinlichen  Gerichtsbarkeit,  der 
lorüteilichen  Gcrirlitslinrki'it  und  Polizei,  der  JajLrd  und  Fisclu^rei, 
der  Berg-  und  Hutten- Werke,  der  Zehnten  und  der  FeudalgeluUe, 
das  Patronatrecht  und  andere  diesen  ähnliche,  sowie  die  aus  be- 
sagten Domainen  und  Rechten  fliessenden  Einkünfte. 

Ihre  Domainen  und  GOter  sollen  in  Rttckstcht  der  Auflagen 
wie  die  Domainen  und  Gttter  der  Prinzen  des  Hauses  gehalten 
werden,  unter  dessen  Souveränität  sie  krall  <ies  gegenwärtigen  - 
Vertrags  stehen.  Sollte  kein  i*rinz  dieses  Hauses  unbewegliche 
Güter  besitsen,  so  werden  jene  den  Domainen  und  Gütern  der 
privUegirtesten  Classe  gleichgehalten. 

Uebrigens  können  besagte  Domainen  und  Rechte  an  keinen 
der  Konfi5deration  fremden  Souverän  verkauft  noch  .auf  andere 
Art  veräussert  werden^  wenn  sie  nicht  zuvor  dem  Fürsten,  unter 
dessen  Souveränität  sie  stehen,  angeboten  worden  sind.* 

Art.  28.  »In  peinHchen  Fällen  geniessen  die  jetzt  regierenden 
Fürsten  und  Grafen  und  ihre  Erben  das  Recht  der  Austrägal-  _ 
Instanz,  das  heisst  das  Recht,,  von  ihren  Ebenbürtigen  gerichtet 
zu  werden;  und  in  keinem  Palie  darf  die  Einziehung  ihr^  Güter 
ausgesprochen  oder  verhfingt,  sondern  nur  die  Einkünfte  können 
während  der  Lebenszeit  des  Verurtheilten  sequeslrirl  werden.«  ' 

Art  30.  *Die  besondern  Schulden  eines  jeden  Fürsteiithums, 
einer  jeden  Graf-  oder  Herrschaft,  die  unter  die  Souveränität  eines 
der  conföderirten  Staaten  kommen,  sollen  zwischen  dem  genannten 
Staat  und  den  jetzt  regierenden  Fürsten  oder  Grafen  nach  dem 
Verhftltniss  der  Einkünfte  getheilt  werden .  welche  der  Souverän 
erwirbt  und  die  Fürsten  und  Grafen  näcii  obigen  Bestimmungen 
behalten.« 

Art.  31.  »Den  jetzt  regierenden  Fürsten  oder  Grafen  und 
ihren  Erben  soll  frei  sein,  ihre  Residenz  zu  verlegen,  wohin  sie 
woOen,  nur  muss  diese  in  den  Staaten  eines  Mitgliedes  oder 
Alliirten  der  rheinischen  Confdderation  oder  in  den  Besitzungen 

sein,  welche  sie  mit  Souveränität  ausserhalb  des  Gebiets  besagter 
Conföderation  beiiuiten.   Sie  können  alsdunn  ihre  Einkünfte  oder 
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Kapitalien  beziehen ,  ohne  irgend  einem  Recht  oder  irgend  einer 
Auflage  unterworfen  zu  sein  0«* 

Es  ist  bekannt,  dass  die  Bestimmungen  der  Rheinbundesacte 
in  den  einzelnen  Bundesstaaten  sehr  verschieden  vollzogen  und 
dass  in  einigen  Staaten  den  Mediatisirten  eine  Reihe  von  den 
ihnen  zugesicherten  Rechten  vorenthalten  wurden,  was  zu  man- 
cherlei Beschwerden  derselben  Anlass  gab.  So  wurde  ihnen 
namenthch  in  Württemberg  die  anfänglich  eingeräumte  Patrimonial- 
Gerichlsbarkeit  und  die  Steuerfreiheit  entzogen  und  die  in  Art.  81 
eingeräumte  Aufenthallsfreiheit  beschränkt,  das  Gericht  von  Eben- 
bürtigen in  peinlichen  Strafsachen  nicht  eingeräumt,  bei  Theilung 
der  Schulden  nur  die  Herrschafts-  oder  Kammerschulden,  nicht 
die  Landes-  oder  Steuerkassen-Schulden  übernommen. 

Sehr  bezeichnend  für  die  Zeit,  in  welcher  die  Rheinbunds- 
acle  entstanden  und  für  den  napoleonischen  Einfluss,  unter  welchem 
sie  zu  Stande  gekonnnen  ist,  nmss  uns  sogleich  der  Umstand  in 
die  Augen  fallen,  dass  dieselbe  über  die  Angehörigkeit  der  Media- 
tisirten zum  hohen  Adel  in  Deutschland  und  über  das  sich  hier- 
aus ergebende  Recht  der  Ebenbürtigkeit  sowie  über  das  Recht 
der  Autonomie  und  die  Aufrechterhaltung  der  Familien  -  Verträge 
keine  Bestimmungen  enthält,  und  dass  darin  eben  so  wenig  von 
einem  Standschaflsrecht  die  Rede  ist,  während  jene  Acte  sich 
über  die  aus  dem  Eigenthum  fliessenden  Rechte,  und  insbesondere 
über  die  sogenannten  Patrimonial- Rechte  sehr  ausführlich  ver- 
breitet. Die  Begrilfe  des  hohen  Adels  und  der  Ebenbürtigkeil 
sind  historische  Bcgriflc,  welche  mit  der  ganzen  geschicht- 
lichen Entwicklung  des  Adels  im  deutschen  Reiche  im  engsten 
Zusammenhange  stehen.  Das  Gleiche  gilt  von  dem  in  der  frühern 
ölfentlichrechtlichen  Stellung  der  vormaligen  Reichsstände  wurzehi- 
den  Autonomie  -  Rechte  und  von  den  —  einen  Ausfluss  dieses 
Rechts  bihienden  -  Familien- Verträgen.  Solche  Begrifle  konnten 
so  wenig  als  ein  standesherrliches  Standschaftsrecht  in  das  System 
des  abstrakt  nivellirenden  napoleonischen  Absolutismus  passen. 

1)  Diese  üebersetzuiig  ist  aus  Winkopp  ^Die  rheinische  Conföde- 
rationsacte**  eutnoninien,  wobei  eine  Publication  im  bayerischen  Itegierungs- 
blatt  zu  Grunde  liegt.  ■     »  •        ,  .     >  ^ 
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An  die  Stelle  des  alten  liistorischen  Adels  sollte  ein  neuer  militäri- 
scher Verdienstadei,  an  die  Steile  der  landstandischen  Verfassungen 
der  absolute  Wille  des  Herrschers  trelen,  welcher  jenen  neu  creir- 
ten,  dein  Wink  seines  Schöpfers  unbedingt  gehorsamen  Adei  zur 
Erhöhung  des  Glanzes  seines  Throns  am  sich  versammelte. 

Als  es  sich  im  Jahre  1815  um  die  Gründung  einer  neuen 
Föderativ-Verfassung  fiu*  Deutschland  an  die  Stelle  des  aufgelösten 
deutschen  Reiches  handelte,  traten  auch  die  Mediatisirten  beim 
Wiener  Congresse  mit  ihren  Ansprüchen  auC  Ihre  Bemühungen, 
die  verlorene  Landeshoheit  wieder  zu  erlangen,  nuissten  erfolglos 
bleiben.  Bine  solche  Wiederherstellung  musste  den  auf  dem 
Wiener  Congresse  versammelten  deutschen  Staaten  als  eine  poli- 
lisihe  UnmögHchkeil  erscheinen.  Zw  u-  \vurde  in  Art.  (;  der 
Bundesakte  die  ßestimmuncf  aufgenoniinen,  dass  die  Bundesver- 
sammlung bei  der  Bcraihung  der  organischen  Bundesgesetzc  in  Er- 
wägung nehmen  werde,  ob  den  mediatisirten  vormaligen  Reichs- 
ständen auch  einige  Curiatstimmen  in  Pleno  zugestanden  werden 
sollen.  Es  war  aber  von  Anfeng  an  vorauszusehen,  dass  es  zux 
einem  solchen  Zugestandnisse  niemals  kommen  werde,  wie  es 
denn  aurli  abgesehen  von  allem  Andern  —  in  der  That  eine 
aigenthündiche  staatsrechtliche  Anomalie  wäre,  den  Mediatisirten, 
welche  eben  durch  die  Mediatisirung  ihre  Souveränität  verloren 
haben  und  in  die  Glasse  von  Unterthanen  der  einzelnen  deutschen 
Staaten  getreten  sind,  eine  Stimme  im  Rathe  der  souveränen 
deutschen  vStaaten  an  der  Seite  der  letzteren  zu  verleihen. 

Um  SU  mehr  ^irachteten  sich  aber  die  Gründer  des  deutschen 
Bundes  für  verpflichtet,  den  vormaligen  Reichsständen  solche 
Vorrechte  einzuräumen  und  bundesrechtlich  zu  garantiren,  welche 
man  mit  den  bestehenden  politischen  Yerhältnissen  in  Einklang 
bringen  zu  können  glaubte.  Diese  bundesrechtlichen  Zusicherun- 
gen sind  in  Art.  14  der  deutschen  Bundesacte  ertheilt,  welcher 
folgende  hieher  gehörige  Bestnauiungen  enthalt : 

»Um  den  im  Jahr  1806  und  seitdem  mittelbar  gewordenen 
ehemaligen  Reichsständen  und  Reichsangeliörigen  in  Gemässheit 
der  gegenwärtigen  Verhältnisse  in  allen  Bundesstaaten  einen 
gleichförmig  bleibenden  Rechtszustand  zu  verschaffen, 
so  vereuügeu  die  Bundesstaaten  sich  dahui: 
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a)  dafls  diese  fiiralUchen  ond  grüflicben  Hfiuser  fortan  nichts 
desto  weniger  zu  dem  hohen  Adel  in  Deutschland  gerechnet 

werden  und  ihnen  das  Recht  der  Ebenbürtigkeit  in  dem 
bisher  damit  verbundenen  I^M'i>ri(T  verbleibt: 

b)  sind  die  Haiiplcr  dieser  Häuser  die  ersten  Standes- 
hbrin  in  dem  Staate,  zu  dem  sie  gehören;  —  sie  und  ihre  Fa- 
inffieir  bilden  die  privilegirteste  Classe  in  demselben,  insbesondere 

.  to'Anfsehnnf  der  Besteuerung; 

c")  es  sollen  ihnen  überhaupt  in  Rücksicht  ihrer  Personen, 
FairiilitM)  iiiul  f»t'^i1/iiiigen  all«^  diejenitren  Rechto  ^md  ^  <)rzii<rp. 
augesichert  werden  oder  bleiben,  welche  aus  ihrem  Kigenlhum 
und  ^dessen  ungestörtem  Genüsse  herrühren  und  nicht  zu  der 
toatsgfewiilt  und  den  höheren  Regieningsrechten  gehören.  Unter 
v6i*eiiMdinten  Rechten  sind  insbesondere  und  namentlich  b«  grifTen : 
1.  die  unbeschränkte  Freiheit,  ihren  Aufenthalt  in 
jedem  zu  di^m  Bunde  <j(^h(»rcnden  oder  mit  demselben  in  Frieden 
lebenden  Staat  zu  nelmitn: 

"^'^  2.  werden  nach  den  Graiid.siitzen  der  friiheren  deutschen 
Tiftflliifisang  die  noch  bestehenden  Familien<Vertr6ge  auf- 
regt erhalten  und  ihnen  die  Befugniss  zugesichert,  über  ihre 
Guter-  und  Familien  -  Verhttltnisse  verbindliche  Verfügungen  zu 

Irt  nni-  w  elche  jedoch  dem  Souverän  vorgelegt  und  bei  den  höch- 
sten LandfShleüen  zur  allgemeinen  Kenntniss  und  Nacliaclilung 
gebraciit  werden  müsstMi.  Alle  bisher  dagegen  erlassenen  Ver- 
oMmffSa  sollen  ftir  künftige  Fälle  nicht  weiter  anwendbar  sein; 
'  ^  'Bl  privOlgirter  Gerichtsstand  und  Befreiung  von  aller  Militär- 
pfüchligkeit  für  sich  und  ihre  Familien ; 

4.  die  Ausübung  der  bürgerlichen  und  peinlichen  Gerechtig- 
keit^»ptlt'u<^  in  erster,  uiul  wo  Ik  Bcsitznncr  ß-ross  genug  ist,  in 
zweiler  Instanz,  der  Forstgerichtsbarkcit,  i>i t-[M>li/,ei  und  Aulsicht 
tn'<MSidien-  und  Schulsachen,  auch  über  milde  Mirtungen,  jedoch 
mwli  Vonchrift.  der  Landesgesetze,  welchen  sie,  sowie  der  Militär- 
V#rii«niiig  und  der  Oberaufsicht  der  Regierungen  über  jene  Zu- 
slaiKÜLfkeiten  unterworfen  bleiben. 

K(  i  dm-  fi;iln  !(  ii  Bestirniiuuig  der  angeführten  Befugnisse 
sowohl,  wie  überhaupt  und  in  allen  iUuigeu  Punkten,  wird  zur 
wüttemlD  Begründung  und  Feststellung  eines  in  allen  deutschen 
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Bundesstaaten  übereinslifumcnden  Re(  htszustaiides  der  mittelbar 
gewordenen  Fürsten.  Grafen  und  Herrn,  die  in  dein  BotreÜ  er- 
lamne  k.  bayenscfae  Verordnung  vom  Jahre  ld07  als  Basis  uiul 
Norm  untergelegt  werden.« 

Eine  Vergleichung  dieser  Bestimmungen  mit  denjenigen  der 
Rheinbundesacte  zeigt  auf  den  ersten  Blick,  dass,  während  die 
letztere  hauptsächlich  nur  die  Eigenthums-  und  (ii  unilht'irli<  likeits- 
Rechte  der  Mediatisirten  im  Auge  hatte,  die  Absicht  der  deutschen 
Bundesacte  olfenbar  zugleich  darauf  gerichtet  war,  denselben  als 
Analogön^er  irttfaeren  Reichsstandschaft  eine  gewisse 
polidsche  SteUung  in  den  deutschen  Bundesstaaten  zu  verschaffen, 
dass  überhaupt  in  der  deutschen  Bundesade  den  früheren  histori- 
schen VerhaUüissen ,  der  vormaligen  Stellung  der  MediHlisirlen 
im  deutsc  hen  Reiche  möglichst  Rechnung  gelragen  werden  wollte. 
Hierauf  weisen  nicht  nur  die  Bestiniuiungen  über  die  Angehörig- 
keit zum  hohen  Adel  und  über  das  Recht  der  Ebenbürtigkeit, 
die  Aufrechterhaltung  der  bestehendcfb  Famüien-Vertrftge  nach 
den  GrundsStsen  der  früheren  deutschen  Verfassung,  sowie  die 
Zusicherung  des  Rechtes  der  Autonomie  bezüglich  der  Güter- 
und Familien- Verhältnisse,  sondern  es  weist  hierauf  vor  Allem 
auch  die  Bestimmung  hin,  dass  die  Häupter  dieser  fürstlichen  und 
gräflichen  Häuser  als  die  ersten  Standesherm  in  dem  Staat,  zu 
welchem  sie  gehören,  zu  betrachten  sein  sollen,  wobei  die  Bundes- 
Acte  offenbar  hauptsächlich  ein  standesherrtiches  Standschaftsrecht 
in  der  Stftndeversammbng  des  betreffenden  Staats  im  Auge  hatte. 
Die  Bundesacte  hat  desshalb  auch  sicherlich  nicht  ohne  Absicht 
den  vSatz  an  die  Spitze  des  Art.  14  gestellt,  dass  es  sich  darum 
handle,  den  vormaligen  Reichsstäaden  in  Gemässheit  der  gegen- 
wärtigen Verhältnisse  in  allen  Bundesstaaten  einen  gleichförmig 
bleibenden  R eck tszus fand  zu  verschaffen.  Zur  Sicherung  - 
eines  sotehen  gleichförmig  bleibenden  Rechtszustandes  enthält 
sodann  noch  der  Art.  G3  der  Wiener  Schluss-Acte  vom 
15.  Mai  1820  die  Bestimmung,  dass  diejenio(  ii  Bundesglieder, 
deren  Landern  die  Besitzungen  der  vormahgen  Heichsstände  ein* 
verleibt  worden,  gegen  den  Bund  zur  unverrüekten  Auf^rechthaltung 
der  durch  Art  14  der  Bundesacte  begründeten  staatsrechtlichen 
Verhältnisse  verpflichtet  bleibefi,  und  dass  den  MediatisirteB  bei 
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Streitigkeiten  über  die  Anwendiuicr  der  in  GemJIssheit  dieses 
Artikels  erlassenen  Verordnungen  oder  abgeschlossenen  Verträge, 
im  Fall  der  verweigerten  gesetzlichen  und  verfassungsmässigen 
Rechlshülfe  oder  einer  einseitigen  zu  ihrem  Nachlheile  erfolgten 
legislativen  Erklärung  der  durch  die  Bundcsacte  ihnen  zugesicher- 
ten Hechte,  der  Recurs  an  die  Bundesversammlung  vorbehalten 
bleibe,  sowie  dass  die  letztere  verpflichtet  sei,  falls  sie  die  Be- 
schwerde gegründet  finde .  eine  genügende  Abhülfe  zu  bewirken. 

Fasst  man  die  den  Standesherrn  in  der  Bundesacte  gewähr- 
leisteten Rechte  näher  ins  Auge,  so  ergibt  sich  zunächst  eine 
Eintheilung  derselben,  welche  für  die  uns  gegenwärtig  vorliegende 
Frage  —  wie  aus  dem  Weitem  näher  erhellen  wird  —  von  Be- 
deutung ist.  Die  diessfälligen  Bestimmungen  der  Bundesacte 
zerfallen  nämlich  —  wie  schon  KI  über  in  seinem  Werke 
»Octfentliches  Recht  des  deutschen  Bundes  und  der  Bundes- 
staaten« hervorgehoben  hat  —  in  drei  Kategorien,  erstens  solche, 
welche  den  Rechtszustand  der  Standesherrn  zu  dem  deutschen 
Bunde,  zweitens  solche,  welche  ihr  Rechtsverhältniss  zu  sämmt- 
lichen  Bundesstaaten  betrelTen,  drittens  endlich  solche, 
welche  sich  nur  auf  das  Verhältniss  zu  demjenigen  Bundes- 
staate, dem  ein  Standesherr  angehört,  beziehen.  Die  erste  Kate- 
gorie kann  hier  füglich  bei  Seite  gelassen  werden,  weil  es  sich 
in  dieser  Beziehung  nicht  von  bereits  begründeten  Rechten  der 
Standesherrn  handelt,  insoferne  bloss  die  schon  oben  erwähnte, 
wohl  schwerlich  jemals  praktisch  werdende  Bestimmung  der 
Bundesacte  wegen  Verleihung  etwaiger  Curiatstimmen  an  die  Me- 
diatisirten  hieher  gehört.  Um  so  wichtiger  sind  aber  die  beiden 
andern  Kategorien  von  bundesrechtlichen  Bestimmungen.  ' 

Unter  diejenigen  Rechtszuständigkeiten,  welche  das  Verhältniss 
der  Standesherrn  zu  sä  mm tli che n  Bundesstaaten  betreffen,  ge- 
hören die  Angehörigkeit  zum  hohen  Adel,  das  Recht  der  E b e n - 
bürtigkeil  und  das  nachträglich  durch  die  Bundesbeschlüsse 
vom  18.  Aug.  1825  und  13.  Febr.  1820  festgesetzte  Recht  der 
Standesherrn  auf  Ertheikmg  eines  »ihrer  Ebenbürtigkeit  mit  den 
souveränen  Häusern  angemessenen  Ranges  und  Titels*,  insbesondere 
des  Prädikats  »Durchlaucht«,  beziehungsweise  »Erlaucht«  (ersteres 
für  die  Häupter  der  fürstlichen,  letzteres  für  die  Häupter  der  gräf- 
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lieben  F«iniiieii>.  Abo  mte  die  in  fit.  a.  des  Art.  14  der  Buttdes- 

acte  aufgerührten  Vorrechte  sind  solche,  welche  den  Standesherm 
in  ihrem  Verhältnisse  zu  saninit liehen  deutschen  Staaten  zu- 
stehen, wogegen  die  in  lit  b  und  c  des  gedachten  Artikels  ge- 
nannten Rechte  sich  lediglich  aaf  denjenigen  Staat  oder  anf  die- 
jenigen Staaten  beziehen^  zu  weichen  die  Standesherm 
gehören.  Es  ergibt  sich  dieses  schon  aus  dem  aUgemeinen 
Satze,  der  an  der  Spitze  der  lit.  b  steht:  »Sind  die  Häupter 
dieser  Häuser  die  ersten  Standesherm  in  dem  Staate,  zu  dem 
sie  gehören.«  Der  zweite  Satz,  welcher  unter  lit.  b  folgt, 
lind  die  Bestimmongen  unter  lit.  c  sind  oiTenbar  Ausflüsse  jenes 
allgemeinen  Satzes.  Wenn  die  Udupter  der  reichsständischen 
Familien  die  ersten  Standesherrn  in  dem  Staate  sind,  zu  welchem 
sie  gehören,  so  sollen  ihnen  nnd  ihren  Familien  auch  die  ent- 
sprechenden Vorrechte  in  diesem  Staate  zukommen,  sie  sollen, 
wie  die  Bundesacte  selbst  sagt,  »in  demselben«  <lie  privi- 
legirteste  Classe,  insbesondere  in  Ansehung  der  Besteuerung  bilden, 
^  sie-  sollen  dasdbst  das  Recht  der  Autonomie,  des  privilegirten  Ge- 
richtsstandes, der  Befreiung  von  der  Militärpflichtigkeit,  das  Recht 
der  Patrimonial-GerichtsbarKeit  und  Polizei-Gewalt  haben,  sie  sollen 
von  der  Regierung  des  Staats,  welchem  sie  angehören,  nicht  gehin- 
dert werden  Im  hüi  ii,  ihren  Aufenthalt  in  jedem,  zu  dem  Buntlf  creho- 
renden  oder  mit  demselben  in  Frieden  labenden  Staate  zu  nehmen. 

Man  konnte  uns  zwar  vielleicht  entgegenhalten  wollen,  dass 
der  Beisatz  »in  dem  Staate,  zu  welchem  sie  gehö- 
ren« nur  in  lit.  b,  nicht  auch  in  lit.  c  des  Art.  14  zu  finden 
sei  Indessen  dttrfte  diese  Einwendung  desshalb  nicht  stichhaltig 
sein,  weil  die  Art  und  Weise,  wie  die  Bestimmungen  unter  Iii.  c 
mit  den  utiiniltelbar  vorliergegaiigeiien  in  Verbindung  gesetzt  sind, 
zur  Genüge  zeigt,  wie  wenig  die  Bundesacte  daran  gedacht  hat, 
den  daselbst  aufgeführten  Rechten  eine  andere  rechtliche  Natur 
beizulegen,  als  den  umnittelbar  vorher  erwähnten.  -  Das  Wörtchen 
»überhaupt«  deutet  offenbar  darauf  hin,  dass  die  unter  lit.  c 
genannten  Befugnisse  als  etwas  eufgefasst  werden  wollten,  was 
mit  den  in  lit.  b  ertheilten  Rechtszusicherungen  im  Zusaiiienhang 
steht,  als  ekie  weitere  Consequenz  derselben  sich  darstellt,  und 
ihnen  gleichartig  erscheint  Hätten  die  in  lit.  c  genannten  Rechte 
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als  solche  bezeichnet  werden  wollen,  welche  den  Standesherm  in 
allen  deutschen  Bundesstaaten,  nicht  bloss  in  denjenigen,  welchen 
sie  als  Standesherrn  angehören,  zukommen  sollen,  so  hätten  sie 
mit  der  lit.  a  des  Art.  14  in  Verbindung  gesetzt  werden  müssen, 
was  nicht  geschehen  ist.  Auch  die  Worte  *und  nicht  zu  der 
Staatsgewalt  und  den  höhern  Regierungsrechten  gehören«  können 
als  Beweis  für  die  Richtigkeit  unserer  Auslegung  angeführt  werden, 
indem  hier  oilenbar  auf  das  Verhältniss  zu  einem  bestimm- 
ten Staate  hingewiesen  wird.  Zu  Alle  dem  kommt  noch,  dass 
bei  mehreren  der  in  lit.  c  aufgezählten  Rechte  eine  Beziehung 
zu  anderen  Staaten  als  zu  demjenigen,  welchem  der  belrefTende 
Standesherr  angehört,  oder  welchem  seine  Besitzungen  unter- 
geordnet sind,  gar  nicht  denkbar  ist.  So  können  namentlich  die 
Palrimonial  -  Rechte  nur  gegenüber  von  demjenigen  Staat  in  Be- 
tracht kommen,  dessen  Souveränität  die  slandesherrliche  Besitzung 
unterworfen  ist.  Auch  die  Ausübung  des  Rechtes  der  Autonomie 
kann  wohl  nur  gegenüber  von  demjenigen  Staat,  welchem  der 
Standesherr  angehört,  in  Frage  kommen.  Die  Freiheit  von  der 
Militärpflicht  setzt  jedenfalls  eine  specielle  Beziehung  zu  demjeni- 
gen Staate,  in  welchem  die  Pflicht  erfüllt  werden  soll,  voraus. 

Vielleicht  wird  man  uns  aber  die  Bestimmung  unter  Zifl'er  1  der 
Iii.  c  über  die  Aufenthalts-Freiheit  als  eine  solche  entgegenhalten 
wollen,   welche  sich  auf  das  Verhältniss   zu  sämmtlichen 
Bundesstaaten  beziehe.   Dieser  Einwendung  begegnen  wir  jedoch 
mit  einer  Hinweisung  auf  die  Fassung  dieser  Ziffer,  welche 
uns  ziemlich  deutlich  auf  das  Verhältniss  des  Standesherrn  zu 
demjenigen  Staat,  welchem  er  angehört,  hinzudeuten  scheint  und 
wohl  nur  in  dem  Sinne  zu  verstehen  ist,  dass  die  Regierung 
dieses  Staats  dem  Standesherrn  nicht  verbieten  dürfe,  seinen 
Aufenthalt  in  jedem  beliebigen  zu  dem  Bunde  gehörenden  oder 
mit  demselben  in  Frieden  lebenden  Staate  zu  nehmen.  Bedeut- 
sam ist  in  dieser  Beziehung  die  Zusammenstellung  der  zu  dem 
deutschen  Bund  in  friedlichem  Verhältnisse  stehenden  auswärti- 
gen Staaten  mit  den  deutschen  Bundesstaaten,  eine  Zusammen- 
stellung, welche  nur  dann  logisch  richtig  erscheint,  wenn  man 
davon  ausgeht,  dass  die  Bundesacle  etwaigen  Beschränkungen 
von  Seiten  der  Staaten,  zu  welchen  die  Standes- 
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Herrn  gehören,  wii^  solche  bezüglich  der  freien  Wahl  des 
Auieiithalts  vor  Emanutiuii  der  Bundesacte  vielfach  (z.  B.  in 
Württemberg)  vorgekommen  waren,  entgegentreten  wollte.  IHa 
fragtiche  Bestimiiiiiiig  ist  desshalb  keineswegs  in  dem  Sinne  auf* 
zufossen,  als  ob  ein  Standesherr  aus  eineoi  deatschen  Bundes^ 
sHtate,  welchein  er  nicht  angehört,  wegen  Uebertrefiing  der  Landes- 
gesetze  oder  aus  ubürwiegenden  staalspolizciliclien  Griinden  nicht 
ausgewiesen  werden  könnte.  Diesf»lbe  hinzieht  su  \\  vielmehr,  gleich 
den  übrigen  in  dem  Ai^t.  14.  iit.  b  und  c  genannten  Rechten  nur 
auf  das  Yerhältniss  zn  demjenigen  Staat,  welchen  die  Standes- 
herm  ndt  ihren  vormals  reidisstindischen  BesHxmigen  unterworfen 
worden  sind  und  zu  welehem  sie  desshalb  audi  als  Standesfaernt 
gehören. 

Fassen  wir  das  Bisherige  zusammen,  so  ergibt  sich  uns  das 
Resultat,  dass  nur  die  in  lit.  a  des  Art.  14  der  Bundesacie  ge- 
nannten Rechte  des  hohen  Adels  und  der  Ebenbürtigkeit  und  die 
hieniit  im  Zusammenhang  jiftehenden,  auf  Titel  und  Rang  sich 
beziehenden  Befiagnisse  den  Standeaherm  gegenikber  von  sftmmt- 
liehen  deatschen  Bundesstaaten  zustehen,  während  sie  die  ttbrigen 
Gerechtsame  nur  gegenüber  von  demjenigen  Staate  anzusprechen 
haben,  welchem  sie  als  Standesherrn  angehören,  wobei  übrigens 
nicht  übersehen  werden  darf,  dass  ein  und  derselbe  Standes^ 
herr  bei  der  Mediatisimng  mit  seinen  vormals  reichsständischen 
Besitzungen  unter  die  Eoheit  mehrerer  deutscher  Staaten  ge- 
kommen sein  kann,  in  welehem  Fall  er  dann  al len  diesen  Staa- 
ten zugleich  Standes  herr  lieh  angehört,  alsi»  z.  B.  als  würl- 
tembergischer,  bayerischer  etr.  Standesherr  zugleich  erscheint. 

Hieraus  resuiüren  wichtige  praktische  Consequenzen.  Wenn 
z.  B.  ein  Standesherr  m  einem  oder  mehreren  deutschen 
Staaten  mit  einem  vormals  reichsstttn&ohen  Territorium,  in 
einem  andern  aber  nur  mit  einem  sokhen  Besitze  begütert 
ist,,  welchem  eine  reichsständische  Qualitftt  nicht  zukommt,  so 
gehört  er  nur  jenen  ersteren  Staaten  als  Standesherr  an,  v\ nliiend 
er  zu  deui  letztern  nur  im  Verhältnisse  eines  nicht-standesherr- 
lichen  Gutsbesitzers  steht.  Er  kommt  also  für  den  letztern  Staat 
überhaupt  nicht  als  Stand  es  herr,  sondern  ledigtich  als  sog. 
staadesherriicfaer  Personalist  m  Betracht,  wehsher  zwar  die 
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Rechte  des  dohen  Adels  und  der  Ebenbürtigkeit  auch  gegenüber 
von  diesem  Staat  hat,  mithin  auch  von  dem  h?tztern  als  ein  An- 
gehöriger des  hohen  Adels  anerkannt  werden  muss,  welcher 
aber  —  sofeni  nicht  etwa  partikularrechtlich  etwas  Anderes  be- 
stimmt ist  —  in  allen  übrigen  Beziehung»'n  diesem  Staate  gegen- 
über als  ein  gewöhnlicher  Unlerthan  erscheint,  also  insbesondere 
weder  das  standesherrliche  Standschaftsrecht  noch  die  standes- 
herrlichen Rechte  auf  befreiten  Gerichtsstand,  Befreiung  von  der 
Militärpflicht  etc.  ansprechen  kann.  Denken  wir  uns  ferner  den 
Fall,  dass  ein  Slandesherr  in  einem  deutschen  Bundesstaat, 
welchem  er  nicht  als  Standesherr  angehört,  in  welchem  ihm  also 
die  Rechte  der  Standesherrlichkeil  nicht  zukommen,  ein  Verbrechen 
verübt,  so  hat  er  in  diesem  Staat  keinen  Anspruch  auf  befreiten 
Gerichtsstand,  er  ist  vielmehr,  wenn  er  daselbst  ergriffen  und  ab- 
geurtheilt  wird,  vor  die  gewöhnlichen  Gerichte  zu  stellen.  Schrei- 
ten aber  wegen  jenes  Verbrechens  die  Gerichte  desjenigen  Staates 
gegen  ihn  ein,  welchem  er  als  Standesherr  angehört,  so  hat  er 
nach  dem  Bundesrechte  in  diesem  Staate  einen  privilegirten  Ge- 
richtsstand zu  geniessen.     t      r  tr  "  i 

Auf  der  Grundlage  der  bisherigen  Ausführungen  können  wir 
nun  zu  der  Frage  übergehen ,  welche  den  Gegenstand  unserer 
hauptsächlichen  Erörterung  bildet,  nämlich  zu  der  Frage  von 
den  Wirkungen  der  Veräusserung  einer  standesherrlichen  Be- 
sitzung ausserhalb  der  betreffenden  standesherrlichen  Familie.  Die 
weitere  Darstellung  wird  zeigen,  in  welch'  engem  Zusammen- 
hange die  Beantwortung  dieser  Frage  mit  dem  Resultate  steht, 
das  wir  zuletzt  gewoimen  haben.  Wir  haben  desshalb  die  seit- 
herigen Ausführungen  als  eine  nothwendige  Einleitung  für  unsere 
weitere  Untersuchung  zu  betrachten.     '  •  •    « ^  . 

Da  weder  die  Rheinbundsakte  noch  die  deutsche  Bundesakte 
ausdrückliche  Bestimmungen  über  die  staRt:srechtlichen  Wirkungen 
*  einer  solchen  Veräusserung  enthält,  so  sieht  man  sich  bei  Beant- 
wortung dieser  Frage  lediglich  darauf  angewiesen,  im  Wege  der 
doctrinellen  Interpretation  die  nmthmaassliche  Absicht  des  Bundes- 
grundgesetzes in  dieser  Beziehung  zu  erforschen.  -  -  "  , 
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Ehe  wir  unsere  eigene  Ansicht  näher  ausführen,  möge  es 
uns  zunächst  gestattet  sein,  einen  kurzen  üeberblick  über  die 
Literatur  des  deutschen  Staatsrecttts  bezüglich  dieses  Gegenstandes 
zu  geben. 

Kl  üb  er  sagt  in  seinem  »OeffenÜichen  Recht  des  deutschen 
Bimdett  und  der  dentschen  Bundesstaaten«  §  306  n.  d.  Folgendes : 

»In  Absidit  auf  standesherrliche  Yerausserungen  sind  ver- 
schiedene Fälle  zu  unterscheiden.  Wird  die  Staadesherrlichkeit 
an  ein  ebenbürtiges  Mitglied  der  stanüesherrlirhen  Familie  ver- 
äussert, so  bleiben  die  Familieni  echte  und  der  standesherrliche 
Rechtszustand  unvenandert,  nur  tritt  der  Veräusserer,  in  An- 
sehung seiner  persönlichen  standesfaerrlicheii  Vorrechte,  zurück  in 
die  Reihe  der  einfachen  Pamilienglieder.  Geschieht  die  Ver- 
äusserung  der  Standesherrlichkeit  ausserhalb  der  Familie  und 
nicht  an  den  Staat  (bei  eim  r  Vcräusserung  an  den  Staat  er- 
lischt die  istandesherrlichkeit  nach  §  302.  III),  so  können  die 
Standesherrlichen  Vorrechte,  welche  auf  das  Verhältniss  zu  dem 
deutschen  Bund  und  zu  sämmtüchen  Bundesstaaten  sieh  beziehen, 
ohne  Einwilligung  des  Bundes  auf  den  neuen  Ervreiher 
nicht  tibergehen ,  und  die  Vorrechte ,  wdche  auf  das  besondere  n, 
Verhältniss  zu  dem  Inlande  sich  beziehen,  nicht  uhue  spe-  ' 
c  i  e  11  e  Einwilligung  der  S  t  a  a  t  s  r  e  g  i  e  r  u  n  g.  Was  aber 
in  solchem  Falle  den  standesherrlichen  Rechtszustand  des  Ver^ 
fiusserers  fttr  seine  Person  und  Familie  betriift,  sowohl  im  Ver- 
hältniss zu  den  deutschen  Bund  und  sämmdichen  tibrigen  Bundes- 
staaten, als  audi  zu  dem  Inland,  so  kann  der  Verftusserer  auf 
Fortgenuss  nur  jener  persönlichen  und  Familienrechte  Anspruch 
machen,  welche  ihrer  Natur  nach  unalihangig  sind  von  dem  Be- 
sitze der  veräusserten  Standesherrschatt,  insbesondere  hört  er 
auf,  dem  Staate  in  dessen  Gebiete  die  Standesherrschaft  gelegen 
ist,  standesherrlich  speciell  anzugehören.  Eine  Verftusserung  zu 
der  Standesherrschaft  gehörender  Eigenihumsrechte  oder  davon 
herrührender  Einkünfte  hat  einen  Verlust  slandesherriicher  Vor- 
rechte nicht  zur  Folge,  weder  für  den  Veräusserer,  noch  für 
seine  Familie;  es  gehen  bei  Veräusserungen  dieser  Art  ausser- 
halb  der  Familie  die  mit  der  veränsserten  Sache  verbundenen 
standesherrlichen  Vorrechte  z.  B.  Befreiung  von  Steuer  und  Ein- 
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quarti rutig  oliiie  besondere  landesherrliche  G^ehmiguiig  auf  den 
neuen  Erwerber  nicht  über.« 

Zöpfl  spricht  sich  in  seinen  »Grundsätzen  des  allgemeinen 
und  deutschen  Staatsrechts«  (Vierte  Auflage.  Band  II.  §  322)  in 
folgender  Weise  ans:  »Die  standesherrlichen  Vorrechte  werden, 
soweit  sie  sich  auf  die  standesherrlichen  Besitzungen  beziehen, 
verloren,  wenn  diese  an  den  Staat  abgetreten  werden  (consoli- 
datio)  oder  wenn  darauf  verzichtet  wird.  Die  persönlichen 
Vorrechte  der  standesherrlichen  FamiUe  gehen  al>er  mit  der  Ent- 
fiusserung  der  standesherrlichen  Besitzungen  an  sich  nicht  ver- 
loren, weil  häne  Gesetzgebung  diess  sagt  jfoA  noch  überhenpl 
die  persönliehen  Privilegien  des  hohen  Adels  und  namentlich  die 
Ebenbürtigkeit  niciit  von  der  Fuiiduuer  des  Tei  rilorialbesitzes 
abhangen. 

»Zweifelhaft  konnte  es  dagegen  erscheinen,  ob  in  einem 
Falle,  wo  die  standesherrlichen  Besitzmigen  an  einen  Besitzer 
übergehen,  welcher  nicht  selbst  zu  derselben  oder  vieUeichl 
auch  ttberhaupt  tu  keiner  standesherrlichen  Familie  gehört, 
jene  standesherrlichen  Vorrechte,  welche  sich  auf  die  Be- 
sitzungen beziehen,  wie  Realgerechtigkeiten  auf  den  neuen 
Erwerber  übergehen.  Erwägt  man  jedoch,  dass  soviel  positiv- 
rechtlich  feststehet,  dass  die  sich  auf  die  standesherrlichen  Be- 
sitzungen beziehenden  Rechte  nunmehr  als  aus  dem  Eigenthum 
oder  der  Grundherrschaft  fliessenden  Rechte  angesehen  werden 
sollen,  und  dass  sie  auch  zum  grössten  Theile  keine  anderen 
Berechtigungen  umfassen,  als  solche,  welche  uiil  adeligen  Gütern 
überhaupt  verbunden  zu  sein  pflegen,  so  wird  »laii  kein  Bedenken 
tragen  dürfen,  den  Erwerber  einer  Standesherrschaft  für  aller- 
dings befugt  zu  Ausübung  der  auf  die  Besitzungen  bezüglidien, 
den  Standesherm  durch  die  Bundesgesetze  als  ein  Privateigen- 
thum zugesprochenen  Rechte  zu  erklären,  wenn  er  tiberhaupt 
persönlich  so  qualiGcirt  ist,  dass  er  nach  der  L;uidesverlassuiig 
adeli<re  Güter  (Ritteiguter)  erwerben  kann.  Nur  das  Hecht ,  ein 
Gericht  zweiter  Instanz  zu  haben,  erscheint  als  ein  so  exorbi- 
tantes Privilegium,  dass  der  Uebergang  desselben  an  einen  Er^ 
weiber,  der  nicht  selbst  einer  standesherrlichen  Familie  angehdrt, 
beanstandet  werden  muss*« 


■  J 
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ZachariA  bemerfcl  in  ieteem  ^atecben  Staats-  tmd  Buii' 

des-Rechl«  2.  Auflage.  Band  I.  §  97:  »der  hohe  Adel  als  Ge- 
biirtsstau«!  bedingt  zweifellos  auch  die  Zuständigkeit  der  ding- 
lichen Yorrechti'  dergestalt,  dass  sie  nicht  auf  jeden 
Erwerber  der  Standesherrschaft  übergehen,  die 
l^ersdnlichen  mit  dem  Geburtsstande  verknüpften  Rechte  da* 
gegen  gehen  durdtk  Verflnsserong  der  standesherrlichen  Besitzung 
nicht  verloren.« 

In  M  a  u  r  e  n  b  r  c  c  h  e  r  s  Grandzügen  des  heutisfen  deutschen 
Staatsrechts«  finden  wir  134  folgende  Bemerkungen:  »Unver- 
kennbar sind  diese  «letzteren  dinglichen  Rechte  (nämlich  die 
Patrimonial -Gerichtsbarkeit  mid  Polizeirechte)  an  den  Besitz  des 
Standesgebiets  geknüpft  Nach  der  strengen  Analogie  mit  der 
alten  Reicbsverfassmig  müssen  aber  auch  die  persönlichen 
Vorrechte  der  Mediatisirten  mii  dem  Besitze  ihres  Landes ,  z.  B. 
also  bei  Veräusserungen  des  Standesgebietes  selbst  der  hohe 
Adel  und  die  Ebenbürtigkeit  verloren  gehen.«  in  der  Note 
heisst  es  sodann  noch  weiter :  »Die  Mediatisirten  können  sie  (die 
oben  erwähnten  dinglichen  Rechte)  über  andere  Besitzungen, 
wie  ihre  Standes^ebiete,  nicht  ausüben,  sie  verlieren  dieselben  ' 
mit  Veräusseiuim  ihres  Standesg^ebiets.  In  diesem  Sinne  sind 
jene  Rechte  wirkliche  Heallicnu  hiioiingen.  Sie  sind  es  aucii  in 
dem  anderen  Sinne ,  dass  jeder  ebenbürtige  Erwerber  eines  Stan- 
desg^ets  das  Recht  erlangt,  sie  auszuüben.  AUein  ebenbürtig 
muss  dieser  neue  Erwerber  sein.  Die  Rechte  gehen  mithin  nicht 
auf  jeden  Erwerber  über.« 

Dresch  mterscheidet  fai  seinen  »Abhandlungen  über  Gegen- 
stände des  öffentlichen  Rechts«  zwischen  den  auf  den  standes- 
herrlichen Besitzungen  ruhenden  Rechten,  zu  weichen  er 
insbesondere  die  Patrimoniahrechte  zählt,  und  den  persönlichen 
Vorrechten,  unter  welche  er  auch  das  Standschaflsrecht  rechnet 
Bei  den  ersteren  nimmt  er,  abweichend  von  seiner  früheren,  in 
dem  Werke  über  das  »bayerisdie  Staatsrecht«  aufgestellten  An* 
sieht,  an:  »dass  dieselben  aiU  jeden  neuen  Erwerber  ubergehen 
koriaeii ,  vorausgesetzt,  dass  er  überhaupt  zur  Ausübung  guts- 
herrlicher Rechte  und  gutsherrlicher  Gerichtsbarkeit  nach  den 
Landesgesetzen  fähig  seL«   Dresch  beruft  sich  hiebei  insbe« 
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sondere  auf  den  im  Eingang  von  uns  wörtlich  angeführten  Art.  27 
der  Rheinbundsacto .  wonacii  nicht  bloss  die  Domänen  der 
Standesherrn,  sondern  auch  ihre  Herrenrechte,  namenthch  die 
niedere  und  mittlere  Gerichtsbarkeil  in  bürgerlichen  und  pein- 
lichen Sachen ,  die  Forstgericlilsbarkeil  und  Polizei ,  die  gesammte 
niedere  Polizei,  alle  mit  Ausübung  dieser  Rechte  verbundenen 
Einkünfte  für  Privat-Eigciitluim  erklärt  seien.  Auch  die  ßeslim- 
raung  eben  dieses  Artikels  der  Rheiiibmidsacte ,  wonach  die  Do- 
mänen und  Rechte  an  keinen  der  Confoderalion  fremden  Sou- 
verän verkauft,  noch  auf  andere  Art  veräussert  werden  können, 
wenn  sie  nicht  zuvor  dem  Fürsten,  unter  dessen  Souveränetät 
sie  stehen,  angebolen  worden  seien  —  auch  diese  Bestimmung 
führt  D  r  e  s  c  h  zu  seinen  Gunsten  an,  indem  das  freie  Veräusse- 
rungsrecht  der  Standesherrn  »durch  die  beigesetzte  Ausnahme 
einer  einzigen  Beschränkung  ni)ch  mehr  ins  Licht  gesetzt*  werde. 
Die  Bundesacte  stehe  aber  diesen  Bestinuuungen  nicht  nur  nicht 
entgegen,  sondern  es  seien  auch  nach  ihr  die  den  Standesherrn 
eingeräumten  Jurisdiclions  und  anderen  Patrimonialrechte  (Ziff.  4 
des  Art.  14)  als  Ausflüsse  des  Eigenthums  anzusehen.  Was 
die  persönlichen  Rechte  anbelangt,  so  gehen  nach  Dresch  die 
Vorrechte,  welche  ausdrücklich  den  Häuptern  der  standesherr- 
licben  Familien  eingeräumt  seien,  wie  das  Standschaftsrecht  und 
das  Gericht  der  Ebenbürtigen,  durch  die  Veräusserung  der  slan- 
desherrlichen  Besitzungen  verloren.  Eben  dasselbe  behauptet 
Dresch  auch  von  dem  hohen  Adelsstand  und  der  Ebenbürtig- 
keit, weil  hiezu  nicht  nur  persiüiliche  Unmittelbarkeit,  sondern 
der  Besitz  eines  reichsständischen  Gutes  erfordert  werde.  In 
Ansehung  der  übrigen  persönlichen  Vorrechte  stehen  zwar  der 
Fortdauer  derselben  keine  so  gewichtigen  Gründe  entgegen :  doch 
scheine  die  Fortdauer  hier  mehr  Sache  der  Gnade  (von  Seiten 
des  betreffenden  l/andeslierrn)  als  des  strengen  Rechtes.  Nur  in 
Beziehung  auf  die  pecuniären  Vorrechte  der  Standesherrn ,  ins- 
besondere die  persiinlichen  Sleuerprivilegien ,  möchte  Dresch 
eine  Ausnahme  machen ,  weil  die  Rheiid)unds  -  Acte  und  die 
deutsche  Bundesacte  den  Rest  des  Einkommens,  der  den  Stan- 
desherm  verblieben  sei.   ihnen  ungeschmälert  erhalten  wissen 
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Nachdem  wir  im  Vorstehenden  unseren  Lesern  einen  Ueber- 
l)lick  Uber  die  venehiedenen  bisher  in  der  Theorie  des  deutschen 
Staatsrechte  bezflgilch  der  vorliegenden  Frage  aufgestellten  An- 
sichten gegeben  haben,  gehen  wir  nunmehr  auf  die  Entwiche- 
lung  unserer  eigenen  Auilabsuiig  über ,  welche  mit  keiner  von  ' 
diesen  Ansichten,  weder  im  Resultat  noch  in  der  Begründung, 
vollständig  zusammentrifn. 

Zunächst  müssen  wir  hier  daran  erinnern,  dass  dem  Art  14 
der  Bundesacte,  dessen  Bestimmungen,  soweit  sie  sich  auf  cRe 
Standesherm  beziehen,  wir  oben  wörtlich  ausgehoben  haben,  die 
ausgesprochene  Absicht  zu  Grunde  liegt,  »den  im  Jahre  16Üß 
und  seitdem  mittelbar  gewordenen  ehemaligen  Reichs- 
ständen  in  Gemässheit  der  gegenwärtigen  Verhältnisse  in  allen 
Bundesstaaten  einen  gleichförmig  bleibenden  Rechts- 
sustand zu  verschaffen.«  Es  werden  desshalb  »diesen 
förstlichen  und  gräflichen  Hftusern«  die  Rechte  des 
hohen  Adels  und  der  Ebenbürtigkeit  zuerkannt;  »die  Häupter 
dieser  Häuser«  weiden  als  die  ersten  Standesherm  in  dem 
^taat,  zu  dem  sie  gehören,  bezeichnet;  »sie  und  ihre  Fa- 
milien« soUen  die  privilegirteste  Classe  in  demselben  bilden; 
Oberhaupt  werden  »ihnen  in  Rücksicht  ihrer  Personen, 
Familien  und  Besitzungen«  alle  diejenigen  Rechte  und 
VorzQge  zugesichert,  welche  aus  ihrem  Eigenthum  und  dessen 
ungeslüitem  Genüsse  herrühren  und  nicht  zu  der  Staatsgewalt 
und  den  höheren  ReoiiM  nngsrechten  gehören.  Hieraus  creht  un- 
seres Erachtens  unzweideutig  hervor ,  dass  die  Absicht  der  ßun- 
desacte  ledigtich  dahin  ging,  den  ün  Jahr  1806  und  seitdem  der 
Souverfinetat  der  euizehien  Bundesstaaten  unterworfenen  vorma- 
ligen Reichsständen  für  die  verforene  Landeshoheit  und  Jteicbs- 
Unmittelbarkeit  eine  g(^vvisse  Entschädigung  dadurch  zu  gewähren, 
dass  ihnen  in  Beziehung  auf  ihre  Personen,  Familien 
und  ihre  vormals  reichsständischen  Besitzungen 
bestimmte  Rechte  und  Vorzüge  ^u  Begründung  dnes  gleichförmig 
bleibenden  Rechtszustandes  zugesichert  wurden.  Eben  hieraus 
folgt  aber  nach  unserem  Dafürhalten  ebenso  auch  mit  logischer 
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JitÜiwead^Ml,  dns  ihnen  die  fragUclien  Rechte  nur  in  Besiehnnf 

•nf  ihre  vormals  reichsslandisc he  Besitzungen ,  welche 
sie  zur  Zeil  der  Mcdiatisirung  inne  hatten,  nicht  aber  in 
Beziehung  auf  andere  erst  später  erworbene  Besitzungen  einge- 
rftiunt  wesden  wollten,  und  dass  die Bundesacte  jene  Rechte  nicht 
den  vormals  reichsstttndiaohen  Besitzungen  an  und  für  sich, 
sondern  nur  in  sofern  sie  sich  im  Besitze  jener  vor- 
mals reichsslflndischen Familien  befinden,  zusichern 
wollte.  Würde  man  den  Standesherrn  die  Vorzüge  des  Art.  14 
auch  für  solche  Besitzungen  zugestehen ,  welche  sie  erst  nach 
der  Mediatisining  erworben  haben,  so  würde  man  den  histori- 
seben^StandiHinki,  den  offenbar  die  Bundesacte  einnehmen  wollte^ 
die  histortsohe  Besiefaung  der  reichsständischeii  Familien  zu  ihrem 
vermaBgen  reichistftndischen  Territorium  hei  Seite  setzen.  Die 
Bundesacte  fasste  offenbar  die  vormaligen  Reichsstände,  welchen 
sie  einen  gewissen  Ersatz  für  die  verlorne  Reichsunmittelbarkeit 
gewähren  wollte,  in  Beziehung  auf  ihr  reichsständisches 
Gebiet,  mit  weichem  sie  mediatisirt  worden  waren^ 
nicht  aber  auf  andere  beliebige  Besitzungen,  welche  sie  zufiHBiger 
Weise  etwa  damals  schon  inne  haben  oder  spAter  erwerben 
mochten,  ins  Auge,  sie  konnte  sie  nur  in  dieser  Beziehung 
auffassen ,  indem  sie  ihnen  sonst  wegen  eines  Besitzes  eine  Ent- 
schädigung gewährt  hätte,  iür  welchen  sie  eine  solche  überall 
ilicfat  anzusprechen  hatten.  Nur  in  Beziehung  auf  dieses  reichs- 
iMndische  Territorium  kamen  sie  überhaupt  als  Reichsstfinde  in 
Betracht,  nur  fär  diesen  Besitz,  nicht  aber  fitar  beliebige  vn^ 
dere  Besitzungen  konnte  es  sich  also  um  Iferl>eifÜhrung  eines 
l^eichformig  bleibenden  Rechtszustandes  handeln. 

Auf  der  andern  Seite  konnte  aber  auch  die  Absicht  der  Bundes-  . 
Ufite  nicht  daliin  gerichtet  sein,  für  diese  vonnals  reichsständi- 
sfhpM|j|^G^ungen  an  und  für  sich  und  ohne  specieile 
Beziehung  auf  die  mediatisirten  Familien  besondere 
Vorzüge  zu  crehnen.  Denn  nicht  davon  konnte  es  sich  handefai, 
einem  beliebigen  Dritten,  der  mögUcher  Weise  später  einmal  in 
den  Besitz  eines  solchen  vormaligen  Reichslandes  kommen  mochte^ 
gewisse  Rechte  einzuräumen,  sondern  nurd  er  jenigen  reich  s- 
ft^y^n^^ic^ien  Familie,  welche  mit  diesem  Gebiete 

itti^.  t^läuitaw.  1861.  IL  Heft.  15 
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mediati^irt  worden  war,  sollten  in  Beziehug  aof  dwwcMw, 
als  Ersatz  für  dasjenige,  was  diese  Familie  verloren  hatte ,  specielle 
Befugnisse  zugesichert  werden.  Es  geht  dieses  aus  den  von  uns 
oben  angefllhrteii  Worten  der  Bundesacte  so  schlagend  hervor, 
dass  wir  in  dieser  Hinsicht  die  wörtliche ,  wie  die  logische  later* 
pretatioB  zu  unseren  Gnnsteir  gellend  machea  können« 

Wir  können  das  Bisherige  in  den  beiden  SftCnen  zasanuneiH 
fassen:  1)  Die  in  Art  11  der  Bundesacte  enthaltenen  Rechte, 
soweit  bei  denselben  überhaupt  der  Besitz  einer  Standesherrschaft 
in  einem  bestimmten  deutschen  Staate  in  Betracht  kommt ,  wollten 
den  Standeshenm  aar  in  Besiiehung  auf  ihre  vormalj 
reicbsstAndischen  Besitsungen,  mit  welchen  sie  der 
Sonverttnelfit  eines  dentschen  Bundesstaates  unter- 
worfen Würden  sind,  nicht  aber  in  Beziehung  auf 
nicht-reichsständische  Besitzungen,  welche  sie  etwa 
damals  schon  zufällig  inne  hatten,  oder  auf  sjiäter 
erworbene  Güter  —  mögen  die  letzteren  vormals 
reicbsständisch  gewesen  sein  oder  nicht  —  xugesian- 
den  werden.  2)  Die  in  Art  14  der  Bundesacte  »igesichevlen 
Rechte  wollten  nicht  den  vormals  reichsständischen  Be- 
sitzungen an  und  für  sich,  sondern  nur  in  Beziehung 
auf  die  reichsstandischen  Familien,  welche  mit 
denselben  mediatisirt  worden  sind,  oder,  was  das- 
selbe isl,  nur  diesen  Familien  in  Beziehung  auf 
Jene  Besitzungen,  nicht  aber  beliebigen  dritten 
Personen  zugestanden  werden. 

Gehen  wir  von  diesen  beiden  Sfttzen,  welche  den  Cardinai- 
punkt  unserer  Ausfuhrung  bilden,  aut  die  Frage  von  den  staats- 
rechtlichen Wirkungen  der  Yeröusserung  einer 
vormals  reichssUlndischen  Besitzung  aber,  so  müssen  wir  znnUchst 
den  Fan  separat  betrachten,  wo  eine  solche  Yerftvssemng  inner- 
halb derjenigen  standesherrlichen  Familie  erfolgt,  welche  mit 
dieser  Besitzung  mediatisirt  worden  ist.  Da ,  wie  wir  so  eben 
gesehen  haben,  die  Absicht  der  Bundesacte  dahin  gingr,  den  vor- 
mals reichsständischen  Familien  in  Absicht  auf  die  von  ihnen 
bei  der  Mediatisirung  inne  gehabten  reichsstündischen  Territorien 
gewisse  ftecbte  zu  verieihen,  so  kann  auch  der  standesheirliche 
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Rechtszüstand  der  betrefFenden  Familie  durch  eine  solche  Ver- 
äusserung  nicht  alterirt  werden,  weil  ja  die  Besitzung  innerhalb 
der  Familie  bleibt.  Es  hat  mithitt,  wie  schon  Kl  üb  er  mit.Rechl 
bemerkt  hat,  dne  solche  Verftussemiig  zunächst  nur  die  Folge, 
dtss  der  .Terfti^rer,  in  Ansehung  seiner  persönlichen  standes- 
herriichen  Vorrechte  in  die  Reihe  der  einfachen  Familien^heder 
zurücktritt.  Wir  müssen  übrigetis  hiebei  ausdrücklich  (iaiaii  er- 
innern, dass  das  Wort  »Familie«  hier,  wie  überhaupt  bei 
Erörterung  der  standesherrlichen  Rechtsverhältnisse,  in  dem 
engeren  Sinne  zu  verstehen  ist,  welchen  das  deutsche  Privatför* 
stenrecht  mit  diesem  Begriffe  Yerbindet,  wonach  also  insbeson- 
dere alle  aus  einer  unebenbortigen  Ehe  Abstammenden,  sowie 
die  durch  Heij  Uh  in  eine  andere  Familie  Kin^etretenen  nicht  zu 
der  betreffenden  standesherrlichen  Familie  gehören.  Auch  liegt 
es  in  der  Natur  der  Sache,  dass  solche  Veräusserungen  inner- 
halb der  standesherrlichen  Familie,  mit  Rücksicht  auf  die  bei 
<w  diesen  Familien  »nach  den  Gnuidsätzen  der  früheren  deutschen 
Verfassung«  (Art.  14.  lit  c  Ziffer  2  der  Bundesacte)  geltenden 
autonomischen  Bestimmungen,  in  der  Regel  nur  an  den  prä- 
sumtiven Erben  und  nur,  wenn  dieser  oder  die  weiteren  Näher- 
berechtigten auf  ihr  Erbrecht  verzichten,  an  ein  entfernteres 
Familienglied  in  rechtsgültiger  Weise  geschehen  können,  so 
dass  *es  sich  also  hiebei  nicht  sowohl  um  eine  gewöhnliche 
VeriU8serung,alsum  eine  successio  antieipata handebi  wird« 
V^ir  haben  es  also  im  Nachstehenden  nur  mit  Veräusserungen 
ausserlialb  der  bcU  cÜ'eiideü  standesherrlicheu  Familie  zu  thuii, 
wobei  es,  wie  wir  weiter  unten  sehen  werden ,  einen  Unter- 
schied nicht  begründet,  ob  der  neue  £rweri)er  dem  Standesherr-* 
liehen  Adel  angehört  oder  nicht 

Wenn  wir  die  Wirkungen  einer  solchen  Veräusserung  ins 
Auge  fassen  wollen,  so  müssen  wir  unterscheiden  zwischen  den- 
jenigen Folgen,  welche  sich  für  den  Veräusserer  und 
seine  Familie  ergeben,  und  denjenigen  Folgen,  welche  die 
Besitzung  selbst  und  den  neuen  Erwerber  betreiien. 

1}  Betrachten  wir  zunächst  die  Folgen  für  den  V  er  äus- 
serer und  seine  Familie.  Hier  begründet  es  einen  wesent- 
lichen Unterschied,  ob  ein  Standesherr  sdne  sämmtlichen 
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reichsslftndischeii  Besitzungen,  mit  denen  er  seiner  Zeit  der  Sou- 
verftnetat  des  betreffenden  Bundesstaates  unterworfen  wurde,  oder 
nur  einen  Theil  der  letzteren  yerdussert.   Im  letzteren  FaDe 

bleibt  der  Veräusserer  nach  wie  vor  Standesherr  in  dem  betreffen- 
den Staate,  er  behält  das  Standschaftsrecht  und  überhaupt  saniint- 
liche  in  Art.  14  der  Biuidesacte  zugesicherten  standesherrhciieii 
Rechte  und  Vorzüge  für  sich,  seine  Familie  und  die  in  seinem 
Besitze  verbliebenen  vormals  reiciisständischen  Besitzungen.  Seine 
Rechtsverliftltnisse  und  diejenigen  seiner  Familie  bleiben  unverfindert, 
mit  (Itr  einzigen  Ausnahme,  dass  er  selbstverstündlicli  in  Be- 
zieliuii«!^  auf  diejenigen  Realitäten,   welche  er  veräussert  hat, 
standesherrliche  Rechte  nicht  mehr  in  Anspruch  nehmen  kann. 
Es  kann  auf  diese  Weise  freilich  die  Anomalie  entstehen ,  dass 
ein  Standesherr  wegen  eines  ganz  unbedeutenden  noch  in  s^nem 
Besitze  veibliebenen  Rests  von  seinem  vormals  reiebsstiindischen 
Territorium  die  standesherrlichen  Rechte,  also  insbesondere  das 
wichtige  Recht  der  Standschaft  auszuüben  belügt  ist.    Es  wäre 
desshalb  gewiss  aus  naheliegenden  politischen  Gründen  sehr  wün- 
schenswerth,  dass  wenigstens  bezüglich  des  Standschaftsrechts  eine 
Minimal-Grinze  festgesetzt  würde,  unter  welche  eine  vormals 
mchsstindische  Besitzung,  unbeschadet  der  Ausübung  dieses 
Rechtes,  nicht  herabsinken  dürfe.  Da  die  Bondesucte  sich  über 
das  Standschaflsrccht  nur  ganz  im  Allgemeinen  ausspricht  und 
die  weitere  Entwicklung  hier  offenbar  den  einzelnen  Landes- 
verfassungen vorbehalten  wissen  wollte ,  so  würde  ein  rechtlicher 
Anstand  dabei  nicht  obwalten,  äne  solche  Bestimmung  partikular- 
rechtlich  zu  treffen.  Es  wUre  dfess  auch  unzweifelhaft  im  richtig 
verstandenen  Interesse  des  standesherrlichen  Adels  selbst  gelegen, 
indem  dieser  Adel  unmöglich  wünschen  kann,  dass  das  Stand- 
schaftrechl,  welches  offenbar  zugleich  mit  Rücksicht  auf  den  in 
der  Regel  nicht  unbedeutenden  Umfang  der  vormals  reichsstän- 
dischen  Besitzungen  den  Slandesherrn   eingeräumt  wurde,  von 
einer  Familie  ausgeübt  werde,  deren  Grundbesitz  in  Folge  von 
Yerftusserungen  auf  ein  Mmimum  herabgesunken  ist  Wo  aber 
eine  solche  Minimal-Gränze  nicht  etwa  partikularrechtlich  festge- 
setzt ist,  da  gilt  der  Gi-undsatz.  diss  auch  ein  noch  so  unbe- 
deutender Rest  von  dem  vormals  reichsständi^chen  Territorium,  den 


I 


Digitized  by  Google 


der  VeräuMerung  einer  Staudefllierrflcluifl. 


229 


ein  Standesterr  in  einem  deotsclien  Staate  noch  besitzt,  als  ge- 
nügend «  rkannt  werden  muss ,  um  diesem  und  seiner  Familie 
die  Ausübung  des  Standschaftsrcchls,  sowie  der  übrigen  standes- 
herrlichen  Rechte  in  diesem  Staate  zu  sichern. 

Welches  sind  nun  aber  die  Folgen  für  einen  Standesherrn^ 
wenn  derselbe  alle  seine  reichsstlUidischen  Besitsongen,  mit 
welchen  er  seiner  Zeit  unter  die  Hoheit  des  betreffenden  deut- 
schen Staates  gekommen  ist,  veröussert?  —  Dass  er  in  diesem 
Falle  sämmllichB  Rechte  und  Vorzüge  für  sich  und  seine  Familie 
verUert,  bei  welchen  eine  specielie  Beziehung  auf  die  Standes- 
heitilichea  Besitzungen  vorliegt,  deren  Ausübung  durch  den 
Besitz  einer  StandesherrschafI  der  Natur  der  Sache 
npch  überhaupt  unzweifelhaft  bedingt  ist,  darfib^  kann  zu- 
nftehst  ein  Anstand  nicht  wohl  obwalten.   Hieher  gehört  insbeson- 
dere das  Standschaftsrecht,  welches,  obschon  kein  rein  dingliches 
Recht,  doch  den  Besitz  eines  vormals  reichsständischen  Terri- 
^Miums  zur  wesentlichen  Voraussetzung  hat,  wie  sich  schon 
aqs  der  Analogie  der  vormaligen  Reichsstandschaft  ergibt  und  wie 
aodi  in  den  Verfassungsurkunden  der  einzelnen  deutschen  Staaten 
ansdrflckfich  anerkannt  ist  (Württemberg,  Bayern,  Baden,  Han- 
nover, Grossherzogthuni  Hcsbcn,  Kurhessen,  Nassau).  Dasselbe 
gilt  auch  von  den  Steuerprivilegien,  welche  sich  auf  die  Be- 
sitzungen beziehen,  soweit  solche  in  einem  Staate  noch  bestehen 
soUten,  femer  von  dem  Autonomierecht  bezügUch  der  standes- 
herrlichen Besitzungen,  dem  befreiten  Gerichtsstand,,  soweit 
solcher  die  standesherrlichen  Gttter  betrifft,  und  von  den  in  Art.  14 
lit.  c.  Ziffer  4  der  Bundesacte  genannten  Patrimonial  -  Rechten, 
beziehungsweise  deren  Surrogaten.    Dass  alle  diese  Rechte  für 
die  Familie  des  Veräusserers  verloren  gelien ,  folgt  mit  Nothwen- 
digkeit  aus  dem  Umstände,  dass  sie  den  Standesherm  nur  |n 
Absicht  auf  ihre  reichsständischen  Besitzungen  eingeräumt,  be- 
ziehungsweise durch  den  Besitz  der  letzteren  bedingt  sind. 

-  Auf  der  anderen  Seite  scheinen  uns  aber  auch  überwiegende 
Gniude  dafüi  /ii  sprechen,  dass  dii'jenigen  rein  persönlichen 
Vorrechte,  welclie  den  Mediatisirten  in  Art.  14.  lit.  a.  der  Bun- 
desacte im  Verhaltniss  zu  sämmtlichen  Bundesstaaten,  und 
gi^ll^^  gegenüber  von  demjenigen  Staat,  welchem  sie  als 
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Standsshemi  angdiOren,  eingeräumt  maA  —  namUck  die  Rechte 
des  hohen  Adefe  und  der  Ebenbürtigkeit  and  die  hiemit  snsam- 
menhftnfenden  Rechte  anf  angemessenen  Titel  und  Rang'  einer 

standeslicn liehen  Familie  auch  dann  verbleiben,  wenn  sie  sämuit- 
liche  reichsständische  Besitzungen  in  einem  Staate  veräussert 
hat.  Die  gegenlheiiige  Theorie  von  Mauren  breche  r  und 
Dresch  scheint  uns  nicht  haltbar  zn  sein.  Schon  die- allge- 
meine Fassung  der  lit.  a.  des  Art  14  der  Bundesacte^^dass ■ 
nämlich  »diese  fürstlichen  und  gräflichen  Häuser 
fortan  nichts  desto  weniger  zu  dem  hohen  Adel  in  Deutsch- 
land gerechnet  werden  und  ihnen  das  Recht  der  Ebenbürtigkeit 
in  dem  bislier  damit  verbundenen  Begriffe  verbleiben  solle,« 
dürfte  für  unsere  Ansicht  sprechen.  Mit  dieser  allgemeinen  Fas- 
sung, wonach  offenbar  den  gedachten  fürstlichen  und  gräflichen 
Häusern  ein  bleibendes  Vorrecht  gegenüber  von  sämmtlichen 
Bundesstaaten  eingeräumt  werden  wolfte,  dürfte  jene  gegenlhei- 
iige Theorie  sich  um  so  weniger  in  Einklang  bringen  lassen,  als 
die  fraglichen  Rechte  auch  gegenüber  von  solchen  Staaten  ange- 
sprochen werden  können,  welchen  die  betreffenden  Mediaüsirten 
als  Standesherrn  nicht  angehören,  woraus  offenbar  erhellt, 
dass  es  in  Beziehung  auf  die  Geltendmachung  dieser  Rechte 
nicht  darauf  ankommen  soll,  ob  ein  Standesherr  In  dem  euisehien 
Staate  mit  reichsständischem  Besitze  begütert  ist,  oder  nicht 
So  wenig  ein  deutscher  ^Staai,  in  dessen  Gebiete  eine  Standes- 
herrliche  Faiiiilie  von  Aiifaug  an  keine  standesherrlichen  Be- 
sitzungen hatte,  die  Anerkennung  des  hohen  Adelsstandes  und 
der  Ebenbürtigkeit  derselben  verweigern  kann-,  ebensowenig  darf 
ein  deutscher  Staat  eineir  solchen  Familie  diese  Redite  desshalb 
absprechen,  weil  sie  die  in  seinem  Gebiete  gelegenen  vormals 
reichsständischen  Besitzungen  veräussert  hat.  Die  Bundesacte 
hatte  auch  ihren  guten  Grund,  wesshalb  sie  diese  Rechte  von 
allen  übrigen  standesherrlichen  Befugnissen  unterschieden  und 
als  solche  bezeichnet  hat,  welche  sich  auf  das  Verhältniss  der 
IMiatisirten  zu  sämmtlichen  deutschen  Staaten  beziehen. 
Denn  es  handelt  sich  hier  um  Rechte,  welche  mit  dem  Ge- 
burtsstand verknüpft  sind  und  welche  desshalb  von  der  Fort- 
dauer des  standesherrlichen  Besitzes  so  wenig  als  von  der  An- 
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aUen  abtretonden  ox'ij;ilicli('n  RejLjenten  ihre  |)ers()riliche  Würde 
mit  (iciu  davon  al)lu(nü:(^ndüQ  Kange  uu4  periionliche  liiimiltelbar- 
feit  rese*|i|i$l  I  worden  sei. 

^^mW-  ^I^QkJM^  sich  nun  aSinr  wil  denjenifeii  itanie»- 
lliliM^  zwar  zmftdlMrt  atclil  «of  .idii 

iitiflii^tlipiit  B«»ilziiiigeii  besinn ,   wddie  jber  gM^ 

wohl  einem  Standesherm,  wie  wir  bei^its  oben  im  ersten 
Abschnitte  nachp^ewiesen  halxn  .  nur  ü  e  n  ii  b  e  r  von  de  in  - ' 
jenigen  Staate  zustehen,  welciieni  er  als  Standes- 
J^lpH^  angehört?  Wir  reehiieii  hieher  iiisbe.sondere  etwaige 
^^tawph^egien^  sofern  solche  .noch  in  .«Niem  Md^ 
iliesteÄicai  sonton,  die  Beatimmuiigf  des  Art.  14i>  lit «. 
der  AufenlhaltS'Fpeiheit,  den  hefretteii  Gerichte« 
stand  in  Beziehung  auf  die  Person  und  Familie  des  Standesherm, 
die  Befreiunijr  von  der  Mililaipflieht.  ^lan  konule  versueht  sein, 
KÜese  Rechte  auch  denjenigen  Standesherrn,  welche  ihre  reichs- 
ig^^^Mn^/ Besitzungen  in  einem  deutschen  Staate  veräussert 
IMI^j^iRsicftWQliI  desshalb  noch  zuzugestehen,  weil  sie  sieh 
«li^fllgMBhl'  nuf  den  standesherrlichen  Besitz  beziehen.  Es  isl 
diese  Ansicht  auch  vielfach  schon  aufgestellt  werden.  Wir 
kunwaen  aller  ^^leidiwohl  nach  den  im  ersten  Abschnitte  aufge- 
stellten Grundsätzen  zu  einem  anderen  Resultate  und  zwar  aus 
folgenden  Gründen.  Der  Standesherr,  welcher  in  einem  einzelnen 
|flHp;|||per  ittnid^  sidi  entüussert,  höri 

^I^KlIÜil  euf,  diesem  Staat  als  Standesherr  an- 
füge höt'en,  wie  diiftss  auch  von  Kl  üb  er  a.  a.  0<  anerkannt 
wird,  l-rn  <  in<  ni  bestimmten  Staate  als  Slandesherr  anzuge- 
hören, um  also  z.  15.  wurtteuiberiiisehrr ,  I tayi irischer  Standesherr  ' 
2U  ^ein,  sind  zwei  Requisite  eriorderlicb ,  nämlich  einmal  die 
persönliche  Angehörigkeit  zu  einer  vormals  reichsständischen  Fa- 
ifiens  der  Besitz  einer  Standesherrschaft  in  diesem 
%0nauer  gesprochen:  der  Besitz  desjenigen  vormals 
Jrfil£BS£SiBi^|Bn  Territorinms ,  womit  jene  Familie  seiner  Zeit 
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lieber  die  sUaterecbUichen  Folgen 


der  Hoheit  dieses  Staates  subjicirt  worden  ist.  Fehlt  das  zweite 
von  diesen  Requisiten,  was  also  dann  der  Fall  ist,  wenn  der 
Staadesherr  seine  rächsstöndischen  Besitzungen  in  diesem  Staate 
vertassflft  hat^  so  hört  er  damit  auf,  diesem  Staate  standesherr- 
lidi  anzQgehdren,  also  nadi  unserem  Beiqiiele  wttrttemb«giscliev 
'  oder  iHiyerischer  Standeslierr  zn  sein.  Hiedurdi  ist  keineswegs 
ausgeschlossen ,  dass  er  nicht  in  einem  anderen  Staate ,  wo  er 
vielleicht  sein«'  stim(li'.s!ierrlichen  Besitzungen  beihelialten  hat,  auch 
femer  als  Standesherr  gelte.  Für  jenen  Staat,  in  welchem  er 
seine  Standesberrscliaft  aufgegeben  hat,  kann  er  nicht  mehr 
als  Standesherr,  sondern  nur  noch  als  standesherriicher  Per- 
sonalist in  Betracht  kommen.  Erkennt  man  diese  l^fttze  an, 
welche  unseres  Wissens  auch  in  der  Praxis  sich  Gellung  ver- 
schafil  haben,  giebt  man  femer  das  bei  unserer  früheren  Aus- 
führung gewonnene  Resultat  als  richtig  zu,  dass  nämlich  die 
Standesherm  nur  die  in  lit.  a  des  Art.  14  der  Bundesacte  ge- 
nannten Rechte  des  hohen  Adels  nnd  der  Ebenbürtigkeit  gegen-  > 
über  von  sftmmtlichen  deutschen  Bundesstaaten ,  a  11  e  übrigen 
standesherrfidien  Rechte  aber  nur  gegenüber  von  demjenigen 
Staate,  f^elchem  sie  als  Standesherrn  angehören,  in  Anspruch  zu 
nehmen  haben  —  werden  diese  Prämissen  als  richtig  anerkannt, 
so  ergiebt  sich  hieraus  mit  Nothwendigkeit,  dass  ein  Standesherr, 
welcher  alle  seine  standesherrlichen  Besitzungen  in  einem  deut- 
schen Staate  verdussert  hat,  diesem  Staate  ^  gegenüber 
alle  standesherrlichen  Rechtis  ausser  dem  hohen 
Adel  und  der  Ebenbürtigkeit  verliert,  dass  er  also 
diesem  Staate  gegenüber  nunmehr  ganz  ebenso  als  blosser  stan- 
desherrlicher Personalist  erscheint,  wie  wenn  er  von  Anfang  an 
daselbst  keine  leichsständiscfaen  Besitzungen  gehabt  hätte.  Wir 
kürnien  es  desshalb  nicht  für  consequent  halten,  warn  Drosch 
in  der  oben  allegirten  Abhandlung  den  Standesherm  auch  nach 
der  Veräusserung  ihrer  reichsständischen  Herrschaften  die  persön- 
lichen Steuerprivilegien  (wo  solche  überhaupt  bestehen)  noch  zu- 
gestehen will,  ungeachtet  er  selbst  annimmt,  dass  alle  ul  iicren 
Vorrechte  aussor  dem  hohen  Adelsstande  und  der  Ebenbürtigkeit 
den  Standesherm  nur  ui  dem  Staate,  welchem  sie  seiner  Zeit 
nut  ütfem  Besitz  unterworfen  wurden,  zukommen,  und  ungeachtet 
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er  im  Falle  einer  solchen  Yeräussenmg  sogar  die  genannten 
beiden  Vonrechte  verlwen  gehen  lasseiri  will !  —  Particularredit* 
lidi  kamt  es  aflenUngs  wohl  vorkommen,  dass  anch  einem  atandeih 
herriichen  Peraonalislen  —  und  diesem  steUen  wir  änen 

Standesherrn,  der  seine  Standesherrschaft  verftossert  hat,  ganü 
gleich  —  befreUor  Gerichlssland  und  vieHeichl  auch  noch  andere 
Vorrechte,  wie  den  Standesherrn,  zukommen.  Allein  dies  beruht 
eben  dann  auf  dem  Particular recht  und  den  particuiarrechi- 
lidheifBestiminnngen  Ober  die  Reohtsrerhaltnifise  des  Adels,  oder 
vlelleichl  auch  darauf,  dass  jener  zufftllig  mit  tormals  reichs* 
lÜlMtsilhifflicIiien  Besitz  begtitert  ist 

2.  Nachdem  wir  im  Bisherigen  die  Folgen  der  Verausserung 
für  den  Veränsserer  und  seine  Familie  abgehandelt  haben,  gehen 
wir  zur  Betrachtung  derjenigen  rechtlichen  Wirkungen  über, 
welche  sich  für  die  veriasserte  Besitzung  selbst,  beziehnngs« 
weise  fftr  den  neuen  Erwerber  ergeben. 
'^'^  -'Nach  den  beiden  von  uns  oben  anfgeslellten  und  näher  nach* 
<2;ewiesenen  Sätzen,  welche,  wie  bcicils  bemerkt,  den  Cardinal- 
Punkt  unserer  Auslühiuiig  biiilen,  nuissrn  wir  iiothwendiLT  zu  dem 
Resultate  gelangen,  dass  die  veräusserte  Besitzung  die  Eigensdiaft 
einer  standesherriichen  verliert,  und  dass  mithin  von  einem 
üebergange  der  standesherrlichen  Rechte  als  solcher 
auf  den  neuen  Erwerber,  mag  dieser  nun  dem  hohen  Adel 
angehören  oder  nicht,  in  keiner  Weise  die  Rede  sein 
kann.  Es  ergibt  sich  dieses  mit  logischer  Nothwendigkeit  aus 
dein  oben  von  uns  aus  dem  Wortlaute  und  dem  Sinn  und  Geiste 
der  Bundesacte  abgeleiteten  Satze,  dass  die  standesherrlichen  Vor- 
rechte nicht  den  reichsstftndischen  Besitzungen  an  und  für  sich, 
sondern  nur  in  Beziehung  auf  die  re  Ichs  ständischen 
Familien,  welche  mit  denselben  mediatisirt  worden 
sind,  oder,  winii  man  lieber  will,  dass  jene  Rechte  n u r  diesen 
Familien,  nicht  aber  beliebigen  dritten  Personen,  in  Beziehung 
auf  die  fraglichen  Besitzungen  eingeräumt  worden  sind. 

Betrachten  wir  die  standesherriichen  Rechte  im  Einzelnen, 
so  kann  natttrilch  unter  keinen  Umständen  davon  die  Rede  sein, 
dass  die  rein  persönlichen  Rechte  des  hohen  Adels  oder  der  ' 
Ebenbürtigkeit  auf  den  neuen  Erwerber  ubergehen ;  ebenso  wenig 
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kann  Solches  bei  dciti  persönlich  befreiten  Gerichtsstand,  der 
Befreiung  von  der  Militärpflicht,  bei  etwa  bestehenden  persönUchea 
Steiierpnvitegien  m  Fra§^  kommen.  Dagegen  hat  man  einen 
8olidien  Uebergang  selioii  bei  denjenigen  Vonrecliten  belianpten 
«dien,  weldie^  wie  das  Standsdiafltmebty  an  den  Besitz  der 
Standesherrt chafi  geknüpft  «ind,  oder  welche,  wie  die 
Patrimonial  -  Rechte  den  Standesherrn  in  der  Bundesacte  in  B  (?  - 
Ziehung  auf  ihre  Besitzungen  zue^estanden  wurden.  Man 
steUt  alsdann  die  Sache  so  dar,  das»  diese  Vorrechte  auf  dem 
etandesherrüchen  Grundbesitz  gieichsani  als  din^he  Beeilte 
haften  und  desbalb  mit  diesem  Beeitse  auf  den  neuen  Erwerber 
tlberg^iien,  dass  sie  aber  nur  von  einem  persönlich  Bmchtigten, 
d.  h.  von  einem  ebenbürtigen  Mitgliede  einer  vormals  reichs- 
ständischen Familie  ausgeübt  werden  können,  dass  sie  luilhin  uii 
l  alle  des  Besitzes-Üeberganges  aut  einen  persönlich  Nichtberech- 
tigton  ruhen  und  erst  wieder  aufleben,  wenn  die  Besitzung  in 
die  Hände  eines  persönlich  Berechtigten  gelangt.  Diese  Ansicht 
hat  insbesondere  aueh  v.  Mo  hl  in  sehiem  »Staatsrecht  des  Könige 
reichs  Württemberg«  Theü  L  $  86.  Note  4  ausgeführt,  übrigens 
unter  Berufung  auf  Gründe ,  welche  hauptsächlich  dem  speziell 
würtlembergischt  I  I  Kechte  angt  Ik  h  i  ii.  wcsshalb  wir  auf  diese  Gründe 
erst  am  Schlüsse  unserer  Abhandlung  zu  sprechen  kommen  werden, 
wo  wir  Einiges  über  die  württembergischen  Verfassungs-  und 
.  Oesetzes-Bestimmungen  m  bemeiken  gedenken«  Vorläufig  stehen 
WUT  lediglich  auf  dem  Boden  des  gemeinen  deutschen  Staats-  und 
Bundesrechtes. 

Dass  diese  Ansicht  mit  dem  von  uns  oben  näher  entwickelten 
Sinn  der  Bundesacte  nicht  vereinbar  ist,  ergibt  sich  aus  unserer 
bisherigen  Darstellung  von  selbst.  Wenn  die  Gründer  der  Bundes- 
aote  die  Absicht  hatten,  den  im  Jahr  1806  und  seitdem  media- 
tiorten  vormals  reichssUtndischen  Familien  dadurch  einigen  Ersats 
für  die  ihnen  zug(  >^  iiiirenen  Beeinträchtigungen  zu  gewSliTen,  dass 
ihnen  mit  Rücksicht  auf  diejenigen  Besitzungen, 
womit  sie  mediatisirt  worden  waren,  gewisse  Vorroclite 
zugesichert  wurden ,  so  müssen  auch  die  fraglichen  Rechte  von 
*  dem  Augenidick  an,  wo  diese  Verbindung  der  standesherrlichen 
Besitsung  mit  der  beireffenden  standesherrlichen  Familie  aufhört, 
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in  ihrer  Eigenschaft  als  standesherrliche  Vorrechte  erlöschen,  weil 
mit  dem  Aufhören  des  Grundes  auch  die  Folge  von  selbst  wegfällt 
Was  nun  aber  insbesondere  das  Standschafts  recht  be- 
trifTl,  so  kann  bei  diesem  auf  keinen  Fall  von  einem  Uebergang 
auf  den  neuen  Erwerber  die  Rede  sein,  weil  dasselbe  als  ein 
persönliches  Recht  erscheint,  welches  nur  in  seiner  Aus  übung 
durch  den  Besitz  eines  vormaligen  Reichstaates  be- 
dingt ist.  Das  Standschaftsrecht  kann  selbstverständlich  nicht 
unter  diejenigen  Rechte  gezählt  werden,  welche  als  Ausflüsse  aus 
dem  Eigenthumsrechte  erscheinen.  Die  Bundesacle  führt  dasselbe 
auch  nicht  in  diesem  Zusammenhange  auf.  Sie  drückt  sich  ganz 
allgemein  dahin  aus,  dass  die  Häupter  der  vormals  reichsständi- 
schen fürstlichen  und  grällichen  Häuser  die  ersten  Standesherren 
in  dem  Staate  seien,  zu  dem  sie  gehören.  Sie  fasst  jenes  Recht 
offenbar  unter  dem  Gesichtspunkte  einer  Ehrenstellung,  einer  her- 
vorragenden politischen  Stellung  auf,  welche  die  Mediatisirten  zu 
diesem  Staate  einnehmen  sollen.  Wenn  es  nun  auch  auf  der 
einen  Seite,  wie  wir  schon  oben  gesehen,  keinem  Zweifel  unter- 
liegen kann,  dass  der  Standesherr,  welcher  seine  Standesherrschaft 
veräussert,  das  Standschaftsrecht  verliert,  weil  zu  Ausübung  dieses 
Rechtes  der  Besitz  des  vormals  reichsständischen  Gebiets  voraus- 
gesetzt wird,  wie  Solches  auch  schon  im  frühern  Reichsstaats- 
rechte der  Fall  war,  so  kann  doch  auf  der  andern  Seite  ebenso 
wenig  davon  die  Rede  sein,  dass  ein  dem  Haupte  des  standes- 
herrlichen Hauses  mit  Rücksicht  auf  diese  Besitzung  eingeräuuites 
politisches  Recht,  eine  demselben  zugestandene  Ehrenstellung  gleich 
einem  Vermögensobjecte  gleichsam  als  eine  Pertinenz  dieser  Be- 
sitzung auf  den  nicht  zu  jener  standesherrlichen  Familie  ge- 
hörigen neuen  Erwerber  überginge.  Gerade  bei  dem  Standschafts- 
recht tritt  die  Beziehung  zu  der  belreffenden  standesherrlichen 
Familie  in  besonders  prägnanter  Weise  vor,  wesshalb  auch  Dresch 
a.  a.  0.  dasselbe  zu  den  persönlichen  Vorrechten  der  Standesherni 
zählt,  obschon  er  nicht  verkennt,  dass  dasselbe  durch  den  Guts- 
besitz bedingt  sei.  Wenn  ferner  in  der  Bundesacte  ausdrücklich 
*den  Häuptern«  der  reichsständischen  Familien  d.  h.  denjenigen 
Mitgliedern  dieser  Familien,  welche  im  W  ege  der  haus  gesetz- 
lichen Succession  in  den  Besitz  der  Standesherr- 
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Schaft  gelangt  sind,  das  Stand  schaftsrecht  zugesprochen  wird, 
so  ergibt  sich  hieraus,  dass  dieselbe  das  fragliche  Recht  als  ein 
In  der  betreffenden  •  standesheniiehen  FamiMe  erbliches,  wenn 
'  schon  sogleich  durch  den  fortdauernden  Besitz  deis  reiohständi- 
«chen  Tenritorhinis  bedingtes  Pririleginm  auffasst,  weldies  von  denl 
jeweiligen  Familienhaupte  als  dem  Vertreter  der  standesheniiehen 
Familie  ausgeübt  werden  snll.  so  dass  auch  in  dieser  Hinsicht 
die  Annahme  einer  Veräusseriichkeit  des  fraglichen  Rechtes  im 
gewöhnlichen  Sinne  des  Wortes  ausgeschlossen  bleibt. 

Auch  die  Analogie  der  frohem  Reichsstandsdiafl  bestfttigt 
unsere  Auflassong«  Mil  Beeht  bemerkt  Gönner  in  seinem 
»teutschen  Staatsrecht«  CLandshut  1804)  $  136:  »Reichsstand- 
schaft ist  in  dem  Sinne  ein  dingliches  Recht,  dass  sie  keine 
Fersonalisten  duldet,  keineswegs  aber  in  dem  Sinne,  als  ob  sie 
dem  Lande  selbst  zukommt,  insoweit  ist  sie  vielmehr  ein  ding- 
lich-persönliches Recht  und  Besitz  eines  zu  Stimme  berech- 
tigenden Landes  nur  Bedingung  der  Reichsstandschtft, 
Wesshalb  auch  kein  Reichsstand  sefai  Land,  sondern  die  Gesammt- 
heit  aller  SUintle  olme  alle  dem  Staatsbegrill  zuwiderlaufende 
Thcilrepi  asentation  die  Gesammtheit  des  Reichs  im  Rechtssinne 
reprasentirt.« 

Rbenso  sagt  Zöpfl  a.  a.  0.  ßd.  I.  {  92:  »die  Reichsstand- 
schafl  hatte  sich  im  Laufe  der  Zeit  als  eüi  sogen,  dinglich- 
persönliches Recht  ausgebiklet,  dl  h.  die  Voraussetzung  ihrer 

Ausübung  war  als  reale  Grundlage  die  Landesherrlichkeit  über 
ein  Land,  worauf  ein  reichsstilndisches  Sitz-  und  Stimmrecht 
haftet.  Es  stand  aber  dieses  Sitz-  und  Stimmrecht  auf  dem 
Reichstage  dennoch  nicht  dem  Lande  selbst  zu,  sondern  es 
wurde  nur  als  eine  persönliche  Befugniss  des  Landesherrn 
betrachtet« 

Was  sodann  die  Gmndstttze  anbelangt,  welche  im  vormaligen 

deutschen  Reiche  über  die  Veräusserung  eines  reichsständischen 
Territoriums  und  über  die  Frage  von  dein  Uebergange  der  Reichs- 
standschaft  auf  den  neuen  Erwerber  bestanden  hatten ,  so  darf 
man  nach  den  Reichsgesetzen  und  der  Doktrin  des  frühern 
Reichsstaatsrechts  folgende  Sitze  als  zur  Zeit  des  deutschen 
Reiches  geltend  ansehen. 
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Die  sog.  alten  Stimmen,  d.  h.  die  bis  zum  westphalischen 
Frieden  voihandenen  Vi r  il  stimmen  aul"  dem  Ueiclislage  gingen 
ipso  jure  auf  den  Besitzer  des  zur  Stimme  berechtigenden  Landes 
über,  ohne  dass  ein  besonderer  Consens  von  Seilen  des  Kaisers 
oder  der  reichsständischen  Collegien  erforderlich  gewesen  wäre. 
Anders  verhielt  es  sich  mit  den  übrigen  Stimmen,  nämlich  den 
sog.  neuen,  d.  h.  den  nach  dem  westphalischen  Frieden  ent- 
standenen Viril  stimmen  und  mit  den  C  uri  atstimmen.  Hier 
ging  die  Reichsstandschaft  im  Falle  der  Veräusserung  des  Reichs- 
landes nicht  ohne  Weiteres  auf  den  neuen  Besizer 
über,  sondern  sie  erlosch  vielmehr,  sofern  nicht  etwa 
von  der  Reichsgewalt  eine  Prorogation  zugestanden  wurde.  Für 
die  Errichtung  der  sog.  neuen  Stimmen  galt  seit  IfiöS  der  fest- 
stehende Grundsatz,  dass  sie  der  Kaiser  nur  mit  reichsständischer 
Zustimmung  verleihen  konnte.  Es  wurde  nämlich  bei  neuen 
Virilstimmen  im  Fürstenralhe  erfordert,  dass  der  Stimmencandidat 
durch  den  Besitz  einer  (nicht  reichsritterschaftlichen)  Immediat- 
herrschaft  qualificirt  und  in  einen  Reichskreis  aufgenommen  sei, 
dass  er  einen  standesgemässen  Anschlag  an  den  Reichslasten  sowohl 
zum  Kammergericht  als  zu  der  Reichsmatrikel  an  Geld  und  Mann- 
schaft übernehme  und  dass  das  Kurcollegium,  der  Fürsten- 
rath und  die  Bank,  auf  welcher  derRecipient  seinen 
Platz  erhalten  soll,  zu  der  Verleihung  der  Stimme  seine 
Einwilligung  e  r  th  e  i  1  e.  Dieselben  Erfordernisse  galten  auch 
bei  der  Errichtung  der  reichsgräflichen  Stimmen,  wo  ausserdem 
noch  die  Reception  im  Grafencollegium  verlangt  Avurde. 

Die  nämlichen  Grundsätze,  welche  bezüglich  der  Verleihung 
neuer  Stimmen  galten,  waren  auch  für  die  Prorogation  derselben 
d.  h.  für  den  Uebergang  der  einem  Hause  oder  einer  Linie  ver- 
liehenen Stimme  auf  ein  anderes  Haus  oder  eine  andere  Linie 
maassgebend.  Während  bei  den  alten  Virilstimmen,  welche  vor 
1648  entstanden  waren,  eine  Einwilligung  von  Seiten  des  Reiches 
nicht  erforderhch  war,  wurde  eine  solche  bei  der  Prorogation 
neuer  Stimmen  entschieden  verlangt,  weil  man  davon  ausging, 
dass  die  neue  Stimme  nur  dieser  Linie  verliehen  worden  sei, 
und  mit  ihrem  Abgang  cessire,  wenn  auch  das  Land  an  die  andere 
Linie  fiel  und  diese  selbst  die  persönliche  Fürstenwürde  trug. 
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Hienach  galt  im  deutschen  Ueichc  der  Grundsatz,  dass  mit 
aUeiniger  Ausnahme  der  alten  Virilstimmen,  weiche  vor  1648 
mitotanden  waren,  die  ReiehsstandschaCl  «diteche^  wenn  das  Land, 
«B  dessen  Besitz  dieselbe  geknflpft  war,  im  Wege  der  Verftnsse- 
ran^  anf  einen  neuen  Brwerb«'  ttberging.  Soweit  es  sieh  also 
nicht  um  eine  alte  Virilstimme  handelte,  konnte  der  neue  Er- 
wert)! r,  der  nicht  im  Wege  der  Erblulge ,  sondern  durch  eine 
gewöhnliche  Verausserung  in  den  Besitz  eines  solchen  Reichs- 
landes gelangt  war,  die  Reichsstandschaft  nur  erhalten,  wenn  mit 
Znstim  mang  des  Reiches  eine  Prorogation  der  letzteren  . 
a«f  den  nenen  Erwerber  einigte  (vgl  faierikber  Gönner  a.  a.  O. 
$  136.  Zöpfl  (knndsilice  des  afigeneinmi  mid  deutsc^n  Staats- 
rechts Theil  I.  §  92). 

Die  im  Vorstehenden  anofeführtin  Grundsätze  bezüglich  der 
sogenannten  neuen  Stimmen  Anden  wir  ausgesprochen  in  der 
Walbkapünlation  des  römischen  Königs  Ferdinand  IV.  von  1653 
CArt  45),  worin  där  letalere  ^rspriclit:  »leemand  aber  von  den  . 
nea-eiMMten  Pürsten,  Onlhn  und  Heri  n,  dem  fttrslliciien  tSoUegio, 
es  sei  gleich  auf  selbigen  oder  der  Grafen  Bänken,  ad  Sessionem 
ei  Votum  wider  deroselben  Willen  autdrincren,  sie  haben  sich 
deim  daasu  mit  fürstenmässigen  oder  graüichen  Reichsgütern  vor- 
hero  genugsam  qnaiificirt  und  zu  einer  standeswürdigen  Steuer 
in  einem  gewissen  Grays  eingelassen  nnd  verbunden,  und  ttber 
solches  aOes,  neben  dem  churfUrstlichen ,  auch  das- 
jenige Colleginm  oder  Bank,  darinnen  sie  aut<^t  - 
noiiniien  w  er  den  so  11  en,  vor  hero  genugsam  gehöret 
worden  etc.« 

Ebenso  heisst  es  im  jüngsten  Retchsabschied  von  1654  »und 
solle  forthin  ohne  vorgehende  ReaierfülUong  aller  nothwendigen 
und  bestimmten  Reipiisiten,  und  insonderheit  erstgemeUer  Begflte- 
fung  (nämlich  mft  unmittolbaren  fUrstenmüssigen  Relehsgfltem>, 
und  ohne  der  Chuilursten  und  Standen  Vorwiesen 
und  Conscns  keiner  zur  Session  und  Stimm  im  Fürstenrath 
zugelassen  werden.« 

In  ähnlicher  Weise  findet  sich  diese  Bestunnmng  in  der 
Wahlkapitulation  des  letzten  dentseben  Kaisen,  Frans  IL,  von 
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1792.  Art.  I.  §  5  und  wobei  zugleich  auch  die  Prorogationen 
besonders  erwähnt  werden: 

»Wir  woUen  auch  keine  Fürsieo,  Grafen  und  Herrn  in  fürtl- 
Mcfaen  oder  gräflidien  coBegiis  an-  oder  avfqehmes^  sie  haben 
aich  dann  mher  daau  mH  einem  ImmediatfllrBtenlhmn^  respectiTe 
Graf-  oder  Herrschafl  genugsam  qualificiret,  und  mit  einem  standes- 
würdiffen  reicbs-  und  kammergerichtlichen  Matricularanschlage 
(welcher  beider  Erfordernisse  halber  in  comitiis  das  Nöthige  vor- 
dersamst  zu  reguHren)  in  einem  gewissen  Kreise  eingössen  und 
vcn^Mleii,  und  aber  solches  Alles  neben  dem  knrfürst- 
llchen  auch  dasjenige  CoIIeglum  nnd  Bank,  darinn 
sie  aufgent>mmen  werden  sollen,  in  die  Admission 
ordentlich  gewillißfet,  also  dass  sothane  Admission  erst 
nach  vuliistandig  bewirkter  (juahücirung  erlulge ,  am  wenigsten 
aber^  selbige  von  blossen  Personalisten,  die  ni<^  mit  vorbeschrie- 
benen,  an  sich  bereits  unmittelbaren  Besitsungen  Tersehen  sM^ 
MUtaiden  soB«  Wir  wollen  uns  einer  Prorogation  und  Br- 
dtrefcung  des  yon  einer  Linie  eines  fürstlichen  Hause»  enl* 
fallenen  Sitz-  und  Stimmrechtes  auf  die  andere,  so  dergleichen 
nicht  hergebracht ,  ohne  o  !>  v  (  r  s  tan  (i  rn  k  u  r  -  und  fürs  t- 
licher  CoUegiorum  Einwilligung  für  Uns  alleinig 
nicht  anmaassen.« 

,  >  Wenn  whr  von  den  im  Vorstehenden  dargestellten  Gnind- 
sltaien  des  frftbem  Reichsstaatsrechts  über  die  ReichsstandschafI 
eine  Analogie  für  das  Standschaftsrecbt ,  welches  den  Stande»- 
herrn  in  der  Bundi.sacte  zugesichert  ist,  herleiten  wollen,  so 
können  hiebei  die  Bestimmungen  über  die  sogenannten  alten  Yirü- 
^Miauuen  am  Reichstage  nicht  wohl  in  Betracht  kommen. 

Denn  unter  denjenigen  fttrstL  Häusern,  welche  eine  alte 
Virilstimme  auf  der  weltlichen  Ffirstenbank  im  ReichsAlrsten* 
rathe  führten,  welche  also  schon  vor  dem  westpbälisclien  Frieden 
eine  fürstl.  Yirilstiinine  erlangt  haben,  linden  wir  —  mit  einer 
einzigen,  sogleich  zu  erwähnenden,  übtTdies  niclit  unbestrittenen 
Ausnahme  —  keine  Familie,  welche  nimmehr  zu  den  standesherr- 
lichen gehören  würde.  iHese  Häuser  sind  nämlich  folgendes  fürs 
Erste  die  Nebenhmen  der  knrftotliohen  Häuser  CBayem,  die 
pfillzlschen^  sächslsehen,  brandenboigischen  undbraunsohweig*scheE 
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NebenlBien) ,  sodann  die  attföradiclien  Hftnser:  Wttrttemberg, 

Poniiiiern,  Hessen,  Baden,  Mecklenburg  und  Holsfein,  welche  kraft 
eines  im  Jahre  1576  abgeschlossenen  Vergleichs  im  Vorsitze 
unter  einander  abwechselten  und  desshalb  alternirende  Häuser 
genannt  wurden,  endlich  die  weitern  altfürstUchen  Häuser :  Sachsen, 
Lauenbnrg,  Savoyen,  Leuchtenberg,  Anhalt,  Henneberg,  Nomeny, 
Mömpelgard.  Zweifelhaft  ist  die  Sache  allein^bei  dem  nunmehr 
zu  den  hannöverschen  und  preussischen  Standesherm  gehörigen 
herzoglichen  Hause  Aremberg.  \\  alirend  .1.  J.  Milser  in  seiner 
Schrill  »vüu  dmaii  leaLschen  Reichsständen«  sich  dagegen  erklärt, 
dass  Aremberg,  welches  niemals  zu  den  von  den  alten  Fürsten 
gehaltenen  Gonventen  gesogen  worden,  den  altfürstlichen  Häusern 
belgexfthlt  werde,  wird  dagegen  iliese  Familie  von  Andern,  z.  B. 
von  Hüberlin  »Handbuch  des  teutschen  Staatsrechts«  1797. 
Band  1.  §  78  und  §  Iis  zu  diesen  Häusern  gerechnet,  ebenso 
wie  es  scheint,  auch  von  Gönner. 

Zu  den  neuen  Fürsten,  welche  erst  nach  dem  westphäli- 
sdien  Frieden  eine  fürstl.  Virilstimme  erhalten  haben,  gehörten 
nach  Gönner  im  Jahr  1803  folgende :  UohensoUem,  Egg^nberg, 
LcdifcowitK,  Salm,  Dietrichstein,  Piccolomini,  Auersberg,  Nassau 
Hadamar  und  Siegen,  Nassau  Dillenburg,  Portia,  Ostfriesland, 
Füiüteiiberg,  Schwarzenbtia ,  ^^  aldek,  Mindelheim,  Lichtenstein, 
Thum  und  Taxis,  Schwarzburg.  Hier  begegnen  wir  schon  einigen 
der  jetzigen  Standesberrn.  Die  Mehrzahl  der  letzteren  aber  hatten 
damals  lediglich  eine  Curiatstimme  als  Mitglieder  der  Grafen- 
GoUegien  auf  dem  Reichstage;  mehrere,  z.  B.  die  Fürsten  von 
Hohenlohe,  Oettmgen,  Solms-Braunfels,  erhielten  noch*  durch  den 
Reicbsdeputations-Rucess  von  1803  eine  fürstl.  Virii&litiime. 

Man  konnte  hienach,  wenn  man  die  Grundsätze  des  früheren 
Heichsslaatsrechts  stricte  auf  das  jetzige  standesherrliche  Stand- 
schaf tsrecht  anwenden  wollte,  nur  etwa  bei  dem  herzoglichen 
Hanse  Aremberg  Zweifel  darttber  erheben,  ob  hier  nicht,  wie 
diess  bei  den  altfürstiichen  Stimmen  zur  Zeit  des  deutschen  Reiches 
allerdings  der  Fall  war,  das  Standschaf tsrecbt  zugleich  mii  dem 
Besitze  des  reichsständischen  Territoriums  ipso  jure  auf  den 
neuen  Erwerber  übergehe.  Zwar  ist  diese  FamiUe  nicht  mehr 
im  Besitz  ihrer  alten  unmittelbaren  Lande  auf  dem  buken  Rhein- 
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ufer,  welche  sie  durch  den  Lüneviller  Frieden  verloren  hat.  Es 
ist  aber  durch  den  Reichsdeputationsrecess  die  frühere  Stimme  auf 
die  dafür  gegebenen  Eiitschadigungslande  übertragen  worden,  so 
dass  sie  wohl,  wenn  sie  überhaupt  eine  alte  Stimme  war,  auch 
bezüglich  dieser  Lande  als  solche  zu  betrachten  wäre.  Alle 
übrigen  nunmehrigen  standesherrlichen  Häuser  gehören  entschieden 
entweder  zu  den  sogenannten  neuen  fürstlichen  Häusern,  welche 
erst  nach  dem  westphälischen  Frieden  eine  fürstliche  Virilsliinme 
erhalten  haben,  oder  zu  den  vormals  reichsgräflichen  Häusern, 
welche  auf  dem  Reichstage  nur  eine  Curiatslimme  führten.  In 
Beziehung  auf  alle  diese  Häuser  muss  eine  analoge  Anwendung 
der  Grundsätze  des  frühern  Reichsslaatsrechts  zu  dem  Resultate 
führen,  dass  das  Standschaftsrecht  nicht  im  Wege  der  gewöhn- 
lichen Veräusserung,  sondern  nur  durch  hausgesetzliche  Succession 
in  die  standesherrliche  Besitzung  auf  einen  Andern  übergehen 
könne,  weil  auch  die  frühere  Reichsstandschafl  bei  den  sogenannten 
neuen  fürstlichen  Virilstimmen  und  den  gräflichen  Curialstimmen, 
sofern  es  sich  nicht  um  die  ordnungsmässige  Erbfolge  innerhalb 
der  berechtigten  Familie,   sondern  um  eine  Veräusserung  an 
einen  Dritten  handelte,  nur  mit  Zustimmung  des  Kaisers  und  der 
betreflenden  ReichscoHegien  auf  den  neuen  Erwerber  des  Reichs- 
staates übertragen  werden  konnte  und  weil  unter  den  jetzigen 
veränderten  Verhältnissen  nach  Auflösung  des  deutschen  Reichs 
von  einer  solchen  Uebertragung  oder  Prorogation,  wie  sie  früher 
mit  Zustimmung  des  Kaisers  und  der  betr.  ReichscoHegien  auf 
*eine  andere  Familie  als  .die  ursprünglich  berechtigte  geschehen 
konnte,  nicht  wohl  mehr  die  Rede  sein  kann.  Es  ist  dieses  auch 
neuerdings  in  einer  Abhandlung  von  Gesslers  in  dem  würllem- 
bergischen  Archiv  für  Recht  und  Rechtsvenvaltung  Bd.  U.  S.  485  flg. 
dargethan  worden,  wobei  wir  nur  eine  ausdrückliche  Hervorhebung 
des  im  früheren  Reichsstaatsrechte   bestandenen  Unterschiedes 
zwischen  den  alten  und  neuen  fürstUchen  Virilslimmen  vermissen. 
'  Wir  haben  übrigens  bereits  oben  gezeigt,  dass  diesem  Unterschied 
.insoweit,  als  es  sich  um  die  analoge  Anwendung  für  das  jetzige 
Standschaftsrecht  der  Standesherrn  handelt,  keine  sehr  erhebliche 
Bedeutung  beizulegen  ist.   Wir  können  in  dieser  Beziehung  noch 
beifügen,  dass,  wenn  auch  das  herzogliche  Haus  Aremberg  als 
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ein  attfUrsUiches  im  obigen  Sinne  anerkannt  werden  will,  dock 
1mm  angenoimnen  werden  k^Hinte,  dass  die  Bundesacle,  welche 
einen  gleichförmig  bleibenden  Rechtszostand  der  Standesherm 
herbeifQlwen  woDte,  bei  dem  nmimehrigen  standesherrlichen  Stand- 

schaiisrecht  einen  Unterschied  zwischen  diesem  Hause  und  den 
übrigen  standesherrlichen  Häusern  habe  zulassen  wollen.  Man 
müsste  vielmehr  wohl  davon  ausgehen,  dass  die  Bundesacte,  nach- 
dem nunmehr  der  Unterschied  zwischen  den  alten  und  nenen  fürst- 
liehen  ViriMmmen  fai  Folge  der  veränderten  Verhältnisse  Uber* 
hanpt  seine  praktische  Bedeutung  verloren  hat,  bei  der  Regelung 
des  Standschaftsrechlos  der  Standesherrn  nicht  dasjenige  Rechts- 
VerliHltiiiss  analog  habe  zur  Anwendung  bringen  vvoliea,  welches 
möglicher  Weise  bei  einem  einzigen  vormaligen  Aetchsstande  in 
Frage  kommen  konnte,  sondern  dass  sie  vielmehr  von  demjenigen 
VerhflUnisse  ausgegangen  sei,  wie  es  bei  allen  übrigen  Standes- 
herm  zu  Rdchsneitmi  unsweifidhaft  bestanden  hatte. 

Kehren  wir  nach  diesem  Excurse  in  das  Labyrinth  des  frühem 
Reichsslaatsrechts,  wozu  uns  die  naheliegende  Analogie  zwischen 
dem  jetzigen  standesherrlichen  Standschaftsrecht  und  der  vor- 
mahgen  Reichsstandschaft  Anlass  gegeben  hat,  zurück  zu  unserer 
obigen  Ausführung,  so  dürfen  wir  woU  vor  Allem  daran  erinnern^ 
dass  wir  diese  Analogie  nur  als  adminicnlirendes  Moment  herbei- 
gezogen  haben,  um  zu  zeigen,  dass  auch  schon  im  Reichsstaats- 
recht diejenige  nahe  Beziehung,  welche  wir  in  der  Bundesacte 
zwischen  der  vorrti;tls  i  eichsstandischen  Familie  und  ihrem  Iruhern 
Reichslande  gefunden  haben,  als  Regel  «gegolten  habe.  Entschei- 
dend ist  für  uns  hauptsächlich  der  oben  näher  begründete  Satz, 
dass  die  standesherrlichen  Vorrechte  nach  richtiger  grammatischer 
und  logischer  Auslegung  der  Bundesacte  nicht  den  vormaligen 
refchsständischen  Besitzungen  an  und  f ü r  sich  und  abgesehen 
von  den  damit  mediatisirten  standesherrlichen  Familien,  sondern 
dass  sie  vielmehr  nur  diesen  Familien  in  Beziehung  auf 
jene  Besitzungen  eingeräumt  werden  wollten.  Die  Bundes- 
acte konnte,  wie  wir  gesehen  haben,  nicht  wohl  eine  andere 
Absteht,  als  die  bezeichnete  haben ,  wefl  sie  sich  sonst  anders 
httte  ansdrücken  müssen,  als  sie  gethan  hat,  und  weil  vernünfti- 
ger Weise  nur  die  mediatisirten  Familien,  und  auch 
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diese  nur  als  Besizer  der  früihern  Reiohsiande,  womit 
sie  raediatisirt  wurden,  nicht  aber  als  zafÜiUige  Inhaber 
beliebiger  anderer  Besitzunjiren ,  in  Betraobt  Icommen  Iconnten, 
wenn  es  sich  darum  handelte,  den  vormaligen  Reichsständen  eine 
Entschädigung  für  die  durch  die  Mediatisirnng  erUttenen  Beein- 
trächtigungen zu  gewähren.  Wenn  es  uns  gestattet  ist,  einen 
Begriff  aus  dem  früheren  Reichsstaalsrecht  hier  analog  anzuwenden, 
so  möchten  whr  sagen:  »die  Exemtion*  der  früheren  Reichs- 
stfinde,  d.  h.  die  Ansziehung  derselben  aus  dem  unmittelbareii 
Verhältnisse  zum  dentschen  Reiche,  oder,  um  die  Sache  modern 
auszudrücken ,  die  ünterwerfiing  derselben  unter  die  Hoheit  an- 
derer Reichsstande,  die  Einverleibung  ihrer  Besitzungen  in  die 
Gd>iete  anderer  Staaten  ist  zwar  durch  die  Bundesakte  sanctionirt 
worden 9  dagegen  hat  die  letztere  zu  ihren  Gunsten  einen  Vor- 
behalt gemacht,  oder,  wenn  man  will,  die  Souveränitftt  d^enigen 
Staaten,  unter  deren  Hoheit  sie  mit  ihren  Reiohslanden  gefcommen 
sind,  insofern  einis^ermiasscn  beschränkt,  als  ilmen  gewisse 
Rechte  bundesrechtiicb  u;iiaiitirt  wurden,  die  ihnen  eben  desshalb 
einseitig  nicht  entzogen  werden  düilen.  Dieser  Vorbe]i;ilt  und 
diese  Beschränkung  konnte  sich  aber  selbstverständlich  nur  auf 
jene  „exiinirten"  oder  modern  gesprochen:  mediatisirten  Reichs- 
Stande  in  ihrer  Eigenschaft  als  Besitzer  jener  Terri- 
torien beziehen.  Der  Vorbehalt  fhUt  also  weg  und  die  ,»Exem- 
tion"  oder  Einverleibung  dieser  Besitzungen  wird  nun  eine  unbe- 
dingte, sobald  dieselben  in  andere  Hände  übergehen.  Der  ver- 
äussemde  Standesherr  behält  nunmehr  nur  noch  diejenigen  Reclite, 
welche  die  Bundesakte  den  Yormaligeii  Reichsständen  gegenüber 
von  allen  Bundesstaaten  zugestehen  wollte,  welche  also}  aacb 
die  Personalisten  anzuspredien  haben,  nämlich  hohen  Adel  und 
Ebenbürtigkeit.  Die  standesherrlichen  Rechte  gehen  als  sokhe 
nicht  auf  den  neuen  Erwerber  über,  auch  dann  ni(  ht,  wenn  der- 
selbe gleichfalls  einer  standesherrlichen  Familie  angehören  sollte. 

Wie  verhält  es  sich  nun  aber  mit  den  in  Art  14.  lit.  c. 
Zffr.  4  der  Bundesakte  erwähnten  Patrimoniahreehten  CPatrimonial- 
Gerichtsbarheit  und  Polizeigewatt,  Aufoicbt  in  Kirchm  und  Schul- 
sachen und  über  mflde  Stiftungen),  weldie  offenbar  in  der  Bundes^ 
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akte  als  Ausflüsse  des  Eigeulhums  behandelt  sind  ?  —  Wir  haben 
schon  oben  gesehen,^  dass  in  Art  27  der  Rheinbundsakte  diese 
Rechte  neben  den  Domainen  und  entschieden  privatrechtUchen 
Gefällrechten  genannt  und  mit  diesen  als  »Patrimonial-  und  Privat- 
eiorenthuni"  bezeichnet  sind.  Auch  die  Bundesakte  hat  diese 
Rechte  aiü  solche  aulfiefasst,  welche  im  Gegensatz  „zu  den  zu 
der  Staatsgewalt  und  den  hohem  Regierungsrechten  gehörenden 
Befiignissen**  »aus  dem  Eigenthum  und  dessen  ungestörtem  Genüsse 
herrühren.*  Wir  werden  also  aDerdings  den  oben  angefiOhrtan 
Rechtslehrem  (Zöpfl,  Dresch,  II  aar  onb  recher)  insoweit 
Rechl  geben  müssen,  dass  diese  sogenannten  Patrimonialrechte, 
als  mit  dem  Eigenlhum  und  der  Grundherrlichkeit  zusammen- 
hängende Gerechtsame,  zugleich  mit  der  standesherrlichen  Be- 
sitxnng  auf  den  neuen  Erwerber  flbergdien.  Kommen  wir  aber  hie^ 
durch  nicht  In  Widerspruch  mit  unsem  obigen  Sfitzen?  —  Wir 
glauben  nicht.  Denn  wir  mttssen  an  dem  Satze  festhalten,  dass 
sie,  obschon  mit  der  Besitzung  auf  den  neuen  Erwerber  übergehend, 
doch  mit  dem  Momente,  wo  sie  aus  den  Hiindeü  der 
ursprünglich  berechtigten  standesherrlichen  Fa- 
milie heraustreten,  ihre  Eigenschaft  als  standes- 
herrliche Rechte  verlieren.  Es  fldlt  also  mit  diesem 
Momente  auch  die  bundesrechtliche  Garantie,  welche  sie 
als  standesherrliche  Rechte  zu  geniessen  hatten,  dahin.  Sie  sind 
nicht  mehr  s  t  and  esh  e  rrli  t  ii  e ,  sondern  gewöhnliche 
grundherrlicheRechte,  über  welche  die  Landesgesetzgebung 
ungehindert  verfügen  kann,  ohne  dass  dem  nunmehrigen  Besitzer 
eine  Beschwerde  auf  den  Grund  des  im  Eingang  erwähnten  Art.  63 
der  Wiener  Schhiss-Akte  bei  der  Bundesversammlung  zustünde« 
Auch  in  dem  Falle,  wenn  d^  neue  Erwerber  gleichfalls  einer 
standesherrlichen  Familie  angehören  sollte,  oder  wenn  die  frag- 
lichen Rechte  mit  der  Besitzung  später  eiinnal  wieder  auf  eine 
Standesherrliche  Familie  übergehen  sollten,  Icönnen  dieselben  so 
wenig,  als  die  Besitzung,  welcher  sie  ankleben,  in  der  Eigenschaft 
als  standesherrliche  in  Betracht  kommen.  Die  standeshenr- 
liehe  Oualitfit  und  damit  auch  die  bundesrechtliche  Garantie  ist 
mit  dem  Auofenblicke  erloschen,  wo  die  Besitzung  aus  den 
Händen  derjenigen  reichsständischen  Familie  gelangt,  welchm* 
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j^ieia  die  Biuidesakte  die  fraglichen  Rechte  in  Beziehung  auf 
itt^  iifr  Jthre  1808  innegehabten  reichsstöddischen  Terrilorien  zu- 
!(pielieil  hai  Diese  Consequenz  ergibt  sieb  mit  NoUiwendigkeit 
den  oben  von  ans  näher  begründeten  Prämissen.  Gerade 

dieser  Gesichtspunkt  aber,  welcher  das  Alpha  und  Omega  unserer 
ganzen  Ausfiiliniiiir  iiher  die  MMiiriirndi^  Mülct  ic  Itildet,  ist  bisher, 
soweit  unsere  Kenn lüLss  der  einschlägigen  Liloratur  über  den  vor- 
il^nden  Gegenstand  reicht^  viel  zu  wenig  hervorgehoben  worden, 
^^i^  Bs  isl  hienach  in  gewissem  Smne  richtig,  wenn  Zöpfi  sagt: 
^  BN^erber  emer  Standesh^rrschafl,  wenn  er  überhaupt  persön- 
Hil-Iso  qualificirt  sei,  dass  er  nach  der  Landesverfassung  Ritler- 
gtilei"  ii'w L'iliuü  kuiine,  sei  zu  Ausübung  dw  IV;iüH(lif>n  Patri- 
monialrechte  tiir  befugt  zu  erklären ^  da  sie  aus  dem  Eigejithum 
Jtjlll^^idr  Grundberrücbkeit  üiessen,  und  zum  grossten  Tbeile  keine 
jB6i0t&ik  9«reclrtigungen  um&ssen,   als  solche,    welche  mit 

ges  Gütern  überhaupt  verbunden  zu  sein  pflegen. 
Wir  müssen  hiezu  aber  noch  ergänzend  bemerken,  dass  die  frag- 
iidieii  Hechte  rln  n  nlsdniiii  ethuz  denjenigen  RestiniiniiiüTcn  unter- 
liegen, welche  nach  den  Landes  gesetzen  für  den  1  a  n  d  a  ?>  i  g  e  n 
tfifi  md  für  adelige  Güter  überhaupt  gelten.    Denn  sonst 

ina^  ja  zu  der  höchst  auffallenden,  ja  wir  möchten  fast 
sagen,  staatsrechtlich  kaum  denkbaren  Anomahe,  dass  Rechte, 
die  nicht  mehr  im  Besitzt;  derjenigen  reichsständischen  Famili^ 
welche  die  Buadc^akte  allein  im  Vn^c  haUe,  sich  befinden,  ja 
die  vielleicht  sogar  in  die  Hände  einer  landsässigen  ade- 
Hgeli  fjamilie  übergegangen  sind,  gleichwohl  noch  standesherr- 
Hio^iltk  Rechte  und  als  solche  mit  bundesrechtiicher  Garantie  ver- 
ff^iOii-würen,  dass  eine  Familie,  welcher  die  Bundesakte  überhaupt 
keine  standesherrlichen  Rechte  oder  doch  wenigstens  nicht  für 
d i es e  B(;>itzung  zugf.sicl)i'i f  hat.  dessenunff*  MriiU't  auf  deü  (iniud 
des  B  undes  rechts  slandeüherrhchc  rnvilcgieu  in  Anspruch 
^men  kMnie !  —  Bei  unserer  Ansicht  löst  sich  auch  die  von 
ZHSfgjjl:  «nfgeworlene  und  verneinend  beantwortete  Frage,  ob  auch 
4läi^0bkt,  ein  Gericht  zweiter  Instanz  zu  haben,  mit  der  ver- 
äusserten slandesherrlichen  Besitzung  übergehe,  in  ganz  einfacher 
Weise,  während  man  lim  Zopfl  keinen  iCLlilen  Gnind  lindet, 
w««ihalb  dieses  Jticcht  uul  cmmal  andei-s  angesehen  werden  äoü, 
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als  die  übrigen  Patrimomalrechte.  Da  dieses  Recht,  wie  Zöpfl 
ganz  rictitig  bemerktf  ein  exorl*ilantes  Privilegium  ist,  von  wel- 
chem auch  unseres  Wissens  von  den  Standesherrn  wenig,  in  den 
meisten  Ladern  gar  kein  Gebrauch  gemacht  worden  ist,  so  wird 
nanch  dasselbe  in  den  Landesgesetaen  dem  hndsttssigen  Adel  kaum 
zugestanden  werden.  Da  nun  die  standesherrfiche  Besitzung  mU 
dem  Augenblick  ihrer  Veräusserui lg  ihvc  KigLiischaft  als  standes- 
herrliche verliert  und  lediglich  alü  ein  nach  den  Landes- 
gesetzen zu  behandelndes,  adeliges  Gut  erscheint  und  da  die 
Landesgesetzgebung  wohl  nirgends  bei  dem  Besitzer  eines  ge- 
wöhnlichen adeligen  Gutes  ein  solches  Privilegittm  aneriten&en 
wird,  so  werden  whr  lAerdings  als  das  regelmässige  praktische 
Resultat  zu  betrachten  haben,  dass  dieses  Recht  von  dem  neuen 
Erwerber  einer  Standesherrschaft  so  wenig  ausgeübt  werden  kann, 
als  von  dem  Besitzer  eines  landsassigen  üdeligen  Gutes. 

Wir  haben  schon  oben  angedeutet  und  nach  unseren  Prär 
missen  als  eine  nothwendige  Consequenz  dargestellt  dass  die  Lage 
der  Sache  ganz  dieselbe  ist,  wenn  die  StandesherrschafI  auf  den 
Angehörigen" einer  standesherrlichen  Familie  übergeht,  wo- 
bei wir  übrigens  nach  dem  Obigen  selbstverstanillith  voraussetzen 
müssen,  dass  derselbe  zu  einer  anderen  slandesherrlichen  Fa- 
milie, als  derjenigen  des  Veräusserers  gehört.  Der  neue  Erwerber 
besitzt  eben  dann  die  erworbenen  Realitäten  mit  den  davon  depen- 
direnden  Rechten  lediglich  als  ein  gewöhnliches,  durchaus  nach  den 
Landesgesetzen  zu  behandebides  addiges  Gut,  keineswegs  aber 
als  ein  standesherrliches.  Ebenso  ist  von  selbst  klar,  dass,  wenn 
etwa  eine  Pcrsonalisten  -  Familie  die  Besitzung  erwirbt,  dieselbe 
zwar,  sofern  die  Landesgesetze  es  gestatten,  die  Fatrimonialrechte 
austtben  kann,  dass  sie  aber  desshalb  keine  standesherrlichen 
Rechte  in  dem  betreifenden  Staat  erwirbt,  diesem  Staate  mcht  als 
eine  standesherrliche  angehört,  sondern  dass  sie  vielmehr  für  diesen 
Staat  eine  Personalisten-Familie  bleibt,  welche  daselbst  nur  i^it 
einem  nicht-staudesherrliclien  adeligen  Gute  begütert  ist. 

Obschon  wir  Zöpfl  Recht  geben  müssen,  dass  die  Frage 
bezüglich  der  sogenannten  Fatrimonialrechte  in  dar  Gegenwart  in 
Folge  der  —  von  standesherrlicher  Seite  übrigens  bekanntlicli 
vielfach  angefochtenen  —  neueren  Gesetzgebung  verhültnissmassig 
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wenig  praktisclie  Bedeutung  hat,  so  war  es  dodi  i^boten,  m 
Yorotebenden  twoh  auf  diese  Rechte  sich  einzulassen»  um  die  Folgen 
der  Verftusserung  einer  Standesherrschaft  vollständig  nach  allen 

Seit^  darzustellen  und  zu  zeigen,  dass  das  von  uns  aufgestellte 
Princip  auch  hezüglich  dieser  Rechte,  wo  man  vielfach  ohne 
Weileies  von  einem  Uebergehen  der  standcsherrlichen  Rechte 
als  solcher  auf  den  neuen  Erwerber  sprechen  hört,  seine  Be- 
reohtigung  bdiait. 

Keiner  weiteren  Bemerkung  wird  es  nach  dem  Ausge(^Arten 
bedttrfen,  dass  der  den  Standesherm  in  Beziehung  auf  ihre  vor- 
mals reichsslöndischen  Besitzungen  zustehende  befreite  Ge- 
richtsstand tur  iiealkiagen  und  für  Gegenstände  der  sogenann- 
ten freiwUligen  Gerichtsbarkeit,  welcher  nicht  einmal,  wie  die 
Falrimoniahrechte,  als  ein  Ausfluss  des  Eigenthums  aufgefasst 
-werden  kann,  mit  der  Yeräusserung  der  Standeshenrschaft  in 
Miner  EigenschafI  als.  standesherrliches  Vorrecht  erlischt 
Wenn  nach  dem  Particularrecht  eines  einzelnen  deutschen  Staats 
ein  solcher  befreiter  Gerichtsstand  für  adelige  Güter 
überhaupt  besteht,  wie  diess  z.  B.  in  Württemberg  bis  zum 
Jahre  1849  allgemein  in  Beziehung  auf  Realkiagen  und  Gegen- 
stände der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  galt  und  auch  jetzt  noch 
bezüglich  der  letzteren  in  Geltung  ist,  so  kann  es  zwar  keinem 
Zweifel  unterliegen,  dass  das  gedachte  Vurrechl  mit  der  ver- 
äusserten Besitzung  auf  jeden  neuen  Erwerber  übergeht.  Ebenso 
einleuchtend  ist  aber  auch,  dass  dasselbe,  sobald  die  Besitzung 
aus  "der  Hand  der  ursprünglichen  standeaherrlichen  Famüie  heraus« 
getreten  ist,  nicht  mehr  als  ein  standesherrliches,  im  Bun^ 
desrechte  wurzebides,  sondern  lediglich  als  ein  auf  der  Landes- 
gesetzgebung beruhendes  Privilegiuni  der  adeligen  Güter  überiiaupt 
erscheint. 

Nach  All  diesem  können  ^ir  das  Resultat  der  im  gegenwärti- 
gen Abschnitte  gegebenen  Ausführung  dahin  zusammenfassen,  dass 
durch  die  Yeräusserung  einer  Standesherrschaft  ausserhalb  der 
standesherrlichen  Familie  die  standesherrlichen  Vorrechte 

als  solche  erloschen,  mit  alleiniger  Ausnalitue 
der  dem  Veräusserer  und  seiner  Familie  verbleibenden  Kechte 
des  hohen  Adels  und  der  Ebenbürtigkeit,  und  dass  auch 
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die  als  Aasfliu»  aus  dem  KgeBthmn  m  betracliteiideii  Yomcfate^ 
worunter  nach  der  Bundesakte  die  sogenannten  Patrinioiiialreclile 

gekoren,  obschon  sie  auf  den  neuen  Ei  w  et  bei  abergehen,  mit 
dem  Moment  der  Veräusseruug  ihre  staudeisherjliche  Qua* 
lität  verlieren. 

IV. 

Naclidem  wir  im  Vorstehenden  die  Pnnci^en  aufgestellt  und 
in  Einzelnen  nöher  entwicicelt  haben,  nach  welchen  die  Frage 

über  die  staatsrechtlichen  Folgen  der  Veräusserung  einer  Standes- 
herrschaft zu  beantworten  ist,  möge  es  uns  gestattet  sein,  noch 
einige  Fragen  zu  erörtern ,  welche  hiemit  in  engem  Zzsammen- 
hang  stehen. 

1.  Wenn  ein  Standesherr  zur  Zeit  'der  Mediatisirmig  ausser 
seinem  vormals  reicbsständischen  Territorium  auch  eine  zwar  nicht 

reichsständischc,  aber  reichsuiim it  telbare  z.  B.  der  Reichs- 
ritterschaft incorporirte  Besitzung  unie  hatte,  und  er  ver- 
äussert  nactiher  sein  reichssta ndisches  Territorium,  kann  er 
alsdann  auf  den  Grund  der  noch  in  seiner  Hand  befindlichen  vor- 
mals reichs ritterschaftlichen  Besitzung  die  StandesherrKdi- 
keit  in  dem  betreffenden  Staate  ansprechen? 

Zur  Beantwortung  dieser  Fiaac  müssen  wir  unsere  Leser 
nochmals  zu  einem  kleinen  Slreifzuge  in  das  Reichsstaatsrecht 
einladen.  In  der  Doktrin  des  früheren  deutschen  Staatsrechts  galt 
der  Grundsatz,  dass  eine  mit  reichsritterschafUichem  Nexus  be- 
haftete Besitzung  zur  Verieihung  emer  Virilstimme  im  Reichs* 
fOrstenrathe  oder  eine  Curiatstimme  im  Grafen-Collegium  nicht 
qualificire  (Vgl.  Gönner  „deutsches  Staatsrecht"  13(3.  J.  J. 
Moser  „von  den  deutschen  Reichsstünden"  S.  228.  838).  Wie 
überhaupt  im  vormaligen  deutschen  Reiche  der  Fall  nicht  selten 
voricam,  dass  Gttter,  welche  im  pichsritterschafUichen  Verbände 
standen,  und  tiber  welche  die  Ritterschaft  alle  ihre  Rechte  ausübte, 
in  den  Händen  eines  persönlich  nicht  zur  Reichsritterschaft 
gehörigen  Besitzers  sich  befanden  CHäberlin  Handbuch  des 
doutsclien  Staatsrechts  Band  III.  S.  553},  so  waren  auch  einzelne 
Reichsständc  zugleich  im  Besitz  von  reichsritterschalUichen  Herr- 
schaften« Wie  wenig  aber  solche  Besitzungen  desshalb,  weil  sie 
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zufällig  in  die  Hände  vog  Reicbsständen  gekommen  waren,  als 
reichsständische  Herrschaflen  angesehen  wurden,  geht  insbesondere 
datniis  hervor,  dass  die  Reichsrftterschaft  sich  ihre  Rechte  über 
dÜM  Besiteiiiigt  n,  Insbesondere  das  Bestevrungsrecht  hi  der 
Regel  zu  wahren  wusste,  so  weit  nicht  etwa  ältere  lehenherrliche 
Ansprüche  entgfeßfenstanden. 

*  Schon  ma  Jahre  1560  beschloss  die  schwäbische  liitlerschaft : 
däSB  Rittergüter  nur  »mit  Vorbehalt  gemeiner  Ritterschaft  darauf 
heigdiihichter'  Contribution  verkauft  werden  dürfen.*"  Im  Jahre 
lIHrO^eftheihe  hierauf  der  Kaiser  Maximilian  IL  der  Ritterschaft 
inNSdlwaben  das  Recht:  »dass  nun  hinfüro  alle  und  jede  ge- 
meiner Ritterscliutt  zugehörigen  adeligen  Silz  oder  Güter  für  Ein 
Corpus  geachtet  und  gehalten  werden,  und  da  sich  liünftiglich 
zutragen  und  etliche  ihrer  Güter  Kauffs-  oder  anderer  Weis 
aiie^frl^md  in  anderer  hoher  oder  niederer  Standes- 
lüMliii  Ü  ^  Ifettd  kommen  wfirden,  die  von  Alters  her  und  jetzt 
darauf  stehende  Contribution,  Anlag,  Mitleiden  und 
Beschwerung  künftiglich  auch  darauf  bleiben,  und  so  oft 
es  die  Nothdurft  erfordert,  davon  erlegt  und  entrichtet  werden 
iSttin,  ungeachtet  und  unangesehen,  ob  und  wie  solche  Personen, 
dÜKi^derg^ichen  Gftter  an  sich  bringen  werden,  sonst  anderer 
il^^i^- Güter  halber  privllegirt  und  gefreyet  sein 
mdchten."* 

Kaiser  Rudolph  IL  dehnte  dieses  Privilegium  am  1.  Oct.  1601 
noch  in  folgender  Weise  aus: 

»Da  auch  schon  einer  oder  anderer,  was  Standes,  Würden 
oder  Wesens  der  sey,  ein  and^  Herbringen  oder  Gewohnheit, 
oder  einige  Freiheit  und  Gerechtigkeit,  Exemtion,  Statut  oder  Ord- 
nung fürwenden  und  sich  dadurch  des  Besteuerns  zu  der  Ritter- 
schaft von  dem  einen  odern  andern  Gute,  wir  jetzt  spezificiret 
worden,  entschütten  wollte,  so  derogiren  Wir  solchem,  von  römisch 
kayserlicher  Machtvollkommenheit  hiemit  wissenüich  in  Kraft  dieses 
Brieilt,  und  gebieten  darauf  aQen  und  jeden  Churfürsten,  Fürsten  etc., 
dass  sie  afle  und  ein  jeder  üisonderheit  vOn  allen  denjenigen 
Gütern,  so  vor  der  Zeit  zur  löblich  freien  Reichs- 
ritterschaft  cou  l  ri  I)  uirt.  diejenigen  Auf-  und  Anlagen, 
SO  unserer  RitterschafI  jedes  Theiis  Ausschreiben  mit  sich  bringen 
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wird,  unweigerlich  entrichten^  und  besahlen  und  sich 
dessen  gmz  und  gar  nicht  widersetzen  sollen  und  wollen  elc.  etc.« 

Bestätigungen  dieses  Privilegiums  erfolgten  durch  Kaiser  Fer- 
dinand IL  im  Jahre  1620  und  durch  Kaiser  Leopold  im  Jahre  1672. 

Ein  ähnliches  Privilegiiim  erhielt  die  frünkische  RUtevschaft 
von  Rudolph  II.  1600,  welches  durch  die*  Kaisw  Ferdinand  D. 
und  III.  bestätigt  wurde,  ebenso  der  rheinische  Adel  gleichfalls 
von  liudüiph  II.  im  Jahre  1605. 

CVgL  J.  J-  Moser  a.  a.  0.  S.  1293—95. 
Häberlitt  a.  a.  0.  S.  556, 
Gönner  %.  a.  0.  S.  408.) 

Hienaeh  darf  also  als  Regel  angenommen  -werden,  dasi  nach 
den  Grundsätzen  des  früheren  Reichsstaatsrechts  zwischen  den 
reichs  ständischen  Besitzuiigcii  der  vornialigeii  Kciclibslände 
und  zwischen  denjenigen  Besitzungen  derselben,  weiche  im  reich»- 
rilterschaftlichen  Verbände  standen,  bestimmt  untencfaiedeo 
wurde,  dass  nur  die  erstaren  und  nicht  auch  die  letzteren  zur 
Reichsstandschait  qualificirten,  und  dass  die  letzteren  in  der  Regel, 
auch  wenn  sie  sich  ini  Besitze  von  Reichsständen  befanden,  im 
rittersciiaftlichea  Steuer-Nexus,  überhaupt  im  dinglichen  Verf)an(l 
zu  der  ritterschaftlichen  Corporation  verblieben.  Unter  allen 
Umständen  müsftte  ein  vormaliger  Reichsstand,  w^her  etwa  be- 
haupten wollte,  dass  eine  in  seinem  Rositz  befindliche;  früher  reichs- 
ritterschaftliche  HerrschafI  im  Laufe  der  Zeit  den  Charakter  einer 
r  e  i  c  h  s  s  t  ä  n  d  i  s  c  h  e  n  Besitzimg  erhalten  habe ,  einen  besonde- 
ren Akt* der  damaligen  Reichsgewalt  (des  Kaisers  und  der  betreffenden 
Reichscollegien)  nachweisen,  wodurch  derselben  diese  Eigenschaft 
verliehen  worden  wire.  Denn  gleichwie  der  Kaiser  und  die 
ReichscoUegien  nach  den  frtther  au^fllhrten  Grundsätzen  bei  der 
Errichtung  und  Prorogation  einer  neuen  reichsstfindischen  Stunme 
zu  cognosciren  halten,  so  musstc  von  ihrer  Seite  auch  in  dem 
Falle  eine  Cognition  erfolgen,  wenn  eine  reichsslandische  Stimme 
ganz  oder  theilweise  aui  ein  anderes  Besitzthum  übertragen,  be* 
ziehungsweise  ein  nicht-reichsständisches  Territorium  als  ein  reich»- 
ständisches,  d.  h.  als  die  Grundlage  einer  reichsstfindischen  Stimme 
bdiandelt  werden  wollte,  wobei  es  übrigens  nach  dem  Obigen  in 
hohem  Grade  zweifelhaft  bleibt,  ob  eine  sokhe  Umwaadiuug  einer 
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reichsritterschafllichen  Besitzung  in  eine  reichsständische  nach 
den  damals  geltenden  Grundsalzen  überhaupt  nur  zulässig  gewesen 
wäre,  und  ob  nicht  jedenfalls  die  Zustimmung  der  Reichsriltersi  haft, 
aus  deren  Verband  die  Besitzung  entlassen  werden  sollte,  gefor- 
dert werden  musste. 

Da  die  deutsche  Bundesacte,  wie  wir  früher  gezeigt,  den 
Mediatisirten  die  standesherrlichen  Vorrechte  nur  bezüglich  der- 
jenigen reichsständischen  Besitzungen,  womit  sie  mediatisirt 
worden  waren,  zugestehen  wollte,  so  kann  ein  Slandesherr  jene 
Vorrechte  für  die  etwa  in  seinem  Besitze  befindlichen  früher 
reichsr  itte  r  sch  aft  lic  hcn  Güter  nicht  in  Anspruch  nehmen. 
Die  Bundesakte  konnte  gar  nicht  die  Absicht  haben,  den  Standes- 
herm  für  solche  Besitzungen  die  standesherrlichen  Befugnisse 
einzuräumen,  indem  sie  ja  sonst  ein  Territorium  als  ein  reichs- 
ständisches betrachtet  und  entschädigt  hätte,  welchem  nach  den 
Grundsätzen  des  Reichsstaatsreehts,  wie  wir  gesehen,  diese  Eigen- 
schaft gar  nicht  zukam,  während  doch  in  Beziehung  auf  die  Frage, 
was  als  reichsständischer  Besitz  zu  betrachten  sei,  der  Natur  der 
Sache  nach  nur  die  zur  Zeit  des  deutschen  Reiches  bestandenen 
Grundsätze  maassgebend  sein  konnten.  Dagegen  dürfte  es  aller- 
dings nicht  wohl  einem  Zweifel  imterliegen ,  dass  einem  solchen 
Standesherrn  für  die  fraglichen  Besitzungen  diejenigen  Gerecht- 
same zukoiimien,  welche  der  letzte  Absatz  des  Art.  11  der 
Bundesakle  dem  vormaligen  Reichsadel,  d.  h.  den  Angehörigen 
der  früheren  Reichsritterschaft  einräumt.  Denn  in  Absicht  auf 
diese  Besitzungen  muss  derselbe  als  dem  reichsritterschafllichen 
Verband<i  angeliörig  betrachtet  werden.  Auch  liegt  es  überhaupt 
in  der  Natur  der  Sache,  dass  die  Bundesakte  einem  Standesherrn, 
welcher  zugleich  reichsritterschaflHche  Besitzungen  zur  Zeit  der 
Medialisirung  inne  hatte  —  wenn  schon  sie  demselben  für  diese 
Besitzungen  keine  reichsständischen,  d.  h.  standesherrlichen  Vor- 
rechte einräumen  konnte  —  doch  wenigstens  in  dieser  Beziehung 
dieselben  Rechte  zugestehen  wollte,  welche  sie  dem  vormaligen 
Reichsadel  zugesichert  hat. 

Wenn  nun  ein  Slandesherr  zwar  alle  seine  standesherrlichen 
Besitzungen  in  einem  Staate  veräussert,  aber  die  etwa  zugleich 
in  seinem  Besitze  befindlichen  früher  reichsritterschafllichen  behält, 
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so  kann  er  den  Anspruch  auf  S  t  an  d  e  sli  e  r  r  Ii  c  h  k  e  it  auf 
die  letzteren  nicht  gründen,  er  tritt  vielmebr  aus  der 
Reihe  der  Slandesherm  des  betreffenden  Staats  aus,  und  ist  blos 
noch  als  ein  mit  vormals  reichsritterschaftlichem 
Besitze  begüterter  standesherrlicher  Personalist 
zu  betrachten,  welcher  eben  dcsshalb  von  den  standesherrlichen 
Rechten  nur  hohen  Adel  und  l^lu  iiljin  tiukt  it .  im  Uebrigen  aber 
nur  diejenigen  Zuständigkeiten  in  Anspruch  nehmen  kann,  welche 
den  Angehörigen  der  früheren  ReichsritterschafI  nadi  Art.  14  der 
Bundesakte  zukommen. 

2.  Wenn  wir  die  Casnistik  bezüglich  der  von  uns  behandelten 
Materie  erscluipfen  wollen,  so  müssen  wir  auch  noch  auf  die 
Frage  zu  spechcn  komtnen  : 

Welches  Rechtsverhaitniss  tritt  ein,  wenn  dieselbe  früher 
reichsständische  Familie  die  von  Ihr  an  einen  dritten  veräusser- 
ten, reichsständischen  Besitzungen,  mit  welchen  sie  seiner  Zeit 
mediatisirt  worden  ist,  über  kurz  oder  lang  wieder  zurückerwirbt? 

Die  Antwort  kann  nach  den  obigen  Grundsätzen  nicht  zweifel- 
haii  sein.  Da  die  Veräusserunir  eiiu  r  Standesherrschait  aussi  rlialb 
der  betreffenden  standesherrlichen  Familie  die  Folge  hat,  dass  die 
standesherrUchen  Vorrechte  als  solche  mit  alleiniger  Ausnahme 
des  hohen  Adels  und  der  Bbenburtigkeit  erlöschen,  so  können 
sie  auch  in  dem  Falle,  wennVlie  frühere  standesherrliche  Besitzung 
über  kurz  oder  lang  wieder  in  die  Hände  jener  Familie  zurück- 
gelangen sollte  ,  nicht  w  i  ( d  e  r  aufleben.  Das  Besitzthum, 
welches  die  frühere  standesherrliche  Familie  spater  wieder  zurück- 
erwurbt,  ist  in  der  Zwischenzeit  in  rechtlicher  Be- 
ziehung ein  wesentlich  anderes  geworden,  msofera 
dasselbe  durch  seine  Yeriusserung  ausserhalb  dieser  Familie,  durch 
die  Aufhebung  der  in  der  Bundesakte  vorausgesetzten  Verbindung 
mit  der  gedachten  Familie  —  seine  standesherrliche  Qualität  ver- 
loren hat,  der  standesherrlichen  Rechte  als  solcher  entkleidet 
worden  ist.  Der  zufällige  Umstand  nun,  dass  eben  dieselbe 
Familie,  ja  vidleicht  sogar  dieselbe  Person,  weldie  das  Besitz- 
thum veräussert  hat,  dieses  später  wieder  erwurbt,  kann  hieran 
nichts  ändern.  Der  frühere  Veräusserer  konnte  die  Besitzung 
nur  in  derjenigen  rechtlichen  Eigenschaft  wieder  zuiuckerwer- 
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ben,  welche  sie  in  der  Zwischenzeit  erhalten  hat>  also  nur  in  der 
Eigenschaft  eines  gewöhnlichen  adeligoi  Gutes,  dessen  Yerfattlt- 
nisse  lediglich  nach  den  Landesgesetzen  zu  beurthefien  sind. 

Die  Thatsache,  dass  die  Besitzung  iki  der  Zwischenzeit  eine  we- 
sentlich andere  rechtliche  Natur  erhalten  hat,  kann  nicht  unge- 
schehen gemacht  werden.  Diese  Thatsache  mit  ihren  rechtlichen 
Conseqüenzen  mnss  jeder  neue  Erwerber  gegen  sich  gelten  lassen, 
mag  derselbe  der  früheren  standesherrlichen  Familie  angehören, 
oder  nicht. 

Der  Art  14  der  Bundesakte,  welcher  den  vormaligen  Reichs- 
ständen einen  gleichförmig  bleibenden  Rechtszustand  ge- 
wahren, und  ihnen  in  Beziehung  auf  die  reichs ständischen  Terri- 
torien, womit  sie  roediatisirt  worden  sind,  gewisse  Vorrechte  zu^ 
sichern  wollte,  geht  offenbar  von  der  Voraussetzung  aus,  dass 
ihre  Beziehung  zu  den  fraglichen  Besitzungen,  das  Rechtsverhältniss 
bezüglich  der  letzteren  unverändert  geblieben  sei.  Wenn  ein 
Standesherr  selbst  diesen  Rechtszustand  in  willkiihrlicher  Weise 
verändert,  wenn  er  durch  Veräusserung  seiner  Standesherrschaft 
die  Voraussetzungen  selbst  aufhebt,  unter  welchen  allein  jene 
bundesrecfaCtiche  Zusicherung  Bestand  hat,  so  muss  die  letztere 
auch  nach  dem  Satz:  »cessante  causa  cessat  effectus*  dahinfallen, 
mit  anderen  Worten :  die  standesherrlichen  Vorrichte  als  solche 
müssen  erlöschen.  Ist  aber  der  frühere  Rechtszustand  einni;il  er- 
loschen, hat  die  Besitzung  ihre  Eigenschaft  als  standesherrliche 
verloren,  so  fehlt  es  auch  an  jedem  rechtlichen  Grunde  für  die 
Annahme,  als  ob  das  frdh^e  RechtsverhfiHniss  wieder  auf- 
leben fcönnle.  Denn  die  Voraussetzungen,  unter  welchen  die 
Bhndesakt^  die  standesherrlichen  Rechte  zugesichert  hat,  shid 
und  bleiben  aufö^ehoben;  die  Standesherrlichkeit  ist  ein  histori- 
scher BegriÖ,  welcher  nicht  willkuiiilich  wieder  geschalTeii  werden 
kann  ,  wenn  einmal  die  vormalige  standesheniiche  Familie  die 
wesentlichen  Elemente  smer  Existenz  selbst  vernichtet  hat.  Diese 
Familie  hat  durch  die  Verfiusserung  ihres  tormals  reichsstftndischen 
Besitzes  aufgehört,  dem  betreffenden  Staate  als  eine  standesherr- 
liehe  anzugehören ,  sie  steht  zu  dem  letzteren  lediglich  im  Ver- 
tiallniss  eini  r  Personalistenfamilie,  welche  selbtverständhch  dadurch 
nicht  wieder  die  Eigenschaft  einer  standesherrlichen  erhält,  dass 
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sie  ein  Besitzthum  erwirbt,  welches  seiner  früheren  standesherr- 
lichen Qiialitfit  entkleidet  werden  ist.  Vielmehr  Meibt  diese  FamiMe 
nach  wie  ^r  eine  Personafistenfamilie  und  kann  bezttglich  ihres 

wiedererworbenen  Besitzthums  lediglich  diejenigen  Rechte  ausüben, 
welche  das  Landesgesetz  als  mit  dem  Besitze  adeliger  (kiter 
überhaupt  verbundene  Zuständigkeiten  anerkennt 

Zu  demselben  Resultate  gelangen  wir,  wenn  wir  eine  Ana* 
logie  aus  dem  firfiheren  Reichsstaatsrechte  herbeiziehen  wollen. 
Wenn  eine  vormals  reichsständische  Besitzung  durch  Verflusserang 
ausserhalb  der  standesherrlichen  Familie  ihre  slandesherrliche 
Eigenschaft  verHerl,  und  zu  einem  gew()hnHchen ,  ledig"lich  nach 
Landes  recht,  nicht  mehr  nach  Bundes  recht  zu  beurtheilenden, 
adeligen  Gute,  so  zu  sagen,  zu  einem  laadsHssigen  adeligen 
Besitzlhnme  umgewandelt  wird,  so  können  wir  hiemit  den  einiger- 
maassen  analogen  Fall  des  froheren  deutschen  Staatsrechts  ver- 
gleichen, wo  ein  reichsstündisches  Territorium  eximirt,  d.  h. 
medialisirt,  der  Staatshoheit  eines  anderen  Reichsslandes  unter- 
worien  oder  landsässig  gemacht  wurde.  Dass  hiedurch  im 
früheren  deutschen  Reiche  der  reichsständische  Charakter  der  Be-' 
Sitzung  aufgehoben  wurde  und  die  Reichsstandschaft  verloren  ging, 
kann  keinem  Zweifel  unterliegen«  (Vgl.  Gönner  a.  a.  0.  ^  138.) 
J.  J.  Moser  in  der  angeführten  Schrift  S.  310  will  sogar  einem 
Reichsstand,  der  „sich  fr  ei  w  il  Ii  g  einem  aiuieren  Souverän  oder 
Reichsstand  habe  abtreten  und  zu  einem  Landsässigen 
machen  lassen/  „alle  Hoffnung*'  absprechen,  dass  er  «jemals 
wiedernm  zu  der  Reichsstandschaft,  welcher  er  sich 
einmal  begeben  habe,  gelangen  solle."  Man  kann  aber,  wenn 
man  die  Anahigie  der  „Landsässigmachung"  auf  den  vorliegenden 
Fall  anwendet,  in  der  That  sajren,  dass  ein  Slandesherr  durch  die 
Veräusserung  seines  Besitzthums  die  Umwandlung  desselben  in 
ein  gewöhnliches  adeliges,  so  zu  sagen,  in  eni  faindsttssiges  Gut 
freiwillig  herbeigeführt  habe. 

Im  vorliegenden  Falle  hätte  flbrigens,  wenn  wir  die  Analogie 
weiter  verfolgen  woDen,  jener  Reichsstand  seine  ReichsstandschafI 
noch  aus  dem  weiteren  Grund  verloren,  weil  er  den  Besitz 
seines  Keichsstaates  aufgegeben  hat.    Denn  die  Reichsstand* 
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schafl  war  ja,  wie  wir  gesehen,  durch  das  Innehaben  eines  reichs- 
ständischen Territoriums  bedingt 

Nehmen  wir  nun  den  Fall  an,  dass  dieselbe  Familie, 
welche  ihr  reichsständisches  Territorium  verüussert  hatte,  dasselbe 
später  >vieder  an  sich  brachte,  und  sehen  wir  zunächst  ganz  davon 
ab,  dass  dasselbe  inzwischen  zu  einem  landsässigen  umgewandelt 
worden  war,  gehen  wir  vielmehr  einen  Augenblick  davon  aus,  dass 
es  seine  reichsständische  Qualität  behalten  habe,  so  würde  jene 
Familie  doch  nicht  eiimial  unter  dieser  Voraussetzung  durch 
den  Wiedererwerb  jenes  Besitzthums  eo  ipso  auch  die  Reichs- 
standschafl  wieder  erhalten.  Es  lässt  sich  dieses  nur  bezüglich 
der  allen  fürstlichen  Virilstimmen  behaupten,  weicht;  aber  nach 
dem  Obigen,  mit  Ausnahme  etwa  der  herzoglichen  Familie  von 
Aremberg,  für  die  nunmehrigen  Standesherrn  gar  nichl  in  Betracht 
kommen.  Bei  allen  übrigen  Stimmen,  also  den  neuen,  d.  h.  erst 
nach  dem  westi)hälischen  Frieden  entstandenen ,  f ü  r s  1 1  i  (;h e  n 
Virilstimmen  und  bei  den  gräflichen  Curi  a  tsl  i  mm  e  n 
konnte  eine  Ueberlragung  des  Standschaflsrechts  auf  ein  anderes 
Haus,  wie  wir  gesehen  haben,  nur  mit  Zustinnnung  des  Kaisers 
und  der  betreffenden  Reichscollegien,  nur  durch  eine  Sinnliche  von 
der  damaligen  Reichsgewalt  ausgehende  Prorogation  geschehen. 

Nun  müssen  wir  aber  hier,  wie  schon  oben  bemerkt,  eigent- 
lich den  Fall  in's  Auge  fassen ,  wo  die  r  e  i  c  h  s  s  t  ä  n  d  i  s  c  h  e 
Qualität  der  Besitzung  in  der  Zwischenzeit  untergegangen, 
die  Besitzung  nach  dem  Sprachgebrauch  des  deutschen  Reiches 
eximirt,  d.  h.  landsässig  gemacht  worden  ist.  In  einem 
solchen  Fall  konnte  natürlich  nach  dem  vormaligen  Reichsslaats- 
rechte  nicht  einmal  von  einer  Prorogation  die  Rede  sein,  da  es 
ja  an  der  wesentlichen  Grundlage  für  jede  Verleihung  oder 
Prorogation  der  Reichsstandschaft,  nämlich  an  einem  reichs stän- 
dischen Territorium  gefehlt  hätte.  Also  auch  die  Analogie  des 
früheren  deutschen  Staatsrechts  führt  uns  zu  dem  Resultat,  dass  ein 
Slandesherr,  welcher  durch  Veräusscrung  seiner  Standesherrschafl 
die  Standesherrlichkeit  einmal  verloren  hat,  letztere  durch  Wieder- 
erwerbung seiner  früheren  Besitzungen  keineswegs  wieder  erhält. 

3.  Da  wir  von  dem  Grundsatz  ausgehen,  dass  die  standes- 
herrlichen Rechte  den  mediatisirlen  Familien  nur  bezüglich  der- 
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jenigen  vornial.s  reichsständischen  Besitzungen,  womit  sie  inedia- 
tisirt  worden  sind,  nach  der  Bundesakte  zukommen,  und  dass  im 
Falle  einer  Yerftussening  der  letzteren  ausserhalb  der  befreunden 
Familie  die  Stanciesherrlichkeit  eriösche  und  auch  nicht  wieder 
auflebe,  wenn  jene  Familie  dieselbe  Besitzung  spliter  wieder 
ziirückerwerben  sollte,  so  ist  für  uns  die  Zalil  der  StandesheiTO 
in  dem  Sinne  eine  geschlossene,  dass  sie  sich  zwar  wohl 
<durch  Aussterben  einer  Familie  oder  durch  Veräusserung^  einer 
:Standesherrscha{t)  vermindern,  nicht  aber  vermehren 
kann.  Nur  eine  scheinbare  Ausnahme  bildet  der  Fall  emer  obser- 
«^anzmässigen  Sekundogenitur,  oder  überhaupt  der  FaB,  wenn  nach 
hausgesetzlichen  Bestimmungen  unter  gewissen  Umständen  aus 
Einer  in  der  Hand  eines  einzigen  Besitzers  vereinigten  Standes- 
herrschaft zwei  für  sich  bestehende  Standesherrschaften  entstehen 
können.  Denn  streng  genommen  entsteht  hier  keine  neue  Sjandes- 
henrschafty  sondern  es  sind  eigentlich  von  Anfang  an  zwei  SCand||l||f 
kerrschaften  vorhanden.  Es  tritt  diess  nur  desshalb  äussertet^ 
nicht  hervor,  weil  sie  in  Einer  Hand  vereinigt  sind.  Wenn  sie 
nun  beim  Eintritte  gewisser  Eventualitäten  auf  zwei  getrennte 
Besitzer  übergehen,  so  erscheinen  sie  jetzt  erst  auch  äusserUch 
in  ihrer  Eigenschaft  als  zwei  gesonderte  Standesherrschaften.  Wir 
werden  unten  im  fünften  Abschnitte  sehen,  dass  man  m  solchen 
Fftllen  in  Württemberg  wahrend  der  Dauer  der  Vereniigung  der 
beiden  Standesherrschaften  in  Einer  Hand  die  eine  von  beiden 
standesheirlichen  Vii  ilstinimen  in  der  ersten  Kammer  der  Stände- 
versammlung als  eine  ruhende  betrachtet. 

Euie  Vermehrung  der  Standesherrschaften  kann  auch  nicht 
etwa  dadurch  erfolgen,  dass  das  Staatsoberhaupt  weitere  Standes«* 
herrschaflen  c  r  e  i  r  t.  Denn  die  Standesherriichkeit  Ist  ein  h  1  s  t  o- 
r  i  scher  B  e  g  i  i  f  f.  welcher  nicht  w  i  11  k  ü  h  r  1  i  c  h  geschaffen 
werden  kann.  Es  knnn  zwar  ohne  allen  Zweifel  durch  die  be- 
treffende Landes-Staatsgewalt  ein  Theil  derjenigen  Hechte, 
welche  die  Bundesakte  in  Art.  14  den  Standesherren  zusichert, 
auch  einem  Nicht-Standesherm  eingeräumt  werden.  Dieser  wird 
aber  hiedurch  nicht  Standesherr  im  Sinne  der  Bondesakte.  Sehl 
Rechtszustand  wurzelt  nicht  im  Bundes  rechte,  sondern  im  Lan- 
desrecht.  So  iuuiu  z.B.  der  Fall  recht  wohl  vorkommen^  dass 
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einem   XicUi  -  Standesherni  ein  erbliches  Slandschaftsrechl  nach 
Analogie  des  slandesherrlichen  von  dem  Staatsoberhaupt  verliehen 
wird  5  sofern  letzteres,  wie  diess  in  mehreren  deutschen  Verfas- 
sungen ausgesprochen  ist,  landesverfassungsmässig  das  Recht  hat, 
solche  erbliche  Mitglieder  zu  ernennen.    Wenn  ein  solcher  Guts- 
besitzer vielleicht  zugleich  standesherrlicher  Personalisl  ist  und 
seine  Güter  früher  der  Reichsritterschaft  incorporirt  waren,  so  hat 
er  in  der  ersteren  Eigenschaft  hohen  Adel  und  Ebenbürtigkeit,  in 
der  zweiten  Eigenschaft  diejenigen  Rechte  anzusprechen,  weiche  ' 
der  Art.  14  der  Bundesakte  dem  vormaligen  Reichsadel  (der 
früheren  Reichsritterschaft)  zusichert.    Sein  Rechtszustand  kann 
sich  auf  diese  Weise  im  praktischen  Effekte  demjenigen 
eines  Standesherm  sehr  annähern,  vielleicht  sogar  je  nach  den 
Verhältnissen  des  einzelnen  Staats  demselben  fast  ganz  gleich- 
kommen.   Üesshalb  ist  er  aber  —  die  Sache  vom  staatsrecht- 
lichen Gesichtspunkte  aus  betrachtet  —  doch  nicht  Standesherr 
im  Sinne  der  Bundesakle.    Der  von  uns  oben  aufgestellte  Satz, 
dass  eine  Standesherrschaft  im  Sinne  der  Bundesakte  durch  die 
Staatsgewalt  in  dem  betreflenden  Bundesstaat  nicht  constituirt 
werden  könne,  behält  also  doch  seine  volle  Richtigkeit,  und  es 
ist  diess  auch  nicht  ohne  praktische  Bedeutung.    Der  standes- 
herrliche Personalist  kann  in  dem  von  uns  gebrauchten  Beispiele 
auf  den  Grund  des  Bundesrechts  hohen  Adel  und  Ebenbürtisr- 
keit  und  im  Uebrigen  die  Rechte,  welche  für  die  frühere  Reichs- 
ritterschaft bundesrechtlich  begründet  sind,  in  Anspruch  nehmen, 
Letzteres  desshalb,  weil  seine  Besitzungen  der  früheren  Reichs- 
ritterschaft incorporirt  waren.    Wenn  ihm  von  der  Territorial- 
staatsgewalt noch  weitere  Rechte  zugestanden  worden  sind,  so 
kann  er  in  dieser  Beziehung  nur  auf  das  L  and e  srecht,  bez.  den 
im  Landesrechte  wurzelnden  Verleihungstitel  sich  berufen ,  eine 
bundesrechtliche  Garantie  steht  ihm  diessfalls  nicht  zur  Seite. 

Unseres  Erachtens  liegt  es  im  richtig  verstandenen  Interesse 
der  Standesherrn  selbst,  dass  der  historische  BegrilT  der  Standes- 
herrlichkeit streng  festgehalten  und  demgemäss  die  ununterbrochene 
jVerbindung  der  standesherrlichen  Familie  mit  ihrem  vormals  reichs- 
ständischen Besitze  als  nothwendige  Voraussetzung  für  die  Existenz 
dieses  BegrilTes  erfordert  werde.    Auf  der  anderen  Seite  glauben 
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wir  aber  auch,  dass  die  Grundsätze,  welche  wir  im  Vorstehenden 
über  die  staatsrechlUchen  Folgen  der  Veräusserung  von  standes- 
herrlichen Besitzungen  ausgeführt  haben,  von  den  Regierungen 
der  betrelFenden  Bundesstaaten  als  solche  anerkannt  werden 
dürften,  welche  zugleich  am  meisten  mit  den  Grundsätzen  der 
Politik  im  Einklang  stehen.  Denn  nur  bei  Festhallung  dieser 
Grundsätze  wird  eine  niöglicher  Weise  sehr  weit  gehende  Ver- 
vielfältigung der  Standesherrschaflen  vermieden,  welcher  bei  einer 
'  gegentheiligen  Auffassung  eine  Grenzt?  um  so  weniger  gesteckt 
sein  würde,  als,  wie  wir  bereits  oben  bemerkt  haben,  ein  Besitzes- 
Minimum  für  die  Ausübung  der  standesherrlichen  Rechte  nirgends 
festgesetzt  ist.  Zu  welch'  eigenthümlichen  Consequenzen  insbe- 
sondere die  oben  angedeutete  Ansicht,  dass  die  standesherrlichen 
Rechte  beim  Uebergang  der  Standesherrschaft  auf  einen  persönlich 
Nichtqualificirten  ruhen  und  bei  der  Erwerbung  durch  eine  quali- 
ficirte  Person  wieder  aufleben  —  zu  welch*  auffallenden  Anoma- 
lien diese  Ansicht  führen  würde,  erhellt  namentlich  daraus,  dass 
auf  diese  Weise  möglicher  Weise  nach  Jahrzehnten  auf  Ein  Mal 
eine  Standesherrschaft,  welche  längst  der  Vergessenheit  anheim- 
gefallen ist,  wieder  aufleben  könnte.  Auch  würde  es  unsers 
Erachtens  überhaupt  der  Bedeutung  der  standesherrlichen  Rechte, 
insbesondere  des  so  wichtigen  Standschaflsrechts  gar  wenig  ent- 
sprechen, wenn  dieselben  zum  Gegenstand  des  Verkehrs,  zu  einem 
Objekte  gestempelt  werden  wollten,  das  gleich  einem  gewöhnlichen 
Privateigenlhum  dem  Kauf  und  Verkauf,  am  Ende  auch  der  Handels- 
spekulalion  unterworfen  wäre. 

V. 

Wir  haben  uns  bisher  bei  unserer  Untersuchung  auf  dem 
Boden  des  gemeinen  Rechtes  bewegt.  Es  erübrigt  uns  nun  noch 
über  die  in  Württemberg  bestehenden  Bestimmungen,  welche 
auf  die  von  uns  abgehandelte  Materie  Bezug  haben.  Einiges  er- 
gänzend anzufügen.  Es  dürften  diese  speziell  württembergischen 
Bestimmungen  vielleicht  um  so  mehr  auch  für  weitere  F^reise 
•  einiges  hiteresse  haben,  als  eine  Autorität  wie  Robert  von 
M Ohl,  dessen  Werk  über  das  Staatsrecht  des  Königreichs 
Württemberg  auch  im  übrigen  Deutschland  mit  Recht  sich 
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einer  grossen  Veii»reitang  ku  erfreuen  hat,  die  obige  Frage  hanpt* 
sSchUcli  vom  Standpunkte  des  württembergisclien  Particiilar-Reclils 

aus  behandelt  hat. 

Nach  §  129  der  württomb  ergis  ohen  Vert  as  sunfifs- 
Urkunde  vom  25.  September  1819  besteht  die  erste  Kammer 
der  Ständeversammlung^  neben  den  Prinzen  des  königUohen  Hauses 
und  den  von  dem  Könige  erblich  oder  auf  Lebenszeit  ernannten 
Mitgtiedem:  «aus  den  Häuptern  der  fürstlichen  und 
gräflichen  Familien  und  den  Vertretern  derslan de s- 
herrlichen  Ge  ni c i n s  c  h  n ften.  auf  deren  Besitzungen 
voi  iiials  eine  Reichs-  oder  Kreistags-Stimme  ge- 
ruht hat.« 

Eine  ausdrückliche  Bestimmung  über  die  Folgen  der  Ver- 
flusserung  einer  StandesherrschafI  findet  sich  weder  in  der  wttit- 

tembergischen  Verfassungsurkunde,  noch  in  einem  württeinber- 
gischen  Gesetz.  Gleichwohl  glaubt  Mohl  in  dem  angfeführten 
Werke  (2.  Auflage  S.  469  und  i73)  aus  jener  Bestimmung  der 
Verfassung  die  Consequenz  ableiten  zu  dürfen^  dass  die  standes- 
herrlichen Vorrechte  im  Falle  des  Uebergangs  der  Standesherr- 
schaft auf  einen  persönlich  Nichtberechligten  während  der  Besitzes- 
daucr  des  letzteren  blos  ruhen  und  durch  die  Erwerbung  des 
Besitzt  s  vonseiten  eines  persönlich  Berechtigten  wieder  aulleben. 
Zugleich  beruft  sich  dieser  Schriftsteller  hiebei  auf  den  Art.  27 
des  Gesetzes  vom  25.  April  1828  in  Betreff  der  öffentlichen  Ver- 
hältnisse der  israelitischen  Glaubensgenossen ,  welcher  zunächst 
auf  den  Erwerb  von  Ritteigütem  Seitens«der  Araeliten  sich  be- 
zieht, und  also  lautet: 

»Der  Israelite  kann  Häuser  und  liegende  Guter,  seien  es 
einzelne  Stücke  oder  geschlossene  Höfe,  auch  Lehengüter  jeder 
Art  zur  eigenen  Bewirthschaftung  erwerben.  Die  mit  dem  Guts- 
besitze etwa  verbundenen  Patronatrechte,  Oerichtsbar- 
keits-  und  Polizeirechte  können,  so  lange  sich  das 
Out  in  dem  Besitz  eines  Israeliten  befindet,  nicht 
ausgeübt  werden:  die  auf  dem  Besitze  jener  Rechte  ruhen- 
den dinglichen  Verbmdlichkeiten  hat  derselbe  dessenungeachtet 
umnangelhaft  zu  erfüllen.« 

So  wenig  nun  Mohl  verkennt,  dass  ein  pensdnttch  Nicht* 
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berechtigter  im  Falle  der  Erwerbung  einer  standesherriichen  Be- 
sitzang  för  sieb  dnrchaus  keine  Ansprttche  auf  die  AvsQbiuig 
standesberrlicber  Rechte  machen  könne,  so  glaubt  er  doch,  dasui 

„weder  ein  ausdrückliches  würltenibcrgisches  Gesetz,  noch  auch 
nur  die  Analogie  eines  solchen  zu  der  Annahme  berechtige,  dass 
die  während  eines  solchen  Besitzes  ruhenden  Hechte  nicht 
wieder  aufwachen  durch  den  Uebergang  in  die  Hände  eines  auch 
penöalii^  Bdrtüi^tlgten.  Im  Gegentheile  spreche  die  Anak>gie  der 
in  de^flisiliyr'iB^es  nichl^adeligen  Besitzers  oder  eines  Israeliten 
ruhenden  Rechte  der  Rittergüter  auf  das  Bestimmteste  für  das 
Wiederaufleben.  Die  frühere  Berechtigung  zu  einer  Reichs-  oder 
Kreistags-Stimme  sei  eine  Thatsache,  welche  durch  spätere  Vor- 
fflUe  nicht  aufgehoben  werden  könne.  Mit  dieser  Thatsache  ^  in 
Verbindung  mit  einer  zweiten,  nfimlich  der  Abstammung  aus  «ioiBr 
gewissen  Anzahl  von  Familien,  habe  aber  die  Verfassungsurfconde 
bestimmte  Rechte  verbunden.  Wenn  beide  Thatsachen  nun  wirk- 
lich zusamnientretfen ,  so  müssen  auch  die  Rechte  da  sein.  Nur 
eine  förmliche  Aenderung  eines  Yerfassungspunktes  könne  hierin 
etwas  Anderes  bestimmen;  eme  sokhe  sei  aber  noch  ucht  er- 
folgt.*  Wenn  Mohl  auch  S.  469  zugibt,  dass  neue  Standesherm 
vom  Könige  nicht  creirt  werden  können,  so  niiinmt  er  aus  den 
angegebenen  Gründen  doch  an.  dass  solche  mittelst  Erwerbung 
eines  ehemaligen  Ileichsstaates  von  Seite  eines  Abkömmlings  einer 
bisher  in  Württemberg  nicht  angesessenen  standesherrlichen  Familie 
entstehen  können. 

Ein  anderer Vttrttembergischer  Rechtslehrer,  Reyscher,  in 
seinem  wtirttembergischen  Privatrecht  behandelt  diese  Frage 
gleichfalls  (Band  I.  ^  135).  Den  Fall  der  Veraiisserung  einer 
Standeshen-schalt  an  ein  ebenbürtiges  Familienglied  beurlheilt  der- 
selbe ganz  wie  Klüber  (Vgl.  oben  Abschnitt  11).  Von  einer  Ver- 
ftusserung  ausserhalb  der  Familie  dagegen  wird  gesagt,  dass 
die  auf  den  verfiusserten  standesheirfichen  Domamen  hafkenden 
Vorrechte,  insbesondere  das  der  Landstandschaft  auf  den  neuen 
Erwerber  nur  unter  der  Voraussetzung  übergehen,  dass  derselbe 
dem  hohen  Adel  angehöre  und  das  Staatsoberhaupt  den 
Uebergang  jener  Vorzüge  genehmige,  während  nach  der 
Ansicht  Reyschers  die  lehens-  und  grundherriichen  Rechte,  mit 
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Eiii$dilii88  des  dmg^lidien  Patronatreclito,  mit  den  Domänen  auf 

jeden  auch  einen  bürgerlichen  Erwerber  übergehen,  da  sie,  wenn 
scliuii  in  \  (  i  hiiiilniitf  nnl  den  anüel'nhrten  staalsrechüit  lini  Vor- 
zügen beütatigi,  doch  nichl  auf  einer  peisönlichen  Befreiuug,  son- 
.dem  auf  einem  allgemein  gültigen  Rechtstitel  beruhen,  welchen 
auoli-  der  Singularsuccessor  für  sich  anfilhren  könne. 

Wir  sehen,  dass  die  Ansichten  dieser  beiden  Rechtslehrer 
mit  denjenigen  Grundsätzen  nicht  äbereinstinnnen ,  welche  wir 
oben  lur  d;^  gtaieine  deutsche  Staatsrecht  nK  die  rirliliiifri  he- 
zeichnet  haben.  Unsere  Aufgabe  ist  es  nun,  nachzuweisen,  ob 
die  von  uns  aus  dem  Buudesrechte  entwickeilen  Frincipien  durch 
die  Bestimmungen  des  württembergischen  Pailikularrechts  Hodi- 
fi|E|iftionon  erieiden  und  bejahenden  Falls,  welches  diese  Modifi- 
kationen seien. 

In  der  würlh mherüfischen  V  er  fas suuff  s  -  U  r  k  im  d  c  Uunntn 
wir  eine  Abandt  lung  jener  allgemeinen  bundesrechllichen  Prin- 
^ii^i^en  in  keiner  Weise  erkennen.  Denn  man  muss  annehmen, 
\dlisa  diese  Verfassung,  wenn  sie  das  den  Standesherm  in  der 
Bundes  acte  zugesicherte  Standschaftsrecht  zur  Ausführung 
bringen,  wenn  sie  also  auf  den  Grund  des  Bunde srechtes 
itiri(*n  ein  Stiimiiicchi  m  der  ersten  Kammer  der  SlinKicwi  siiniru- 
lung  einräumen  wollte,  hierbei  hinsitJillicli  des  W  esens  der  Mandes- 
herriichkeit  und  der  rechtlichen  ^^atur  der  standesherriichen  Privi- 
,  Jagien  überhaupt  und  des  Standschaftsrechts  insbesondere  —  ledig- 
1^  von  den  bundes  rechtlichen  Grundprincipien  ausgegangen 
sei.  -'Man  muss  dieses  jedenfalls  msolange  annehmen,  als  nicht 
die  gefireiitlicilio'e  Absicht  der  (Iruuder  der  Verfassuinj  nachge- 
wiesen werden  kann.  Ja  es  kormie  nach  dem  oben  t^AbscimiU  IV.) 
Aus[r('f'ü}irt(  n  sogar  die  Frage  aufgeworfen  werden,  ob  es  nur 
rechtlich  zulässig  gewesen  wäre,  in  einem  einzelnen  deutschen 
Staate:  partikularrechtlich  den  Begriff  und  das  Wesen  der  Standes- 
herrlichkeit in  ehiem  dem  Bnndesrecht  widersprechenden  Sinne 
festzusetzen.  Wir  kuiineii  nun  aber  m  lii  r  >\  m Hombergischen 
Verfassungsurkunde  auch  nicht  enll'ernt  *  tuen  Aidiaits[Hmkl  für  die 
Annahme  finden,  als  ob  derselben  die  Absicht  zu  Grunde  läge, 
an  den  bandesrechtiichen  Principien  —  insbesondere  bezüglich  der 
In  der  Bimdesacte  vorausgesetzten  speciellen  Beziehung  der  Standes- 
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berrtiehe&  Vonreelite  auf  das  vob  der  betreffendett  standeiherr- 

lichüii  Familie  bei  der  Hedialisining  innegehabteii  Tenitomm  — 
etwas  zu  ändern.  Wenn  der  oben  angeführte  12*)  „den  Häuptern 
der  iürstlichen  und  graflichen  Familien  und  den  Vertretern  der 
standesherrliohen  Gemeinscliaften,  auf  deren  Besitzungen  vormaU 
eine  Reichs-  oder  Kreistagsstimme  geruht  hat»*"  das  Standschafts- 
recht zuerkennt,  so  entspricht  dieses  dem  Art.  14.  Ut  b  der 
Bundesacte,  womach  die  Häupter  der  im  Jalve  1806  und  seitdem 
mittelbar  gewordenen,  vormals  reichsständischen,  gräflichen  und 
fürstlichen  Hauser  die  ersten  Standesherrn  in  dem  Staate,  dem 
sie  angehören,  sein  soflen.  Wir  finden  in  der  Yer£assungs- Urkunde 
aar  Eine  —  fttr  die  vorhegende  Frage  übrigens  nicht  weiter  in 
Betracht  kommende  —  Bestimmung,  welche ^  wenn  man  will, 
gegenüber  von  der  Bundesacte  als  eine  ausdehnende  Erklärung 
des  Sinnes  der  letztem  aufcciasst  werden  kann,  deren  Richtigkeit 
sich  übrigens  vom  Standpunkte  des  allgemeinen  deutschen  Staats- 
und Bundesrecbtes  aus  bezweifeln  lässt.  Wir  meinen  die  Bestim- 
mung über  die  Gleichsteflung  der  Besitsungen  der  Mediatisirten,  auf 
denen  Mos  Kreis  stimmen  hafteten ,  mit  solchen,  auf  vrelch^ 
Reichs  tagsstimmen  ruhten.  Bekanntlich  wer  nSmlich  nach  den 
Grundsätzen  des  frühem  deutschen  Staatsrechts  zwar  die  Kreis- 
standschaft  eine  Bedingung  der  He  Ichs  standschaft,  aber  nicht 
umgekehrt,  wesshalb  es  Territorien  geben  konnte,  worauf  blos 
Kreis  standschaft,  nidit  auch  ReichsstandschafI,  haftete.  Im 
Uebrigen  aber  hat  die  Verfassungs-Urknnde  in  Beaehung  auf  das 
Wesen  und  die  Voraussetzungen  der  Standesherrlichkeit  offenbar 
die  bundesrechtlichen  Grundsätze  zur  Voraussetzung.  Diess  er- 
kennt auch  Mo  hl  an,  wenn  er  a.  a.  0.  S.  471  sagt:  »Die  in 
§120  von  der  Verfassungs-Urkunde  gebrauchten  Worte:  gräfliche 
und  fürstiiche  Familien  lassen  zwar  an  und  für  sich  auch  die 
Deutung  zu,  als  ob  jede  mit  diesen  Titeln  jetzt  versdiene  Familie, 
welche  aus  irgend  einer  Ursache,  z.  B.  durch  Kauf,  in  den  Besitz 
solcher  Güter  kam,  mü  dem  einst  eine  Rcichstagsstimme  gemht 
hat,  aut  die  Standesherrlichkeit  in  Württemberg  Anspruch  machen 
könne.  Allein  es  ist  zu  bemerken,  dass  das  ganze  Recht s- 
▼erhaltniss  der  lätandesherren  lediglich  auf  den  Be- 
stimmungen des  Art  14  der  Bundesacte  beruht»  wie 
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diess  von  allen  Seiten  unzahiigeuiale  erklärt  und  anerkannt  worden 
ist;  die  Bundesacte  aber  spricht  nur  von  den  ehemaligen  jetzt  mit- 
telbar gewordenen  Reichs  stft  ad  en,  d.h.  also  regierenden 
Reichsgrafen  und  Reichsfüraten.    Durch  diese  Bestimmung  der 
Bundesacte  sind  namentfich  auch  blosse  Personalisten  -  Familien 
ausgeschlossen,  indem   dieselben  Reichsstandschart  nie  gehabt 
haben.    Selbst  wenn  eine  solche  Familie  seil  dem  Untergange 
des  Reichs  eine  ehemalige  reichsständische  Besitzung  erwoiben' 
haben  soHte,  kann  sie  nicht  zu  den  Standesherm  gerechnet  wer- 
den, da  sie  durch  diese  sp&tere  Erwerining  in  einien  niclrt  inehr 
bestehenden  Rechtsstand  nicht  rückwärts  einzutreten  vermag.«  r 
-  Aus  demselben  Grunde,  wesshalb  bei  den  in  §  129  der 
Yerfassungs-Urkunde  genannten    gräiUcheu  und  furstUchen  Fami- 
lien« nach  Maassgabe  der  Bundesacte  vorausgesetzt  werden  bhiss, 
4p||tiMi6lie  zu  den  »im  Jahre  1806  und  seitdem  mittelbar  gewor- 
iiääii  diemaBgen  ReichssUinden«  gehören ,  mttssen  wir  auch  die 
Worte  des  §  129 :  *auf  deren  Besitzungen  vormals  eine  Reichs- 
oder Kreistagsstimme  greruhl  hat«  in  tlein  Sinne  autlassen,  dass 
die  betr.  Familie  zur  Zeit  ihrer  Suhjection  unter 
die  württembergische  Staatshoheit  wegen  der  frag- 
liehen  Besitzungen  eine  Reichs-  oder  Kreistags-Sthnme 
anszuüben  hatte.  Denn  wir  haben  oben  (IR.  Abschnitt)  gesehen, 
dass  die  Buiidesaite,  welche  als  die  eigentliche  Grundlage  des 
standesherrlichen  Rechtszustandes  zu  betrachten  ist,  den  vormals 
reichs  ständischen   FaimÜen   nur   bezüglich  derjenigen 
reichsstftndischen  Besitzungen,  womit  sie  mediatisirt 
worden  sind,  die  standesherrfichen  Rechte  zugestehen  wollte. 
Bs  nrass  hienach  auch  für  die  Ausübung  des  standesherrltchen 
Standschaftsrechts  im  Sinne  des      129  der  Verfassungs-l  [Runde, 
wie  für  die  Fortdauer  der  Standesherrlichiveit  überhaupt,  nach 
Maassgabe  der  Bundesacte  als  wesentliche  Voraussetzung  ver- 
langt  werden,  dass  sich  die  Beziehung  der  standeshenlichen 
Familie  zu  ihrem  vormaligen  Reichsstaate  nicht  geändert 
habe,  dass  In  dieser  ffinsicht  derselbe  Rechtszustand  „als  em 
gleichförmig  bleibender"   ununterbrochen  fortbestanden 
halu' ,  wie  i  r  zur  Zeit  der  Mediatisirung  vorhanden  war.  Hat 
dieses  Rechtsverh&itniss  sich  geändert,  ist  also  die  Standesherr- 
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scfiafi  «Qsserhalb  der  betreffenden  standeslierrliclien  Familie  ver- 

äussert  worden ,  so  ist  eben  damit  auch  die  standesherrliche 
Qualität  dieser  Besitzung  erloschen,  die  Familie  hört  auf,  dem 
württembergischen  Staate  als  eine  standesherrliche  anzugehören 
und  verliert  ihr  Standschaftsrecht^  weil  die  ratio  legis  weggefallen 
ist,  welche  nach  dem  Bande  Brechte  und  nach  dem  hier 
lediglieh  zu  dessen  Vollzug  dienenden  Landes- 
rechte der  Verleihung  der  Standesherrlichkeit  zu  Grunde  liegt. 

Die  Anniiliiiie  Mohls,  dass  nach  der  Württemberg.  Verfassung 
lediglich  die  Abstammung  von  einer  standesherrlichen  Familie  und 
der  Besitz  eines  Gutes,  worauf  früher  eine  Beichs-  oder  Kreis* 
tags-Stimme  iteruht  habe,  erforderlich  sei,  ohne  dass  es  darauf 
ankäme,  ob  diejenige  Familie,  welche  mit  diesem  Besitzthum 
raediatisirt  worden  sei,  sich  noch  im  Besitze  desselben  befinde  — ^ 
diese  Ansicht  scheint  uns  um  so  mehr  einer  nähern  Begründung 
zu  entbehren,  als  Mohl  selbst,  wie  wir  gesehen  haben,  auf  Seite 
471  zugibt,  dass  die  fragliche  Qestimmung  der  wQrttemberg.  Ner* 
fassungs-Uriiunde  im  Sinne  der  Bundesacte  aufzufassen  sei, 
»weil  da^s  ganze  Rechts verhältniss  der  Standes-«- 
herrn  lediglich  auf  den  Bestimmungen  des  Art.  14 
der  Bundesacte  beruhe.«  Mit  demselben  Hecht,  womit  , 
Mohl  aus  der  Bundesacte  das  Requisit  der  Angehörigkeit  zu 
einer  vorm^als  reichsst  find i sehen  Familie  subintelUgirl, 
glaid»en  wir  aus  derselben  das  Requisit  dar  fortdauernden 
Beziehung  dieser  Familie  zu  ihrem  vormaligen  Reichslande 
subintelligiren  zu  dürfen.  Wenn  ferner  Muhl  ebendaselbst  einer 
Personalist en-  Familie ,  welche  seit  dem  Untergänge  des 
Reiches  eine  ehemalige  reichsständische  Besitzung  erworben  haben 
soUte,  die  Standesberrlichkeit  abspricht,  »weil  sie  durch  diese 
spiltere  Erwerbung  in  einen  nicht  mehr  bestehenden 
Rechtsstand  nicht  rückwärts  einzutreten  ver- 
möge,« so  will  es  uns  bedanken,  dass  eben  dieser  (iiuiui  jenen 
Schriltsteller  auch  zu  dem  Resultate  hatte  führen  sollen,  dass  eine 
slandesherrliche  Familie,  welche  eine  solche  Besitzung  erst 
nach  der  Media tisirung  durch  Kauf  oder  Oberhanpi  im 
Wege  der  gewöhnlichen  Verttusserung  erwirbt,  bezüglich  dieser 
Besitzung  keine  standesherrlichen  Rechte  erhält,  dass  sie  ibo 
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insbesondere,  wenn  sie  bisher  dem  Württemberg.  Staat  als  Standes^ 
herrliche  Familie  nicht  angehört  hat.  auf  einen  solchen  Besitz- 
Erwerb  den  Anspruch  auf  Slandesherrlichkeit  in  Württemberg 
nicht  gründen  kann.  Denn  würde  man  ihr  die  Standesherrlich- 
keit zugestehen,  so  würde  man  sie  auch  eben  damit  auf  den 
Grund  einer  solchen  spätem  Enverbung  *in  einen  Rechts- 
stand rückwärts  eintreten«  lassen,  welcher  nachdem 
früher  Ausgeführten  lediglich  als  ein  historischer  erscheint 
und  eben  desshalb  nicht  willkührlich  neu  begründet  werden  kann, 
vielmehr  gerade  darauf  basirt  ist,  dass  das  historische  Verhällniss 
zwischen  der  Familie  und  ihrem  reichsständischen  Familienbesitz 
unverändert  fortbestanden  habe.  Man  könnte  uns  vielleicht  ent- 
gegenhalten wollen,  es  bestehe  zwischen  der  Erwerbung  durch 
eine  Pe  r  son  a  listen  -  Familie  und  zwischen  derjenigen  durch 
eine  standesherrliche  Familie  insoferne  doch  ein  Unterschied, 
als  die  letztere  bereits  standesherrliche  Rechte  habe.  Diesen 
Unterschied  verkennen  wir  keineswegs ;  allein  man  wird  uns 
auf  der  andern  Seite  auch  zugeben  müssen,  dass  nach  der  Mohi'- 
schen  Ansicht  einer  Familie,  welche  bisher  dem  Staate  Württem- 
berg nicht  als  standesherrliche  angehörte,  auf  den  Grund  einer 
von  ihr  nach  dem  Untergange  des  deutschen  Reichs  erworbenen 
Besitzung,  für  welche  ihr  in  der  Bundesacte  keine  slandesherr- 
lichen  Rechte  eingeräumt  sind,  die  Standesherrlichkeit  in  jenem 
Staate  zugestanden,  dass  sie  also  rückwärts  in  einen  Rechtsstand 
eintreten  würde,  welcher  zur  Zeit  der  Mediatisirung  für  sie  be- 
züglich dieser  Besitzung  nicht  bestanden  hatte ,  während 
doch  die  Bundesacte  nur  den  damals  vorhandenen  Rechtszustand 
im  Auge  haben  konnte.  Das  Standschaftsrecht  würde  nach  dieser 
Ansicht  auf  eine  andere  Familie  ohne  Weiteres  übergehen,  unge- 
achtet nach  den  Grundsätzen  des  frühern  deulschen  Staatsrechts 
die  Reichs  standschaft  nicht  eo  ipso  mit  der  Ei*werbung  der 
reichsständischen  Besitzung  auf  den  neuen  Erwerber  überging, 
sondern  nur  mit  besonderer  Zustimmung  der  damaligen  Reichs- 
gewalt durch  eine  förmliche  Prorogation  übertragen  werden  konnte, 
ungeachtet  femer  von  einer  solchen  Prorogation  jetzt  nach  Auf- 
lösung des  deutschen  Reiches  nicht  mvhr  die  Rede  sein  kann. 
Also  auch  in  dieser  Beziehung  wäre  die  Sache  so  anzusehen ,  wie 
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wenn  die  fragliche  Familie  »in  einen  nicht  mehr  bestehenr 
den  Rechtsznsland  rückwärts  eintreten«  wQrde;  es 

würde  die  Begründimg  eines  Rechtsverhältnisses  noch  als  möglich 
vorausgesetzt,  während  doch  die  Voraussetzuugon ,  welche  hiezu 
wesentlich  erforderlich  wären,  gar  nicht  mehr  voriianden  sind. 

Mit  Recht  ist  in  der  oben  angeführten  Behandlung  von 
G  esslers  »üher  das  Landstandschaflsrecht  der  Standesherm«  auch 
darauf  hingewiesen  worden ,  dass  die  vom  KMg  ernannten  erb* 
liehen  Mitglieder  der  Kammer  nichts  als  eine  Nachbildung  der 
standesherrlichen  Mitglieder  seien  unti  dass  bei  iluieu  das  Stand- 
schaflsrecht  nicht  auf  anderem  Wege,  als  demjenigen  der  haus- 
gesetzlichen Erbfolge  übertragen  w<»den  könne,  sowie  dass  üi 
mehreren  Bestimmungen  der  Verfassungsurkunde  C§  134.  1560 
die  Standesherrn  mit  diesen  vom  KMg  ernannten  erblmhen  Hit- 
gliedern  unter  dem  gemeinschaftUchen  Namen :  » erbliche  Mit- 
gheder «  begriffen  sein.  Wenn  aLu:li  in  diesen  Verfassungs- 
paragraphen eine  dispositive  Bestimmung  darüber  nicht  ge- 
funden werden  kann,  dass  das  Standschaftsrecht  auf  keinem  andern 
Wege,  als  demjenigen  der  Erbfolge  in  das  standesberrliche  Be* 
sitzthum,  auf  einen  Andern  übergehen  kdnne,  wenn  insbesondere 
zuzugeben  ist,  dass  die  Verfassungsurkunde  an  den  angegebenen 
Stellen  durch  die  Bezeichnung  »erbliche  Mitglieder«  zunächst 
hauptsächUch  den  Gegensatz  gegen  die  vom  Konig  ernannten 
lebenslänglichen  Mitglieder  ausdrücken  woUte,  wie  denn  ins> 
besondere  auch  die  Prinzen  des  kgl.  Hauses  unter  den  eiblichen 
Mitgliedern  in  diesem  weitem  Sinne  begriffen  sumI,  so  Ulsst  sich 
doch  aus  jener  Bezeichnung  wenigstens  so  viel  entnehmen,  dass 
die  Verfassungsurkunde  bei  den  stitmleslu  irlichen  Familien  gleich 
wie  bei  den  vom  iiönig  ernannten  erblichen  Mitglieiiern  eine 
regelmässige  Vererbung  des  Stimmrechts  innerhalb 
der  Familie  stilUchweigend  vorausgesetzt  habe,  in- 
dem sie  sonst  nicht  wohl  auf  jene  gemeinsame  Bezeichnung  ge- 
kommen wäre.  Auch  die  Prinzen  des  königlichen  Hauses  kdnnen 
von  der  Verfassung  ganz  wohl  als  erbliche  Mitglieder  bezeichnet 
werden,  insofenie  sie  als  MitgUeder  des  kgl.  Hauses  geborne 
Stimmführer  in  der  ersten  Kammer  sind,  ihr  Stimmrecht  also  mit 
Fug  und  Recht  als  eui  in  der  küniglichen  Familie  auf  sümmtUche 
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Yoiyftlirige  MiiMii  sich  fortvererbendes  ao^awt  werden  kann. 
Audi  die  dingliche  Grundlage  fehlt  hei  den  k.  Prinzen  keineswegs, 
hwofeni  in  WOrtlemberg  bekanntlich  ein  bedeutendes^  der  könig- 
lichen Familie  als  Privalei^efilliinii  ffeh()rit(es  Fariiilien  1  i  l  ■icoiumiss 
bcjstclU.  tieööt;«!  Vt'ivvaUuiig  mit!  ilenuUung  dem  Kv\uii  /ukomiiiL 
Dass  sodann  das  Rcchtsverhaltniss  der  voui  König  eifiiumleu  erb* 
liehen  Jbtgiieder  demjenigen  der  Standesherm  möglichst  nachge- 
biidbi'  ist,  ergibt  sich  schon  aus  §  130  der  Verfassungs-Urkunde, 
wdnaeh  als  Voraussetzung  för  die  königliche  Ernennung  neben 
der  Angehörigkeit  zum  slandeslieniirhen  oder  rillerschaniichon  Adel 
der  Bc/iii)  (mikt  jiilulicheu  rciatJii  iioalt^  vuü  liOüU  il.  aus  eiuciu, 
mit  Fide ICO iii  Ulis s  belegten,  nach  dem  ftechte  der 
Erstgeburt  sich  Tererbenden  Grundvermögen  im 
KMgieicfr  verlangt  wird,  also  ein  Grundbesitz,  der  in  ganz  ähn- 
Meher/  Weise  und  unter  ganz  ähnlichen  rechtlichen  Verhältnissen 
als  erblit  htji  i  aiu  i  1 1    n  b«?  s  ilz  erscheint,  wie  Solches  bei 
il<  n  vonuais  reichsstandiM  lieu  Besitzungen  der  Standesherrn  der 
Fali  ist  r  Diese  Analogie  des  beiderseiligeji  Kechtsverhallnisses 
hfingl  es  audi  mit  sich,  dass  in  ^  166  der  Yerfassungs-Urkunde 
daat'Stunnfibertragungsrecht  den  Standesherrn  und  den  übrigen 
erbiehen  Mitgliedern  ganz  in  derselben  Weise  eingeräumt  wird. 
• <Wir  möchten  iihrisfens  auf  eben  diese  Bestiiuuiung  des  ij  ir>(i 
noch  besüiitlt  I  S  auiiiit  iksani  machen,  in  sofern  dieselbe  aiu  li  noch 
in  anderer  Hiclidmir  einen  Anhaltspuukt  dafilr  bieten  dürfte,  dass 
die>r^fessung  die  Erblichkeit  des  StandschalWechts  der  Slandes- 
hemi^Üs  etwas  sich  von  selbst  Verstehendes  angesehen  hat. 
Wlfagettd  nämlich  in  der  württembergischen  Verfassung  die  Regel 
beÜehlv  dass  die  iMitirlieder  beider  ivtim-ihTn  ihr  Slimnirecht  in 
Person  ausüben,  htixsl  tiS  in  ^  irx):   „iSur  den  erblichen  Mit- 
gliedern der  ersten  Kammer  ist  gestallet,  ihre  Stimme  einem 
andern  .  in  4er  Versammlung  anwesenden  Mitgliede  dieser  Kammer 
oder v^iefli  Sohne,  oder  dem  sonstigen  präsumtiven 
üaehMfer  in  der  Standesherrschafl  zu  übertragen. 
tHMmt  besondere  Recht  der  Stimmubertragung  kann  auf  gleiche 
^^eisp  iiiK  Ir  für  einen  wegen  Uinuirjaltugkcil  oder  an<leror  per- 
söulicliei  Lniahigkeil  unter  Vonnundschalt  stehenden  Staudesherm 
voA-deaseii.  Vormund  ausgeübt  werden." 
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Man  wird  uns  zugeben,  dass  die  Gründer  der  YerfassongS'^ 
Urkunde  anf  den  Gedanken  einer  Stimmüberir agung  »an 
den  präsumtiven  Nachfolger  in  der  Standesfaerr- 

schall  liuliL  wohl  hätten  kommen  können,  wenn  sie  nicht  eine 
Vererbung  des  Standschaftsret  liLs  mit  dem  standesherriioiien  Besitz 
in  der  standesherrlichen  Familie  vorausgesetzt  hatten.  Der  prä- 
sumtive Nachfolger  wird  wegen  seiner  nahen  Beziehung  zu  der 
standesherrlichen  Besitzung^  welche  nach  dem  AMeben  des  der- 
zeitigen Inhabers  im  Wege  der  hausgesetzUchen  Erbfolge  auf  ihn 
übergehen  wird,  als  dasjenige  Glit;d  der  slandesherrlichen  Familie 
bezeichnet,  welchem,  ausser  den  in  der  Versammlung  anwesenden 
Kammermitgliedem,  allein  die  Stimme  lür  die  betr.  Standesherr- 
schafi  übertragen  werden  kann.  Wahrend  also  im  Uebrigen  der 
Grundsatz  gilt,  dass  nur  wirkliche  Hilgüeder  der  Kammer  eine 
übertragene  Stimme  führen  kdnnen,  wird  ausnahmsweise  der 
präsumtive  Nachfolger  in  der  S landesherrschaft,  obschon  er 
noch  nicht  Kam  mermi  tsrii  ed  ist,  als  Stellvertreter  des 
Slandeshenn  in  der  Standeversammlong  zugelassen,  was  nach 
feststehender  Praxis  in  analoger  Weise  auch  auf  die  präsumtiven 
Nachfolger  der  vom  König  eniannten  erblichen  Mitglieder  ange- 
wendet winL  Bs  wird  also  gleichsam  dhsjenige  Verhflltniss  anti- 
cipirt,  in  welches  dieser  Stimmführer  künftig  auf  den  Grund 
des  Erbrechtes  eintreten  wird ;  es  wird  ihm  das  Recht  zugestanden, 
die  Stiiume,  welche  er  später  nach  dem  Ableben  des  jetzige 
Besitzers  aus  eigenem  Rechte  führen  vrird,  jetzt  schon  als  eine 
übertragene  im  Namen  des  gegenwartigen  Besitzers  auszuüben. 

Eine  solche  Stimmübertragung  an  den  noch  nicht  selbst 
iitinunberechtigten  Besitznaclifolger  konnte  aber  doch  wohl  nur 
zugelassen  werden,  wenn  uian  das  Standschaftsrecht  und  damit 
die  Standesherrlirhkeil  überhaupt  als  ein  Rechtsverhältniss  ansah, 
das  in  der  betr.  FamUie  zugleich  mit  der  standeshenlichen  Be- 
sitzung auf  den  hausgesetzlich  Brbfolge-Berechtigten  übergeht, 
wenn  man  also  diese  Besitzung  und  das  damit  verbundene  Stand- 
schaflsrecht  wesentlich  in  ilii  er  Beziehung  zu  der  fraglichen  Familie 
auffasste.  Jedenfalls  wird  sich  nicht  wohl  bestreiten  lassen,  dass 
hierin  ein  weiteres  Indicium  dafür  liegt,  wie  wenig  die  Verfassungs- 
Urkunde  die  Absicht  hatte,  an  den  Grundsätzen,  die  wir  oben 
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hinsicbtlich  der  Folgen  der  Verliusserung  einer  Standesberrschaft 
ans  dem  Bundesrecht  abgeleitet  haben,  in  dem  Sinne  etwas  z« 
ftndem,  als  ob  nun  die  in  der  Bondesacte  vorausgesetzte  ununter- 

brochene  Beziehiitij;  der  standesherrlichen  Familie  eu  ihrer  vor- 
iiials  itjichsstän<lisclien  Besitzung  nicht  mehr  als  wesontliche  Vor- 
aosselzung  der  Slamleölici  liiclikeit  venia ngi  würde. 

Dass  die  Annahme  Muhls  a.  a.  0.,  wonuch  die  Standes- 
heimlichen  Rechte,  und  unter  diesen  insbesondere  auch  das  Stand- 
sobaflsrecht  während  des  Besitzes  eines  persönlich  Nichtberecb- 
tigten  ruhen  und  erst  beim  Ueberganfr  in  die  Hände  eines  per- 
sönlich bereclitiuti  n.  d,  h.  zu  »Mner  sf;iiul<  ^litiilu  htn  i  aiiiiüe  ge- 
hörigen Enverbers  wieder  autl«  bin  siillen  —  nach  iem  Bundes- 
l^chte  so  wenig,  als  nach  dem  frühern  Heichsstaut^ruchte  sich 
begründen  lasse,  haben  wir  schon  oben  gesehen.  Es  scheint 
aocii,  dass  jener  Staatsrechtslehrer  seine  Annahme  nicht  sowohl 
auf  das  Bundesrecht  als  vielmehr  auf  das  württembergische  Par- 
li(  iihii  Küchl  stützen  will.  Wenigstens  können  wir  in  seinem 
Werke  eine  bundesrechtiiche  Begründung  hiefur  nirgends  ündeu. 
Dagegen  beruft  er  sich,  wie  wir  gesellen ,  auf  die  Analogie  des 
iii  Wfirttemberg  bezüglich  der  Rittergüter  geltenden 
Graidsatzes,  wonach  die  mit  denselben  verbundenen  Rechte  »in 

m 

den  Httnden  eines  nicht-addigen  Besitzers  oder  Israeliten^  als 

ruhend  zu  belraclilcn  seien.  Um  dieses  Argumenl  luihci  zu 
wiü"digen,  müssen  wir  einen  kiii'/en  lyeherblick  Uber  (iipjenigeu 
Gnmdsatze  geben,  welche  in  W  urttend)(^rg  bezüglich  der  Yer- 
hahniflse  der  Rittergüter  gelten.  Eine  kurze  Erörterung  dieser 
Veriiiltiiisse  dürfte  in  diesem  Zusammenhang  um  so  mehr  von 
Interesse  sein,  als  sie  uns  zeigen  wird,  dass  auch  die  in  Betreff 
der  Bittergüter  geftt  lulen  (irundsätze  mit  (hüii  von  uns  im  Bis- 
herigtiu  gewonnenen  Hesultale  kcineswcirs  im  M  uiers|»rucli  stehen, 
sondern  vielmehr  in  gewisser  Hinsicht  zur  Bestätigung  desselben 

Bekanntlich  hat  die  Bundesacte  in  Art.  14  auch  der  vor- 
maligen Reichsritterschaft,  oder,  wie  sie  sich  ausdrückt, 

»dem  ehemaligen  Reichsadel.*  dessen  Verhaltnisse  in 
der  Hheinbutidesacle  ganz  mit  SlilLscliweigeii  übergangen  sind, 
gewisse  Rechte,  zugesichert,  nämlich  die  Aufenlhalbfreiheit  und 
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das  Recht  der  Autonomie  in  derselben  Weise,  wie  den  Standes- 
fcerm,  und  ausserdem  noch  Antheil  der  Begüterten  an  der  Land- 
standschafl,  Patrimonial-  und  Forslgerichlsbarkeit ,  Ortspolizei, 
Kirchenpatronal  und  den  befreiten  Gerichtsstand.  Zum  Volbsug 
dieser  bundesrechtlichen  Bestimmungen  wurden  in  Württemberg 
nach  vorausirt'orangener  Veiständiffunor  mit  Vertretern  des  vor- 
maligen Heichsadels  die  Rechtsvtiiialliiis.se  des  letzteren  durch 
eine  iLönighche  Verordnung  oder  sogenannte  königliche  Declaration 
geregelt  —  Wenn  sdion  diese  Declaration  zunltchst  nur  als  eine 
die  staatsrechtlichen  Verhältnisse  des  vormaligen  Reich8-i> 
*    adels  betreffende  bezeichnet  ist,  so  finden  sich  doch  schon  Be- 
stimmungen darin,  welche  den  gesammten  ritterschaft- 
lichen Adel,  mithin  auch  den  nicht-reichsritterschaftlichcn  oder 
—  wie  er  auch  genannt  wird  —  den  altlandsässigen  Theil 
der  Rittenscfaaft  angehen.    Die  Declaration  hatte  hiezu  um  so 
mehr  Veranlassung,  als  schon  m  dem  Adels-Statnt  von  1817, 
welches  in  seiner  zweiten  Abtheilung  von  der  Ritterschaft  handoH^ 
kein  Unterschied  zwischen  dem  vormals  reichsunmittelbaren  lynd 
dem  alllandsässigen  ritterschatilicU<^ii  Adel  gemaciit  wurde,  und  • 
als  ferner  auch  die  Verfassungs-Urkunde  vom  25.  Septbr.  1619 
in  §  S9  alle  Mitglieder  des  ritterschallUichen  Adels  ohne  Unter- 
schied in  den  rittersehaftlichen  Corporationen  vereinigt  wissen 
will,  mithin  im  Wesentlichen  nur  Einen  ritterschaftlichen 
Adel  mit  gleichmässiger  Organisation  im  Auge  hatte.    Es  wird 
desshalb  auch  sogleich  an  der  Spitze  der  erwähnten  Declaration 
die  Bestimmung  der  Verfassung  wiederholt,  wonach  der  gesammle 
rittersehaftlicfae  Adel  des  Königreichs  in  jedem  der  4  Kreise  eine 
Körperschaft  bilden  soll,  auch  wird  in  §  1  der  Declaratto«  als 
Voraussetzung  fttr  die  Eigenschaft  eines  Mitgliedes  der  Ritterschaft 
und  für  den  Genuss  der  damit  verbundenen  Vorrechte  nur  der 
Besitz  eines  adeligen  Rittorguts  und  der  erblirhr  At]t'ls.stand  des 
Besitzers  verlangt,  so  dass  unter  diesen  Begritf  niM  bloss  der 
früher  reichsunmittelbare,  sondern  auch  der  altlandsüssige  Theil 
der  Ritterschaft  f&llt.  Ebenso  werden  in  §  47  der  Declaration 
als  adelige  Rittergüter,  welche  in  die  ritterschaftlidie  Reahnatrikel 
aufzunehmen  seien,  diejenigen  Guter  bezeichnet,  welche  »entweder 
alä  der  vormaligen  unmittelbaren  Reichsritterschail  einverleibte 
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Rittergüter  anerkannt,  oder,  wenn  sie  landsässig  waren,  als  privi- 
legirte  adelige  Freigüter  behandelt«  wurden,  und  es  wird  in  diesem 
Zusammenhange  ui  g  48  dem  König  das  Recht  zugestanden,  zu 
jeder  Zeit  andere  gegenwärtig  nicht  in  die  ritterschnflliche  Matrikel 
aufgenommene  Güter  zu  adeligen  Gütern  mit  den  nach  der  Ver- 
fassung damit  verbundenen  Rechten  in  Hinsicht  auf  die  Land- 
standschaft zu  erheben,  der  Gesetzgebung  aber  wird  das  Recht 
vorbehalten,  auch  die  übrigen  Vorrechte  der  Ritlergüter  zu  ver- 
leihen. 

Wenn  hienach  schon  die  Declaration  vom  8.  Decbr.  1821 
in  Uebereinstimmung  mit  dem  Adelsstatut  von  1817  und  mit  der 
Verfassungsurkunde  von  der  Voraussetzung  ausgieng,  dass  der 
gesammle  ritterschaftlichc  Adel  des  Königreichs  als  ein  Ganzes 
zu  betrachten  sei,  worunter  nicht  bloss  die  Angehörigen  des  vor- 
maligen Reichsadels,  sondern  auch  die  altlandsässige  Ritterschaft, 
überhaupt  sämmtliche  Besitzer  von  Rittergütern  gehören,  welche 
mit  erblichem  Adelsstand  versehen  und  in  den  ritterschaftlichen 
Corporationsverband  aufgenommen  sind,  so  war  es  diesen  Grund- 
sätzen ganz  entsprechend,  wenn  nunmehr  durch  die  königliche 
Verordnung  vom  24.  October  1825  die  Bestimmungen  der  erwähnten 
Declaration  ihrem  ganzen  Umfange  nach  auch  auf  den  altlandsässigen 
Adel  des  Königreichs,  jedoch  *gegen  Verzichlleislung  auf  die 
Patrimonial-Gerichlsbarkeit ,  Ortspolizei  und  Forstgerichtsbarkeit« 
ausgedehnt  wurden.  Da  auch  die  Angehörigen  des  vormaligen 
Reichsadels  auf  die  Ausübung  der  letztgenannten  Rechte  mit 
wenigen  kaum  in  Betracht  kommenden  und  später  immer  mehr 
reducirten  Ausnahmen  verzichteten  und  gleich  den  Angehörigen 
des  landsassigen  Adels  lediglich  in  die  Surrogatrechte,  welche 
die  Declaration  an  der  Stelle  jener  Patrimonial-Rechte  zugesteht, 
eingewiesen  wurden,  so  kann  man  wohl  sagen,  dass  vom  Stand- 
punkte des  Landesrechtes  aus  Ihatsächlich  ein  Unter- 
schied in  den  Rechtsverhältnissen  dieser  beiden 
Kategorien  in  Württemberg  so  gutatsnichtbestand 
und  auch  jetzt  nicht  besteht.  Die  Regierung  wurde  zu 
einer  solchen  Gleichstellung  wohl  hauptsächlich  durch  Gründe  der 
Politik  bestimmt.  Sie  wollte  wohl  einerseits  diejenigen  ritterschafl- 
Uchen  Familien,  welche  an  ihrer  Verbindung  mit  dem  vormaligen 
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Henoglfattiii  Württemberg  festgehalten  batten,  nicht  nngOnaÜger  be* 
handeln  als  diejenigen,  deren  Vorfahren  sich  dieser  Verbindung  ent- 

zog^en  halten,  und  sie  niussle  andererseits  schon  vom  Standpunkte 
tler  VerfassuuLTMu Kunde  aus.  welche  beide  Classcn  des  httersehaft- 
lichen  Adels  in  Emen  Stand  vereinigt  \viss(;n  wollte,  darauf  ge- 
führt werden,  diese  Glassen  durch  GleichsieUung  in  ihren  Rechts- 
verhfiltnissen  möglichsi  zu  Einem  Ganzen  zu  verschmelzen.  Aach 
im  Grossherzogthum  Hessen  ist  ähnlich,  wie  in  Wflrttem- 
berqr,  und  wohl  auch  aus  ahnlichen  Gründen,  die  vormals  reichs- 
unnullelbare  Hitlrrsrli;il  I  mit  der  hiiulsHssicfen  zu  Einem  Ganzen 
mit  gleichförmigem  Hechtszustande  veremigt  wurden. 

Die  Rechte  des  ritterschaftlichen  Adels,  welche  in  Württem- 
berg theils  noch  bestehen,  theils  bis  zu  der  neueren  Gesetzgebung 
der  Jahre  1848  und  49  bestanden  hatten,  sind  im  Wesentlichen 
folgende:  die  Bildung  einer  ritterschaftlichen  Corporation  in  jedem 
Kreise  zum  Behuf  der  Wahl  der  ritlerschaflli(  iieii  Abgvoi  ilueten 
in  die  Ständeversammlung  und  zur  Erhaltung  der  ritterschattlichen 
Familien,  das  Recht  der  Autonomie,  der  Aufenthaltsfreiheit,  gewisse 
Steuerbefreiungen,  welche  aber  durch  das  Gesetz  vom  18.  Juni 
1849  Ober  die  Ausdehnung  des  Amts-  und  Gemeinde-Verbands 
auf  sämmtliche  Theile  des  Staatsgebiets  aufgehoben  worden  sind 
(nämlich :  Befreiung  von  der  Wohnsteuer,  wenn  die  Ritterguts- 
i>esitzer  sich  auf  ihren  Gütern  aufhalten,  Steuerbefreiung  der  früher 
steuerfrei  gewesenen  Schlösser  und  der  dazu  gehörigen  Gebäude^ 
Freiheit  von  den  eigentlichen  Amtskörperschafls  -  und  Gemeinde- 
Lasten  bezüglich  der  früher  steuerfreien  Besitzungen),  Freiheit 
von  der  Verbindlichkeit  Ortsbürger  zu  sein  (gleichfalls  durch  das 
aiigtluhrte  Gesetz  aufgehoben),  befreiter  Gerichtsstand  (wck  her 
aber  durch  das  Gesetz  vom  17.  August  1849  auf  Gegenstände 
der  willkührlichen  Gerichtsbarkeit  beschränkt  ist),  die  sogenannten 
Surrogatrechte  der  Patrimonial-Gericfatsbarkeit  und  PoUzeirechte 
(welche  durch  das  Gesetz  vom  4.  Juli  1849  aufgehoben  sind). 

Was  nun  das  Verhfiltniss  bezüglich  dieser  Rechte  im  Falle 
der  Verausserung  eines  Ritlergutes  anbelangt,  so  sagt  hierüber 
der  §  Ol  der  Declaration  vom  8.  Dcbr.  1821  : 

»Personen  vom  Bürgerstand  sind  zwar  von  Erwerbung 
eines  Rittergutes  mit  den  damit  verbundenen  Real- 
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Rechten  und  ßeallasten  nicht  ausgeschlossen.  Sie  werden  aber 
Vorzüge  eines  Mitgliedes  der  RitterscfaafI  nicht 
i&leiilialt,  ehe  sie  in  den  erblichen  Adelastand  und  ui  me  der 
äm^  §  39  der  VeifaMungsorkunde  festgesetzten  litterschafttichen 
Corporationen ,  den  Bestimnrangen  des  §  40  dieser  Urkunde  ge- 
mäss, aufgenommen  worden  sind.« 

Fragt  man  zunächst,  was  unter  den  auf  jeden  bürgerlichen 
.Sit«erber  übergehenden  Real-Rechten  zu  verstehen  sei,  so  kann 
daMto'km  Zweifel  bestehen,  dass  die  leben-  nnd  gutsherr- 
Hjid^en^  Pxiratr echte  (welche  Ißirigens  durch  die  neueste 
•Ablösungsgesetzgebuiig  grossenth«ls  beseiiiot  sind),  sowie  das  ' 
Patronatrecht  mit  dem  Ritterffute  auf  jeden  neuen  Erwerber  über- 
gehen und  von  diesem  auch  ausgeübt  werden  kumien,  mag  er  adeli- 
gen oder  bürgerlichen  Standes  sein.  Nur  kann  selbstverständlich  das 
BlIlMMlmht,  so  lange  das  Gut  in  den  Händen  eines  Nicbt-Christen 
iMi  beeidet,  .nicht  geltend  gemacht  werden,  wie  dieses  auch  in 
4((m  schon  Hüher  angeführten  Art.  27  des  Gesetzes  über  die 
Rechti;vtTlialtnisse  der  Israeliten  ausdrücklich  ausgespruchon  ist. 
Ebenso  war  in  der  Praxis  in  Württemberg  niemals  darüber  ein 
Zweifel,  dass  die  —  im  Jahre  1849  aufgehobene  —  Exemtion 
4s|p  ehemals  steuerfrei  gewesenen  immatriculirten  adeligen  Güter 
Hilden  Amtskörperschafts-  und  Gemeinde-Lasten 
und  der  privilegirte  Gerichtsstand  bezüglich  dieser 
Güter  Liuf  jeden  Gutsnachlolger  überging  und  von  demselben 
auch  ohne  Unters  (  h  i  e  d ,  o  b  e  r  a  d  e  1  i  c  h  e  n  o  d  c  r  1)  ü  r  g  e  r  - 
liehen  Standes  war,  ausgeübt  werden  konnte.  I^ur  im  Falle 
4iS^9föfligen  Zerstückelung  eines  solchen  Gutes  wurde  ein  Er- 
lO^lMiiv  «MesOT  angenommen;  ebenso  guig  man  davon 

mfßi  dass^  «neebie  Realitäten,  welche  von  einem  Rittergute  losge»- 
rhiseti  werden,  die  Exemtion  und  den  befreiten  Gerichtsstand  ver- 
lieren, weil  ihnen  durch  eine  solche  Lostrennungr  ihre  seitherige 
Eigenschaft  als  Bestandtheile  des  Kittergutes  entzogen  wurde. 
I>lese  jQumdsütze  gelten  auch  jetzt  noch  in  Württemberg  bezüglich 
dü  -»^  seil  der  Gesetzgebung  von  1849  allein  noch  bestehenden 
biifireiten  Gerichtsstandes  fOr  Gegenstände  der  wflikohrlichen 
Gerichtsbarkeit  (vgl.  Art  6  des  Gesetzes  vom  17.  August  1849. 
§  1,  lit.  b,  Ziff.  3  der  Justi2aiovelle  vom  15.  Septbr.  1822). 

Zoitfcbr.  t  Staatsw.  1861.  II.  Ueft.  lÖ 
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'  Soweit  ein  Act  der  freiwilligen  G(*richtsbarkeil  <  /.  B.  Verpfandung, 
Insinuation  von  Verträgen)  sich  auf  ein  solches  früher  exemtes 
iaimatriculirtes  Rittergut  bezieht,  ist  nicht  die  gewöhnliobe 
fisMMiiMe^  der  GeiBemdenith  der  geiegeDeii  Siu^he,  soüdsiti 
der  bcireflettde  KreisgeriohlshoF  XDittadig,  und  swar  ««eil  dm, 
wenn  dieses  Rittergut  sich  in  den  Händen  «inee  Bttrf  er H eh«« 
befindet,  vorausofesetzt  nur  dass  das  fragliche  Gut  noch  als  (iauzes 
besteht  und  nitltl  liinrli  Zcrlriiiniiü  iiiiig  seine  RiUtirguls-(^)iiiilitnt 
verloren  hak  Es  werden  il*  jsshalb  auch  die  an  einen  ßnrgerhchen 
ala  (siinKea  v^erttiuiaertea  Aittergftter  in  der  rütersehaftüchen  Real- 
MatriM  fortgefiihrly  wogegen  im  Falle  einer  totalen  Zeratttckeliii% 
das  ganae  BesllatHuni 'in  der  Matrikel  geloscht,  im  FaHe  der  LoA>> 
trennung  einzelner  Bestandlheile  von  dem  Gan/.t^n  aber  diese  los- 
gerissenen Theüp  sofort  t \iiiati  inilii  l  werden. 

Was  sodann  die  Patriiuunial  R  fachte  tiexiehungsweise 
die  Surrogate. derselben  aniiekuigt  Cweiche  übrigens,  wie  beüeila 
bemerict,  durch  die  neuere  Gesetegebung  aufgehoben^  worto 
flind>  ao  konnten  diese  allerdings  von  einer  nicht  zum  rittw- 
Schaft  liehen  Adel  irehöriyfen  Person  nicht  ausfife^- 
ubl  werden.  Dagegen  lial  oiaii  zur  Zeit,  als  diese  Keehle  nuch 
befttanden^  unseres  Wissens  in  der  Regel  angenommen,  dass 
dieselben  durch  die  Yerdusserung  des  Ritterguts  —  sofern  natüriich 
letzteres  nichl  etwa  durch  Zerstückelung  seine  Ritterguts-On^MlM 
vertor  —  nicht  erloschen,  sondern  mit  dem  Gut  aufuien 
neuen  Erwerber  übergehen,  dass  sie  jedoch  wiilirernl  der 
üe&ilzesdauer  einer  nicht  zum  ritiet>ehdiilichen  Adel  gehungen 
Person  ruhen  und  erst  wieder  aufleben,  wenn  das  Ritter- 
^gut  wieder  in  die  Utode  eines  OuaÜficirten  gelangt.  Diese  Auf- 
fassung liegt  auch  dem  mehrgenannten  Art.  27  des  Israeüleiigeselaes 
SU  Grunde,  wonach  Gerichtsbarkeits-  und  Polizei*Rechte ,  so 
lange  sich  das  Gut  in  den  Händen  eines  Israeliten 
befindet,  uieht  ausgeubl  werden  können.  ü  mochten  zwar 
auf  diesen  GeseUes-Artikel  germie  kein  besonders  entscheidendes 
Gewicht  legen,  indem  der  Gesetzgeber  hier  offeni>ar  nur  die 
specieUea  Verhältnisse  der  Israeliten  im  Auge  hatte^  und  he»  dem 
Patronatreclit  lediglich  die  genaue  Beziehung  (Keses  Rechtes ^lulr 
christlichen  Kirche,  bei  den  Genchtsbarkeits-  und  PolLzei-Rechten 
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•ilMr  hanptsftohück  wohl  der  Umstand  mMMgebend  wnr^  dais  en 
Inraellt  in  Wfirtteinberg^  Äacli  der  bestehenden  Uebung  wedet*  ram 
Oberamterichter  noch  mm  Polizeibeamten  ernannt  werden  kam. 

Wir  möchten  um  so  wenigfer  diesem  Arlikel  für  die  vorliogfcnde 
Kr;i<xe  sriir  (M'ln'lilii'hi'n  W'tMlIi  Itrilrocii ^  alh  ilerticlbe .   soweit  es 
si(  Ii  um  die  Patririiuriial-Hechtt   liaikiült,  etwas  ganz  UebeHlüssiges 
bestimmt,  insofern  diese  Rechte  doch  anr  vtm'  einehi  Mi(gUed>dea 
4MMftdMillKelien  Adels  ausgeübt  werden  kiHmdn,  Wilhrend  «te 
jOiiilclief  Rittergutebesitaer^  wenn  'i^  auch«  deli  eüilichen  Adels- 
«da^habi&h  soHte.  nicht  wohl  in  die  rilterschaftliche  Matrikel 
iitid   damit   in   eine   ritlerschaflliche   Ciiriioraiioii  aulgenotjimen 
werden  kann,  welche  letztere  hauptsächlich  iiur  Ausübung  des 
«Bok'^  der  Verfassung  durch  das  ehristUohe  Roligions- 
t^fe'^iKAtnff^s  wesentlich  bedingten  stftndisohen  Wahl- 
tÜilti'lMetintmt  ist   Dagegen  mag  immeThin  zugegeben  werddi, 
1ill*»-4fer  Gesetzgeber  bei  Erlassunff  des  fraglichen  Artikels  Ten 
der  Anschauung  ausQfPüaiiiit'fi  s<m  .   dass  die  Falfiiiioiiial-Rechte 
durch  den  Uebergang  eines  Hilterguteß  in  die  Hände  eines  per- 
apänlich  Nicht-Qualificirten  nicht  verloren  gehen,  sondern  hitf  wih* 
4tkidi«lfer'*fiesilzesdauer  desselben  als  mhend  zu  betrachten  seien. 
.li^^'''Wati*iEUe  sonstigen  ritterschafUichen  Rechte  betrifft,  so  kann 
UMMtrliolri^liiri?  dem  Rechte  der  Autonomie  und  der  Aufent- 
haltsfreiheit ein  (;p!)(  r  'aiij'  auf  den  Besilznachfolger  niciit  in 
Frage  kommen :  ebenso  wenig  konnte  hievon  bei  der  früher  be- 
standenen Fn^iheit  von  der  VVohnsteuer  und  von  dem  persötttichen 
^imeUe^Verband  (von  der  Verbindlichkeit,  Ortsbürgeir  za  sein) 
41111^4^  ileni  befreiten' Gerichtsstand  fttr  die  Personen  nihd 
MMlAen  der  immatriculirten  Rittergutsbesitzer  die  Rede  Sehfi. 
Denn        w  ird  Niemanden  eiiilallcn .  diese  Rechte       solche  zu 
bezeichnen,  welche  in  rein  dinglicher  Weise  auf  dem  Gutsbesiiz 
niw^eiofaem  haften. 

'l^^^älftiii  ^ch  die  Theilnahme  an  dem  ständischen 
'MüÜJiOi^te  kann  nicht  als  ein  Recht  betrachtet  werden^  das 
ip  s  dem  Gutsbesitz  auf  einen  Andern  Ob  ergeh  e  n 
würde.  In  Beziehung  auf  dieses  \^  ah]I(  ^llt  bestuniut  iiamlich 
dei-  ß  der  Verfassungs-Urkunde,  dass  die  immatriculirlen 
RasUm«  ^iMi^  Tbeikehmer  der  Ritterguter  nach  den  4  Kreisen 
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des  Königreichs  aus  säinintlichen  MitgUedeni  der  riUerscUaftlichea 
Familien  1«S  Abgeordnete  in  die  sweite  Kamiaer  2tt.  wühlen  heben. 
Niu^h  §  ae  aber  bMdel  der  ritterscfaaftlidie  Adel  des  KönifreidiB 
nwi  -  Behuf  der  Wahl  seiner  Abgeordneten  in  jedem  der  4  Xreiae 

eine  Körperschaft,  und  nach    40  han^  die  Aufnahme  in  eine  diosci 
KorjK'i'schatten  von  ilircr  Ziisliiiiiiiuni]r  und  der  Genehmi^iiiia  des 
lümigs  ab.    Also  nicht  juder  Erwerber  «sioes  Rittergutes  weicher 
«rblichen  Adelsstand  besitzt,  erhält  ea  ipso  dnrch  diesen  BesHi^ 
Erwerb  das  stftndische  Wahlreeht,  sondern  es  bedarf  hieci»}^ 
AAem  ein»  AnftMhne  in  eine  ritterschafttiche  Oorporationy  weMe 
neljen  der  Zustimmung  der  letztern  durch  konis^lii     (it  iit  hmigung 
bedinirt  ist.    Ks  ist  min  zwar  bis  jetzt  eine  Organisaliun  der 
ritterschal tiictien  (.'orpuratiuueu  im  binue  der  Verfassungsurkunde 
auf  dem  Gesetagebungswege  ungeachtet  wiederholter  Versnche 
flicht  SU  Stande  gekommen.  Dagegen  wurde  gleichwohl  unieri 
Wissens  in  der  Praxis  stets  daran  festgehalten,  dass  cor  Regrö»- 
dung  des  Wahlrechts  die  Aufnahme  des  adelit  fu  n  Krwerbers 
eines  KilU  rgules  m  die  Kittr  i  sf  lmlls  -  Matrikel  durch  den  Kuiüg 
erforderlich  sei.    Diese  imrnatnculiruog  vertritt  gewisserniaassen 
die  in  der  Verfassungsurlawde  vorgesehene  Aufnahme  in  «idie 
ritterschaftlichen  Corporationen,  und  muss  sie  insolange  vertreten, 
bis  diese  Corporationen  geseUclioh  organisirt  sein  werden.  Wir 
sehen  also  hieraus  zur  Genüge,  dass  die  (iruiidhulze,  welche  bei 
den  mit  den  Ritt«  i uulein  vt;ii>ujidenen  eigenilichen  Real-Rechten 
gelten,  nicht  aul  das  ständische  Wahlrecht  angewendet  werden 
können,  dass  hier  von  emem  (Jebergang  auf  den  neuen  Erwerber 
bder  von  einem  Ruhen  während  der  Besitzesdauer  eines  persöifish 
Iificht-OuaUficirten ,  beaiehungsweisa  von  einem  Wiederaufleb^ 
bei  der  Erwerbung  eines  OuaHficirten  —  in  keiner  Weise  die 
Ucdt>  M'iii  kann,    l  iss   viclaidir  der  lieiitJigaiig  fines  Ritterguts 
auf  einen  adeligen      b,  luil  e r blich e m  Adelsstand  vRrsehenen) 
Erwerber  für  diesen  nur  einen  ^rund  dafür  abgeben  kann^  die 
Aufnahme  in  die  Ritterschafts* Matrikel,  bexiehungsweise  ür  die 
ritterscfaaftiichen  Corp(»rationen  nachausnchen ,  welche  fiadi  -  der 
A^erfassunars-Urkunde  von  der  Einwilligunty  der  letztem  und  der 
Zustifiiiinniu-  dr^  Kniitns  ;ddiiii)LM.  Auch  wenn  der  neue  Erwerber 
bereits  zum  iuiumtricukrten  ritterschaftlichen  Adel  gehören  soUt% 
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SO  müsste  er,  um  auf  den  Grund  des  neuen  Erwerbs  ein  Wahl- 
rtki»  1b  ^i>liie«k  ICrrtse  m  erwerben  ,  in  welchwer  bisher  ein 
tMuBi  '^«iel»  hatte >  nadi  der  Verfassung  er«t  die  Aufttafame  In 
dfoMÜir.'' diese»  Kreis  bestehende  Cor{H>ration  m  erwirken  suchen. 

Nachdem  wir  iiri  Bisherigen  die  Grundsätze  bezüßflich  der 
VcraussrTuiii»  von  liiltcrgulern,  wie  <?if*  in  W  iM  lIcfnficru  tx'slehen, 
dargestellt  haben,  geben  wir  zu  d«  i  Krage  über,  ob  in  diesen 
lei^niikBg^n  ein  zureichender  Grund  dafür  gefunden  werden 
Mb%  ^e'Modification  der  von  uns  in  Abschnitt  QI*  entwickelten 
iNndesrechtlichen  Principien  fiber  die  Veräiissening  einer  Standes* 
herrst  liafl  für  das  wüWteniberffische  Parlicuhirrecht  anzunehmen. 
Wir  mussL'ii  diesH  Fragfc»  cntschietieii  s ci  iit^im^n,  ja  wir  liiuicii  soL^ai" 
in  jenen  particularrecbUichen  Bestimmungen  eiue  Bestätigung  der 
MMdesi^chtlichen  Principien. 

^^->'Wir  faiiben  ndmlich  bereits  frither  ausgefahrt,  dass  nach 
f9gtKSf^-At&t\egung  der  Bundesacte  die  sogenannten  Patrimoniai- 

R echte,  als  mit  dem  Kigenthum  und  der  Grundherrlichkeil  zu- 
sammeiihaiigeJidt'  (it  i-c(  lil.«.;uji(\  ziio-Nrich  niit  der  ^lainle^iherrlicluMi 
Besitzung  auf  den  neuen  Erwerber  iibcrgehcn,  dass  sie  aber  mit 
dM^Moment,  wo  sie  aus  den  Händen  der  ursprünglich  berech- 
li({leiir''8tandesherrtichen  Familie  heraustreten,  ihre  Eigenschaft' 
«fr standesherrliche  Rechte  veriieren,  dass  sie  von  da  an 
nicht  mehr  standesherrliche,  bun  des  rechtlich  geschützte  Vor- 
redile,  soüdury  nur  in  der  La n d osgesetzgebuner  wurzelnde  Zu- 
ständigkeiten seit'ü,  wie  solche  den  adeligen  Guleni  überhaupt 
HiKSk  ^em^Particular-Rechte  zukommen.  Hiemit  stimmt  es  nun 
^fte^tberent,  wenn  in  Württemberg  bei  den  Rittergütern  sowohl 
^^ÜgenHichen  leben-  und  grundherrlichen  Real-Rechte,  als  die 
Patrimonial- Rechte  auf  den  neuen  Erwerber  übergehen.  Es  ist 
hicbt'i  aber  Wdbl  ins  Auge  zu  fassen.  fi;i>>  sie  duri  Ii  diesen  Ueber- 
gang  ihre  bisherige  Eigenschaft  als  im  Buiidesrecht  wurzelnde 
Chs'eolAsame  verlieren.  Sie  kommen  nicht  mehr  als  solche  in  Be> 
iiüM-f  wetefae  die  Bundesacte  dem  vormaligen  Reichs- 
11V' Beziehung  auf  seine  reichsritterschaftlichen  Besitzungen, 
womit  er  mediatisirt  worden  ist,  zugesteht,  sondern  sie  erhalten 
lediglich  die  Eisfonschaft  vfui  Hechten,  wie  solche  die  Landes- 
gaselsgebung  mit  adeligen  Gütern  überhaupt  verbindet.   Es  tritt 
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freilich  dieser  Unterschied  desshalb  in  Württemberg  zunächst  nicht 
unmittelbar  praktisch  vor  die  Augen,  weil  daselbst  die  Hechts- 
verhaltnisse der  sogenannten  lasdsässigen  oder  nicht-reichsunmit- 
telharen  Ritlerachaft  denjenigen  der  früheren  Reiohsritterschaft 
▼eHstindiip  nachgebildet  und  beide  Claasen,  wie  wir  gesehen 
haben,  »i  Einem  Ganzen  mit  gleichförmigem  Rechtsanstande  ver- 
schmolzen sind.  Allein  der  Unterschied  besteht  desshalb  doch 
und  zeigt  sich  praktisch  eben  darin ,  dass  das  \ Ci  haltniss  der 
letztgenannten  Classe  im  Buttdesrecht,  das  der  erstem  aber  iedigUoh 
im  Landesrecht  wurzelt 

Was  wir  soeben  von  den  Patrimoniahrechten  bemerkt  haben, 
gilt  selbstverstttndlich  anch  von  der  früher  bestandenen  ExemtlOB 
der  Rittergüter  von  den  Amtsic&rperscliafts-  und  Gem^delasten, 
sowie  von  dem  befreiten  Gerichtsstand  in  Beziehung  auf  die  ding- 
lichen Verhältnisse  der  Rittergüter.  Aucii  diese  Kectite  können 
zwar  wohl  von  dem  Landesrecht  bei  dem  neuen  Erwerber  aner- 
kannt werden,  sie  kommen  aber  alsdann  nicht  mehr  als  sokhe 
Yoirechte  in  Betracht,  wie  m  dem  vormaligen  Reicfasadel  zuge- 
sichert sind. 

Es  zeigt  sich  uns  hier  ganz  klar  die  Aimlogie  der  standes- 
herrlicheri  Rechtsverhältnisse  und  derjenigen  des  vormaligen  Keichs- 
adels,  welche  nur  bei  Betrachtung  der  speciell  württem- 
bergischen Verhaltnisse  wegen  der  bereits  erwähnten  particu- 
lanrechtlichen  Gleichstelhmg  der  landsässigen  Ritterschaft  mit  dem 
letzteren  nicht  sogleich  in  die  Augen  flKlIt.  Eine  Folge  dieser 
Gleichstellung  ist  es  auch  allein,  dass  in  W  iirltemberg  bei  dem 
ritterschaftlichen  Adel  nicht,  wie  bei  dem  standesherrUchen ,  von 
einem  geschlossenen  Stande  die  Rede  sein  kann,  dass  neue 
Mitglieder  der  Ritterschaft  entstehen  können,  sobald  em  adeliges 
Gut  in  die  Hände  euies  mit  erUichem  Adelsstande  begabten  Er- 
werbers gehingt  und  dieser  in  eine  der  ritterschalllichen  Cor- 
porationen  aufgenommen,  beziehungsweise  immatriculirt  wird. 

Mit  jener  V^erschnielzung  der  früher  reichsuniruttelbaren  und 
der . landsässigen  Ritterschaft  zu  einem  Stande  hängt  es  femer 
ansammen,  dass  die  Rittergüter  nach  württendiergischeiii  Partieular- 
fecht  nicht,  wie  die  Standesherrsch^lten ,  emen  fest  bttsthmnitaD) 
in  dem  frühem  Reichsstaatsrechl  wurzekiden,  durch  das  VoNian- 
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(iensein  gewisser  historischer  Voraussetzungen  wesentlich  be- 
dingten Begriir  darstellen,  dass  dieselben  ebensowohl  landsässige 
adelige  Freigüter,  als  vormals  im  reichsritterschat'tlichen  Verbände 
gestandene  Besitzungen  sein  können,  ja  dass  solche  auch  durch 
landesherrliche  Verleihung  neu  creirt  werden  können,  während, 
wie  oben  gezeigt,  die  Zulässigkeit  einer  Creirung  neuer  Standes- 
herrschaften durch  das  Staatsoberhaupt  mit  Grund  zu  bestreiten 
ist.  Eben  desshalb  bietet  auch  die  Theilnahme  des  ritterschaft- 
lichen Adels  an  der  Landstandschaft  in  Württemberg  wesentliche 
Verschiedenheilen  von  dem  standesherrlichen  Standschaftsrechle 
dar.  Während  das  letztere,  wie  wir  gesehen,  nur  einer  gewissen 
Anzahl  von  Familien,  nämlich  den  unter  württembergische  Hoheit 
gekommenen,  vormals  reichssländischen  Familien  und  zwar  nur 
bezüglich  derjenigen  Besitzungen  zukommt,  mit  welchen 
sie  der  Souveränität  des  württembergischen  Staats 
unterworfen  wurden  und  welche  seither  in  unveränderter  Be- 
ziehung zu  der  betretl'enden  Familie  geblieben  sind,  so  kommt 
dagegen  die  Betheiligung  an  dem  ritterschaftlichen  Wahlrecht  zur 
Sländeversammlung  allen  Familien  zu,  welche  nach  den  in  Würt- 
temberg geltenden  Grundsätzen  in  eine  ritterschaflliche  Corporation 
und  in  die  Matrikel  des  ritterschaftlichen  Adels  aufgenommen 
werden. 

So  wesentliche  Verschiedenheiten  aber  das  Verhältniss  des 
ritterschaftlichen  Adels  in  Württemberg,  sobald  man  diesen  in 
seiner  G  e  s  a  m  m  t  h  e  i  t  als  Einen  Stand  auffasst,  von  dem  Ver- 
hältnisse der  Standesherrn  darbietet,  so  springt  doch  die  Analogie 
mit  den  Standesherrn  alsbald  in  die  Augen,  wenn  man  den  vor- 
maligen Beichsadel  als  solchen  in  seinem  Verhältnisse  zum 
Bundesrecht  betrachtet.  Bei  den  zum  vormaligen  Reichsadel 
gehörigen  Hiltergutsbesitzern  müssen  zwar,  wie  bei  den  Standes- 
herm,  die  Palrimoiiial-Rechte,  die  realen  Gerichtsslandes-Privilegien 
und  die  Exemtion  von  dem  Amtskörperschafts-  und  Gemeinde- 
Verband  als  solche  Rechte  betrachtet  werden,  welche  bei  einer 
Veräusscrung  der  betreffenden  Besitzung  ausserhalb  der  ursprüng- 
hchen  standesherrlichen  oder  reichsrillerschaftlichen  Familie  auf 
den  neuen  Erwerber  übeigehen.  Aber  sie  gehen  nicht  als 
standeskerrliche  oder  r e i c h s ritterschaflliche  Vorrechte  über, 
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sondern  tU»  Rechte,  wie  sie  in  WOrttenberg  mit  gewfthnliehwi 

adeligen  Gütern  verbunden  sind.  Von  dem  ständischen  Wahl- 
rechte der  Ritterschaft  lassl  sich,  wie  wjr  gesehen,  auch  parti- 
cularrechtlich  ein  solcher  Uebergang  nicht  behaupten.  Die  reichs« 
ritterschaftliciie  Familie  verliert  dasseUie  diureb  Veriasfermg 
ihres  Besitzes,  wie  die  standesherriiche  ihr  Standschaftsrecfat  ver» 
Uert  Jene  kann  aber  durch  spätem  Erwerb  dnes  KKlergntes 
und  durch  die  Wie  der- Aufnahme  in  die  ntterschat'lliche  Corporation, 
welche  übrigens  verfassungsmässig  von  der  EinwilHgung  der  letz- 
tern und  der  Genehmigung  des  Königs  abhangt,  das  ritterschaft- 
Üciie  Wahlrecht  wieder  erhalten,  jedoch  kommt  dieses  Recht  aie» 
dann  nicht  mehr  als  em  im  Bandesrecht  wurzelndes^  desi  ver- 
maligen Reichsadel  als  solchem  anstehendes,  sondern  als  ein 
auf  das  Landesrecht  gegründetes  ritteinschafllicbes  Recht  in 
Betracht. 

Wir  sehen  hieraus  zur  Genüge,  wie  wenig  auf  die  bezüglich 
der  Rittergüter  in  Wttrttembeig  geltenden  Grandsätze  die  Annahnie 
Mohls  gegründet  werden  kann,  dass  die  StandeshenrUelikeit  de 
solche  im  Falle  der  Verftnssemnf  der  standesherrlichen  Besitzang 

auf  den  neuen  Erwerber  übergehe,  beziehungsweise  dass  sie 
während  der  Besitzesdauer  eüies  personHch  Nicht-Oualiticirten  ruhe 
und  wieder  auflebe,  sobald  die  Besitzung  in  die  Hände  eines 
Qaalificirten  gelange.  Jene  perticulafTeditlichen  Grundsätze  stehen 
vielmehr  mit  demjenigen,  was  wir  oben  in  Abschnit  III  über  die 
Folgen  der  Veränsserung  einer  Standesherrschaft  ansgeflährt  hri>en$ 
ganz  im  Einklang,  sobald  wir  nicht  vergessen,  dass  die  in  Würt»^ 
temberg  mit  dem  Besitz  von  Rittergütern  verbundenen  Rechte, 
,  in  Folge  der  Verschmelzung  der  gesammten  württembergischen 
Ritterschalt  zu  Einem  Stande,  nicht  mehr  bloss  als  specifische 
Rechte  des  vormaligen  Reichsadels,  sondern  wesentKeh  zngleldi  de 
Rechte  der  adeligen  Güter  überhaupt  in  Betracht  kommen. 
Eben  diese  Rechte  sind  es  auch,  welche  in  Württemberg  in  ganz 
ähnlicher  Weise  den  Standesherrn  nach  den  Declarationen  in  Be- 
ziehung auf  ihre  standesherrlichen  Besitzungen  zukommen.  Wenn 
also  eine  Standesherrschaft  ausserhalb  der  betr.  standesherrUchen  ^ 
Familie  veräussert  wird,  so  gehen  jene  Rechte,  insoweit  als 
sie  in  Württemberg  den  adeligen  Gütern  überhaupt  ' 
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s«k  0  n  Ml «  n  9  in  4er  Eigenschaft  als  Vorrechte  eines  g  e  w  ö  h  n-* 
liehen  adeligen  Gutes,  Iceineswegs  aber  als  speclfisch 
«tandesheriiche  Privilegien,  auf  den  neuen  Bnverber  über. 

Da  insbesondere  die  realen  Gericbtsstandesrechte,  die  Exemtion 
von  den  Anitskorperschafts-  und  Gemeindelasten  und  die  Surrogat- 
rechte  für  die  Fatriuionial-Gerichtsbarkeit  und  Polizei  nach  den 
königlichen  Declarationen  für  den  standesherrlichon  und  den  vor* 
■Ml^^^lMclisffitkerschafllichen  Adel  im  Wesentlichen  dieselben 
sind,  und-  dar  eben  diese  Rechte  audi  der  nicht-reichsunniittelbaren 
(landsdssigen)  Ritterschaft  zukommen,  so  kann  man  dieselben 
füglich  nach  württembergischem  Rechte  als  Privilegien  der  adeli- 
gen-Güter  überhaupt  ansehen,  folgerichtiger  Weise  müssen  sie 
•llQ^uch  aiof  den  neuen  Erwerber  Übergehen,  was  denn  auch 
AiMfif('^WisfliMis  in  der  Praxis  angenommen  wurde,  und  zwar 
#>dir'^ Weise,  dass  die  dinglichen  Gerichtsstandes-Vorrecbte  und 
die  ExeihUon  Von  jedem,  auch  dem  bürgerlichen  Besitzer,  die 
Surrogate  der  Patrimoinalrechtf»  aber  nur  von  einem  mindestens 
zum  ritterschaftlichen  Adel  gehörigen  Erwerber  ausgeübt  werden 
können,  beziehungsweise  vor  der  neuesten  Gesetzgebung  ausge- 
Genien  «kennten.  Die  rechtliche  Lage  der  Sache  aber  ist 
ttd  bleibt  auch  naeh  wtkrttembergischem  Rechte  dieselbe^  wie  sie 
sich^unr  (ilben  ans  den  Prindpien  des  Bundesrechtes  ergeben  hat: 
die  Standesherrlichkeit  als  solche  erlischt  durch  den  Ver- 
äusserungsact  und  nur  die  mit  einem  adeligen  Gute  u bar- 
haupt verbundenen  Vorrechte  bestehen  noch  fort,  der  auf  das 
BN|iRl%«t  eeht  sich  gründende  Recfatszustand  geht  unter  und 
nüfr  die  Reckte  eines  einfachen  Ritterguts,  welche  auf  den 
Grundsätzen  des  Particular-Rechts  über  Real-Adel  beruhen, 
dauern  fort. 

^  Unseres  Wissens  hat  die  von  Mohl  aufgestellte  Ansicht  auch 
in  der  vnirttembergbchen  Praxis  niemals  Eingang  gefunden. 
Namentlich  hat  man  unter  dem  Ruhen  einer  standesherrlichen 
Stimme  In  der  ersten  Kammer  der  Ständeversammlung  etwas 
g«a*Anderefr  verstmiden,  als  den  Fan  der  Verftussmmg  einer 
Standesherrschafl  ausserhalb  der  standesherrlichen  Familie.  Diess 
erkennt  auch  jener  Schriltsteller  selbst  an,  indem  er  a.  a.  0. 
548  sagt:  »In  dem  nicht  sehen  vorkommenden  falle,  dass 


zwar  eio  standesberrliclier,  allein  nioht  Ua^laf faiii* 

ger  Besitzer  vorhanden  ist,  er  also  z.  B.  unter  Vormundschaft 
steht  oder  weiblichen  Geschlechtes  ist.  wird  die  Stimme  als 
ruhend  bezeichnet,  indem  in  jedbm  Augenblicke  durch  Wegi«iiiaa 
des  Umdemisses  das  Recbl  zur  nieibiahne  an  den  Sitzungen 
der  Kammer  wieder  aufleben  kann;  bo  in  den  angefilhrlen  Fitte« 
durdi  gesetzliches  Aufhdreii  der  Vormundscliafif  oder  dweb  Ver- 
mählung mit  einem  Standesgeuossen  Nur  wenn  die  Standes- 
herrschaft in  die  Hunde  eines  persönlich  nicht  Berech- 
tigten, namenUich  auch  des  j:>biates  übergegangen  asly  Wiiid 
die  Stimme  ganz  gelöscht«  .  ^ 

Man  bat  bisber  eine  standesberriicbe  Stimme  i»  der  «ooill* 
tntionellen  Praxis  dami  als  eme  ruhende  bebracbtel,  wenn  die 
Standesherrschaft  zwar  nach  wie  vor  in  dem  Besitze  der  betref- 
fenden standesherrlichen  Familie  blieb,  das  Standschaftsrecht 
dieser  Familie  mithin  als  fortbestehend  betrachtet  werden 
musste,  dagegen  der  zeitweilige  Besitzer  ana  Qrttnden,  welche 
zunächst  nur  seine  Person  betvafen,  naeh  jden  beslS!- 
benden  Verfassungsbestimmangen  gebindert  war,  seine  StinNoe 
auszuüben.  Hieher  o^hört  vor  Allem  der  von  Mohl  angeführte 
Fall,  wenn  der  Besitzer  weiblichen  Geschlechts  ist.  Der  Fall  der 
Voruiundschaft  des  zeitweiligen  Besitzers,  von  weichem  Mohl 
gleichMs  spricht,  wird  in  der  Bogel  nicht  hieher  gdiören,  da  j% 
wie  wir  schon  oben  in  anderem  Zusammenhange  geseh»  habei^ 
nach  §  156  der  Yerfassungs- Urkunde  der  Voimwid  für  ehien 
wegen  IIEnderjährigkeit  oder  anderer  persönlicher  Unfähigkeit  mrtar 
Vorniuiidsrhaft  stehenden  Standesherrn  das  Recht  der  Stimmüber- 
tragung ausüben  iiann.  Dagegen  muss  die  Stimme  dann  als  eine 
ruhende  behandelt  werden,  wenn  über  den  Besitzer  »eine  Debitr 
coaunission  erkannt"*  und  ihm  nicht  »eine  Compelenz  ym  menig« 
stens  2000  fl.  ausgesetzt«  ist,  indem  er  m  (fiesem  FaOe  nach 
§  185.  Ziffer  H  der  Verfassungs-Urkunde  von  der  Stimmführung 
ausgeschlossen  sein  soll.  Eben  dasselbe  wttrde  eintreten,  wenn  ein 
Slandesherr  durch  cm  gerichtliches  Erkenntniss  zur  Zuchthaus-, 
Arbeitshaus-  oder  Festuntrs strafe  oder  zur  ^elbstständigen  Ent- 
ziehung der  bürgerlichen  Eiuen-  und  Dieastrechte  vemrtheill  oder 
auch  nur  wegen  eines  Vergehens,  wriches  mit  «ner  dieser  Shnafim 
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Megt  Mi,  in  eine  Crkninaluntersiichiing  verflookten  wäre,  kdem 
er  in  diesem  Falle  nach  g  135  der  Verfassnngs-Urkonde  and 
Art  27,  83^  94  dee  StrafgesetEbuelies  an  der  Amttbmg  des 
Slandsehaftsrechls  f>er8önMeh  verhindert  sein  wfirde.  Dieser  Fall 

ist  zwar  in  der  IVaxis  norh  nicht  vorgek(triimen  und  wird  wohl 
auch  Inx  lisl  sidlleu  votkoiiiiiien.  Dagegen  sinti  die  beidtüi  iibrigen 
Pille  schon  praktisch  geworden .  ebenso  der  weitere  Fall .  wenn 
aliei^illlamlesherrseiiaften  dorch  Soccession  in  der  Hand  Eines 
FaüliieBlianptes  vereinigt  werden.  Hier  wurde  unseres  Wissens 
llMin»'^der'€hraiMlsato  zur  Anwendung  gebraofat,  dass  diePflhning 
zweier  Virilstiminen  diiKh  (  iucn  und  denselben  Standesherrn 
mit  dem  Geiste  der  Vorfai»»uiig.suikuntle  nicht  im  Einklaiio  slntuit», 
dass  also  die  eine  von  beiden  Stimmen,  für  die  Dauer  einer 
*  sefehea  y^renigiing  der  beiden  Uerreobaflen  in  Bin  er  Hand,  als 
f«k6Md;itii^  betracirten  sei,  dass.  diesettw  aber  wiederaufieben 
iMSiiiV  Wllllin  in  späteren  ^ccessionsfidlen  die  beiden  Herrscbaflen 
wieder  auf  zwei  veii»€iiiedene  Besitzer,  also  aul  zwei  gesonderte 
FamdiehJuiiiptcr  nhcrgehcn  bulllen. 

"Wir  sehen  aus  drni  Bisherigen,  dass  in  nllen  diesen  i*alien 
tttconrspriingiiche  stondesiierrlicbe  Familie  nach  wie  vor  im  Be- 
«ito''ilnj|eifgeA  vormals  reichsstttndischen  Territoriums,  mit  welr 
skiVfjilMmediatiSHt  wurde,  geblieben  ist.  dass  der  Fortbestand 
ttHW  Standschaftsrechts  also  iii(  hl  dciu  leisesten  Zweifel 
unlrrlicoeii  kenn.  <l;iss  aber  la  der  i'tii-&on  des  zeitweili|i»'n 
Besitzers  em  Hmdemiss  für  die  Ausübung  des  Stimmrechts 
v«uä6gi>  welches  sich  möglicher  Weise  noeh  während  der  Be* 
siMidiltfar  desselben  (wie  in  dem  Falle  ungenügender  Competenx 
«Mwvi^  d^»  Debitverfiibrens)  oder  aber  doch  bei  einem  künftigen 
ShaibMMr^^wie  in  den  übricren  Fälkinj  nndern  knini.  Wenn  also 
IHK  h  y.m  Zeit  das  Stinüiü  tu  hl  nicht  ausgeübt  werden  kaim.  so  ist 
dodi  die  lechtiiche  Möglichkeit  oder  in  manchen  Fallen  sogar  die 
WnipvelHpiIichkeit  vorhanden,  dass  ein  künftiges  Famiiienghed 
dmttuMi'^di.  wieder  bedienen  könne.  Es  gilt  dieses  insbeson- 
dci»tquch4^on  dem  letzten  der  angeführten  Fälle,  wo  künftige 
Socm^ssiensverhtltnisse  recht  wohl  die  Folge  haben  können,  dass 
die  Vereinififuno  der  beiden  Herrschaiii^n  in  Kititr  F<*rsoii  imlli  i  t, 
liSttflUfii^h        bjäiicr  der  Auj>ui>ung  des  liitimturccht^»  eutgegeu- 
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gestandene  Ilinderniss  wieder  wegfällt  Wie  völlig  verschieden 
hievon  der  Fall  der  Veräusserung  einer  Standesherr&cbaft  ausser- 
halb der  betreffenden  standesherrlichen  Familie  erscheint,  bedarf 
wohl  keiner  weiteren  Nachweimng*  Hier  bandet  ee  tkk  wkkk 
blos  von  einer  Verhinderung  des  seitweiligeji  Besitoers,  soih 
dem  die  Standesherrlichkeit  und  mit  ihr  das  Standschaftsrecht  jener 
Familie  ist  durch  jenen  Veräusseningsact  erloschen.  Hier  kann 
also  auch  der  BegrÜT  einer  ruhenden  Stimme  keine  Anwen- 
dung finden. 

Durch  das  Bisherige  gkinben  wir  zur  Gentge  nadigewieseii  lo 
haben,  dass  die  von  uns  in  der  vorliegenden  Uaterie  aufgertellten 

allgemeuien  bundesrechtlichen  Principien  in  dem  wflrttembergieehen 
Partikularrecht  keinerlei  Abänderung  erfahren  haben,  dass  das 
letztere  vieUnelir  durchaus  im  Einklang  mit  jenen  Principien  steht,  ' 
welche,  wie  wb  schon  oben  angedeutet  haben j  zugleich  den 
OrnndsAtzen  einer  richtigen  Politik  jedenfiüls  mehr  emspreoheB 
dürften,  als  die  gegeniheilige  Ansicht,  wonach  den  staMdeahen^ 
liehen  Besitzungen  als  solchen,  abgetrennt  von  der  ursprünglichen 
standesherrlichen  Familie,  die  slandesherrliche- Eigenschaft  gleich- 
sam als  em  character  indelebilis  ankleben  würde,  wonach  femer 
diejenigen  Staaten,  in  deren  Giebiete  vormals  reichsständische 
Territorien  einverleibt  sind,  in  jedem  Angenblidie  gewirtig  sein 
mtlsst^n,  neue  StandeshenTschaften  in  ihren  Greszen  erstehen  an 
sehen.  Wenn  wnr  auch  recht  wohl  wissen,  dass  Grflmle  der 
Politik  (ia  keinen  eiiisc heidenden  Ausschlag  geben  können,  wo 
es  hich  um  Fragen  des  Rechtes  handelt,  und  wenn  wir  desshalb 
auch  bei  unseren  Deduktionen  uns  streng  auf  dem  Boden  des 
Rechtes  bewegt  haben  und  bewegen  aftissten,  so  darf  es  uns 
desshaib  doch  zu  einiger  Befriedigung  gereicheir,  dass  dieselbeB 
zu  einem  Resultate  geflkhri  haben,  das  auch  in  politischer  Be- 
ziehung als  das  wünschenswerthere  erscheinen  dürlte. 
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iHKffiHii  (»h  W^l^bergiflehffli  Staatsrecht  ein  Budget 
fOr  einen  Zeitraiiiii  veiabsehiedet  werden,  welcher 
^ni5i)Aerth€dlifeji86  Aber  des  Zeitpunkt  der  näidis^ 

^neuerimi;  der  Abjreordneten  -  WaMen  sich  '  ' 

iunau^iätrei^kt  i 


I 

Von  Jiutis-  und  Regieronga^Rererendlr  rritker. 


Nach  der  Yerfaiimgi-Urkiiiide  fttr  das  Königreich  WOrtten* 
betg  vom  25.  Sepieniber  1819  theflt  sicli  die  Ständevefsammliiny 
•Ib  sw«i  Kammernu  Die  erste  Kaauser  besteht  dorohaiis  aas  erb- 
lichen oder  lebenslänglichen,  theils  der  königlichen  Familie  und 
dem  hohen  Adel  angehörenden,  theil;j  vom  König  ernannten  Mit- 
gliedern. Die  zweite  Kammer  setzt  sich  aus  den  Vertretern  der 
beideB  Landeskirehen  und  der  UniveroitiU,  und  ans  den  gewUen 
Abgeordneten  der  Ritterschaft  und  des  Volks  (der  Oberamtsbearhe 
nnd  dniger  Städte)  ansummen.  Alle  sechs  Jahre  mnss  eine  neue 
Wahl  der  Abgeordneten  der  zweiten  Kammer  stattfinden  Mit 
dem  Ablauf  eines  solchen  sechsjährigen  Zeitraums  geht  das  Amt 
der  Präsidenten  beider  Kanunem  von  selbst  zu  Ende,  ebenso 
die  Eigenschaft  der  bisherigen  Abgeordneten  als  ständischer  Mit- 
giteder,  die  Thätigkait  der  Stände  hört  auf  und  kann  erst  wieder 

1)  V«rt-Urk.  §  157.  „Alle  sechs  Jahre  muss  eine  neue' Wahl  der  Ab* 
geordneten,  welche  nicht  Amtshalber  Sitz  und  Stimme  in  der  zweiten 
Kanmer  haben,  Torgeaomnen  werden;  die  bl«berigen  «ind  wieder  wiUber.* 
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beginnen  nacli  voixeiioniniener  neupn  Wahl  der  Abgeordneten  und 
Einberiifung  einer  neuen  Ständeversammlunqr.  Ein  Zusammentritl 
der  Stände  kann  nur  stattfinden  in  Folge  königlicher  Binbem- 
tag.  Eine  EinbeiiiAuig  seH  ren^eliniaBig  »He  drei  Jahre  erfolgen 
CordenHtch  er  Landtag;),  daneben  aber  können  auch  aoiser- 
ordentliche  Sitzungen  stattiiiiden  Der  König  kann  die  Ver- 
sammlung der  Stände  vertagen  —  ein  neuer  Ziusammentritl  beginnt 
dann  keinen  neuen  Landtag  C^ession),  sondern  setzt  nur  den  durch 
die  VeHagmig  nnterbrochenen  fort,  die  Geschäfte  werden  in  ihrem 
dennaligett  ^tmde  wieder  anfgenonmen  oder  entlassen  —  der  ' 
tiMdlaif       #^  mit  «inem  neuen  Zasammenti^ 

der  Stände  beginnt  ein  neuer  Landtag,  die  Gest  hatte  werden 
ganziicb  abgebrochen,  können  daher  nur  durch  einen  neuen 
verfassungsmässigen  Act  aberaials  zom  Gegenstand  der  ständischea 
Thitigkeit  werden  und  müssen  in  diesem  Falie  den  ganzen  Gang 
d^  ständischen  Geschikftsb^hatidiong  imrs  Neue  durcUanfen 
oder  auflösen —  die  Anflösnng^hal  die  Folgen  der  Entlass«^, 
es  künpfl  sich  aber  an  sie  wesentlich'  noch  die  Nothwendigkeit 
einer  neuen  Abgeordnetenwahl  und  der  Einbcrufunn  euies  neuen 
Landtags  binnen  sechs  Monaten;  ehe  die  Abgeordnotenwahl  er* 
neuert  ist,  kann  ene  WiederversanrndaBg  der  Stande  mM  statt- 
inden. 

Die  Aufgabe  der  Stände  wird  un  §  124  der  Ver&ssanf»- 

Urkunde  dahin  bestimmt:  sie  haben  die  Rechte  des  Landes  in  dem 
durch  die  Verfassung  bestimmten  Verhaltnisse  zum  Regenten  gel- 
tend zu  maciicn  ;  vermöge  dieses  Berufs  bei  Ausübung  der  Gesetz- 
gebnngsgewalt  durch  ihre  Einwilligung  mitzuwirken,  in  Baaehig 
aof  Ifängel  oder  Missbränehe,  die  sich  bei  der  StaatsveiwaitMiig 
ergeben,  ihre  Wfinsche,  Vorsteflongen  ond  Beschwerden  daai 
Könige  vorzutragen,  auch  wegen  verfassungswidriger  Handlangen 
Klage  anzustellen,  die  nach  gewissenhafter  Prüfung  für  nothwen- 
dig  erkannten  Steuern  zu  verwilligen  und  überhaupt  das  unzer- 
trennliche Wohl  des  Kömgs  und  des  Vaterlandes  mit  treuer  An* 
httnghchkeit  an  die  Gnindsätae  der  Verfiumuig  m  MMm. 

1)  Verf.-Urk.  §  127.  „Der  König  wird  alle  drei  Jalve  die  Versammlaiif 
der  Stände  Landtag)  einberufen;  und  ausserordentlicherweise,  so  oft  es  zur 
£ri«digttng  widiliger  oder  drii^nder  LandeBnugtltaMhettea  «rfordtrlick  itt»^ 
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Was  insbesondere  die  Steuerverwiiligung  belriilt ,  so  kana 
«olHie  Verwüligiliig^  der  Stdnde  wedor  in  Kiieg8>,  noch  m  Fnedeas- 
MteA  eine  directe  odek*  indirecte  Steuer  ausgeschrieben  und  er- 
hoben werden;«  »dem  Amdmien  einer  Stenerverwilligurij^^  nniss 

jedesmal  eine  genaue  Nachweisung  über  die  Nothwendigkeit 
oder  Nülzlirbkeit  der  zu  machenden  Ausgaben  ,  über  die  Ver- 
wendung^ der  frühem  Staatseinriahnien  und  über  die  Unzulänglich- 
keit der  Kauiuiereinkünfte  vorangehen;«  »zu  dem  Ende  hat  der 
hiriinzniittimster  den  Hieiuptetat  den  Ständen  sur  Prüfung  vorsu- 
legen,«  der  in  der  Regel  auf  drei  Jahre  giltig  istO;  »die 
auf  einen  gewissen  Zeitraum  verwilligten  Jahres- 
steuern werden  nach  Ablaul  dieses  Zeitraums  in  gleichem 
.  Maasse  auch  im  ersten  Drittel  des  folgenden  Jahres  auf  Aechuung 
4ler  neuen  Verwilligung  eingezogen.« 

Es  besteht  nun  in  unserem  wttrttembergischen  Staatsrechte 
die  Streitfrage,  ob  ein  Etat  für  einen  Zeitraam,  der 
ganz  oder  zum.Theil  nicht  der  gerade  vorhandenen 
sechsjährigen  Wahlperiode  angehört,  sondern  ganz 
oder  zum  Theil  in  eine  künftige  Wahlperiode  fällt, 
dennoch  mit  der  gerade  vorhandenen  Ständever- 
sam-mlung  verabschiedet  werden  Itann.  Diese  Streit- 
frage iKönnte  demnächst  wieder  pralLtisch  werden,  es  hat  danun 
iliie  Untersuchung  im  gegenwärtigen  Augenblick  erhöhten  Werth. 

Es  geht  nenilich  der  gegenwärtig  ü-eltende  Etat  mit  dem 
1.  Juli  18l61,  die  gegenwärtig  laufende  W  ahlperiode  aber  mit  dem 
20.  Februar  1862  zu  Ende;  es  ist  nothwendig,  dass  ein  neues 
Budget)  das  vom  1.  Juli  1861  ah  zu  gelten  hftUe,  noch  vor  dem 
1.  November  1861 ,  bis  zu  weichem  Zeitpunkt  die  provisorische 
Steuererhebung  gestattet  ist,  festgestellt  werde;  soll  es  bei  der 
Hegel  eines  dreijäluini^n  Etats  auch  diesesmal  bleiben,  so  hätte 
derselbe  die  Periode  vom  1.  Juli  1861  bis  1.  Juli  18B4  zu  um- 
fassen und  würde  daher  ausser  einem  Bruchtheil  des  ersten  Finanz- 
jahrs vom  1.  JuU  18^V«s  noch  mit  zwei  vollen  Finanzjahren  in 
nftchste  mit  dem  20.  Februar  1862  beghmende  Wahlperiode 


1)  Verl  -Ulk.  ^  112.  „Her  von  den  Ständen  anerkannte  und  ange- 
nominene  Uauptetat  ist  in  der  Hegel  auf  drei  Jahre  gültig." 


2^  IMgalifgriode  und  Lundtagiiwrii»*^^ 

hineinfallen;  doch  aber  ist  es  nuthi^,  das  Budget  noch  der  gegea- 
Wärtigen  Versammlung  vorzulegea,  weil  ein  Abwarten  des  KintritU 
der  neuen  Wahlpenode  und  die  Verabschiedung  des  Budgets  ergt 
durch  die  Aftchste  Ständeveisainmhffig  die  verfirasungswidrige  £r- 
hebung  uiverwilligter  Steuern  Tom  1.  Jufi  1861  bis  weit  hiaeiB 
in  das  Jahr  1862  zur  nothwendigen  Folge  hatte. 

Es  fragt  sich  nun  also:  ist  die  Regierung  berechtigt, 
der  gegenwärtigen  Stände-Versaiiünlung  die  Be- 
rathung  des  dreijährigen  Etats  anzusinnen,  und 
ist  die  StMnde-Versammlttng  berechtigt  oder  ver- 
pflichtet, diesem  Ansinnen  zu  entsprechen?  oder 
ist  es  vielmehr  geboten,  von  der  Regel  des  drei- 
jährigen Etats  dieses  mal  abzuweichen  und  ein  kür- 
zeres Budget  zu  berathen,  oder  durch  Au lldsiing 
der  Stünde- Versammlung  den  Einklang  zwischen 
Finan^periode  und  Wahlperiode  zu  erhalten? 

Schon  im  Jahr  1827  wurde  die  Frage  berOhrt,  ob  ein 
Budget  in  eine  spätere  Wahlperiode  hineingreifen  dOife.  Damals 


1)  Nachstehende  Tabelle  wird  zur  Erleichterung  des  Verständnisses  der 
KU  schildernden  Vorgänge  und  zur  Orientirung  über  den  bisherigen  Gang  der 
Wahlperioden,  Etatsperioden  und  Landtags  per  ioden  dienen : 

Anordn.  einer  Eröfibung  und  Ordentll 

nenea  Wahl  der  Einberufung     Schlasi  des  ausser-  Budget  je  voaa 

Abgeordnelen  des            Landtags.  nrfifnti  "  ^-  ^^^^^  bis  zum 

zur  zweiten  LtndUgt.          Art  des  Undtoi  ^* 

Kammer.  Schlusses.  ^* 

Minist. -Verf.  v.  Verordnung  v.  15.  Jan.  1820.  ordenlUch.  (eingcbr. 
6.  Dei.  1819.     6.  Dec.  Idl9.    26.  Juni  1821.  20.  Jan.  1820.) 

£ntlufung.  16'*^  23  (eingebr. 

IG.  Dez.  1820,) 

Yer.udnnng  v.  L  Der.  1823.  ordentlich.  is",26  eingebr. 
31.  Oct.  1823.  li  TuH  1824.  5.  d^z^  i823.) 

Entlassung. 

Verordnung  v.  Verordming  v.  1.  Dec.  1826.  ordentlich.  18'*/j»  (eingebr. 
1.  Nov.  1825.    28.  Oct.  1826.    6.  Juli  1827.  7.  Dei.  1826.) 

Entlassung.  (18*V«s  eingebr. 

•  90.  April  1837.) 

Verordnmig  v.  15.  Jan.  1828.  ansserordl. 
20.  Dec  1827.  2-  April  1828. 

Entlassnng. 
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handelte  es  sich  darum,  einen  Misstand  zu  entfernen,  der  seit  1819 
regekDäflsig' Wiederkehrte.   Der  erste  Landtag  nach  Gründung 


Anordiu  einer 
neuen  Wahl  der 

Abgeordneten 
cur  z>YeUeo 
Kammer. 


Einbemifiiiig 

des 
Landtags. 

Verordnung  v. 
20.  Oct.  182U. 


Erdflhmig  und 
SchluM  dei 

Landtags. 
Art  des 
Schlasfet. 


Ordentl. 
-Jl"''.?'"  1-  J"'i  tlis  zum 

lÄ 


15.  Jan.  1830.  ordentlich. 
7.  April  1830. 
Kntlaiisung. 


18'7«8  eingebr. 
,19.  Jan.  1830.) 


Dttcrat  vom     Yerordiumg  v.  't$;  lÜn. 
SLOetldSL    2a  No?.  1882.  22.  Mir«  1898. 


ordentUch.  IS^/at  (eingebr. 

le.  Jan.  1888.) 
(nicht  verabidi.) 


'  Auflösung. 

Hinift-Erlassv.  Verordnung  t*  20.  Mid  1888«  ordentlich.  18*Vm  (^»i^hr. 

1.  Mai  1888. 


29.  Mars  1838. 


Verordnung  y. 
8.  Jan.  188a. 

Verordnung  v. 


19.  Dec.  1885. 

Entlassung. 
30.  Jan.  1836. 
18.  Jdi  1886. 

Entlassung. 
16.  Jan.  1838. 


28.  Mai  1888.) 

ordentUdi.  18'*/n  (nngebr. 

1.  Febr.  1886.) 

ansserordl. 


*  VerfQgung  v. 

8.N0V.  183a 


8.  Dez.  1837.  22.  Oct.  1888. 

Auflösung. 

Verordnung  v.  1.  Febr.  1839.  ordentlich.  18**/«  eingebr. 
IL  Jan.  1839. 


ordentlich. 


Verordnung  v. 
2L  OcL  1844. 


9.  Juli  1839. 
Entlassung. 

Verorrlnini^  v.  23.  Oct.  1841. 
15.  Sept.  1841.  10.  Apr.  1843'. 

Entlassung 
Verordnung  v.  1.  Febr.  1845. 
18.  Dec.  1844.  6.  An?.  1845. 

Entlassung. 
Verordnung  v.  5.  Jan.  1847.  ausserordi. 
28.  Kov,  1846.  23rFebr.  1847. 

Entlassung. 
Verordnung  v.  22.  Jan.  1848.  ordentlich. 
20.  Dez.  1847. 


4.  Febr.  1839.) 

18*V*5  eingebr. 
1.  Febr.  1842.) 


ordentlich.   18*%8  ;einii;rbr. 

3.  Febr.  1845.) 


18*%!  (eingebr. 
25.  Jan.  1848.) 
(nicht  verabsch.) 


28.  März  1848. 
Auflösung. 

uQg  V.    Verordnung  ▼.  20.  Sept.  1848.  ordentlich.  18*V4«  i^eingebr. 
26.  April  1848.  16.Ang.  1848.  11.  Aug.  1849.  4.  Oct.  1848.) 

AnflAsung. 

Nun  folgten  die  3  auf  Grund  des  Wahlgesetzes  vom  1.  Juli  1849  hittter- 
eiatndei  gewählten  und  immer  wieder  aufgelösten  vwfassuugsberathenden 
Versammlungen  von  1849  und  1850;  bei  denselben  wurde  das  Budget  von 

Zcitscür.  t.  Staatsw.  1861.  II.  Heft.  19 
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Verfassung  von  Iral  nemlicli  erst  am  10.  Januar  zu- 

sammen; «r  hatte  zunaclii>t  üaclitra^luh  das  Budget  für  das  Uitil- 
weise  schon  verflossene  i^tatsjalu*  ib^^/so  zu  berathen;  den  £tal 
für  die  ordenUicbe  Finaiusperiode  vom  1.  Juli  lö^^/ss  legte  man 
ihin  erst  im  Dezember  1820  vor,  weil  der  fiestimmiuig  des  §  110 
der  Verfassungs-Urluinde,  nach  welcher  der  Verwilligung  einer 
Steuer  die  Nachweisung  der  Verwendung  der  früheren  Staats- 
Einnahmen  vorauszugehen  hat.  ffpniäss  die  Beratjiuiig  des  ISudgets 
erst  nach  Abschluss  und  Prülung  der  Kechnung  vom  Etatsjahr 
18^^/io  als  zulässig  erschien.  Bei  dieser  Behandlung  war  natür- 
lich die  zeitweise  Erhebung  unverwilligter,  beziehungsweise  blo8 
provisorisch  verwUllgter,  Steuern  unvermeidlich. 

Dieser  Misstand  musste  sich  auf  dem  Landtag  von  1823, 
der  am  I.  Dezember  \S'2^  eröffnet  wurde  und  das  Budget  vom 
1.  Juli  zu  berathen  hatte,  wiederholen;  er  musste  sieh 

auch  auf  die  ferneren  Landtage  fortvererben,  lalis  man  sich  nicht 
entschloss,  den  angenommenen  Grundsatz  in  Betreff  der  Prüfung 
der  Einnahmenverwendung  aufzugeben  und  zugleich  entweder  von 
dem  ordentlichen  Ehiberufungsterminc  (je  nach  3  Jahren>  oder 
von  der  Regel  eines  dreijährigen  Budgets  eine  einmalige  Aus« 

l6^/u  swar  eingebracht,  eher  nicht  verabschiedet;  man  half  sich  mit  pro- 
visorischen SteoerrVerwilligungen ;  nach  der  AnflAsung  der  dritten  dieser 
Versammlungen  kehrte  man  zu  der  im  Jahre  1849  verlassenen  Ordnung  ond 
SU  den  Vorschriften  der  Verfassungs**Uriiunde  von  1819  wieder  sorflckf 
nach  welchen  eine  neue  Wahl  angeordnet  und  eine  neue  Versammlung  be- 
rufen wurde. 


Anordn.  einer 
neuen  Wahl  der 
Abgeordneten 
sur  zweiten 
Kammer. 

Verordnung  v. 
19.  Marz  1851. 

b 


Einberufung 
des 
Landtags. 


Eröffnung  und 
Schluss  des 
Landtags. 
Art  des 
Schlusses. 


Ordentl. 
ud. ausser- 
ordentl. 
Landtag. 


ßudget  je  vom 
1.  Juli  bis 
'dO.  Juni. 


Verordnung  v.  6.  Mai  1851. 
29.  Apr.  1851.  20.  Aug.  IBhl. 

Auflösung. 


ordentlich.   IR^^'ss  'einsrebr. 
•  ■•      [i.  Mai  lööl.) 
18^^/85  eingebr. 
•    24.  April  1852.) 
I8'''^58  ^eingebr. 
12.  Marz  1855.) 

Verordnung  v.  Verordnung  v.  20.  Febr.  1866.  ordentlich.  18^*/«i  (eingebr. 
a  Rot.  186&    80.  Jan.  1866.   ~noch  nicht 


17.  lUra  18Ö8.) 


geschlossen. 
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aabuie  zu  machen,  la  der  That  kam  es  denn  auch  auf  dem 
ordanttichen  Landtage  von  lS'*/>7  zu  einem  so\chm  Entschlüsse; 
twar  wurde  diesem  Landtage  znnftobsl  wieder  erstem  Deiembor 
1826  das  dreijährige  Budget  vom  1.  Jvü  18'*/s9  übergeben,  se- 
dann  aber  im  April  1827  ein  weiteres  «njiyirif  es  Budget  för  das 
finarizjahr  18*^/30 ;  iler  bisherige  Grundsatz  in  Betreff  derPriilung 
der  Einnahmeverwendung  wurde  aulgegebt'n,  um  nie  mehr  iier- 
vorgeholt  zu  werden,  wie  er  denn  auch  mit  dem  Gmndsate  der 
ItesüssiglHsit  der  Erbebung  unverwültgter  Steuern  wegen  dar 
fadiicheil  Unmöglichkeit,  beide  Grundsätze  nebeneinander  zur  An- 
:#«iilung  zvt  bringen ,  durchaus  unvereinbar  ist  Der  ordentliche 
Landtag  vom  Winter  IS^^u  koniilt  nun  den  ordentlichen  drei- 
jährigen Etat  von  lÖ^V^j  der  in  den  Wmter  18^"^  33  fallende 
niabste  4)rdentliche  Landtag  den  Etat  von  18^^/86  berathen  und 
d^(4reit»',  ohne  dass  die  Erbebung  unverwiHigler  Steuum  ferner 
ifDthig  werden  konnte.  Da  entstand  nun  aber  das  Bedenken,  ob 
denn  der*  im  Winter  1 8^^/80  einzuberufende  Landtag  berecbtigl 
sei/'an  der  Feststelhinjy  des  Etats  bis  zum  1.  Juli  1833  mitzu- 
wirken, da  docli  die  \V  ülilpenode  der  gegenwartigen  Versaminlung 
\cbon  am  1.  Dezember  1832  —  vom  Tage  ihres  erstmaligen  Zu- 
sannnentrittB  an  gerechnet^)  —  2u  Ende  ging.  Auf  dem  Land- 
tage 18*^/tY  blieb  es  freilich  bei  einzelnen  nicht  weiter  beachteten 
iemeitengen;  auf  dem  zweiten  Landtage  von  1833  dagegen 
wurde  das  Redit  der  trüberen  Versannnlung  zu  diesem  Eingriff 
in  die  Wahlperiode  der  gegenwärtigen  in  längerer  Debatte  stark 
in  Abrede  gezogen,  schliesslich  aber  zur  Tagesordnung  über- 
gegaiqien.  Die  Grinde,  die  hier  lär  und  gegen  vorgebracht 
worden,  werden  unten  ihre  Wftrdigung  finden.  War  dieses  Hin* 
ttbergreMen  in  die  Wahlperiode  von  18*'/s»  wirklich  ein  Fehler 
oder  ein  Unrecht,  so  musste  sich  dieser  Fehler,  dieses  Unrecht 
forthin  aiie  b  Jahre  wiederholen,  sofern  man  die  dreijäiuigen  Ein- 
berufungstermine genau  einhielt  und  bei  der  Regel  des  dreijähri- 
gen Etats  jedesmal  veri>lieb.   Indessen  trat  nun  ein  Zwischenfall 

1  Vop  jeher  hat  man  die  sechsjährige  Wnhlprriode  vom  löge  des 
ersten  Zusaiiniteritrilts  der  iienen  Stände-Versamiiiluiif:  au  u^'i^'t^'hnet :  die 
Richtigkeit  dieser  Bererhnunjr  ist  keinesweg^s  zweifellos;  für  die  Beant- 
wortung ua»erer  Frage  ist  es  ohne  Wertli,  hierauf  iiAher  eiuzugeben. 
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ein,  der  eine  ausserordeiitliihi  Maassregel  zur  AutVechterhaltung 
der  Ordnung  der  Lamlla^s  .  Ik» ziehungsweise  Wahlperioden  im 
Gefolge  hatte.  Der  erste  Landtag  von  IBSo  fand  nemiicii  livxek  - 
Auflösung  der  Versammlmig  ein  frühes  finde ;  es  wurde  ueu  ge- 
und  die- neue  Versammlung  trat  am  L  Mai  1833  erslHMilB 
mammen  ;  sie  herieth  zunächst  im  Jahre  1833  das  Budget  fHir 
18^^36;  im  Januar  183(>  wurde  sie  zum  /,\Mi[enmal  einberufen 
zur  Bt'i-;itliuiig  des  l''(Hts  von  ]8^*'/'j9,  un*i  iiuit  Küih  dir  Zeil  7AIT 
Feststeiiung  des  Budgets  von  18^-' 12:  der  ordentliche  hiezu  iwi^ 
mlene  Landtag  wäre  ~  3  Jahre  nach  dem  vorhergegangenen 
hfl  Januar  1839  ta  versammeln  gewesen ;  in  diesem  AugeahiMk 
aber^  war  die  un  Hai  1833  begonnene  Wahlperiode  noch  hn  Laufe; 
es*  wöre  also  der  ausserordentliche  Fall  einiretrelen,  dass  dieselbe 
StriiiiicN  f'rsiiinmluuu" .  die  sehoii  /wci  oi'dfiidirhe  T.iiiuihiot'  iiliae- 
halten  und  zwei  ordentliche  Budgets  berathen  hatte,  nun  auch  noch 
em  drittes  Mal  sich  zu  versammeln  und  ein  drittes  Budgei  au  ln^ 
rathen  gehabt  hatte,  das  schon  mit  seinem  Begmne  (1,  Juli  ISBl^ 
also  m  seiner  gan2en  Ausdehnung,  über  die  Wahlperiode  dieiir 
Versammlunj?  (l.  Mai  1839)  hinaus-  und  in  die  nächste  WMr 
pcnuiiü  liiiiriiirallcu  iimsste.  Diess  hielt  die  Kcgieruug  für  unzu-^ 
lässig,  und  sie  fand  das  Mittel  zur  Abhilfe  in  der  am  22,  Octo- 
ber  18H8  erfolgenden  Auflösung  der  Versammlung  und  in  4ar 
sofortigen  Einberufung  einer  neuen  auf  den  1.  Februar  1839^  ^ 
dann  den  Etat  für  18^''/4»  mit  der  Regierung  verabschiedele.« 

Ehle  Reihe  von  Jahren  ruhte  jetzt  die  Frage,  die  uns  be- 
schliftifift:  rtiit  dem  !.  Frlirunt*  1845  schiuhs  die  im  Februar  JS39 
beg^ruiene  VVahipenode,  naclidem  noch  der  Etat  für  18^-  45  fest- 
gestellt war^  an  demselben  Tag  begann  eine  neue  Wahlperiode, 
die  aber  vor  der  Zeit,  im  März  1848  durch  Auflösung  xu  Ende 
^ing,  ohne  dass  es  wahrend  derselben  gelungen  wäre,  auasisr 
dem  Bndget  von  18*^/48  noch  das  aweite  von  **/5i  2u  verid^ 
scliicdrti :  mn  Ii  die  neue  VfT^Hitiitduno",  dio  am  20.  Septt;iiiber  1848 
zusammentrat,  berieth  nur  dys  emjalmgo  Liudget  von  18^'*,49  und 
wurde  schon  im  folgeiulen  Monate  aufgehest.  Wir  übergehen  die 
jetzt  folgenden  drei  verfassungsberathenden  Versammlungen,  wüh- 
rend  welcher  eine  ganze  Reihe  von  Steuerprovisorien  dazu  dienen 
mussle,  auf  der  einen  Seite'  den  Staat  vor  dem  Hungertode  nu 
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schützen,  auf  der  andern  Seite  das  verfassuiigfsmässige  Verbot 
der  Erhebung  unverwilligter  Steuern  nothdürftig  zu  wahren.  Mit 
ißt  am  6.  Mai  185]  zusammentretenden  neuen  Versammlung 
wurde  der  im  Jahr  1849  abgebrochene  Faden  des  der  Veriaa- 
nmg  1819  entsprechenden  constitntionenen  Lebens  wieder  an- 
getoidirft  Um  srniftchst  aus  den  bkiherigen  proiisorisehen  Zu- 
ständen herauszukommen,  wunic  schon  in  den  ersten  Tagen  nach 
dem  Zusamnientrilt  das  Budget  von  18*^  5  2  vorgelegt  und  weiter- 

.hin  verabschiedet;  im  April  1852  kam  dann  der  Etat  von  18^^/65 
aWi^Serathung  und  endlich  im  März  1855  noch  der  dritte  Etal 
Mi  18^^/58;  da  am  6*  Mai  1857  die  Wahlperiode  ihr  Ende  zn 
erwarten  hatte,  so  mnsste  das  der  Verabschiedung  unterstellte 
Finanzjalir  l8°^/68  gänzlich  liuiüberfallen  in  die  nächste  Wahl- 
periode :  es  wurde  daher  in  der  zweiten  Kammer  sehon  im 
Dezember  1854  der  Antrag  gestellt,  das  diesmalige  Budget  auf 
die  beiden  Jahre  18^^/6?  zu  beschränken;  die  staatsrechtliche 
Commission  berichtete  in  einem  dem  Antrage  entsprechend«! 
Sinne,  aber  nach  längerer  Beralhung  scfaloss  sich  die  Kammer  der 
entgegengesetzten  Ansicht  an,  und  so  wurde  in  der  Folge  das 

*Yülle  dreijährige  Budo^et  berathen. 

Es  wird  wesentUcii  zu  unserer  Aufgabe  gehören,  die  ange- 
führten Präjudicialfälle  genau  zu  betrachten,  zu  untersuchen,  ob 
die  Lage  der  Sache  wirklich  in  diesen  Fällen  dieselbe  gewesen, 
in  der  wir  uns  gegenwärtig  wieder  befinden,  und  ob  die  etwaigen 
Verschiedenheiten  derselben  für  die  rechtliche  Beurtheilung  von 
Bedeutung  sind,  endlich  die  Grunde  und  Gegeiigminde  zu  prüfen, 
die  zur  Begründung  der  einen  oder  der  andern  Entscheidung  un. 
serer  Frage  bei  diesen  Veranlassungen  vorgebracht  wurden. 
^^^IMe  Versammlung  von  1826  war  nach  der  obigen  Ausfilhrung 
j^denfans  zur  Theifaiahme  an  der  Feststellung  des  Staatshaushalls 
bis  zum  L  Dezember  berechtigt,  das  Budget  erstreckte  sieh 
Aer  bis  zum  1.  !uli  18.S3,  betraf  also  7  iMonate,  welche  der 
nä<?hsten  Wahlpeifode  angehörten;  war  diess  unzulässig,  so  war 
das  Budget  entweder  mit  dem  1.  Juli  1832  abzuschliessen  -  und 
^  Etat  vmn  1.  Juli  18^^/88  erst  von  d^  nächsten  Ständever- 
Mnniilung  zu  berathen,  was  dann  fBr  die  Zeit  vom  1.  Juli  bis 
1*  BeaenUiar  1883  oisnbar  ein  Eingriff  der  spätem  Versammlung 
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in  das  Recht  der  früheren  war ;  oder  es  musste  der  Etat  nur  für 
einen  Theii  eines  Etatsjahrs  festirestelU  werden.  Man  hat  später 
nie  wieder  in  diesem  Eingreifen  einer  Finanzperiode  mit  einem 
blossen  Brachllieil  eines  Btatsjabrs  in  die  nttohste  WaUperide^  in 
dieser  Feslslellung  eines  Budgets  bis  zum  nttebsten  1.  Juli  der 
neuen  Wahlperiode  eine  Verletzung  des  Verbots  des  Hinttber- 
greifens  in  die  nächste  Wahlperiode  erblickt;  wenn  man  von 
jenem  Verbote  sprach,  so  verstand  man  späterhin  darunter  nur 
die  Festsetzung  des  Budgets  für  ganze  Finanzjahre  (von  einem 
1.  Juli  cum  andeni}  der  nächsten  Wahlpenode,  das  HineiB- 
reichen  des  Budgets  in  die  nächste  Wahlperiode  über  den  ihrem 
Beginne  zunächst  folgenden  1.  Juli  hinaus;  die  enstere,  auf  den 
Landtagen  von  1827  und  18B3  Bedenken  erregende  Ueberschrei- 
tnng  der  Grenze  der  Walilpeiiode  trat  von  nun  au  regeimäijSJg 
ein,  ohne  irgendwie  Anstoss  zu  erregen. 

Was  das  für  die  Zeit  vom  1.  Juä  1SS9  ah  festzusetzende 
Budget  betritt,  so  hätte  dasselbe,  falls  die  Auflösung  der  Stftude* 
Versamndung  nicht  erfolgt  wSre,  nicht  nur  in  seinem  ganzen 
Umfang,  schon  mit  seinem  Anfangstermin  in  die  nächste  Wahl- 
periode hineinfallen  müssen,  sondern  es  wäre  auch  das  dritte» 
ordentliche  von  derselben  Versammlung  berathene  Budget  gewesen. 

Beim  Etat  von  1855/1856  endlich  fand  das  Besondere  statin 
dass  die  Budgets  nicht  bloss  von  derselben  VersammhMg,  sondern 
auf  einem  einzigen  Landtage  festgesetzt  wurden.  Dasselbe  — 
nur  nicht  für  drei,  sondern  bloss  für  zwei  Budgets  —  wird  ein- 
treten, wenn  wirklich  noch  der  gegenwärtigen  Versammluiiij:  ohne 
vorgangige  Entlassung  des  bis  jetzt  nur  vertagten  ersten  Laad- 
tags dieser  Wahlperiode  ein  Budget  voigelegt  werden  sollte. 

Wir  behalten  uns  die  Prüfung  dieser  besonderen  Umstände 
fikr  eine  spätere  Stelle  unseres  Aufsatzes  vor  und  wollen  jetst 
die  Gründe  kennen  lernen,  die  man  bisher  für  die  eine 
oder  die  andere  Ansi  c  h  t  in  Betreff  unserer  Frage 
vorgebracht  hat,  vor  Allem  aber  wollen  wir  den  berühmten 
württembergischen  Staatsre<^tslehrer  Robert  von  Mohl  um  seme 
Meinung  b^ragen. 

V.  Bfohl  sagt  in  seinem  »Staatsrecht  des  Königreichs  Würt- 
temberg« 2te  Auflage,  Bd.  H,  S.  658  wörtlich:  Vor  Allem  ist 


.-L,d  by  Google 


naeh  wQrtleniiergiiclMBi  SttMtorMlit» 


29ü 


woM  nmWefifelliafl,  dsss  eine  StfindeversflmiDlmif  licht  berecliligi 

ist,  "ittldM  ftescMOsse  Uber  den  Staatsliftiislialt  zn  fassen,  welche 
die  verfassunsrsniassifrpii  Ürtug-nisse  der  njichsten  d.  h.  mit  einer  , 
iieugewaiiiten  Abi>eojdneU*iiliH»iiriier  versehenen ,  Standeversainin- 
lang  schmälern  oder  vernichten  wurden.  Die  Verfassung;surkunde 
i'llitoi jeder  Stöndeversammlong  gleiche  ftechte  ein;  und  e$.igt 
dliter  ein  Budget  als  den  BesHonnongen  der  Verfasanng  zuwider* 
lüiifeftd  Ku^erklilt^n,  welehes  eine  vorhergehende  über  ihre  Wahl- 
periode hinaus  l)ewilliffen  würde.  Ohne  diese  Besrlit;iiikiiijfr  wäre 
es  einer  Versaimwlauu  {uuglich .  in  iieiiieiiii»!  hall  iitil  der  liegie- 
rang  alle  künlti^e  standische  Wirksamkeit  in  Kinanzsaoben  durch 
eiM^'  ^  aUe  Zeiten  geltende  Verwiiligung  des  Budgets  ganx  oof- 
zidieben^«  und  fdhrt  dann  in  dei*  Anmerkung  S.  66Ö  also  fort; 
^iMM  di^se  SAtze  richtig,  so  ist  die  Verlänpfernng  des  Etats  von 
1832/1833  und  \m  l>.)Sls3ii  nicht  zu  bilhifeu.  Der  Stande- 
v*»r«:niiiiiiliiiiL!  >t')iii|  IV  im  .Inhre  iN.Mi  frei,  auf"  ilueiü  erssleü 
Landtage  da>  Hudget  ansialt  bis  bis  lb'60  auszudehnen: 

aMiit  sie  hüte  dann  aul  ihrem  zweiten  Landtage  nur  2  Jahce  ver- 
wtoigeil  «ollen.  Ebenso  lionnte  die  Versammlung  im  Jahre.  18S6 
^toeifte  hinreichende  Berechti^uni?  zum  Uebergreifen  in  die  Beiech- 
lififunsfSÄeil  der  nächsten  Versammkiuß  darin  Huden,  dass  ihre 
VorgHUgtiiiii  ihr  ein  .Isdir  iihurihmurieü  iiHÜe  elc.^ 

"'  '  Der  mogliilRü  Emwendung,  dass  dieser  (irundsal/.  gerad^i 
Bf>  gm  von  den  beiden  Landtagen  innerhalb  der  Wahlperiode  gelten 
AftiMKi),'  dass  es  also  dem  ersten  Landtage  nicht  zustehen  könne, 
^Ttlbev  die  Brdffiiung  des  zweiten  Landtages  hinübe igreifendes' 
Budget  tu  berathen,  dass  also  v.  Mohl  init  sich  selbst  in  Wider- 
spnich  Lfriathe.  im  lim  vv  letzleres  niclit  l>t.;iiaüf»te.  —  begegnet 
er  mit  der  BbMucrkunu:,  das^  ein  Landtag  kein  lieelitssubjecl  sei, 
sondern  nur  die  Zeit,  in  weicher  sich  ein  Hechtssubject  bewege, 
dass  08  also  nur  darauf  ankomme,  ob  in  beiden  Zeiten  die  näm- 
Mrai  Hehscben  handeln;  und  ebenso  dem  weitem  Einwand,  dass 
MiiÜner'  Auflösung  der  verabschiedete  Etat  Um  bleibe  auch  für 
dte'in  die  Zeil  der  nuucu  Versainndunir  iuuüiiil  lü«  ful  ■  Zeit  — 
niit  der  Benierkun^,  es  könne  nur  daraui'  ankt»intnen,  ob  der 
Landtag  unter  den  irn  Aujrrnhlick  bestehenden  Verhältnissen  ein 
Ä«ch*  habej  nichl  aber  daraul',  wie  es  unter  andern  V  erhältnissen 
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wire  (S.  6^5>.  Bndlieh  wurde  auch  lUK^  ntm^tanmmttm  vsr- 

su(  hl  ,  dass  in  dem  regelmässigen  Eingreifen  eines  Bruchtheiles 
des  driUeu  Finanzjahrs  der  zweiten  Etatsperiode  in  die  kommende 
Wahlperiode,  wie  es  eine  nothwendige  Folge,  des  nachher  aazth 
ftthrendeii  Sattes  Ober  den  AnfangBlemiB  des  ven  elBem  LandUif 
beradieneD  Budgets  Ist,  keine  Ausnahme  Ton  dem  behaupteten 
Grandsatze  liege ;  provisorische  Gredito,  wie  sie  andernfalls  ndftig 
würden,  wären  noch  bedenklicher;  als  Ueberschreilung  der  Hechte 
einer  St8ndeversanimliin£r  könne  es  nieht  betrachtet  werden,  wenn 
sie  «in  Etetsjuhr,  dessen  eine  Ualite  in  ihre  Wablzeit  falle, 
TerwiHige ,  indem .  das  Etotsjahr  eine  thatsttchliche  und  rechtliche 
Einheit  bilde;  anch  hier  gdte  der  Satz:  »amms  coeptus  pro  codi» 
pleto  habelnr.« 

Ist  der  Grundsalz  so  festgestslll ,  so  bleibt  derselbe  auch 
nicht  ohne  wichtige  Folgesätze:  der  §  112  der  Verfassungs- 
Urlnmde,  der  ein  dreijäliriges  Budget  nur  als  Regel  bestknmt^ 
muss  nun  in  der  Welse  einschriinkend  interpretirt  werden  ^  dus 
dne  Abweichung  von  dieser  Regel  durdi  YerUtagerang  d^  Bud- 
gets jedenfalls  nicht  bis  ztm  Uebeigriff  in  die  nächste  Wahlperiode 
gehen  darf,  dass  also  dieser  §  nur  zu  verstehen  ist  von  der 
Anordnung  der  Finanzperioden  innerhalb  einer  und  derselben 
Wahlperiode  (S.  658);  eine  weitere  Gonsequenz  ist,  dass  die 
auf  eine  aufgelöste  Stttndeversammluug  folgende  neue  Versamm- 
lung nicht  etwa  ihre  eigene  sechsjfthrige  Wahlperiode  hat,  siondem 
nur  den  Rest  der  der  aufg^sten  Versammkng  bestimmten 
Lebensdmier  für  ihre  eigene  Existenz  in  Anspruch  nehmen  kann 
(S.  558);  endlich  ergibt  sich  aus  jenem  Grundsatz  die  Forderung, 
dass  der  Anfangstermin,  von  welchem  an  die  dreijährigen  Finanz- 
perioden zu  rechnen,  dem  Zusammentritt  des  betrefifenden  (etat- 
berathenden)  ordentlichen  Landtages  so  nahe  als  müglieh  gerttefct 
werde  d*  h.  der  der  Brilffnung  des  ordentlichen  Landtages  nächst 
folgende  1.  Juli  sei  (S.  662).  Dieselben  Gründe  für  das  Recht 
einer  jeden  Stöndeversaiiuiüung  das  Biulof^et  für  die  Dauer  ihrer 
Wahlperiode  ausschliesslich  zu  verwilligen,  wurden  auch  in  den 
ständischen  Verhandlungen  vorgebracht,  doch  fehlte  es 
auch  nicht  an  weitem  Versuchen  zur  Unterstfitaung  dieser  An- 
sicht. So  wurde  auf  dem  zwmten  Landtage  von  1838  geltend 
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gemacht :  ein  Fmictionär  könne  nur  für  die  Dauer  seiner  Voll- 
macht wirksam  sein;  dieser  Satz  tretle  in  vollem  Maasse  zu  bei 
ie^  'FiMafMelsgelmiig^  weil  die  Natur  des  Fima^etzes  seUwt 
Wä^'  wi^  M/gtgeaBtehe,  und  es  äussere  sich  dieser  Gfimdmtts 
rttoft  io  der- '  üiizutessigkeit  der  Feststellung  eine»  Budgets  llr 
Jahre,  in  welchen  eine  ahdere  als  die  das  Budget  beschliessende 
Sländeversamiiiliüio-  thälior  sei :  dass  Im  i  df^n  ührii'tJii  Gesetzen 
dieser  Grundsalz  keine  Anwendung  iinde,  habe  seinen  Grund  in 
der  «aturgemäss  bleib)  ti den  Bestimmung  dieser  (jreseUe.  im  Jahr 
1»$$^  »Wurde  i  vom  Ministertiseh  aus  geltend  gemacht^  e»  wflre 
fg6gm  den  Geist  der  Verfassongy  wollte  die  dennatige  Versamm- 
Mtof- noch  den  Etat  f&r  1839/1842  berathen:  von  dem  Begriff 
des  ()r<l('ntl!('lien  LaiidtHg-s  sei  die  Gf^Idvcrw ilii<>iiiio-  und  iilicrhaupt 
die  Kegüliturig  des  SlaHlshausliailb  iin/tTü-eniiiich^  jede  Wahl- 
periode umfasse  zwei  ordentliche  Landtane.  die  Berathung  eines 
dKlllBi*r£adget8  in  derselben  Wahlperiode^  in  weicher  schon  zwei 
iiitgulB  festgestellt  worden,  sei  daher  unsulässig. 
ti^'fe 'Umfassender  Weise  beschäftiirte  sich  der  Bericht  der 
staatsrechtlichen  Coumiission  der  zw  imUmi  Kuiimior 
von  1  854  mit  unserer  Frage;  das  Steuerverwiüiguiigsrecht  sei 
für  die  einzelne  neu  gewählte  Ständeversammlung  eine  wesent- 
Mttlie  '^mid-  politisch  wichtige  Befugniss  und  hienach  auch  der 
f^ft9''46r  Verfassungsurkunde  zu  beschrttnken;  der  §  112  stehe 
Itf  Offenbarem  Zusammenhang  mit  den  127  und  157  der  Vor- 
fössungsurkunde  d.  h.  nach  dem  Willen  der  Verfassuncfsurkunde 
soll  jede  Wahlptiiode  zwei  Landtage,  atn  Anlang  und  »i  der 
Mitte,  haben  und  Jeder  dieser  Landtage  soll  ein  dreijähriges  Bud- 
^teathen;  gebe  man  zu»  dass  eine  Stöndeversammlung  auch 
]|(Mli^lAi'"]etzten  Augenblicke  ihrer  Existenz  ein  dreijähriges  Budget  . 
INbilhinx könnte^  so  beweise  diese  auffallende,  weitgehende  Gonse- 
fllÄi^am  besten  die  Unrichtigkeit  d(fs  (ii  uiidsatzes  selbst.  Zwi- 
schen W?i]i!(  I  M  und  AbgtunliH'ten  bestehe  ein  MandalsverhäUniss; 
die  Waliler  idx  rtrfifren  aber  ihre  Vollmachten  nur  auf  sechs  Jahre  j 
in  Uuem" Willen  aber  sei  es  offenbar  gelegen,  dass  ihre  Ver< 
Mrf*9^i8olern  es  sich  um  die  Auflegung  von  Lasten  und  Steuern 
(MA^^'fllr^  eine  gemsse  Zeit,  sie  auch  nicht  zu  Leistungen  ftlr 
•^^'ilii^jjare  Zeit  verpflichtet  werden  künneii,  indem  sie  sich 
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ofleiibar  vorbehalten  haben,  in  Betreff  der  Uebemahinc  solchar 
Verpflichtungän  für  eine  spätere  Zeit  frei  su  sein  md  ni  dieflem 
Zweck  mch  Ablauf  der  sechs  Jahre  Je  nach  UmsUUideii  einen 
andern  Vertreter  anfouslellen.   Das«  die  übrigen  Gesetae  Aber 

eine  Wahlperiode  hinauswirken,  liecfe  in  der  Natur  der  Sadie 
und  das  Volk  gebe  hiezu  die  Vuürnacht.  Sodann  wurden  die 
von  der  Analogie  des  bei  der  Auflösung  der  Ständeversammlun^ 
stattfindenden  Verhaltaisses  und  von  dem  nothwendigen  Minüben44 
greifen  des  letzten  Btatsjahrs  des  aweiten  Budgets  einer  WaM^« 
perfode  ausgehenden  Einwendungen  In  der  gleichen.  Weiset  :atf 
entki  alten  gesuclu,  wie  es  von  v.  Mohl  ffeschieht.  - 

In  der  Berathung  dieses  Berichts  wurde  dem  auch 
hinzugefügt:  Allerdings  können  bei  dieser  Ansicht  Steuerprovi- 
sorien nöthig  werden  und  gerade  im  gegenwartigen  FaHe  wefde 
ein  solches  nothwendig  werden,  wenn  man  den  ersten  ordanlir 
Kchen  Landtag  der  nächsten  Periode  abwarte;  es  stehe  aber  iil 
der  Hand  der  Regierung,  durch  Auflösung  zu  helfen;  gehe  niant 
von  der  entgegengesetzten  Ansicht  aus.  so  ki  niUe  es  ja  kommen, 
dass  ein  ordentlicher  Landtag  gar  kt^inen  Etat  zu  Ijerathen  hätte; 
das  aber  sei  gerade  sein  ordentlicher  und  sein  bedeutendster^ 
Zweck;  fiele  diese  Thatigkeit  weg,  so  wäre  es  gm»  unnötUg^ 
und  Ifich^ch,  ttbeitaupt  den  Landtag  su  benrflBn;  würde  das 
aber  nicht  geschehen,  so  hatte  das  wieder  andere  UfisStande- 
zur  Folöfc :  Der  frühere  Ausschuss  wurde  lortdauern  etc. 

Hören  wir  endlich  noch  die  geltend  gemachten  Gegen- 
gninde,  die  Gründe  für  die  Zulässigkeit  des  Hinüber-: 
reichens  eines  Budgets  in  die  nächste  Wahlperiode; 
'  Sie  sind  enthalten  vor  Allem  in  dem  Wortlaute  des  §  112 
.  der  YeH^eissungsurknnde,  sofern  nach  demselben  einersetts  der 
Ausnaliiiii;  von  der  Regel  drciialiriöfer  Etats  eine  Grenze  nicht 
gesetzt  ist,  andererseits  sictr  keinr  Stün  de  Versammlung,  wenn  ein- 
mal die  Nothwendigkeit  eines  neuen  Budgets  vorhanden  ist,  der 
Berathung  eines  ordentlichen  dreijährigen  Etats  entziehen  karni^ 
sodann  in  den  schon  obai  erwähnten  Einwendungen.  Weiter^ 
wurde  im  Jahr  1833  bemerkt:  daraus  dass  die  Standeversammhing 
mit  dem  Ablauf  von  sechs  Jahren  sich  auflöse,  folge  nur,  dass  sie 
nach  diesem  ZeHpunkt  Vichts  mehr  beschliessen  könne,  mcht  aber, 


dass  sie  Nichts  beschliüssen  könne,  was  auch  in  die  nächste 
Periode  hineingreife,  wie  s.  B.  das  Gegentbeil  bei  HindelsvertrH- 
|ttD/>^MiiiliBnttbeniRhmen  ^er  Fall  sei;  tm  der  besondera  l^atur 
iMr  FiiiainKgesetEeB  folge  nur,  dass  der  Etat  auf  einen  beaUmmteE 
«M  Hnrir-  nicht  m  grossen  Zeitraum  zu  begrensea  sei,  keines^ 
weffs  aber  rin  unzortronnharei*  Zusatiimt  iih  uiiX  zwischen  I  iiiaiiz- 
.  pfi  idiU'  und  WrthlptTiode :  die  ändert'  Aii^iclit  enthalte  eait*  Au»- 
oabine  von  der  allgemeinen  Kegel ,  die  strenge  nachgewiesen 
wrden  «ittsste^  wäre  es  die  ftiatur  der  Sache  selbst,  auf  die  sich 
jiHie  "Am^fat  gründete,  so  müsste  das  auch  bei  der  Auflösung 
gelteo.  '  In  den  Verhandlungen  vom  J.  1854  endlich  wurde  geltend 
gemacht;  Allerdings  habe  jede  Standeversammluiifr  das  Recht,  aul 
7Ä\vi    orticnilichen  Landlagen  zwei  dreijaluigt^  üudgeLs  zu  \er 
willigen ;  da^s  dies  aber  gerade  am  Anfang  und  in  der  Mitte  der 
^AMlperiode  geschehen  müsse,  sei  nicht  erweislich;  der  §  127 
iBT'^iirfaMngsurkunde  habe  nicht  -den  Zweck,  etwas  Anderes 
ifltftewwtgen,  sondern  nur  zu  bestimmen,  dass  alle  drei  Jahre  das 
Bestehen  des  Awsschnsses  zn  unterbrechen  und  das  Budsrel  in  (  Iii 
mit  deiJi  Ansvclniss .   suiidcrn    inil  der  SlHiidevcihumiiilutig  >eibst 
zu  verabscltieden  sei;  die  Verl'assungsurkunde  kenne  kein  ein- 
ielnes  Elatsjahr  als  thatsächliche  und  nuhtliche  Einheit,  sondern 
W  die  Finanzperiode ;  von  einem  Mandatsverhältniss  (oinem  rein 
ilffitieditlichen  Begriff)  zwischen  Wählern  und  Abgeordneten 
könne  keine  Rede  sein:  jedenfalls  sei  es  eine  petitio  principii.  zu 
Sflgen,  die  Wühler  yeben  den  AbfferM'dnf^tcn  nulit  <lir  \  ullttnulit. 
mit  einem  Etat  la  die  nächste  W  ahlpt  t  Knie  emzugreilen :  lasse 
dies  die  Verfassung  zu,  so  können  die  Waiiier  unmöglich  etwas 
Andere»  wollen ;  consequent  musste  man  verlangen ,  dass  Wahl- 
pHiodln  nnd  Etatsperiode  mit  einander  beginnen;  w9re  diess  der 
anÄ»»*ilBr  Verfassung,  so  wäre  es  auch  ausdrücklich  beslimnU 
worden:  aber  die  Folge  wäre  die  alle  sechs  Jidai  sich  wudcr- 
holende  >ioUi\\ciuiigkeil  einer  provisorischen  Sieuerverwilligung j 
der  Einwand,  es  ktmne  bei  dieser  Ansicht  ja  eine  Standeversamm- 
einen  zehnjährigen  und  noch  längern  Etat  feststellen,  ver- 
Keref.>«8ine  Bedeutung  durch  die  Erwägung,  dass  eine  solche 
^MnniBlung  gewiss  auch  keinen  Anstand  nähme,  zn  Abandenmg 
der  itetneffenden  Verl  assungsparagraphen  die  Zusliinrnung  zu  gehen. 
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Wir  haben  im  Vorstehenden  eine  historische  üebersicht  über 
die  im  constitationellen  Leben  des  württembergischen  Staats  bis- 
her vorgekommenen  Fülle  des  Eingrafens  einer  Finanzperiode  in 
eine  Wahlpmiode  nnd  über  die  BeartbeHnng  ^fieser  Fidle  von 
Seiten  der  gesetzgebenden  Pactoren  Cmid  der  Theorie)  gegeben 
und  wenden  ans  nun  zur  Beurth eilung  der  für  die  Be- 
hauptung der  Unzulässigkeit  eines  solchen  Eingriffs 
vorgebrachten  Gründe.  . 

Das  wird  von  allen  Seiten  anerkannt^  dass  die  Verfassungs* 
ürinmde  nirgends  unsere  Frage  dlrect  und  unmittelbar  entscheide^; 
auch  das  #ird -man  nieht  bestreiten  können,  dass  der  §  112  der 
Verfassungsur  künde  eine  Einsckränkung  sich  gefallen  lassen  muss, 
wenn  es  wirklich  der  Wülc  der  Verfassung  ist,  dass  ein  Etat 
nur  über  die  laufende  Wahlperiode  sich  erstrecke;  dieser  Para- 
graph spricht  die  dreijährige  Dauer  des  Etats  9iB  Regel  ans;  damit 
hat  er  Ausnahmen  von  dieser  Regel  zugelassen;  diesen  Ausnahmen 
aber  hat  er  kehie  Orense  gesteckt,  also  ist  jede  behauptete 
Schranke  erst  in  den  Paragraphen  hineingetragen  und  aus  seinem 
Wortlaut  nicht  zu  erweisen;  wer  eine  solche  Schranke  behauptet, 
muss  sie  daher  seinerseits  als  wirklich  vorhanden  nachweisen, 
und  so  lange  er  das  nicht  gethan  hat,  wird  ihm  mit  vollem  Reohl 
der  Wortlaut  des  §  112  enigegengehalten.  ' 

Man  hat  sich  auf  den  augenflllligen  Zusammenhang  swiadieil 
den  112,  127  und  157  der  Verfassungsurkunde  berufen  — 
und  diess  ist  auch  wohl  der  bedeutendste  von  den  vorefebrachten 
Gründen  Cdass  §  114  der  Verfassungsurkunde  mit  unserer  Frage 
gar  nichts  zu  schaffen  hat,  sondern  bei  der  einen  oder  andern 
Entscheidung  seine  Bedeutung  behfilt,  ist  klar).  Man  hat  gesagt  : 
»Dem  §  157  zu  Folge  soll  aHe  sechs  Jahre  eine  neue  Wahl  der 
Abgeordneten  stattfinden,  und  gemäss  dem  §  127  wird  der  König 
alle  B  Jahre  die  Versamiulunff  der  Stände  einberufen.  In  dieser 
Verbindung  wird  klar,  von  welcher  Voraussetzung  der  §  112 
ausgeht,  dass  angenommen  ist,  die  sechsjährige  Wahlzeit  spalte 
sich  in  zwei  gleiche  HaUlen  mit  je  einem  ordentliphen  Landtag 
zu  Anfang  des  dreijährigen  Zeitraums  und  jedem  dieser  Landtage 
sei  das  fur  die  Regel  auf  drei  Jatare  zu  bemessende  Budget  vor^ 
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ssulegen.  Hienach  befasst  sich  der  ^112  der  Verlassungsurkunde 
lediglich  mit  der  Frag^ ,  wie  innerhalb  der  Wahlperiode  die 
Uauptiinanzetals  hinsichtlich  ihrer  Zeitdauer  festzustellen  smd, 
und  begründet  derselbe  keineswegs  die  Behauptung,  dass  mit  der 
Binhaltang  der  im  §  112  der  Verfassungsurkunde  hinsicbtiieh  der 
Zeitdauer  des  Etats  vorgesdiriebenen  Grenzen  aUes  gethan,  und 
unter  dieser  Vuraussctzung  auch  eine  Ueberbchreitung  der  \\  al4- 
periüde  gestattet  sei.« 

Die  hier  vorgenommene  C(>nclu5ion  ist  nicht  ganz  klar.  Wenn 
mtt<  dem  ZusfimmenibangT  der  angefifüirten  Paragraphen  sich  ergibt^ 
dass  jedem  der  beiden  oidei^ohen  Landtage  der  Wahlperiode 
^s  fitr  die  Regel  auf  drei  Jahre  zu  bemessende  Budget  ▼or- 
zulegen  sei,  warum  sollten  dann  die  Ausnahmen  von  dieser  lun^i  i 
nicht  auch  bei  jedem  der  beiden  Landtage  dieseilu  sein?  Wiuum 
SoUte  nur  der  erste  dieser  beiden  Landtiige,  nicht  auch  der  zweite 
eki  vierjähriges  Budget  l>erathen  dürfen  ? 

Es  wollte 9  wie  es  schemt,  dargetban  werden,  dass  bei  ge* 
höriger  Einhaltung  der  Vorschriften  der  Verfassungsurkunde  die 
Beschränkung  des  Budgets  auf  die  laufende  Wahlperiode  sich  von 
selbst  ergebe,  und  dass  darin  der  Beweis  liege^  es  sei  diese  Be- 
schränkung von  der  Verfassung  beabsichtigt.  Soll  aber  diese 
Folge  sich  wirUkh  als  nothwendig  herausstellen,  so  genügt  es 
keineswegs,  dass  dn  ordentlicher  Landtag  je  zu  Anfang  der 
ersten  ond  zweiten  Hlilfte  der  Wahlperiode  stattfinde,  und  dass 
jedem  dieser  Landtage  ein  Budget  vorgelegt  werde ;  es  ist  noch 
die  weitere  Bedingung  wesentlich,  dass  das  Budget  mii  dem  auf 
die  Eröffnung  des  Landtags  nächst  folgenden  I.Juli 
%rirksam  zu  werden  beginne.  Denn  wollte  man  zugeben,  dass 
der  zweite  ordentUche  Landtag  ein  dreijähriges  Budget  berathei 
das  erst  mit  dem  fünften  Finanzjahr  der  Wahlperiode  wurksam 
werden  sollte,  so  würde  ja  nothwendig  in  die  nttchste  Wahlperiode 
eingegriffen. 

Unter  diesen  Voraussetzungen  wird  allerdings  ein  dreijähriges 
Budget  immer  nur  mit  dem  Brucbtheil  eines  Etayahrs  in  die 
nächste  Finanzperiode  eingreifen;  tber  ebensowenig  wird  unter 
dieser  Voraussetzung  das  vom  ersten  Landlag  der  Wahlperiode 
berathene  Bndget  m  die  zweite  Landtagqwriode  eingreifen»  J« 


302  Badgetperiode  und  Lan<iiagsperiode 

noch  mehr,  es  wird  unter  diesen  Voraussetzungen  eine  Abkürzung 
wie  eine  Verlängerung  der  Etatsperiode  überhaupt  uiutioghch 
sein  d.  h.  aus  §  112  der  Verfasfiungsurkunde  »der  Hauptetat  ist 
in  der  Regel  auf  3  Jahre  giltig«  —  wird  der  Sata:  »der  Uauptetat 
Ist  ohne  Ausnahme  auf  drei  Jahre  gütig.« 

Denn  jede  Abkftrzung  des  Budgets  hfitte  die  Erhebung  unver- 
willigler  Steuern  zur  nothwendigen  Folge,  da  erst  der  nächste 
ordentliche  Landtag  wieder  ein  Budget  beralheii  konnte :  sofern 
jedes  von  demselben  Landtage  berathene  zweite  ßudget  nicht 
mehr  mit  dem  auf  den  Beginn  des  Landtags  folgenden  ersten 
Juli  wiricsam  werden  könnte ;  jede  Verlängerung  des  Budgets  aber 
hatre  wieder  die  Folge,  dass  das  Budget  des  nftehsten  ordentlichen 
Landtags  nicht  ndt  dem  nächsten  Finanzjahre  beginnen  könnte. 

Diese  Voraussetzungen  müssen  also  uothwendig  tUeilweisß 
fidsch  sein. 

Nimmt  man  aber  eine  derselben  weg,  so  kann,  beziehungs- 
weise rouss  die  Einhaltung  der  Regel  des  dreijfthrigen  Etats  die 
Nothwendigkeit  der  Erhebung  unverwiHigter  Steuern  oder  die 
üeberschreitung  der  Grenze  der  Wahlperiode  zur  Folge  haben. 

Man  wendet  nun  freilich  ein.  dieser  Misstand  kiinne  durch 
Abkürzung  einer  Etatsperiode  oder  durch  Aullosung  der  Stande* 
versammlnng  abgewendet  werden ;  allem  wer  das  verlangen  wollte^ 
könnte  sich  natürKch' nicht  auf  den  Zusammenhang  der  anipellQhr- 
len  Paragraphen  berufen,  deren  Anwendung  den  Misstaiid  ja  erst 
herbeigeführt  hat;  er  mflsste  seine  Forderung  nüt  dem  Satze  be- 
gründen, der  erst  bewiesen  werden  soll. 

Es  mag  sein,  dass  noch  eine  andere  Anschauung,  die  sich 
nicht  auf  den  Zusammenhang  der  Yerschiedenen  Perioden  allein 
grindet,  bei  jenem  Schlüsse  mitgewirkt  hatte;  auch  an  andereip 
Steile  wurde  nttmli&h  der  Beweis,  dass  jeder  ordentHehe  Landtag 
ehiett  Etat  zu  berathen  habe,  aus  der*Natur  des  ordentlichen 
Landtages  ßrcnilni;  man  sagt  nämlich:  Offenbar  ist  der  eigent- 
liche Zweck  des  ordentlichen  Landtages  die  Berathung  eines  Bud- 
gets;  eine  regelmassige  Berufung  von  Landtagen,  welche  keinen 
Etat  festeusetzen  hätte,  wäre  höchst  unnöthig,  ja  ittoheriich;  die 
Beradiuttg  des  Budgets  ist  also  gerade  das,  was  den  Landtag 
Bum  ordcntiiohen  Landtag  macht,  ordeAtUdMr  Landtag  und  Bidgeh 
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iandtag  sind  identische  Begiille;  da  nun  alle  drei  Jahre  ein 
ordentlicher  Landtag  slattiinden  muss,  so  nmss  auch  alle  drei 
Jahre  ein  Budget  berathen  werden;  da  also  der  erste  Landtag 
der  nächsten  Wahlperiode  nothwendiger  Weise  selbst  ein  Budget 
zu  berathen  hat,  so  kann  auch  unmöglich  ein  vorhergehender 
Landtag  mit  einem  Budget  in  diese  Periode  eingreifen.  » 

Man  sieht  leicht,  dass  auf  diesem  Wege  nur  eine  der  oben 
aufgeführten  nothwendigen  Voraussetzungen  bewiesen  werden 
könnte,  dass  aber,  soll  er  seinen  Zweck  erfüllen,  die  übrigen 
Voraussetzungen  gleichfalls  beigezogen  werden  müssen,  dass  also 
diese  Argumentation  ganz  auf  die  erste  zurückfülirt  und  nüt 
ihr  fällt. 

Ist  es  denn  aber  auch  nur  überhaupt  wahr,  dass  die  wesent- 
liche Aufgabe  jedes  ordentlichen  Landtages  die  Budgetberathung 
sei,  dass  kein  ordentlicher  Landtag  ohne  Budget  gedacht  werden 
kimne  und  gerade  durch  die  Etatsberathung  zum  ordentlichen 
Landtage  werde?  Diese  Ansicht,  so  allgemein  verbreitet  sie  ist, 
halte  ich  für  unrichtig.  ..k 

Wahrhaft  zu  bedauern  ist  es,  wenn  die  ganze  Bedeutung 
der  ständischen  Wirksamkeit  nur  in  der  finanziellen  Thätigkeit 
der  Stände  gefunden  wird.  Sollte  es  wirklich  unnuthig,  ja  lächer- 
lich sein,  die  Stände  alle  drei  Jahre  zu  versammehi,  wenn  den- 
selben niebt  allemal  das  Ansinnen  einer  Steuerverwilligung  zu 
raachen  wäre  ?  Der  ij  124  der  Verfassungsurkunde  fasst  die  Be- 
stimmung der  Stände  höher  auf;  nach  diesem  Paragraphen  kommt 
ihnen  ausser  der  Mitwirkung  zur  Gesetzgebung  und  ausser  der 
Steuerverwilligung  auch  noch  zu,  in  Beziehung  auf  Mängel  oder 
Misbräuche,  die  sich  bei  der  Staatsverwaltung  ergeben,  ihre 
Wünsche,  Vorstellungen  und  Beschwerden  dem  Könige  vorzu- 
tragen, es  ist  aber  klar,  dass  dieses  gewiss  an  Wichtigkeit  hinter 
jenen  beiden  Befugnissen  keineswegs  zurückstehende  Recht  der 
Stände  zu  fortgesetzter  Controle  der  ganzen  Staatsverwaltung, 
nur  dann  einen  Werth  hat,  wenn  zu  dessen  Ausübung  eine  regel- 
niässige,  von  der  Willkühr  der  Regierung  nicht  abhängige  Gelegen- 
heit gegeben  ist,  zumal  in  einem  Staat,  wo  es  weder  den  Ständen 
zusteht,  sich  selbst  ohne  Einberufung  zu  versammeln,  noch  sie 
oder  irgend  eine  dritte  von  der  Regiening  unabhängige  Person 
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Redrt  haben,  eine  Einberufung  zn  veilaagiML  Sifimle  im 

Ständen  auch  nur  jtiit'S  Controlerecht  zu  und  wäre  ihnen  die 
Budgetberatbuncr  entzogen,  so  wäre  dennoch  die  regeliiiyssitre 
periodische  Einberufung  der  Stünde  hinlänglich  motiviri;  man 
kann  also  nicht  sagen,  dass  etwa  durch  ein  12jAhrige8  Budget 
diei  oidenifiche  Landtage  zweckloa  und  anniMbig,  ihie  Binbeinfong 
eine  Spielerei  werde.  Die  Einrichtung  der  legefanissig  alle  drei 
Jahre  sich  wiederholenden  Landtage  behält  also  ihre  volle  Bedeu- 
tung, wenn  man  ihre  wesentliche  Aufgabe  auch  nicht  in  der 
Etatsberathnng  findet;  ein  anderer  Grund  für  die  Identificirung 
der  ordentlichen  und  der  Etatslandtage  ist  aller  nicht  abzusehen^ 
Auf  die  Verfassungsurlainde  liann  man  sich  vollends  gar 
nicht  bemfen;  sie  spricht  nirgends  diese  Identification  aus. 

Nimmt  man  den  §  127  der  Verfassungsurkunde  so,  wie ^ 
in  derselben  steht,  so  liegt  der  Unteriichied  zwischen  ordentlichem 
und  ausserordentUchem  Landtag  nicht  in  der  Gattung  von  Ge- 
schäften ,  die  den  Gegenstand  der  Berathung  bilden,  sondern  io 
der  Veranlassung  des  Zusammentritts  der  Versammlung;  die  Auf* 
gäbe  der  Stttnde  und  nicht  minder  die  Ordnung  der  ganzen 
Staatsrerwattung  fordert  eine  regelmSssige  Landtagsemlierufmig; 
auf  diesen  uiiicnlliclicn  Landtagen  sollen  regelmässig  alle  stäntii- 
sehen  Geschäfte,  nicht  bloss  die  Etatsgeschäfte,  erledigt  werden; 
da  nun  aber  kein  Grund  vorliegt,  einen  Landtag,  der  seine  Arbeiten 
vollendet  hat,  nicht  zu  entlassen,  und  da  anderseits  der  FaU  vor- 
kommen kann,  dass  swischen  der  Entlassung  des  Landtags  und 
der  fimberufung  des  nächsten  eine  dringende  Angelegenheit  ihre 
Erledigung  finden  muss,    so  ist   nun  die  Einberufung  ausser- 
ordentlicher Landtatre  für  solche  Fälle  zula.^sio: ;  welcher  Art  diese 
Fälle  seien,  ist  ganz  gleich,  sind  sie  nur  dringend  und  wichtig, 
so  können  sie  anch  Gegenstand  der  Berathung  des  ausserordent- 
lichen Landtags  sein.  Nnn  liegt  es  freilich  nahe,  xu  sagen,  dass 
ja  bei  dieser  Auslegung  des  §  127  gar  kehi  Unterschied  mehr 
bestehe  zwischen  ordentlichem  und  ausserordentlichem  Landtag, 
was  doch  gewiss  nicht  im  Sinne  der  Verfassungsurkunde  hege. 
Dieser  Einwurf  bringt  mich  nicht  in  Verlegenheit;  sofern  niimUcb 
dieser  Unterschied  in  der  Gattung  der  Berathungsgegenstinde 
gefunden  werden  will,  besteht  er  allerdings  nicht,  diesen  Unter* 
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schied  kennt  die  Yerfassungsurkunde  nidit,  der  Etnuvurf,  wenn 
es  einer  wfire,  träfe  also  nur  die  Verfassung;  aber  dennoch  Meiht 
ein  Unterschied  und  zwar  ein  sehr  wesentlicher;  der  ordentliche 

Landtag  nämlich  hat  den  Zweck,  zur  Erledigung  sämmtlicher 
ständischer  Gnschftfte  zu  dienen :  es  ist  also  alle  drei  Jahre  den 
Ständen  Gelegenheit  zu  geben,  in  vollem  Umfang  ihre  Aufgabe  zu 
erfUlleii ;  ganz  im  Gegentheii  hat  der  ausserordentliche  Landtag 
nur  einen  spezielleii  Zweck,  einen  speziellen  Gegenstand  sefaier 
Thätigkeit;  er  ist  gehalten,  diesen  Zweck  als  seinen  eigentfichen 
Zweck  zu  betrachuii  und  demgemäss  den  speziellen  Gegenstand 
ohne  grösseren  Autenthalt  alt»  nothwendig  ist,  zu  erledigen;  er 
hat  seinen  Zweck  mit  dieser  Erledigung  erfüllt ,  und  ist  nun  zu 
entlassen. 

Damit  will  ich  keineswegs  die  alte  Streitfrage,  oh  ein  ausser« 

ordentlicher  Landtag  sich  auch  mit  andern  als  den  seine  Einbe- 
rufung  veranlassenden  Gegenständen  bescliäfligcii  dürfe,  erneuem ; 
ich  halte  die  bejahende  Entscheidung  dieser  Streitfrage  durch 
V.  Mohl  und  durch  die  Praxis  fUr  ganz  richtig;  ist  ein  Landtag 
einmal  einberufen,  sei  es  aus  welcher  Veranlassung,  so  ist  er 
auch  zu  Ausübung  aller  der  Rechte  befugt,  die  der  §  124  über- 
haupt den  Ständen  gibt :  aber  tlic  wirWichc  Besc  liaflioung  mit 
andern  als  den  die  ausserordentlii  he  Einberuluno  vLianlassentien 
Gegenstanden  dart  weder  die  ßerathuag  dieser  letztern  aufhalten 
noch  gibt  sie  ein  Recht,  eine  Verlängerung  des  ausserordentlichen 
Landtags  zu  verlangen;  es  wurd  also  durch  die  Zulässigkeit  solcher 
aussmrdentlicher  Landtage  kemeswegs  das  Bestehen  der  ordent- 
lichen uiinutliig  gemacht. 

Man  hat  nun  freilich  wohl  gefühlt,  wie  wenig  die  einzelnen 
Bestimmungen  der  Verfassungsurkunde  geeignet  sind,  das  zu  be- 
weisen, was  man  beweisen  wiU;  es  wäre  in  der  That  höchst 
nngeschickt,  wenn  der  Gesetzgeber  in  keiner  andern  Weise  den 
behaupteten  Suin  auszudrücken  verstanden  hätte;  schon  die  Noth- 
wendigkeit  der  beliebten  gewaltsamen  und  künstlichen  Interpretation 
der  Verfassungsurkunde  muss  gegen  die  Richtigkeit  des  zu  be- 
weisenden Satzes  niisstrauisch  machen. 

Man  iiat  sich  daher  bemüht,  andere  allgemeinere  Gründe 
zu  finden,   v.  Mohi  hat  es  sich  sogar  an  diesen  allgemeineren 
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Grijiiideii  gentigen  lassen.  Zwwr  beruft  auch  er  «ich  auf  die  Vejr- 
ftmiig:  offenbar  aber  ist  es  nur  die  vettesnogsmUssige  Stellung 
der  StändeTenammlung  im  AOgemeinea,  niehl  diese  oder  jene 
ekcetaie  VerfassangsbesHmnimig,  woraus  er  argumentirt 

*  Die  Vorlassungsurkunde  «  ,  sagt  v.  Muhl ,  »  raiuiit  j  e  d  e  r 
Ständeversammlung  gleiche  Rechte  <  in  und  es  i.st  da- 
her ein  Budget  als  den  Bestimmungen  der  Verfassung  zuwider- 
laufend zu  erklilren,  wdcfaes  eine  vorbergehende  über  ihre  WaU- 
periode  hinaus  bewilligen  wurde.  Ohne  diese  Beschrflnknng  wire 
es  ebier  Versammlung  möglich,  in  Gemeinschaft  mit  der  Regierung 
alle  künftige  ständische  Wirksamkeit  in  Finanzsachen  durch  eine 
für  alle  Zeiteti  geltende  Verwiliigung  des  i^udgets  ganz  auiku- 
heben.« 

Wo  aber  steht  in  der  Verfassungsurkunde  ein  Wort  von 
den  Rechten  der  Standeversammlung ,  wie  sie  innerhalb  der  ein- 
zelnen Wahlperiode  besteht?  Von  den  Rechten  der  Stände,  der 

Ständeversammlung  im  Allgemeinen  ist  die  Rede,  nirgends  von 
den  Rechion  der  eiiizrltien  Ständeversauindunji.  Es  ist  eine  aus 
unserer  Veriassungsurkunde  gewiss  nicht  nachweisbare  Voraus- 
setzung, dass  die  Ständeversammlung  in  ihrer  concreten  aus  einer 
bestimmten  Wahl  der  Abgeordneten  sich  ergebenden  Zusammen- 
setzung eine  besondere  von  den  vorhergehenden  wie  nachfolgen- 
den VersaniinlunfftMi  getrennte  Person  bilde,  welcher  allein  in 
Wirkli(  likeit  di';]rnigen  Rechte  zukoinuit  n,  welche  die  Verfassungs- 
urkunde  den  Stünden  im  Allgemeinen  und  in  abstracto  gebe.  Der 
Umstand  I  dass  die  Ständeversammluiig  nach  jeder  Wahl  der  Ab- 
geordneten zur  zweiten  Kammer  sich  erst  wieder  aufs  Neue  con- 
stituiren  muss,  beweist  Nichts;  denn  offenbar  behalten  die  bezüg- 
lichen Bestimmungen  der  Yerfassungsurkunde  ihre  volle  und  in 
den  Motiven  gewiss  nicht  unklare  Bedeutung  auch  unter  der 
Voraussetzung,  dass  jene  Ansicht  von  der  Besonderung  der  Slände- 
versamnilung  m  einzehie  sechsjährige  Versammlungen  als  Trägem 
der  Rechte  der  Stände  -  Versammlung  in  abstracto  falsch  ist 
Wollte  man  aber  auch  zugeben,  dass  die  Verfassungsurkunde  wirk- 
lich diese  einzelne  Ständeversammlungen  als  die  eigentlichen  Sub- 
jecte  der  ständischen  Rechte  sich  denke,  und  dass  die  Verfassungs- 
Urkunde  jeder  dieser  Ständeversanunluiigen  dieselben  Hechte  ein- 
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rftmne^  so  würde  daraus  doch  noch  lange  nicht  folgen,  dass  jede 
dieser  einzelnen  Versammlungen  ausschliesslich  berechtigt  wäre, 
den  Staatshaushalt  für  die  Dauer  ihrer  Existenz  zu  ordnen,  so 

wenig  als  sie  ausschliesslich  berechtigt  ist,  die  übrigen  i\oiiiien, 
die  wahrend  der  Dauer  ihrer  Existenz  herrschen  sollen ,  zu  be- 
stimmen. So  viel  ist  (reilich  wahr,  dass  die  Stände,  sobald  sie 
wirksam  werden,  sobald  sie  also  wirklich  im  Landtage  versam- 
mdt  sind,  sümmtliche  ihnen  von  der  Verfassungsurkunde  gege- 
benen Rechte  haben,  also  in  diesem  Sinn  jede  Versammlung  die- 
selben Rechte  hat^  jeder  Landtag  liat  das  Recht,  bei  Ausubang 
der  Gesetzgebung  mitzuwirken,  dem  Könige  Wünsclie,  Vor,sl(  Uun- 
gen  und  Beschwerden  vorzutragen,  die  Steuern  zu  verwiiiigen; 
aber  daraus  folgt  ganz  und  gar  nicht,  dass  ein  jeder  Landtag 
oder  eine  Jede  Stttndeversammlung  auch  wiridich  Gesetze  berathen 
(geschweige  denn  zu  allen  itar  die  Periode  geltenden  Gesetze 
zustimmen)  etc.  müsse;  nur  darin  ln-slüht  das  Recht  einer  Slande- 
veri>anmi!ung,  dass,  wenn  inneriialb  d(M-  Dauer  ihrer  Existenz 
Gesetze  gegeben,  Steuern  verwilHgt  werden  sollen,  gerade  sie  in 
jhrem  jetzigen  Bestand  die  Rechte  der  Stände  auszuüben  hat. 
nimmermehr  könnte  man  also  sagen,  dass  diese  bestimmte  Stftnde- 
yersammhing  kein  Recht  habe,  ein  Budget  zu  verwilligen;  sie 
hat  dazu  dasselbe  Recht,  wie  jede  andere;  aber  sie  hat  keinen 
Anlass  zur  Ausübung  dieses  Rechts,  wenn  während  ihrer  Lebens- 
periode die  I^othwendigkeit  einer  solchen  Yerwilligung  nicht 
eintritt. 

Ich  nehme  gar  keinen  Anstand,  die  Frage,  ob  eine  SUInde* 
Versammlung  das  Recht  habe,  in  Gemeinschaft  mit  der  Regie- 
rung ein  für  alle  Zeiten  geltendes  Budget  zu  verwilligen,  einfach 
zu  bejahen;  ich  bin  aber  der  Meinung,'  dass  dieser  Satz  bei 
näherer  Besichtigung  keineswegs  so  gefährlich  sei,  als  es  auf 
den  t  rsten  Anblick  scheinen  mag.  Gewiss  trifft  die  constituiren- 
den  Factoren  von  1819  kein  Vorwurf,  wenn  sie,  statt  die  Dauer 
eines  Budgets  ein  für  allemal  festzusetzen,  nur  eine  Regel  auf- 
stellten, der  Vereinigung  von  Ständen  und  Regierung  überlassend, 
von  derselben  abzuweichen ;  denn  sollte  zu  befürchten  sein,  dass 
je  eine  Regierung  ein  ewiges  Budget  wünschte  ?  Die  Regierung 
Cond  wohl  auch  Andere)  mag  vrünschen,  dass  die  ihrer  I^atur 
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nach  fixirbaren  Beskanätheile  des  Budgets  ein  für  aUemal  verab- 
schiedet würden,  aber  es  kann  ihr  Interesse  nie  sein^  diese 
Fixirang  nm  den  Preis  der  Fixining  auch  der  ihrer  Nator  nach 

nicht  fixirbaren  Bestandtheile  herbeizuführen. 

Wie  sollte  vollends  eine  Ständeversaininlung  sicii  ünden,  die 
ilireUand  dazu  gäbe  ?  und  wenn  sich  eine  solche  fände,  so  hätte 
es  gewiss,  wie  bei  der  Berathung  im  Jahre  1854  lieinerkt  wurde, 
kein^ei  Schwierigkeit,  mit  derselben  die  bezüglichen  Bestim- 
mungen der  Verfassungsurkunde  abzuändern.  Davon  ahm*  ganz 
abgesehen,  so  denke  man  sich  doch  einmal  wirklich  den  Fall, 
dass  die  gesetzgebenden  Factoien  ein  Budget  auf  lange  hin  fest- 
zustellen Willens  wären.  So  lange  man  unter  Etat  noch  dasselbe 
versteht,  was  unsere  Verfassungsarirande  darunter  versteht,  so 
lange  das  Budget  sieh  auf  den  speziellen  Einnahme-  und  Aus- 
gaben-Etat zu  gründen  hat,  so  lange  smd  der  Festsetzung  eines 
Etats,  mag  tiiaii  auch  zu  dessen  Ausdehnung  den  besten^  resp. 
bösesten  Willen  haben,  wenn  auch  nichl  durch  das  Geselz,  so  doch 
um  so  mehr  durch  die  Natur  dieses  Geschäfts  gar  enge  Grenzen 
gesteUt  Soweit  aber  diese  Natur  der  Sache  eine  Ausdehnung 
gestattet,  hat  auch  das  Gesetz  kernen  Grund,  sie  zu  verbieten. 

Das  ganze  Argument  würde  ebensogut  gegen  die  Dauer 
eines  eigentlichen  Gesetzes  über  die  Wahlperiode  hinüber  spre- 
chen. Man  hat  sich  hiegegen  auf  die  Verschiedenheit  der  Natur 
des  Finanzgesetzes  und  des  eigentlichen  Gesetzes  berufen,  aber 
nach  meiner  Ueberzeugung  mit  Unrecht.  Allerdings  hat  man  diese 
Einwendung  wieder  von  der  andern  Seite  misverstanden,  wenn 
man  sie  durch  die  Bemerkung  zu  widerlegen  meuite,  es  folge 
daraus  nur,  dass  das  Finanzgesetz  von  bestimmter  kurzer  Dauer 
sein  müsse,  nicht  aber,  dass  die  Finanzperiode  mit  der  Wahl- 
periode schliessen  müsse.  Jene  Einwendung  wollte  nach  meiner 
Auffassung  nicht  sagen:  weil  das  Finanzgesetz  seiner  Natur 
nach  temporär  sei,  so  sei  es  eo  ipso  an  die  Grenze  der  Wahl- 
periode gebnnden;  sie  will  keineswegs  das  Gebundensehl  des 
Budgets  an  die  Wahlperiode  beweisen ;  sie  hat  vielmehr  im  Gegen- 
theile,  wenn  ich  sie  richtig  aufgefasst  habe,  das  Recht  der 
einzelnen  Stände  -  Versammlung  Oi^nerhalb  einer  Wahlperiode), 
bei  sflmmtlichen  Nonnen,  nach  weichen  sich  der  öffentlich- 
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rechtliche  Zustand  während  der  Dauer  gerade  dieser  Wahl< 
periode  richten  soll,  in  der  verfassungsmässigen  Weise  mitzu- 
wirken, zur  Voraussetzung:  sie  anerkennt  kein  Recht  einer 
StäBdeyeTsammlun^,  zu  diesen  Normen  mitzuwirken,  soweit  die- 
selben (auch)  in  einer  spätem  Wahlperiode  wirksam  sein  sollen; 
aber  sie  hält  dieses  Recht  der  einzehien  Ständeversammlung  nur 
beim  Finanzgesetz  für  durchführbar,  während  die  übrige  Gesetz- 
L'Tliunor  etc.  vermfio-p  ihrer  eigenthüuiliclien  Natur  die  Anwendung 
jenes  itechts  uiuiHigitch  mache,  das  Gesetz  also  bis  zu  seiner  VVieder- 
aufhebung  durch  Gesetz  fortdaure  ohne  Rücksicht  auf  die  Grenzen 
der  Wahlperioden.  Es  will  also  diese  Einwendung  nicht  die  Un- 
zolissigkeit  des  EingriflTs  euies  Budgets  in  eine  kttnflige  Wahl- 
periode direct  darlhun,  sondern  nur  den  Vorwurf  der  Inconsequeni 
zurück ^vt'isrn.  dr)-  iiiif  die  Niclilamvundunu"  jenes  Cii uiidsalzes  luif 
die  (eigeatli(  licn)  Gesetze  gestützt  wird.  Aber  gerade  diesen 
Zweck  erreicht  sie,  wie  mir  scheint,  nicht;  sie  beweist  nicht  einmal, 
wlus  sie  unmittelbar  beweisen  soll;  zugegeben,  dass  das  Financ- 
gesetz  seiner  Natur  nach  temporär  ist,  so  kann  man  doch  nicht 
sagen .  dass  die  sämmtlichen  übrigen  Gesetze  ihrer  Natur  nach 
dauernd  seien:  aiK  Ii  kutiimt  es,  da  es  sich  von  einem  Rechte 
handelt,  ni(  hl  darauf  an,  ob  die  Natur  des  Gesetzes  eine  solche 
seitliche  Beschrankung  unnöthig  oder  unzweckmässig,  sondern  ob 
sie  dieselbe  unmöglich'  macht;  eine  Unmöghchkeit  findet  nun  aber 
«ueh  bei  den  andern  als  Finanzgesetzen  keineswegs  statt 

Noch  viel  weniöfer  kann  die  Auffassung  des  Verhält- 
nis s  e  s  z  w  i  s  c  h  e  ii  W  a  h  1  er  u  Ii  d  A  b  Gr  e  o  r  d  u  e  t  e  n  a  1  s  M  a  n- 
dats-Verhältuisses  zum  Ziele  führen.  Es  ist  in  den  Yer- 
handhmgen  des  Jahres  1854  schlagend  nachgewiesen  worden, 
wie  ungehörig  die  Verwechslung  jener  privatrechtlichen  Verhilt- 
nisse  mit  rein  öffentlich-rechtlichen  Verhältnissen  sei,  und  wie 
wenig  diese  Auffassung  für  die  Entscheidung  unserer  Frage  diene  0. 

F  Vir<M-;ni/1('r  v.  ircrbcr:  „Zunuchst  i^f  <■>  «^iriT,  niii  ichll«'' .  ru  '^n£»en, 
dass  zwischen  dem  Abgeordneten  und  den  Wahtern  das  Verhältniss  des 
Mandate  stattfinde.  Es  i'st  diess  eine  völlig  uurichtige  Ansichl,  welche  ein 
privatrechtliches  Princip  auf  ein  rein  staatsrechtliches  Verhältniss  übertragett 
würde.  Wäre  es  wahr,  dass  der  Abgeordnete  seinen  Wählern  gegenüber  im 
Verhältniss  des  Mandats  stände»  so  wäre  die  Consequent  davon ^  dass  der 
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Schon  die  Erinnerung  an  den  155  der  Verfussungs-UrkuncteJ 
der  die  Ertheilung  von  Insruktionen  an  die  Abgeordneten  verbietet, 
und  die  Emirfigung,  dnss  ein  grosser  Theil  der  Ständemitglieder 
gar  nicM  gevrfihlt  sind,  hätte  vor  jenem  Irrthum  bewahren  sollen« 
Indessen  lisst  sich  jenes  Argument  vieMchl  auch  anders 
auffassen.  Es  mag  vielleicht  den  Sinn  haben:  durch  die  von  der 
Verfassuiigs  -  Urkunde  angeordnete  periodische  Wahlemeuerun^, 
wolle  dem  Volk  das  Recht  gegeben  werden,  alle  sechs  Jahre 
eine  bessere  Geltendmachung  seiner  Rechte  und  Interessen  herbei- 
xaftthren;  es  könne  daher  durch  seine  Vertreter  auch  mdit^ttli^ 
diese  Periode  hinaus  Yerpffichtel  werden,  da  ja  sonst  geMite 
Zweck  der  Wahlemeuerung  wieder  verloren  ginge.   Man  mttssle 

also  an  die  Stelle  des  Satzes:  »OÜeübar  sei  es  in  dem  Willen 

'  

Abgeordnete  mdglicherweis  durch  ein  Misatranensvotiini  nirfickgerofen,  daet 
ihm  das  Mandat  gefcfindigt  werden  könnte  —  von  andern  Consequenzen  su 
ichweigen.  DieseB  VerÜltniss  des  Mandats  war  in  der  allstSndischen  Ver- 
fassung allerdings  begründet;  es  ist  aber  gerade  ein  charakteristisdies 
Merkmal  der  ReprisentaChr-Verfastung^  dass  dieses  MandatsverhAIfniss  hier 
nicht  angemnnnmi  wird,  dass  der  Abgeordnete  hier  nicbt  in  einem  privat- 
rechtliehea  Auftrage  seines  WaUbeurk»  steht,  dass  er  das,  was  er  zu  Ibun 
hat,  nicht  ans  den  muthmaasslichen  oder  wirklich  ausgesprochenen  Motiven 
seiner  Wfihler  entlehnt,  sondern  dass  er  das  tu  ihm  bat,  was  ihm  sein  Ge- 
wissen und  das  objective  Recht  der  Verfassung  auferlegen.  Piess  spricht 
die  Verfessungs-Urknnde  iB§lö6  selbst  aus,  indem  sie  sagt,  dass  d«r  Ab- 
geordnete nicht  als  Vertreter  seines  VkTahlbeurlis,  sondern  als  Vertreter  des 
ganzen  Landes  dastehe,  und  indem  sie  ferner  sagt,  dass  der  Abge(Hrdnete 
nirltt  an  Instruktionen  gebunden  sei.  —  Aber  wir  wollen  den  Fall  setzen, 
(Iii  Mandatstheorie  wäre  richtig  —  ich  halte  sie  für  falsch  ;  die  Wähler  liaben 
Nichts  sttthutt  als  zu  wählen,  und  damit  ist  ihre  Function  beschlossen  — 
aber  wir  wollen  annehmen,  dass  die  Mandatstheorie  richtig  sei;  wOrde 
denn  dann  wirklich  eine  Entscheidung  unserer  Frage  daraus  entnommen 
werden  können?  Ich  sage:  Nein!  Man  würde  dann  so  argumentiren 
müssen  :  Was  der  Abgeordnete  hinsichtlich  der  Verabschiedung  eines  Etats 
zu  thui)  hat,  mnss  beurlheilt  werden  nach  dem,  was  seine  Mandanten  ge»- 
wollt  haben.  Was  ha!»en  derni  ^hev  Hie  Mandanten  gewollt?  Woher  wissen 
Sie  denn,  dass  die  Mandimtcii  «gewollt  lialKMi,  wa?  in  TInpm  Comniissions- 
bericht  steht?  Dafür  haben  Sie  ja  nicht  den  geringsten  Anhaltspunkt!  Die 
Wahler  können  doch  offenbar  Nichts  Anderes  wollen,  al«  was  die  Ver- 
fassungs-Urkunde will!  Es  lasst  sich  daii«  i  iur^  dem  Mandats-Verhältnisse 
nichts  für  unset*  Kintr<  <,(  wmnen»  wir  stehen  mit  einem  Worte  gerade  da, 
wo  wir  schon  vorher  slauden. 
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d0r  WKlilar,  walclM  gmta  dem  §  167  die  Yoltmadil  w  mI 

die  DMer^-von  #  JAhren  (Ertragen,  gelegen,  dass  ihre  Vertreter, 

sofern  es  sich  um  die  Aullegung  vuii  Lasten  liiid  Sleuerii  IVir 
eine  gewisbe  Zril  handle,  sie  auch  nicht  zu  Leistungen  iur  eine 
längere  Zeit  verpllichten  können ,  indem  sie  sich  offenbar  vorbe- 
MIM  hilieii,  m  Betreff  der  üebemahme  solcher  Verpflichtutogen 
to$«iii»^iipfttere  Zeit  frei  zu  sein  und  zu  diesem  Zweck  neck 
AMMif  der  sechs  Jahre  je  nach  Umstünden  einen  anderen  Ver^ 
treter  aufzustellen«  fCommissionsbericht  von  1854)  vielmelii  deü 
Satz  stellen:  »l>a»  \olk  lial  ila«?  lieciit,  alle  seciis  .hiliic  ia  üiiier 
neu  ^tt£«minengesetzt€n  Vertretung  seinen  Wünschen  uad  Anr 
schannkgen  in  Beziehung  auf  die  öffentlichen  Angelegenheiten 
mmm  seaen  adäquateren  Ausdruck  lu  geben,  es  hat  das  Recht, 
§ß»riutdbs  Jahre  den  Versuch  zu  machen,  seinen  Willen  durch 
eine!!  treueren  Dolmetscher  zur-  Gelliiiiu-  /ti  brinsren  ;  dai-aus  folgt 
aber  olli'iil)^!-.  (Jass  es  durch  seine  Vertreter  auch  mir  je  bis  zum 
Ablauf  der  Wahlperiode  verpflichtet  werden  kann,  da  eine  iNicht- 

r 

Msktung  dieser  Grenze  dem  eigentlichen  Zweck  der  periodischen 
WaUemenening  direct  entgegen  wäre  und  dieselbe  mi  einer  be- 
dmfaingslosen,  leeren  Form  machen  würde.« 

^  •^'  Ich  weiss  iddil.  ob  diejenigen,  welche  sich  auf  das  Man- 
dats-Verhältniss  zwisdieii  den  Wahlern  und  Altm ordiielcn  l)e- 
ntfsir haben,  in  diesem  von  mir  substituirten  Satze  wirkhch  das, 
^nMH^er  sein  soll,  eine  bessere  Fassung  ihrer  eigentlichen  Ansicht^ 
elneii  richtigeren  Ausdruck  ihrer  eigentlichen  Absicht  ,  erkennen 
imMn.  Aber  dessen  bin  ich  gewiss,  dass  aucb  diese  Gonclusion, 
so  sehr  sie  auch  auf  den  ersten  Blick  ererade  auf  den  eigentHchen 
Zweck  der  rej^elrnassigen  Wahleriieuei  miil^  sidi  zu  or[m(!(Mi  selieiiit, 
das  nicht  beweist,  was  sie  beweisen  soll.  Oeim  eiuiuai  kann  man 
dacekmiB  nicht  behaupten,  dass  die  Wahlemeaerung  unter  der 
Voraussetzung  der  Zulässigkeit  eines  die  Wahlperiode  überschrei- 
tendeny  selbst  eines  ewigen ,  Budgets  bedeutungslos  werde.  Die 
Erlalinmer  hat  hinlänglich  gezeigt,  dass  die  Zukunft  immer  wieder 
neue  (ieiienstauile  der  stiiiidisehen  Tliuligkeit  Iniunt.  Nie  wird 
der  Augenblick  kommen,  in  welcii«  in  das  Aufstellen  von  Nonnen 
fllr  die  Ordnung  der  öffentlichen  Angelegenheiten  als  geschlossen 
und  iroflendet  betrachtet  werden  könnte.   Nie  wird  daher  der 


.-L,d  by  Google 


312 


AüfeaUkk  kMMi,  wa  die  Reprlüeiitalioii  des  Jemffismi  VoUntt 
bewiuNrtfwlM  in  der  Sttadeversammhing  ihre  Bedeatirag,  ihr  In* 

teresse  verlöre.    Wäre  aber  wirklich  der  Zweck  der  periodischea 
'  Wahlemeuening  der  en^'-egebene ,  dann  niüsste  von  den  (eigent- 
lichen) Gesetzen  dasselbe  gelten,  was  vom  Budget^  ja  noch  mehr 
nttaste  der  Sets  von  den  Geeetseo  gelten ;  wie  wäre  es  ze  reiiBeii»! 
due  die  Wehrtiiig  der  höchsten  GOter  des  Volks  «uf  nnbestlninte  Zeü 
hinims  den  jetot  gerade  voihendenen  Vertretm  flbertragen,  de«MlA 
ben  Verlreteni  aber  nicht  einmal  die  Ordnung^  des  Finanzhaushalts  auf 
eini<re  Jahre  anvertraut  würde.  So  Idssi  si(  h  denn  auch  dieses  Argu- 
ment nur  halten  durch  die  oheo  schon  wicderiegte  Aufteilung  des 
Unterschieds  zwischen  Finanzgesetz  und  eigenkichem  Gesetz.  -*v.- 
,  Weder  ans  aOgemeinen  Gründen^  nooh  aus  den  Bestiamaigea 
der  Veffassungs-Urfconde  ist  also  die  Unznlfissigkelt  des  Eingriffs 
einer  Finanzpenüde  in  eine  spätere  Wahlperiode  nachge wiesen 
worden.    Es  kann  daher  den  Vertheidigem  dieses  Grundsatzes 
nichts  nützen,  wenn  es  ihnen  auch  gelange,  die  gegen  sie  er- 
hohenen  Binwendungen  zorttckzaweisen.    Imnerhin  hieibeB 
sie  den  Nadrareis  scfanidig,  dass  die  Bestunmungen  der  Yeifusuig»^ 
Urkunde  einen  andern  Shm  haben,  als  die  klaren  Worte  beeegen. 
Indessen  wollen  wir  auch  auf  diese  Einwendungen  einen  Blick 
werfen.    Man  hat  nemlich  darauf  hingewiesen,  dass  ja  ein  Budget 
jedenfalls  über  eine  Auflösung  hinüber  durch  die  ganze  Periode 
hindwwh  daure^  lllr  die  ea  von  Anfang  an  bestimml  ist,  und  dass 
lenur  regetaritesig  ehi.Bracbtheil  des  letzten  Fuianzjahrs  zusammen» 
Me  ant  einen  Bruchtheil  des  ersten  Jahres  der  neuen  Wahl- 
periode, dass  es  also  jedenfalls  Fälle  der  Ueberschreilung  der 
Wahlperiode  gebe,  welche  angemein  anerkannt  seien.    Ich  will 
auf  diese  beiden  Einwendungen  nicht  weiter  eingehen ;  denn  auch 
die  Gesetzg^ung,  weiche  vcm  der  ünzulüssigkeit  des  Eingreifens 
etees  Budgets  in  die  nfichste  Wahlperiode  ausguige^  würde  in  Be- 
ziehung auf  diese  beiden  Punkte  der  Forderung  der  Zweekmttssig- 
keit  die  formelle  Consequenz  zutn  Opfer  bringen.    Daraus,  dass 
in  diesen  beiden  Fällen  jedenfalls  ein  Budget  in  die  nächste  Wahl- 
periode eingreifen  darf,  folgt  noch  nicht,  dass  es  dieses  auch  in 
aUen  andern  Fallen  darf. 

Dagegen  ist  die  Einwendung,  dass  unter  der  Voranssetzung 
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der  UBKidftssigkeH  einer  Uebersclireitiiiiff  ^  WiMperiode  Ste«er^ 

provisoricin  nolhwendisf  werden  können  durch  die  Hinweisunff  auf 
die  AVIoirlii  hkeit  der  Aulluhung  scfiwt'i'lich  cnlkral (ft  worden ;  die 
Anwendung  der  Aulldsung  steht  jedentalb  zum  treien  ßelieben 
dipr  Regienflig;  wenn  sie  keinen  Gebrauch  davon  macht,  so  kann 
mm  doch  kaum  darüber  im  Zweifel  sein,  was  noo  besser  sei  — 
d^^Erh^nng  nnverwilllgter  Steuern  oder  das  Eingreifen  mit  dem 
Budget  in  eine  andere  Wahlperiode :  denn  exisHrt  auch  wirklich 
das  Recht  jeder  Sliiii  leversaiiiiiihiiiif .  die  Sltuciii  für  ihre  Wahl- 
periode aiisschlie*>slich  2U  verwilligen,  so  cxistirt  es  doch  blos 
ite  Amßmis  des  über  ihm  stehenden  Rechts  des  Volks,  überhaupt 
koiiie  unverwilligten  Stenern  zu  zahlen» 

Wir  haben  uns  oben  vorbehalten,  die  besonderen  Umstände, 
von  denen  die  einzelnen  historischen  Fälle,  die  zur  Erörterung 
unserer  Frage  VeranlasMitiLi  <>ehen,  beglt  iltil  wai  en,  in  Beziehung 
ayi  ihre  Bedeutung  lur  unsere  Frage  zu  prüfen. 

Das  Hinübergreifen  des  Budgets  von  18^^/s8  über  die  mit 
dfia  il*  Dezember  1832  schliessende  Wahlperiode  wird  heute 
Bimniuid  mehr  ds  unzulässig  bezeichnen.  Es  kann  nur  ein  Ueber- 
si'lien  sein,  wenn  v.  Mohl,  der  S.  (KjG  das  Hinnüberreichen  eines 
Thuils  düs  drillen  Ktiitsjiilirs  in  die  Jiriu-  \\';i}il[M'i-i(K]r  rc^elmiissig 
alle  sechs  Jahre  zulasst,  auf  der  vorhergehenden  Seite  *die  Ver- 
Üngerung  des  £tats  von  IS^^/ss  und  von  18^^/39  nicht  billigt;« 
otaBaqaenterweise  kann  v.  Mohl  darin  keinen  Fehler  finden;  die 
IMIpefiode  der  Versammlung  von  18 '^/ss  schloss  am  1.  Dezem- 
ber 1832  und  es  fiel  also  der  Beginn  des  Etatsjahrs  vom  1.  Juli 
1832  bis  I.Juli  1833  noch  in  diese  Fi  liodt; ;  ehuaso  schloss  die 
\\  alilperiode  der  1833  zusammentretenden  Versamndung  mit  dem 
20.  .Mai  1839  Coder  nach  Mohl'scher  Ansicht  mit  dem  1  n.  Ja- 
vttMiJiBdS),  es  war  also  diese  Versammlung  berechtigt,  das  Budget 
andll,  für  das  Jahr  vom  l.  Juli  1838  bis  1.  Juli  1839  festzustellen. 
Aflerdings  hat  der  Landtag  von  18'-'V32  das  Budget  fiir  7  Jahre 
festgestellt :  alleai  der  Fehler  lag  dm  in .  (las>  die  frühere  Ver- 
sammlung das  Etatsjahr  18^*^/2?  niclil  mehr  in  ihr  Budget  aulge- 
«oeuMen  hatte  (falls  man  nemlich  die  Wahlperiode  der  ersten  Ver- 
sammhmg  erst  mit  der  Wiedereinberufung  der  Versammlung  im 
Jatar;  1821  beginnen  lässt),  beziehungsweise,  dass  zwischen  dem 
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Schluss  der  Wahlperiode  der  ersten  Versammlung  (15.  Jan.  1826) 
und  dem  Anfang  der  neuen  Wahlperiode  (1.  Dezember  1826) 
ein  Jahr  in  der  Mitte  lag,  das  gar  keiner  Wahlperiode  angehörte 
(falls  nemUcfa  die  Wahlperiode  der  ersten  Versammlung  mü  deat 
15.  Januar  1820  beginnt).  So  hatte  denn  die  mit  dem  1.  De^ 
zember  1826  in*s  Leben  tretende  Versammlung  sanachst  rttokwirto 
das  Budget  für  18*^/27  zu  verwflligen:  ihr  eigenthttmUches  Etata^ 
gebiet  war  aber  nach  v.  MoWschen  Grundsätzen  die  Periode  voni 
1.  Juli  1827  bis  1.  Juli  1833.  Hatte  sich  v.  Mohl  einmal  dem' 
Irrthum  hingegeben,  die  Versammlung  von  18*®/»«  hatte  nur  das 
Bndget  fUr  18**/a»  beratben  soflen,  so  musste  er  freilioli  ita^.  i* 
Jahr  1833  zusammentretenden  Versammlung  das  Recht  zur  Vei^' 
wiUigung  des  Budgets  vom  1.  Juli  1832  bis  1.  Juli  1838  geben 
Wir  haben  fniher  schon  angeführt,  dass  die  1833  erstmals 
zusuinmentretende  Versammlung,  wenn  sie  das  Budget  von  18^*^/41 
wirklich  berathen  hätte,  drei  Budgets  berathen  hätte,  deren  letztes 
sdion  mit  seinem  Beginn  in  die  nächste  Wahlperiode  hineinge- 
fafien  wäre.  Ich  halte  Beides  ftr  zulfissig/  Ist  es  llberiiaupt  w 
Ifissig,  dass  ein  Budget  einen  Zeitraum  betreflte,  der  der  nAehsten 
Wahlperiode  angebortj  so  wüsste  ich  nicht,  warum  er  nicht  auch 
ganz  in  dieselbe  sollte  hineinfallen  dürfen.  Dass  eine  Stände- 
Versammhin^  nicht  mehr  als  zwei  Budgets  sollte  verwiHigen 
hdnnen,  spricht  die  Verfassung  an  keinem  Orte  aus;  die  Ver» 
sammhingen  von  1819 »  von  1826  «und  von  1851  haben  auoh 
wirklich  je  drei  Budets  festgestellt  Wenn  man  freflich  davon 
ausgeht,  dass  jeder  ordentliche  Landtag  nur  ein  einziges  Budget 
ber^tbeii  dürfe  und  dass  ein  ausserordentlicher  Landtag  überhaupt 
kein  Budget  feststetten  dürfe,  so  ergibt  sich  von  selbst,  dass  auf 
jede  StAndeversammlung  nur  zwei  Budgets  kommen  können;  aber 
Bekles  ist  unerweislich  oder  viebnehr  Beides  ist  unvertrfigVeh 
mit  dem  vollen  Wortsinn  der  Verfassungs-Urkunde.  Es  handelte 
sich  aber  allerdings  davon,  dass  das  dritte  Budget  von  einem 
dnltf'ii  ordentlichen  Landlage  berathen  werden  sollte,  denn 
der  vorhergehende  ordcoiliche  Landtag  war  am  30.  Januar  1836 
zusammengetreten  und  wäre  also  der  neue  ordenthche  Landlaf 
auf  den  30.  Januar  1889  gefallen.  Hfitte  man  jedoch  bei  den 
ersten  ordentlichen  Landtagen  den  dretjftbrigen  Temin  strenge 
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eingehalten,  so  hätte  gar  nicht  der  Gedanke  an  einen  drillen 
ordentlichen  L^ndtapr  entstehen  können.  Der  erste  Landta^f  der 
Wahlperiode  wurde  am  20.  Mai  1833  eröffnet,  der  zweite  hätte 
also  am  20.  Mai  1836  eröffnet  werden  sollen;  der  dritte  am 
30«  ffai  1839  su  eröffnende  Landtag  wiire  dann  schon  der  erste 
Landtag  der  neuen  Wahlperiode  gewesen.  Statt  dessen  wurde 
der  zweite  Landtag  auf  den  30.  Januar  1836,  also  4  Monate  zu 
Wfli  berufen.  I.eo^te  man  den  §  127  in  dieser  laxen  Weise  heim 
zweiten  Landtage  aus,  so  hinderte  auch  Nichts ,  ihn  beim  dritten 
Landtag  in  entgegengesezter  Richtung  ebenso  auszulegen,  d.  k 
döMselfoen  schon  in  die  neue  Wahlperiode  hineinfallen  zu  lassen. 
Weä  die  aber  Wintermonate  Januar  und  Februar  fflr  den  Beginn 
eines  ordentlichen  Landtags,  insbesondere  wegen  der  Budgetbera- 
thong,  die  geeignetsten  sind,  hatte  man  den  zweiten  Landtag  wieder 
im  Monat  Januar  und  nicht  im  Monat  Mai  versammelt,  und  es  war 
aus  demselben  Grunde  ganz  angemessen,  dass  durch  Auflösung 
der  Yersanfmlong  auch  die  Einberufung  des  nttchsten  ordentlichen 
liMMltages  auf  diese  bequemere  Zeit  möglich  gemacht  wurde. 
*i  ^»'  Dte  vom  6.  Mai  1851  datirende  Versammlung  hat  wirklich 
drei  Budgets  berathen,  und  wii-  haben  uns  eben  darüber  ausge- 
sprochen, dass  wir  hierin  nichts  Unzulässiges  erblicken,  auch  da- 
durch, dass  diess  auf  einem  einzigen  Landtage  geschah,  ist  das 
Gesetz  nicht  verletzt.  War  es  aber  auch  zidässig,  dass  diese 
V^attimlung  von  ihrer  EröflVmng  am  6.  Mai  1851  bis  zu  ihrer 
am  20.  August  1855  erfolgenden  Auflösung,  also  durch  mehr 
als  4  Jahre  hindurch  einen  einzigen  Landtag  bildete?  Der  Grund, 
warum  dieser  Landlag  nur  vertagt,  nicht  aber  Cwenigstens)  nach 
Ablauf  von  drei  Jahren  entlassen  wurde ,  war  die  mit  der  Ent- 
lassung nothwendig  verbundene  ginzUche  Abbrecbung  der  Ge- 
Sdhftfle;  hiltte  man  den  Landtag  nach  drei  Jahren  entlasse ,  so 
hfttle  der  neue  Landtag  die  unerledigten  Geschäfte  von  vorne  an- 
fangen müssen,  was  man  abwenden  wollte.  Rechtfertigt  a])er 
dieser  an  sich  gute  Grund  die  Abweichnnor  von  der  Vorschrift 
des  §  127  der  Yerfassungs-Urkunde  ?  oder  lasst  die  Verfassungs- 
üftaide  eine  andere  Auslegung  zu,  als  die  dem  Wortsinn  ent- 
dprediende  ?  Dass  sich  die  constituurenden  Factoren  nicht  gedacht 
hatten ,  es  werde  der  ordentliche  Landtag  regehnilssig  auf  Jahre 
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lun  besdiUftigt  sein,  beweist  schon  die  Anordnung  ansseraident; 

lieber  Landtage;  man  ging  ebne  Zweifel  von  der  Anscbauung 

aus,  dass  alle  drei  Jahre  ein  Landtag  von  kürzerer  Dauer  genüge, 
um  die  einer  Erledigung  bedürfenden  Gegenstande  zu  erledigen, 
dass  dann  der  Landtag  entlassen  und  einzelne  bis  zur  Einberufung 
des  nächsten  ordentlichen  Landtags  vorkommende  Arbeiten  von 
ausserordentlichen  Landtagen  erledigt  würden.  Die  Annahme  liegt 
nun  sehr  nahe,  dass  mit  der  Anordnung  der  Einberufung  4eß 
Landtags  je  nach  drei  Jahren  nur  beabsichtigt  wordt  ri  sei,  min- 
destens alle  drei  Jahre  den  Ständen  zur  Erfidhina;  ihrer  Aufgabe 
Gelegenheit  zu  geben,  dass  also  der  Forderung  der  Verfassung 
ihrem  Sinn  und  Geist  nach  voUlLommen  gentigt  sei,  wenn  nur  xu 
dieser  Zeit  aberhaupt  eui  ordentlicher  Landtag ,  wenn  auch  kein 
neuer,  emberufen  sei  —  es  wäre  indessen  auch  recht  gut  mög- 
lich, dass  man  sich  der  in  d<'i  Einhaltung  der  dreijähiigen  Land- 
tagsperiode liegenden  Anspuinung  zur  Erledigung  der  Geschäfte^ 
des  damit  bewirJLten  Gegendruclis  gegen  Lässigkeit  oder  Weitläu- 
figtieit  bewusst  gewesai  wäre  —  nun  hat  aber  eben  die  Verfassung 
jenen  Zweck  durch  die  Anordnung  der  Ehiberufnng  eines  neuen 
Landtags  je  nach  drei  Jahren  zu  erreichen  für  gut  gefunden  und 
damit  den  andern  Weg  ausgeschlossen. 

S  127  spricht  zwar  nur  die  periodische  »Einbenifung  der 
Versammlung  der  Stande«  aus,  einberufen  wird  aber  auch  der  blos 
vertagte  Landtag;  dennoch  kann  der  Sirni  kein  anderer  sein  als 
»Einberufung  eines  neuen  Landtags  nadi  Entlassung  des  fhlheren.« 

Dass  dieses  wirklich  der  Shm  sei,  dass  die  Yerfassungs- 
Urkunde  wirklich  die  Einberufung  je  eines  neuen  besondern  ordent- 
lichen Landtages  alle  drei  Jahre  gewollt  habe,  beweist  der  §  190 
der  Verfassungs-Urkunde,  wo  mit  olfenbarer  Beziehung  auf  §  127 
gesagt  ist,  die  Wahl  des  Ausschusses  geschehe  »auf  die  Zeit  von 
einem  ordentlichen  Landtage  zum  andern  (auf  drei  Jahre)«,  be- 
weisen auch  die  'Worte  des  §  192  der  Verfassungs-Urkunde  »bei 
der  Auflösung  eines  jeden  Landtages  und  bei  der  Entlassung  eines 
ordentlichen  muss  ein  neiKT  Ausschuss  gewählt  werden.« 

Die  Sache  ist  übrigens  keineswegs  gleichgültig,  keine  blosse 
Spielerei ;  es  hängen  praktische  Folgen  davon  ab  und  dieser  Folgen 
wegen  muss  die  Vorschrift  des  Gesetzes  genau  eingehalten  werden. 
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Nach  den  eben  ang[eftthrten  Paragraphen  hat- Jeder  ordentliche 
Landtag  einen  neuen  Ausschoss  zu  wHhlen;  diese  den  Stünden 
eröffnete  BeTtigniss,  den  Ansschnss  anders  zusammenzusetzen, 

als  bisher,  vviid  aber  offenbar  verkuimiiürt,  wenn  ein  ordentlicher 
Landtag  nur  vertagt,  nicht  entlassen  wird  und  so  seine  Existenz 
über  die  drei  Jahre  der  Yerfassungs- Urkunde  hinaus  fortseUt. 
Noch  Qine  andere  Vorschrift  der  Verfassungs-Urkunde  fordert  zur 
Befolgung  des  §  127  auf;  es  findet  sich  nemlich  §  183  die  Be- 
Stimmung  »der  von  der  einen  Kammer  verworfene  Antrag  der 
andern  kann  auf  demselben  Landtage  nicht  wiederholt  werden;« 
durch  diest  ii  Paragraphen  bekommt  also  jede  Kanuner  das  Recht, 
einen  von  ihr  an  die  andere  Kammer  gestellten  und  von  dieser 
verworfenen  Antrag  auf  dem  nächsten  Landtag  zu  wiederholen; 
die  Zeit  der  Geltendmachung  dieses  Rechts  hängt  also  wesentlich 
davon  ab,  wann  ein  neuer  ordentlicher  Landtag  einzuberufen  ist, 
da  auf  einen  ausserordenlHchen  Landtag  nicht  gerechnet  werden 
kann.  Unter  Umstanden  kann  diess  von  grosster  Wicliliükeil  liir 
eine  Kammer  sein.  Jedenfalls  sind  die  Vorschriften,  von  weichen 
die  Ausübung  bestimmter  Rechte  abhängig  gemacht  ist,  genau 
einzuhalten;  selbst  mit  Zustimmung  der  Stände  könnte  euie  solche 
ausdrückliche  und  peremtorische  Vorschrift,  wie  die  des  §  127 
der  Verfassungs- Urkunde  nicht  beseitigt  werden. 

Ich  glaube  daher,  dass  die  Vi  rsaumunor  der  Entlassung  des 
im  Mai  1851  versammelten  Landtags  und  der  Einberufung  eines 
neuen,  so  zweckmössig  es  auch  sein  mochte,  nicht  zu  billigen 
war*  Fttr  die  Giltigkeit  der  auf  diesem  langen  Landtage  be- 
rathenen  Budgets  ist  diese  Hinwegsetzung  über  die  Vorschrift  der 
Verfassungs-Urkunde  jedoch  ohne  Bedeutung;  die  auf  den  Grund 
dieser  Budgets  erhobenen  Steuern  waren  einmal  von  den  Ständen 
vcrwilligt,  verwilligte  Steuern  dürfen  aber  erhoben  werden. 

Ganz  ohne  Bedeutung  ist  es  von  unserem  StandpuniLte  aus 
(nach  welchem  eine  Ständeversammlung  keineswegs  auf  zwei  Bnd- 
gelberatbungen beschränkt  ist),  dass  das  eine  der  drei  von  der 
Versammlung  von  IS^^jsi  berathenmi  Budgets  einen  zum  grdssten 
Theile  schon  abgelaufenen  Zeitraum  betraf. 

Der  gegenwärtig  noch  fortdauernde,  nur  vertagrte  Landtag 
wurde  am  20.  Februar  1856  eröffnet;  er  hat  es  daher  schon  auf 
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nahezu  fünf  Jahre  gebracht,  und  wenn  keine  Auflösung  erfolgen 
sollte,  so  wird  wohl  die  dermalige  Wahlperiode  keinen  zweiten 
cnrdeiiUichen  Landtag  erleben.  Ich  habe  eben  oiein  Urtheil  hierüber 
gtegeben ;  wie  bei  der  vorigen  Versammlung,  so  hfttte  aneh  bei 
dieser  die  Vorschrift  des  §  127  der  VerTassungs-Urkunde  äiige- 
kahen  werden  sollen;  die  Beratiiung  des  neuen  Budgets  von  18* V*« 
noch  durch  dio  ffegcinvin  tige  Versammlung  und  auf  diesem  Land- 
tage steht  aber  kein  leclitliihes  Hinderniss  im  Wege. 

Wir  haben  im  Bisherigen  die  Yerfassungs-Verhand- 
Ittttgen  von  18^^/i9  ganz  bei  Seile  gdassen;  wir  holen  das 
Versfiumte  nach  und  wollen  untereuehen,  was  diese  Verband- 
hingen  för  die  Auslegung  der  für  unsere  Frage  enlscheidendeii 
Stellen  der  Verfussungs-Urkunde  ergeben. 

In  der  Zeit  vor  der  Vt  rfassungsgruntjung,  vor  1815,  hnben 
wir  keinen  Anhaltspunkt  für  die  Beantwortung  unserer  Frage  zu 
suchen.  In  der  altwürltembergischen  Verfassung  nicht  —  weO 
die  Abgeordneten  jener  Zeit  an  Instructionen  gebunden  waren; 
das  Volk  selbst  (d.  h.  die  rechtttchen  Vertreter  der  das  Volk 
bildenden  öffentlichen  Corporationen)  verwilligte  die  Steuer  und 
war  hierin  natürlich  an  keine  zeitliche  Schranke  gebunden ;  noch 
weniger  aber  konnte  sich  unsere  Frage  auTwerfen  in  der  stände- 
losen  Zeit  der  absoluten  Monarchie. 

Die  königliche  Verfassungs-Urkunde  vom  15.  Mttrz  1815  ver* 
einigte  sftmmtKche  Stttndeniitglieder  (theils  Virilstimmftthrer,  theils 
Abgeordnete^  in  einer  einzigen  Versammlung;  von  den  Abgeord- 
neten soUle  alle  di*ei  Jahre  die  Huifte  austreten  und  durch  eine 
neue  Wahl  ersetzt  werden ;  alle  drei  Jahre,  wenn  nicht  dringende 
Umstände  es  frOber  nothwendig  machen,  sollten  mit  dem  1.  Februar 
die  Stände  sich  versammebi  und  höchstens  6  Wochen  beisammen 
bleiben;  die  bestehenden  dhrecten  und  indireoteii  Staalsabgaben 
sollten  f<lr  die  ganze  Regierungszeit  des  Königs  als  Grundlage 
bleiben;  Eirifdlining  neuer  Steuern  und  Erhöhung  oder  wesent- 
liche VerUndemng  der  bestehenden  nur  mit  Zustimmung  der 
Stände;  erst  mit  dem  Regierungsantritt  eines  neuen  Königs  neue 
allgemeine  Verhandlungen  mit  den  Stünden  wegen  simmtlicher 
Steueri. 

Die  Sumdeversamndung  reclamirte  nicht  nur  im  Allgemeinen 
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die  altwurttembergische  Verfassuntj,  sie  grifl'  auch  di  ii  Inhalt  der 
Verfassungs-Urkunde  in  einzelnen  Punkten  an;  insJjesündere  es- 
kannte  sie  dem  auf  die  Einwilligung  zur  Erhöhung  der  jetzt  bestehen- 
den Stenern  beichrünkten  ^Rechte  der  Stünde  nieht  die  »Reaiil4t 
iomn  eigentiichen  Rechtes«  su. 

^  Der  König  Hess  sich  auch  wirklich  auf  Verhandlungen  über 
Aiodificationen  seiner  Verfassung  ein  und  war  insbesondere  geneigt, 
den  Ständen  das  Bewilligungsrecht  sämmtlicher  directen  und  in- 
idicecten  Steuern  zuzugestehen;  es  sollten  ihnen  die  Etats  vor- 
felegt^  auch  die  Centrale  der  Einnahnteverwendung  mit  Ausnuhme 
riM»'. Verwendung  der  Domanialeinkttnfte  eingerfiumt  wenden.  In- 
llessen  genügte  das  der  Ständeversammlung  keineswegs^  und  ^ 
zerschlii£;L'a  sich  in  der  Folge  die  Verhandlungen. 

Arn  i3.  November  1815  theüte  der  König  den  Ständen  in 
14  Punkten  die  Grundlage  einer  neuen  Verfassungs-Urkunde  als 
iQ^geastand  der  nunmehrigen  Unterhandlungen  zwischen  Regierung 
nnd  Stünden  mit;  emer  dieser  Fundamentalpunkte  bestimmte,  dass 
die  ¥erwilUgung  der  directen  und  indirecten  Steuern  den  Ständen 
nicht  eher  angesonnen  werden  soll,  als  bis  die  Zweckmässigkeit 
der  Ausgaben,  die  Unzulänglichkeit  der  Kamnineinkünfte  und  die 
richtige  Verwendung  der  früher  bewilligten  und  eingegangenen 
Abgaben  nachgewiesen  werden  könne.  Es  wurde  nun  vorerst  ein 
Plan  der  Berathung  festgestellt  (in  welchem  die  Kapitd  XIV.  bis 
XVIIL  der  Reihe  nach  von  der  Verwaltung  des  Kammerguts,  der 
Regalien  und  der  Staatskasse,  von  den  directen  und  indirecten 
Steuern,  von  der  Verwaltung  der  Landesgeliier ,  von  den  Staats- 
schulden, von  dem  Kammerschreibereigut ,  das  Kapital  VIII.  von 
4ea  Landständen  handelt)  und  nach  demselben  von|den  ständischen 
Merhandhuigscommissären  Entwürfe  gemacht  und  nach  vorgan- 
gigjap^/^Verhandlnng  mit  den  königlichen  Commissarien  von  einer 
besonderen  Conimission  der  Ständeversammlung  geprüft;  zur  Be- 
rathung in  der^  Staiuleversammlung  selbst  kamen  sie  nicht. 

Nach  dem  Verfassungsentwurf  dieser  Commission  sollten  die 
Stände  in  einer  Kammer  vereinigt  sein;  die  Einberufung  sollte 
itattfinden  1)  ordentlicherweise  je  nach  verflossenem  dritten  Jahre 
von  Beendigung  eines  ordentlichen  oder  ausserordentticfaen  Land- 
tages an  am  1.  Februar;  2)  ausserordentlicherweise  a.  je  15  Tage 
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nach  einer  Regierangs- Verändmng,  b.  so  oft  es  sonst  nothwen- 
dig;  der  Schloss  des  Landtags  soll  erfolgen  nach  Erledigung  der 
Geschftfle  oder  Uebertragong  an  einen  Ansschnss;  bei  jedem  et- 
dentlichen  Landtag  soll  die  Hfilfle  der  gewüMlen  Repräsentanten 

austreten  und  durch  neue  Wahlen  ersetzt  werden,  bis  zu  deren 
Voiiendung  die  abgehenden  Mitglieder  bleiben :  keine,  direete  oder 
ittdirecte,  Steuer  soU  ohne  Bewilligung  der  Stande  ausgeschrieben 
werden;  die  Beitrüge,  welche  yon  der  Steuer  hestinunten 
Staatszwecken  geleistet  werden ^  sollen  »auf  eine  gewisse 
Periode«  regulirt,  die  Steuer  selbst  aber  nur  auf  ein  Jahr  Ter- 
willigt  werden;  die  jahrliche  Steuervenvilligung  geschieht  durch 
den  Ausschuss:  derselbe  kann  jedot  li  nur  bereits  regulirte  Meueni 
verwilligen  und  keine  Erhöhung  derselben  genehmigen. 

Der  Tod  des  Königs  unterbrach  die  weiteren  Yerhandlungeii. 
Der  neue  Regent  legte  den  Ständen  im  Mftn  1817  einen  neuen 
Yerfassongsentwurf  wr  und  versicherte,  bei  dessen  Abfassung  deo 

ständischen  Ent>\iiri'  sorglallißf  benutzt  zu  }i;il)eri. 

Dieser  Ent\\iirf,  der  die  (iruudlage  der  geltenden  Verfussungs- 
Urkunde  wurde,  kam  wieder  auf  das  Zweikammersystem  zurück; 
die  Wahlkamner  sollte  alle  sechs  Jahre  erneuert  werden;  einmal 
in  jedem  Jahr  sollten  die  Sfinde  ordentUdierweise  einbemfim 
werden;  ebenso  soDlen  sSmmtliche  Steuern  in  der  Regel  alle 
Jahre  neu  verwilligt  werden:  Steuern  für  besundere,  erst  in  einem 
gewissen  Zeitraum  erreichbare  Zvmm  kr  sollen  jedoch  für  diesen 
ganzen  Zeitraum  verwiiiigt  werden  können. 

Die  Commission,  welcher  der  Entwurf  zur  Begutachtung  Aber- 
gdien  wurde,  stellte  zunttchst  den  Antrag,  wegen  einer  Reihe  von 
ivesenitichen  Punkten  sich  eine  beruhigende  Erfclilrung  vom  Könige 
zu  erbitten ;  über  diese  Punkte  fanden  nun  Verhandlungen  zwischen 
Ständen  und  Regierung  statt ,  die  aber  zu  keinem  Ziele  führten, 
sondern  mit  Auflösung  der  Ständeversammlung  schlössen.  Uns 
interessirt  hauptsüchlich  der  die  Permanenz  der  Stände  betreffisnde 
Punkt;  es  genQgte  nemlich  den  Standen  die  jihriiche  Einberufung 
der  Versammlung  sich,  sie  wünschten  auch  für  die  Zeit,  da  die 
Stände  nicht  beisammen  seien,  eine  bessere  Vertrtlung  des  Volks, 
als  der  Entwurf  sie  gewährte,  und  eine  bessere  Garnuiie  der 
jährlichen  Einberufung,  die  sie  in  dem  jidirlicheü  Steuerbedarf 
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noch  nicht  fand;  sie  wollten,  dass  jeder  Landtag  mindesteiw  % 
Sitmngen  oder  U  Tage  hindurdi  vor  jeder  Vertagung,  Entianrang 
mi^AMflUimi^  sicher  eei,  dass  die  alte  VetsamnilBng  naeh  Ahkntf 
der  6  hkre  oder  nach  einer  Anfltoung  bis  kot  neuen  Wahl  in 

ihrem  Porsonalbeslaiidc  fortdauere,  dass  die  Einhenjluiig-  aul  eine 
hpjstinirntt.'  Zeil  oesctzlirh  fostö^esetzt  uini  den  Slmiden  das  Recht 
gegeben  ucide,  ialis  sie  dreimal  luchl  einberufen  wtirden,  iai 
vierten  iafare  sich  am  1.  Febmar  ohne  Einherofong  sn 
saaunehi;  endUch  beantragte  die  Yersamiiilnng  die  Etnrichtiing 
eines  Ausschusses  für  die  Zeit,  da  die  Stande  nicht  vmamnett 
seien.  Von  Seiten  der  Regierung  wurde  bieflfeeen  eing-ewendet, 
nach  d<Mn  lirilwuilc  müsse  alle  Jahre  wtMiiystens  einmal  der 
Landtag  einberuieu  werden,  es  können  aber  auch  ausserordent- 
licher#ei8e  in  einem  Jahre  mehrere  Landtage  sein;  durch  die 
IMmr^DMUglLeit  jährlich  wiederiKohrender  Steuerbewilligungen  sei 
swdi  '4le'lfothwend]gkeit  jährlich  wiederkehrender  Landtage  ge* 
setzt;  es  können  Fälle  kommen,  wo  es  höchst  wii  lifig  sei.  dass 
p'me  Zii«?fiiniiu'nlnM-u[iiii(r  der  Sliinde  erst  «dtäge  Mutmte  bpaler  als 
gewöhnlich  statthaben  sollte;  sie  erklärte  sich  gegen  die  Be- 
A^liräpkung  der  Vertagung,  Entlassung  oder  Auflösung,  gegen  die 
Fastdauer  der  Beprlsentanten-Eigenschaft  bis  sur  neuen  Wahl, 
gegen  ein  Recht  der  Stände,  ohne  Einberufung  gich  zu  versam- 
meln; insbesondere  wurde  letzteres  Recht  für  geführlich  erklärt, 
*vveil  es  einen  td)*'l\\  olli'iidt'ii  [ic^cnlni  in  einiMn  Augenbhcki',  wo 
er,  vielleicht  wegen  aussLiordenthcher  Geldzuüüsse  vom  Ausland, 
dati Steuern  entbehren  könnte,  einen  Vorwand  an  die  Hand  geben 
uMst^^ein,  zwei,  auch  drei  Jahre  lang  kernen  Landtag  m  halten;« 
^geg^  achlug  die  Regierung  eine  Restimmung  vor,  womach  die 
Swie  nofhwendig  alljähriich  innerhalb  der  ersten  drei  Monate 
des  .liihrs  (Mrizulierulcii  seien.  Kinvcistandcn  wiir  Ucgiciung  und 
vStiiiideveibammiung  mit  einem  Farugi  apiien  des  Lnbaltfi :  *die 
»>4iHiein>  werden  jedes  Jahr  neu  verwiiligt;  nur  lür  einen  orst  in 
etilem  gewissen  Zeitraum  erreichbaren  Zweck  können  sie  für 
dhMBear  gansen  Zeitraum  verwilligt  werden.« 

Auf  den  13.  Juli  1819  wurde  eine  neue  Ständeversammlung 
einberuleü  und  nach  deren  ZusannnenU  itt  sofort  eine  gemcmseluirt- 
liche  Connrussion   aus  slandischea  und  Regiemngs  -  Mitgliedern 


errichtet,  die  auf  die  Grundlage  des  Entwurfs  von  IÖ17  wlor 
Beacbimig  atter  noch  olvwalteiden  Wünsche  und  Verbessenmgi^ 
Vorschlftge  eine  Verfhssangspreposition  fertigen  lolUe  üeiM» 


r  Ks  möf:v  rnii-  gestattet  werden,  an  diesem  Orte  eine  ßemerkuBf 
niederzulegen,  die  unsere  Frage  zimailust  nicht  berührt,  sondern  die  Ent- 
stehungssresrhirfiic  unserer  Verfas-^uugs-Ui  Umide  betrifft,  die  ich  aber  für 
wichtig:  izcniiii  haltt.',  iiin  sif  uberhaupt  xu  machen,  uuU  doch  Xür  ZU  un- 
wichtig, ihr  einen  beriunderen  Aufsatz  zu  wi<lrnen. 

V.  Mohl  sagt  iu  seinem  vielberührten  würltenibergiscben  Staatjjiecht 
2.  Anflage.  Band  T,  S.  42  umtlich: 

<  ^Auf  den  13.  Juli  1810  wurde  eine  nene  Standeversammlung,  und 
zwar  diesesmal  nach  LndwigsbuiK  einberufen.  Sie  ernannte  CommiMärei 
welche  gt^ineiuschartlich  mit  k.  Bevullmachtiglea  einen  neuen  VOB 
Könige  vorgelegten  Vert'as^ungs-Ktilwurr  beriethen  und  darüber  luich 
einigen  Wochen  an  die  Versammlung  berichteten.'' 

Vei^ebens  sacht  man  bei  v.  MoKI  eine  nfiher«  NoCfs  tther  diesen  Ver- 
Affungtentmuf,  vergeben«  einen  Wink  darfiber,  wo  dertetbe  bu  liwien  Mi, 
wihrenddem  t.  MoU  d«r  Y^ifetsungs-IMtWMie  vott  1815,  dem  ilindiiehtP 
Entwurf  Ton  1816  und  dem  k^niglidien  Entwürfe  von  1817  beffondere  An- 
merkungen widmet,  die  den  Inhalt  kurs  tkissiren  and  die  lur  AuflindiiflC 
nOtkif  en  Nbtisen  gehen. 

Vergeheni  sackt  man  aach  in  den  gedruckten  Terhandlnngen  der  coa>» 
^tnirenden  Miderertamnlang  einen  königliche«  Entwwf  Taa  1810; 
rwfehani  andd  »an  ihn,  wo  nm  üa  auch  Mcben  na^ 

Ja  man  AbartMigt  «ich  beim  Leaan  dar  iHadiache«  VarlwBdluvgttB  v<m 
1819  bald,  das»  den  Stfndan  überhaupt  kein  neuer  kOniglicker  Entwurf 
Torgelegt  worden  sei;  dass  es  vielmehr  der  Entwurf  von  1817  war,  der  die 
Grundlage  der  Verhandlungen  der  gemeinscliafllichea  Commission  von  1819 
blidele  and  aus  welchem  die  der  Stdndeversammlung  vorgdegle  WoiKtsÜl« 
der  gemeinschaftlichen  CommisMOn  hervorging;  dass  also  zwischen  dem 
Entwürfe  von  1817  und  der  Propositiou  von  1819  (die  im  Wesentlichen  in 
der  gellenden  Yerfassangs-Urkunde  sich  wieder  iliuiet  keine  weitere  Quelle, 
namentlich  kein  neuer  königlicher  Entwurf  in  der  Mitte  liegt,  die  Be- 
Imiiptung  V.  Mohl's  vielmehr  auf  einem  thatsichlichen  Trrthiini  beruht. 

Bei  der  Auflösung  der  Sl£ndeversamm1ang  im  Jahre  1817  war  weder 
von  ihr,  noch  von  der  Regierung  der  Entwurf  von  1817  aufgegeben  worden: 
die  Stande  versprachen  sich  vielmehr  von  einer  Wiederaufnahme  der  Be- 
rathung  durch  eine  gemeinschaftliche  Commission  den  besten  Erfolg,  der 
König  aber  erklärte  das  Volk  jetzt  schon  der  Wohlthaten  s  Kntwurfs 
theilhaftig^  und  bezeichnete  einen  Weg,  auf  dem  derselbe  zur  Kraft  eines 
Verfassungs-Vertrff^rs  gelanpen  «ollfe.  In  dem  Manifeste  von  1819,  durdl 
■reiches  die  neue  Ver&ammlung  einberuien  wurde,  beseichnet  sodann  dv 
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Mi  geliiig  die  Ai  tieii  wiiidick  9  4ie  Propositioa  wurdfl  den  ^^üdeii 
TOifdegt^  iiiid  nach  kitnsen  Verhandlungen  mil  wenigen  Aen* 

König  als  den  Zweck  der  Einberufung:  dem  Volk  Gelegenheit  zu  geben^  auf 
eine  vollständige  und  umfassende  Weise  die  Wünsche  vorzulegen,  welch« 
demselben  ,,noch  pe  n  >v  är  t  i  in  Ber.  iehnng  aut  den  Verfa»* 
8u  n  g s  - E  n  t  w  u  r  f  tibriir  bleiben  mojjen,-  In  q-nn?  ähnlicher  Weise 
drückt  «ich  dann  wirdt  j  die  Thrunredr  aus  :  „der  verstand i^^<>  Sinn  und  der 
gute  Geist  der  Württemberger  habe  immer  erkannt  und  dankbar  gepriesen 
die  Vorzüge  des  königlichen  V  e  r  i  a  s  s  u  ü  g  s  -  E  n  t  \v  u  r  1  s „die 
Versanunlung  sulle  nun  alle  noch  übrigen  Wünsche  des  Volks  in  Be- 
ziehung auf  den  Verfassungs-Entwurf  vorleben." 

Eine  endlose  Reihe  von  Stellen  aus  den  Verhandlungen  liesse  sich 
weiter  anfuhren,  die  offenbar  voraussetzen,  dass  der  Entwurf  von  1817  die 
Grundlage  der  Verhandlungen  von  181!)  sei.  Wir  wollen  nur  diejenigen 
herausheben^  welche  die  Frage  am  /weifellosesten  entscheiden. 

iSü  sagt  ein  Abgeordneter  J'rüt.  III.  S.  44;:  es  sei  die  Aufgabe  der 
Btäudischeu  Cuuin)isf.ion,  ^den  königlichen  Verfassungs-Entwurf,  das  könig- 
liche Rescript  vom  26.  Mai  1817  mit  Berücksichtigung  des  ständischen  Vcr- 
fctiliiigfl«>Enlwurff,  sowfe  4m  stfadimdMa  Commissionsberichts  vom  23.  Apnl 
I9i7^  In  «■  geordnetea  CSame  tu  bringen;  nnd  dei*selbe  Abgeordnete 
Mgl  wieder  (Prot.  XI.  B»  88),  „der  königliche  VerfiiMnDgf-Eiitwnrf,  sowie 
iat  Ultinataii  fom  26.  Hai  1B17**  aeiea  die  Haiqitgmitdlage  der  jetzigen 
Bflntimiig. .. 

Der  Berfchl  an  Cap.  III.  sagt  (Prot.  X.  S.  75)  „dankbar  end  gern 
beseligt  die  itindiache  CoamiMiea,  de»p  der  königliche  Entwerf 
yon  1817  te  dietefli  Abadmitt  die  wttnaobenswertharte .Gtaadlage  darbet** 

QleiehenMUMaea  Met  aich  in  Prot.  XVI.  S.  17  rat  dam  Mmide  dea 
Vicepviaklentan  der  VemHiannlting  die  Stelle:  ^der  VerftMannga^ntworf  ven 
1817  iat  nock  keine  Verfbatung.  Er  wurde  der  damaligen  fittoderei^ 
•ammlung  als  Entwurf  aur  Verhandlung  Qbergaben,  welche  keinen  Vertng 
berbMNUirle.  Hachher  wnnie  den  Gemeinden  daa  lecbt  eingeriwni«  aich 
dnrftber  an  eililiren  etc.;  daai  die  Erkllmng  «ler  Amtaversammlungen  nnd 
Hagfatmte  unbedingt  eHbIgt  lei,  darfiber  ist  nock  keine  Gewiaibeit  vor> 
knnden  eie.,  und  deaawegen  aind  wir  berufen  worden.* 

Zahllos  sind  die  ausdrficklichen  Berufungen  auf  den  Entwurf  Iren 
1817  in  einer  Weise,  die  es  zweifelloa  macht,  dass  dieser  Entwurf  der  Be- 
rathung  von  1810  zu  Grunde  lag.  Um  nur  einige  anzuführen  —  so  heisst 
es  Prot.  X.  S.  67  „Der  §  8  des  königlichen  Entwurfs  von  1817  wurde  in 
der  neoen  Redaction  weggelaaeen:;'^  Prot.  XII.  S.  152.  ^la  dem  §  60  ist 
der  weseniliche  Inhalt  der  §§  105  und  106  des  kdn.  Verfassungs-Entwurfs 
von  1817  vereinigt^  und  daselbst  S.  151.  ^  Die  Commission  hat  in  ihren 
Vorschlägen  den  speziellen  Inhalt,  welcher  in  dem  entsprechenden  Kapitel 
in  dem  kön.  Verfassungs-Entwurf  vom  Mara  1817  gegeben  ist,  mit  Stiü^ 
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deningfen  von  denselben  angenommen  und  sofort  «Ib  Yiiifng»wHi| 
Teikttndigt 

Die  jetzigen  §§  112,  127  und  157  finden  sich  wOrtUcfa 
schon  in  der  Proposition.  Die  Verhandlungen  sind  sehr  dürftig: 
zu  §  112  enthält  der  Bericht  der  mit  Begutachtung  der  Propo- 
sition beauftragten  ständischen  Comrnission  den  einzigen  Satz 
»dass  der  von  den  Stünden  anerkannte  Haupietat  auf  drei  JdOm 
gfiUig  sein  soll,  ist  von  der  Commission  bloss  unter  der  Voraus- 
setzung ,  dass  ordenüicherweise  nur  alle  drei  Jahre  eine  Stände- 
Versammlung  stattfinde,  aus  dem  Grunde  angenommen,  weil  nur 


gchweigen  übergangen."    Man  sehe  ferner  Prot,  XVI.  S.  46.  47.  112.  113* 
Prot.  XX.  S.  139.  Prot.  XXI,  S.  16  etc.  etc. 

Zahllos  sind  auch  diejenigen  Berufiinjjfn  auf  ^den  Entwurf**  oder  den 
„kOn.  Entwurf"^,  die  offenbar  Bcruiuugcu  aul  deu  der  jet/j^i  u  lierathuny;  /.u 
Grund  liegenden  Entwurf  sein  wollen  und  offeubur  Beruiuugeii  auf  den 
Entwurf  von  1817  sind.  So  wQnscht  ein  Ständemitglied  die  Beibehaltung 
der  wdrtlieiien  Bettiminaiig  des  §  18  des  kön.  Verfassungs-Entwurfs^ 
tmd  citirl  ab  diese  Beatioiimittg  die  Werte  4m  §  13  des  Yerfaeaungs- 
£Btwarfi  von  1817  (Pirot.  XII.  S.  186.),  ebenee  führt  eui  «utoree  Mtft-  * 
flied  alt  Worte  des  §  65  „des  kÖn.  Verfassmigs-Entwurfs**  die 
Worte  des  §  65  „des  Entwurfs  von  1817  an  (Prot.XIIL  S.  35);  ebenso 
wird  §  57  „des  kta.  Yerfassangs.Entwnifs'*  (von  1817}  dtirt  (du.  8.  37). 
ebenso  §  35  (Prot.  XV.  S.  110),  §  20  (Prot.  XIV.  S.  70);  Prot.  XXIL  S.  106 
wird  gesagt,  die  Conndssiön  habe  ftr  den  §  J  76  den  §  988  das  „kta.  Enl- 
worb*  „als  Lettfisden*^  gehabt;  diess  passt  vollstindig  auf  §  298  des  Ent- 
worlSi  von  1817;  ebenso  wird  Prot.  XIX.  S.  66  ein  Kapitel,  du  oisabar 
dem  Entwurf  von  1817  aagehdrt  ^das  cum  Leitftden  dienende  Kapitel" 
genannt. 

Man  sehe  femer  Prot.  XII.  S.  110.  148.  144.  146.  147.  148.  148.  154. 
Xm.  S.  10.  XIV.  S.  82.  XV.  S.  119.  128.  XVa  S.  58.  70.  150.  180.  XIX, 
S.  11.  55.  66.  78.  76.  77.  XXL  S.  201  84.  XXII.  S.  98.  151. 

Wie  V.  Hohl  an  seinem  Irrthum  gekonmien  ist,  bleibt  dahingestellt; 

vielleicht  beruht  seine  Angabe  auf  einer  Verweduelang  mit  der  fßr  die 
Stfindemitglieder  gedruckten  Proposition  der  gemeinschaftlichen  Commission 
von  1819  (Prot.  \.  S  35.  Prot.  XI.  S.  93).  Der  gedruckte  Katalog  der 
ständischen  Bibliothek  von  1847  führt  S.  288  auf  einen  „Entwurf  der  Ver- 
fassung für  das  Königreich  Württemberg  von  1819^  statt  Manuscripts  für 
die  St&ndevMsammlung.*^  Derselbe  kann  zwar  nicht  mehr  anfgefuiiden  und 
verglichen  werden,  ist  aber  gewiss  auch  I^'ichts  Anderes,  als  die  naoh  den 
obigen  Stellen  für  die  Ständemitglieder  gedruckte  Proposition  der  gemein- 
sckafUicben  Commission  von  1819. 
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die  Ständeversammlung  selbst,  nicht  ein  Ausschass  derselben  die 
Steuern  verwilligen  kann,  und  wenn  sich  auch  zufällig  ein  Ueber- 
schuss  aus  was  immer  für  einer  Ursache,  inner  diesem  Zeitraum 
ergäbe,  derselbe  bei  der  nächsten  Ständeversammliing  in  Aufrech- 
mm^  gebracht  werden  darf;«  die  Berathung  wurde  auf  den  §  127 
auagesetst»  »weil  dnrcb  seine  Annahme  ancb  sehen  der  Hauptinhalt 
dieses  letzteren  §  angenommen  würde,  wefl  der  materielle  bihalt 
beider  wirklich  zusanniienhaiige  und  §  112  mit  §  127  stehe 
und  falle;«  vergebens  sucht  man  aber  bei  der  Berathung  des 
§  127  euie  weitere  Erörterung  des  §  112:  es  wurde  eben  mit 
4»  Annabme  des  §  127  audi  der  §  112  ak .  angenommen  be* 
trachtet 

Aach  dor  §  157  wurde  ohne  eingehende  Erörterung  abge- 
macht. Der  Commissionsbericht  enthalt  in  dieser  Beziehung  die 
Worte:  "»Aus  diesen  Gründen  entschloss  sich  die  Commission  zu 

der  Festsetzung  dreijährlicher  Landtage*  Die  Commission 

entsehioss  sich  femer,  auf  den  Antrag  der  königfichen  Herren 
Conmlssftre,  sn  einst  sechs  Jahre  dauernden  Gültigkeit  der  WaU 
der  Abgeordneten  9  wenn  gleich  von  ihrer  Seite  GrUnde  fftr  die 
Erneuerung  der  Wahl  bei  jedem  Landtage  angegeben  wurden.* 
Die  Berathung  beschrankte  sich  auf  den  Antrag  eines  Abgeord- 
neten, den  Wählern  das  Becht  zu  geben,  dem  Abgeordneten  das 
Mandat  abzunehmen,  und  die  Gegenbemerkung  ehies  andern  Ab- 
geordneten. 

Blngehender  sind  die  Verhandlungen  über  §  127;  jedoch 
betreffen  sie  blos  den  einzigen  Punkt,  ob  nur  alle  drei  Jahre 
nicht  in  kürzeren  Penoden,  der  ordentliche  Landtag  zu  berufen 
sei;  die  Gründe  aber,  die  für  das  Eine  oder  Andere  vorgebracht ' 
wurden,  beziehen  sich  kehieswegs  auf  das  SteuerverwiUigungs- 
recht  und  auf  den  Zusammenhang  der  Landtagsperiode  mit  der 
Btatsperiode,  mit  einziger  Ausnahme  der  nicht  welter  beachteten 
Bemerkung  eines  Abgreordneteti  *jede  Ständeversammlung  werde 
Bedenkon  tragen,  den  Ungeheuern  Steatsaufwand  auf  drei  Jahre 
zu  verwüligen.« 

So  viel  geht  aus  sAmmtlichen  Verhandlungen 
von  1815  bis  1819  aufs  klarste  hervor,  dass  kein 
Kinziger  unter  allen  bei  dem  Verfassungsgeschftfte 
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326   .  Budgetptriude  und  LaudUgaperiode 

B^thelligten  ^ftran  4«o1ile,  die  Peflitlelluiig  eines 

Budgets  über  die  W  ;i  Ii  1 1)  e  r i  u  d c  hinaus  verbieten  iix 
wollen;  seiböt  wenn  sich  nachweisen  Hesse,  dass  die  Bestin- 
mungen  der  Verfassuiigsiirkuiuie  bei  genauer  Vollziehung  wurkUok 
diesen  Erfolg  hfttten^  io  Hesse  sich  doeh  nielit  iitckireise%  diss 
gerade  dieser  Erfolg  ^  beabsichtigte  Zweck  gewesen  sei  Nedi 
der  Kön.  Verfassmigisiirkmide  von  1815  war  sogar  den  Stündmi 
dos  Sleuervervviliigungsrecht  im  Wesentlichen  nur  für  die  ganze 
Dauer  einer  Regierungsperiode  einö|"eräunit ;  sammtliche,  der  ersten 
Ständeversamudung  einer  Hegierungsperiode  nachfolgenden  Yer- 
samndnngen  soUten  gar  kein  SteuerverwiUigangsrecht  ^abgiaselM 
von  Steuererhöhungen  etc.)  haben;  von  den  Stfinden  wurde  nni^ 
zwar  das  Recht  su  VerwHligung  jeder  Steuer  im  Falle  der  Nolh- 
wendigkeit  reclauiirt,  aber  immer  nur  iür  die  Stande  im  Allgo- 
meinen,  nie  für  eine  bestimmte  Ständeversaiaadung^  ja  selbst 
der  ständische  Entwurf  von  1816,  der  einen  ordentlichen  Laadtag 
je  am  1.  Febr.  nach  verflossenem  dritten  Jahre  vor  Beendignnf 
eines  ordentlichen  oder  ausserordentlichen  Landtags  an  anordne^ 
bestimmt,  dass  die  Steuer  auf  eine  gewisse  Periode  regidirl  werte 
soll,  die  jährliche  VerwUligung  dann  aber  dem  Ausschusse  zu- 
komme; die  Regulining  der  Steuer  konnte  hier  also  möglicher- 
weise in  eine  spätere  Wahlperiode  eingreifen,  möglicherweise, 
einen  ausserordentlichen  Landtag  nothwendig  machen«  ■  .-^it 
Nach  den  Bestimmungen  der  Verfassungsurkunde  von  1817 
BiHSSte  freUich  jeder  Landtag  auch  ein  Budget  beratben  und  es 
konnte  unsere  Frage  sich  gar  nicht  erheben ;  aber  auch  iu  dieseoi 
Entwürfe  ist  der  Grundsatz  selbst  nicht  anerkannt;  denn  aus- 
*  drücklich  ist  bestimmt,  dass  Steuern  für  besondere,  erst  in  einem 
gewissen  Zeitraum  erreichbaren  Zweck  für  diesen  ganzen  Zeit- 
raum sollen  verwilligt  werden  können;  mit  dieser  Bestimmong 
waren  auch  die  Stande  einverstanden.  Es  Isl  Uar,  dass  dieses 
Recht  auch  dem  letzten  der  sechs  Landtage  einer  Wahlperiode 
gegeben  und  an  eine  bestimmte  Zeitdauer  [d<  Iii  geknüpft  werden 
wollte ;  es  ist  also  klar,  dass  darin  das  Hecht  eüier  Ständeversamm- 
bmg,  die  ganze,  während  ihrer  Wahlperiode  zu  erhebende  Steuer 
MSBchliessllch  zu  verwiUigen,  im  Prinzip  negirt  war.  Auch  die 
Verhandlungen  von  1819  enthalten  nicht  die  leiseste  Aadeiilung  des. 
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behaupteten  Satzes :  sie  premiren  das  Recht  der  Stände  zur  Ver- 
williguiig  der  Steuern  aufs  Stärkste,  aber  mit  keinem  Worte  wird 
des  Rechtes  der  einzelnen  Ständeversaminiung  gedacht;  da£s  die 
Stände  überhaupt  die  Steuern  zu  verwiUi^a  haben  und  dafi 
taen  m  diegem  Zweek  der  Hauptetat  vorgdegl  uiid  die  erierdeff. 
liehen  speziellen  Nachweise  ge^peben  werden  mdssen  — ,  darit 
wM  die  iFoUe  Erfflllnngr  des  Rei^ts  das  Voikea  gefunden.  »Nicht 
in  eine  lilosse  Form  soll  sich  dieses  wichtige  Volksrecht  verlieren, 
sondern  es  ist  in  der  Absicht  gegeben,  dem  Volke  Ueberzeugung, 
daae  der  Zuschuss  seiner  KräAe  zvl  dem  Staatsbedarf  nothwend% 
ge#eeen^,  und  dem  Zweck  gemfisa  verwendet  worden  aei,  xu 
tMeehailen«  aagl  der  Commiasionsbericht;  dieser  Zwee](  wivd 
aber  ebensogut  erreicht,  wenn  eine  StändeTersaninüuBg  in  ihrein 
letzten  Jahre  ein  dreijähriges  Budget  vervvilligt. 

Betrachten  wir  die  einzelnen  zugehörigen  Bestim- 
mungen der  Verhandlungen  von  ISIS,  und  zwar 
nunttchst  die  den  §«112  der  Verfaaannga-Urknnde 
betreffenden,  so  können  wir  in  den  Verhandlungen  von  1815 
ttiid  1816  keinen  Anhaltspunkt  für  dessen  Auslegung  sucheni 
Nach  dciii  Entwürfe  von  1817  sollten  die  Steuern  alljährlich  ver- 
willigt werden :  es  kann  gar  keinem  Zweifel  unterlieffen,  dass  der 
^nn  dieser  Bestimmung  der  war,  es  sollte  der  alle  Jahre  einzu* 
berufende  Landtag  allemal  die  Steuer  für  das  nächstliegende 
Jahr  verwilligen  und  es  sollte  weder  eine  Verlängerung  noch  eüw 
Veffcürzung  dieser  einjährigen  Stenerperiode  stattfinden;  nur  die 
Steuern  für  besondere  erst  in  einem  gewissen  Zeitraum  eiTeich- 
baren  Zwecke  sollten  für  diesen  ganzen  Zeitraum  verwiliigi  wer- 
den können.  Dass  dieses  wirklich  der  Sinn  des  Entwürfe  ist» 
dass  er  nur  diese  einaige  Ausnahme  von  der  alljährlichen  Steuer^ 
VerwiHigung  anlassen  will,  lehrt  schon  dessen  Wortlaut  »Die 
directen  und  uidlrecten  Steuern  werden  in  der  Regel  alle  Jahre 
neu  verwflligt.  Steuern  für  besondere  erst  in  einem  gewissen 
Zeitraum  erreichbare  Zwecke  können  jedoch  für  diesen  g-anzen 
Zeitraum  verwilligt  werden  etc.«  Noch  entschiedener  spricht  aber 
diesen  Siim  die  im  Lauf  der  Verhandlungen  von  beiden  constitui- 
lenden  Factoren  angenommene  Fassung  des  Paragraphen  aus. 
>Die  Steuern  werden  jedes  Jahr  neu  verwiUigt ;  nur  Air  euten 
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mr  diesen  ganzen  Zeitraum  verwiUigl  werden.« 

An  die  Stelle  dieses  Paragraphen  ist  in  der  Verfassungs- 
Urkundc  von  1819  der  §  112  getreten.  »Der  von  den  Ständen 
anerkannte  und  angenommene  Uauptetat  ist  in  der  Regel  auf 
drei  Jahre  gültig.«  Was  sollen  nun  die  Worte  »in  der  Regel« 
bedeuten!  Die  Verhandlungen  ?on  1B19  gel)ea  zu  ihrer  Aus- 
legung gar  Nichts  an  die  Hand.  Sind  sie  etwa  aus  dem  Entwurf 
von  1817  herüborgenommen.  »Die  directen  und  indirecten  Stenern 
werden  in  der  Regel  alle  Jahre  neu  verwilligt?«  Dann  müsste 
man  in  ihnen  die  Ausnaiune  der  Steuerverwilligung  für  erst  in 
einem  gewissen  Zeitraum  erreichbaren  Zwecli  auf  diesen  ganzen 
Zeitraum  angedeutet  finden,  und  annehmen,  man  habe  nicht 
nöthig  gehalten ,  sie  besonders  auszudrücken ;  im  Uebrigen  wttre 
dann  jede  Verlängerung  oder  Verkttrzung  der  Etatsperiode  aus- 
geschlossen. In  der  That  kann  dies  aber  nicht  der  Sinn  der 
Bestimmung  sein:  nicht  nur  hätte  dieser  Sinn  m  §  112  einen 
Ausdruck  von  nicht  zu  vermuthender  Unzulänglichkeit  —  es  geht 
aber  mit  voller  Sicherheit  aus  §  lU  der  Verfassungsurkunde 
hervor,  dass  der  Sinn  ein  anderer  ist  Der  diesem  §  entspre- 
chende g  der  Verfassung^urkunde  von  1817  sagte:  »Die  Ui 
einem  Jahr  vei willigten  Abgaben«  etc.;  ebenso  hätte  der  §  114, 
wenn  in  §  112  nur  die  Ausnahme  des  Entwurfs  von  1817  ge- 
meint wäre,  nothwendig  sagen  mfissen :  »die  auf  drei  Jahre  (oder 
auf  die  Etatsperiode)  verwilligten  Jahresstenem«  etc.;  er  sagt 
nun  aber,  »die  auf  ehien  gewissen  Zeitraum  verwilligten  Jahres- 
steuern«  etc.  und  beweist  damit  unwiderleglich,  dass  die  dreijährige 
Periode  des  Etats  keine  ausnahmslose  Regel  sein  solle,  dass 
vielmehr  der  Etat  im  Ganzen  auch  für  eine  andere  Dauer  fest- 
gesetzt werden  könne;  denn  die  Ausnahme  des  Entwurfs  konnte 
§  114  unmöglich  im  Auge  haben,  da  natttriich  kein  Bedttiiniss 
vwtiegt,  die  für  einen  bestimmten  Zweck  auf  den  ganien  Zeit- 
raum, den  dieser  Zweck  zu  seiner  Enelchung  bedarf,  verwilligten 
Steuern  nach  Ablauf  dieses  Zeitrauüis  noch  weiter  zu  erheben. 

Ist  somit  gewiss,  dass  die  in  §  112  zugelassenen  Ausnahmen 
nicht  identisch  sind  mit  den  von  der  Verfassungsurkunde  von  1817 
festgesetzten  Ausnahmen,  vielmehr  nach  der  Bestimmung  des 
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§112  die  Ausnahme  im  AUge meinen  und  für  deu  £lal  im  Ganzen 
gegeben  isl:  so  beweist  anderseits  die  Weglassatig  jener  Aus- 
«ahme  von  1817  positiv,  dass  die  Ausnahme,  wie  sie  der  §  112 
hn  AngenoeiBen  «dftsst,  fttr  ihren  ganzen  Umfang  anch  die  Grenze 

der  Wahlperiode  übersteigen  kann. 

Es  ist  nämlich  nicht  daran  zu  zweifeln,  dass  dif^  Ausnahme 
von  1817  an  diese  Grenze  nicht  gebunden  werden  wollte;  der 
Zwecli  der  Bestimmung  und  der  idare  und  prftcise  Ausdruck  der 
spÄtem  Fassung  stehen  jedem  Versuche  anderer  Deutung  durch- 
wt»'  entgegen.  Die  Bestimmung  ist  auch  höchst  zweckmässig, 
und  fand  eben  darum  bei  den  Ständen  keinen  Anstand.  Wie 
sollte  sich  nun  erklären,  dass  die  Regierung  einfach  auf  diese 
Bestimmung,  die  von  den  Ständen  schon  angenommen  war,  wieder 
verzichtet  hätte,  dass  die  Stände  bei  ihrer  im  Jahre  1819  in 
Teigleichung  mit  dem  Jahr  1817  in  erhöhtem  Maasse  vorhandenen 
Neigung,  den  zweckmässigen  Vorschlägen  der  Regierung  ent- 
gegenzukommen, der  schon  anerkannten  Zweckmässigkeit  jener 
Ausnuhiiie  nun  keine  Rechnung  mehr  getragen  hatten  —  und 
das  Alles  ohne  ein  Wort  zu  sagen. 

Die  Sache  erklärt  sich  höchst  einfach  dur(  h  die  Annahme, 
dass  die  Ausnahmen  des  §  112  nicht  auf  die  Wahlperiode  be- 
schränkt sind,  sie  erklärt  sich  aber  auch  nur  durch  diese  Annahme« 
Jene  Ausnahme  von  1817  wurde  nicht  aufgegeben,  sondern  ver^ 
allgemeinert :  an  ihre  Stelle  trat  die  aligemeine  Ausnahme,  wonach 
Regierung  und  Stande  überhaupt  den  Etat  Ganzen  und  Ein- 
zelnen} über  drei  Jahre  erstrecken  können;  jene  spezielle  Aus- 
mtbme  hervorzuheben,  war  also  nicht  mehr  nöthig  —  sofern  auch 
die  Wahlperiode  keine  Grenze  bilden  sollte ;  wäre  diese  Schranke 
im  Jahre  1819  beabsichtigt  gewesen,  dann  wäre  eine,  wie  gesagt, 
unerkliirliche  Beschränkung  der  schon  gemeinschaftlich  festgesezten 
Ausnahiiip  von  1817  sfoschafTen  worden. 

Weiter  kann  darüber  kaum  ein  Zweifei  sein,  dass  der  §  112 
die  nächsten  Etatsjalve  im  Auge  hat;  es  versteht  sich  schon 
von  selbst,  dass  hier  nicht  gesagt  sein  will,  der  Etat  soll  in  der 
Regel  für  behebige  drei  Jahre,  etwa  Rlr  das  neunte,  zehnte  und 
eiBte  Jahr  von  jetzt  an  festgesetzt  werden,  dass  vielmehr  ver- 
nünftigerweise nur  die  näclisten  drei  auf  einander  folgenden  Etats- 


Jahre  gemeint  sein  können.  Es  kann  dieser  Sinn  des  §  llf 
sogar  nachgewiesen  werden.  Es  lässt  sich  nämlich  aus  Ver- 
handlungen von  1819  unwideriegtich  darthun,  dass  die  Veffasiongs- 
^  Urkunde  «tevon  et  sei  bei  je^r  SlenervermlMgmg  die 

Verwendung  der  früheren  StaalfeianahineA  bis  tm  den  1.  Jdi» 
mon  welchem  an  das  neue  Budget  laufen  aoll,  zu  prttfen,  und 
dass  sie  gerade  dessholb  in  §  114  bestimmte,  es  sollen  die  bis- 
herigfen  Stenern  auch  im  ersten  Drilttheil  des  ersten  Finanzjahrs 
der  neuen  Etatsperiode  eingezogen  werden.  Es  ist  aber  natttr« 
Heb,  dasa  dieser  Nachweis  nur  mAf^fieb  ist  bei  einem  jeUl  scbon, 
iiidht  erst  in  spfttem  Jabren  beginnenden  Budget 

Der  Sirni  des  §  112  ist  sonaeb  »Der  von  den  Stinden  an» 
erkannte  und  angenommene  Haupletat  ist  auf  die  nächsten  Etats- 
jahrc  gültig  und  zwar  in  der  Reg^el  auf  die  drei  nächsten. 

Zu  dieser  Bestimmung  lag  aller  Grund  vor.  War  einmal 
der  ordentlicbe  Landtag  nur  alle  drei  Jabw  einiubenifen,  deisan 
Dauer  aber  anbestnnmt,  alao  möglicherweise  nur  gan  kam,  und 
sdHen  die  Steuern  immer  von  der  Standeversammlung  seibit» 
nicht  vom  Ausschusse  venvilliat  werden,  so  ergab  sich  eine  minde- 
stens dreijährige  Etatsperiode  von  selbst  als  Hegel 

Diese  Regel  musste  in  der  Verfassungsurkunde  ansdrücklicb 
ausgesprochen  werden,  weil  dadurob  eine  den  Ständen  sonst  »t* 
stehende  Freiheit  beschrflnkt  würde.  Vergleicht  man  nftmlicb  das 
Budget  mit  einem  Gesets,  so  entspricht  dem  dreijährigen  Budget 
keineswegs  das  transitorische,  für  drei  Jahre  bestimmte  Gesetas, 
sondern  ein  aus  drei  Theilen  bestehendes  Gesetz,  dessen  erster 
Theil  seine  Wirksamkeit  jetzt  beginnen  und  ein  Jahr  lang  fort- 
setzen, dessen  zweiter  Theil  erst  nach  einem'  Jahr,  dessen  dritter 
Tbeä  erst  nach  zwei  Jabren  zur  Wirksamkeit  gebingen  sdl;  ein 
dreijähriges  Budget  sind  also  eigentlich  drei  Budgets  für  drei  auf 
einander  folgende  Jahre:  in  Beziehung  auf  das  zweite  Etats- 
jähr  ist  es  also  ganz  gleich,  ob  man  von  einem  Budoret  auf  drei 
Jahre  S|)riclit,  oder  von  einem  erst  nach  Ablauf  eines  Jahrs  zur 
Wirksamkeit  gelangenden  Budget  (ebenso  für  das  dritte  fitats^ 

1)  8.-  die  oben  abgedntckte  Stelle  tm  den  VeiiMadlaiigeii  von  1819. 
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^hr)  Würde  nun  ein  Gesetz,  das  erst  in  spaterer  Zeit  wirk- 
sam zu  werden  bestimmt  ware^  den  Stünden  zur  VerabsoluediiBg 
mgtieil,  for  hfllten  iie  läe  volle  Freiheil,  es  abssiehiien,  ohne 
0lb^mf  M  ikt  Seratfaimg  eimlMsen;  die  Regiemng  hAtte  ga» 
Mi^~  eiMlei«  WaW,  m  warten  und  die  Einbringung  spater 
/AI  \vi(Mlt'rl:i)Ien :  denn  4j  89  der  \  crlassunir.sorkurKlc .  der  dem 
Kuniü  ^liis  lit-riit  üibl  dring'enderi  KdIIcii  zur  Si'linhtjii  des 
Skiat#fr>4as  INolhige  vorzukehren«,  kuntito  bei  unserer  Vuraugr« 
aatsnng  natürlich  nie  zutreUen.  Es  versieht  sich  auch  von  selbst 
^  tes  ^dle  StAnde  mchl  Terpffichlet  «ein  können,  darum  weil  gewisse 
MMhiAe  ihnen  zukommen,  nun  diese  Geschttfto  fOr  jede  beliebige 
spätere  Zeit  jetzt  schon  zu  erledigon.  Wenn  aber  die  Stande 
wirklich  ein  solches  (ic>rU  hcralliuii  und  aimehmeH  wnvdvu  und 
dasselbe  siudaiui  verkündigt  würde,  so  wäre  es  nun  ein  formell 
füligttr^eaets  und  kime  mit  dem  Eintritt  des  bestimmten  An- 
Mgfllernins  von  selbst  zur  Geltung 

y'^'tUVefden  diese  Grundsütze  auf  das  Budget  (Pinanzgesetz) 

angewendet,  so  hallen  die  Stande  das  Recht,  ein  jedes  mehr  als 
eiu  .ffUir  iifiifai>.sende  Budget  zuruck/uvvüiüien ,  weil  S(  hon  <!as 
zweite  Jahr  m  Wirklichkeit  ein  l>esondere^  erst  nach  eiiieiii  Jahr 
nur  Geltung  gelangendes  Budget  w^re;  sie  wären  aber  nicht  b»< 

p^^.l):^.  wäre  unricbtif,  in  einem  dreijährigen  Etat  ein  Ganses,  einini 
ig'e  n  Etat  /.ii  sehen:  schon  ihe  Spe/ialiiät  der  Einnehmen  und  Aut- 
,  auf  welche  die  Stände  nach  §  110  clor  Vcrfassungsurkunde  einen 
ach  haben,  inarht  deren  Fortsetznns:  für  jedes  ein/.elnc  Etatsjahr  noth- 
wendig;  ebenso  die  Anordnim-j  alljährlichen  Staatsrechnungsabsehlnssc». 
§  114  der  Verfaäsnngsnrkuude  spricht  von  den  für  einen  gewissen  Zeitraum 
verwilligten  ^.lahressteuern'^.  §  188  der  V'erfassungsnrkiinde  en^üi  h  legt 
den  Aus^ch»"!?  nuf  ,,am  Ende  der  in  die  Zwischenzeit  fallenden  E  man /Jahre 
nach  Ma?!<"^<_'';il'i'  *fr«««on .  \xn<  §  11"  '"«•slireset/.t  isf .  «Hp  rirHti^'-' .  der  Ver- 
abschieiimi""  iui'jrnirsM'iie  Verwendimo' der  verwill  ii/fi  'i  '^''mum  m  m  drm  ver- 
fl«««i«»nen  fahre  zu  prüfen,  und  den  E(at  des  künltigen  Jahrä  mit 
dem  l'iiiäiizministerium  zu  l)erathen.'' 

Der  einjährige  Etat  ist  also  die  Einh«  ,i  .  mi  im  hrjahrifer  Etat 
uui  i^ine  Summe  mehrerer  Etats  s.  auch  v.  MüI«1,  ^taatsrecht  zweiler  iiand, 
S.  712.  ' 

2^  Ein  Gesetz  zn  verabschieden,  das  erst  in  10  Jahren  wirksam  zu  werden 
bestimmt  wäre,  wäre  höchst  nn/werkmässiff .  so  unrwcckmässig  als  ein 
eij^gWjEUulgfit  —  und  doch  verbietet      die  Verfsussungsurkimde  nicbl. 
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schränkt,  in  Uebereinstimmung  mit  der  Regierung  ein  Budget  von 
beliebiger  Dauer  festzustellen. 

Hieran  hat  nun  die  Yerfa«6ttiig£ttrkuiide  so  viel  geändert^ 
dm  die  Stftnde  ein  ihnen  Yorgelefftes,  ilie  nichsten  drei  J«hie 
umfassendes  Badget  nlolit  sorftckweisen  kdnnen»  mdeni  berallm 
müssen;  wollten  sich  die  Stände  etwa  nur  auf  ein  oder  zwei 
Jahre  einlaj^sen,  sei  wäre  die  Regierung  im  Falle,  darin  eine  ord- 
nungsinässige  Beraihung  überhaupt  gar  nicht  zu  erbliciLen  und 
vom  §  89  Gebrauch  zu  machen. 

Die  DreijübrigiKeit  des  Budgets  als  ansnaliinslose  Regel  an» 
sHordnen,  dazu  lag  kein  Gnind  da  unter  aHen  Uasläntai 
ansserordeiittkshe  Landtage  bei  ausnakmsweiser  Abw^kung  von 
jener  Rejjrel  zur  Hand  waren.  In  Beziehung  auf  die  Ausnahmen 
konnte  es  also  wieder  bei  dem  allgemeinen  Grundsatze  bleiben 
d.  h.  deren  Zulassung  der  Vereinbarung  von  Regierung  und 
Ständen  überlassen  werden.  HIenach  ist  der  Sinn  des  §  112: 
»Es  soll  das  Budget  stets  nur  die  nächsten  Jahre 
umfassen  und  zwar  in  der  Regel  die  nächsten  drei 
Jahre:  jedoch  a u s n  a h  m  s  w  e i s  e  a uc h  m e  h r  oder  weni- 
ger Jahre,  falls  Regierung  und  Staude  darüber  über- 
einkommen.« 

Vorgeschrieben  ist  der  Ausnahme  keine  Grenze:  sie 
findet  sie  aber  sehr  bald  m  Folge  der  Bestimmung  des  §  110 
der  Verfassungsnrfcnnde ,  wonach  dem  Ansinnen  jeder  Sleuer- 
Verwilligung  eine  genaue  Nachweisung  über  die  No  Iii  wendigkeit 
oder  Nützlichkeit  der  zu  machenden  Ausgaben  und  über  die  Un- 
znlänglichkeit  der  Kammereinkünfte  vorangehen  muss. 

Kein  Wort  in  sämmtUchen  Verhandlungen  voa  1815 — 1819 
deutet  auf  einen  andern  Zusammenhang  zwischen  den  ordenüieheii 
Landtagen  und  der  Etatsberathung  als  dem  eben  geschilderten, 
dass  die  r  e  g  e  1  m  a  s  s  i  g  e  Elatsperiode  sich  nach  der  ordent- 
lichen Landtagsperiode  zu  richten  habe.  Davon  dass  ausser- 
ordentliche Landtage  sich  nicht  mit  Etats  beschäftigen  dürfen, 
dass  ordentlicher  Landtag  und  Etatslandtag  identisch  seien,  findet 
sich  in  den  Verhandlungen  kern  Wort  Je  mehr  man  skh  be- 
wusst  war,  dass  die  Regel  des  dreijährigen  Etats  eine  einfadie 
Folge  der  Dreijährlicbkeit  der  Periode  des  ordentlichen  Landtags 


.-L,d  by  Google 


■■dl  itttfUfcadwgticliCBi  StMrtnvcbt* 


833 


sei,  desto  mehr  —  ist  anzunehmen  —  nahm  man  für  die  Aus- 
nahneii  von  der  dreijährigen  Etatspehode  die  ausserordentlicheB 
Landtage  in  Rechnung.  INe  Verfhssmigsariiunde  von  18.15  selstt 
ebenfalls  die  Emberatag  des  Landtags  je  nach  drei  Jahren  fest, 
MMIer'üso'  ehieif  drdanflicheii  Landtag,  der  hi  der  Reael  k^nen 
Etat  zu  IxMittheii  hatte.  Nach  dem  Verfassunefsentuui  1"  der  ^Uii- 
discheii  Coininissiun  Mm  18U»  riililet  mcIi  liir  /nit  der  Eiriberufung 
eives  ordentürlit  II  i.artJtags  nach  der  Dauer  des  früheren  Land-^ 
lifn;  «Mtt  honnte  also  nicht  vorher  wissen«  ob  die  »gewiss^ 
MMsNt)  fürireldie  die  Stenem  regniirt  werden  sollten,  wahrend 
üihi^t^rdenäidien  Landtags  ablaufe  oder  nicht;  es  könnte  dso 
zur  neuen  Regulirung  möglicherweise  auch  ein  ausserordentlicher 
Laiidtaiic  nolliitr  werden.  isac\\  der  \  »'rfassiifiasurkuiiiii'  von  1^*17 
versttttid  ts  sich  allerdings  von  heli>st,  dd^s  aul  dem  ordentlichen 
jährlichen  Landtag  auch  das  Budget  berathen  wurde;  dass  man 
Ml  dMT  auch  im  Jahr  1817  einen  ordentlichen  Landtag  ohne 
Budgetbenrthnng  denken  konnte,  beweist  die  Bemerkung  vom 
Ministertisch :  ein  Recht  d«*  Stände,  sich  nach  dreimalierer  Unler- 
lassuri«:  dt-r  KirilieruFung  des  jährlichen  l.aiuilag.'»  ini  vicihm  Jahr 
ohne  Einberurung  zu  versammeln,  wäre  gefährlich,  weil  es  einem 
Üelwolienden  Regenten  in  einem  Augenblick,  wo  er.  vielleiciit 
#Myai  aosserordentlicher  Geldzufittsse  vom  Ausland,  der  Steuern 
aiibtjhlon  könnte,  einen  Vorwand  an  die  Hand  geben  wfjlrde,  ein^ 
8#ef,"^nck  drei  Jahre  lang  kernen  Landtag  zu  halten.  Die  Hegte-^ 
ruiig  ging  also  (iavon  aus  .  es  müsse  der  orden(li(  hu  LuiuKag 
auch  dann  einberulen  werden,  wenn  demselben  cui  Steueransiunen 
niebt  gemacht  werden  wolle. 

^^^iiC  die  bisherige  Ausführung  richtig,  so  bleibt  der  Zusammen* 
bttng  a^wisehen  §  127  und  157  der  Verfassungsurkunde  fflr  unsere 
Frair«'  gattt  ohne  Bedeutung.    Sei  die  Absicht  der  Verfassungs- 

I  rkuiide  wirklich*,  dass  je  am  Anfang  uiiii  m  der  Milte  der  Wahl- 
perindt!  ein  ordentlicher  Landtag  stattfinde  :  was  lolgt  daraus  für 
unsere  Fraget  Das  ist  doch  nicht  zu  bestreiten,  dass  §  112  der 
VeviMSUttgsurkunde  jedenfalls  nicht  in  directem  Zusammenhang 
äit*  6em  %  157  steht  Die  Verfassungsurkunde  lüsst  sich  nicht 
äMlNhr  ^noAssen  imd  die  Verhandlungen  lassen  vollends  keinen 
Zweifei  ubiig.  Man  setzte  in  erster  Linie  die  dreijährige  Landtags- 


Periode  fest  —  ganz  ohne  Ritoksiobl  aaf  Etat«-  und  WablperioAii; 
die  Motive  waren  ganz  anderer  Art,  ntMMinienbängeiid  mä  der 
Fhige  von  der  fortwiilirenden  ReprAsentation  voA  der  Ancfciia» 
Einrichtang;  es  handelte  sieh  hkws  von  der  Gffttase  dar  Landlags- 

periode,  ob  nämlich  alle  Jahre,  alle  zwei  Jahre  oder  alle  drei 
Jahre-  der  ordentliche  Landtag  berufen  werden  solle. 

Erst  jetzt,  nach  Feststellung  der  dreijährigen  Landtagsperiode 
ging  man  an  die  Bestimmiing  der  Wahlperiode  und  Etateperiede^ 
In  Benehong  auf  letitore  ergab  sich  die  Dreijihrigiieit  von  selMt 
ais  Regel,  bei  der  Wahlperiode  handelte  es  sieh  dsmoi,  oh  jeder 
ordentliche  Landtag  oder  nur  je  der  dritte  ordd^Kche  Landtag 
mit  einer  neuen  Versammlung  versehen  werden  solle.  Von  irgend 
einer  Beziehung  zwischen  ij  112  und  >  157  war  keine  Rede; 
der  §  127  war  es  einzig,  an  den  man  bei  beiden  andern  dachte: 
nun  war  sich  bei  Beratirang  des  §  112  und  ebenso  des  §  157 
des  Zusammenhangs  mit  §  127  bewiest,  man  imr  sich  aber 
weder  bei  §  112  eines  Znsammenhangs  mit  §  157  noch 
kehrt  bei  157  eines  Zusammenhangs  mit  §  112  bewiissf.  liin 
Zusammenhansf  zwischen  diesen  beiden  S§  findet  nur  stall  durch 
die  Vermittlung  des  §  127  und  nur  als  secundare  Folge,  nicht 
als  in  erster  Linie  beabsichtigter  Zusammenhang.  Es  mttssle  alsn 
der  Bfaigriff  in  die  nAchste  Landtagsperiode  als  der  sifenl» 
Sehe  iSegenstand  des  Veihols  ans  §  112  und  §  127  nachgewiesen 
werden,  woraus  sich  dann  ein  bestimmter  Erfolg  auch  Air  die 
Wahlperiode  ergeben  würde.  Nun  ist  ii[)i'r  ein  Verhot  des  Ein- 
griffs eines  Budgets  über  den  Anfangsternun  des  nächsten  ordent- 
lichen Landtags  hinaus  auo^enscheinlich  nicht  statoirt,  also  auch 
das  Verbot  des  Uebergreifens  über  die  Creme  der  Wahlperiode 
nicht  erwiesen;  gans  im  Gegenlheil:  Der  §  112  hat  die  Ans» 
dehmmg  eines  Budgets  ^ber  die  Grenze  der  Landtagsperiode  mt' 
gelassen,  also  kann  ancli  die  Wahlperiode  Nichts  Anderes  in 
Anspruch  nehmen,  dn  sie  keine  grössere  Berücksichtigung  ver- 
langen kann,  als  die  ihr  aus  dem  Zusammenhange  mit  der  Land- 
tagsperiode  zufliessende« 

Wir  haben  genehen,  wie  Tsvgebttch  die  Bemihrnigmi  slnd^ 
das  behaoplete  Recht  einer  jeden  ^attodefersaarnftlnng  m  eiwidSist 
Warum  aHe  dtese  Bemühungen,  Uare  Sitze  durch  gewaltsame 
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Interpretation  zu  verindem?  Waren  wn  dciniber  etwa  noch  im 
Zweifel,  so  wünien  uns  die  Vei liandluugen  von  1054  aufklareo. 
Mmo  der  CumniissionsbenciU  iyiiciil  aus,  es  verstehe  sich  k^oß^r 
TOfl  selbst,  dtßs  eine  vorangehende  Standeversammliing 
toclr  Bewüligung  eines  Budgets  in  <lie  Wahlperiode  der  Ibigeot 
den  Ständeversammlung  hinein  dieser  ein  wesentliclies  und  »poli- 
tisch wichtiges«  Recht  solle  entziehen  dürfen.  In  der  15»' 
rathungf  nhw  wuidf*  ausffespmrhen  *  das  Volk  habe  riii  Vwi  hl 
auf  eine  vollkuiiirnenü  Veilielutig  uiid  m  eitu  i  \oilkoiiimeiien 
¥ertretttng  gehöre,  dass  die  Vertreter  aucii  lür  di(;  Zeit,  für 
Micke  sie  das  Volk  vertreten  sollen,  das  wichtage  Recht  der 
SCeaenmrwyiigiuig  habeo.  Oer  Haaptnerv  der  ständischeii 
W»iric9ai»keit  beruhe  der  Natur  der  Sache  und  der 
CSC  Ii  inhte  des  con s Ii lutioneUen  Lebens  nach  au  jt 

t  W4r  werden  uns  nicht  tauschen,  wenn  wir  in  der  politischen 
BudmituBg  des  SteuenrerwiUigungsrechts  den  Grund  des  Bestre- 
lMV  '#ndeii,  der  einzehien  StAndeversammlung  jenes  vermeintliche 
Rseli^iQ .  vindiciren.  Wir  dtirfen  annehmeil,  dass  die  angefahrten 

Aeusserungren  in  der  wtirtlembergischen  Kammer  der  Abffeordnelen 
nicht  in  der  livilidi  iiHDUT  noch  verbreiteten  (iruiiM-nngsaUäliunge- 
rongstheorie  wuizuhi  und  wir  werden  daiu;r  uuten  eine  andere 
ijdbsBong  unterstelieQ,  immerhin  aber  könnte  jenen  Aeusserun- 
giln  :A1ioh  ehie  andere  Deutung  gegeben  werden,  und  darum  ist 
ei',^Mlrig,  jener  Theorie  entgegenzutreten. 
-ti>«'<Allei'4fings  iehit  die  Geschichte  des  constitutionellen  Lebens, 
dass  dui  SlcucrNfi-willinimcrsrechl  der  Stande  eine  AusuIiuiil!  zu- 
iMsst.  die  libpF  (Mocntlirhen  Zwet;k  dttj^es  Kuchtes  weit  hin- 
ausgeht und  nicht  weniger  bezweckt,  als  die  üegiemng  in  toU« 
ständigst  Abhängigkeit  von  der  i:»tündeverrsammlung  zu  versetzen. 
Die  ülglifhlieit  einer  solchen  Benützung  des  Steuerverwilligungs- 
fteelHif-^vid  des  Rechtes  der  Budgetpriifung  lie^rt  in  dem  damit 
verbundenen  Steuorverweigerunorsreclit .  das  zwar  in  seinem 
Zwecke  seine  besliiiimt«'  Srliciinkc  liat,  dti^ssen  formeller 
Grenzbehlunmung  aber  bedeutende ,  noch  nicht  überwundene 
ielmrisf^heiten  entgegenstehen.  Jeder  Einnahmeposten,  jeder 
AmiubeposteB  ist  in  einem  gegebenen  Augenblick  entweder 
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nolhwendi^  (oder  zweckmässig)  oder  nicht  iiotliwciidig,  deinzu« 
folge  die  exigirte  Steuer  entweder  nothwendig  oder  nicht  nolh- 
wendig;  das  Eine  schliesst  das  Andere  aus;  nur  das  Urtheil  hier- 
fri»er  kaim  Tenclueäen  sein.  Könnte  man  daher  davon  ausgelm^ 
dass  das  Urlheil  der  Stände  einfach  dieses  oligective  durch  den 
iminitlelbaTen  Gegenstand  besUnunte  miter  afien  Umständen  hleilM, 
so  wäre  das  ständische  bleue rverwilligungsrecht  nicht  nls  politi- 
sches Mittel  zu  benützen:  es  wurde  die  zuviel  geforderte  h>leuer 
auch  der  beliebtesten  iiegierung  verweigert,  die  im  rechten  Maasse 
geforderte  Steuer  auch  der  gebasstesten  Regierung  verwiUigi 
werden;  weder  zur  Einwirkung  auf  die  poülische  Richtung  der 
Regierung  Uberhaupt  noch  zur  Erzwingung  einer  beslimminn.:e||b 
zebien  Handlung  oder  Unterlassung  der  Regierung,  die  nidit  <tte 
Steuerverwenduüg  unmittelbar  betraie,  könnte  das  SteuerverwiiU- 
gungsrecht  dienen.  Ein  solches  objectives  Urtheil  und  somit  der 
Verzicht  auf  jede  politische  Benützung  des  SteuerverwiUigungs- 
rechts  ist  die  Pflicht  der  Stände.  Mindestens  nach  württembergi«- 
scher  Verfassung  kann  es  niclit  dem  leisesten  Zweifel  ttnlerliege% 
dass  die  Pflicht  dor  Stände  dahin  geht.  IKe  Verfassungsuriomb 
(i^  124)  legt  den  Ständeniilgliedern  aul ,  gewissenhaft  zu  prüfen, 
weK'he  Steuern  nothwendig  seien  und  die  tur  nothwendig  erkann- 
ten zu  verwüligen;  ein  hitändemitglied  würde  seine  Pflicht  ver- 
letzen,  wenn  es,  sei  es  aus  welchem  Grunde  es  woUe,  also  auch 
um  das  Gewicht  der  Stände  zu  erhöhen  oder  zu  erhalten ,  die 
Steuer  nicht  genau  so  verwüligte,  wie  ihn  diess  die  objective, 
weder  nach  rechts  noch  nach  Imks  sehende,  Erwägung  der  Noth- 
wendigkeit  der  Steuer  gebietet. 

§  llHder  Verfassungsurkunde  sagt  wörtlich:  »Die  VerwilU- 
gang  der  Steuern  darf  nicht  an  Bedingungen  geknüpft  werden, 
welche  die  Verwendung  dieser  Steuern  nicht  unmittelbar  betieüen. 
fiiemit  ist  deutlich  genug  gesagt,  dass  das  Steuerverwilligungs«- 
recht  nie  zur  Erreichung  heterogener,  der  Sieuenrerwendung  mcht 
unmittelbar  betreffender  Zwecke  benützt  werden  soll 

Der  Zweck  des  Steuei*verwilligungsiechls  im  Sinne  unserer 
Verfassungsurkunde  ist  nachweisbar  der,  »die  Bedürfnisse  des  Staats 
mit  den  Kräften  der  Unterthanen  in  Einklang  zu  setzen  ond  dem 
Volk  durch  die  Ueberzengmig  von  der  zweckmäsaigm  Venw» 
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duug  seiner  Kräfte  Beruhigung  für  die  Upter  zu  geben,  die  es 
dem  Staate  darzubringen  hat.«  Will  man  aus  den  Motiven  des 
Steaerverwilligungsrechts  das  behauptete  Recht  einer  Ständefer- 
s<ü»mteng,  die  Stenern  für  Ihre  Wahlperiode  ansschtiesslicli  zu 

»et willigen,  erweisen :  so  mnss  man  zeigen,  dass  der  obige  Zweck 
nur  unter  der  Vtu  riiissetzung  des  behaupteten  Rechtes  erreicht 
werdt^n  kann.  Dieser  Aaeliwcis  wird  nicht  zu  erbnngeii  »ein. 
Dass  gerade  diese  oder  jene  Ständeversammlung  an  sich  geeigneter 
gel  itds  eine  andere,  die  Steuern  zu  verwilligen,  davon  gehl  die 
Verihssniig  natttrüch  nicht  ans.  Sie  geht  davon  aas,  dass  eine 
SIAndeversammlung  in  ihrer  durch  eine  Abgeordnetenwahl  bestimm- 
ten Zusamrnensetzuncf  sechs  Jahre  lang  im  Stand  sei.  alle  die 
AiiriJiiillL'ii,  welche  di'ii  St;iii<leii  zukuiiinien,  /u  erluUcn,  abu  auch 
4ie' Aufgabe,  die  Bedüriuiäse  des  Staats  mit  den  Kräften  der  Unter- 
thalwn  in  Einklang  zu  setzen  and  die  ZwecIunässiglKeit  der  Steuer- 
y^vMadilng  zu  beurtheilen.  Nur  davon  kann  es  sich  handeln, 
^  flÜHiie^  Slflndeversammlung  diese  Aufgabe  heute  schon  auch  für 
Äe^Rukunft  erfüllen  kenne.  Diese  Frage  hat  sich  die  Verfassuiiirs- 
l  ikiHKJe  voi'oi'lcot  und  hrantwtMtet:  sie  hat  erklärt,  dat>s  der 
Zweck,  weichen  sie  mit  dem  öteuerverwilligungsrccht  verbinde, 
mreicht  werden  könne  durch  die  YerwilÜgung  auf  drei  Jahre 
hiiij  ja  sie  ist  sogar  davon  ausgegangen,  wenn  Regierung  und 
SliMeipersammlung  der  übereuistimmenden  Ansicht  seien,  dass  der 
Zi^^dl  auch  durch  eine  Verwilligung  auf  eine  längere  Periode  sich 
erf eichen  lasse,  so  ^ei  aueh  an  dci  Eui  ii  hharkeit  nicht  zu  zweifeln, 
^"  Indessen  wird  die  Forderung  de»  ijezeiciinelen  objectiven 
Urtheils  allezeit  mehr  oder  weniger  unerfüllt  bleiben,  selbst  da 
wo  am  emstlichen  Willen  der  einzelnen  StändemitgUeder  zurEr- 
IMtnig  ihrer  Pflichten  entfernt  nicht  gezweifelt  werden  kann.  Geht 
maii  von  diesem  Erfahnmgssatze  und  von  der  durch  ihn  erklärten 
Thatsache  aus ,  dass  das  Ansehen  einer  Standeversammlung  in 
der  Tfiat  in  gewissem  Zuftammeiiluiiige  .sieht  mit  (Irr  StcuLT:summe, 
die  die  blande  zu  verwiUigen  haben:  dann  inaü  man  auch  der 
Ansicht  sein,  es  sei  im  Interesse  des  Yolkswohls,  einer  jeden 
Stflndeversammlung  durch  ausschliessliche  Ueberlassung  der  Steuer* 
vemHUigtmg  ibr  ihre  ganze  Wahlperiode  den  gleichen  Grad  von 
G^cht  zu  lyewahren. 

Z«iUctir.  t  6taatsw.  im.  IL  Heft.  22 
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Diese  isl  wohl  auch  gemeint  gewesen,  wenn  Im  Jahr  1854 
das  behauptete  Recht  als  ein  politisch  wichtiges  etc.  bezeichnet 
WQfde. 

Jener  Thatsache  wegen  wird  sich  auch  jede  Ständeversannn- 
lung  durch  die  Entziehung*  dei  Veranlassung"  zur  Ausübung  des 
SteuerverwUliguagsrechts  verletzt  halten,  und  selbst  die  vollständige 
üeherxeiigung  Yon  der  formellen  Unbegründetheit  des  vindieirten 
Rechtes  wird  nicht  im  Stande  sein,  von  einer  durch  die  Steuer- 
verwiUlgung  einer  frühem  Versammlung  in  der  Ausübung  dieses 
Rechts  beschrankten  Versammlung  die  Empfindung  erlittener  mate- 
rieller Verletzung  ferne  zu  halten. 

£s  mag  daher  im  einzelnen  Falle  eine  Forderung  der  Politik 
sein,  durch  Auflösung  der  Standeversammhuig  oder  Abkürzung 
des  Budgets  einer  kommenden  Versammlung  die  Verwittigung 
der  Steuern  für  den  ganzen  Umfang  ihrer  Wahlperiode  zu  erhal- 
ten ;  auch  die  Ordnung  der  ständischen  Thötigkeit  im  Allgemeinen 
mag  die  Erhaltung  der  Uebereinsürinnurig  zwischen  Etats-,  Land- 
tags- und  Wahlperioden  wünschenswerth  machen:. jeder  Anspruch 
einer  Stfindeversammlung  aber^  für  ihre  ganze  Wahlperiode  die 
Steuer  ausschliesslich  zu  verwilligen,  jede  Weigerung,  eine  von 
ein^  früheren  Stftndeversammlung  verwilligte  Steuer  gerade  darum 
als  rechtlich  verwUligt  anzuerkennen,  jede  auf  das  Recht  der 
nächsten  Ständeversammlung  gebaute  Weigerung  einer  Versamm- 
lung, ein  ihr  vorgelegtes  die  nächsten  drei  Etatsjahre  betrelTendes 
Budget  zu  berathen  —  müsste  als  rechtlich  durchaus  unbegründet 
mrOckgewiesen  worden* 
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Einige  Betraclitujigen  ill)er  Maasse  und  Gewichte, 
sowie  Uber  die  Uebelstfinde,  welehe  mit  einer  Ab- 
änderung derselben  verknüpft  sind.  ^) 


Von  £dauii4  Segaiti. 


^  i:p»B8  es  sehr  schwierig  ist,  auf  dem  Wege  der  Gesetzgebung 
den  ansschliesslicfaen  Gebranch  neuer  Haasse  nnd  Gewichte  statt 

der  bisher  iiblidien  durchzusetzen,  ist  eine  nicht  in  Abrede  zu 
stellende  Thatsaihe.  Napoleon  L  nennt  unter  den  Ursachen, 
welche  in  Frankreich  die  durch  den  18.  Fructidor  mit  knapper 
Noth  erledigte  Krisis  verursachten,  ausdrilckUch  die  rack- 
sicfatslose  Einführung  des  metrischen  Systems. 
Bis  auf  den  heutigen  Tag  sott  es  nicht  ToUstfindig  gelungen  sein, 
die  alten  Rechnungseinheiten  zu  verbannen;  ja  man  behauptet, 
dass  in  Marseille  sogar  die  phukäi sehen  Maasse  noch  nicht 
gänzlich  aus  dem  Verkehr  verschwunden  seien.   Es  liegt  hierin 

■■■{■■'■M'.  »  »-  

I)  ladem  wir  dieie  Abhandlung  hier  sun  Abdruck  bringen,  unter- 
ffldlm  wir  einen  und  denieiben  Gegenstand  einer  doppelten  Beleuchtung 
in  demselben  Hefte.  Bei  der  augenblieUt^  praktisdien  Bedeutung  dee 
Themas  |st  eine  besondere  fiechtfertigimg  hierOber  wohl  kanm  nothwendig. 

Anm.  der  Red. 

ttn  sehe;  Mdmoires  poar  ser?lr  k  rhiitoire  de  Fftnce  ievs  in 
rtgne  de  NnpoMen«,  dorits  A  St  fldltee  sons  sn  dicide  per  kf  gdadmoK 
1^  oal  ptrlegd  m  oaptiiitd.  Tone  IL  page  M. 

22* 


Digitized  by  Google 


3iO  Einige  Belrachtaiigeii 


gewiss  eine  dringende  AutTorderung  für  eine  jede  Kegiening, 
welche  mit  einer  derartigen  Neuerung  umgeht,  die  davon  zu 
erwartenden  Yortheüe  gegen  den  Preis,  um  welchen  sie  erkauft 
werden  sollen,  xuvor  genau  abzuwigen.  Auf  der  andern  Seite 
hat  mir  geschienen,  dass  man  die  unzweifelhaft  vorhandenen 
Schwierigkeiten  liaufig  in  Dingen  sucht,  welchen  ich  nur  eine 
untergeordnete  Bedeutung  beizulegen  vermag,  und  dass  man 
aus  diesem  Grunde  mitunter  überflüssige  Bedenken  gegen  diesen 
oder  jenen  Vorschlag  erhebt 

Fragen  wir  nach  den  Uebelst&nden ,  welche  für  eine  längere 
oder  kürzere ,  jedenfalls  vorabergehende  Periode  dem  verkehren- 
den Publikum  aus  einer  solchen  Manssrctrei  erwachsen,  und 
seine  Abneigung  dagegen  erzeugen,  so  sind  diess  hauptsuciilich  : 
Die  Unbequemlichkeit  mit  den  ungewohnten  Maass-  und  Gewichts- 
'  einhälen  zu  rechnen  und  die  dadurch  eine  Zeitlang  veranlasste 
Erschwerung  des  Verkehres;  femer  die  mit  der  Anschaffung  der 
neuen  materiellen  Haasse  und  Gewichte  verknapflen  Kosten; 
drittens  die  Verluste,  welche  bei  der  nöthig  gewordenen  neuen 
Preisregulinuig  der  eine  oder  der  andere  Theil  zu  tragen  hat, 
indem  das  frühere  Verhältniss  zwischen  dem  Preis  und  der  dafür 
Unzugehenden  Waare  nicht  mehr  genau  eingehalten  werden  kann^ 
ohne  auf  Bruchtheile  zu  kommen  für  welche  keine  entsprechenden 
Münzen  voihaniden  sind.  Weniger  allgemein  fühlbar,  aber  doch 
für  Manchen  sehr  störend  ist  endlich  der  Urnstand,  dass  die 
Zahlenausdrücke  für  viele  Grössen,  welche  in  der  Technik  ver- 
scluedencr  Berufszweige  eine  wichtige  Rolle  spielen  und.  welche 
daher  zur  Ersparung  der  Rechnung  in  jedem  einzehien  Falle, 
ein  für  allemal  berechnet  und  in  Tabellenform  zusammengestellt 
worden  sind,  wesentlich  von  der  gewühlten  Emheit  abhängen, 
so  dass  diese  Tabellen  durch  eine  Aendemng  m  dem  zu  Grunde 
liegenden  Maass-  und  Gewichtssystera  unbrauchi);ii  \v  erden. 

Der  zuerst  erwähnte  Uebeistand  wird  jedem  Gebildeten  und 
namentlich  in  den  gewöhnlichen  Rechnungsoperationen  einiger- 
maassen  Geübten  für  seine  Person  als  ein  ziemlich  unerheblicher 
erscheinen;  wir  sehen  aber,  dass  es  dem  gemeinen  Mann  äus- 
serst schwer  AUit,  mit  neuen  Maassen  und  Gewkshten  umgehen 
und  rechnen  zu  lernen,  dass  im  günstigsten  Falle  erst  mit  de» 
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Heraawacbsen  einer  nenaii  Generation  die  SckwierigkMl  fOQig 
Itberwunden  ist  Dieser  Punkt  ist  wichtig  gWMig,  nm  eine  giosie 
Sehen  vor  der^chen  Neuerungen  si  rechtfertigen ;  ja  ich  glatdM 

dass,  welches  auch  die  Vorzüge  des  neu  einzuführenden  Sy- 
stemes  an  sich  betrachtet  sein  mögen,  dieselben  kaum  jemals 
genügen  kunnen,  eine  Abänderung  des  seit  langer  Zeit  Be- 
siehenden und  daher  Gewohnten  räthlich  erseheinen  zu  lassen^ 
wenn  sich  dazu  nicht  noch  der  Yortheil  gesellt,  das«  tür  eia 
grosseres  In  lebhaftem  gegenseitigen  YerlGehr  stehendes  Gebiel 
Gleichmässigkeit  der  Maasse  und  Gewichte  erzielt  wird. 

Dass  das  Bedürfniss  nach  einer  solchen  Gleichförmigkeit 
bei  fortschreitender  Entwickiuag  eines  Volkes  in  industrieller  und 
commercieller  Beziehung  immer  stärker  hervortritt ,  bedarf  keines 
Beweises;  ebensowenig  kann  bezweifelt  werden,  dass  dieser 
Zeitpunkt,  für  Deutschland  bereits  gekommen  Ist,  und  die  Nach" 
theile,  welche  aus  der  bunten  MannigfiEiltigkeit  der  hier  noehr 
neben  einander  bestehenden  Maass  -  und  Gewich tssysleiue  für 
den  Verkehr  unter  seinen  einzelnen  Theilen  erwachsen,  allgemein 
gefühlt  werden.    Wenn  auch  eine  ganz  Deutschland  umfassende 
Vereinbarung  in  dieser  Beziehung,  wie  bekannt,  bisher  nicht  er- 
zielt worden  ist,  so  suid  doch  von  verschiedenen  Seiten  her 
Versuche  zu  dner  gegenseitigen  Annilherung  gemacht  worden^ 
Das  sogenannte  Zollgewicht,  welches  sich  überdiess  dadurch 
empfiehlt,  dass  es  sich  an  das  auch  ausserhalb  Frankreichs  viel^' 
fach  verbreitete  metrische  System  gut  anschliesst,  ist  gegen- 
wärtig in  dem  grössten  Theile  des  ZoUverehis-Gebietes  eingeltthrty 
nachdem  dasselbe  merkwOrdiger  Weise  in  Preussen  nodi  Mngeref 
Zät  von  dem  gewöhnlichen  Verkehr  gesetzlich  ausgeschlossen 
ward.   Wenn  whr  im  Interesse  des  materiellen  sowohl  als  des 
geistigen  Verkehrs  unter  den  einzelnen  deutschen  Ländern  der- 
gleichen Versuche  als  eine  vorläufige  Anbahnung  des  erwünschten 
Zieles  nicht  anders  als  freudig  begrüssen  können,  so  entsteht 
freilich  auf  der  andern  Seite  die  Frage,  ob  eine  sokshe,  die 
unangenehme  Üdiergangsperiode  nothwendig  veriflngemde  An- 
nfthemng  zweckmftssig  sei,  wenn  man  einmal  die  Nothwendig- 
kcit  erkannt  hat,  an  dem  Bestehenden  zu  rütteln  —  ob  wir 
dem  Patieaten  j:)chmerzen  ersparen,  indem  wir  das  kranke  Glied 
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stückweise  amputiren ,  anstatt  einen  herzhaften  Schnitt  zu  wagen, 
oHl  dam  «Ue  Sache  auf  ekiaial  abgethan  wäre. 

Vor  etwa  Ii  Jakran  tanefate  im  Königreich  Sachsen  das 
spHer,  wie  es  idieini,  wieder  hSi&i  gelassene  Projecl  einer 
durchgreifenden  neuen  Maass-  und  GewichtsreguUnmg  auf,  wobei 
man,  soweit  es  die  sonst  für  nölhig  gehaltenen  Kücksichten  ge- 
statteten, den  Anschluss  an  das  metrische  System  in's  Auge 
fHSte.  Es  sollte  nämlich  der  neue  sachsische  Fuss  0,3  Meter, 
dar  sftchsisciie  Acker  als  Feldmaass  0,54  Hektare,  die  Kanne 
dem  Uter  nnd  der  Scheffel  dem  Hektoliler  gleich  gemacht  wer* 
den,  wtthrend  man  das  Zoflpfund  i  Kilogramm  zur  Gewichts* 
einheit  wählte. 

Man  hat  in  solchen  Fällen  meistentheils  getrlaubt,  auf  eine 
um  so  willigere  Aul  nähme  der  Neuerung  von  Seiten  des  Publi- 
kmns  reebnen  za  können,  je  weniger  die  neuen  Maasseinheiten 
von  den  bisherigen  abweichen,  md  ihr  eine  solche  (emer 
dadnrdi  «i  verschaffen,  dass  man  den  neuen  Bmhelten  die 
Namen  der  alten  liess. 

Es  liegt  auf  der  Hand ,  dass  bei  Festhqltung  dieses  Gesichts- 
punktes der  Versuch  einer  Vereinbarung  zwischen  zwei  Ländern, 
welche  bisher  beträchtUch  verschiedne  Maasse  hatten,  in  der 
Mahnahl  der  FftUe  scheitern  muss;  wir  können  daher  obige 
Bflcksichten ,  wenn  es  sich  herausstellen  sollte,  dass  sie  ohne 
weseniHchen  Nachihefl  für  das  Publikum  hintangesetzt  werden  ' 
kuniien,  nicht  als  eine  unschädliche  Schonung  von  (Miiinal 
bestehenden  Volks- Vorurtheilen  gelten  Itissen.  Die  an^enblick- 
liche  Wirkung  wird  ohne  Zweifei  von  der  bezeichneten  Art  sein 
d^  h.  der  ernte  Eindruck  des  Ungewohnten  wird  gennkiert,  wenn 
die  Aendemng  nur  ebe  kleme  ist;  sie  bleibt  auch  für  die  Zu- 
kunft unAddbar,  wenn  sie  nicht  grösser  ist,  als  die  schon  bisher 
vorkommenden  Ungleichheiten  gleichnamiger  Maasse  und  Ge- 
wichte; in  diesem  Falle  handelt  es  sich  eigentlich  nicht  um  die 
Einführung  einer  Neuerung,  sondern  nur  um  eine  genauere  Nor- 
nirung  des  Bestehenden.  Sobald  jedoch  der  Unterschied  zwi- 
schen dem  neuen  und  allen  Maase  emmal  diejenige  Grösse 
llherslrigt,  wehte  man  ui  Handel  und  Wandel  lu  vemachlis- 
•igen  piegt,  ist  es  ganz  gleichgültig,  ob  er  gross  oder  klein 
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«ei;  eine  Reductionsrechnung  ist  dann  nicht  zu  umgehen,  wenn 

der  Kaufmann  seine  Preise  dem  neuen  Maasse  anpassen,  wenn 
sich  der  Kaufer  überzeugen  will,  ob  der  geforderte  Preis  dem 
veränderten  Maasse  auch  angemessen  sei.  Diese  Rechnung  wird 
durch  die  Kleinheit  des  Unterschiedes  in  keiner  Weise  mehr  ver- 
ursacht, hn  Gegenlheil  wird  sie  bei  einem  beträchtlichen  Unter-' 
schiede,  aber  einfachem  Verhältnisse  zwischen  dem  alten  und 
neuen  Maasse  oder  Govichte  eine  viel  leichtere  sein,  als  bei 
einer  geringeren  DilTerenz,  welche  die  einfachsten  Verhältnisse, 
wie  das  von  1  zu  2 ,  von  2  zu  3  u.  s.  w.  nolhwendig  aus- 
schliesst.  In  diesem  Sinne  kann  man,  so  paradox  es  auch 
klingen  mag,  behaupten,  dass  kleine  Unterschiede  stö- 
render wirken,  als  grosse.  So  würde  z.  B.  die  Ver- 
tauschung des  Zollpfundes  mit  dem  genau  doppelt  so  grossen 
Kilogramm  eine  so  leichte  Reduction  erfordern ,  dass  sich  der 
ungeübteste  Rechner  in  wenigen  Tagen  mit  der  neuen  Gewichts- 
einheit vertraut  machen  könnte.  Das  Kilogramm  von  einer  ge- 
wissen Waare  kostet  noch  einmal  so  viel  als  das  Zollpfund; 
damit  ist  die  Rechnung  des  Käufers  sowohl  als  des  Verkäufers 
abgemacht,  und  keiner  von  Beiden  erleidet  eine  Einbusse.  Die 
Differenzen  zwischen  den  unter  dem  Namen  »Pfund«  in  Deutsch- 
land gebräuchlichen  Gewichtseinheiten  sind  meist  ziemlich  unbe- 
deutend,  und  keine  derselben  weicht,  so  viel  mir  bekannt,  um 
den  fünften  Theil  eines  preussischen  Pfundes  von  diesem  ab; 
die  Reduction  des  einen  Pfundes  auf  das  andere  ist  aber  durch- 
gängig eine  viel  complicirtere  als  die  obige,  wir  mögen  das 
betreffende  Verhältniss  durch  einen  gewöhnlichen  oder  durch  einen 
Decimalbruch  ausdrücken. 

Ueberhaupt  ist  in  Bezug  anf  die  vorliegende  Frage  ein  we- 
sentlicher Unterschied  zwischen  Maassen  (Gewichten)  als  Rech- 
nungseinheiten, und  den  materiellen  Maassen  zu  machen,  welche 
zur  wirklichen  Abmessung  (Abwägung)  dienen.  Auch  die  Er- 
steren  müssen  eine  den  verschiedenen  Arten  des  Verkehrs  ange- 
messene Grösse  haben ,  wenn  ihr  Gebrauch  durch»  Herbeiführung 
allzugrosser  Zahlen  oder  allzu  kleiner  Bnichlheile  nicht  unbequem 
werden  soll.  Der  Grosshändler  wird  aus  diesem  Gnmde  nicht 
nach  Lothen  rechnen;  für  den  Arzt  würde  es  sehr  störend  sein, 


fällige  Betrachlungen 

wenn  er  auf  seinen  Recepten  die  Gewichtsmengren  der  einzelnen 
Beslandlheiie  eines  Medicamentes  in  Bruchtheileii  eines  Cenlners 
HUfidrücken  sollte.  Die  uns  in  dieser  Hinsicht  gezogenen  Gren- 
leD  sind  aber  ziemlich  weite,  und  innerhalb  derselben  komml 
auf  die  absolute  Grösse  der  gewühlten  Einheit  sehr  wenig  an.- 
In  den  fhinsösischen  System  sind  sowohl  fttr  10,  100,  1000 
Gramm  j  als  auch  für  die  Bruchtheile  j\ ,  y^^,  derselben, 
verschiedene  Bezeichnungen  vurhaiidea;  man  kommt  Jedoch  in 
allen  denkbaren  Fällen  mit  den  beiden  Einheiten  des  Grammes 
und  des  Küogrammes  ganz  gut  und  ohne  irgend  eine  Unbequem- 
lichkeit aus,  was  hier  allerdings  durch  die  so  zweckmässige, 
streng  darchgefilhrte  Eintheflung  nach  dem  Deeimalsystem  mög- 
lich wird. 

Die  Grösse  der  materiellen  Maassc  und  Gewichte  dagegen 
ist  in  viel  engere  Grenzen  eingeschlossen ,  welche  nicht  über- 
schritten werden  dürfen,  wenn  die  Handhabung  nicht  erheblich 
erschwert  werden  soll  IHe  Erfahrung  lehrt  indessen,  dass  man 
sich  hierin  auch  bei  sehr  Tmchiedenen  Grundeinheiten  zu  keUen 
weiss,  nnd  es  ist  gewiss  ein  Irrthum,  wenn  man  voraussetzt, 
dass  die  Verschiedenheiten  der  thatsächlich  bestehenden,  meist 
rein  zutaiiig  entstandenen  Maass-  und  Gewichtssysteme  in  wesent- 
lich abweichenden  Verhältnissen  und  Bedürfnissen  der  einzelnen 
Länder  und  Völker  ihren  Grund  haben.  Die  durchschnittliche 
Körperiange  ist  in  England  bedeutender  als  in  Frankreich  und  die 
Pariser  sind  stehe  auf  ihre  kleinen  Fasse;  demungeachtet  war 
der  alte  Pariser  Fuss  merklich  grösser  als  der  englische  und 
überhaupt  eine  der  grössten  unter  den  gleichnamigen  Längen- 
dnheiten.  Uebrigens  hat  keine  dieser  Einheiten  diejenige  Lange, 
welche  sich  in  der  Praxis  zur  Abmessung  von  Schnittwaaren  u.  s.  w« 
.  ab  die  geeignetste  herausgestellt  hat;  man  bedient  sich  dazu 
durchgängig  eines  grösseren  Maasses  unter  dem  Namen  EDe, 
Yard  u.  s.  w.  Die  ROcfcsicht  auf  em  möglieh  einfachstes  Ver* 
hallniss  zwis<  Iren  lelzterem  und  dem  Fussmaasse  liat  man  dabei 
häufier  hintangesetzt:  obgleich  hierin  gewiss  ein  Vortheil  liegt, 
welcher  z.  B.  in  England  dadurch  erreicht  ist,  dass  der  Yard 
genau  3  Fuss  hält.  Der  Meter  scheint  jenem  praktischen  BedttrP- 
nisse  so  ziemlidi  zu  entsprechen,  indem  er  wenig  grösser  Isl 
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al0  der  ^g^clw  Yurd;  detoiuiifeachtet  hal  MUk  fBeonMqiieiitflr 
Weise  noch  eine  neue  Aime  zvl  1,2  Meter  eingeführt  Zur  A\h 
msrang  des  Getreides  iiedienl  man  sich  der  leichten  Hand- 
habung wegen  in  der  Regel  eines  Hohlmaasses,  welches  kleiner 
ist  als  die  hierdn  angenommene  Rechnungseinheit ;  es  ist  diess 
in  Preussen  das  hallte,  im  Königreich  Sachsen  —  mit  seinem 
beinahe  doppelt  so  grossen  Scheffel  —  das  Yiertei-Scfaeffel- 
Maass.  Nal»zu  dieselbe  Grösse  scheUit  man  sdion  im  Alterthum 
am  bequemsten  gefanden  zu  haben ;  die  Trimodia  mag  ohngelihr 
74  Berliner  Metzen  gefasst  haben.  Frankreich  hat  trotz  der 
notorischen  und  vielfach  beklagten  Zerstückelung  seines  Grund 
und  Bodens  ein  sehr  grosses  Ackermaass,  den  Hektare,  welcher 
beinahe  2^  der  in  dem  Lande  des  grossen  Grundbesitaes  abUchea 
englischen  Acre  betrSgt;  in  Biec^nburg^  wo  ganze  Quadrat- 
metten  umfassende  Güter  vorkommen,  rechnet  man  häufig  nach 
Quadratrathen.  tn  dem  ungeheuren  russischen  Reiche  ist  das 
kleinste  Meileninaass  eingelührt.  Diese  Beispiele  werden  genügenj 
um  darzuUiun ,  dass  die  verschiedenen  landesüblichen  Maasse 
und  Gewichte,  wie  gesagt,  lediglich  dem  Zufall  ihre  Entstehung 
verdanken,  und  dass,  wenn  man  sich  einmal  zu  einer  Abände? 
rung  entschliesst,  auf  die  absolute  Grösse  der  an  ihre  Stelle 
tretenden  Einheiten  soviel  nicht  ankommt 

In  der  Wissenschaft  sowie  im  praktischen  Leben  ist  schon 
manche  Verwirrung  daraus  entstandf  ii.  dass  man  einen  neuen 
^  Begriff,  eine  neue  Sache  mit  einem  uiten  I^amen  bezeichnete, 
welcher  sich  bereits  in  einem  ganz  andern  Sinne  eingebürgert 
hatte.  Werden  neue  Maasse  und  Gewichte  unter  alten  bekannten 
Namen  eingeführt,  so  trügt  diess  sicherlich  nicht  wenig  dazu 
bd,  das  grössere  FuhKkum  im  ersten  Augenblick  günstiger  für 
die  Neuerung  zu  stimmen ,  und  erscheint  insofern  als  eine  em- 
pfehlenswerlhe  Rücksickt :  aui  der  andern  Seite  entslchea  aber 
auch  langdauernde  Uebeistände  daraus,  welchen  man  bisher 
nicht  die  gehörige  Beachtung  geschenkt  zu  haben  scheint.  Zu- 
vörderst ist  es  von  Wichtigkmt,  den  gemeinen  Hann  in  recht 
eindringUcher  Weise  darauf  aufmerksam  zu  machen,  dass  eine 
Veränderung  in  denMaassen  —  zu  denen  im  weiteren  Sinne  natür- 
lich auch  die  Gewichte  gehören  ^  eingetreten  i£»t,  damit  er  auf 
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seiner  Hut  fei,  um  nicht  übervorteilt  zu  werden,  und  es  liegt 
g-ewissermaassen  eine  Erschleichuni»'  seiner  Einwillig-ting  darin, 
wenn  man  sich  jenes  Mittels  bedient .  um  seine  Abneigung  gegen 
alles  Neue ,  Fremde  zu  übenvinden.  Zweitens  tritt  nach  £ia*^ 
Albrang  der  nem  Maasse  immer  eine  Periode  ein,  wo  neben 
denselben  die  alten  fortleben,  indem  sie  ans  dem  Privatvericefar 
|A>te  der  strengsten  gesetzlichen  Maassregeln  nioht  sofort  gftns-' 
Hch  zu  verbaunen  sind.  Ein  solches  gleichzeitiges  Bestehen  von 
zweierlei  Maasscn  ist  aber  immer  mit  erheblichen  Nachtheilen 
verbunden,  welche  oben  die  Ursachen  waren,  dass  man  sich  in 
Preussen  endlich  entschlossen  hat,  das  Zollgewicht  auch  für  den 
gewöhnlichra  Verkehr  einzuführen.  Etwas  Aehnliches  zeijrt  ^b 
bei  den  Mftnzen;  die  Einthellnng  des  Thalers  in  BO  SObergrosohen,^ 
anstatt  der  früheren  in  24  Groschen ,  ist  gegenwärtig  in  Preussen 
beinahe  40  Jahre  alt;  man  sollte  daher  meinen,  die  sogenannte 
Uebergangsperiode  müsste  in  dieser  Beziehung  längst  überstanden 
sein;  nichts  destoweniger  ist  man  bis  auf  den  heutigen  Tag  nichts 
sicher,  ob  der  VerJKiiufer  bei  einer  in  Groschen  ausgedrttclMi 
Preisforderung  »Silbergroschen«  oder  aber  sogenannte  »gute 
Groschen«  meint ;  man  Iftsst  theils  absichtlich ,  theils  aus  Bequem-« 
lichkeit  diese  nähern  Bezeichnungen  hinweg;  der  Käufer  glaubt, 
oder  stellt  sich,  als  glaube  er,  dass  die  gesetzliche  Münzein- 
theilung  gemeint  sei ,  und  erst  wenn  es  zum  Zahlen  kommt,  zeigt 
sich  das  Missverstftndniss.  Die  Erfahrung  lehrt,  dass  alle  Ver- 
bote gegen  ein  solchen  Missbrauch  nichts  fruchten;  er  wQrde 
aber  niemals  vorgekommen  sein,  wenn  man  der  neuen  Mfinzeini«- 
heit  gleich  von  vornherein  einen  beliebigen  andern  Namen  ge- 
geben hätte. 

Als  einen  weiteren  Grund  der  Abneigung  des  Publikums 
gegen  jede  Neuerung  der  fraglichen  Art  haben  wir  im  Eingang 
unserer  Betrachtungen  die  von  einer  nothwendig  damit  verbun^ 
denen  neuen  Preisregulirung  gefttrchteten  Veriuste  bezeichnet 

Es  iV  iot  sich  hierbei:  Wer  wird  dieseiben  zu  tragen  haben,  der 
Kaufer  oder  der  Verkäufer.  Jedenfalls  ist  es  nur  der  Detail- 
handel, welches  in  fühlbarer  Weise  davon  berührt  wird,  weil 
hier  die  Münzeintheilung  nicht  mehr  ausreicht,  die  Unterschiede 
nwisehen  den  alten  und  neuen  Maassen  oder  Gewichten  voB^ 
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komraen   auszugleichen.    Man  scheint  meistentheils  vorauszu- 
selzen,  dass  sie  durch  die  Grenzen  der  Münztheilung  bedingte 
Abmndirag  der  Preise  unter  allen  ümstitaiden  lom  Nachtheil  des 
Käufers  ausfaUen  mfissen.  Allerdings  ist  es  sonAclist  der  Ver- 
kftufer»  welcher  den  Preis  festoetst;  er  hat  nelir  Zelt ,  sich  die 
Sache  vorher  rahig  zu  überlogeu  und  die  nöthigen  Hechnungen 
anzustellen;  auch  pflegt  sein  Interesse  bei  der  Preisregulirung 
einer  bestiinuiten  Waare  in  bedeutenderem  Grade  berührt  zu 
werden,  indem  er  mehr  von  dieser  Waare  verkauft,  als  dev 
einzehie  Consument  kauft  Auf  der  andern  Seite  erleidet  aber 
«udi  Letzterer  eine  enqf^dlidicl  EinbifiBse  ^  wenn  er  seine  slnMil^ 
Mdien  Bedfirfhisse  Aenrer  als  früher  «nzukaufen  genöthigt  wird, 
und  wird  sich  soviel  als  »loglich  davor  zu  hüten  suchen.  Die 
treie  Concurrenz  wird,  wo  sie  vorhanden,  wie  in  andern  ahn- 
lichen Fällen  so  auch  hier,  die  wohlthätige  Feige  haben,  dass 
ier  Kaufmann  mitunter  auch  einmal  zu  Guräten  des  Oonsnmenteii 
eine  Abnuidung  des  Preises  vornimmt^  wenn  der  genau  irereth*« 
nete  Preis  der  untern  der  durch  die  bestehende  Mflnztheilmig 
gesteckten  Grenzen  näher  kornint  als  der  oberen.    Wenn  sich 
der  Kauiinaiiii  strenor  an  die  Regfel  hallen  wollte,  jeden  ßrueh- 
theil,  welcher  weniger  als  die  Hälfte  der  kleinsten  überhaupt 
vorhandenen,  oder  nach  dem  herrschenden  Gebrauch  in  Anwen- 
dung kommenden  Münzeinheit  betrügt,  falien  zu  lassen,  dagegen 
}eden  Bruchtheil,  welcher  mehr  beträgt,  für  voll  zu  rechnen,  ae 
würden  sich  die  Erhöhungen  und  Erniedrigungen  der  Prdsei, 
sowie  die  dadurch  herbeigeführten  Gewinne  und  Verluste  nicht 
nur  im  Ganzen,  sondern  auch  für  jeden  Einzelnen  nahezu  aus- 
gleichen*  Ob  diese  Voraussetzung  in  der  Wirlüichkeit  zutreiTei^ 
«nd  wann  nicht,  welcher  Theil  den  Verlust  zu  tragen  haben 
wird,  büngt  meiner  Ansicht  nach  wesentlich  von  dem  Umstände 
ab,  ob  zu  derselben  Zeit  überhaupt  eine  Tendenz  der  Preise 
zum  Steigen  oder  zum  Sinken  vorhanden  ist.    Eine  solche  Ten- 
denz würde  vielleicht  unter  andern  Umstanden  ,  wenn  die  darauf 
hinwirkenden  Ursachen  entweder  nicht  stark  genug  oder  zu  bald 
vorübergehende  sind,  in  Folge  einer  gewissen  Zähigkeit  des 
Verkehrs  ohne  Wiricung  geblieben  sein;  wird  aber  durch  eine 
Abänderung  der'Maasse  und  Gewiehte  (dmehHi  eine  neue  Prsis* 
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v^fHÜmiig  üMigy  so  tritt  «ogleicli  <tte  volle  Wiriong  jomr  ür* 
Mehen  ein.  Bin  auf  eine  scbiefe  Bbeoe  gelegter  Kdrper  wirdy 
wenn  die  Neigung  derselben  ein  gewisses  Meass  nicM  ftberschreilel, 

durch  die  Reibung  am  Herabgleiten  gehindert:  sobald  wir  aber 
dem  Körper  einen  Stoss  in  horizontaler  Richtung  geben ,  folgt  er 
der  Neigung  seiner  Unterlage  —  in  ganz  ähnlicher  Weise  ver^ 
im  es  sich  mit  den  Preisen.  Es  ist  daher  die  Wahl  des  ZeU«« 
Punktes  9  zu  weldhem  die  nevea  Mansse  und  Gewiohte  ins  Leben 
treten,  iddit  ohne  Bedeutung.  Jedenfalls  geht  ans  den  vor* 
siehenden  Betrachtungen  hervor,  dass  es  auch  in  der  zu«^ 
letzt  bes[)rüchenen  Beziehung  ni(;ht  die  grossen, 
sondern  die  kleinen  (ßber  doch  nicht  ganz  unmerklichen) 
Unterschiede  sind,  welcheden  angedeutelen  Ueb  el«' 
stand  zur  Folge  haben.  ^ 

Es  wurde  weiter  oben  die  Ansieht  ausgesprochen,  dass  die 
Vorzüge  eines  (iciuden  Maass-  und  Gevvichtsystemes  an  sich 
nicht  ausreichcfinl  seien,  um  die  Opfer  zu  rechtfertigen,  welche 
bei  einer  jeden  Aenderung  hierin  djm  Publikum  unausbleiblich 
aufgebürdet  werden;  sind  aber  andere  durchschlagende  rrninde 
dazu  Yorhanden,  so  wnd  man  natürlich  das  möglich  VoUkom'- 
menste  wählen,  indem  diese  Opfer  dieselben  bleiben  wttrdev,' 
wenn  wir  uns  mit  dem  minder  Vollkommenen  begnügen  wollten j 
und  die  Rücksicht,  beträchtliche  Abänderungen  der  bisherigen 
Maasse  zu  vermeiden,  wie  ich  genügend  dargethan  zu  haben 
glaube,  mindestens  eine  überflüssige  ist.  Es  dürfte  daher  nicht 
unangemessen  sein,  noch  einige  Betrachtungen  über  die  innern 
Vorzüge  des  einen  Systems  vor  dem  andern  an  das 
Vorstehende  anzuknüpfen.  Dem  metrischen  System,  wel- 
ches seinen  Ursprung  in  Fr;iiikreich  hat,  aber  auch  von  mehreren 
Nariiliiuiiindem  adoplirt  worden  ist,  liegt  bekanntlich  die  Idee 
eines  sogenannten  ^aturmaasses  zu  Grunde ,  d.  h.  eines 
unverinderUchen  von  der  Natur  selbst  gegebenen  Maasses,  wel- 
ches bei  einem  etwaigen  Verlust  des  darnach  angefertigten  ouk 
tcvieUen  Normalmaasses  zu  jeder  Zeit  mit  voHkommner  Genauig- 
keit  wieder  hergestellt  werden  kann.  Um  in  diesem  Sinne 
zunächst  ein  zur  Ausmessung  von  Linien  bestimmtes  Naturmaass 
abzugeben,  sclieinen  vorzugsweise  geeignet:  die  als  unveränder- 
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Hch  anzusehenden  Dimennonen  unseres  Kr<ikdrpers,  und  die 
Länge  des  Secundenpend«ls.  Havptsächlich  aus  dem  tirunde) 
weil  man  die  Einmiscliung  eines  firemdartiges  Elemeiite^,  nftm- 
lieh  der  Zeit,  Termeiden  wollte^  hat  man  in  Fnmkrelch  das  Se* 
wn^nfBpendei  tet wet'feii  und  sieh  4at6Bt  entschieden,  einen  fe*- 
wissen  Tlit  il  von  der  Läng^e  des  Meiidians  als  Längeneinheit  zu 
wahku.  Diese  Eiaiieil  iuhrl,  wie  bekaitiil,  den  Namen  Meter, 
4Uid.^U  den  zeiinmillionsten  Tiieii  von  dem  Quadranten  des  Erd- 
mendiatts  betragen.  Die  in  neuerer  Zeit  aasgeüührteii  Messmigen 
haken  gelehrt,  dass  die  Annahme,  unsre  Erde  habe  eine' solehi» 
toetaH^y  wie  sie  aus  der  Umdrehnng  ehi^  EHipse  um  ihre  hbame 
Axe  hervorgehen  würde,  nur  annähernd  richtig  ist,  hikI  zvvai 
aucli  (ifinn  nicht  genau  ziiliilll.  \vt  im  wir  uns  alle  über  dem 
Meeresspiegel  hervorragenden  Erhellungen  des  festen  Landes 
hinwegrasirt  denken.  Es  folgt  hieraus,  dass  die  einsebien  Meri« 
idpiii»Miiah|  ganz  von  gteieher  Länge  sind;  die  Bestimmung  des 
Malm: hann  daher  nicht  auf  jeden  beliebigen,  sondern  nur  airf 
dalNjaq  '  diesem  Behnfe  wirklich  gemessenen  Meridian  bezoüren 
werden.  Aber  auch  unter  dieser  Beschrankunsr  vi  i  tiiiiidn  i  sidi 
die  üedeutuug  des  Meiers  als  Naturmaass  bei  näherer  Betrachtung 
ifk  erhebhchem  Grade ;  in  pralitiseher  Hinsicht  zeigt  sie  sich  so 
fü^m  mllf  wenn  wir  uns  den  m  mner  Meridianmessung  er- 
IMeriioiien  Apparat  an  hislrumenten,  Geld,  Zeit,  Wissenschaft^ 
Mielli^Capacititten  u.  s.  w.  yergegenwftriigen.  Zvor  Prüfung  der 
zum  wirklichen  Gebrauch  boMiiniiiti  ii  iiuitt  Hellen  Manssc  kann 
niemals  das  Naturmaass  s(  Ihsl,  suiideni  nur  ein  darnach  ange- 
fertigte«,  mit  der  gehörigen  Vorsicht  aufbewahrtes  Normalmaass 
dismm^'  su  einer  Vergleichung  des  letztem  mit  dem  erstem, 
oABf  'mA  andern  Worten,  su  ^iner  wiederholten  Meridianmessung 
entsehlimst:  man  sich  nicht  so  bakl ,  und  seihst  dann  würde  man 
schwerheh  genau  dasselbe  Resultat,  wie  das  erste  Mal  wieder 
erhalten,  l>ie  Mfsskiinsl  sclirt'iltl  irolz  ihrer  gt-gciiwaiiigen 
hohen  Ausbildung  noch  immer  vor,  wird  aber  voraussi(>litlich 
njteüpuds  dahin  gelangen,  dass  sie  ganz  fehlerfreie  und  daher  bei 
wied«holten  Messungen  vollkommen  übereinstimmende  Resultate 
Heteli  rin  der  Thai  hat  man  sich  bereits  überzeugt,  dass  jene 
Mes&ung,  worauf  die  Feststellung  des  Meters  basirt  ist,  and 
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büiuiL  auch  die  Lauge  des  letztern  einer  kleinen  Berichtigung  be- 
darf, wenn  das  angegebene  Verhällniss  zwischen  dem  Meter  und 
der  Länge  des  Meridianquadranten  in  aller  Strenge  festgehalten 
werden  soO^  nan  hal  aber  big  jeist  mchl  dann  gedacht,  die  da- 
mals angefertigten  Nonnalnuasae,  deren  Abweichung  v»  dem 
idealen  Meter  sich  inewisohen  auf  mäe  Tansende  von  Copien 
übertragen  haben  mag,  demgemäss  abzuändern. 

Ein  Pendeiversuch  ist  ohne  Zweifel  leichter  anzustellen,  als 
eine  Meridian  -  Gradmessung ;  doch  erfordert  erst^er^  wenn  er 
dem  angedeuteten  Zweck  entsprechen  soU,  immerhin  einen  bedetfr- 
lenden  Aufwand  von  experimenteDoi  Kunstgriffien  und  Cknrreotiens- 
Reehnungen,  welche  zum  Thal  auf  noch  keineswegs  voUkommen 
festehenden  Voraussetzungen  beruhen;  dahin  gehört  namestHfii 
der  Einfluss .  welchen  der  Widerstand  der  Luft  ausübt.  Auch 
wenn  wir  annehmen ,  dass  wir  durch  die  sinnreiche  Erfindung 
Kater 's  —  das  sogenannte  Re versionspende]  —  der  Reduction 
des  angewendeten  physischen  auf  ein  mattiematisches  Pendel  über- 
hoben seien,  so  bleibt  doch  noch  eine  grosse  Anzahl  mdeBor 
notwendiger  Rednctionen  übrig.  Bin  und  dasselbe  Pendel  voHen- 
del  bekanntlich  seine  Schwingungen  in  etwas  verschiedenen  Zeiten, 
je  nachdem  die  Schwingunn.sboiren  grösser  oder  kleiner  sind,  je 
nachdem  wir  unsere  Beobachtungen  in  einer  dem  Aequator  nübtsr 
liegenden  oder  von  ihm  entfernteren  Gegend  ^  in  der  Höhe  oder 
in  der  Tiefe  anstellen  u*  s.  w.  Den  ESmflnss  aller  dtesw  bis  jelst 
bekannten  stArenden  Ursachen  hat  man  erst  nach  und  nach  ge- 
hörig zu  würdigen  und  in  Rechnung  zu  bringen  gelernt.  Hienach 
lösst  sich,  wie  der  berühmte  Köniffsberger  Astronom  ^)  sehr  nttilig 
bemerkt,  leicht  ermessen,  weiche  Folgen  es  gehabt  haben  würde, 
wenn  der  Vorschlag  von  Huyghens,  die  Lttnge  des  einfachen 
£lecundenpendeis  als  Maasseinheit  zu  wihten,  damals  Ehigang  ge- 
fonden  und  enien  Staat  vmnIaMt  hMte^  eine  durchgreifende  Eevo- 
kition  seines  Maasswesens  darauf  zu  gründen.  Man  würde  swh 
bei  jedem  Fortschritte  in  diesem  Zweige  der  nialheniatischen 
JPhysik  zu  wiederholten  Veranderuagen  sämmUicber  Maasse  ge- 


1)  Betfei«  popnlin  TorleiinigvB  fib«v  wiueniebaftltehe  Gegenitiade. 
8«te  200». 
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iMkthigt  gesehen  haben,  wenn  man  anders  nicht  müde  geworden 
nvttre,  diesen  Fortschritten  der  Wissensokafl  in  der  Praxis  lu  feige«, 
4nd  fiMI  es  am  Bnde  nicbt  vorgezogen  hfitte,  die  ursprüngliclw 
Mae.mMer  faUen  cu  lassen.  Zn  allen  diesen  störenden  Einflüssen, 

*#w#elie  wir  gegenwftrliu  Livh  i  io  zu  würdigen  im  Stande  sind  oder 
im  Stainle  /II  s;ei!i  giaiilx  il  kdiiinit  aber  nouli  ein  Umstand,  welcher 
sich  jeder  Btitechiiung  zu  i^ntziehen  scheint,  d.  i.  die  ungleictie 
^Vertheilung  der  Massen  in  unserer  Erdrinde.  Sind  zufällig  unter 
4lMgifv3eoi)aebtangsort  Gesteinsmassen  angelKhift,  deren  Diditigiteit 
ilhlwmittlem  der  Erdrinde  tlbertriffk^  so  wird  die  Folge  davon  sein, 
4uis  ein  gegebenes  Pendel  hier  rascher  schwingt,  als  anderwftrts 
JUnter  übrigens  gleichen  Umstanden:  wir  werden  die  Läuffe  des 
Sef uruienpendtiis  Wwv  grosser  finden.  i)äs  (iegenthtii  UiU  ein, 
wenn  sich  unter  dem  Beobachtungsort  hohle  Räume  vorfinden, 
•jMl^  m  Zukunft  vielleicht  durch  eine  gesteigerte  Spannung,  ein- 
<|l|<»Mog;iener  Dümpfe  vergrössert,  oder  auch  dnrch  von  utiten 
t  4lfpwftlHiigende  Gebirgsmassen  wieder  ansgefüUt  werden,  so  dass 
niiht  <  eimnal  für  einen  und  denselben  Ort  die  Länge  des  Secunden- 
ptiudcls  als  eiius  absoiul  uHNciainli'rliclu^  (irossf»  gelten  kann. 
Jlierbei  wollen  wir,  um  nicht  pedantisch  zu  erscljeinen,  ganz  davon 
labsehen,  dass  wir  auch  der  unveränderlichen  Umdrehungsgeschwin- 
^4iglieür  der  Erde,  anf  welcher  unser«  Zieiteintheilnng  nnd  somit 
dm^i Dauer  einer  Secunde  beruht,  nicht  vollkommen  i^icher  sind; 
jiMMK-bal  im  Gegentbeil  behauptet,  dass  die  mit  der  Erschdnnng  der 
Ebbe  urul  Fluth  M  i  liuiidene  Rrilintin  h  den  Principien  der 
Mechanik  tiintj  alliiialige  Verlangsamuiig  jener  Unulrehuiigsbewe- 
unausbleiblichen  Folge  haben  müsset  ^'ine  Wirkung, 
miohe  &eiüch  erst  nach  Verlauf  von  Jahrtausenden  in  bemerk? 
tarier  ^Weise  hervortreten  konnte. 

'j*  n^Miidiche  und  noch  grössere  Schwierigkeiten  treten  uns  bei 

der  Wahl  jedes  andern  N  a  t  u  r  m  a  a  >  s  e  s  entgegen  :  wir  nuissen 
daher  diese  fd^e  mit  l]c£>sel  ulirrljaiipl  als  ciiic  iilu-(>rische, 
in  der  \>  irkiichkeit  nicht  zu  enreicheuUe  bc^^icliuen  und  dem- 
iftok  au%etoi. 

fr  AI«  ( 1)  >Mtai  -M» :  H«  1  m  h  0 1 1  s ,  Uebtt  die  Wedtselwirkimg  der  HaHnt^ 
loMfoi  ftc«  KOmigpberg  1854.  Seite  89* 
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Weitere  Eigenthümlirhkeiten  des  französischen  Systems  sind 
die  strenge  Durchtührung  der  Decimaltheilung  und 
die  organiscbe  Verbindung  der  einzelnen  Maasse 
unter  sich,  ohne  welehe  die  Geaammtheit  der  in  einem  Lande 
Ohlichen  Maasse  und  Gewichte  den  Namen  eines  Systems  eigentlich 
gar  nicht  verdient.  Was  die  ersltTc  betrifft,  so  gewährt  dieselbe 
entscbiedt'u  die  grössle  Bequemlichkeit  fiir  die  Reclimma  ;  dicss  gilt 
sowohl  von  den  einfachen  Operationen,  vtrelche  die  Buchführung 
in  kaufmännischen  und  ähnlichen  Geschäften,  sowie  bei  der  öfTent- 
fichen  Verwaltung,  jeden  Augenbliek  erfordert,  als  auch  von  allen 
Zahlen-Zusammenstellungen  zu  statistischen  und  andern  wissen- 
schaftlichen Zwecken.  Die  »Procente«  spielen  im  praktischen 
Le!i(  ri  \v\e  in  der  Wissenschaft  bekanntlich  eine  i^ehr  bedeutende 
RoUe ;  welche  unsägliche  Mühe  macht  es  aber,  z.  B.  eine  grossere 
Anzahl  Gewichtsangaben,  welche  vielleicht  in  Tonnen ,  Centnern, 
Steinen  und  Pfunden,  oder  m  Pfunden,  Unzen,  Drachmen,  Scrupel 
und  Gr&n  ausgedrückt  sind,  zur  bessern  Uebersicht  auf  Procente 
zu  rednciren,  und  wie  einfach  gestaltet  sich  eine  solche  Rechnung 
bei  den  französischen  Maasseii  und  Ge^vichten! 

Die  besondere  Leichtigkeit,  womit  sich  eine  Theilung  in 
zwei  (gleiche)  Hälften  bewerkstelligen  lässt,  wird  nicht  selten  für 
eine  Bintheihmg  nach  den  Potenzen  der  Zahl  2  d»  h.  in  2,  4,  8, 
16,  32  Theile  geltend  gemacht,  welche  auch  in  der  Praxis  mehr- 
lach  vorkommt,  namentlich  beim  Pfund  und  ScheffeL  Man  scheint 
hierbei  einmal  zu  vergessen,  dass  sich  das  verkehrende  Publikum 
seine  Maasse  und  Gewichte  nicht  selbst  anzufertigen  braucht; 
dem  Techniker,  weichem  dieses  Geschäft  obhegt,  gebricht  es  aber 
keineswegs  an  den  nOthigen  Hilfsmittebi,  um  jede  beliebige  Thei- 
lung mit  einem  nicht  sehr  verschiedenen  Aufwand  an  Zeit  und 
Mtthe  ausfitthren  zu  können.  Femw  dürfte  es  bei  der  kaum  zu 
tibersehenden  Manigfaltigkeit  der  Verkehrsverhältnisse  schwer  sein 
nachzuweisen,  dass  der  Fall,  wo  eine  Waare  in  eine  bestiuiuite 
Anzahl,  z.  B.  zwei  Theile  zu  theilen  ist,  häufiger  vorkomme,  als 
anderswo  eine  Theilung  in  3,  5  Theile  u.  s.  w.  erforderlich  wild. 
Es  scheint  in  dieser  Beziehung  Uberhaupt  keine  Zahl  vor  der  an- 
dern einen  Vorzug  zu  besitzen,  und  ich  wttssle  nwhl^  was  man 
insbesondere  zu  Gunsten  der  Zahl  2  und  fkm  Potenzen  g^laad 
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Hiicheii  könnte;  allerdings  ist  eine  Geseflschafl^  welche  in  chrisW 
liehen  Libideni  nor  aas  swd  Pemmen  bestehl,  veihraiteter  da 

fitätf  ihdere^;  eine  voflkommen  j^leiöhe  Theflong  der  Oüter  nid 

Genüsse  seheint  jedoch  nicht  zu  ihrem  (imndffesptz  zu  L^elmren. 
üpbrigfens  ist  ps  sehr  luicht.  \on  t-inctii  ulierhiiu[)l  Hieübaren 
Gegenstande  die  Hatlir  jtbzTiwriLn  ii  o(ier  abzumessen,  ohne  sich 
•in zu  irgend  eines  Gewichtes  oder  Maüsses  zn  bedienen;  diese 
Lekhti^eit  Scheint  aber  im  Gegensatz  nt  der  gewöhntidieil 
RMning  viefanehr  ein  Gnind  zn  sehi,*  ans  welchem  die  ZiU  H 
iflid  disrett.^otenzen  bei  den  Unterabtheilun^en  der  MaasseinheiM 
Weniger  Beriicksichtisiin^  erheischen,  als  andere  Zahlen,  welchen 
diese  Eigeiihchalt  abgeht. 

'  •  Hieven  abgesehen  ist  die  Wahl  dieser  Untorabtheilungen  in 
einten  andern  Beziehungen  nicht  gleichgiltig.  Zoförderst  ist  ein^ 
giftüsae  Gleichmassigkeit  fai  der  weiteren  Bintheilong  der  einzetaMB 
HaaM;  Gewichte  ond  Manzen  sehr  wtthschenswerth,  weil  dadordl 
f  in  den  meisten  Fällen  eine  wesentliche  Erleichtern i)<r  di  r  Rechnung 
bedingt  ist:  sind  wir  in  liozug-  uul  t'iiicii  dir.siT  l^unktc  durcli  i-ine 
bereits  getrotlene  Wahl  oder  sonst  gebunden,  &q  wird  es  immer 
empfehtenswerth  sein,  uns  auch  bei  den  übrigen  darnach  zu  Hellten. 
Die  sogenannten  Primzahlen  finden  wir  aus  guten  Gründen  bei 
dem  Maasswesen  wenig  in  Gebrauch;  nnter  den  zusammen- 
gesetzten Zahlen  aber ,  welche  im  üebrigen  für  unsere  Zweche 
passend  erscheinen,  wird  in  der  Kegel  Diejenige  d^u  VorziTg  ver- 
dienen, weh  he  die  iiieis>leii  einfachen  Facloren  von  verschiedenem 
Werthe  enthalt,  w  eil  sie  in  einer  grössern  Anzalii  von  Fällen  den 
Venh^  einer  Theilung  ohne  Rest  gewahrt.  In  dieser  Hinsicht 
isl'^eflhilliar  die  Dnodechnaltheilung  liber  die  Decimahheilnng  ztt 
sMan»  'Die  Zahl  10  ist,  abgesehen  von  der  Ehiheit,  nur  durch 
2  tmd  5  theilbar,  währmd  in  12  die  Zahlen  2.  B,  1  und  6  ohne 
Rest  auro:ehen.  Hieraus  erkhirl  sich  leicht  die  ailocineinp  Vorliebe 
für  das  Duodecimalsystem,  welches  bei  deri  alten  Hörnern  in  all- 
gemeinem Gebrauche  war.  In  l)esonders  hohem  Grade  kommt 
jew»  Elgenachaft  unter  den  nicht  aUzugrossen  und  dadurch  praktisch 
uiibraacM»afen  Zahlen  der  60  zu,  in  welcher  die  Zahlen  1,  2,  8, 
4,  5,  65  sowie  die  Produkte  2 mal  5,  2 mal  6  oder  3md  '4, 
3 mal  5,   4in;d  5  und  5unil  6  ohne  Rest  aufgehen;  man  hat 
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4iaBeU)e  bekanntlich  der-  llünzeiniheiluog  ui  SuddeuUchland ,  und 
gws  «ügein^  der  Thetfung  des  Kreim  sowie  der  Zeit  2«  Gniod 
gelegt  Ii  den  letztem  boiden  Bezielumgen  ist  die  in  Frankraeh 
^iir  2eit  der  Revolution  angestrebte  BinfÜhrung  des  Decimal» 

Systems  ganzlich  efesdieileiL  was  uia  so  riiülir  hervoroft'hoben  zu 
werden  verdient,  alj»  iiiebei  vorzugsweise  die  vieirechnciuli  n  Astro- 
nomen betheiiigt  waren,  welciie  selbst  einen  so  wesenliicben  An- 
iMi  «■  der  ganzen  Maaasregel  hatten.  Der  Grand  dieser  av^ 
ftdeeden  Eracbeinung  ist  woU  darin  su  suchen,  dass  gerade  d« 
Astronom  tinen  sehr  bedieuteodeB  Apparat  an  den  im  Eingang  er* 
wähnten  Tabellen  bedarf,  und  dass  er  so  häufig  auf  frühere  Rech- 
nungen zurückzugehen  genothigt  ist. 

Wir  dürfen  nicht  unerwähnt  lassen,  dass  die  auf  der  andern 
SMte  dem  Decimalsystem  unzweifelhaft  zur  Seite  stel^nden  Vor* 
«ige  nicht  etwa  in  der  Natur  ßet  ZaU  Zehn  seUwt  begründet 
find,  sondern  lediglich  durch  die  flUiche  Beseicbningsweise  d«r 
Zahlen  überhaupt  bedingt  werden.  Es  gibt  nun  allerdings  ein 
Mittel,  die  Yorliieile  des  Dezimal  und  Duodecimalsystems  mit 
einander  zu  vereinigen;  man  müsste  sich  nämlich  entschliessen, 
noch  zwei  einfache  Zeichen  für  die  Zahlen  Zehn  und  £lf  einsii- 
fuhren,  in  welchem  Falle  die  Zahlen: 

13»  13,       ...  24,  ...  36»  144 

dvch  die  Zi&rn: 

10,  11,  12,  ...  20,  ...   30,   100 

ZU  bezeichnen  sein  würden;  der  Ged?iTike  ist  aber  ein  so  revolu- 
tionärer, dass  an  seine  YerwirkUchung  in  keiner  Weise  zu  denken 
ist,  und  wir  uns  nothgedrungen  für  das  eine  oder  das  andere 
System  entscheiden  müssen.  Nach  gründliclier  Abwägung  der 
beiderseitigen  Vorzüge  trage  ich  keui  Bedenke,  die  der  Deoinud- 
tbeilung  als  die  überwiegenden  anzuerkennen,  und  deren  mOgUch 
cuiisequenteste  Durchfülirung  zu  empleiilen. 

Die  sammtlichen  französischen  Maasse  uud  Gewichte  sind 
bekanntlich  von  der  Längeneinheit  abgeleitet  und  lassen  sich  daher 
auch  leicht  auf  diese  zurückführen.  So  halt  der  Hektare»  das 
tblicke  Füchenmaass,  genau  10000  Quadratmeter;  die  GewkMi- 
«inheit  ist  das  Gramm  oder  das  Gewicht  eines  Kubikcentimeters 
Wasser^  das  Flüssigkcibiimuää,  der  Liter  la^üt  am  Kui)ikdeu< 
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Mter  nBd  ein  Liter  Wasrar  wiegl  an  KilognHHi;  100  Utcr 
Mohen  einen  Hektoliter,  welcher  das  gewQlinliehe  OetreidemmM 
abgibt,  und       Kvbikmeter  oder  100  Kilogramm  Wasser  faast; 

ein  Kubikmeter  oder  Stere  W  asser  wiegt  1000  Kilogramm.  Das 
specifische  Gewicht  irgend  einer  andern  Flüssigkeit  als  Wasser, 
wie  2.  B.  des  Ueles,  des  Spiritus,  der  SchwefeLsäiire  u.  s.  w. 
drückt  sofort  das  Gewicht  eines  Liters  in  Kilogramm  aus;  das 
Gewicht  eines  Kdrpen  von  bekanntem  Volnmen  findet  sich  anf 
die  lebhieste  Weise,  indem  wir  die  in  diesem  Vbhimen  enthsl» 
tenen  Kubikmeter  mit  dem  tausendfachen  speafischen  Gewicht 
multipliciren  5  und  so  gestalten  sich  die  meisten  Rechnungen, 
welche  dem  Techniker,  dem  Kaufmann .  dem  Landwirth ,  dem 
Physiker  vorkommen,  überraschend  einfach,  wenn  er  sich  der 
ihinzösischen  Maasse  bedient. 

So  vollständig  ich  die  Gründe  anerkenne,  ans  denen  Bossel 
die  Idee  ebnes  Natnrmaasses  fflr  onehreichbar  halt,  so  wenig 
vermag  ich  ihm  beizustimmen,  indem  er  auch  auf  den  letzteren 
Vorzug  des  französischen  Syslems  ui  ihlt  \\  erth  legen  zu  können 
behauptet.  Dasselbe  hat  sich  unter  den  deutschen  Gelehrten  be- 
reits ziemlich  eingebürgert;  mehre  unserer  NaciibarUlnder  haben 
es  anch  t&r  den  gewöhnhchen  Verkehr  angenommen.  Wenn  wir 
Oberhaupt  irgend  eine  Aussicht  haben,  in  Zukunft  euimal  fflr  ganx 
Europa  gleiche  Maasse  und  Gewichte  zu  erhalten,  so  hat  gewiss 
das  metrische  System  die  meisten  Chancen  für  sich,  dass  ihm 
diese  Rolle  zufallt. 

Unter  diesen  Umständen  und  da  der  Wunsch  nach  einem  für 
ganz  Deutschland  gememschaftlichen  Maasswesen  sich  erst  kürz- 
lich wieder  kundgegeben  hat,  dieser  jedoch  in  keiner  Weise  ohne 
durchgreifende  Umwälzungen  in  den  Maassen  der  ehizehien 
deutschen  Länder  zu  reajisiren  ist  —  unter  diesen  Umstän- 
den halte  ijch  es  für  das  Z weckmö ssigste,  wenn  man 
sich  ohneWeiteres  zu  der  unveränderten  Annahme 
des  französischen  Systems  entschliessen  wollte. 

Mein  Vorschlag  scheint  vielleicht  Manchem  nicht  recht  pa* 
tri  Otis cb,  und  Ich  nmss  leider  zugeben,  dass  wir  Grflnde  genug 
haben,  vor  unserem  westHchen  Nachbar  auf  der  Hut  zu  sein.  Die 
Abwendung  der  uns  von  dorther  drohenden  Gefahr  crlorderi  inüess 
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MaassFdgebi  einer  gans  andern  Ordnong,  ab  dtigenigen  unm, 
■üt  wdchen  wir  ans  in  dem  Yoratelienden  m  beadiifligeii  hattm. 
Gebe  der  Himmel ,  daas  der  Fekid  in  nnaeni  weinten  firiflen 

mnen  hinreichend  starken  Damm  finde,  um  das  deutsche  Vater* 
land  vor  einer  neuen  Ueberschwemmung  dwch  (reinde  Heere  zu 
schützen!  Sind  wir  aber  nicht  im  Stande,  ihm  einen  solchen 
Damm  entgegenzusetzen,  so  wird  die  Verschiedenheit  der  Maaaae 
nnd  Gewichte  wahriidi  so  wenig  wie  früher  ein  Hindenlsa  fllr 
die  franzdaiachen  Armeen  allgeben,  die  anaaangendaleto  Contri- 
btttiionen  auainadveiben  und  einnitreaien. 
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Die  Hemimüsse  des  freien  Verkehrs  im  Innern  des 

deutsclien  Zollyereins* 


Von  Karl  RftMke»  Vmma^Antmw  in  Stuttgart. 
Zweiter  ArtikeP). 

Die  UebergangsttötteriL 

Der  Handel  and  Verkehr  der  Staaten  des  deutschen 

Zollvereins  unter  einander  soll  frei  sein.  Alle  Eingangs-,  Aus- 
ganofs-  iRhl  Durchffano^sabijabcii  an  den  Biniieiimcnzen  der  ein- 
zelnen coutrahirendeii  Staaten  sollen  aufhören,  die  im  freien  Ver- 
kehr des  einen  Staatsgebiets  bereits  befindlichen  Gegenstände  frei 
und  unbeschwert  in  die  übrigen  Yereinslttnder  eingeführt  werden 
können.  Nur  bei  den  zu  den  St aaisnionop ollen  gehörigen 
Gegenstflnden ,  sowie  bei  den  im  Inneni  der  einzelnen  Staaten 
mit  einer  Steuer  belegten  inländischen  Erzeugnissen 
haben  sieb  die  verbündeten  Regierungen  die  iielugniss  vorbehalten, 
dem  principiell  freien  Verkehre  im  Innern  des  Vereins  auch  ferner 
Hemmnisse  in  den  Weg  zu  legen. 

Ii  Ich  benutze  diese  Gelegenheit,  um  in  dem  ersten  Artikel  auf  Sriie 
2  )2  dieses  Jahigan<rs  einen  Satzfehler  zu  berirhtigen.  In  der  dritten  Linie 
de^  Textes  von  unten  sollte  es  nämlich  heissen  statt  ^mancke  weniger  künst- 
liche'':  ^manche  mehr  oder  weniger  künstliche'^. 

24* 
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I>ies8  ist  im  Wesentlichen  der  Inhalt  der  Artikel  7  und  8 
des  Vertrags  vom  4.  April  1858,  in  Betreff  der  Fortdauer  und 
Erweiterung  des  deutschen  Zoll-  und  Handelsvereins. 

In  welcher  Art  und  Weise,  in  weichern  Grade  der  Verkehr 
mit  den  zu  den  Staatsinonopoliea  gehöripfen  Gegenständen,  mit 
Spielkarten  und  Salz,  im  Zollvereino  gehemmt  ist,  habe  ich  in 
dem  ersten  Artikel  des  Nähern  nachzuweisen  gesucht.  Hier  werde 
ich  mich  nun  mit  denjenigen  Beschränkungen  beschftf- 
ttgen,  welchen  zur  Zelt  noch  die  mit  inneren  Steuern  be- 
legten Erzeugnisse  des  Zollvereins  bei  ihrem  Versandte 
aus  dem  einen  nach  dem  andern  Vereinsstaate  vertragsmässig 
unterworfen  sind,  mit  den  Ue bergan gs steuern  nämlich  und 
den  dieselben  begleitenden  üebergangs  controlen. 

Seitens  der  Mehrzahl  der  grösseren  Zollveremsstaaten  ist, 
wie  wir  gesehen  haben,  der  Verkehr  mit  Spielkarten  zwischen 
ihren  Landen  verboten;  der  Salzverkehr  zwischen  den  einzelnen 
Vereinsgebieten  aber  durch  die  gegenseitigen  Prohibitionen 
nahezu  zur  U n  m  ö  gl  i c h k e it  gemacht.  Die  Uebergangssteuem 
dagegen  verhindern  den  Uebergang  der  damit  belegten  Gegen- 
stände aus  dem  einen  Steuergebiete  in  das  andere  an  und  für 
sich  nicht;  dieser  Uebergang  ist  nur  erschwert,  sofern  damit 
die  Erhebung  einer  Steuer  in  Verbindung  gebracht  whrd.  Das 
Hemmniss  des  freien  Verkehrs  erscheint  daher  hi  dem  letzteren 
Falle  als  ein  schwächeres,  denn  im  ersteren;  dort  will  ein  Zwischen- 
verkehr überhaupt  verhindert  werden,  hier  soll  derselbe  als  Steuer- 
quelle dienen.  Gleichwohl  bilden  gewöhnlich  nicht  sowohl  die 
Einfuhrverbote,  welche  die  einzelnen,  Zollvereinsstaaten  gegen  die 
Spielkarten  und  das  Salz  aus  den  Landen  ihrer  Mitcontrahenteii 
erlassen  haben,  als  vielmehr  die  Uebergangssteuem  den  Gegen* 
stand  der  Anfechtung,  wenn  von  der  Anomalie  die  Rede  wird, 
dass  im  Innern  des  deutschen  Zollvereins  pik  h  ZwischenzoIIlinien 
l'ortbeslehen.  Auf  dem  Programme  eines  der  voikswirthschalthclien 
Congresse  unserer  Tage  habe  ich  zwar  die  Uebergangssteuem 
in  dem  Sinne  aufgeführt  gefunden,  dass  bei  der  Weiterbildung  des 
Zollvereins  vorzugsweise  auf  deren  Beseitigung  hinzuwirken  sein 
sollte;  die  Erwähnung  der  im  binem  des  Verehis  noch  bestehenden 
gegenseitigen  ümluhi-verbote  suchte  ick  dort  vergebens. 
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Seinen  Grund  mag  diess  zum  Theil  darin  haben,  dass  die 
Verbote  doch  nur  zwei  Artikel  treffen,  von  welchen  zudem  der 
eine,  die  Spielkarte,  ttb^haupt  kein  Gegenstand  eines  grösseren 
Verkehrs  ist,  der  zweite  Artikel  aber,  das  ^alz,  durch  den  Vor- 
behalt des  Handels  en  gios  für  die  Regierungen  der  meisten 
Vereinsstaaten  selbst,  ilcm  allaemelncn  Verkehre  ebenfalls  enlzos^en 
bleibt,  Wdiiroeii  tJii  ^c  liruiVi  nni^cii  iHe  i'Uiciit  uljtitiüüiiiit^a  haben, 
das  übt  1  a'l  vorhantlefie  Beduirni.ss  nach  Salz  direct  zu  befriedigen. 
Beide  Artikel  berühren  also  den  Handel  überliaupt  weniger.  Die 
Wirkungen  der  Einruhrverbote  aber  machen  sich  eben  deshalb 
ffir  die  Organe,  welche  den  grossen  Verhehr  im  Innern  des  Zoll- 
vereins sonst  verinilteln,  auch  weniger  fühlbar.  Dagegen  ist  der 
iiaatiel  mit  Wein  und  T;ih;ilv.  mit  Wwv  ujni  i>i-amilv\  fin  vom  t?inen 
Staat  in  den  amleni  Ii  cim  u«  tx  u :  saudeutsche  Weine,  baverusche 
Biere,  Fabricate  aus  Tabaksblattern,  welche  in  Siiddeutscbland  er- 
zeugt worden,  gehen  in  nicht  unbedeutenden  Quantitäten  zur  Con- 
swntion  nach  dem  Norden ;  das  Produkt  preussischer  Brennereien 
finde!  mehrfache  technische  Verwendung  im  Süden  des  Vereins. 
Beim  Uebergange  dieser  Gegenstände  vom  südlichen  Deutschland 
nach  dem  Norden  des  Vercinsgebiets ,  und  uiiigekeln  t ,  verfallen 
nun  aber  die  Uebergangssteuern.  Der  Praducent,  welcher  sein 
Erzeugniss  in  einem  andern  Staatsgebiete  verwerthen,  der  Gon- 
siiment,  welcher  seinen  Bedarf  aus  einem  andern  Vereinslande, 
beziehen  will,  der  Zwischenhändler,  die  Frachtgewerbe,  —  sie 
alle  werden  auch  durch  die  Controlcn  bdastiirt,  welche  zur 
SicluTiiiig  jeiitT  Abgaben  überall  atigcuidnet  .>iiiil.  Nif  Hcsclivvcr- 
den  aus  den  Uebergangssteuern  äussern  sich  dalit^r  in  viel  wei- 
teren Kreisen ,  als  die  Störung  jeden  Zwischenverkehrs  in  Folge 
der  Einfuhrverbote. 

»Dazu  mag  kommen,  dass,  während  die  Einfohrverbote  und 
die  l9taatsmonopo1e  selbst  im  Grunde  doch  im  ganzen  Zollvereine 
ziemlich  gleichmassio-  w  ii  ken,  sofern  die  Aufi  tclillialliino-  dHrselben 
sämmUichen  Vereiii.sslaalen  in  glt^iclkT  \Veii.tj  zu^li  Iii  und  snl(  he 
Verbote  auch  wirklich,  wenigstens  gegen  die  Hinluiir  l'remden 
£iaizea,  von  allen  erlassen  worden  sind,  bei  den  üebergangs- 
abgaben  das  besondere  Verhältniss  obwaltet,  dass  sie  als  Steuern, 
als  Eingangszölle  auf  die  Erzeugnisse  der  übrigen  Vereinsländer 
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gelegt  sind,  welchen  die  gleichen  Steuern  auf  die  eigenen  Er- 
zeugnisse der  betreffenden  Stauten  zwar  wohl  pnpcipiell,  nicht 
aber  überall  und  immer  in  Wirklichkeit  zur  Seite  stehen.  Wir 

werden  spülcr  in  einzelnen  Vereinsstaaten  Uebergangssteuern  auch 
von  solchen  Gegenstanden  })poeo;nen,  welche  dieselben  fast  gar 
nicht  oder  überhaupt  nicht  zu  produciren  vermögen;  wjr  werden 
finden,  dass  andere  Yereinsstaaten  in  einzelnen  Jahrgängen  schon 
den  eigenen  Producenten  ganz  allgemein  sehr  erhebliche  Abgaben- 
nachlasse  bewilligt  haben,  ohne  dass  dieselben  doch  in  gleicher 
Weise  nun  auch  auf  die  Uebergangssteuern  verzichtet  hätten. 
Durch  diese  Abgaben  beziehen  also  einzelne  Staaten  des  Zoll- 
vereines in  Waln  heil  ein  Eirikoninien  auf  Unkosten  von  Erzeug- 
nissen aus  Landen  ihrer  Mitcontrahenten,  woneben  die  gleiche 
Besteurung  eines  eigenen  gleichnamigen  Erzeugnisses  gar  nicht 
stattfinden  kann  oder  periodisch  nicht  stattfindet.  Auch  wird  sich 
'zeigen,  dass  namentlich  in  einem  Falle  der  Maassstab,  welcher 
der  Berechnung  des  Uebergangssteucrsatzes  zu  Grund  geleo^t 
worden,  ein  höherer  ist,  als  der  bei  der  Berechnunff  des  Steuer- 
satzes für  das  gleichwerthige  innere  Erzeugniss  benützte.  ^  Wenn 
nun  der  Befugniss  der  einzehien  Vereuisstaaten,  ihre  Gonsomente» 
nach  Belieben  zu  besteuern,  auch  nicht  zu  nahe  getretmi  werden 
will,  so  muss  es  doch  Anstoss  enegen,  falls  jene  Befugniss  in 
emer  Weise  ausgebeutet  wird,  dass  dabei  die  Producenten  an- 
•  derer  Vereinsstaaten  entschieden  benachtheiligt  werden. 

Für  jetzt  wird  es  an  den  vorstehenden  Bemerkungen  ge- 
nügen, um  die  Tlratsache  zu  erklären,  dass  von  den  Hemmnissen 
eines  freien  Verkehrs  im  ZoUvereitte  häufig  das  an  und  lar  sieh 
schwächere,  die  Uebergangssteuer  Torzugsweise  genannt  wird. 
Die  nähere  Kenntniss  von  den  deshalb  getroffenen  Einrichtungen, 
von  ihrer  Begründung  in  den  Verträgen  und  Vereinbarungen 
zwischen  den  Zollvereinsregierungen,  von  ilirem  Zusammenhange 
mit  den  Steueren  setzgebungen  der  einzelnen  Vcreinsstaalen  ist 
jedoch  unter  den  Männern  der  Wissenschaft,  wie  unter  der  Mehr- 
zahl der  Praktiker  ziemlich  wenig  verbreitet,  und  es  dürfte  daher 
der  Versuch,  über  diese  Verhältnisse  in  dem  Folgenden  genauere 
Aufschlfisse  zu  geben,  vielleicht  da  und  dort  nicht  unwiUkoUMBen 
geheissen  werden. 
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Zimildi8l  stelle  idi  mir  die  Beantnrortang  der  Frage  cur 
Aufgabe : 

In  wiefern  ftnssern  sich  die  Uebergangsslenern 
überhaupt  als  Eemmnisse  des  freien  Verkehrs  im 

Zollvereine? 
Dabei  muss  ich  auf  die  Entstehungsgeschichte  der 
zur  Zeit  gültigen  Bestimmungen  der  Zollvereinsverträge  wegen 
der  Udiergangssteuem  zorückgefaen*  Es  sind  swei  Perioden  zn 
nntersdieiden.  In  der  mten  Zeit  des  Vereins  hal  man  die  Folgen, 
iter  noch  verUi^enen  VerschiedenheU  in  der  Besteurung  der 
eigenen  Erzeugnisse  unter  den  einzebien  Vereinsslaaten  dadurch 
zu  beseitigen  gesucht,  dass  denifiiiaen  Staaten,  welclie  die  be- 
treffenden Landesprodukte  höher  anlegten,  als  die  übrigen  Con- 
trahenten,  gestattet  wurde,  die  Differenz,  den  Absland 
zwischen  ihren  Steuersätzen  und  den  Steuersätzen  der  Obrigen 
Staaten,  im  Falle  der  Ueberfuhr  jener  Produkte  in  ihre  Gebiete, 
nachzuerheben.  Das  war  das  System  der  Ausgleichungs- 
Abgaben.  Schon  bei  der  ersten  Vertragsemeurung  ist  aber  dieses 
System  verlassen  und  statt  desselben  mit  dem  1.  Januar  1842 
das  jetzige  System  der  Uebergangssleuern  eingeführt  worden. 
Darnach  erhebt  jeder  Yeretnsstaat  bei  der  Ueberfuhr  der  über- 
haupt steuerpfliditigen  Erzeugntfse  anderer  Vereinslttnder  in  sein 
Gebiet  die  gleiche  Steuer  voll,  welche  auch  seuie  eigenen 
Erzeugnisse  trifft.  In  den  Vertragen  wird  (ienicjemäss  der  Lnler- 
sctiied  zwischen  jenen  alleren  Ausfi!ei(  hutighabgaben  und  den 
jetzigen  üebergangssteuern  schon  durch  die  verschiedene  Bezeich- 
nung  hervorgehoben«  Doch  findet  sich  ausnahmsweise  z.  B.  ioi 
ScUossprotokolie  vom  30.  Mtrz  1833  (zn  dem  Vertrage  Ober 
den  Beitritt  des  Köm'greichs  Sachsen  zn  dem  Zonvereme)  in  der 
Bemerkung  zum  Art.  21  des  offenen  Vertrags  mehrmals  die  Er- 
wähnung von  liebergangssteuern,  wo  in  W  irkliclikeil  Ausgleichungs- 
abgaben gemeint  sind.  Ebenso  in  dem  SchiussprotukoUe  vom 
11.  Mai  1833  (zu  dem  Vertrage  ttber  den  Beitritt  des  Thürin- 
gischen ZoU-  und  Handelsvereins  zu  dem  grösseren  Vereine). 
Im  Separatartihel  3  zum  Vertrage  vom  8.  Mai  1841  zwischen 
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Prenssen,  Sachsen  inid  den  zum  Thürino^ischen  Vereine  verbun- 
denen Staaten  wegen  Fortsetzung  der  älteren  Verträge  über  die 
gleiche  Besteuerung  nmerer  Erzeugnisse  findet  sich  dagegen  fülr 
einen  bestimmten  Fall  der  Ansäte  einer  blossen  Aosgleichmigs- 
abgabe  noch  yorbehallen.  Damit  geschieht  aber  der  princij^eUen 
Verschied enheit  beider  Systeme  selbst  kein  Eintrag.  Es  wird  nun. 
nütiiig  sein  auf  beide  näher  einzugehen. 

A.  Das  System  der  Ausgleiohtmgaabgabeiu 

Nach  den  Artikefai  11  der  ZoUvereinigangisverträge  vom  2% 
mid  SO.  Marz  und  vom  11.  Mai  1833,  femer  vom  12.  Mai  ISSd, 

sodann  nach  den  Artikeln  8  der  Zollvereinigungsverträge  vom 
10.  December  1835  und  2.  Januar  1836  ist  es  von  allen  contra- 
hirenden  Staaten  als  wünschenswerth  anerkannt  worden,  dass 
auch  in  Bezug  auf  diejenigen  Erzeugnisse,  bei  welchen  hinsichtlich 
der  Besteuerung  im  Innern  noch  eine  Vemhiedenheii  der 
Gesetzgebung  unter  ihnen  stattfinde)  euie  Uebereinstimmnng 
der  Gesetzgebung  und  der  Besteuerungssfitze  gegen- 
seitig hergestellt  werde.  Ihr  Bestreben  werde  daher  auf  die  Her- 
beiführung einer  solchen  Gleichiiiassigkeit  gerichtet  bleiben.  Bis 
dahin  aber,  wo  dieses  Ziel  erreicht  worden,  können  zur  Vermei- 
dung der  Nachtheüe^  wekshe  für  die  Produoenten  des  eigenen 
Staats  im  Verhältnisse  zu  den  Producenten  in  anderen  Vereinso 
Staaten  aus  der  ungleichen  Besteuerung  erwachsen  würden.  Er- 
gänzungs-  oder  Ausgleichungsabgaben  erhoben  wer- 
den von 

Bier  und  Malz,  Branntwein,  Tabaksblättern,  Trauben- 
most und  Wein, 
fiasbesondere  konnten  erheben  die  Ausgleichungiabgabe  von  Bier; 
Jpranssen,  Bayern  %  Königreiob  Sachsen,  Württemberg,  Baden, 

Kurfürstenthum  Hessen,  Grossherzogtfaum  Hessen,  die  zum 
Thüringischen  Vereine  gehörigen  Staaten  und  die  freie  Stadt 
Frankfurt ; 

die  Ausgleichungsabgabe  von  geschrotetem  Malz: 
Bayern  und  Württemberg; 


1)  Bayera  flban  haaier  mit  AntchUü  det  KbmakniMi. 
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m  Branntwein: 

Prenssen,  Bayern,  Königreich  Sachsen,  WQrtteinl»erg ,  Knr> 

fürstcnthum  Hessen  und  die  zum  Thüringischen  Vereine  ge- 
hörigen Staaten; 

die  Ausgleichungsabgaben  von  Tabak  endlich,  sowie  von  Trau* 
hwmost  und  Wein: 

I 

^Prenasen,  Königreich  Sachsen ,  KarfUrslenthum  Heaaen  und 
die  zum  Thikringiachen  Vereine  gehörigen  Staaten. 
Auf  andere  als  die  hier  genannten  Erzeugnisse  sollte  unter 

keinen  Uinstiinden  eine  Ausgleicluingsabgabe  eft^Iegt  werden 
{Z.  ")  der  t>l>en  angeluhilcn  Ailik«  I).  Auch  wurden  einer  solchen 
diejenigtu  Gegenstande  niclit  unterworfen ,  von  welclien  auf  die 
in '.4er  Zoliordnung  vorgeschriebene  Weise  dargethan  war,  dass 
al»^  als  ausländisches  Ein-  oder  Durchgangsgut  die 
lottanilUohe  Behandlung  hei  einer  Erhebungshehdrde  des  Vereins 
,  heaeila  bestanden  hätten  oder  derselben  noch  unterlagen,  und 

ebensoweniu  dirjeniffeu  i  iii  l  m  Iü  ii  ^  des  Vereins  e  rzeuijten 
GegeuötHiide,  welche  durch  einen  Veritiiisslaat  nur  tr ansitir tcn, 
um  entweder  in  einen  andern  Vereinsstaat  odt  r  nach  dem  Aus- 
lände gefhhrt  SU  werden  (Z.  7>.  Uienach  blieben  z.  B.  in  Folge 
heaonderer  Verständigung  zwischen  den  Vereinsregierungen  auch 
di»  Tabaksfahrikate  süddeutscher  Fahriicen  von  emer  Ausgleichungs- 
absrabe  befreit,  sofern  dieselbeTi  iiii?emischt  aus  ausländisclieu 
BlaUtTU  bc^Uln(l('n  iiikI  ;nis  Ictzlereu  die  tarifmassige  Enigangs- 
abgäbe  entrichtet  worden  war  0* 

Die  Grundsätze,  nach  welchen  bei  Bestimmung  der  Aus- 
giflielningsahgaben  verfahren  werden  sollte,  waren  folgende: 

1.  Die  Aus^eichungsabgaben  wurden  nach  dem  Abstände 
der  gesetzlichen  Steuer  im  Lande  der  Bestimmung  von  der  den- 
llien  Gefifenstaiid  betreffenden  Steuer  im  I.ande  der  Herkunft 
•  iieriK'Ssi'ti  und  (ii  len  daher  im  VerliHiliiisse  gegen  diujerngen 
Vefeiiislande  ganzlich  weg,  wo  eine  gleich  hohe  oder  eine  höhere 
Steuer  auf  dasselbe  Erzeugniss  gelegt  war  (ßiid  angefitlhrten  Ver- 
tragsartikel unter  Z.  1). 
  « 

1)  zu  vergl.  Podihammer,  Jahrbücher  der  ZoIIgeietsgebong  1839. 
S.  m  856. 
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2.  YerftnderuBgen,  welche  in  den  Stenern  von  iMth 
diflcben  Erzeugnissen  der  betheiligten  Staaten  eintreten  worden, 
sollten  auch  Verfinderungen  in  den  Auso^leichungsabgaben.  jedoch 
stets  unter  Anwendung  des  vorher  (1.)  aul'gestellten  Grundsalzes, 
zur  Folge  haben  dürfen. 

Wo  auf  den  Grund  einer  solchen  Veränderung  eine  Aus- 
gleichungsabgabe zu  erhi^en  gewesen  wäre,  musste,  im  Falle 
die  Erhöhung  wirklich  in  Anspruch  genommen  werden  wollte, 
ehie  Verhandlung  darüber  zwischen  den  betheiligten  Staaten  und 
eine  vollständige  Nachweisung  der  Zulässigkeit  nach  den  Vertrags- 
massigen  Bestifnniungen  vorausgehen  (a.  a.  0.  Z.  2). 

Insbesondere  hatte  sich  die  herzogliche  Regierung  von 
Nassau  vorbehalten,  wenn  etwa  später  die  zur  Zeit  des  Ver> 
tragsabschlusses  von  emer  Staatssteuer  freien  nassau'schen  Er- 
zeugnisse an  Wein,  Tabak,  Bier  oder  Branntwein,  sämmtüch  oder 
zum  Theil,  im  Herzogthum  mit  einer  Productions-  oder  FabrI» 
cationssteuer  ebenfalls  belegt  werden  wollten,  dann  davon  Aus- 
gleichiingsabgaben  unter  denselben  Umständen  zu  erheben ,  unter 
welchen  die  andern  Vereinsstaateu  dieses  Recht  gegen  einander 
ausübten  CAil.  8  des  Vertrags  vom  10.  Becember  1835)« 

Die  Regierungen  von  Bayern  und  Württemberg  da* 
gegen  hatten  unter  sich  die  Verbindlichkeit  eingegangen,  eine 
Ausgleichungsabgabe  auf  Wein  und  Talrak  i^i  jenseitig  überhaupt 
nicht  zu  erheben  (Sep.-Art.  6  Z.  2  zum  Vertrage  vom  22.  März 
1833). 

8.  Die  zur  Zeit  des  Vertragsabschlusses  in  Freussen  gesetz- 
lich iiestehenden  Stenern  von  inländischem  Traubenmost  und  Wein 
(1  Thfar.  5  Sgr.  für  den  Eimer  Wein  zu  60  Quart,  auf  Weinland 
I.  Glesse  erzeugt;  beim  Most  mit  15^/o  Abzug),  vom  Tabaksbau 

(nahezu  1  Thlr.  vom  preuss.  Ctr.  getrockneter  Tabaksblätler)  und 
vom  Branntwein  V^o  Thlr.  für  das  Einmaischen  auf  20  Quart 
Maischraum  =  5^3  bis  6  Thlr.  für  das  preussische  Ohm  zu  120 
Quart  bei  50 ^/o  Tralles);  sowie  die  damals  in  Bayern  bestehende 
Steuer  von  inländischem  geschroteten  Mähe  (36  kr.  per  bayer. 
Hetzen)  und  Bier  (58  kr.  per  bayer.  Eimer  braunen  Sommer- 
biers)  soHten  jedenfalls  den  höchsten  Satz  desjenigen  bilden, 
wajs  iü  einem  Vereiusstaate  erhoben  werden  durfte,  mochle  der- 


« 
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«unie  jene  Stenern  flkeiliaiipt  schon  eiogefioliit  haben,  oder  kflnfUg 
etwa  noch  einführen  wollen,  und  vorausgesetzt,  daas  die  Einruhr 

jener  Consiimtions<re^enstände  aus  einem  Lande  erfolgte,  in  wel- 
chem keine  Steuer  auf  dieselben  gelegt  war  iZ,  3  der  oUen 
angeführten  VertragsartikeO. 

Die  Aasgleichongsabgahen,  welche  demgemäas  während  der 
ersten  Vertragsperiode  von  den  Vereinastaaten  un  Einzehien  an- 
gesetzt worden  sind,  können  hier  füglich  unerwähnt  bleiben  0. 

4.  Rückvergütungen  der  inlandischen  Staatssteuern 
sollten  bei  der  üeberfuhr  der  besteuerten  Gegenstande  in  ein  an- 
deres Vereinsland  nicht  gewährt  werden  (zu  vergi.  den  ange- 
führten Artikel  der  Verträge  von  18o3  unter  Z.  4),  insofern  nicht 
wegen  besonderer  Örtlicher  Verhältnisse  die  betheiligten  Nachbar- 
staaten sich  etwa  über  Ausnahmen  von  diesem  Grundsatze  ver- 
einigen Warden  Cdie  angef.  Artikel  der  Verträge  von  1835  und 
1836  Z.  4). 

Während  namli»  }i  (k^r  Grundsatz,  dass  in  den  bezeicliiK'ten 
Fällen  Steuerrückvergütungen  unzulässig  seien,  als  Kegel  strenge 
festgehalten  und  bei  den  weiteren  Verhandlungen  über  die  Aus- 
föhrung  der  Verträge  noch  ausdrücklich  dahui  erläutert  worden 
ist,  wie  selbstverständlich  derartige  Rückvergatnngen  auch  nicht 
in  Form  von  Sleuernachlässen  bewilligt  werden  dürften; 
—  ha(  ilic  crrossherzoglich  badische  Refrierantr  bei  dem  Ab- 
schlüsse des  Vertrags  über  den  Beitritt  des  Grossherzogthunis  zum 
Zollverein  darauf  hingewiesen,  dass  im  bayerischen  Rh  ein- 
kreise gar  keine,  im  Orossherzogthum  Hessen  abier  nur 
eine  geringe  Abgabe  auf  der  Fabrication  des  Bieres  ruhe,  und 
dass  daher  eine  ROckvergUtung  der  badischen  Bierstener  bei  dem 
Ueberffanpfe  badischen  Bieres  dahin  wohl  gerechtfertigt  wäre. 
Man  ibi  darauf  übereingekommen,  hier  eine  Ausnahme  eintreten 
zu  lassen  (Sep.-Art.  (».  Z.  2  zum  Vertrage  vom  12.  Mai  1835, 
-das  Karlsruher  Vollzugsprotokoll  §  9.  Z.  2,  das  badische  Regie- 
rungsblatt 1835,  S.  223). 

5.  Die  Ausgleichungsabgabe  kam  endlich  den  Kassen  des- 


1    Zu  \ergl.  übrigens  Fochhammer,  Jahrbücher  der  Zollgetetigebiiny 

1636.  S. 
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jenigeii  Staates  an  gat,  wohin  die  VeraeiNlaiig  erfolgte 
(die  mehrangef.  Vertragsartikel  unter  Z.  8).  Denn  nach  Art.  21 
Abs.  2.  Z.  1,  beziehunij^s  w  eise  nach  Art.  17.  Abs.  2.  Z.  1  der  ge- 
nannten Verträge  sollten  die  Steuern,  welche  im  Innern  eines 
jeden  Staates  von  inlöndischen  Erzeugnissen  erhoben 
irerden,  von  der  Gemeinschaft,  wetehe  besfigUch  des  Ertrags  der 
Eingangs-,  Ausgangs-  und  Dorchgangsabgaben  swischen  den  Zoll- 
vereinsstaaten besteht,  überhaupt  ausgeschlossen  sein  imd  privative 
Gefälle  der  betreffenden  Staaten  bleiben,  sofern  nicht  Separat- 
vertrage  zwischen  einzelnen  Vereinsregiemngen  ein  Anderes  be- 
stimmten. 

Die  Erhebung  der  Ausgleichnngs-Abgaben  aber 
sollte  nach  den  nachstehenden  Grundsätzen  eingeleitet  und  m- 
gerichtet  werden: 

a.  Insofern  dieselben  nicht  schon  in  dem  Lande  der  Ver- 
sendung für  Rechnung  des  abcabebcrechtifften  Staats 
eingebracht  werden  konnten,  sollte  ihre  Erhebung  in  dem  Ge- 
biete des  letzteren  erfolgen  iZ.  8  der  angeführten  Vertrags- 
artikel). 

b.  Zu  dem  Behufe  sollten  in  jedem  der  contrahirenden  Staaten 
solche  Einrichton gen  getroffen  werden,  dass  die  Ausgleichungs- 
abgrabe in  dem  Vereinslande,  aus  welchem  die  Versendung  erfolgt, 
am  Orte  der  Versendung  oder  bei  der  gelegensten  Zoll- 
odcr  Steuerbehörde  entrichtet,  oder  ihre  Entrichtung  durch  An- 
meldung sicher  gestellt  werden  könnte. 

c  So  lange  aber,  bis  diese  Einrichtungen  durch  besondere 
UebereinkOnfte  festgesetzt  sein  wflrden  blieb  der  Verkehr  mit 
Gegenständen,  welche  einer  Ausgleichunffsabgabe  unterlageUj  be- 
schränkt (Z.  9  und  10  der  inchrfach  aiigtsluiif  ten  VertrnL's Artikel). 

d.  Durch  die  Artikel  8  der  Verträge  vom  22.  und  30.  März 

1)  Was  während  der  ersten  Vertrtgtperiode  allgemein  nur  ungenü- 
gend durch  Einfahrnng  der  Begleitscheincontrolc  (Regierungsblatt  Tür  das 
Königreich  Württemberg  1834.  S.  248,  1839.  S.  278)  und  weiter  blos  für 
den  Verkehr  von  IVassan  und  Frankfurt  mit  den  übrigen  (Pochhammer 
ff.  a.  0.  1R3.9.  S.  r>27),  für  den  Vorkehr  des  Grossherr  ogthums  Hessen 
mit  den  nuKÜichen  Vereinfstaaten  Beil.  XVIII.  7utn  Hauplprotokoll  der  II. 
Generalconfereoz  in  ZoUvereinaangelegenlieiten  von  1833)  gescbeh«a  iß%. 
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1833,  sowie  vom  11.  Mai  1833  und  vom  12.  Mai  1835,  ferner 
nach  den  SchlussprotokoUen  vom  10.  December  1835  und  2« 
Januar  1836  war  nftmlich  verabredet,  dass,  der  zuvor  prineipieU 
festgesetzten  Verkehrs-  und  Abgabenfreiheit  unbesdiadet,  dar 
Üebergang  solcher  G^egensUlnde  des  Handels,  welche  nach  dem 
gemeinsamen  Zolltarif  einer  Eingangs  -  oder  Ausgangssteuer  an 
den  Aussengrenzen  unterliegen,  aus  den  königlich  bayerischen, 
königlich  württembergischen  und  grossberzoglich  b a- 
^  4^i^^  die  königlich  prenssi sehen,  königlich 

lli^fillewise^  knrfüretlich  opd  grossherzoglich  hessischen 
IHlßMy  hl  fdaii  Gebiet  des  IhOringischen  Vereins,  nadi 
IflrsSWu'^nd  Frankfurt  a/M.,  —  und  umgdcehrt,  —  nur  unter 
Innehaltung  der  gewöhnlichen  Land-  und  Heerstrassen  und  auf 
den  schiiTbaren  Strömen  stattfinden  durfte,  und  dass  an  den 
Bintiengrenzen  gemeinschaftliche  Anmeldestellen 
ilnprichte»  «mrdei^solten,  bei  wetehen  die  Waarenführer  unter 
1ilaeig#|g  ihri^rachtbriefe  oder  Transportzettel  die  aus  dem 
«Inen  fai  das  andere  Gebiet  tiberzuf&hrenden  Gegenstände  anzu- 
geben hatten. 

Auf  den  Verkehr  mit  rohen  Produkten  in  geringeren  Quan- 
titäten, sowie  überall  auf  den  kleineren  Grenz-  und  Marktverkehr, 
und  auf  das  Gepäck  von  Reisenden,  sollte  die  vorstehende  Be- 
stimmung keine  Anwendung  finden.  Auch  blieb  jede  Waaren- 
revisi(m  ausgeschtossen,  ausser  insoweit  als  die  Sicherung 
der  Ansgleichungs  -  Abgaben  es  erfordern  könnte. 
Denn  war  nun  auch  der  Zweck  der  Erhallung  jener  Binnen- 
grenze zwischen  den  Gebieten  des  vormaligen  preussisch-hessi- 
sehen  und  des  bayerisch-württembergischen  Vereins,  sowie  die 
Aufgabe  der  dort  erricliteten  AnmeklesteMen,  in  erster  Linie  ein 
statistischer,  so  sollten  doch  diese- Steflen  gleichzeitig  ver- 
wendet werden  zur  Controie  und  Erhebung  d^  Aus- 
gleichungsabgaben, welche  zwischen  den  nördlichen  und 
den  südlichen  Vereinsstaaten  zum  Ansätze  kamen. 

In  dieser  Beziehung  war 
e.  am  Schlüsse  der  mehrfach  erwähnten  Artikel  11  der  Verträge 
von  1833  und  vom  12.  Mai  1835,  beziehungsweise  am  Schhisse 
der  Artikel  8  der  Verträge  vom  10.  December  1835  und  2*  Ja- 
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naar  183G  bestimmt,  dass  die  dai  Ausgleichungsabg^ben  unter- 
worfenen Gegenstände,  ohne  Lnlerschied  der  Iransportirlen  Quan- 
titäten, in  das  Gebiet  des  abgabeberecliliglen  Staates  nur  auf  den 
unter  d.  bezeichneten  Strassen  eingeführt  und  an  den  dort  ein- 
gerichteten Anmeide-  und  HebestelJen  angemeldet  und  resp.  ver- 
steuert werden  musslen,  ohne  dass  jedoch  in  Folge  hieven  der 
Verkehr  mit  den  Gegenständen,  von  welchen  eine  Ausgleichungs- 
abgabe nicht  zu  entrichten  war,  einer  weiteren  als  der  vom  schon 
erwähnten  Aufsicht  unterworfen  werden  durfte  % 

Contraventionen  gegen  die  in  den  einzelnen  Vereins- 
staaten erlassenen  Vorschriften  in  Betreff  der  Ausgleichungsab- 
gaben endlich  wurden  den  Zollcontraventionen  gleich  geachtet*). 

Solches  waren  die  in  der  ersten  Vertragsperiode  vereinbarten 
und  demgemäss  in  den  einzelnen  Vereinsstaaten  beobachteten 
Grundsätze  hinsichtlich  der  Bestimmung  und  Erhebung  der  Aus- 
gleichungsabgaben,  sowie  hinsichtlich  der  Beurtheilung  von  Ver- 
gehen gegen  die  deshalb  erlassenen  Vorschriften.  Diese  Verab- 
redungen werden  ergänzt  durch  einige  Stipulationen  wegen  der 
Verzehr ungs  -  und  Verbrauchssteuern  von  verein s- 
ländischen  Erzeugnissen  überhaupt. 

Wie  wir  gesehen  haben,  wurde  den  einzelnen  Vereinsregie- 
ningen eingeräumt,  von  Bier  und  Malz,  von  Branntwein,  Tabaks- 
blättern, Traubenmost  und  Wein,  im  Falle  des  Uebergangs  aus 
anderen  Vereinsstaaten,  Ergänzungs-  oder  Ausgleichungsabgaben 
dann  erheben  zu  lassen,  wenn  in  deren  Landen  die  genannten 
Erzeugnisse  einer  höheren  Besteuerung  unterworfen  waren,  als 
eine  solche  in  den  letzteren  bestand.  Es  wollte  damit  den  Nach- 
theilen vorgebeugt  werden,  welche  aus  der  ungleichen  d.  h.  höheren 

1,  iVur  bezüglich  dieser  gemeinschaftlichen  Anmeldestellen  an  den 
Grenzen  von  Bayern,  Württemberg  und  Baden  gegenüber  von  den  übrigen 
Vereinsslaalen  und  bezüglich  ileren  Befuguiss  zu  Controlirunfir  und  Krhebung 
der  Ausgleichungsabgaben  neben  der  Ueberwachuntr  des  gcsammten  >Vaaren- 
verkehrs  liegen  solche  allgemeine  Verabredungen  vor.  Die  Aufstellung  der 
Uebergangsslellen  an  den  sonstigen  Binnengrenzen  behuis  der  dortigen  Con- 
trolirung  und  Krhebung  von  Ausgleicliungsabgaben  und  die  Befugnisse  dieser 
Stellen  sind  im  Wege  besonderer  Uebereiukunft  z\vischen  den  nächst  be- 
theiligten Staaten  geordnet  worden. 

2j  Zu  vergl.  Fochhammer  a.  a.  0.  1638.  S.  9<5,  330,  Ü27,  674,  001. 
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Besteuerung  für  die  Producenlen  des  eigenen  Staats  im  Ver- 
hältnisse zu  den  Producenten  der  anderen  Yereinsstaaten  erwachsen 
waren.  YermiUelst  der  Ausgleichiingsabgaben  wollten  die  nie- 
driger oder  gar  nicht  hestenerten  Erzeugnisse  anderer 

T h e  i l  e  des  Zollvereines  bei  ihrem  Eintritt  in  einen  Vereins- 
staal,  welcher  eine  höhere  oder  überhaupt  eine  Abgabe  von  den 
gleichnamigüu  eigenen  Erzeugm.ssen  erhob,  den  letzteren 
in  dem  Aufwände  für  Steuern  gleichgestellt,  zugleich  aber  der 
innere  Consum  je  des  betreffenden  Vereinsstaats  ganz  nnd 
in  gleicher  Weise  zur  Steuer  gezogen  werden.  Die  Aas- 
gleichungsabgaben  sddossen  daher  die  Productions«  und  Fabri- 
cationssteuersysteme  der  einzelnen  Yereinsstaaten  gegenüber 
von  den  Landen  ihrer  Mitcon Irahenten  ab.  Dh  Ver- 
brauchssteuern der  Zollvereinsstaaten,  soweit  sie  sich  an  die  Acte 
der  Production  oder  der  Fabrication  der  steuerpflichtigen 
Objecto  im  Innern  anlehnten,  erhielten  durch  die  an  den  Binnen- 
grenzen angesetzten  Aus  gleichungsabgaben,  bei  welchen 
unter  Umstünden  die  vorherige  Entrichtung  einer  ähnlichen,  aber 
niedrigeren  Froduktions-  oder  Fabricationssteuer  von  dem  eintre- 
tenden Erzeugnisse  in  einem  andern  Vereinsstaate  präf^iimirt  war, 
innerhalb  des  Vereins  ihr  notbwendiges  Complenient. 

Ihre  Ergänzung  gegenüber  von  den,  in  die  betreffenden 
Yereinsstaaten  eintretenden  Erzeugnissen  des  Zollvereins- 
auslandes gleicher  Art  fanden  jene  privativen  Yerhrauchs- 
steuem  endlich  in  den  Eingangs  Zöllen,  weiche  zwar  d«r 
Vereinskasse  zuflössen .  deren  Ansatz  auch  auf  einem  Iheilvveise 
verschiedenen  Principe  beriihle ,  welche  aber  doch  verhinderten, 
dass  das  Erzeugniss  des  Auslandes  weniger  belastet,  als  das  £r- 
zeugniss  des  eigenen  Bodens  und  der  eigenen  Industrie  in  den 
Consum  kommen  konnte.  —  Hier  galt  nun,  aht  aus  den  Prin- 
dpien  des  gemeinsamen  Zollsystems  nothwendig  folgend,  der 
Grundsatz  allgemein,  dass  von  allen  ausländischen  Gegen- 
ständen, für  welche  die  tarifmässigen  Eingangsabgaben  entrichtet 
waren,  nicht  nur,  wie  schon  oben  berührt,  keine  Ausgleichungs- 
abgaben, sondern  überhaupt  keinerl  e  i  weitere  Verbrauchs-, 
noch  sonstige  Abgabe  für  Rechnung  des  Staats  oder  der 
Communen  eihoben  werden  dürfe,  vorb  eh  ältlich  jedoch  der- 
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jenigen  innem  Steuern,  welche  in  einem  Vereinsstaate  auf  die 
weilere  Verarbeitung  oder  auf  anderweite  Berei- 
tungen aus  solchen  sowohl  fremden ,  als  iidindischen  oder 
vereinslftndischen  Gegenständen  allgemein  gelegt  seien  (Sep.- 
Art.  7  zum  Vertiag  vom  12.  Mai  1835). 

Ferner ,  anstatt  die  Verbrauchsabgaben  von  Bier  und  Malz, 
von  Branntwein I  Tabaksblättern,  Traubenmost  und  Wein  schon 
im  Acte  ihrer  Production  oder  Fabrication  anzusetzen, 
hatten  einsehie  Vereinsstaaten  die  Erhebung  der  Abgaben  von 
diesen  Erzeugnissen  der  wirklichen  Consumtion  mehr  zu  nähern 
gesucht,  indem  sie  eine  solche  z.  B.  erst  beim  Verkaufe  der- 
selben, des  Weins  u.  s.  w.  ansetzten.  Neben  den  Steuern  von 
den  genannten  Erzeugnissen  erhoben  sodann  mehrere  Staaten 
des  Vereins  weitere  Yerzehrungssteuera  noch  von  andern  Ar- 
tikeln, SO  von  Fleisch,  Mehl,  Getreide  u.  s.  w.  Endik^  wie  die 
Vereins  Staaten  selbst,  so  durften  da  und  dort  woU  auch  die 
Communen  oder  Gorporationen  sdbststSndige  oder  Zu* 
Schlags  -  Consumtionssleuern  ansetzen  z.  B.  in  Nassau  von 
Fleisch,  Brod,  Wein,  Apfelwein,  Bier  und  Branntwein. 

Hinsichtlich  aller  dieser  Abgaben  wurde  durch  die  ganze 
erste  Vertragsperiode  der  Grundsatz  festgehalten,  dass  auch  hierin 
eine  gegenseitige  Gieichmässigkeit  der  Behandlung  statt- 
zi^den  habe,  dergestalt,  dass  das  Erzeugniss  euies  andern  Veieins- 
staats  unter  kemem  Vorwand  hoher  belastet  werden  dttrfe  als  das 
inländische  (Art.  12  der  Verträge  vom  22.  und  3u.  Marz,  11.  Mai 
1833  und  12.  Mai  1835;  Art.  9  der  Verträge  vom  10.  December 
1835  und  2.  Januar  183'6). 

In  allen  Staaten  aber,  in  welchen  von  Tabak,  Traubenmost 
und  Wein  ehie  Ausgleichungsabgabe  erhoben  wurde,  durfte  von 
diesen  so  besteuerten  Erzeugnissen  des  Übrigen  Vereinsgebietes 
in  keinem  Falle  eine  weitere  Abgabe  weder  fthr  Rechnung  des 
Staats,  noch  für  Rechnung  der  Communun  beibehalten  oder  neu 
eingeführt  werden  (Art.  11,  beziehungsweise  8  der  eben  ange- 
flirten  Vertrage  unter  Z.  6> 
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Die  Aufreclilhaltung  einer  Binnengrenze  zwischen  Bayern, 
Württemberg ,  spater  noch  Baden  einerseite  und  den  übrigen 
Ymiiisstaaten  andrerseits,  die  Errichtung  von  gemeinschafUichen 
Amneldestellen  daran  211  Beobachtung  des  grösseren  Handels- 
verkehre  im  Innern  des  ZoUvereins,  das  System  der  Ansgleichungs- 
abß-abeii  und  die  Organisation  der  Hcbestellen  nicht  nur  an  jener 
•allgr-niiMiien  Biniiciilinie.  wo  die&dbcii  mit  den  geuiciiischaftlidion 
Auheides  leben  verbunden  waren,  sondern  an  fast  allen  Grenzen 
d^  ^ereinsstaaten  gegen  einander  —  alle  diese  Einrichtungen 
n^^fen  gleich  beim  Abschlösse  der  Vereinsverträge  nicht  blo»  auf 
Mten  einzehier  Regierungen  manche  Bedenken  wach,  auch  in 
den  Sländeversanimlunt^en  und  in  dem  Publikum  wurden  viele 
Stimmen  laut,  dass  einem  Vcilrage,  welcher  solche  Bestiiuiiiungeii 
überhaujit  noch  enthalte,  den  Verkehr  im  Innern  des  Vereins  also 
aUfib  lenier  noch  durch  derartige  Schranken  hemmen  wolle ,  die 
G^hndgong  nicht  zu  ertheilen  sein  möchte. 

'  Aber  auch,  nachdem  jene  Einrichtongen  schon  einige  Zeit  be* 
slaiiden  hatten,  wo  also  die  in  Aussicht  gestellte  milde  Praxis^ 
sofern  sie  wirklich  geübt  worden  wäre,  uuü  die  Macht  der  Ge- 
wuliiiheit  beschwichtigend  und  versöhnend  hätten  wirken  sollen, 
nahm  die  Verstimmung  dagegen  nicht  ab.  Zudem  erfüllten  die 
Anmeldestellen  an  der  Binnengrenze  zwischen  dem  Norden 
und  dem  kleineren  südlichen  Abschnitte  des  Verems  ihre  stati- 
stische Aufgabe  nur  ungenügend.  In  dem  System  der  Aus^ 
g  1  e  i  c  h  11  II  u  i,  a  b  g  a  b  e  n  aber  zeigten  sich  Lücken ,  indem  bei 
dem  Verbote  von  Steuerrückvergütungen  zwar  einer  Begünstigung 
der  Einfuhren  aus  dem  niedriger  besteuerten  in  den  Vereins* 
Staat  mit  höheren  Consumtionsabgaben  vorgebeugt,  da- 
gegen umgekehrt  die  Ausfuhr  der  Erzeugnisse  des  letzteren 
Staates  nach  einem  Lande  mit  niedrigeren  oder  gar  keinen  Steuern 
auf  solchen  —  zum  mindesten  sehr  ers(  liweri  war.  Die 
Brsliiumung  ferner ,  dass  die  AiisüIi  k  Iiuri<isa])Liabe  nur  -bis  zum 
Üetrage  des  Ab  s  t  a  n  d  0  s,  der  D  i t f  e  r  e  n  z  zwischen  den  beider- 
seitigen Sienersützen  erhoben  werden  durfte,  und  dass  die  emmal 
erhiÄene  Abgabe  dem  betreffenden  Staate  verbleiben  sollte,  auch 
ivenn  die  wirkliche  Consumtion  des  besteuerten  Gegenstandes 
hernach  in  einem  aiidcien  Vereinsstaale  edolgle,  wiiierspiai-li  dem 

Zeitäciir.  f.  Staatsw.  mi,  XU.  Ueft.  25 
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Princip  und  Zwecke  der  Consumtionssteiier,  woinacli  jeder  Staat 
den  g-anzen  Verbrauch  des  betretlcndcn  steuerpflichtigen  Gegen- 
standes innerhaibseines  Gebiets  gleichmassig  und  ausschiiess- 
Mch  in  die  Steuer  legen  soll,  zvi  eiaer  Abgabenerhebung  aacli  von 
dem  Veil»nnich  eine»  andern  Staates  aber  nicht  befugt  igt 
Die  getroffenen  Vereinbarungen  zeigten  sich  endlich  wenig  geeig- 
net, dem  angedeuteten  Ziele  einer  Uebere  in  Stimmung  der 
Steuergesetzgebung  und  der  Besteuerungssätze 
wirksam  naher  zu  fiihren.  Iiinderten  vielmeiir  die  einzelnen  Staaten 
«B  der  Weiterbildung  ihrer  Steuersysteme.  Ausnahmebestimmung 
gen,  wie  die  erwfihnte  zu  Ghmsten  der  badisehen  Bierexpörte  nach 
der  Rhehipfalz  und  nadi  dem  Grossherzogthum  Hessen,  zeigten 
sich  bald  als  erforderlich.  Die  beim  Beginne  des  Vereins  gegrün- 
deten Yerljaude  einzelner  Vereinsstaalen  zu  gleicher  Besteurung 
ihrer  inneren  Erzeugnisse  und  zu  einer  gegenseitigen  Gemein- 
meinschafUichkeit  der  Steuererträgaisse  fanden  keine  Nachahmung. 

So  nahten  die  VerhandUmgen  des  Jahres  1841  über  die 
Yeiiöngerung  des  deutschen  Zollvereins  und  hiebet  wurde  nun 
schon  der  Uebergang  zu  dem  zweiten  Systeme  beschlossen^ 
welches  sich  bis  heute  m  Geltung  erhalten  hat. 

B*  T}bb  System  der  XTebergangssteuem. 

Den  wiridichen  Anatoss  zu  einer  Aenderung  der  idteren 
Verelnbarangen  wegen  der  inneren  Yerzehiungs-  und  Vefforandis* 
steuern  der  einzehien  Vereinsstaaten  überhaupt  und  wegen  der 
im  Zwischenverkehr  anzusetzenden  Ausgleichungsabgaben  scheint 
das  Emporkommen  der  Rübenzucker-Industrie  im  Zoll- 
vereine gegeben  zu  haben.  Der  Zucker  als  Befriedigungsmittel 
ilUr  einen  Genuss,  weh^n  sich  doch  die  grosse  Mehrzahl  (der 
CuUurmensoben  behiahe  tagtäglich  zu  verschaffen  suchte  bildet  tan 
ganz  geeignetes  Objeot  für  enie  Verbrauchssteuer.  So  lange  nur 
die  Coionien  diesen  Artikel  lieferten,  war  seine  Besteuerung  in 
Europa  auch  ebenso  allgemein,  als  einfach;  die  Abgabe  wurde 
als  Zoll  bei  der  Einfuhr  erhoben.  Nachdem  aber  durch  die  Conti- 
nentalsperre  der  schon  von  Marggraf  il7iiy  angelegte  nnd  durch 
Achard  (1786)  weiter  verfolgte  Gedanken,  auch  den  Produkten 
das  Inlands  ihren  Zuckergehalt  abzugewinnen ,  eine  unmittelbar 
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praktische  Bedeutung"  erhalten  hatte  und  grössere  Rühenzucker^ 
fabriken  auf  dem  Coutinent  eoteUiuien  war^,  welche  in  den 
dcmsiger  Jahren  20  erstarken  anfingen,  eiliob  sich  die  Frage^ 
ob  tm  nickt  anoli  deren  Erzeugniss  einer  Steuer  sti  nnterwerfen 
sei.  Frankreich,  dessen  frohere  Maassregeln  die  fiöbenzucker«» 
induslne  geschaüeü,  gmg  auch  hier  voran.  Zuerst  durch  die  Ge- 
setze vom  18.  Juh  1837  und  '.  Iiili  1^40,  dann  durch  das  Gesetz 
wm  2.  Juli  1Ö43  wurde  die  Steuer  auf  den  inländischen  Zucker 
«Ol  der  Maassgabe  eingeführt,  dass  dieselbe  binnen  eines  verhäH- 
nüssmilBsig  kurzen  Zeitraums  bis  auf  die  Höhe  des  Zolles  von  dem 
2Mier  der  französischen  Golonien  gesteigert  werden  solle.  (Nä- 
heres bei  Ht»(k,  die  Finanzverwaltuiiii  1  lanlueichs.  S.  3*22  iL) 
Auch  im  Zollvt  ieine,  namentlich  in  den  preussischen 
Provinzen  Sachsen  und  ^cMesien,  wurden  rasch  nach  einander 
viele  Rübenzuckerfabnken  gegründet')  und  das  Erzeugniss  der* 


1)  Ib  dem  BeCriebsjahre  16^  Vi*  die  Z«bl  der  actiTen  RAbensneker- 
bbrikea  im  Zollvereine  und  ihre  Vertheil ung  auf  die*  einxelnen  Vereinf- 
ffulen  folgende: 


in  OatprenMen 

1 

in  Bayern 

11 

„  WestpreuMen 

3 

„  Sachsen 

2 

„  Posen 

5 

„  Warttemberg 

2 

D  Pommern 

6 

^  Baden 

8 

Q  Schienen 
n  Brandenburg 

21 

Q  Kur^Heisen 

4 

4 

p  Grossheriogthum  Hessen 

4 

Q  Sachsen  mit  Anhalt 

48 

^  Tbfiringen 

4 

1,  Westphalen 

3 

j,  Braunschweif 

Rheinland 

8 

,1  Nassau 

2 

'  in  Prensseu  &9    „  Frankfurt 


im  ganzen  Verein  136» 
nach  Diclerici,  statistische  Uebersicht  5.  Fortsetzung.  S.  288. 
Zur  Vergleichuiig  möge  der  Stand  in  der  Betriebsperiode  vom  1.  Januar 
bis  nlt.  August  18G0  dienen: 
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In  Ost-  und  Westpreussea 


—  in  Bayern  6 

2  „  Sachsen  3 

8  f,  Hannover  2 

40  „  Württemberg  6 

11  ^  Baden  t 

122  n  Kur^rstenthuui  Hessen  — 


■ ' '  „  Poßen 


„  Pommern 
■  „  Schlesien 


^  Brandenburg 


„  Sadisen 


2&* 
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selben  fing  bald  an,  auf  dem  vereinslandischen  Markte  die  Con* 
eurrenE  mit  dem  Colonialzucker  zu  halten.  Jenes  aber  war  Steuer« 
frei,  wahrend  anf  dem  letzteren  nicht  unerhebliche  Zdlle  rahten* 
Liess  sich  nrni  auch  dne  M ehrbelastnnf  des  ausser- 

europäischen  Produkts  im  Anlange  wohl  und  überhaupt  in 
solange  rechtfertigen,  als  die  vereinslaudische  Industrie  unter  un- 
günstigeren Bedingungen  zu  arbeiten  gezwungen  ist,  denn  die 
ProducentCT  in  den  Colonien:  so  erschien  es  doch,  auch  vom 
Standpunkte  der  Schntzzolltheorie  aus^  bald  nicht  mehr  ge» 
boten,  bei  dem  inländischen  Erzeugnisse  auf  alle  und  jede  Be* 
steurung  zu  verzichten.  Die  Steuerverwaltung  aber, 
welche  sich  bei  dem  allniahÜL!;  ziineliinemlon  Verl)raiirli6  des  un- 
besteu^en  vereinslandischen  Zuckers  in  einem  sehr  wesentlichen 
fiinkommenstheile  0  bedroht  sah,  konnte  sich  auf  die  Egonen 


Ausserdem  in  Anhalf-Dessan-Kötheii     17  im  Grosshenosthnm  Helsen  — 

„  Anhalt  Bernburg           13  in  Thttringen  2 

im  Grosiliersogthum  Weinnr  2  ^  Brwuisehweig  14 
„  FOrstenthum  Schwarxburg 

Rudolstadt                    1    „  Oldenburg  — 

„  Westphalen                    8^    „  Nassau  — 

Rheinland                     2  |,  Frankfurt  a/M.  — 


in  Pretusen  221  8i 

dazu  in  Luxenburg  — 


im  ganzen  Zolh  «  rein  255  Fabriken. 
1)  Im  Jahr  1840  sind  im  Zollverein  ir»  Einpan^  verzollt  worden: 
6,546  ZoIIctr.  Brod  elc.  u.  Zucker  mit  einem  Zollertrag  von    65,400  Thlr. 
143      g     Kohzucker  u.  Farin   ^     n  n        n  n 

1,017,587      j,     desgl.  f.  Siedereien   „     „         r        »  0,087,935  ^ 
11,363      „     Syrup  „     „  n        »       45,452  „ 

also  im  Gänsen  mit  einem  Zollertrag  von  6,200,134  Thlr. 
Zur  Yergleichung  möge  dienen,  dass  in  der  Periode  vom  1.  April 
1859  bis  31.  MSrz  1860  an  Zuckerzoll  und  Rübenzuckersteuer  '  zusammen 
9,419,257  Thlr.  8  Sgr.  6  Pf.,  an  Rubensleuer  allein  8,742,385  Thlr.  24  Sgr.  9  Pf. 
angefallen  sind.  Dabei  ist  übrigens  zu  beachten,  dass  seit  1840  nicht  nur 
die  relative  Zuckerrfinsuniliun  in  Folge  des  fortschreitenden  Wohlstands  im 
Zollvereine  überhaupt  gestiejjen  ist,  sondern  dass  demselben  inzwischen 
auch  Hannover,  Oldenburg,  früher  Braunschwpig-  und  andere  Stauten  bei- 
getreten sind,  und  dass  gerade  in  diesen  der  Zuckerverbrauch  ein  stärkerer 
ut,  aU  in  den  übrigen  ihetlen  des  Vereins.   (Im  Jahr  1852  war  die  Con* 
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Lehrea  der  ScbutzzoUtheoretiker  berufen,  wenn  sie  nun  darauf 
drang»  da98  mindesteiis  in  dem  gieiehen  Verhältnisse,  als  die  eiii- 
beimlsclie  Industrie  heranwadisen  würde,  auch  deren  Eraeugiäss 
in  die  Steuer  gelegt  und  diese  Steuer  nach  und  nach  erhöht  wer« 

den  sollte,  bis  die  einheimische  Industrie  endlich,  grossß-ezosren, 
die  nninlicliea  Abgabüii  wie  das  ('()l(iiii;il[ii()(hikt  zu  prtr;i<,n'ii  im 
jsitande  wäre.  Alsdann  könnte  die  gleich  hohe  innere  Steuer 
auf  das  inländische  Erzeugniss  wirklich  gelegt  werden,  welche 
auf  dem  ausser  verein  ständischen  Erzeugnisse  schon  als 
Zon  ruht  Dieser  Zoll  aber  wttarde  den  ihm  durch  die  Verhältnisse 
erst  aufgedrungenen  Charakter  eines  Schutz  zolls  wieder  ver- 
lieren, der  Zucktrzoli  wurde  wii  dtT  zum  Finanz  zolle  werden, 
was  er  zuerst  gewesen ;  zugleich  mit  (i*M  seinen  üetrag  erreichen- 
den inneren  Steuer  würde  er  dazu  beitragen,  dass  der  ganze 
mnere  Verbrauch  an  Zucker  gleichmässig  als  Steuerqnelle 
ausgenützt  werden  könnte. 

Die  Beiziehung  des  vereinsländischen  Rübenzuckers  zur  Be- 
steurunfif  war  nun  den  einzelnen  Zollvereinsslaaten  je  für  iliie 
Landesllieile  allerdings  auch  nach  den  seitherigen  Vereinbarungen 
nicht  untersagt.  Nur  wären  dieselben  alsdann,  nach  dem  oben 
hemeikten,  jeder  für  sich,  freilich  nicht  befugt  gewesen,  von  dem* 
jenigen  RObenzucker,  welcher  m  den  andern  Vereinsstaaten  erzeugt 
und  darauf  in  die  Gebiete  von  jenen  übergeführt  worden  sein 
würde,  am  Ii  eine  AusffIeicliiiiiLr<al>uabe  zu  eriu  Ihmi.  Das  Product 
der  übrigen  Vereiusstaaten,  und  zwar  auch  derjenigen,  in  weichen 
die  Fabrication  des  Rübenzuckers  gar  nicht  besteuert  worden  wäre, 
hätte  liier  also  jedenfalls  steuerfrei  gelassen  werden  mllssen,  wenn 
anch  der  eine  oder  andere  Contrahent  das  Erzeugniss  seiner 
eigenen  Lande  an  Zucker  mit  einer  Steuer  im  Acte  der  Fabri- 
cation hätte  beleiren  Wullen,  l  nttM' so  l>L'\v;ii)(l(cri  riiistaiulou  Mare 
aber  die  nothwendige  Folge  einer  derartigen  Sleuur  der  baldige 
Ruin  der  eigenen  Zuckerfabriken  gewesen.  Die  Concurrenz  des 
CokMiialznckers  war  und  blieb  zwar  vorerst  in  Folge  der  darauf 
fattenden  Eingangszölle  wirksam  beschränkt  ^  dagegen  wäre  jenen 


sumlion  de?  Zollrfrpins  an  Zucker  ZoUpfuntl  pro  Kopf,  die  den  iStener» 
Tereins       Zolfpfuud;  zu  vergl.  Dieterici  a.  tu  0,  265.) 
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Fabriken  in  den  um  den  Steuerbetrag  bevorzugten  Fa- 
briken der  übrigen  Yereinslande ,  sofern  dort  nicht  gleichzeitig 
etwa  auch  eine  solche  Steuer  eingeführt  worden  wäre,  eine  MR* 
weri»mig  entstanden^  welche  sie  nicht  hfttten  anshalteii  kdnnen. 
So  würde  alsdann  ^die  kaum  erst  eröfliiete  SteuerqueDe  der  Natur 
der  Sache  nach  bald  wieder  versiegt  sein.  —  Die  Besteuerung 
des  vereinsländischen  und  inländischen  Zuckers  seitens  der  ein- 
zelnen Vereinsstaaten  endlich  erst  im  Momente  des  Verkaufs 
oder  überhaupt  auf  anderem  Vi^ege  als  im  Anschlüsse  an  die  Fabri* 
oation  hätte  wieder  ihre  besonderen  Schwierigkeiten  gehabt 

Eine  Aenderung  der  bestellenden  vertragsniftssigen  Abreden 
unter  den  Zollvereinsregierungen  über  die  inneren  Verzehrungs- 
und Verbrauchs  stillem  der  einzelnen  Staaten  wurde  daher  schon 
hiedurch  zur  Is'othwendigkeit 

Dastt  kam,  dass  auch  die  Vereinbaningen  Über  die  inneren 
Steuern  und  Ober  die  Ausgleichungsabgaböi,  soweit  tn»  den  Wein 
betrafen,  weder  beiden  nördlichen  Ymbisstaaten,  welche  sich 
in  ihrem  Einkommen  Ton  der  Weinsteuer  im  Ganzen,  wegen 
der  Betheili^ingf  Süddeutschlands  am  Zoll  er  trage  für  den  zu- 
meist im  Norden  consurnirten  fremden  Wein,  geschmälert  sahen, 
noch  beiden  südlichen  Vereinsstaaten  befriedigten,  deren  nach 
Norddeutsdiland  bestimmte  Weine  trots  ihres  vereimAftndischen 
Ursprungs  nadi  wie  vor  benn  Uebergang  Uber  die  Grenze  von 
Preossen  u.  s.  w.  me  nicht  unbedeutende  Abgabe,  also  in  Wahr- 
heil trorz  des  Zoüverein;s  und  innerhalb  desselben  emen  Zoll  sa 
entrichten  hatten. 

Während  nun  aber  bei  den  Verhandlunf^en  des  Jahres  1841 
ißm  die  Fortdauer  des  deutschen  Zoll-  und  Handelsvereins  r<lck- 
sichtlich  der  Besteuerung  des  inUndischen  Zuckererzeug- 
nisses wirklich  eine  Vereinbarung  erzielt  worden  ist,  nach  welcher 
der  im  Umfange  des  Zollvereins  aus  Runkehrüben  verfertigte  Zucker 
mit  einer  überall  gleichen  Steuer  0  belegt  werden^  nach  welcher 

1)  Die  folgenden  Tabellen  sollen  einen  Ueberblick  über  die  Acnde- 
rungen  geben,  welche  seit  Gründung  des  Zollvereins  einerseita  in  den 
Zucker  Zöllen,  andrerseits  in  der  Rübensteaer  nach  und  nacb  tup- 
genommen  worden  sind,  um  beiderlei  Salze  einander  melur  und  mehr  sa 
ailwm: 
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lemer  der  £rtrag  dieser  Steuer  vom  1.  September  1844  an  ein 
gmekiflclMiftliciifir  sein  sdi  und  in  i^eidier  Weise  vie  das  Eint 


i.  Die  Zuckerzölle. 
1.  Zucker. 


2.  Syrup. 

h.  mii 
nierk- 


'  Ä  Brod  ^*  Fari»- 

u*.  und  Roh-  cLumpeii-  d.  Roll-  t.  ge-  liehen  Aih 

^      •     rfii J  etc.  *"cker  zucker  für  zuckor  üBr  wöhn-  theilenvon 

'      tackor       '^"^  Siddoreien  Siedereim  Ucher  krystalli- 


Thlr. 

11 
11 


.  p r  c U8- 
sischen 
Ctr.  ' 

1834 
1.  Januar  : 

1887 
1.  Januar: 

per  Zoll- 
'Ctr. 

im 

1.  Jawunr:.  10 

le.  mbmx  10 

1.  Sept. : 

1861 
1.  Sept. : 
( voraus - 
giriiriiithl 


Cousura 
Thlr. 

11 
9 


Thlr. 


Thlr. 
6 


TUr. 

6 
6 


10  : 

IQ 
7Vi 


9 
8 
8 
8 
8 
8 


6Vt 
d.bes.S«te 
befeitigt. 


5 
5 
5 
6 
6 


6 
6 
i 
2 

3 

2Vf 


II.  Die  Rflbensiickeritoiier. 


1841 


sirbarem 
Zncker 

Thlr. 


4 

der  beioB- 
dere  Sats, 

unter  Ver- 
weisung 
ffolcher 
Zuck  er* 
▲nflötu»» 
gen  zu  l.a. 
beaeitigl» 


1.  September:    V*  Kubenrobzucker 

l^^^^pMttbec :    l     p       „       n        II  '     »        ;  eriiüben  mit  1  '  s  Sgr. 
>.  '  vom  Cü,  grünen  Küben« 

1»  September  t   2     ^      „      g        n       n       »  erhoben  mit  B  Sgr.  vom 

Ctr.  grünen  Huben. 


•  I 
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kommen  an  Eingangszöllen  nnter  den  Vereinsstaaten  zu  theüea 
ist  0 :  —  war  die  Herstellung  einer  ähnlichen  UebereinstiiiimiBig 
in  den  sonstigen  inneren  Stenern  vom  Yeii^rauche  oder  gar  der  i 
AbscUuss  einer  Ueberelnkanft  wegen  der  Gemeinscliaflliclikeit  der  { 
Erträgnisse  von  diesen  Stenern  nicht  zu  erreichen.   Avch  in  der 
Folge,  nameiUlich  bei  den  Verhandlungen  über  die  Fortdauer  und 
Erweiterung  des  Zollvereines ,  welche  mit  dem  Vertrage  vom 
4.  April  1853  zu  einem  Absciilusse  gelangten,  kam  ein  derartiges 
allgemeines  Abkommen  nicht  zu  Stande.  Was  bei  diesen  ver- 
schiedenen Yeriiandlangen,  vom  Jahr  1841  bis  zum  Jahr  1853, 
allein  tvl  erwh^en  war,  ist  die  Anwendung  der  froher  zonttchst  { 
blos  mit  Bezug  auf  die  Aiisgleichungsabgaben  aufgestellten  Grund- 
sätze auf  die  inneren  Verbrauck^steueru  überhaupt,  so  dass  die 


1863 

1.  Septeniber :  6    Sgr.  Tom  Ctr.  grftnen  Raben  (20  Ctr. ,  wie  fftther  «- 
-    •  genommcii,  tu  1  Ctr.  Robr 

Bueker  gerechnet^  zs  4  TU. 
per  Ctr.  Rohsucker). 

1858 

1.  September:  7Vi    »    «    »      »        »    (nedi d.  gieicben  Ansats ss 

6  TU.  perCatr.  Rohzneker} 
ni  einem  Cntr.  Rehsv^Aer 
bedarf  man  aber  jels«  weit 
Hiebt  20  Ctr.  Rflbea»  iv 
vergl.  u.  a.  Helfer  ich  in 
Bd.  8  der  Zeitschrift  S.  74.) 
1)  Ueber  die  gleiche  and  gemeinschaftliche  Besteuerung  dea  Ronkel- 
rübenzuckers  im  Zollvereine  liegen  bis  jetzt  folgende  Vereinbarungen  vor: 
die  ücbereinkunft  vom  8.  Mai  1841,  das  protokollarische  Uebereinkommen 
vom  23  Oct.  1845,  und  die  Uebereinkünfte  vom  4.  April  1853,  16.  Febr. 
1858  und  25.  April  18G1.    Darnach  sind  die  oben  angedeuteten  Principien 
auch  jetzt  noch  die  niaassgebenden.  Sollte  die  Fabrication  von  Zucker  oder 
Syrup  aus  andern  inländischen  Erzeugnissen  als  aus  Rüben,  z.  B.  aus  Stärke, 
im  Zollvereine  einen  crhf>blichen  Unifancr  «gewinnen,  so  wären  die  Zollvcrcin?- 
regierungen  einverstanden,  dass  diese  Fabrication  ebenfalls  in  >ammtlichen 
Vereinsstaaten  einer  überstimmenden  Besteuerung  nach  den  für  die  Küben- 
zuckersteuer  verabredeten  Grundsätzen  zu  unterwerfen  sein  würde.  (Zu 
vergl.  z.  B.  Art.  4.  Abs.  2  des  Vertrags  vom  8.  Mai  1811,  dann  Art.  12. 
Abs.  2  des  Vertrags  roiii  4.  April  1853  über  die  Fortdauer  und  Erweiterung 
des  deutschen  Zoll*  und  HaudolsTereins.) 
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einzelnen  Yereinsstaaten  bei  deren  Anlage  fortan,  metnr  als  früher, 
an  gleichmässig  für  alle  gültige  Vorschriften  gebunden  erscheinen. 

Aber  auch  jetzt  noch  ist  es  insbesondere  in  dar  Befugniss 
jedes  Yereinsstaats  geblieben,  bei  dem  Uebergange  gewisser  Gegen- 
stände aus  dem  Gebiete  der  übrigen  Contrahenten  in  das  seiaige 
besondere  Abgaben  zu  erheben  und  den  Transport  solcher 
'6^6nstji]id^  bescmderen  C o  n t r  o  1  e n  sa  unterstenen;  Der  Ver- 
kehr im  lim  um  daa  Zoll  vei eins  ist  also  nach  wie  vor 
gehemmt  geblieben.  ; 
'<  jtyi  In  dem  Folgendem  wird  diess  nun  naher  zu  zeigen  sein. 
f:?'  f.  IHe  Artikel  B  des  Vertrags  vom  6.  Mai  IMl  ond  11  des 
¥6tltlftgs  Yom  4»  Aprii  185B  wiederhden  im  Eingange  die  fir^ 
iMning  der  Vereinsregiemngen,  dass  dieselben  ihr  Besahen  aof 
Herbeiführ  II  einer  Gleichmässigfkeit  der  Gesetzgchunorn  libcr 
die  iniieriMi  Sletiern  vom  Veibrauche,  sowie  der  Bei>teueruiJfi;s- 
s&tze  auch  fernei*  gerichtet  sein  lassen  w^den.  Insbesondere 
winden  sie  auf  Vereinigungen  mehrerer  Staaten 
««^i^l^ehen  inneren  Steuereinrichtnnge^n,  mil  oder 
«^to^  Cf^emeinschaftlichkeit  der  SteuerertrSge  hin- 
wirken. So  lange  aber,  bis  jenes  Ziel  erreicht,  sollen  hinsicht- 
Ikli  der  inneren  Yerijrauchssteueni  und  des  Verkelu's  inil  (k^n 
davon  betroüenen  Gegenständen  unter  den  Yereinsstaaten,  die 
Vereinbarungen  Platz  greifen,  welche  zur  mdgUchsten  Vermeidung 
dn^^auff  der  Verseliiedenartigkeit  der  Steuersysteme  Oberhaupt, 
«onl-nanieHtfidt  ans  UngleicMieit  der  StenersStze  erwachsenden 
Nachtheile  —  sowohl  l'ur  die  Pro  du  c  e  nl  c  u,  alb  lü  r  die 
Steuereinnahmen  der  einzelnen  Staaten  —  getroiien 
worden  sind. 

'  I.  Zunächst  haben  sich  die  ZoIIveremsregieruttgen  darüber 
velnÄindigt,  dass  es  zwar  jedem  einzelnen  Vereinsstaate  freigesteEt 
bleSi^f' die  auf  der  Hervorbringung,  der  Zubereitung 

dder^dem  Verbrauche  von  Erzeugnissen  bereits  ruhenden 
inneren  Steuern  beizub(jh;il(en.  7a\  veriuideni  uder  aufzuheiicn, 
sowie  neue  Mleuem  dieser  Art  einzuiuhrcn,  dass  aber  für  jetzt 
d6i)(^0iohen  Abgaben  nur  auf  folgende  inländische  und  gleich- 
natidlget ivereinsUndische  Erzeugnisse  als 

Brianntwein^  Bier,  Essig,  Malz,  Wein^  Most, 

9 
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Cid  er  (Obstwein),  Tabak/ Mehl  nad  andere 

Mühlenfabricate,  desgleichen  Backwaaren, 
Fleisch,  Fleischwaaren  und  Fett 
sollen  gelegt  werden  dürfen  C^.  IL  2  a  der  angeführten  Vertrags- 

artikeD- 

Auanahmsweise  kann: 

1.  In  der  freien  Stadl  Frankfurt  a^,  welche  auf  der 
^  einen  Seite  als  selbstftndiger  Ver^nsstaat,  aif  der  anderen  als 

städtische  Commune  (siehe  unten  V)  hier  in  Betracht  zu  ziehen 
ist,  auch  von  Brennmaterialien,  Getreide  und  Fourage 
wie  bisher  (zu  vergl.  das  Schlussprotokoll  vom  2.  Januar  1836 
vnd  das  Frankfurter  Ydlzngsprotokoll  §  7>  eine  Steuer  eriioben 
werden.   CSep.-Ärt  4  und  10  der  angef.  Vortrüge  je  unter  3.) 

2.  Ist  vorserglieh  vereinbart,  dass,  wenn  ein  bis  jetnt 
noch  nicht  gewöhnliches  Getränk  oder  Nahrungs- 
miltcl,  niö|T;e  dessen  ßereituiig  aus  Erzeugnissen  des  Vereins-In- 
oder  Auslandes  erloigen,  in  Aufnahine  kommen  sollte,  und  dessen 
Beiciehung  zur  Besteuerung  von  dem  einen  oder  dem  andern 
Vereinsstaate  fOac  angemessen  erachtet  werden  wUrde,  der  Ansatx 
einer  solehen  Steuer  jedem  Staate  gestattet  bleibe,  sei  es  nun, 
dass  er  dieselhe  für  eigene  Rechnung  oder  gcmeiiisciiarilicJi  mit 
andern  Vereinsstaaten  zur  Erhebung  bringen  werde.  Nur  seien 
alsdann  sämmtliche  Vereinsmitglieder  zuvor  davon  zu  benadi- 
richtigen  und  die  hienach  anzufiihrenden  Vereinbamngen  wegen 
gleiehmissiger  BehandiuRg  der  nümiidien  Erzeugnisse  der  übrigen 
Vereinsstaaten  zu  beobachten.  (Die  angef.  Sep.-ArL  je  unter  Z.  40 

3.  Von  allen  Erzeugnissen  dagegen,  von  welchen  entweder 
auf  die  in  der  Zolloi  dnung  vorgeschriebene  Weise  dargethan  wurd, 
dass  sie  als  ausländisches  Ein-  oder  Durchgangsgut 
die  zollamtliche  Behandlung  bei  einer  Erhebungsbehörde  des  iKiür 
Tereins  bereits  bestanden  haben  oder  derselben  noch  unter- 
1  legen 9  oder  von  welchen,  sofern  sie  zu  den  tarifmissig  zoll- 
freien gehören,  durch  Bescheinigungen  der  GrenzzoUömter  nach- 
gevnesen  wird,  dass  sie  vom  Ausla  n  d  e  eingeführt  worden  sind, 
darf  überhaupt  keine  weitere  Abgabe  irgend  einer  Art, 
sei  es  für  Rechnung  des  Staats  oder  für  Rechnung  von  Communen 
und  Corporationen,  erhoben  werden*  Vorbehalten  bleiben  allein 
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diij«iiigeii  Steueni,  wdobe  in  einam  VereimMAaate  avf  die  wei- 
tere Verarbeitung  oder  anf  anderweite  Bereltmigeii 

aus  solchen  Erzeugnissen ,  olme  Unterschied  des  auslimdischen, 
inlandisc  litMi  oder  vereinslandiischen  Ursprungs,  allgemein  gelegt 
iiad.    ii)ni  angef.  Vertragsarlikel  je  unter  Z.  I.) 

Der  Ii  ach  weis  der  stattgehabten  YeraoUang  dea  aiiaUbi* 
diiebeit  ;  Gutes  kann  also  nur  auf  die  in  der  Zollerdnung  voige" 
gdurid^ene  Weise,  d.  i  dureh  die  Zollquittung  <Z.-0.  §  19) 
geführt  werden.  Diess  gilt  nun  insbesondere  auch  für  Versen- 
dungen solcher  Gului"  :m.s  dcju  eiiiea  ia  den  aiuleni  Vcrcins- 
staat.  Auch  der  Anspruch  auf  die  vertragsmassige  ^Yeihelt  you^ 
den  unten  noch  naher  zu  besprechenden  Uebergangs Stenern 
istimil  der  ^Uquittung  zu  begrOndeUr  Doch  wurde  ausnahmsr 
meiBe.  geslatlet,  bei  Theilsendungen  an  und  filr  sich  ttber* 
gatifrssleuerpflichtiger,  aber  wegen  ihrer  vorherigen  Verzollung 
aJjga honfreier  G'et:ciist;(n(l(^ ,  an  die  Stelle  der  ZuUquittunff  eiae 
amthclie  ßescheiaigung  über  die  unmitli  lbar  vorher  stattgehabte 
Verzolhiiicr  der  ganzen  Waarenposi  treten  zu  lassen  (Uauptprot 
fiiian.-Conf.  §  91).  Ausserdem  aber  ist  vereinbart,  dass 
sa|cte.60genstande  tiberhaupt  nur  dann  von  der  Uebergangssteuer 
im  ^»leiben  sollen,  wenn  sie  unmittelbar  nach  der  Verzollung 
unter  FesUiallimo-  der  idetiüUit  durch  Blei-  und  Su^itelvei'sclduss 
und  unter  Beigabe  der  Zollquittung  u.  s.  w.  an  die  dem  Bebtim- 
mungsorte  nachstgelegene  Steuerbehörde  des  abgabeberechtigten 
Staales^JIberwiesen  werden  (Hauptprot  der  IL  Gen.-Conf*  §  38), 
INr  unmittelbaren  Versendung  nach  der  Verzollung  wird  es,  in 
Gemisheit  eines  besonderen  ProtokoUes  vom  3.  Februar  1854, 
gleichgeachtet,  wenn  verzollte  ausländische  Weine  uad  ^Spirituosen 
sofort .  d.  h.  noch  vor  ihrer  Ealleniuag  aus  dem  Zoilhote  und 
unter  amtlicher  Begleitung  in  eine  zu  diesem  Behufe  verschiedenen 
Stiwi^o,  z*,  B.  Frankfurt  a/M.,  Mainz,  OflTenbach,  Mannheim,  be- 
willigte Niederlage,  welche  unter  Aufsicht  der  Packhofsverwaltung 
gest^  ist,  verbracht  werden^  dort  aber  unter  Buchcontrole  und 
amtlichem  Verschlusse  geliulh  n  bleiben,  bis  sie  mit  den  entspre- 
chenden amtlichen  Ausw.  iseii  und  gehörig  ver.^irlicrl  an  die  in 
dia: ,  jtUchtung  des  Bestimmungsorts  gelegene  Uehergangsstelle  des 
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äteverroiiiaiides  der  nördlichen  ZoUTereiuMlaaten  abgefertigt 
den  können 

Nur  bei  fremden,  in  Ori cf inalflaschen  eingehen- 
den Weinen  darf  von  einem  weiteren  Nachweise  des  auslän-  - 
dischen  Ursprungs  nach  den  Formen  der  Zollordnung  dann  Ab* 
stand  genommen  werden  nnd  insbesondere  auch  die  Uebergangs* 
Steuer  dann  nneihoben  bleiben ^  wenn  dasjenige  Amt,  wdcheiB 
^  Erhebung  zustehen  wOrde,  den  Wein  nach  seiner  mora* 
1  i  s  €  h  e  n  U  tU)  e  r  z  e  u  g  u  n  g  für  ausländischen  erkennen  sollte. 
rSchlussprot.  vom  8.  Mai  1841.  Z.  4.  pos.  5.  lit.  b.  und  Schluss- 
prot.  vom  4.  April  1853.  Z.  7.  pos.  6.  lit.  b.> 

Femer  ist  die  schon  oben  unter  A.  angeführte  Vereinbarung 
hier  wieder  zu  erwähnen,  dass  eine  Udlergangsabgabe  von  Tabak 
dann  nicht  erhoben  wird,  wenn  die  Tabahsfabricate  unmittelbar 
aus  den  Fabriken  und  mit  einer  amtlichen  Bescheinigung  versendet 
werden,  dass  sie  nur  aus  ausländischen  Blattern  bestellen 
(Schlussprot.  vom  4.  April  1853.  Z.  7.  pos.  6»  lit.  a). 

Endlich  gehören  hierher  ctie  Vereinbarungen  In  den  Separat- 
artikebi  4,  Z.  1  und  2  zum  Vertrage  ▼om  8^  Mai  1841  und  10, 
Z.  1  und  2  zmn  Vertrage  vom  4.  April  1853.  Darnach  soB: 

a.  In  denjenigen  Zülivereinsstaaten ,  in  welchen  die  inneren 
Steuern  oder  die  Communal-  und  Corporationsabgaben  von  Ge- 
tränken so  angelegt  sind,  dass  sie  bei  der  Einlage  der  letz» 
teren  erhoben  oder  den  Steuerpflichtigen  zur  Last  gestellt  werden, 
der  Grundsatz  der  Freflassung  verzollter  auslflndisdier  Erzeugnisse 
von  Inneren  Abgaben  *)  wenigstens  in  soweit  Anwendung  finden, 
dass  die  erste  Einlage  verzollter  ausländischer  Getränke,  d.  h. 
diejenige,  welche  dem  directen  Bezüge  der  Getränke  aus  dem 
Auslande  oder  dem  Bezüge  aus  öffentlichen  Piiederlagen  oder 

1)  Zu  vergl  aach  Schröder,  Handbuch  für  Zollbeamte  5.  Aufl.  S.  120 
des  sweiteQ  Abschnitts.  Jahrbtcher  der  Zollgesetzgebung  1854.  S*  B6L 
e6&  Bann  1867.  S.  146.  646. 

2)  In  Warttemberg  ist  schon  unterm  22.  Juli  1986  ein  GeseU  er- 
gangoit  wornach  bei  dem  ausser  den  Staaten  des  deutschen  ZoUvereins 
erseugten  Wein  und  Branntwein,  welchen  Detailhindler  oder  Wirthe  gegen 
die  volle  Eingangsabgabe  aus  dem  nicht  vereinten  Auslände  oder  aus 
ZoIUagerhfins^n  unmittelbar  besiehm,  die  Erhebung  einer  Wirthschaltsab- 
gäbe  nicht  mehr  stattfinden  soll. 
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PriTatlagern  uumltelbitr  folgt,       jeder  inneren  Steuer  heßnä 

bleibt  0. 

b.  Die  einer  Commune  oder  Corporation  etwa  bewilligten 
Abgaben  auf  Brennmaterialien  und  Fourage  dtürfen  auck 
yon  aiulindtflebeii  Enseugnissen  erhoben  werden;  nnd 

c.  Unter  den  umeren  Stenern,  welche  die  weitere  Ver» 
•rbeltniig'  eines  Gegeitstandes  oder  anderweiHe  Bereilnil« 
g(Mi  niis  (leinsclbca  Ux'treii,  seien  die  Steuern  von  der  Fabriccilion 
des  Branntweins,  Biers  und  Kssigs,  ferner  die  Mahl-  und  Scblru  ht- 
steuem  zu  verstehen.  Aus iändisehes  Getreide,  Mal>z  uod 
Vieh  unterliegen  daher  diesen  Steuern  in  gleichem  Maam,  wie 
dtb  inländisohe  oder  yereinsländische. 

'  t'  -  v  Die  Vereinbarung  unter  lit  c.  wird  aber  noch  ergttnzt  durch 

die  Verabredung  der  XII.  Generalconrereiiz ,  duijs,  so  lange  ein 
höherer  Eingaiigäizoll ,  als  15  Silberurosclh  n  vom  Centner.  für 
Mühlenfabricate  aus  Getreide  und  üülsenlr üchte% 
]iAniüch;r<  getcbrotene  oder  geschälte  Körner,  Graupen,  Gries, 
ChinMpwl^lfehl  nbht  eintritt,  versolltes  ausländisches  Mehl  und 
vensdlte  iuslfindisehe  Mühlenfebricate  dw  bezeichneten  Art  aus 
Getreide  und  Hiilsenfrüchten,  iu  Beziehung  auf  innere  Besteuerung, 
sei  es  für  Rerhnunof  des  Staats  oder  der  ("(lummncn  und  Cor- 
powtiooen,  wie  inländische  Erzeugnisse  behandelt  werden  sollen» 

^ '  '  Bes;  Prot*  de  dto  Eisenach  am  26.  September  1856.  Z.  3. 

•fuviiii  Nadi  Artikel  i.  Abs.  2  der  Uebereinkünfle  vom  8^  Hai 
1841^  und  vom  4.  April  1853  wegen  Besleuernng  des  Rabe n^ 
znckers  darf  nelien  der  nberidl  bleichen  und  sämmtlichen 
Vereiii.ss[aa((Mi  gemeiiibeliaUlieheu  U  üben z uc  k  e r  -  Ste ii e r  in 
keinem  Falle  eine  weitere  Abgabe  von  dem  Uübenzucker, 

1)  Die  angül'ulii'ten  fciepeiaiarUkcl  eiillial(«-ii  stiiianu  mn  h  iljc,  uiisiialiitis- 
weise  Bestimmuug,  dass  W  ii  r  1 1  e  m  b  e  r  g  und  ii  a  ti  e  n  ihre  ücli  aukcsleuern 
aucli  \uii  den,  gegt  ii  t  liu  u  r  i  jua i  tr le  n  Zollsatz  eingclienden  S  ch  >v  e i  z  e r 
B  od  en  s  e  e  w e  i  II  i- Ii  »uilen  erheben  dialen.  Die  Zullbegünstigunc  dieses 
Broducts  der  utn  den  Bodensee  gelegenen  Schweizer  Cauloiie  i^t  jcduch 
nij^  ^nigen  weiteren  Zollbegünstigungen,  welche  der  Schweiz  bis  dahin 
I9|l^ft^de&  worden  waren ,  schon  im  Jahr  1851  zurückgczugen  woidei^ 
(BegbL  für  das  Köuigr.  Würltbg.  1851.  S.  194;.  Dass  dieMibe  gleichwohl 
m  der  gedachten  Stelle  des  Vertrags  von  1853  als  noch  bestehend  erwihnt 
wird,  muM  nf  einem  Versehen  beruhen. 
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weder  für  Rechnung  des  Staats^  noch  für  Rechnung  der  Communen 
eriioben  werden. 

5.  Die  innerhalb  des  Vereins  erzeugten  Gegen- 
itinde,  welche  durch  einen  Yereinsstaat  nur  transitiren,  um 
entweder  in  einen  andern  Staat  des  ZoUweina  oder  met  den 
Auslände  geführt  m  werden,  unterliegen  endUdi  enwr  inneren 
Stencar  dort  ebenMs  nicht  (zu  vergL  die  mehrfhch  angeflihrlMi 
offenen  Artikel  der  Verträge  von  1841  und  ISüö  uiUer  Z.  II.  O; 
vorausgesetzt,  dass  dieselben  gehörig  verschlossen  und  unter  den 
geeigneten  Controien  das  Geinei  des  zwischenliegenden  Staats 
ttberschniten  0* 

6.  Auf  der  Xm.  GeneraloonfereBZ  hat  man  skh  nach  §  24  des 
Haiqplprotok(^s  auch  noch  darüber  vereinigt,  dass  übergangssteuer- 
pflichtige Gegenstände,  welche  aus  einem  der  in  Gemeinschaft 
der  Ueb er g an gs ab  gaben  stehenden  Staaten  nach  einem 
andern,  nicht  zu  dem  betreffenden  Verbände  gehörigen  Vereins- 
staate gesandt  worden  sind,  von  dort  aber  unverlKaafl 
turflckkommen,  bei  unzweifelhafter  Iddntitttt  mit  Genehmi- 
gung der  Difeetivhehdrde  avsnalunswdse  Übergangsabgaben- 
frei  eingelassen  werden  können.  Diese  Bewilligung  soll  auch 
auf  diejemgen  übergangsabgabenpüichtigen  Gegenstände  Anwen- 
dimg  finden,  welche  in  der  ZoUvereinsniederlage  zu  Bremen  ge- 
lagert haben  und  nun  von  dorther  wieder  eingeiien.  Bei  Gegen- 
stttiden  jedoch,  welche  gegen  Empfang  einer  StettervergUtung 
ausgefllhrt  worden  snad,  whrd  die  abgabenfineie  Wiedereinfuhr  an 
die  Bedingung  geknüpft,  dass  diese  Vergütung  zuvor  zurüd[< 
gegeben  werde. 


Nachdem  jetzt  der  Kreis  derjenigen  Gegenstände,  wdche 
hineriialb  des  Zollvereins  allein  noch  inneren  Steuern  für  den 

Fall  ihres  Consums  unterworfen  werden  dfirfen,  abgegrenzt  ist, 
und  nachdem  weiter  die  Voraussetzungen  bezeichnet  sind,  unter 
welchen  auch  bei  solchen  Objecten  nur  eine  Besteuerung  zulässig : 
können  wir  auf  die  weiteren  Vereinbarungen  übergehen,  welche 


1)  Zu  vergi.  Jaiiibucher  der  ZuUgeaeUgeijuug  ibin.  b.  645» 
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för  den  Ansatz,  wie  für  die  Erhebung  und  Sicher  stellung 
der  inneren  Consumtionssteueni  eben  aus  jenen  Steuerolijecten 
inländischen  oder  vereinsländischen  Ursprungs  die  Grundlage  bilden. 

IL  Was  den  Ansatz  der  ioneren  Steuern  vom  Verbraudie 
belriSly  so  hahen  sich  die  Vereiosregiemngen 

.  !•  zunächst  über  bestimmte  Sätse  verstttndijrt,  deren 
Beträge  bei  Abmessung  der  inneren  Steuern  vom  Branntwein, 
BifM  ,  \\  t  j  n  und  Tabak  überhaupt  nicht,  also  auch  iiidil 
1)0 im  AnsaUe  der  Ut-bergangssteuern  von  den  gleichnamigen 
vereinsländischen  Erzeugnissen,  ilberschri 1 1 r n  werden. sollen. 
Für  die  inneren  Verbrauchsabgaben  von  den  übrigen  unter  I.  ge- 
aumten  Gegenständen  hielt  man  dagegen  die  Vereinbarung  euoier 
Maxinialgrenze  nicht  für  noöiwendig.'  (Zu  vergL  die  angeftihrten 
offenen  Arükcl  der  Verträge  von  1841  und  1853  unter  /.  IL  2  b. 
i,ip4  die  Separatarlikel  4,  resp.  10  zu  denselben  je  unter  Z.  5.) 

Ji,, Hnhpn  die  Vereinsregierungen  zugesagt,  bei. allen  Ab-. 
gabe%  weiche  in  ihrem  Bereiche  gemäss  den  unter  L  angeführten 
B^s^ünumgen  sum  Ansätze  kommen,  eine  gegenseitige 
»  Gleichmässigkeit  der  Behandlung  dergestalt  stattfinden 
zu  lassen,  dass  das  Erzeußfuiss  eines  andern  Staates  des  Zoll- 
vereins unter  keinem  Vorwantie  huUer  oder  in  tuuer  l:4«:tii5Pren 
Weise,  als  das  inländische  oder  als  das  Erzeugniss  der  übrigen 
Vereinsstaaten  besteuert  werden  solle.  Auch  haben  sie  allseitig 
ausdrücklich  anerkannt,  dass  dem  eben,  gedachten  Grandsatze 
dnrfsh.  gleichmässige  Anwendung  der  nämlichen  Erhebungs- 
sälze  auf  das  inländische,  wie  auf  das  vereinsländische  Erzeug- 
niss  bei  denjeiii^fMi  iiim  ii  n  Steuern,  welche  naeiidem  VV  erthe 
der  W^aare  erhoben  weiden,  noch  nicht  völlig  Genüge  geschehen, 
würde,  dass  hiezu  vielmehr  noch  weiter  erforderlich  sei,  auch  bei 
Feststellung  des  zu  besteuernden  VITerthes  das  in- 
UUutisdie  Erzeugniss  nicht  vor  dem  vereinsländischen  zu  begün- 
stigen. (Zu  vergl.  die  aneref.  offenen  Artikel  unter  Z.  IL  3,  die 
angeliiliiten  Separiil.uiikui  unter  Z.  G.) 

Als  die  Cousequenzen  dieses  Grundsatzes  ergeben  sich  nun 
£|]||^nde : 

3*  Yereinsstaaten,  welche  von  einem  inländischen  Er- 
zeugnisse keine  innere  Steuer  erheben,  dürfen  auch  das  gleiche 
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tereinslftndiirclie  Bneogiiss  itichl  besfenenL  Aium&hms- 
vrme  kt  tmr  denjenigen  here^  im  ZolHrereine  befiiMfiicheii 

Staaten ,  in  welchen  kein  Wein  erzeugt  wird ,  freigestellt, 
von  den  vereinslandischen  Weinen  eine  Abgabe  zu  erheben,  auf 
deren  Bemessung  die  Bestimmung  der  Ziffer  1.  alsdann  ebemk^ 
Aa  Wendling  finden  soll  Für  eine»  dem  ZoUverein  etwa  noch 
beitretenden  Staat  ohne  eigenen  Weinbau  wttrde  aber  jene^AM»« 
nähme  in  keiner  Weise  prajadioiren,  falls  derselbe  sich  iiich^ 
gleich  überhaupt  dein  inneren  Steiu  rsyälciiie  des  einen  oder  an- 
dern der  Vereinsgenossen  anschlicssen  nii  w  lite.  (Zu  vergrl.  die 
angef.  offenen  Verlr.-Art.  je  unter  Z.  IL  3  a,  die  Separatart  je 
anter  Z.  7,  das  Sehlussprotokol}  von  1841  unter  4.  Z.  1,  da»  tnü 
1853  unter  7*  Z.  l.>  ^  ♦  v 

Femer 

4.  Soweit  nun  aber  in  den  Vereinsslaat  ca  von 
dem  einen  oder  andern  Gegenstände  der  Consuin- 
tion  eine  innere  Steuer  erhoben  wird,  darf  ein  solcher 
Staat  die  aus  den  ttbrigen  Vereins  Staaten  herrtthrel»^ 
den  Erzeugnisse  der  nftmliohen  Gattung^  ■  " 

a.  wenn  der  Ansatz  jener  inneren  Steuer  bei  dem  Kaufö 
oder  y erkaufe  oder  bei  der  Verzehrung  des  betreffenden 
Verbi  aui;libai  likels  €i  lolgt .  in  sf  1  e  i  c  h  e  r  M  Ci  s  e ,  jedoch  nur 
in  gleicher  Weise,  ebenfalls  zur  Besteurung  ziehen. 

b»  Wird  dagegen  die  innere  Steuer  auf  die  Zabereittt»|( 
oder  auf  die  Hervorbringung  eines  Consumtionsgegenstflule^ 
gelegt,  so  darf  der  gesetzliche  Betrag  dieser  inneren 
Steuer  bei  derEinfuhr  des  gleichnamigen  Ar  Ii  krls 
au  s  einem  anderen  Vereiiib&laate  voll  auch  auf  den 
letzteren  gelegt  werden.  Soweit  übrigens  zwischenmehreren 
zum  Zollverein  gehörigen  Staaten  eine  Vereinigung  zu  gleichen^ 
Steuereinrichtungen  besteht,  werden  diese  Staaten,  in  Ansehui^f 
der  Befugniss ,  die  betreffenden  Steuern  gleichmässi^  auch  iwA' 
vereinsländischeu  Gegenständen  zu  erheben,  —  als  ein  Ganz^* 
betraelitel. 

Zu  vergL  die  anget.  oücm  n  Artüiel  unter  Z.  II.  3  b,  c.  und  d. 
Diese  vertragsmässigen  Bestimmungeu  C^iffer  4  b)  bilden 
die  Grundlage  für  den  Ansatz  von  Uebergangs steuern  in 


Digitized  by  Google 


I 


im  Innern  des  deulsclien  ZoUvereiiu. 


389 


Verkehr  z\\ischen  den  einzelnen  ZolIvereinsstüHten.  Schon  hieraus 
geht  hervor,  dass  dieselben  keine  besondere  ::>teuerari  bilden, 
dass  sie  vielmehr  nichts  anderes  sind,  als  eine  besondere  Er- 
hebangsform,  welche  innerhalb  des  Zollvereins  bei  der  Be- 
«leiiering  der  Conmmtion  ttberhanpl  mil  zur  Anwendung  ge- 
bracht ^mrd)  welche  am  meisten  Verwandtschaft  mit  ddln  Zolle 
von  der  Eiiilulir  der  Consumüansa'Cflfenstände  »iis  ihm  Aus- 
lände zeigt,  welche  sich  aber  hievoii  doch  wieder  stlion  prin- 
cipiell  dadurch  unterscheidet,  dass  die  Uebergangssleuern  ledig- 
li^^h^  einen  finanziellen  Zweck  habenv,  lediglich  Steuern 
sei«  soBen-  (zu  veigl.  oben  Ziffer  II,  2),  wtfhrend  bei  den 
£#t^}oii  aof  dien  denjenigen  Gegensttnden  wenigstens^,  welche 
im  Auslande  und  im  Inland  hergestellt  und  producirt  werden, 
liebe  Ji  dem  liuaiizieUeii  ia^l  iujiiicr  auch  eiü  polizfilichrr .  oin 
Volks  wir  thschaft  lieber  Zweck  verfolgt  wird.  Von  den 
Eiogeigszöllen  des  .  Zollvereins  insbesondere  aber  unterschäden 
skhp  die  Uebergangssteuem  nach  dem.  Vorstehenden  auch  nooh 
dadONin^' dass  die  letzteren  sich  enge  an  die  Stenergeselze 
d'Or  «einzelnen  Vereinsstaaten  anschlies  sen,  wäh- 
rend dif  Zolle  Im  sich  und  ohne  eine  solche  Rück>ichl  aul 
die  Landesjjieuergesetzgebuiigcti  bestimmt  werden,  üiiic  Burksieht, 
welche  auch  bei  der  noch  bestehenden  Verschiedenheit  in  den 
Steuetsystemen  und  Steuersätzen  der  einzelnen  .Vereinsstaaten 
kaum  alterBeits  genommen  werden  könnte. 
-  r  Sofern  nun  aber  der  Grundsatz  als  maassgebend  anerkannt  ist, 
(hi.s.'s  die  ücset/üclicii  Detriifife  der  iniieni  Consuiiili(ii>s<;teuern,  soweit 
!L'lzt( bei  der  HeiTuibiinguiig  oder  Zubereit iiiiir  der  Verbrauchs- 
gegenstande erhoben  werden,  im  Falle  der  ij;inruhr  der  gleich* 
asffiigcn  Gegenstände  aus  andern  Vereinsstaaten  voll  angesetzt 
werdan  dttrfen^  erschemt  es  jetzt  ganz  unbedenklich,  für  den 
FaBjdar.  Ausfuhr  der  bereits  besteuerten  inländischen  Producte  oder 
Fabricate  nach  andern  Vereinsstaaten  Steuerrückverguliingren 
allgemein  zu/.uhissen.  Die  letzleren  Staaten  erheben  ja  alhd;mu 
sellisl  die  gleii;he  bleuer  davon,  welche  sie  auch  von  ihren  eigenen 
Krzuugaissen  fordern,  ihre  Froducenten  und  Fabrikanten  erleiden 
also  jdurch  die  Steuerrttckvergtttungen  der  andern  Staaten  keinen 
NacfatheiL  Dagegen  ist  es  für  alle  vereinsli&ndischen  Froducenten 

ZtiMr.  t  Staitttw.  18C1.  UI.  H«IL  26 
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und  FabrikanteB  von  ConsomtionsgegeiuMmieiL  von  Werth,  im 
FaD  ihres  Absatzes  nach  andern  Stenergebieten,  in  stenerlieher 
Hinsicht  nicht  ungünstiger  als  die  dortigen  ConcuiTeiitea  behan- 
delt zu  sein.  Es  ist  desshalb 

5.  verabredet ,  dass  einmal  diejenigen  Staaten ,  in  welchen 
innere  Steuern  von  einem  Consumtionsgegenstande  hei  dem 
Kaufe  oder  Verkaufe  oder  hei  der  Verzehrung  desselhen 
erhoben  werden,  die  Abgabe  dann  unerhoben  oder  ganz 
oder  theilweise  zurückerstatten  lassen  können,  wenn 
ein  solcher  Gegenstand  nach  andern  Vereinsstaate n 
übergeht;  femer  dass  auch  diejenigen  Staaten,  welche  innere 
Steuern  auf  die  Uervorbri ngung  oder  Zubereitung  eines 
Gegenstandes  g^gt  haben,  bei  dar  Ausfiihr  des  letzteren  nach 
anderen  Vereinsstaaten  die  Steuer  theilweise  oder  bis  zum 
vollen  Betrage  zurückerstatten  lassen  dürfen. 

Uebricfcns  soll  eine  Sieuernickvergütunt)  nur  in  soweit  ge- 
währt werden,  als  die  betieüenden  Staaten  eine  solche  auch  bei 
Ausfohren  des  besteuerten  Erzeugnisses  nach  dem  Verein s- 
auslande  leisten;  und  in  keinem  Falle  soll  mehr  erstattet 
werden,  als  zuvor  an  Steuer  wirkliGh  bezahlt  worden  war,  damit 
die  Vergütung  nicht  ,  die  Natur  und  Wirkung  einer  Ansfnhrprftmie 
erhalte.  Auch  ist  die  Steuerrückvergütung  den»  Exporteur  erst 
zu  verabfolgen  oder  der  letztere  nach  Umständen  von  der  Ver- 
bindlichkeit zur  Steuerzahlung  erst  dann  zu  enüasten,  wenn  der 
Eingang  der  besteuerten  Erzeugnisse  in  dem  angrenzenden  Ver- 
einsstaate oder  in  dem  Lande  des  Bestimmungsortes  genügend 
(z.  B.  im  Wege  der  Uebergangsscheincontrole)  nachgewiesen 
sein  wird. 

Beim  Tabak  ferner  ist  die  Befugniss  zur  Steuererstattung 
beschränkt  auf  die  nach  andern  Yereinsstaaten  übergehenden 
rohen  Tabaksblätter.  Preussen  aber  für  seine  östlichen 
Provinzen,  dann  das  Königreich  Sachsen  und  der  Thürin- 
gische Verein  haben,  um  etwaigen  Missbrftnchen,  insbe- 
sondere zur  Efsehleichnng  der  Steuervergütnng  für  den  in  andere 
Vereinsstaalen  übergehenden  ausländischen  Wein,  vorzubeugen, 
auf  die  Befugniss  zur  Zurückerstattung  der  Weinsteuer 
verzichtet. 
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Zu  vergl.  die  angef.  offenen  Artikel  der  Verträge  von 
1841  und  1853  je  unter  Ziffer  II,  3  b  und  c,  den  Separat- 
artikel  4  zum  Yertri^e  vom  8.  Mai  1841  Z.  11  und  den 
Separatartikel  10  som  Vertrage  vom  4.  April  1853  Z.  10; 
dann  das  Schlussprotokall  vom  8.  Mai  1841  Z*  4,  Punkt  2 
und  4,  das  vom  4.  April  1853  Z.  7  Punkt  2  und  5. 
6.  Uebersichten  Ober  die  Steuersätze ,  welche  in  denjenigen 
Vereinsstaaten,  wo  innere  Steuern  aut  die  Hervoi bringung  oder 
Zubereitung  gewisser  Erzeugnisse  gelegt  sind ,  von  den  gleich- 
namigen vereinsländischen  Erzeugnissen  erhoben  werden,  sowie 
über  die  von  solcheii  bewilligten  Steuerrückvergütungssätze  sind 
sdion  zu  verschiedenen  Malen  >  auf  Grund  der  von  den  Vejreins- 
regierungen  gemachten  Mittheilungen  Ober  die  Steuergesetz- 
gebungen ihrer  Staaten,  aufgestellt  und  veröffentlicht  worden. 

Zu  vergl.  Pochhammer ,  Jahrbücher  der  Zollgesetzgebung 
1842.  S.  445  ff.  Jahrbucher  der  Zollgesetzgebung  1854 
S.  596. 

Im  übrigen  haben  sich  die  Zollvereinsregierungen  zugesagt, 
gegenseitig  mittheilen  zu  wollen,  wenn  irgendwo  Veränderungen 
in  den  bestehenden  Steuersätzen  und  in  den  Gesetzen  oder  Ver- 
ordnungen iiber  die  gedachten  inneren  Steuern  eintreten  sollten. 
Sie  werden  damit  den  Nachweis  verbinden ,  dass  die  neuen  Steuer- 
oder Rückvergütungsbeträge  den  vereiobarten  Grundsätzen  ent- 
sprechen. 

Doch  würden  etwaige  Reclamationen  dagegen  seitens  an- 
derer Vereinsregierungen,  —  wie  allseitig  viriederholl  anerkannt 

worden  ist,  —  die  Anwendung  jener  Satze  nicht  hin- 
dern können,  sondern  allein  die  Folge  haben,  dass  im  Corre- 
spondenzwege  oder  auf  der  Generalconferenz  zu  versuchen  wäre, 
deren  Erledigung  zu  bewirken.  ^> 


1)  Bei  der  X.  Generalconferenz  ht  die  letzte  (iesanimiüberüitlit  ul>er 
die  UebergangssteuersftlEe  «urgestelU  worden.  Dabei  kabeu  sich,  nach 
§  68,  n  des  HanpIprotokoUä ,  mehrere  der  Vereinsregierungen  ausdrücklich 
▼erwehrt,  dvu  durch  ihre  Mitwirkung  bei  Feststellung  jener  Uebersicht 
die  Bedenken  nicht  aufgegeben  »eien,  welche  gegen  die  in  einseinen 
Stinten  snr  Erhebung  kommenden  Abgabensitze ,  elf  den  vertragsmiwigen 
Beitimmungen  nicht  entiprechend,  bestanden  —  dnss  vielmehr  die  Ueber- , 

26* 
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Zu  yergl  die  angef.  offenen  Artikel  4er  Yertrftge  von 
1841  und  1853 V unter  Ziffer  n,  3  c,  Absatz  2  und  Z. 
6  a;  den  Separatartikel  4  zum  Vertrafre  vom  8.  Mai 

1841  Z.  10  und  den  Separatartikel  10  zum  Vertrage  vom 
4.  Aprü  1853  Z.  9. 

An  diese  Yereinbarongen  wegen  des  Ansatzes  innerer 
Stenern  vom  Verbrauche  Oberhaupt  9  insbesondere  aber  wegen  des 
Ansatzes  der  U e bergan gs steuern,  schfiessen  sich  sodann 

die  Bestimmungen  wegen  der  Erhebung  dieser  Abgaben,  und 
namentlich  die  Bestimmungen  wegen  der  Ueberqrangscon- 
trole  unmittelbar  an.  Die  Uebergangssteuem  und  die  Ueber- 
gangscontrolen  aber  nehmen  als  Hemmnisse  des  freien  Verkehrs 
im  Zollverein  unser  Interesse  hier  ganz  besonders  in  Anspruch* 

III.  Die  Verabredungen  in  Betreff  der  Erhebung  und 
Sicherstellung  der  privativen  Steuern  vom  Verbrauche  be- 
ziehen sich  nun  im  Wesentlichen  hauptsächhch  auf  die  üeber- 
gangssteue  rn ;  nur  bezüglich  der  Vorschriften  wegen  der 
Erhebung  von  diesen  bedurfte  es  auch  Oberhaupt  eines  weiteren 
allseitigen  Einverständnisses ,  wogegen  bei  der  Uebergangs- 
Gontroie  allerdings  wieder  die  Sicherung  der  inneren  Steuern 
vom  Verbrauche  überhaupt  mit  bezweckt  wird. 

Die  Erhebung  der  Uebergangssteuern  soll  für  die 
Regel  in  dem  Lande  des  Bestimmungsortes  stattfinden,  sofern 
solche  nicht,  nach  besonderen  Verabredungen  entweder  durch 
gemeinschaftliche  Heiiestellen  an  den  Binnengrenzen  0»  oder 
schon  im  Lande  der  Versendung  fllr  Rechnung  des  abgabebe- 
rechtigten Staats  erfolgen  kann,  wobei  alsdann  besondere  Vor- 


sicht lediglich  dazu  dienen  solle,  die  zur  Zeit  besiehenden  factischeu  Ver- 
hältnisse 7,u  regeln.  Hieraus  gehl  hervor,  wie  wenig  die  obigen  Ucstim- 
mungen  ausreichen,  um  eine  befriedigende  Lösung  derartiger  Controversen 
zwischen  einzelnen  Vereinsregierungen  herbeizuführen.  Allerdings  bliebe 
nach  den  Verträgen  (z.  B.  Sepaiatartikel  18  zum  Vertrage  vom  4.  April 
18SS)  hiefiir  noch  die  Berufang  as  ein  Schiedsgericht  übrig.  Allein 
?on  dieaem  Rechtiniiltd  ist  meine»  Wissens  bis  jetzt  im  ZoÜTerein  über- 
haupt noch  nie  Gebrauch  gemacht  worden. 

1)  Z.  B.  Jahrbücher  der  Zollgesetzgebung  1858.  5.  321. 
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kehningen  zum  Zwecke  der  Sicherung  der  inneren  Stenern  Ober- 
haupt nöthig  werden. 

Die  gemeinschaftlichen  AnmeldesteOen  aber  an  der  Binnen-, 
grenze  zwischen  Bayern,  Wttrttemberg,  Baden  einerseits  und 

den  übrigen  Vereinslaiiden  andrerseits  sind  durch  Art.  2  des 
Vertrags  vom  8.  Mai  1841  aufgehoben  und  ist  dadurch  der  Ver- 
kehr, mit  Handelsgegenständen  wenigstens,  an  dieser  Binnengrenze 
*voQ  den  weiteren  Controlen  befreit  worden.  Aufrecht  erhalten 
wurden  dagegen  diejenigen  Controlen«  welche  zum  Behufe  der 
Sicherung  der  Uebergangssteuem  erforderlich  sind.  Auch  diese 
Controlen  sollen  übrigens  auf  eine  den  Verkehr  möglichst  wenig 
beschränkende  Weise  und  nur  nach  gegenseitiger  Verabredung 
getroifen  werden.  Wo  sich  der  Ansatz  der  Steuern  nach  dem 
Werthe  des  Gegenstandes  bestimmt  ^  soU  insbesondere  auf  Ein- 
richtungen Bedacht  genommen  werden ,  nach  wekhen,  im  FaUe 
des  Uebergangs  der  steuerpflichtigen  Brzeugnisse  aus  andern 
¥erein8staaten ,  die  Ermittlung  des  Werths  erst  am  Bestimmungs- 
orte, mit  Vermeiduntr  aller  zeitraubenden  und  beschwerlichen 
Untersuchungen  unterwegs,  eintreten  könnte. 

N  ■  .  Zu  vergl  die  offenen  Artikel  der  Verträge  von  1841 
und  1853  S  und  11  je  unter  Z.  II,  4,  Separatartikei  4 
zum  Vertrage  vom  8.  Mai  1641  Z.  12,  Separatartikel  10 
zum  Vertrage  Yom  4.  April  1853  Z.  11. 
Zur  Ausführung   der  vorstehenden  Verabredungen  ist 
»wegen  Erhebung  und  Controlirung  der  inneren  (üeber- 
.gangs-)  Steuern  von  vereinsländischeni«  (im  Gegensatz  zum  in- 
ländischen) »Branntwein,  Bier,  Wein,  Obstwein  und  Tabak« 
naich  dem  besonderen  Protokolle  vom  8.  Mai  1841  eine  pro- 
visorische Uebereinkunft  abgeschlossen  worden,  deren  de- 
finitive Festslellung  der  nächsten  GeneralconttTcnz  vorbehalten 
blieb,  mit  wenigen  Modificationen  inzwischen  auch  bei  der  fünften 
Generalconferenz  (HauptprotokoU  §  26)  criolgte.     Zwar  halte 
man  hiebei  in  erster  Linie  nur  die  steuerliche  Regelung  des  Ver- 
kehrs mit  jenen,  der  inneren  Besteuerung  unterliegenden  Gegen- 
ständen von  und  nach  Preussen,  Sachsen,  Kurhessen  und  Thü- 
ringen im  Auge.   Allein  zugleich  hielt  man  doch  darauf,  den 
Abreden  eine  allgemeine  Fassung  dergestalt  zu  geben,  dass 
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solche  geeignet  würden,  auch  die  Grundlage  für  diejenigen  An- 
ordnungen zu  bilden  9  welche  Behufs  der  Erhebung  und  Contro- 
liftittg  der  inneren  Steuern  beim  Verkehr  swischen  den  andern 
Vereinsstaflten  ebenfaUs  zu  treffen  wfiren. 

Im  Einzehien  bestimmt  die  Uebereinlninfl  nun : 

1.  dass  der  Ue  her  gang  der  steuerpflichtigen  Gegenstände 
über  die  Binnen  grenzen  nur  aul  bestimmten  Strassen 
(den  Ue bergan  gs  s  trassen)  erfolgen  dürfe  C§  1  und  8)^- 
an  weichen,  je  nacli  Bedürfnisse  nahe  den  Grenzen,  unter  Um* 
stftnden  gemeinscbafUiche ,  Hebe-  und  Abfertigungsstellen  zu  er^ 
richten  sind  (§  1  und  3). 

2.  Bei  dem  Uebergange  steuerpflichtiger  Gegenstände  aus 
einem  Vereinslande  in  das  andere  mnss  die  Entrichtung  der 
Steuer  bei  der  Steuerstelle  im  Bestimmungsorte  erfolgen,  wenn 
nach  der  Steuereinrichtung  im  Lande  der  Bestimmung  die  be^ 
treffende  innere  Steuer  überhaupt  nur  am  Bestuumungsorte  zu 
erheben  ist  (§  4.  Abs.  1)  j  (wie  z.  B.  die  Wirtbschaftsabgabe  von 
Wein  und  Obstmost  in  Württemberg,  die  Accise  und  das  Ohm- 
geld von  Wein  und  Obstmost  in  Baden).  In  solchen  Fällen  han- 
delt es  sich  alsdann  aber  überhaupt  nicht  von  Uebergangssteuem, 
sondern  von  den  oben  unter  ZiiTer  II,  4  a  näher  bezeichneten 
Abgab«$n  yon  Tereinslündischen  Erzengnissen.  In  den  übrigen 
Ffillen  (oben  Ziffer  II,  4  b)  kann  die  Erhebung  der  Uebergangs* 
Steuer  entweder  ebeffiMls  erst  am  Bestimmungsorte,  oder  bei  der 
Grenzsteuerstelle,  oder  endlich,  eine  besondere  Vereintianmg 
zwischen  den  beliieiligten  Staaten  vorausgesetzt,  auch  sclion  im 
Lande  der  Versendung,  aber  auch  dann  für  Rechnung  desjenigen 
Staats  erfolgen,  wohin  der  steuerpflichtige  Gegenstand  verführt 
werden  soH  (§  4  Abs.  2  und  §  5). 

>  3.  Zur  Gontrolirong  derjenigen  vereinsländischen  Er- 
zeugnisse aber,  lur  welche  die  Steuer  erst  am  Bestimmungsorte 
entrichtet  werden  will,  oder  welche  durch  einen  Vereinsstaat  nur 
transitiren  sollen  (mit  der  Bestimnmng  nach  anderen  Theilen  des 
Staats  aus  weichem  die  Versendung  erfolgt  —  nach  einem  anderen 
Vereiilsstaate  —  nach  dem  Vereinsauslande) ;  —  tritt  bei  den  be- 
treffenden ^renz  steuerstellen  die  Abfertigung  auf  Ue  ber- 
gan gsschein  insbesondere  dann  ein,  wenn  entweder  in  den 
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veradiiedeneii  in  Frage  stelieiiden  Vereinsstaaten  ^  oder  doch  in 
dem  m  dttrchfahrenden  Lande  das  zu  versendende  Erzeugniss  zu 
den  stenerpflichCigen  Gegenständen  gehört  Auf  Grund  besonderer 
Vereinbarung  unter  den  betheiligten  Staaten  kmn  auch  schon 
im  Lande  d  e  r  V  e  r  s  e  n  d  u  a  g  die  Abfertigung  steuerpflichtiger 
Erzeugnisse  nach  deren  Bestimmungsorte  mittelst  Uebergangs- 
Scheins  stattfinden»  und  zwar  ohne  Unterschied »  ob  zur  Errei- 
chung des  Bestimmungsorts  ein  dritter  Vereinsstaat  durchfahren 
werden  muss  oder  nicht  (i:^  6.  7.).  Endlich  können  Uebergangs- 
scheine  auch  lediglich  zu  dcüi  Zwecke  im  Lande  der  Versendung 
au.^^i  stellt  werden,  um  die  Ausfuhr  eines  dort  bereits  be- 
steuerten Erzeugnisses  zu  Uquidiren,  wofür  nun  eine  Steuerver- 
gtttung  beansprucht  wird. 

BezttgUch  der  Uebergangsscheincontrole  gilt  aber  weiter 
folgendes: 

a.  Die  Steuer-  und  Zoll  stellen,  welche  zu  Ausstel- 
kniii;  und  zu  Erledigung  der  Uebergangsscheine  berechtigt  sind, 
werden  besonders  bezeichnet  (§g  6.  7.  12). 

h.  ^Per  Auss  tel  lung  der  Uebergangsscheine  muss  die  Vor- 
führung und  0eclaration  der  Waare,  ihre  Revision  und  die  An- 
lage des  amtlichen  Waarenverschlusses  vorangehen,  falls  nicht 
durch  besondere  Verabredung  ein  Anderes  bestimmt  oder  'in 
Folge  der  Steuereinrichtung  in  den  Ländern  der  Versendung  und 
Bestimmung  davon  Abstand  genommen  wird  (§  11). 

;  c.  Mit  der  Unterzeichnung  und  dem£ini)iang  des 
Uebergangsscheines  Übernimmt  sodann  derjenige ,  auf  dessen  Ver- 
langen der  Schein  ausgestellt  worden,  der  Extrahent,  die 
Verbindlichkeit,  die  Waaren  in  unveränderter  Gestalt  und  Menge 
an  dem  darin  angegebenen  Orte  zur  Abfertigung  zu  stellen. 
Erfüllt  derselbe  diese  Verbindliclikeit  nicht,  so  hat  diess  ausser 
den  Folgen,  welche  die  privative  Steuergesetzgebung  im  Lande 
der  Versendung  an  die  Unterlassung  der  vorschriftsmässigen  An- 
meldung bei  dem  Erledigungsamte  knüpft,  und  abgesehen  von 
den  strafrechtlichen  Polgen,  welche  den  Gontravenienten  treffen, 
für  ihn  die  Wirkung,  dass  er  nicht  nur  der  etwaigen  Beneficien 
verlustig  wird,  auf  welche  er  im  l  iillc  des  Nachweises  der  Aus- 
fuhr Anspruch  gehabt  hätte  (Ausiulurvergütuug ,  Abschreibung 
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vom  Conto  etc.),  sondern  dass  er  nun  auch ,  je  nach  dem  Resul- 
tate der  Untersuchung,  die  Steuer  desjenigen  Vereinsstaats  ent- 
richten muss,  in  welchen  die  VVaaren  nach  dem  Uebeigangs- 
schein  übergehen  oder  durch  welchen  sie  transitiren  sollten;  — 
sofern  nämlich  nicht  anzunehmen ,  dass  die  abgefertigten  Waaren 
im  Lande  der  Versendung  schon  zurfickgeblieben.  Kommen 
hiehei  mehrere  Vereinsstaaten  in  Betracht  und  zwar  solche  nnt 
verschiedenen  oder  doch  nicht  gemeinschcdllichen  Steuersystemen, 
so  ist,  wenn  die  Untersuchung  nichts  Näheres  ausweist,  der 
höchste  Steuersatz  zu  entrichten ,  welcher  in  den  betheiligten 
Staaten  eingeführt  ist,  und  der  Steuerbetrag  wird  alsdann  dem^ 
jenigen  Staate  flbermitteh,  dessen  Gebiet  bei  dem  Transporte 
zunächst  hätte  berührt  werden  müssen  (§  9  und  die  betreffende 
Stelle  des  Protokolls  vom  S.  Mai  1841). 

d.  Nach  der  Ankunft  am  B es ti nun unßfsorte  oder  an  dem  im 
Ueb ergangsschein  sonst  als  Sitz  des  Erledigungsamtes  angegebenen 
Orte  ist  die  controlepflichtige  Waare  dem  firledignngsamte 
vorzuführen 5  welches  dieselbe  auf  ihre  Identität  zn  prüfen,  den 
Verschluss  abzunehmen  und  darauf  den  Uebergangsschem  mit 
den  erforderlichen  Beurkundungen  an  die  Ausfertigungsstelle  zu- 
rückzusenden^ auch  je  nach  Umständen  die  Uebergangssteuer  zu 
erheben  hat.  .  j 

in  dieser  Weise  bilden  die  Uebergangsscheine  ^) ,  von  dem 
Orte  der  Ausstellung  bis  zum  Orte  der  Erledigung,  die  Abfertigung 
zur  Sicherstellung  der  Innern  Steuern  aller  Vereinsstaaten^  deren 

1)  Dm  Formular  ffir  einen  Uebeigangäschein,  wie  solches  nach  der 
Beilage  zur  provisorlscben  Ueberemkunfl  vom  8.  Mai  1841  und  nach  Beil. 
III.  sum  Hauptprotokoll  der  V.  Generalconrereiu  featgestelU  worden  ist, 
findet  tich  s.  B.  abgedruckt  bei  Sehwar x  (du  wflrttemb.)  Ge«etz,  be- 
treffend die  Abgabe  von  Branntwein  vom  19.  Septbr.  1862.  Handausgab» 
S*  257.  —  Weitere  Vereinbarungen  fiber  die  formelle  Behandlung  der  Aua- 
fertigung und  der  Erledigung  von  Uebergangsscbeinen  enthalten  die  Haupl- 
protokoHe  der  V.  (§  26.  Nr.  1)  und  VI.  (§  39)  Generalconferens  (Auistellung 
nur  Eines  Scheins  und  RAcksendung  detaelben  nach  der  Erledigung  an  dat 
Autfertigungsamt;  Befognits  des  Erledigungsamtes  zn  Ausstellung  eines 
neuen  Scheins  im  Falle  der  Weitersendung  des  Steuerobjects) ;  femer  das 
Uauptprotoko»  der  IX.  Generalconferens  (§  83,  I.)  wegen  Fristflbeiu 
schreitungen. 
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Oebiel  ein  Transport  mit  steuerpflichtigen  Gegenständen  berührt  ^ 
C§  10)*  Die  frohere  Verabredung,  dass  dieselben  allen  Stener- 
steUen  an  den  Binnengrenzen ,  welche  bei  dem  Versandle  solcher 

Gegenstände  in  oder  über  das  Gebiet  imderer  Vereinsstaaten 
überschritlen  werden,  unter  Gestelluncf  der  Ladiini)  vorirelegt 
werileu  aiubsen,  ist  schon  durch  den  Beschiuss  der  V.  Geiieral- 
conf'erenz  (UauptprotokoU  §  20)  dahin  modificirt  worden,  dass 
die  .Visirung  der  Scheine  und  die  Vorführung  der  Transporte 
b6i  den  zwischen  dem  Ausstellmigs-  und  dem  Eriedigungsamte 
belegenen  Grenzsteuerstellen  dann  allgemein  unterbleiben  könne, 
wenn  der  steut  i  [iflirlitine  Oenronstand  von  einer  zur  Ausstellung 
von  I  rin  runtmssi  ht  inen  cumpeteiilen  t>leuerslelle  vollständig  ver- 
wegen, revidirt  und  unter  Verschluss  gesetzt,  auch  dass  diess  ge- 
schehen, im  Uebergangsschein  ausdrücklich  bemerkt  worden  ist. 

4.  Wie  schon  erwähnt,  hatten  die  Vereinsregieiungen  bei 
dem  Abschlüsse  der  Uebereinknnfl  vom  8.  Mai  1841  zunächst 
nur  den  Verkehr  mit  den  einer  inneren  Steuer  unterlieofenden 
Gegfiishinden  von  und  nach  l'itMi>sr!i  n.  s.  w.  im  Aiiof  gehabt, 
und  die  hier  gegebenen  Bestitinnuugen  zwar  auch  für  die  Contro- 
lining  des  Verkehrs  mit  solchen  Artikeln  zwischen  andern  Staaten 
des  Vereins  als  Grundlage  Yorgeschlagen ,  aber  sich  för  deren 
Anwendung  an  den  einzebien  Grenzen  freie  Hand  vorbehalten. 
Diess  best{iliu(  II  insbesondere  noch  die  §§  13  und  14  der  üeber- 
eirikuiiK  .  vcm  m  cIcIumi  der  letztere  für  deu  Transit  »IiiiTh  die  Grliit'ts- 
thede  anderer  Vereiusstaaten  nur  auf  kürzeren  Strecken  Erleich- 
terungen von  jenen  Controlen  vorsieht,  §  14  aber  überhaupt  die 
Anwendung  auch  anderer  Abfertigungsformen  dann  zulassen  wül, 
wenn  in  einem  Vereinsstaate,  nach  der  bestehenden  Gesetzgebung 
über  die  inneren  Steuern ,  für  die  verschiedenen  Falle  des  Trans- 
ports steuciplliLhliger  Gegciütaiide  solche  vorgeschrieben  sind, 
und  diese  geeignet  ersilieinen,  dem  Zwecke  der  Abiertigung  auf 
Uebergangsschein  ebenfnlls  zu  genügen.  Auch  könne  im 
Wege  der  Vereinbarung  mit  den  angrenzenden 
Staaten  eine  Einrichtung  dahin  getroffen  werden,  dass  die 


1  Dass  die  l ebert^aiigsscheincontrolc  auch  /,ur  Sicherung  der  Staats- 
m  0  n  u  p  o  1  e  benutzt  wird ,  war  iai  ersten  Artikel  wiederholt  zu  erwähnen. 
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steuerpflichtigen  Gegenstände,  welche  in  einem  solchen  Staat  zum 
Verbleiben  oder  zum  Durchgang  besUmmt  fiiod,  nach  den  da- 
selbst bestehenden  Formen  schon  im  Lande  der 
Versendung  abgefertigt  werden.- 

Demgemftss  bestehen  nun  auch  zur  Zeit  noch  neben  der 
Uebercfangsscheincontrole ,  obgleich  dieselbe  die  Regel  bildet, 
inih'iiiulb  des  Zollvereins  verscIiiiMlciic  aiiJeie ,  eiuf;u*here  Contro- 
len  für  den  Uebergang  steuerptlichtiger  Gegenstände  aus  dem 
einen  in  den  andern  Vereinsstaal ,  insbesondere  die  Frachtr 
briefcontrole^  B.  im  Verkehr  zwischen  Württemberg  einer- 
seits,  und  Bayern ,  Baden  und  beiden  Hohenzollem  andrerseits  % 
Ueberhaupt  aber  liegen ,  soweit  mir  bekannt,  in  dieser  Beziehimg 
besondere  Verein!);ii  uiigen  vor: 

a.  Zwischen  i'reussen  ,  Sat  listen ,  Kurhessen,  Thüringen  einer- 
seits und  dem  Grossherzogthum  Hessen  andrerseits  ; 

b.  zwischen  dem  Uerzogthum  Nassau  und  der  freien  Sta^t 
Frankfurt  a/M*  unter  sich  und  mit  den  übrigen  Vereinsstaaten;. 

c.  zwischen  Bayern  euierseits  und  Württemberg,  Bade% 
Grossherzogthum  Hessen  andrerseits ; 

d.  zwischen  Württemberg  und  Baden: 

e.  zwischen  ^Vül  Hemberg  und  beiden  Hobenzoliern ; 

f.  zwischen  Baden  und  dem  Grossherzogthum  Hessen. 
Besonderen  Regeln  sind  sodann  wieder  die  Versendungen 

übergangssteuerpflichtiger  Gegenstände  mit  den  Posten  ^  und  mit 
den  Eisenbahnen  ^)  unterworfen. 

So  viel  über  die  U  e  b  e  r  g  a  n  g s  c  o  n  t  r  o  1  e.  Auf  der 
XL  Generalconferenz  ist  der  Versuch  gemacht  worden,  dieselbe 
zu  vereinfachen  und  wenigstens  ein  überall  gleiches  Abfertigungs- 
verfahren, mit  weiteren  Erleichterungen  des  nachbarlichen  Ver- 


1)  Zu  vergl.  die  Verfügung  des  wörttemb.  Finanzniinisteriuinfl  vom 
9.  November  1852,  betreffend  die  Controle  des  Verkehrs  mil  Wein,  Obsl- 
most,  Brannlwein,  Bier  und  Malz.  Reg.-BL  S.  885;  auch  bei  Schwarz 
a.  a.  0.  S.  165. 

2)  Zu  vergl.  z.  B.  Jahrbücher  der  Zollgesetzgebung  1859.  S.  S67. 

P  Zu  versrl.  z.  B.  Jahrbftcher  1854.  S.  656.  666.  670.  671.  1855. 
S.  493.    1867.  S.  159.  160.  161.  162.    1858.  S.  605.  610. 
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kehrSy  einznfilhreD.   Jener  Versuch  hat  aber  nicht  allseitig  An- 
klang geftmden  (§  22  des  Hauptprotokollsi. 

IV.  Nach  dem  unterm  11.  Mai  1838  abgeschlossenen  Zoll- 

kartel  haben  sich  samiritliche  Zollvcreinsreffieruneren  verpflichtet, 
gesfensi'iliii  nul"  dit;  Veilmidoruag  und  riilcidriK  kiiiiu'  des  SclilriJ^h- 
handels ,  ohne  Unterschied ,  ob  derselbe  zum  achtheile  der  coa- 
trahirenden  Staaten  in  ihrer  Gesammtheit,  oder  einzelner 
onier  ihnen  nntemommen  wird,  durch  alle  ihrer  Verfassung 
angemessene  Maassregebi  gemeinschafttich  hinzuwirken  (Art.  la.2)i 

IMe  Behörden ,  Beamten  und  Bediensteten  aller  contrahlrenden 
Staaten  solU  ii  sirh  gegenseitig  thatief  und  ohne  Verzug  den  ver- 
iaiigteii  Bfistaiid  in  allen  gesetzlichen  MaassK  gcln  leisten,  welche 
zur  Verhütung,  Entdeckung  oder  Bestralung  der  Zoilcontra- 
ventionen  dienlich  erscheinen ,  die  gegen  irgend  einen  der 
contrahlrenden  Staaten  unternommen  werden  oder  begangen  suid 
(Art;  3.  Abs.  1,  Art.  8,  10  und  11). 

Ja  dieselben  sind  verbunden,  selbst  unaufgefordert  in  dieser 
Weise  eiii/.iisch reifen  (Art,  1 

Den  Zolibeanilen  und  anderen  zur  W;ihi nuhmung  des  Zoll- 
interesse  verpflichteten  Bediensteten  sämmlhchcr  contrahirender 
Staaten  ist  gestattet,  die  Spuren  begangener  ZoUcontraventionen 
auch  in  das  Gebiet  der  angrenzenden  mitcontrahirenden  Staaten 
8tf*  Terfolg«  n  ,  dort  Haussuchungen,  Beschlagnahmen  u.  s.  w., 
selbst  Verhiil  lMiigon  vorzurn  lmH  n.  Dabei  sollen  sie  dort  seitens 
der  zuslaiidigen  Behörden  alle  Üiilerblut/.uiig  linden  (Art.  5^ — 7,  9). 

'  -  Nun  ist  schon  in  dorn  ZoUkartel  unter  Art.  3.  Abs.  2  be- 
stimmt^ dass  ^nnter  ZoUcontraventionen  hier  auch  die 
Verletzung  der  von  den  einzelnen  Regierungen  erlassenen 
Eiii^  und  Ausfuhrverbote,  insbesondere  auch  der  Verbote  solcher 
Gcfifenstände,  deren  ausschliesslichen  Debit  diese  Re- 
n icnjitucii  öicli  vurljehailen  haben,  sowie  tcnier  auch  diejtnimii 
Contraventionen  begrilTen  seien ,  durch  welche  die  Ab- 
gaben beeinträchtigt  werden,  welche  nach  der  beson- 
deren Verfassung  einzelner  Staaten  für  den  U ebergang  von  - 
Waaren  aus  einem  Staat  in  einen  andern  Vertrags- 
massig  angeordnet  sind.  In  Art.  S  Abs.  3  des  Karteis  aber  ist 
vereuibarl,  dass  diejenigen  Staaten,  in  welchen  iur  die  eutspre- 
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eilende  Bestrafung  solcher  Contraventionen  etwa  noch  keine  Be- 
stimmiuigen  getroffen  sem  sollten,  veranlassen  werden,  dass 

1.  die  Contraventionen  gegen  die  in  andern  contrahirenden 
Staaten  bestehenden  Ein-  oder  Ausfuhrverbote  wenigstens  mil 
einer,  dem  zweifachen  Werthe  des  verbotswidrig  ein-  oder 
ausgeführten  Gegenstandes  gleichkommenden  Geldbusse , 

2.  die  Defraudationen  der  vertragsmässig  bestimmten  Ab- 
gaben wenigstens  mit  einer  dem  vierfachen  Betrage  der 
verkürzten  Steuer  gleichkommenden  Geldbusse  bestraft  werden. 

Die  Vereinsregierungen  haben  demgem&ss  anerkannt,  dass 
die  Bestimmungen  des  Zollkartels  vom  11.  Mai  1833,  wie  fHdier 
aui  die  Ausgleichungsabgaben  (oben  A.)?  so  auch  auf 
die  von  den  einzelnen  Vereinsstaaten  zu  erln  benden  U  e ber- 
gan gs  ab  gaben  von  vereinsl indischen  Erzeugnissen 
Anwendung  finden 

Zu  vergl.  Hauptprotokoll  der  V.  Genmlconferenz  §  27. 
Hauptprotokoll- der  VI.  Generalconferenz  §  38.  Schluss- 
Protokoll  vom  4.  April  1853  Z.  7j  Punkt  7. 

Dagegen  ist  nach  dem  Hauptprotokoll  der  XIV.  General- 
conferenz §  23  die  Anwendbarkeit  des  Zollkartels  auf  die  inneren 
Yerbrauchssteaem  überhaupt  von  m^eren  Seiten  in  Frage 
gestellt  worden. 

V.  Endlich  enthalten  die  Artikel  3  des  Vertrags  vom  8.  Mai 
1841  und  11  des  Vertrags  vom  4.  April  1853  über  die  Fort- 
dauer und  Erweiterung  des  deutschen  Zoll-  und  Handelsvereins 
unter  Ziffer  5  noch  einige  Verabredungen  über  die  Erhebung 
von  Abgaben  für  Rechnung  von  Communen  oder  Cor- 
porationen« 

Derartige  Abgaben  sollen  nSmlich,  sei  es  als  Zuschläge  zu 
den  Staatssteuem  oder  für  sich  bestehend,  nur  für  Gegenstände^ 


1)  Nach  einem  Erlasse  des  vvurttemb.  Steuercollegiunis  vura  8.  Juli 
,  1859  (Jahrbücher  der  ZoUfesetzgebung  1859.  S.  196,  soll  bei  Verfehlungen 
gegen  die  Gesetze  wegen  der  Uebergangssteuern ^  nach  Analogie  der  Ab- 
rügung  von  Zollcontraventionen ,  das  auf  den  vereinbarten  Grundsätzen 
Ar  die  ZoUstr a  f  gesetzgebung  beruhende  Compromiss  -  Strafverfahren 
ebeofidli  Anwendung  finden  kAnnen. 
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welche  zur  örtlichen  Consumtion  bestimmt  sind,  bewilligt 
werden ,  und  zwar  im  Allgemeinen  nur  für 

Bier,  Essig,  Malz ,  Cid  er  (^Ubsl  wein)  und  für  die  der 
MahU  und  SchUchtsleaer  unterliegenden  £r» 
Zeugnisse,  ferner  i)Qr  Brennmaterialien,  Markt» 
Tictualien  und  Fourage  (zu  vergl.  obenl,  insbes.  db). 
Vom  Weine  soll  die  Erhebung  einer  Abgabe  der  vorge- 
daclitt-n  Art  nui-  in  denjenigen  Staiilun,  weiche  zu  cl<'ii  cis^ent- 
liehen  Weinländern  geliuren ,  —  albu  in  Bayern,  Württemberg, 
Baden .  dem  Grosshzgtli.  Hessen  und  Nassau ,  —  zulässig  sein. 

ßiue  Branntwein- Abgabe  für  Rechnung  von  Communen 
oder  Coiporationen  soll  da ,  wo  sie  gegenwärtig  schon  eingeffihft 
ist  (z.  B.  in  den  fürstlich  Lippischen  Städten  und  Flecken,  Schlnss- 
Protokoll  vom  18.  October  1841,  Ziffer  3),  oder  wo  sie,  wie  in 
Kuihcssen,  nach  der  heslclictKlcii  (.eset/wrlmng  nicht  versagt 
werden  kann,  ausnahmsweise  nicht  beanstandet  werden. 

Würden  in  einem  oder  dem  andern  Orte  auch  noch  von 
andern  als  den  genannten  Gegenständen  dergleichen  Abgaben 
i      erhoben  werden,  so  soll  auf  deren  Beseitigung  bei  der  ersten 
passenden  Gelegenheit  Bedacht  zu  nehmen  sein. 

Tabak  aljur  diuien  Abgaben  lür  Ucohiiung  von  Com- 
munen oder  Corpuialionen  überall  nicht  erhoben  werden. 

Die  für  Rechnung  von  Communen  oder  Corporationen  zur 
Erhebung  kommenden  Abgaben  von  Wein  und  Branntwein,  in- 
gleiofaen  von  Bier,  unterliegen  in  Absicht  ihres  Betrags  der  Be« 
schränkung,  dass  solche  beim  Branntwem,  mit  der  Staatssteuer 
zusammen,  den  Satz  von  10  Thlr.  pro  Olim  ä  120  preussische 
Quart  bei  50%  Starke  nach  Trailes,  und  beim  \\ Cin  dio  Sätze 
von  9,  beziehungsweise  5  Sgr.  per  ZClr. ,  beim  Bier  aber  den 
Satz  von  9  Sgr.  per  Ohm  nicht  überschreiten  dürfen;  den  Fall 
bereits  bestehender  höherer  Sätze  übrigens  ausgenommen. 

Auch  bei  der  Communal-  etc.  Besteuerung  sind  die  Erzeug- 
nisse anderer  Yereinsstaaten  denen  des  eigenen  Landes  gleich  zu 

behandeln. 

Die  Ahoaltoii  diirfen  beim  Lebergange  der  bcsteiicrien  Üe- 
genstande  nach  andern  Vereinsstaaten  rückvergütet  werdea,  so- 
fern und  soweit  eine  solche  Erstattung  derselben  auch  bei  dem 
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Uebergange  jener  Abgaben  nach  andern  OrU:n  desselben  Landes 
stattfindet.  ' 

Yon  den  in  ihren  Staatsgebieten  zur  Erhebung  kommenden 
Ckwmnmal-  etc.  Abgaben  macheB  sich  die  Yereinsregieningen 
gegenseitig  Miltheiliiiigea  ^)  (Z.  6^  b.  der  aoget  YertragssteUen). 
Zu  vergL  fener  Separatartikel  4  zum  Vertrage  vom 
B.  Mai  1841  unter  Ziffer  13—15,  Separatartikel  10  mm 
Vertrage  vom  4.  April  1853  unter  Ziffer  12—14. 


kh  liabe  geglaubt,  die  Yereiobarungeu  «ter  ZoUvereiasregie- 
pngeo.  wegeA  der  inneren  Yerbraucfafisteuem  in  ihrem  ganseo 
Zusammenliange  geben  zu  sollen«  Der  Kürze  wegen  ebenso,  wie 
aus  sachlichen  Gründen  bin  ich  dabei  unmittelbar  auf  die,  übrigens 

grössteritiieils  eboiifalis  du  und  dort  venifFentlichteii  Oucllen  selbst; 
die  Vertrage  und  liue  Anlagen,  zurückgegangen  und  habe  es  da- 
gegen unterlassen  können,  aut  das  ganze  Chaos  der  in  Ausfüh- 
rung jener  Verträge  und  Vereinbarungen  ei|[angenen  Gesetze, 
Verordnungen  und  Verfügungen  der  einzelnen  Vereinsstaaten,  } 
welche  sich  in  den  verschiedenen  Regiernngsbifittem  dieser  Staaten  1 
zerstreut  finden  und  aueli  durch  besondere  Sainnilunofen  zur  all- 
geraeinen  Kenntniss  gelangt  sind,  als  auf  meine  Belege  zu 
verweisen.  Das  ni  dem  Vorstehenden  ssum  erstenmale  —  wenig- 
stens so  weit  mir  bekannt,  —  voUstündig  gesammelte  und  geord- 
nete Material  ^  hat  vielleidit  fUr  den  einen  oder  andern  unserer 
Leser  doch  euiigen  Werth. 

Jetzt  aber  habe  ich  selbst  aus  diesen  Malerialieu  die  Anl-  1 
wort  auf  die  mir  oben  gestellte  Frage  zu  sohfipfen : 
In  wie  fern  üussern  sich  die  Uebergangssleuern 


1)  Anf  Grund  der  oben  berührten  Hitfhefliuigeii  find  in  dem  Central- 
barean  dee  follvereiiM  schau  sii  wiederhollMi  Melen  ZuMdiiiiieiiitellinig«a 
aber  die  innerludb  dee  Vereine  beitehenden  Commnnal-Abgftben  anfeiertift 
und  vertheill  worden.  E»  wQrde  flbrigens  xa  weil  nUiren^  bei  diesMi 
Anlease  darauf  niher  einsngehen. 

2)  Zu  vergl.  s.  B.  Schröder,  Handbuch  fQr  Zollbeamte.  5.  Auflaf»' 
8.  Abeclmilt  S.  105  ff.  Hilmar,  Handbuch  aber  die  ZoUgeietagebuug. 
S.  377  ff. 
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überhaupt  als  Hem  iinii  SS  c  des  freien  Verkehrs  im 

Zollvereine? 

Wir  haben  gesehen,  dass  die  ZottYminoregienuigen  ihr  Be- 
streben, nach  wiederholten  vertragsmflssigen  Zusagen,  besonders 
aach  darauf  richten  wollen,  eine  Gleichmllsslgfceit  der  Gesetz- 
gebungen über  die  inneren  Steuern  vom  Veifntiache,  sowie  der 
Bcstcuerungssätze  herbeizulühren ;  dass  sie  insbesondere  auf  Ver- 
einigungen mehrerer  Staaten  zu  gleichen  inneren  Steuereinrich- 
tungen, mit  oder  ohne  Gerne! nschaftlichlieil  der  Steuererträge, 
hinwirken  wollen;  also  auf  Einrichtungen,  wie  sie  bezQglich  der 
Z&lle  und  bezuglich  der  Rübenzuckersteuer  schon  bestdMD. 

So  lange  aber,  bis  dieses  Ziel  erreicht,  dürfen  die  emeelnen 
Vereinsregierungen,  zur  möjfliclisten  Vermeidung  der  Naciilhcile, 
Ii  he  namentlich  aus  der  Verschiedenheit  der  Slcuersysleme 
oder  aus  der  ungleichen  Höhe  der  Steuersatze  tür  die  Troducenten 
iirie  für  die  Steuereinnahmen  der  emzelnen  Vereinsstaaten  er- 
wachsen könnten,  die  gesetzlichen  Beträge  derjenigen  Stenem, 
welche  von  den  im  eigenen  Lande  erzeugten  Consumtionsgegen- 
Ständen  erhoben  werden,  auch  von  den  Erzeugnissen  der  übrigen 
Vereinslamio  erheben,  sie  dürfen  insbesondere  als  Ergänzung  der- 
jenigen inneren  Steuern,  welche  schon  wahrend  der  Hervorbrin- 
gung oder  der  Zubereitung  solcher  Gegenstände  zum  Ansätze 
kommen,  bei  der  Einfuhr  der  gleichartigen  schon  fertigen  oder  be- 
reits zubereiteten  vereinslündischen  Erzeugnisse  füber  ihre  Grenzen 
die  jenen  inneren  Abgaben  entsprechenden  Ueb^rgangs- 
steuern  erheben.  Im  Falle  der  Ausfuhr  der  einer  Verbrauchs- 
steuer im  Innern  unterliegenden  Gt  ot  iistaiide  nach  andern  Vereins- 
staaten dürfen  die  Regierungen  im  Zollvereine  unter  gewissen 
Bedingungen  die  eigenen  Steuern  vom  Gonsume  entweder  gams 
imerhoben  lassen  oder  die  schon  erhobenen  ganz  oder  tfaeOweise 
zurftckver guten.  Zur  Sicherstellung  der  Uebergangssteuem, 
zu  Verhütung  von  Missbrüuchen  bei  den  Rückvergütungen  dürfen 
sie  endlich  verschiedene  Controlemaassregeln  anordnen. 
Soweit  also  innerhalb  des  Zollvereins  zwischen  den  einzelnen 
Vereinsstaaten  noch  verschiedene  Systeme  der  Besteuerung  der 
zur  Consumtion  bestimmten  Gegenstünde  des  eigenen  Erzeugnisses 
flatzgroifen,  oder  soweit  bei  gleiohen  Steumystoneii  ungimch 
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hohe  Steuersätze  einijcrührt  bleiben;  ja  soweit  überhaupt  zwischen 
denselben  eine  Geineinschaft  des  Steiiererlrags  nicht  vereinbart  ist: 
soweit  sind  jene  Uebergangssteueru,  jene  Rückvergütungen,  jene 
Uebergangscontrolen  noch  zugelassen. 

Es  liegt  diess  in  der  Natur  der  Sachen  Jeder  einzelne 
Yereinsstaat  will  den  ganzen  inländischen  Verbrauch 
des  einmal  als  steuerpflichtig  angenommenen  Gegenstandes  zur 
Steuer  ziehen ;  er  soll  aber  nur  den  inneren  Verbrauch,  nur  den 
•  eigenen  Consum,  nicht  auch  die  zur  Verwendung  erst  in  anderen 
Staaten  bestimmten  Objecte  besteuern.  Durch  das  System  der 
Uebergangssteuem  in  Verbindung  mit  dem  Systeme  der  Steaer- 
rftckvergütungen  Ist  die  Dorchftthrung  dieses  ersten  Gesetzes  der 
Consumtionsbesteuening  den  ehizelnen  Verefnsstaaten  aach  da 
annähernd  möglich  gemacht,  wo  die  Abgabe  im  Innern  .schon 
während  der  Hervorbrinerung  oder  der  Zubereitung  solcher  Ver- 
brauchsgcgenstände  zum  Ansätze  kommt ;  und  insotera  erscheinen 
jene  Abgaben  und  Bonificationen ,  wie  die  damit  verbundenen 
Controlen  wirklich  principiell  gerechtfertigt. 

Allein  jenes  Gesetz  ist  im  Zollverein  bei  der  gedacblen 
Besteuerung  des  Verbrauchs  seitens  der  einzelnen  Vereinsstaaten 
doch  nur  aiuiahernd  durchgeführt. 

Die  letzte  Consequenz  dieses  ersten  Gesetzes  der  Gonsumtions- 
besteuerung  in  den  einzelnen  Zollvereinsstaaten  bilden  nämlich 
die  Eingangszölle  von  den  aus  dem  Auslande  eintretenden 
gleichartigen  Verbranchsgegenstftnden.    Diese  Zölle  fallen  aber 
nicht  den  ehizehien  Vereinsstaaten  zunüchst  anheun,  sie  fliessen 
vielmehr,  wie  die  Zolle  überhaupt,  in  die  gemeinschaftliche  Kasse, 
und  werden  erst  nachher,  ohne  Rücksicht  auf  den  vielleicht 
grösseren  oder  kleineren  Verbrauch  der  einzelnen  Staaten  in  dem 
betreffenden  Artikel,  nach  dem  ein  für  allemal  angenommenen 
Maassstabe  der  Bevölkerung  dieser  Staaten  veitheilt  Der  Consum 
an  solchen  aus  dem  Vereinsauslande  herrfihrenden  Gegenständen 
wird  daher  wohl  vom  Zollvereine  selbst  ganz  besteuert.  Dagegen 
kann  es  kommen,  dass  die  vom  Vereine  erhobene  Steuer  aus 
dem  Verbrauche  eines  einzelnen  Vereinsstaates  bei  der  Verthei- 
Inng  der  Erträgnisse  nicht  diesem  letzteren  auch  wieder  völlig 
gntgeschrieben  wird,  dass  ein  anderer  Stuat  des  Zottverans  nü 
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.  irinm  veiWnlsgnflflMg  geringereii  Gomme  einen  sttrimn  An- 
tlieil  aa  dem  Ertrage  im  ZolleA  von  dem  betreffendmi  aoslftn- 

dischcn  Verbrauchsgegenstande  erhält.  Dort  fällt  lüso  fuclisch 
die  Abgabe  von  der  qfanzen  iiiiicrn  Consumtion  nicht  mehr  in 
d^e  Stßuerkasse  des  Jenen  Artikel  wirklich  verbraucheodeu  Vereins- 
landeS)  hieur  erhebi  ein  Yereinsstant  die  Abgabe  auch  noch  von 
fonem.  Theile  des  Verbrauchs  anderer  VereinsUlnder. 

.:  Ergibt  sich  aber  schon  hieraus ,  wie  auch  bei  dem  S^^tom 
der  Uebergaiigssteuera  die  einseinen  Zollveransstaaten  nicht  mehr 
iiü  Stunde  sind,  je  für  ihre  Gobietstheiie  jtMies  erste  Gesetz  der 
Coii£»uiiUiuiisbesteuerung  vollstuadig  noch  durclizulühren :  so  be« 
geynen  wir  weiteren  Lücken^  wenn  wir  uns  des  zweiten  Grund- 
geseiiieq  ffti:  Jede  Steueranlage  erinnern,  das^  die  Abgnlie  ;filieral| 
g  l^i  c  h m  Jljf s  4  g  treffen  so|i.  Es  wird  ,  spiter  noch  m  ivigen. 
sein,  wie  sich  die  einzelnen  Yereinsstaaten  bemttht  haben,  die 
UL'l)t;ri^ansTsst(*ucni  den  entsprechenden  inneren  Steuern  muglichst 
aiiüupahsea,  wie  also  insoweit  jenes  Grundgesetz  ebenfalls  berück* 
sichtig^y  .worden  ist.  Auch  hier  sind  es  aber  die  Zölle  des 
Vereins,  welche  die  vollständige  l)urchfühnuig  des  Pnncips  für 
flie,  eilKl^i^en  Vereinsstaaten  zur  Unmöglichkeit  machen.  Die  Zölle 
sind  fjQr  das  ganze  Vereinsgebiet  je  bei  einem  Verbrauchsgegen* 
Stande  die  gleichen;  hinsichtlich  der  innem  Steuern  dagegen  be- 
stehen zwischen  lUtu  einzelnen  Vereinsstaaten  wesentHche  Ver- 
schiedenheiten, ^icbt  nur  im  Steuersätze,  sondern  insbesondere 
auch^  Im  Steuersysteme.  Schon  deshalb  kann  eine  Gleichmässig*. 

izwisdien  dem  überall  demselben  VereinseingangszoUe  von 
einem  Veiforaucbsgegenstande  und  den  entsprechenden  inneren 
St^m  der  einzelnen  Staaten  nicht  erwartet  werden.  Daxa  kommt 
dann  aber  noch,  dass  die  Eingangszölle,  wie  schoi*  bemerkt, 
wenigstens  bei  allen  denjenigen  Gegen  ständen,  welche  auch  im 
\i^fimjii^fitß  Vereinsgebiete  y  erzeugt  werden  —  und  um  solche 
handelt  es  sich  hier  gerade  —  zugleich  einigermaassen  als  Schutz 
fittCi«  die.;  einheimische  Production  und  .  Fabrication  wirken  soUen, 
«lsa^;frinc^i^  schon  höher  0  bemessen  werden  müssen  ^  als  die 

r  <V  ])  £iB  Fall,  in  welchem  die  innere  Steuer  hSher^  aU  der  Zolt,  lit 
fi;»lfe«deV:  Die  preotsische  Mahlstener  ton  einem  Ctr.  Waizen  oder  Waiien. 
nü  «ninMi  Getreide  ^niisclit,  einachKeMlich  des  ConunimalxiucUagi  von 
ZoltMfar.  t  Btaataw.  1B61.  lU.  Ueft.  27 
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Steuersätze  fiir  die  privativen  Abgaben  der  einzelnen  Staaten. 
Dieser  Schutzzoll  wirlct  alM»r  für  die  vmchiedeium  Vereinstbeile 
mßbi  gleieh,  weil  ihm  mgleiclM  nnice  SIeaeni  gegmiber- 
fftehsn. 

AOes  dim  mag  zeigen,  da»  trsta  der  Uä>ergiings8teaeni 
und  der  dieselben  begleitenden  Maassregeln  enie  Qbmfl  glelelH 
massige  Bestenerung-  des  eigenen  Consums  an  den  zunächst 
iteuerptlichtig  erkannten  Verbrauchsgegenständen  für  die  ein- 
teilen ZoUver^nsstaaten  doch  nicht  möglich  ist  Es  fährt  die» 
dmr  mnh  dmof  Mo,  ine  eine  ooneeqoenle  DurehMrang  der 
Gesetze  der  AHgemeinheil  md  CHekluniBsigkett  der  Olenernringe 
bei  den  fraglichen  Consumtiewsai'Ukehi  entweder  die  AnlOennf 
des  Zollvereins  nnd  die  Wiederherstellnnsr  der  vollen  früheren 
steuerlichen  Selbständigkeit  der  einzelnen  Vereiii>äUa[eii .  iHi^t 
aher  den  Entschlnss  der  Yereinsregierangen  ¥oraassetzt.  auch  aitf 
die^  Reale  ihrer  Selhatindigheit  M  der  Bealeoerang  dee  inaeM 
Verbraocfas  von  den  jebt  mit  Prodoclioaa-  oder  Fabrieattoimbg>ift<m 
belegten  Artikeln  vollends  cn  ▼ernehlen  «nd  den  Zoilyereltf 
SU  einem  Steuervereine  weiter  zu  bilden. 

Jedoch  nicht  blos  pniieipiell  unzureichend  trscheint  das 
Syrern  der  Uebergangssteuem ;  die  materiellen  Folgen  diesea 
Systems  den  freien  Verfuhr  innerhalb  dee  Zellvereins  machen 
deren  haUige  BcgcNigung  noch  weit  mehr  wOnachenawetlh.  Her 
Tfanaport  aller  einer  Uebergangsslener  mteiliefenden  CSegenalindo 
aus  dem  einen  Staate  in  den  andern  ist  an  bestimmte  Strassen 
gebunden:  der  Ati>a{z  der  Ueberganirs^teiier  selbst  erlurdert  die 
Vorführung  der  VVaare,  ihre  Declaration  bei  der  SIeaersteUe, 
dann  die  Seiisien  dmelien  dmch  teliteie,  ihre  VerwiegiBig  n.  a.  w. 
Gleiche  Umalim&ichkeüen  hegiellen  die  Fordenrag  einer  Rtd^- 
Vergütung  und  deren  Bmchnnng.  Die  Sritebong  der  Uebergangs- 
sleuer  folgt  entweder  gleich  auf  die  Revision  oder  sie  wird  aflf 


50^0.  heträs"!  in  Aachen  1  Thir.  I>aä  >üni  Au>]anrie  eiagcbeiide  srcwuhn- 
lithf  L'a^  kwerk,  wie  e.  B.  lituti  uulerlieg^t  'la^e^'t-n  nur  einem  EiugaagsiXoU 
▼on  '  j  Ihlr.  Die  Fulffe  war.  da>s  zahlrei«  hr-  ^^  al/f uhrod  aus  dem  hoüi»- 
Orte  Vals  nach  Aarhen  einffeführt  wurde.  Im  Jahr  1-  7  hat  sich  nun  die 
preuMische  Regieraag  die  Ermächtiguxtg  erbeteo,  auch  soldies  Brod  tf" 
Mtbltlcuer  twäaiehi«  za  därfca. 
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«intti  8|Mlt«raii  Zeitpunkt  wtagi  Dann  beginnäi  wettere  lieber- 
gangSGontirolen,  die  Ausfertigung  von  UebergangsscMnoi  u.  s. 

die  abermaligt;  Vorführung  der  Waare  am  Besliinimingsorte  zur 
Priilung  ilirer  Identität  u.  s.  w.    Gleiche  Maassregeln  erfordert 
cUe  Controie  liur  die  W>aare%  iür  weküie  ewd>äit(^rfiM^ 
keütepmehi  wird*  -  -    r  <t     r-,  '^^wf  ti 

iltoi  betreffenden  Gegenstände  ^können  akto^rmbt  ttbeeaUifM 
Mhrereine ,   a&cb  im  Falle  ^  ihm  vefeUulindischen'  Ursprungs, 

und  ohne  weilereg  in  de»^  Verkehr  treten  oder  im  Verkrhi 
.si(  It  hewecren,  imlt  rlieo^en  viehneiir.  fjilLs  si«i  zum  Vf  i  siiiidte  aus 
iieiü  eiiieii  nach  dem  andern  Verejnsstaate  od^-nack  dem  AiiS-^ 
Inndei  bestimmt  sind,  versehiedenen  BestisiniMnfen^i^wc^iir^ 
Mdb  tOR  vfieginn  des  Transpocts,  kaki.  «m  iSebhusr  desselben^ 
krid^yoitanregB  >Bn^g|ehalteil.  werden.  Anssenleik  aber  trelbnrjauf 
seleke*^  Gegenstände  verschiedene  Auslagen  für  Steuern  (zuerst 
im  l.midc  der  Kizeuffun«-.  dann,  nach  di»r  Kurkvergiitmig,  im 
Laiide  der  Besiimmungj,  iür  Vornahnie  von  Controlen,  Iw:  i'klst 
0ekiki«»-.u.'-s.  w. 

JHm  diess  wu*Um^  und  sehr  IttkibareHenrnmisse  des  fraieik 
yeikehfH  im  Zolhrerekie  srnd^  wer  könnte  es  bestreiten?  ibr  Vor^ 
kaHdensara  aber  innerbidb  eines  Staaten  Vereines,  in  dem  piiiu  ipieH 
und  als  CJiimdgesetz  die  Verkeln  sin  ilieit  gellen  soll,  erscheint 
daher  )^  und  für  mk  sekon  ak  ein  Widerspruch.  '<■■■'       -  j 

l^  i;}  Jindidem  >in  dem  Voranslehendeii  ans  den  ¥erekibarunge& 
tMiiv¥ertrftgBn  der  Zolkeremsregierungen  -  nachzuweisen  iversneht 

worden  ist,  welcherlei  Art  die  Hemmnisse  u Im- 1  Ii  a  ii  j» l  und 
im  A  1 1  0 f  Ml  ri  u u u  smd,  vvckhe  die  üebergangssleueni  und  die 
eollllkaubßgieiiendcn  Controlen  dcMn  Verkehre  bereiten,  wende  ich 
Mi^;4^nnmehr  zu  diesen  Abgaben  im  ßinzelnea  &ie  nur 
jetit/vSHr  Beantwortung  obliegende  Frage  ist  daher  die: 
^  W«dieke:  üeberga  ngssteuern  werden  zur  Zeit  von 
tem  einzciuü  u  Zoll vert  i  11  sst  aa  len  gegenseitig  noch 
tt'Auy      '  e  r  Ii  0    p  n  ?  ' 

^^;,^lJÜ;ad^i  habe  ich  zunächst  den  Hiois  meiuor  Untersuchungen 
gimMdwiin  begsenzen.  . 

27* 
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Aus  dem  bisherigen  nftnlich  geht  hemr,  dasf  die  Zolh 
Ver^sstatten  selbst  auf 

Branntwein,  Bier,  Essig,  Malz,  Wein,  Most,  Cider  (Obst- 
wein), Tabak,  Mehl  und  andere  MühlerUabricate,  desgleichen 
auf  Backwaaren,  Fleisch,  Fleischwaaren  und  Fett 
inhtaidischeB  oder  TereuisliindischeD  Erzeugnisses  im  Patte  ihrfss 
Verbrauchs  imieibalb  der  betreffenden  Staatsgebiete  innere  Ab- 
gaben ttberhau|»t  sollen  anlegen  dfirien.  (Oben  i.  B.  I.)  Von 
den  vereinsländischen  Erzeugiiissea  dieser  Art  ist  aber  die  Er- 
hebung der  Abgabe  schon  bei  der  Einfuhr  aus  tiiiiinn  an- 
dern Vereinsstaate  nur  dann  gestattet,  wenn  die  entsprechende 
innere  Steoer  von  den  eigenen  Erzeagnsneir  des  Landes  schon 
bei  deren  HerTorbringnng  oder  Znbereitnng  anfitllt(<Aen 
L  B.  n.  4.  b).  Brfolgt  der  Ansaln  der  inneren  Stenern  Ober« 
haupt  erst  beim  Kaufe  oder  Verkaufe  oder  bei  der  Ver- 
zehrung  der  fertigen  Consumtionsgegenstände ,  so  werden  die- 
selben gleichmässig  von  den  vereinsländischen  wie  von  den 
inländischen  Erzeugnissen  erhoben,  vorausgesetzt,  diuss  jene  inner- 
halb des  betreffenden  Staatsgebiets  nberhanpt  zum  Kanfe  oder 
Verkaufe  oder  zur  Verzehrung  gelangen  (i^n  L  B.  IL  4.  a). 
In  letzterem  Falle  handelt  es  sich  also  überhaupt  nicht  y<m  einer 
üebergangssteuer;  Verkehrshemmnisse,  weiche  dem  Princip 
des  deutschen  Zoll-  und  Uandelsvereins  als  solchen  widersprechen 
würden,  kommen  hier  nicht  vor.  Das  vereinslfindische  Erzeugniss 
tritt  frei  in  den  Verkehr  der  Vereinssteaten ,  welche  solche  Ab- 
gaben eriieben.  Der  BinnenzolOinien  bedarf  es  hier  nioht  Erst 
wenn  das  veremdftndisehe  Erzeugniss  veriKanfl  oder  verzehrt 
werden  soll,  unterlieeft  es,  wie  dys  inländische,  der  Steuer.  Die 
zu  Sichenmpf  der  letzleren  etwa  liir  nothwendig;  erachteten  Con- 
trulen  tretten  beide  gleichmässig.  Wohl  erschweren  auch  manche 
dieser  Controlen  den  Verkehr  in  unhebsamer  Weise  und  gewiss 
liesse  sich  da  ebenfalls  das  eine  oder  andere  veimniaohen»  Allein 
•te  bertthren  doch  die  Erzengnlsse  der  benachbarten  Veiein»- 
staaten  im  Falle  des  Eintritts  in  das  betreffende  Steuergebiet  nicht 
härter,  als  das  eigene  Erzeugniss  des  die  Steuer  erhebenden 
Staates.  Mit  den  innern  Steuern  vom  Verbrauche  derjenigen 
GegenstiMto,  welche  innerhalb  des  Zoilvereins  nur  beim  Kmi% 
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oder  Verkaufe  oder  unmittelbar  vor  der  wirklichen  Verzehrung 
zur  Erhebung  oder  zum  Ansätze  kommen,  werden  wir  uns  daher 
in  dem  Folgenden  überhaupt  nicht  mehr  zu  beschafligea  haben  0, 
Sodann  bleiben  ausser  Belracfat  die  GommunaU  wid  Cor* 
poratlonssleoern  von  YerzehnnigsgegenstfindeB,  aach  soweit 
solche  als  Ocfrois  eriiobien  werden.  Diel  Octrois  sind  zwar 
ebenfalls  noch  ein  wesentliches  Hemmniss  des  freien  Verkehrs 
im  Innern  des  deutschen  Zollvereins.  Immerhin  sind  sie  das 
kleinere  Uebel,  dessen  Beseitigung  erst  nach  einer  Aufhebung 
der  Uebergangssteuem  auch  von  Zollverems  wegen  emsUicber 
beanspnicbt  werden  könnte.   Bei  dem  nttchsten  Zwedte  gegen* 

1)  Dahin  gehört  die  flffiiiN  und  Scblnclitsteaeff  in  Preussen  {tn 
Tergl.  Hoffinann,  die  Lehre  T<m  den  Steuern  S.  318  ff.  v.  Oesfeld,  Prenssen 
in  cameialistischer  und  staatswirthschafllicher  Beziehung.  S.  96  ff.),  dio 
badische  Schlachtviehaccise  (zu  vergl.  die  Steuergesetzgebung  def 
Grossherzogthums  Baden.  1858.  S.  286  ff.),  die  Schlachtsteuer  des 
Königreichs  Sachsen  (Gesetze  vom  25.  Mai  1852,  vom  28.  März  1858).  In 
Sachsen  spricht  man  zwar  auch  von  einer  Ueberfifangs abgäbe  von  zoll- 
verein.^ländischem  Fleischwerke.  Dieselbe  wird  jedoch  erst  am  Bestim- 
niungsorte  erhoben;  zu  vergl.  2.  B.  §40  der  Verordnung  vom  29.  Mai  1852. 
»Jeder,  der  Fleisch  oder  Fleischwaaren,  ingleichen  Speck,  Schmeer,  Fett  oder 
Kleinodien  (sie!)  von  im  Tarife  n iiler  B  verzeichnetem  Schlachtviehe,  soweit 
letzteres  der  hierlaudischeu  S<  hhichtsteuer  unterliegt,  aus  atHlern  Zoll- 
vereinsstaaten  nach  Sachsen  eiiifuKit,  ist  verbunden,  .solVnt  nach  der  Ankunft 
des  Fleischwerks  am  Bestimmungsorte  sich  bei  der  Schlachtsleuereinnahme 
daselbst  zu  melden,  derselben  die  Abstamnumg,  Gattung  und  Ct  w  ichtsbetiag 
des  steuerbaren  Gegenstande?  anz-uzeigen  und  letzteren  zui  iievision  vor- 
zulegen. —  Dieselbe  Yerplliciitung  trifft  die  Postverwaltung,  sowie  die 
Verwaltung  der  Staats-  und  Privateisenbahnen  hinsichdich  des  nit  dM 
^StatCsposten  oder  avf  den  Eisenbahnen  eingehenden  Fleisehwerlu.^ 

Sie  preossische  Mahl-  und  ScUachtstener  wird  nach  dem  Geseta  TOm 
1.  Hai  1851  in  83  StddCen  erhoben.  Die  Hahlsteuer  (20  Sgr.  vom  Waizeu- 
and  Kartoffelmehl,  5  Sgr.  von  den  übrigen  mehlhaltigen  Früchten  per  CCr.) 
wirft  nadi  dem  Elat  von  1866  einseliliesiltch  der  Commnnaliiiichiige  etwat 
Aber  IV«  Mül.  Th}r. ,  oder  beinahe  21  Sgr.  per  Kopf,  die  Schlaehlstener 
(1  Tblr.  vom  Ctr.  Fleisch)  nahezu  2  Hill.  Th]r.  oder  22Vi  Sgr.  per  Kopf 
ab  (xu  vergl.  Oeafeld  a.  a.  0.). 

Die  badiache  Schlachlviehaccise  (von  einem  Ochaen  6  IL  25  kr. ,  von 
einem  Rind,  Farren  oder  einer  Kuh  2  fl.  20  kr.,  von  einem  Kalb  80  kr.) 
ioU  gegen  13  kr.  auf  den  Kopf  ertragen.  'Ban  FinaniwiMenschaft^.  Aal. 
§  482.  Anm.  a.) 
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410  ^  HfoiimiiiM  4ei  Ireiai  Verkdicf 

wartiger  Arbeit  würde  es  aber  am  weil  fttkren,  wenn  ao6h  M 

diese  Abgaben  noeh  speeieller  eingLgangen  werden  wollte 

Hienach  besi  hraiiken  sich  die  nachfolgenden  Untersuchungen 
auf  die  seitens  einzelner  Zollvereinsstaatea  zur  Erhebung  kommen- 
den Steuern  vom 
Wein,  Most  und  Tabak,  vom  Branntwein,  Bier  und 

Mala«). 

Das  sind  nun  eben  diejenigen  Abgaben,  bezüglich  welcher, 

wie  wir  oben  gesehen  haben  ( L  ß.  II.  1)  bestimmte  Maximalsätze 
vereinbart  worden  sind:  es  sind  die  nämlichen  Steuerolijecte,  von 
welchen  auch  schon  in  der  ersten  Yertragsperiode  Ausgieichungs* 
abgaben  (oben  I.  A.)  erhoben  werden  durften. 

Bevor  ich  jedoch  auf  diese  Verbrauchssteuern  und  besonders 
auf  die  in  deren  Gefolge  erscheinenden  Ud»ergangssteuem  mich 
im  Einzelnen  einlasse,  habe  ich  eine  Uebersicht  über  die  ver- 
schiedenen Steuerverbände  einzelner  Zollvereinsslaaten  zu 
geben,  vennöge  deren  je  mehrere  der  letzteren  gegenüber  von 
den  übrigen  als  geschlossene  Steuergebiete,  bald  in  der  Ausdeh- 
nung auf  alle  obengedachten  Abgaben,  bald  nur  fdr  die  eine  oder 
andere  derselben,  sich  darstellen. 

A«  Die  Steuerrerbande  innerhalb  des  ZollTerelnfl. 

# 

Hier  gilt  ganz  allgemein  der  Grundsatz  des  Art.  2  der  provi- 
sorischen Uebereinkunlt  vom  8.  Mai  1841  wegen  Erhebung  und 
Controlirung  der  Innern  Steuern,  dass,  soweit  zwischen  zwei  an 
einander  grenzenden  Staaten  eine  Gemeinschaftlichkeit  der 
Uebergangssteuem  besteht,  die  Bestimmung  von  Uebergangs- 
Strassen  und  die  Errichtung  von  HebesteOen  an  ihren  gemeinschaft- 
lichen Gremsen  unterbleiben  solle. 

1)  Da«  frflhere  Octroi  der  ftesideiustedl  Stottgvt  iit  schon  seit  einiger 
Seit,  wenn  ich  recht  beriehtet  bin,  hmptiidilich  «neb  durch  des  Verdienft 
fon  Moriilfohl  aufgehoben  worden.  Ueber  die  neueste  Maassregel  dieser 
Art,  die  Beseitigimg  der  Octroigebühren  in  Belgien,  bitte  ich  in  vergl.  du 
preussische  Handelsarchiv  von  1860.  I.  S.  293.  IL  S.  106. 

Der  Essig  wird  da  ond  dort  von  der  Halisteuer  getroffen,  der 
Obstwein  unterliegt  einer  fihnltchen  Abgabe  wie  der  Wein,  wo  überhaupt 
eine  Steuer  davon  anfftUt.  Beides  sind  Steuerobjecte  von  untergeordnetsr 
Bedeutung. 
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Im  Einzelnen  aber  tmd  die  Stenerfcrbthide  ibigende: 

'  1)  Dem  preussischen  indir«cteii  Steuersysteme 
ttbcrhaupt  sind  die  naihbenannten  dtuUciien  SluHltii  uiil  den 
hienach  bezeichneten  Gebietslheilen  in  der  Weise  beigetreten,  dass 
4m  Abgaben  nmäcbst  in  preussi^che  Kassen  flieiteen,  worauf  eral 
der  Antbefl  jener  Staaten  an  den  Ertragnissen  derselben  nacb 
dem  Maassstabe  der  Eevl^lkening  der  gedachten  Gebietstbdie  sn 
der  Bevölkerung  des  preussisrhen  Staats  im  Ganzen  oder  einzelner 
l'roviiizen  penodiscii ,  udch  vuiberiger  Berucksidiliguiig  der  Er- 
hebungskosten, ausgeschieden  wird 

■n.  Mecklenbnrg- Schwerin  durch  den  Vertrag  ?om  2. 
Decoünber  1826  mit  den  vom  preussischen  Staate  niii- 
fsebiossenen  Gebietstheilen :  Bossow,  Netzeband  und  Schönberg 
und  einer  Bevölkerung  von  890  Kdpfen.  CAeltere  UeberdiAanft 
von  1799.1  . 

■.■  b.  Lippe  durch  ili  n  Verlrag  vom  9. —  17.  Juni  1.^2*)  mit 
den  vom  preussischen  Staate  umschlossenen  Landestheilen :  Lippe- 
foda^  Cappel  und  Grevenhagen  und  981  KOpfen.  ^(Zu  vergl  Sep.- 
Art.  I '  2um  Vertrage  vom  18.  October  184-1  wegen  des  An- 
schluf^ses  des  Förstenthums  Lippe  an  den  Zollverein.) 

■  (  .  Hessen-liombarg  durch  den  Verlrag  vom  31.  De- 
ceniber  1829  (ttneuert  5.  December  1840)  mit  dem  Überamte 
Meisenheim  und  13,629  Köpfen. 

d.  Das  Fttrstenthum  Waldeck  durch  den  unterm  9.  Ja- 
nuar 1838  erneuerten  Vertrag  vom  16.  April  18B1  mit  50,905 
iü>pfim;  (Die  froher  nur  in  der  hälftigen  Höhe  der  preussischen 
Abgabe  angesetzte  Braiuitwt  iiisteuer  in  WaWeck  ist  seit  dem 
1.  Januar  1852  auf  den  glt  ithen  Betrag  tiihuld.) 

e.  Hannover  durch  den  Vertrag  vom  1.  November  1837 
mit  der  Grafschaft  Uohnstein  und  dem  Amt  Elbingerode  und 
14^322  Köpfen.  (Zu  vergl  Sep.-Art.  2  Abs.  2  zum  Vertrag  vom 
7.  September  1851.) 

*i  I'   f.  Braunschweig  durch  den  gleichen  Vertrag  mit  dem 

l}r.Fflr  da»  Folgende  istbeoutot:  Pochhammer,  Handbuch  surfoUstin- 
di^en  fienntnisg  der  Zollverfasflung  und  Verwaltung  in  den  preussischen 
'Stiateiau  Berlin  1832.  Sodann  das  preussische  Handelsarchtv  von  1861.  1. 
fBi  891  (mit  den  neuesten  Abrechnungen) ;  Fochhammers  lahrbbcher  a.  V.'O. 
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Fflratentiimii  Bhnkenlniffg  nebst  dem  SlifiMiiite  WtSkenrieA  and 
dem  Amte  Cidvörde  und  26,455  Köpfen  (ai  vergl  All  1  nnd 

Sep.-Art.  1  zam  Vertrage  vom  19.  Oct.  1841). 

Lippe  durch  den  Verlrag  vom  18.  October  1841,  insbes, 
Art  7  wegen  BeitriU  des  Fürstenthums  zum  Zollvereine,  dtirdi 
den  weiteren  Vertrag  Ton  gleichen  Tage  wegen  der  Besteuerung 
innerer  Erzeugnisse  im  FOrstenthnme,  insbes.  Art  1  und  4,  Sep.- 
Art  4,  —  mit  dem  gansen  übrigen  Gebiete  des  FOrstenHinnMi* 
(lit  b.)  und  105,155  Köpfen  (zu  vergl  die  Berliner  ProtokoHe 
vom  31.  December  1852). 

h.  Das  Fürstenlhum  Pyrmont  mit  6645  Köpfen;  nach  den 
Verträgen  vom  11.  December  1841  und  3.  September  1853. 

2)  Das  prenssisobe  indirecte  Steuersystem  babea 
sodann  ebenfalls  angenommen ,  eibeben  aber  nnd  verwalten  die 
Abgaben  durch  ihre  eigenen  Beamten  und  Behörden,  vorbehülliicli 
^r  nachherigen  Abrechniin^r  auf  Grund  der  Specialverträge  nach 
dem  Maassstabe  der  Bevölkerung : 

a.  Sc  hw  ar zburg  -  S ondershausen  für  die  ünterherr- 
schaft  (36,069  Kopie)  ^  Vertrüge  vom  25.  October  1819  und 
8.  Jnni  1833. 

b.  Schwarsburg-Rndolstadt  für  die  Unlerherrschaft 

(15,501  Köpfe);  Verträge  vom  24.  Juni  1822  und  25.  Mai  1833. 

c.  Das  Grossherzogthum  Sachsen  für  das  Amt  Alt- 
stadt mit  Oldisleben  Köpfe);  Verträge  vom  27.  Juni  1823 
und  30.  Mai  1833. 

d.  Anhalt  Bernbarg  fttr  das  obere  und  untere  Herzoge 
fhnm,  nebst  dem  Amte  Mtlhiingen  (56,031  Köpfe);  Vertrttge  vom 
10.  October  1823,  17.  Juni  1826,  17.  Mai  1831  und  11.  Jidi  1839. 

e.  Anhalt- Dessau- Kothen  mit  119,515  Köpfen,  Ver- 
trag vom  26.  April  1839  (?). 

f.  Das  Herzogthum  Sac hsen- Cobur g-Goth a  für  das 
Amt  VoUienrode  (2859  Köpfe);  Vertrag  vom  26.  Juni  1833. 

g.  Oldenburg  endlich  das  Fttrstenthum  Biikenfeld  mit 
35,486  Köpfen.   Vertrag  vom  31.  December  1836. 

Diese  Gebietstheile  ausservereinsländischer  Staaten  oder  an- 
derer dem  Zollverein  überhaupt,  beziehungsweise  mit  ihren  sonsti- 
gen iianden  beigetretener  Staaten  (Z.  1  und  2)  mit  zusamm^ 
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403,405  K(ipfcn  vortriu  PneiMreii  im  Zd&mmm  auch  bezügUcll 
ftwip  AaitiMiüe  am  ZoüertMg«',  init  ^eiuij^  Attmabme  ddr  hailiiiH^ 
^Mdadien  Gralscliafl  Hbimstein  niid^^des  Ämter  Eibiiigmd^^(Z.  1. 

^leiiieinsdiaftliehkeit  der  ihtwireii  Stenen^fsleitre'  und 

die  Gemeinschaflllchkeit  der  Steuererlrägnisse  aber  ersti  tu  kl  sich 
hier  tiurclivveg  auf  sauuiitliche  Ueb  e  r  f  a  ii  er  s  n  h  rr  a !)»' n  vom 
Wein  und  Most,  Tabak,  Bier  und  Branntwein,  femer  durchweg 
aill'^ie. Branntwein- Fabrica tionsstea^r.  Die  inrieren 
glaiferm  fORD  «igeiien  Wein  vnd  fabak'  können  dessbaHr  tiieht  att- 
geviaiiii  idn,  weil  die  Mebrzald  tder  hier  gfehanhften  Staaten  wedieir 
efg^en'WehdMia,  tiock  in  eriiebHcherem  Maasse  eigenen  Tabalüslitan 
hau  Wessen  der  Bier-Fabricationssteuer  bestehen  Verab- 
redungen bald  aut  Gleichmässigkeil  und  Gemeinschattüchkeit  der 
Abgabe  baldauf  (gewisse  Steuersätze,  unter  w^be  niobl  fiOH  benin- 
tcffgeganfen  werden  dttrfen.  '  " 

^<!ji>UMS)>P^reiiia8en')  nbn,  mit  alt  dies^  toli  ibml?«nr^en 
iMl^tatbeAen^  dritter  Staaten  steht  wieder  in  efaieilk 

Verbünde  über  die  iniiem  Steuern  mit  dem  Königreiche  Sachsen 
und  mit  dem  Thiuiiiois(  )ion  Vereine. 

Mit  dem  Königreich  Sachsen  hat  Prenssen  unterm* 

>!  'Iii  .' 

'^Ij'ybn  preiiiififdien  Gebietoihellen  gehören  dagegen  nicht  in  die 
MtabrgtilDimKhnft : 

<•  ;it  .«V  4i«  ;liiAei^Qn«m*Jivhett  i«Bde  nüi  6i)235  Kdpfeni 
Jb.;  die  pranfsiMhen  Exclaven  mit  1,786  KAp&^ 
'  0.  die  unter  herzoglich  brnnnschweig'scber  Verwaltung  «tehettde|;i.Or(^ 

.  .  sclialten  mit  2882^  Kdpfen. 
'^  iImM  WB^en  bei  dir  Verthetlonlf  der  Stenerertrignicse  nicht  berflclL- 

'  jv   die  Einwohner^  des  preusstschen  Jahdegebiets  mit  858  Köpfen,  ' 
\»  ^  d^fj^mison  von  Mainz  mit  4d6(>  Köpfen  [bei  der-^Uebergangiateuflr 
von  Bi(^  daijpjf^n  in  Rechnung  gebiachty. 
Endlich  kommen  bei  dem  Ihnringischen  Vereine  in  Kechniing  die  Kreise 
Erfurt,  Schleusingen  und  Ziegenrück  mit  105,893  Köpfen,  die  Dörfer  Kisch- 
lits  und  MolUchatz  mit  118  Köpfen,  Aitlöbnits  mit  286  Köpfen  (bei  Sachae»» 
KetBingen). 

Al)?.üijli(  h  dieser  Zahlen  verbleiben  für  das  in  der  Steucrgemeinscliart  t-i- 
scbeineiHic  Ivrmifjrrich  Pn  T]s>en,  jedoch  ohne  die  fremden  Gebietstheile.  noch 
17,554,124  köpfe  i  dazu  dann  die  preus».  Gamisoo  von  Luxemburg  mit 
4a&2Köp^. 
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30.  März  1833  den  Vtilrag  abgeschlossen,  dass  spätestens  bis 
zum  1.  Januar  1834  dort  dieselbe  Besteueruntr  des  ßraumalzes, 
der  Brannlwetüfabrication,  des  Tabak-  und  VVeinlNniea  eingeHtel 
werden  soUe^  welche  in  Preussen  gesetelicfa  bestehe,  würanf  siv* 
dann  eine  Abgabenerfaebung'  von  Bier,  Branntwein,  TabaksbUMtem 
und  Fabrioalcn,  von  Traubenmost  und  Wein  bei  dem  Ueberganfir 
aus  düiii  einen  in  das  andtue  Gebiet  jTeQreii>«'iii(«  nicht  stiilltiiulcn 
werde ;  Ferner  dass  unter  Voraussetzung  einer  gesetzliub  gesicher- 
ten Erhebung  des  Steuerbetrags  von  1  ^li  Sgr.  für  ein  Quart 
Branntwein  zu  ÖO^/o  Alcoholstärke  auf  der  Grundlage  der  preusair 
sehen  Gesetzgebung  (l^/s  Sgr.  auf  20  Quart  Maischraum)  eben- 
falls vom  I.  Januar  1834  ab  zwischen  Preussen  und  Sachsen  andl 
eine  GemeinschaftÜchkeit  der  KiniiMliniPn  von  der  !•  ahru  lüioiis- 
sleuer  d«»  liranntvveiii.s  hlaitliaden  solle,  vurbtiiaUlicii  der  Theituug 
des  Ertr:in-9  nnrh  dem  Verhaltnisf>e  der  Bevölkerung. 

b.  Ein  gleicher  Vertrag  ist  am  11.  Mai  1633  zwischen  beiden 
Staaten  und  dem  Tags  zuvor  errichteten  Thüringischen  Zoll* 
und  Handeisvereine  mit  der  Modification  zu  Stande  ph 
kommen,  dass  die  Mitglieder  dieses  Vereins  sich  verpdichtet  hahni, 
in  ihren  zu  dem  Verein  gehurigen  Lamien  und  l>;iinlrslli(-jl(  ii  die 
daselbst  bestellenden  Steuern  von  der  Bierbereitung  nicht 
unter  den  Betrag  der  preussischen  Fabricationsabgabe  herunter* 
zusetzen.  Unter  dieser  Bedingung  solle  vom  1.  Januar  1834 
an  der  Uebeigang  von  Bier  aus  dem  Gebiete  des  Thüringischen 
Vereins  nach  Preussen  und  Sachsen  und  umgekehrt  keiner  Abgabe 
unterliegen. 

Als  Folge  der  eintretenden  gieiclien  Besteuerung  des  Wein- 
inid  Tabakbaues^  sowie  der  Branntweinfabhcation  sollen  sodmia 
die  Erträgnisse  auch  der  Uebergangsstenern 0  von 
Traubenmost,  Wein,  Tabak  und  Branntwein  gememschafäich  sein 
und  nach  dem  Verhftitnisse  der  Bevölkerung  vertheQt  werden  ^. 

1]  Daranter  .'iind  hier  zuoicbst,  wie  schon  im  Eingänge  bemerkt,  die 

Aus  gl  ei  ch  u  n  g  s  abgaben  zu  verstehen. 

2)  Bayer  n,  das  mit  dcni  Amte  Kaulsdorf  am  Thiirin|jis<  heii  Vereine  parti- 
ci|»irt.  und  Kurhcssen,  zunächst  mit  dem  KreMe  Schmalkalden  hieran  beiheil  igt, 
sind  dein  Thüringisrlim  Vert>ine  be/.üglich  dieser  (iebietslheile  nachträ|r!tch 
auch  in  Absieht  auf  die  dleichheil  und  Gemeinschaftlichkeit  der  urfh  lifen 
inneren  Steuer  vom  Branntwein  und  der  Uebergangsabgaben  i^eigetreleo. 
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CBme  Ausgleichmigssabgabe  von  Bier  kam  gegenüber  von  Nadsau 
ttnd  dem  bayerischen  Rheinkreise  allein  zur  Erhebung.) 

Zu  vergl.  die  ScblusspHrtokoHe  i/om  30.  Mftns  und  11.  Mai 

1833.  Z.  12. 

l^ii'se  Ver1r;iL!v  sind  imlrtni  Mai  1811  und  I.  April  1853 
erneuert  worden,  hine  Abgabenerhebun^  oder  K u c k v e r- 
gütung  bei  dem  Uebergange  von  Bier,  Branntwein,  Tabaks- 
blättem  und  Tabaksfabricaten ,  ingteichen  von  Traubeninoat  lind 
Wein  aus  dem  einen  in  das  andere  Gebiet  werde  auch  künftig 
nicht  stattfinden;  die  Abgabe,  wdche  von  dem  ms  andern  Zoll- 
verrinsstaaten  übersehenden  Tra  ;!  t  tinidsl  iind  W  (  in,  vun  Tabnks- 
M  tUf  rn  und  Tabük.slabricaten  erhoben  werde,  sei  gemeinschalilich 
und  wie  bisher  nach  dem  Maassslabe  der  Bevidkerung  eu  tbeilenj 
eine  gleiche  Gemeinscbaftlicbkeit  werde  in  Hinsicht  der  nunmehr 
tax  llrhebung  kommenden  Abgabe  von  dem  aus  andern  ZoH- 
vereinsstaat^  fibergehenden  Biere  eintrefen.  Unter  Voraussetzung 
öioer  gesetzlich  gesicherten  Erhebung  des  Steuerlietrags  von 
l^/in  Scrr.  ffir  riii  Oiimi  Braiiiilw t'Iii  zu  oC/o  AltMilndstarkr  ir-ich 
Tralies  solle  au(^h  die  Genieinschaitiichkeit  der  Einnahme  von  der 
Fabricationsstouer  des  Branntweins  und  der  Abgabe  von  dem  aus 
andern  Vereinsstaaten  übergeführten  Branntwein,  nach  Maassgabe 
der  diwssliaA)  gefroflenen  Vereinbarung  (Praecipaum  Preussens  bis 
«tt  129,000  Thlr.  n.  s.  w.),  forlbestelien. 

Das  Konifirreich  Sachsen  (M\s*lieuit  in  diesem  Verbatide 
gegenwartig  nnl  2,122,148  Einwohnern. 

Dem  Thüringischen  Zoll-  und  Handeis  verein  aber 
geh<^  an  folgende  Gebietstheile : 

a.  von:  Preussen: 

'  di^  Kreise  Erfurt,  Schleusmgen,  Ziegen- 

nlck  mit  105,8<)3  Köpfen 

die  Dörfer  Kisthittz  und  Moilschutz  niit  118  » 

b.  von  Kurhessen 

der  Kreis  Schmalkalden  mit  26,941 
o^'S  achsen-Weimar,  ausschliesslich  der 
AMter  Osthetm,  Allstedt  und  Oldisleben, 
jedoch  einschliessKch  des  zum  Amte  Ost- 
heim  gehörenden  Ort  es  Melpers  mit  254,4b9  » 
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d.  Sacbsen-Meiningen,  eiaichL  AK- 

Idbnitz  CprenssO)  mil  I6898I6  Köpfim 

e.  Sachsen -Alte  nb  u  rg  mit  134,659  » 

f.  Sach  s  en-Coburg,  ausschl.  des  Am- 
tes Königiberg,  mit  43,163  » 

g.  Sachsen- Gotha,  aussohl.  des  Amtes 

Volkenroda  mit  105^442  » 

k  Sch  war  zburg- Sondershaus  OH) 

obere  Herrschaft,  mit  26^905  » 

L  Schwarzburg-Rudolstadt,  obere 

Herrschaft  mit  54,529  . 

k.  Reuss,  ältere  Linie,  mit  40,515  » 

1.  Reass  jüngere  Linie,  mit  81,806  » 

m.  bayerisches  Amt  Kanlsdorf  mit  495  » 

im  Ganzen  atso    1,043,771  Köpfe. 

4.  Nach  dem  Vertrage  vom  8.  1  ebniar  1842  sollen  im 
Grossherzogthum  Luxemburg  die  von  der  Fabrication  des 
Branntweins  und  Biers  zu  entrichtenden  Abgaben  nicht  unter  den 
Betrag  der  dieserhalb  in  Pi-eossen  bestehenden  Abgaben  herab- 
gesetzt werden  dürfen,  soU  femer  dort  der  Weinmost  wie  in 
Preussen  besteuert  und  ebenso  eine  Tabakssteuer  eingeführt 
werden,  falls  im  Grossherzogthum  Tabaksbau  in  erheblicherem 
Umfange  betrieben  werden  sollte  (Art.  4).  Zwischen  Preussen 
und  dem  Grossherzogthum  findet  daher  bei  dem  üebcrgange  von 
den  diesen  Abpfnben  unterliegenden  Gegenständen  weder  eine 
Uebergangssteuer-Erbebung,  noch  eine  Stenerrückvergütong  statt 
(Art  8).  Der  Ertrag  der  Ue be r ga n g s  abgaben ,  welche  von 
den  Erzeugnissen  anderer  mit  Preussen  desshalb  nicht  eben- 
falls verbundenen  Vereinsstaaten  erhoben  werden,  ist,  zunächst 
zwischen  Preussen  und  Luxemburg ,  gemeinschaftlich ,  und  wird, 
nach  Abrechnung  von  5  ^/o  für  die  Erhetmngskosten,  nach  dem 
Maassstabe  der  Bevölkerung  (gegenwärtig  192,196  Kdpfe  in 
Luxemburg)  vertheilt  (Separatart.  13);  zu  veigleichen  audh  den 
Separatertikel  zum  Vertrage  vom  26 — 31.  Dec.  1853.  Z.  Vn,  b. 
Die  Steuergemeinschaft  erstreckt  sich  also  hier  nicht  auch  auf 
die  Fabricationssteuer  vom  Branntwein. 

5.  Auch  das  üerzogthum  Braunschweig,  wekhes  aber 
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nicht  wie  Luxenilnirg  im  Zollvmm  fiberliaii|it  durch  Preussen  ver- 
treten wird,  hat  schon  unterm  19.  October  1841  den  Vertrag 

mit  Preussen  eingegangen ,  dass  es  in  seinen ,  dem  Zollvei  eiiie 
anzuschliessendüii  Lainlen  ti  1 1'  s  c  I  b  e  liesleiit  uiig  Uer  lii  annlwein- 
ükbheation ,  des  Braumalzes  und  des  Tabaksbaues  eintreten  Insscn 
wärde,^  welche  in  Preussen -geifetsslich  besiehe y-TOftiehllMoh  der 
Einfttiinnig 'dei'  preussSschen  Wdnsteuery  fiiHs  in  Bnmnschweig 
Weinbau  attr»  Kelterung  yon  Host  betrieben  werden  sollte.  Daran 
schliessen  sich  weilere  Uebereinkünfte  weffcii  des  freien  Verkehrs 
mit  Brannfwc'iii  uvviiscIuMi  rreuÄScii  und  IJi-aunsrliwtMLr  i  ,  mil  l>i<-T 
(zwischen  Preussen,  Sachsen^  dem  Thunugisiliia  Verein  und 
Brshttischwäg)  und  wegen  der  Gemeinschal'UichtKeit  der  lieber^ 
giingsabgaiie  von  dem  aus  andern  Vereuisstaaten  emgeführten  Bier* 

Die  Bevölherungszifler  von  Braunschweig  ist  zur  Zeit 
249,771  und  abzüglich  der  in  der  Sleuergeineinschjrft  mit  Han- 
nover jileheudea  (i<'l)ietstheiIo  Ihit  iiach  Z.  7)  242,482. 

6.  Nach  dem  Verliage  vom  13.  November  1841  ist  die 
Kurhessische  Grafschaft  Schaumburg  (übrigens  aus-f 
söiäie^ffil^.  ddr  Ortschaften  Schöttlingen  und  Eickhöfen)  mil  znr 
Zeil -  35,715  ^Kb|>fen  dem  preussischeh  Branntweinsteoersystem 
ai^si^hloftdcin.'  ' 

"""7.  Dem  indirecten  Steuersysteme  Haiuiover«;  ist 
Oldenburg  beigetreten  unterm  1.  Marz  1852  ^),  dami 
Schaumburrr- Lippe  unterm  25.  September  1651  rücksicht-r 
WiM  dar  Fatoicationssteuem  und  Uebergangsabgaben  voti  Brannt- 
tliiiifa  tufd^'B!^^^  ferner  in  gleicher  Weise  Braunschweig 
dtitch ^Üelber^inlninft  Yom  20.  December  185B  mit  Tersohiedenen, 
vormalü  dem  Steuervereine  an<xestlilos>ün(Mi  (iübicblliciliMi ,  Bre- 
men nach  der  l  Übereinkunft  vom  26.  Januar  1856  mit  den  in 
den  ZoUverein  eingetretenen  Gebietstheilen.  lieber  die  Erhebung 
der  inneren  Abgaben  in  den  Gommunionbesitzungen  liegt 
di0i.  hMödere  Uebereinkunft  zwischen  Hannover  und  Braun- 
rm  20.  December  1853  vor. 

■  l^  Zu  vrr-^r].  Sclilu-^|)i  (^rdkoll  vuni  -l.  Aiuil  1853  Ziflrr  14.  Werell- 
l>er<r^  <jie  tSteuein  und  Zoile  im  btaatäbaushalle  de^  Königreichs  Hannuver. 
Zeitsciir.  Bd.  XY.  S.  52C. 
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Bei  den  ZoUabrechniuigen  ersoJieiiit  .HaQnom  einscUieflslieli 
SchttumbiHrg-yppe  und  der  bremiscben  Gebietstheile  mit  1^865,104 
Köpfen  ') ;  Oldenburg  mit  236,789  Köpfen 

.  Alle,  die  in  den  vorbeinerkten  (Z.  1 — 1)  Steuerver- 
baiideii  stehendeu  Staaten  zusammen,  also  Preussen  mit 
den  seinem  Steuersystem  angeschlossenen  und  mit  den  von  ihm 
im  Zollverein  vertretenen  Staaten  (Z.  1.  2.  4.)»  dann  Sachsen 
nnd  die  Thüringischen  Staaten  (Z.  3),  Braunschweig 
(Z.  5)}  endlieh  Hannover  und  Oldenburg  (Z.  7),  bilden 
wieder  bezüglich  der  U eberga ngs abgaben  von  Wein  und 
Most,  von  Tabaks  blättern  und  Fabri  taten  einen  wei- 
teren gemeinschaftlichen  Steuerverband  ^  welchem  ausser  ihnen 
das  ganzeKurfürstenthum  Hessen  (mit  698^55 Köpfen) 
angehört. 

Seine  jetzige  Constitninmg  hat  dieser  Steoerverband  durcli 

den  Vertrag  vom  4.  April  1853  erhalten.  Darnach  soll  im  König- 
reiche Hannover,  im  Kurtürstenlhuiii  Hessen  und  im  Herzogthum 
Oldenburg  dieselbe  Besteuerung  des  Tabakbaues  slallfuiden, 
weiche  in  den  Königreichen  Preussen  und  Sachsen,  den  zum 
ThAringischen  Zoll-  und  Handelsvereine  gehörenden  Staaten  und 
im  Herzogthum  ßraunschweig  besteht  Die  Besteuerung,  des 
Weinbaus,  welche  in  den  KÖmgreichen  Preussen  und  Sachsen, 
sowie  in  Thüringen  bereits  besteht,  wird  im  Kurfürstenthura 
Hessen,  welches  dieselbe  nach  dem  Vertrage  vom  8.  Mai  1841 
schon  früher  eingeführt  hatte ,  auch  fernerhin  beibehalten  werden, 
und  in  dem  Königreich  Hannover,  sowie  in  dem  Herzogthom 
OMenburg  fttr  den  Fall  eintreten,  dass  daselbst  Weinbau  iv 
Kekorung  von  Most  betrieben  werden  sollte.  In  Folge  dieser 
Gleichinassigkeil  der  inneren  Besteueiiing  werden  bei  dem  Ueber- 
gauge  von  Wein  und  iraubenmost,  von  Tabaksblätteru  und  Ta- 


1)  Die  CSrtftchat^  Hohnsleiti  und  das  Amt  Elbingeroile  mit  inbegrillui, 
oben  Ziffer  1  e;  mit  AusscUhm  dagegen  der  vom  Zollvereiii  aberbtopt 
•Qtgetchlonenen  Gebietstheile :  Geettemflnde  n.  i.  w.  mit .  Muammen 
9962  Köpfen. 

9)  Darimte]r  der  Rest  der  Bevilkerung  jener  bremiichen  Gebietstheile, 
die  des  preussischen  Jahdegebiets ;  dagegen  nicht  inbegriffen  die  Bevölke- 
rung des  Hafonerts  Brake  mit  1988  Köpfen. 
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baksfabricaten  aus  dem  einen  in  das  andere  der  bezeiclinelen 
Gebiete  vvetier  Abgaben  -  Erhebungen ,  noch  Abgabenruckvei- 
glttaagm  stat^ndcn,  dagegen  die  Uebergangssteuern  von  den 
aus  andern  Yereinsstaaten  ttl^lrg^liendeii  ßixeugnias^  anf  ge- 
üMlbiscIiaftliche  Re^nmig' erhoben  ^)  werden  (m  vergl  aiiehden 
Vertrag  vom '8.  Mai  1641  wagen  KorhetsenS)  Uel^ereinkanft 
vtim  19.  Oclober  1841  wegen  Braunschweigsl  Dieser  Verband 
uiiilasäl  aläü  die  liealeueiunfif  der  Wein  -  und  Tid);ilvsc(Misntiili(ni 
von  24,446,693  Kopien  oder  von  naiies«  der  gaazen 
B>e¥(>lker«(ng  des  ZoUvereii^fl;  . 
Vi  Von  itoiK  «ttdlidlien  Zollverelns«taateii  lassen  sich 
iMdiclie^  VbretnbamngeH  wegen  einer  gleichibflsiiigen  iind  gemein- 
s^dMi^hen  inn<>ren  Besteuerungr  überhaupt  nicht  berichten.  Denn 
dass  Bayrrii  das  sachs*'ii  rolini-uisc  Jn-  Ainl  k  o  ii  i  n*  <?  b  p  r  u  und 
das  grossiierzoglicli-sachsische  Voideigei  irht  0^^lll^illl  an  seinem 
Malzaufschlage  participrn  n  lässt,  kommt  iiieneben  kaum  in  Be- 
tMOhlift  diiir  beaiten*hombargische  Amt  Homburg  aber  hat  sich 
ijordflQrv^die  :  2(^4 labgaben  dem  Grossherzogthiuii  Hessen  ange> 
MliIosba|/(a|'Tergl  Art.  8  des  Vertrags  vom  20.  Februar  1635). 

r,  <  B.   Die  einzelnen  XTebergangssteueni. 
1)   Die  Uebergan  gs  ;i  Ii  12  1  hen  vom   Wein  und  Most, 
^»ipiprie  V:^n  Tabaksblattern  und  Tabaksfabxicaten* 
i4>:  ZdnaoM  sind  hier  aus  Separatartikel  4  zum  Vertrage  iwa  . 
dLflhi  1841  "wegen  der  Fortdauer  des  deutschen  Zoflveremg, 
b#sieltungsweise  aus  Separalarlikel  10  ziiiu  NC: trage  vorn  I.  April 
IBoB  wegen  der  Fortdauer  niid  Hrweifmiitn        Züü-  und  Haa- 
delfiYereiüs,  jolgende  Verabredungen  anzuliilnen  : 

>»Fur  Wein  und  Tabak  sind  die  nachsiehenden  Sätze 
«Is^Ri^ki .höchste  Haass  m  betrachten,  bis  zu  welchem  in 
deliv  Vereinsstaaten  eine  Besteuerung  der  genannten  Erzeugnisse 
fttr  Bechnung  des  Staats  soU  stattfinden  können :  a 

1)  Die  Veitlieilung  der  Erträ^^nUse  erfolgt  nach  dem  Maassstabe  der 
Bevölkerung,  wobei  übrigeus  Maiinovii  und  Oldenburg  mit  den  ihii;m 
SMnergystem  angeschlossenen  (iebielslheilen  ein  Praeeipnum  von  7o%  an- 
m|rcob«ll'>liaben.  Für  die  ErhebitDgäkosten  dürfen  37o  in  Abzug  gebracht 
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Pic  UeniiuniAfie  dea  [leieu  Verkehrs 


a)  für  Wein  und  zwar 

aaj  wenn  die  Abgabe  iiacli  dem  Werth  des  Weins  er- 
hoben wird ,  1  Rthlr.  pro  Z  o  i  i  ceotaer  (5  Rthlr.  pro 
Obm  a  120  Quart  Preussisch) ; 

hb}  weim  die  Abgabe  ohne  Rücksicht  auf  den 
Werth  des  Weins  erhoben  wird,  25  Sgr.  pro  Zoll-* 
Center  (2  Rthk.  2a  Sgr.  4  Pf.  pro  Ohm  k  120  Quart 
Preussisch ) : 

CC)  wenn  die  Abgabe  nach  ei  ii  c  r  K  1  a  s  s  i  f  i  c  a  t  i  o  n  der 
Weinberge  erhoben  wird,  ist  die  Beschränkung 
derselben  auf  ein  Majdmvm  nicht  für  nothwendlg  er- 
achtet worden.  IHe  Steuer  von  vereinslfindisdiein  Weina 
sott  in  dem  letaleren  FaU  nur  nach  einem  im  VcriiÜt* 
nisse  zur  Steuer  vom  inländischen  Weine  zu  bemes- 
senden  Durchschnittst. itze   erhoben   werden,  welcher 
jedoch  den  Betrag  von  2  5  Sgr.  vom  Zoilcentner 
in  keinem  FaUe  überschreiten  darf.   So  lange  aber  in 
den  Staaten  9  wo  dermalen  die  innere  Weinstener  nach 
einer  Klassiäcation  der  Weinberge  erhoben  wird^  diiä 
geL.'enwärtig.  gültigen  Sätze  nicht  ermässigt  werden,  be- 
wende es  bei  dem  Satze  von  2  5  Sgr.  für  den  preus- 
sischen  Centner. 
In  Beaug  auf  die  freie  Stadt  Frankfurt,  wo  vom  Weine 
gegenwärtig  eine  Abgabe  Ton  5  fl.  20  kr.  (d  Rthhr.  1  Sgr. 
5  Pf.)  für  die  Frankfurter  Ohm  erhoben  wird,  soll  von  emer  Er- 
mfissigung  dieser  Abgabe  auf  den  unter  bb ,  gedachten  Satz  ab- 
gesehen werden. 

b)  Der  Maximalsatz  für  Tabak  ist  auf  20  Sgr.  pro  Zoll- 

centner  bestimmt.« 

Z.  Ö  und  8  der  aUegirten  SeparatartikeL 
Zur  Erlflnterung  und  Ergilnzung  dieser  Verabredungen  wird 
Folgendes  dienen: 

1)  Die  Wein-  undTabaksproductiondes  Zollvereins 
zeigt  die  hienach  aufgestellte  Uebersicht  ^) : 


1)  Nach  Dieleria,  Statitlische  Uebenichi,  fftalle  Fortietmiif^  &  36S^ 
m  89a  891 ,  sogleich  mil  BeuAtaiiiig  neuerer  NotUea  von  Jahr  IBV^  „ 
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Staaten. 


Weinproduction. 


raain 

an  Wein- 
land 
in  preuss. 
Morgen. 


Weingewinn, 


Preussische 
Eimsr. 


pCt.- 
«ntheil 


1.  Preuasen 

ausserdem 
Luxemburg 
Meisenheim 

2.  Bayern 

3.  Sachsen 

4.  Haiiiiovor 
ä.  VV  urttem- 

berg 
(j.  D;u!nn 
7.  KuiTiusth. 

Hessen 
b.  Grui>shzg. 

10.  Braun- 
schweig 

12.  Nassini 


61^280 

3,278 
607 
104,231 
5,827 


104,632 
59,152 


J,504 


yü2 


15,543 
700 


406,d47 

55,965 
3,947 
798,682 
20,^42 


742,753 
632,832 

3,224 

232,890 
312 


1,80 
0,13 

2f^,96 
.(^69 


TabaksprodactioiL 


Flüchen»- 
riain  tn 

Tabalis- 
land 
in  preuüä. 
Morgen. 


Tabaksgewiän. 


ceälncr. 


pCL- 
AoilieU 

am 
lübaks- 
gewinn. 


13,74|4P,809  ^ 

j  -,714^) 


623.450 

1,602 


1396,80712,961,946 


25,08 
21,37 

0,11 

7,86 
0,01 


2,11 


0,05 


18,50" 
2,034 

860 
26,427 

1,129 

1,084 
1,085  1) 

41 

21 

19 


27J,501  4^60 


18,455 

04,057 
1,448 
14,770 

5,681 
165,524 

11,792 

22,874 
9,331 

470 

175 

128 


2,97 

15,12 
0,23 
2,37 

0,91 
26,60 

1,90 

3,68 
1,60 

0,07 

0,03 

0,02 


100,00|97,955   |622,206|  100^00 


^.  /  ^>  Yon  dem  hienach  im  Zollvereine  erzeugten  Weinquantam 
vrard  anjahrfich  nur  ein  kiemer  Theil  nach  dem  Veremsanslaiide 
an'jigef^lhri  Nacb  den  statistischen  Mittheüungen  des  Central- 

bureaus  für  den  Zollverein  aus  den  6  Jahren  von  18^'*/59  be- 
rechagl  sich  der  duicii^^clmilüiche  Export  an  VV  eiu  in  Fässern 

>  -  'l)i  iriilli  4eai  pr6QM.  Handelavchiv  1880  Bd.  I.  S.  23  tui  d«B  £nnitt- 
hm§m.9^  dM  Jahr  1868.  In  der  Z.  2714  itl  die  MoryensaU  dei  Tabaks- 
]ail^r|l«äewgea  Veceinslinder  und  VerdnigebleMbeile  flberhaopi  begriS'eii, 
welelM»  dem  engeren  Verbände  mit  Preuaaen  (oben  A.  l.  n.  2)  angehören. 
DiänWdisgewinn  M  Prentien  und  ThOringen  ist  mit  Benauung  einer  mir 
xk^^Übel  fteheaden  begtaubiglen  Angabe  berechnet,  dass  dort  8,8  Ctr.,  hier 

8,8  Ctr.  auf  den  Morgen  eraengt  «erden. 

r.  f.  Staatow.  lMl.IILHea.  28 
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auf  jährliche  254,800  Zollt cntiicr  oder,  nach  dem  Verhältnisse 
▼on  1*/«:  1,  auf  153,530  preussische  Eimer.  Dazu  dann  in 
neuerer  Zeit  noch  beiläufig  10,000  ZoUcentner  Wein  in  Flaschen 
(6000  preussische  Eimer), 

Auch  die  Bin  fuhren  an  fremden  Weinen  sind  unbedeu- 
tend, nu  Durchschnitt  der  lolzlen  ti  Jahre  (IS^^/öö)  221,014  ZoU- 
centner (133,500  preussische  Eimer),  neben  beiläufig  40,000  ZoU- 
centnern  in  Flaschen  (24,000  preuss.  Eimer). 

Das.VerhäUniss  der  Importe  und  Exporte  beim  Tabak  dürfte 
nachstehende,  nach  dem  Durchschnitte  der  Jahre  18^V<9  ange- 
stellte Uebersicht  veranschaulichen : 

Tabak :  Einfuhren :  Ausfuhren : 

Blätter  und  Stengel, 

unbearbeitete:  451,075  ZoUcQnUier,  123,606  ZoUcentner. 
Rauchtabak  in  Rollen 

oder  geschnitten :      8,429       »  12,226  » 

Cigarren:  10,204       »  52,452  » 

Schnupftabak:  96       »  .  8,784  » 

3.  Die  Weinconsuiiition  schätzt  Dieterici  a.  a.  0. 
S.  379  f.  auf  durchschnittlich  6  Qmri  per  Kopf  für  den  Zoll- 
verein, wobei  sich  jedoch  das  Yerzehrungsquantum  so  vertheile, 
dass  in  den  weinerzeugenden  Vereinslanden:  am  Rhein,  in  Würt- 
temberg, bei  Wflrzburg  10  bis  15  Quart  auf  den  Kopf  konunmi, 
im  nördlichen  und  nordöstlichen  Deutschland  nur  1  bis  2  Quart. 
Diess  wird  bestätigt  durch  das  Ergebniss  der  mit  Benützung  vor- 
stehender Zahlen  aufgestellten  Durchschnittsben  ihnui^g.  Nach- 
dem  jetzt  der  Steuerverein  dem  Zollverein  beigetreten  ist,  stellt 
sich  die  Weinconsumtion  per  Kopf  nur  noch  auf  5,2  Quart  per 
Kopf  für  den  ganzen  Verein.  Die  von  Dieterici  a«  «.  0.  S.  380 
angedeutete  Ansicht,  dass  im  nördlichen  Theile  des  Zollvereins 
die  Consumtion  ausservereinsländischer  Weine  eine  stärkere  sei, 
als  in  den  Vereinsläiidern  mit  eigenem  ^VeiIlbuu,  erscheint  richtig. 

Die  T  a  b  a  k  s  consumtion  des  Zollvereins  berechnet  Dieterici 
a.  a.  0.  S/  406  auf  2,57  Pfund  per  Kopf ,  woran  1,17  Zollpfund 
ausservereinsländischen  Erzeugnisses.  Ich  finde  nach  den  ange- 
gebenen Zahlen  einen  Verbraach  von  2,66  Zollpfund.  Diese 
Venehrung  soll  ziemlich  die  slirkste  in  Eniopn  Min» 
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4.  Z«  der  Basteueruiiif  dieser  Consuntion  ioBerliA  des 
Zoftr^teitts  flbeifehend,  babe  icb  sovdrdersl  die  den  aammilictoi 
VereiBMtaflteii  gemeinschaflliciien  Eingangsabgaben  anzu- 
führen ,  welche  die  aus  dem  Vereinsauslande  eingeführten  Weine 
und  Tabake  treffen.    Dieselben  beiragen : 

a)  für  Wein  und  Most,  auch  Cider, 

er)  in  Fässern  eingehend  6  Thlr.  veai  ZeUeemner. 

ß)  in  Flaschen  8  Thlr.    »  » 

b)  fir  Tabak,  und  swar 

aa)  Tabakablaner,  onbearbeitete} 

und  Stengel  4  TUr.    »  » 

bb)  Tabaksfabricate 

ä)  Rauchtabak  11  Thir.    »  » 

fi)  CigarreniiiidSdimipf* 

tabak  30  Thhr.    »  » 

Werden  diese  Sfttae  verglichen  nut  den  oben  angefHbrteHy 
im  Wege  der  Vereinbarung  festgesetzten  Maximalsatzen  lur  die 
innere  Besteuerung ,  so  überzeugt  man  sich  leicht ,  welch  erheb* 
liehen  Zoil§chutz  der  vereinsländische  Wein-  und  Tabaksbau  zur 
Zeit  noch  geniesst.  Die  Höhe  der  EingangszöUe  des  ZoUvereias 
auf  Wein-  and  Tabak  sind  denn  auch  schon  wiederMt  von  drittoD 
Staaten,  nul  denen  der  Verein  in  commercieUen  Verhandlungen 
stand ,  angefochten  worden,  und  gerade  im  gegenwärtigen  Augen- 
blicke wieder  diolil  von  verschiedenen  Seiten  her  das  Ansinnen 
auf  Ermässigung  der  VVeinzoile  sich ,  diessmai  wohl  mit  beson- 
derem Nachdrucke,  geltend  zu  machen.  Nach  meiner  Ansicht 
konnte  in  diesem  PuniUe  ohne  erhebiidie  Gefahr  fttr  unsere  Wein- 
prodttcenten  wohl  einiges  sngestanden  werden,  mmsgesetit, 
dass  den  Brseugnissen  der  Weinlander  des  Zollvereins  der  Ab- 
satz nacli  allen  Theilen  dieses  Vereins  fortan  nicht  weiter  durch 
Uebergangssteuern ,  wie  sie  die  nordiiciien  Vereinsstaaten  jetzt 
noch  erheben,  erschwert  würde.  Diess  aber  müsste  die  Be- 
dingung sein,  an  welche  die  gedachten  Staaten  ihre  Zustimmung 
zu  einer  m^cher  Weise  bald  in  Antrag  koomeiaien  Herab- 
setnug  der  WeinzlUle  fest  «i  binden  bitten.  Denn  nnr  damü 
erhielten  die  vereinsländischen  Weinproducenten  das  Mittel,  der 

28* 
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MBi  hereinbrechenden  GoDcinreiis  billigem  oder  benenr  firender 
Weise  &«f  den  eigenen  erweiterlai  AbsatigeiMe  mmraiiteL 
5.  Der  Yeihnmcli  desjenigen  Weines  imd  Tabtki  iodemi, 

welcher  in  Zollvereine  selbst  erzeugt  worden,  ist  m 
einiiren  Vereinsstaaten  mit  einer  Steuer  überhaupt  nicht  belegt. 
Andere  setzen  eine  solche  erst  beim  Verkaufe  oder  unmittel- 
bar vor  der  Verzehrung  an.  In  beidai  FäUen  unterbleibt  nack 
den  oben  (Z.  L  B.  IL  4.  a)  Bemerkten  der  Ansatz  einer  lieber- 
gangsslener  von  den  Brzengnisse  der  andern  Vereinaslaalen.  Dan 
letztere  wird  hier  viehnehr  mir  insowell  md  in  der  gleidM 
Weise  zur  Steuer  gezogen,  wie  das  Erzeugniss  des  eigenen 
Landes. 

Nach  dem  grossherzogiicb  badischen  Gesetze  vom 
19.  Mftrz  1854  mt^egt  die  Consnntion  von  Wein,  sowohl 
von  Tmnbenwem,  als  von  Obslirdn,  der  Wenstener.  Diese 
lerMt  in  Aceise  and  Ohngeld.    firslere  wird  von  den 

Weineini gen  der  Consmnenten,  Accise  nnd  Ofamgi^  aber  von 
den  Kinlageii  der  Wirthe  erhoben.  Die  Accise  beträgt:  von  allem 
Wein  in  Bouteiücn  3  Kreuzer  von  der  Halbmaassflasche ,  vom 
Traubenwein  in  Fässern  Vo  hr«  bis  1  kr.  von  der  Maass,  von 
Obstwein  n  Fissem  kr.  Dos  OhngeU  ah«  belttnfk  sich  anf 
3  kr.  von  der  Bouteilie  f&r  alfeB  Wein  m  sohshen,  anf  kr. 
von  der  Maass  fir  den  Tranbenwoin  k  Fissau,  anf  %  kr.  von 
der  Maass  für  den  Obstwein 

Im  Grossherzogthurn  Hessen  unterliegt  der  Wein 
einer  TraatESteuer  von  2  il.  für  die  Ohm  bei  den  Einlagen  solcher 
Personen,  welche  weder  d^  Kleinvarfcaaf  von  Wein,  noch  Wein- 
hsndel  belnihen;  nndvondOkr.  ftrdieOhnboiden  Binhgen 
der  Personen,  welche  solche  Geschifte  betreiben.  Diese  Abgabe 
nrass  in  der  Regel  bei  jeder  wiederholten  Einlage  im  Grossen 
aufs  Neue  und  so  oft  bezahlt  werden,  als  der  Wein  an  einen 
andern  inländischen  £igenthümer  übergeht  Bei  jedem  Verkauf 
in  Kleinen  aber  ist  daneben  noch  die  Zapfgebühr  zu  entrichten. 
Fir  diese  bestehen  4  Ktaisett.  Die  Gebfihr  L  Klasse  mit  6  IL  40  kr. 
per  Ohm  wird  erhoben  von  allem  Kleinveriumf  der  Wemhindter 


1)  Die  SieuergeseUgebmig  des  GroMberzogthimis  Üaden.  Idoti.  S.  240  ff. 
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«od  deijenigeii  Wrdie,  mkke  Wein  xn  beüebigeB  PraiM  n 
YerkaufeA  berechtigt  sind;  ilie  Zapfgebahr  IL  DL  and  !¥•  Kleese 

aber  mit  5  fl.  20  kr.,  4  fl.  und  2  fl.  40  kr.  per  Ohm  von  allem 
Kleinverkauf  derjenigen  Wirthe,  welche  keinen  Wein  höher  ali 
XU  4ö,  36  oder  24  kr.  per  Maass  verkaufen. 
•-  i    Der  Obstwein  unterfaegt  einer  Tranksteoer  von  i  fL  M  kr, 
ftr  den  Ohm 

Frankfurt  erhebt,  wie  sehen  erwfthnt,  eme  Verbnndii- 
eteiier  von  ö  fl.  20  kr.  für  die  Frankfurter  Ohm* 

Die  w  u  1  1 1  (  III  bri  gische  Ausschanksabgabe  vom  W'tin 
und  Obhtiiiosl  ltotra(j;(  10  ^/o  des  AiisscliimkserlosL's :  sie  lallt  he\ 
dem  Kleiuverkaule  i  unter  1  Imij  jeuei-  (leti-aiike  durch  die  zur 
Auenbnng  eines  Wirthsohaft8gewert>ea  iHsrecbUgten  Personen  an 

Bayern  und  Nassau  besteuern  den  Verbrauch  des  inner- 
hrib  diis  Vereins  erzeugten  Weines  gar  nicht  ; 

In  allen  den  hier  genannten  Staaten  aber  unterliegt  der  Ver* 
biaudi  vt'i"t;ii!shiii(ljselien  lahak.s  einer  Steuer  iiielit. 
^  6.  Preusseii  und  die  mit  deiiiseiben  ai  slcuurliclier  Hin- 
sicht zu  Einem  Systeme  verbundenen  Staaten  (oben  A.  Z.  1  und  2), 
äaüH  j^iM^hsen  und  der  thüringische  Verein  3)y  Ksr* 
hiesten-(Z^  S>,  Luxemburg  (Z.  4),  und  Eraunschweig 
i%,  5),  endlieh  Hannover  und  die  mit  diesem  Ein  Steuergannee 
bildenden  Vereinsstaaten  (()!)( ii  A.  Z.  7^  besteuern  den  Weinbau 
und  den  Tabaks  b  a  u  ,  sowcU  ein  syleliei-  in  ihren  (jt^l)ieteu  über- 
haupt betrieben  wird.  Sie  sind  datier  nach  den  vereinbarten 
Grundsätzen  (oben  1.  B.  U.  4.  b}  zur  Ferderung  einer  lieber- 
gangssteuer  von  dem  in  andern  Vereinslftndem  erzeugten  Weine 
oder  Tabak  an  sich  berechtigt  Wflhrend  sie  nun  im  gegenseiti- 
gen Verkehre  mit  Wein  und  Tabak  auf  den  Ansatz  einer  solchen 
Steuer  verzielilrn  .  dieseii  Vei-kchr  vielineiir  (iiHN  liaus  freipregeben 
haben;  erheben  sie  von  allem  aus  dem  übrigen  Vereinsgelüele 
herstammenden  Weine  oder  Tabak,  welcher  in  eines  ihrer  Lander 
übergeführt  wird,  die  Uebergan^sabgaben,  deren  Ertrag  ein  ge- 

■  1)  riio-herr,.  hessi«f hp-'  Regierun^sblalt  1842.   S.  8^0.    1857.  S.  372. 
2)  HegiemngsblaU  für  das  Königreich  Württemberg  1827.  S.  270.  277. 

im.  $.  ^7. 
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neiaMMUiciier  ist  und  moh  den  desshnlb  bnsMide»  wenbartra 
BQgtinimniigen  zur  Yerlheihing  gelangt  (oben  fit.  A.  Z.  8). 

Die  preussische  Weinbansteuer,  weicbe  auch  die  <lbii> 
^en  vorhin  genannten  Staaten  angenoinmen  hnben,  sofern  sie 
überhaupt  Wein  produciren,  nimmt,  je  nach  der  Verschiedenlu  U 
der  Lage  und  Beschaffenbeit  des  Weinlaades  6  Klassen  der  Weio- 
bei^e  nnd  Weingarten  an.  Die  Steuer,  welche  hierBaok  zu  enl- 
ridileii  lak,  beirftgt  fOr  den  Bim^  von  60  Qaart 
bei  der  oralen    Chiase  85  Sgr. 

»    »   zweiten      »26       »  - 

»    »   dritten       »     17  V«  » 

»    »   vierten      »     12  V«  » 

»    ».  fünften      »10  » 

»  »  aecfaaten  »  7^/>  » 
Jeder  Weinbauer  mnsa  aDjiliilich  den  Betrag  «aemea  Brzen^ 
niaaea  an  Trauben  moat  der  Stenerbehörde  anzeigen.  Ana  der 
Menge  des  Mostes  wird  alsdann,  nach  Abzug  von  15^/o  für 
Abtrantr  an  Helt  n  und  Weinstein,  der  steuerpflichliffe  Wein<?ewinn 
bereclmet^  die  Steuer  aber  in  der  Kegel  erst  nacli  dem  Verkaufe 
oder  eigenen  Verbraw^he  dea  Weina  je  an  1*  Mai  nnd  1.  No- 
vember eriudien*  Doch  haben  Gast-  und  Schenkwirtbo,  sowie 
die  Woiniiandier  die.  Steuer  vom  ganzen  Reste  des  vorjährigen 
Erzeugnisses  am  1.  Nov.  jedenfalls  zu  bezahlen 

Neben  dieser  Weinb aasteuer  erhebt  sodann  Preussen,  in 
Gemeinschaft  mit  den  übrigen  vorn  genannten  Yereiosstaaten  die 
Uobergangssteuer  von 

2^  8fr.  fl^  den  prenasiscfaen  Genlner  Wein  und  von 
20  »    »    »         »  » .  Tirämbenniosl 

von  den  Eraougnissen  der  llbrigien  Yerainaalaaton,  welehe  dorllun 
eingeführt  werden.  Wenn  nun  der  preussische  Eimer  Wein  oder 
Most  zu  1,619  preuss.  Centnern  berechnet  wird,  so  würden  jene 
Sitae- für  die  Uebergangaateuer  einer  Abgabe 


1)  Zu  vergl.  Hoffmann,  die  Lehre  von  den  Steuern  S.  297  ff.  v.  Reden, 
FinanuUKUtik  II.  2.  S.  303  ff.  v.  Ocsfeld,  Preussen  in  kameralistischer 
md  flCMtowirthiehaftlicher  Beuehung  S.  lOd.  Dieterici,  statiatische  Ueber- 
•ichti  f&nfte  Forts.  867. 
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VMt  40  Sgr.  ittar  de«  pveussischeii  Ebner  Weio  nad 
von  32  Sgr.  fttr  den  Bnner  Mösl 

entsprechen.  Sie  erscheinen  also  in  W  ahrheit  hoher  als  die  Salze 
der  Weinbausteuer  setbst  bei  der  ersten  Classe  des  Weinlandes 
(35  Sgr.  für  den  Eimer  Wein  imd  29,75  Sgr.  für  den  Eimer 
Mösl). 

Ebenso  iit  ferner^  das  mit  Tabak  bepflanzte  Land  nach  der 
prensaisehen  Gesetzgebnng,  unter  Berttcksichtigung  der  Verschieden* 
heit  in  den  Ertragsergebnissen,  zum  Zwecke  der  Besteuerung  in 

vier  Classen  gebracht.  Für  je  6  Ouadratruthen  C—  ^/so  Morgen) 
solchen  Landf  s  tiollen  G,  5,  4  oder  ö  ögr.  als  Steuer  entrichtet 
werden.  »Was  weniger  als  volle  6  Quadratruthen  betrügt,  bleibt 
aleuerfrei.  Von  dem  Dasein  und  dem  Umfange  des  mit  Tabak 
bepflanzten  Landes  muss  den  Steuerbeamten  jidirNch  vor  Ablauf 
des  Monats  Julras  Anzeige  gemacht  werden.  —  Die  hiemach  be- 
rechnete Sleucr  ist  beim  Verkaufe  der  Blätter,  aber  auch ,  wenn 
sie  unverkautt  bleiben,  vor  dem  Ende  des  nächstkomraenden 
Julius  einzuzahlen.  >    iHoilmann  a.  a.  0.  S.  307  ff.) 

Soweit  nun  die  übrigen  vom  aufgeführten  Vereinsstaaten 
einen  eigenen  Tabaksbau  in  ihren  Landen  ttberhanpt  betreiben, 
haben  dieselben  ein  dem  preossischen  fthnfiches  Steuersystem  dort 
ebeBfalis  eingeffihri 

Gemeinschaftlich  mit  Preussen  aber  erheben  sie  von  dem 
Erzeugnisse  der  übrigen  Vereinsländer  an  Tabaksblattern  und 
von  den  Fabricaten  aus  solchen  eine  Uebergangssteuer  von 
20  S|^*  auf  den  preussisoben  Centner.  Wie  aus  den  der  Einffih* 
mng  der  Tabakabausteuer  Torangegangenen  Veihandhmgen  zu  ent- 
nehmen ist,  soll  die  Tabakssfeuer  den  Gentner  getrockneter  Tabaks- 
blätter mit  1  Tlib*.  treffen.  Bei  dem  durchschnittlichen  Ertrage  des 
Tabakslandes  in  Preussen  von  6,8  Z  Ctr.  per  Morgen  wäre  jene 
Steuer  jedoch  höchstens  mit  26,6  Sgr.  per  Z.  Ctr.  zu  t)erechnen, 
da  auch  in  der  ersten  Steuerclasse  nur  6  Thlr.  vom  Morgen  an- 
fallen« HIemit  die  Uebergangsabgabe  von  20  Sgr.  auf  den  preus- 
si8<^en  Ctr*  irerglicheii,  erscheint  letztere  an  und  für  sich  nkht 
lu  hoch. 

Nun  haben  aber  auch  die  Erträgnisse  der  bis  jetzt  be* 
sproehwn  Steuern  für  unseren  Zweck  einiges  Interesse.  Die 
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preossische  Weinbansteaer  zeigt  tuebd  eiiii  stetes  Seliwaiikeii. 

Nach  dem  zehnjährigen  Durchschnitte  von  1829—1838  hat  die- 
selbe abgeworfen  jährh'ch  116,394  Thlr,  fHoffmann"),  mch  dem 
Durchschnitte  von  1845—1847  101,0UU  Thlr..  nach  dem  von 
1850—1852  nur  50,876  Thlr.  Reden),  im  Etfü  von  1858 
aber  sollen  hiefür  93,000  Thlr.  angesetzt  gewesen  sein  (v.  Oes- 
^d)*  Aber  auch  einm  Ertrag  von  120,000  Tfcir.  nadi  dem  Vor- 
anschlage t&r  1859  (Ran  Phianzwissenschaft  §  484  Ann.  c.> 
angenommen,  würde  sich  bei  einem  jährlichen  Weing^ewinne  von 
406,947  Eimern  (nach  35jahri{Tem  Durchschnitte)  eine  Abgabe 
von  8*/4  Sgr.  per  Eimer  oder  ein  Satz  ergeben,  der  zwischen 
dem  der  fiinften  und  sechsten  Classe  mitten  innen  Kegt.  Nach 
einem  ziemlich  glMcb  bleibenden  Verbiltnisse  sollen  jedodi  in 
Preossen  bebaut  werden : 

Weinlinder    I.  Classe     0,4  ^jo  (im  Jahr  1853      231  Mrgn.) 

*  IL  »  4,0  »»  »  »  2,424  » 
»  III.  »  16,4  »  »  »  »  10,065  » 
»  IV.  »  32,5  •  »  »  »  19,880  » 
»        V.     »       22,0  »     »     »       »     13,500  » 

*  ^  '  »      34,7  »     »     »       »     16,180  » 


100,0  >  61,280  » 

(Dieterici);  jenes  durchschnittlit  he  Ergebniss  naeh  den  wirklichen 
Erträgnissen  der  Steuer  erscheint  daher  zu  nieder  und  lässt  sich 
mir  erklären  aus  den  vielfachen  bald  in  grösserem,  bald  in  ge- 
ringerem Umfange  gewährten  Abgabeneriflssen,  wekbe  sich,  wie 
Yon  andmr  Seite  angeföhrt  worden  ist,  bisweilen  fast  auf  den 
ganzoi  Jahresbetrag  der  Steuer  eteelner  LaAdeslheOe  erstreiken 
sdlen. 

Die  preussische  Tabaksbausteuer  wirft  nach  Hoffmann 
(1829  bis  ls:;8)  jahrlich  150,120  Thlr.  ab;  von  Oesfeld  aber  führt 
als  ihren  Ertrag  nach  dem  Etat  von  1858  die  Summe  von  129,000 
Thhn.  an.  Das  Tabaksland  in  Preussen  und,  den  seinem  engmq 
Steuersysteme  angeschlossenen  Gebietstheihn  anderer  Staaten  nach 
der  oben  aufgesteiltea  Bereekrang  zu  43,500  Morgen  angenom- 
men, wflrde  sich  der  Steueransatz  der  niedersten  Classe  mit  3  Sgr. 
von  6  Ouadratruthen  oder  3  Thlrn.  vom  Morgen  zugleich  als  der 
durchschmttiiche  j^iteuerertrag  vom  Morgen  hgrauBStfUfflii  VfM 
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jodoch  die  «teiteilM  mbleibcade  Flftdie  dei  TiMulMides  Conter 
6  Ouadnitniäieii  beim  eificebien  Stück)  berOcksicfaligt  und  dann 

auch  etwaigen  Abgabenerlassen  Rechnung  getragen,  so  kommt 
man  dem  von  Dielerici  (a.  a.  0.  S.  3ö7)  auigestelitea  Verhält- 
nisse doch  näher,  dass  nämlich 

in  der  I.  Steuerdasse  6,7  >  ti*  1853  2,513  Jtforgen) 
»   »    II-        »  14,2  »    »    »      »      5,3€7     »  • 

»   .  m.        »  64,7  »      «    24,348  . 

•    «   IV.        »  9,3  .  3,508  , 

also  im  Ganzen     94,9  h     »     »       »     35,736  ^ 
ang-elegt  seien  und      ö,l   »     „    »  1,906  » 

steuerfrei  bleiben.  Zus.  100,0  »    »    »       »     37,642  Morgea» 
Das  Ertragnis«  der  gemeinachaftlicben  Uebe-rgangaslever 
von  Wein  und  Tabak  ftlr  aftmmfliche  betbeiligte  Staaten  befief  sich 
endlich 

vom  Wein  und  Most:  vouTabaküblätternundFabricalen: 
i.J.  1859 auf 267,244Thh'.brutto  90,892  TWr.  brutto 

1860  .  277,155   „     «  72,560  « 

Vim  der  Netto  -  Einnahme  des  Jahrs  1860  aber  sind  über- 
«^esen  iviA<d0n 


Preussen       240,168  Thhr. 


ii\'^-!^i^.'>>'^wn^^  .^  Sachsen  -.^i''     27,870  »    ■  • 

r.|f;^T  :-Ji>^  Hannover  46,417  »  '  " 
-fiMwu'tfj^j*  V       fj^  Kurf.  Messen     10,304  > 

-m-  'fi^^^  '^''-^V  Tbünng^n^^^^    13^74)8  , 

rt-P:-      ^  -OMeiibarg'  •  _JM89  ;^ 


{>  ' 


Es  ist  bereits  erwähnt  worden,  dass  die  Uebergangssteiiem 
tdvn^Wein  nnd  Tabait^  wdche  der  Steuerverband  der  nördlichen 
MlVin'efaissta[aten  fbr;  gemeinschaftliche  Rechnung  erhebt,  anf  den 
^^ewsi sehen  Centner  angelegt  sind.   Hiebei  soll  es,  was  die 


1)  PreuMuchea  UandelMrcluv  1861.  L  S.  292 
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Abgabe  vom  Wein  betrifft,  in  solange  bewenden,  als  die  gegen« 
wMg  gültigen  Sfttae  für  die  Stauer  vom  Wenteu  Mch  der 
CIa08Ücatian  der  Weinberge  nidit  eniiiBBigt  werte. .  Der  Maxunal» 
aats  fOr  die  Tabakmlenem  der  Vereinsstaaten  ftberbaupt  aber  isl 

auf  20  Sgr.  vorn  Zollcentner  bestimmt.    Schon  bei  den  Verhand- 
lungen des  Jahres  1841  kam  nun  die  Frage  zur  Erörterung,  wie 
es  zu  halten  wäre,  wenn  Preusseu  und  die  mit  demselben  im 
Steaerverbande  stehenden  Staaten  bei  der  Erhebung  der  lieber?^ 
gangssteum  das  Zollgewicht  in  Anwendung  bringen  woUteniv 
Eine  Reduction  der  gegenwirtigen»  nach  prew.  Gewicht  be8tlmiip«1 
ten  Satze  auf  das  Zollgewicht  würde  sehr  rnibeqneme  HebeaftlMi 
ergeben,  indem  letztere,  genau  gerechnet,  n    '  "»'^  ^fy^W 

•    fttr  Wein  24  Sgr.  3  ^  pfl  l 

für  Traubenmost  und  ebenso  i'M* 
ftlr  TabaksblAtter  und  Fabricate  19  »  5  ,  fMllu 
'  betragen  wfirden.  Bei  einer  einfachen  Anwendung  jener  Stttstf 
auf  das  etwas  leichtere  ZoDgewicht  aller  wftre  eine  indirecte  Bi^ 
höhung  der  Steuer  um  3  7o  die  nächste  Folge.  Die  Lösung  der 
Frage  ist  jedoch  bis  dahin  vertagt  worden,  u o  in  den  erhebungs- 
berechtigten Staaten  das  Zollgewicht  als  allgemeines  Landesgewicht 
eingeführt  werden  möchte.  CSchlussprot.  vom  8.  Mai  1841  Z.  4 
Pkt.  7.)  Inzwischen  haben  die  gedachten  Staaten,  mit  Ausnahme 
Kurhessens,  wie  ttt»erh«upt  die  Mehrzahl  der  Vereinsstaaten  (tia 
vergl.  den  seit  1.  Jan.  1860  gültigen  Zotttarif  V.  Abth.  pos.  IL) 
das  Zollgewicht  als  allgemeines  Laiuiesot wicht  wirklich  angenom- 
men. Nachdem  sie  aber  bei  dem  Antraoej  ihnen  jezt  die  An- 
wendung der  vereinbarten  Sätze  auf  dieses  Gewicht  zu  gestatten^ 
Widerstand  gefunden,  haben  sie  sich  zu  einer  Reduction  dieser 
Sätze  fUr  die  Erhebung  der  Abgaben  nach  dem  ZoUgevracht  her- 
beigelassen 0. 


Oben  ist  nachgewiesen  worden,  wie  wenig  die  Uebergangs- 
steuem  principiell  zu  genügen  vermögen  und  wie  namentUeli 
trotz  ihrer  Einführung  eine  gleichmttssige  Besteuerung  des 

1}  Zu  vergl.  Jahrbücher  der  ZoUgesetzgebung  von  1868.  8»  619.  522. 
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YeilNrmielis^dtfn  eiiaeliien  YereinMtaaten  nicht  mehr  lai^gikli  se^ 
80.  lange  nkhi  der  Zollverein  ttberhaupt  mifgeldsl  oder  aber  sn 

einem  Steuervereine  weiter  e^ebikli  t  \v;ire;  es  ist  ferner  doil  vcr- 
siiclil  wüi'tieii,  tiic  tiialei'ieilejn  Naclillirili^  hervor^uiiebcn ,  T.n  wel* 
ciieu  das  System  der  Ueber^angssteuern  im  Zollvereine  tuhrt. 

Dorch  das  Yoriiesi^rkltf  dürfte  jeixt  auch  der  Bewreia  alf 
erbracbl  anssusehen  sein,:  das»  die  r von  mir  im  Eingange  de« 
gegenwärtigen  Artikels  angefahrten  Grfinde,  vesshalb  wohl  die 
Ueber^angssteuem  ganz  ^  besonders  forlwührenden  Anfecbtungeii 
unlerlifoeii,  wenififstens  bei  den  HeberganLiSiiitonhen  vom  Wein  und 
Tabak  thalsf^chlich  zulnfTtn.  Wii  iiaben  nämlich  gesellen,  linss 
Hannover,  Braunschweig  und  ^Idenborfr  keinrn  eigenen  Weinhan 
haben,  das«  Oldenburg  fenwr  iuainen  Tabak  baut,  dasS'  aber 
diese  Staaten  gleichwohl  an  den  Uebergangsabgaben  tbeilnehmen, 
welche,  PMSsen,  Sachsen  u«  s.  w*  zur  Ergänzung  ihrer  innermi 
WeiidHrn^'Und  Tabaksbausteuern  von  den  gleirhu;ituigen  Erzeug- 
nissen der  .'bildlichen  VereiiissUiatcn  ciliidicn.  f»pr  Brstt'ut'runi^ 
des  vereinsjlaiidiöciieii  Erzeugnisses  lehU  es  hienach  dort  an  der 
Voraussetawttgui^uer  gleichzeitigen  und  ghüchmiissigea  Besteuerung 
eines  <eigiai0n  kilttndisehen  Products.  —  Wir  haben  ferner  gesehei^ 
dass  die  ipreussisnhe  Regierung  den  iolfindischen  Weinprodncenten 
mitunter  sehr  erhebliche  Abgabenitachlfisse  bewilligt,  ohne  solche 
gleichzeitig  auch  auf  die  Ueberffansfssleuei ii  auszudehnen.  Ich 
kann  iid(  Ii  hiefür  noch  auf  v.  Uciieii  berufen.  \vel(  lier  a.  a.  0. 
S.  304  bemerkt,  dass  die  preufitiiscbe  Weinsleuer  in  Missjahren 
regefanässig  erlassen  oder  doch  ermftssigt  werde.  Unter  den  Miss^ 
jafaraa  fhaben  aber  auch  dio  Produoenten  von  Wein  in  den  libri- 
gen  Yereinslanden  zn  leiden.  Bei  der  in  den  Zollvereinsverträgen 
aonsl  tä^raU  hervorgehobenen  GleichmUssigkeit  der  stenerUchen 
Behandlung  sämmtlicher  Vereinsangehörio^en,  wäre  es  tu  in  o  f^wiss 
mir  cor!5e([iieiiL  aiK  Ii  bei  den  Uebergangsabgaben  für  die  in  Miss- 
jahren erzeugten  Weine  einen  Erlass  zuzugestehen.  Nirgends 
findet  sich  aber  auch  nur  eine  Andeutung  dafür,  dass  dio  k*  preus- 
Sis^hjifiioder  eine  andere  Regierung  des  Steuerverbandes  eine 
solche  iGleichmässigkeit  hatte  eintreten  lassen.  —  Ferner:  selbst 
in  ^Prenssen ,  wo  beiderlei  Culturen  in  stärkerem  Grade  noch  be- 
trie^e^  werden,  werfen  die  bleuera  vom  W  einbau  und  Tabaksijau 
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kaum  90  Tiel  ab,  als  die  Uebergangssteuern  toh  dm  BrsengiiuwoB 

der  südlichen  Vereinsländer  tri  eicher  Art.  In  den  übrigen  Ver- 
bandsstaaten steht  das  Ergebnis^  der  Steuern  votri  eigenen  W  ein- 
bau  und  Tabaksbau  jedenfalls  erheblich  zurück ,  gegenüber  von 
dem  ihnen  zageschiedenen  Antheile  an  der  gemeinschaftlichen 
Uebergangssteuer.  Die  letztora  erscheint  hienach  in  Wahrheil  als 
die  Havq^ache  und  die  inneren  Steuern,  m  deren  Ergänzung  m 
dienen  sott,  treten  gegenüber  von  ibr  in  den  IBntergrand.  *  Wie 
auch  V.  Oesfeld  a.  a.  0.  S.  110  bemerkt,  erhebt  die  preussiche 
Regierunjf  ihre  Weinsteuer  nur  desshalb  fort,  weil  sicii  nach  ihrer 
Auiiiebung  die  üebergangsabgaben  auch  nicht  mehr  halten  iies- 
sen.  —  Die  preussische  Weinsteuer  endlich  triflPt,  wie  gezeigt 
worden,  bauptsftchlich  das  Erzeugniss  von  Weinland  der  4  niede- 
ren Steuerclassen ;  die  Uebergangssteuer  dagegen  wird  nach  einem 
Maassstab  erhoben,  welcher  auch  den  Satz  der  höchsten  Stener- 
classe  für  die  Besteuerung  des  eigenen  Erzeugnisses  noch  tiber- 
steigt, und  diese  an  und  lur  sich  schon  zu  hohe  Anlage  des  ver- 
einsländischen  Erzeugnisses  erscheint  noch  ungerechtfertigter,  wenn 
weiter  berUclcsicbtigt  wird,  dass  die  Uebergangssteuer  noch  Ober^ 
diess  vom  Gewichte  der  Gebinde  bezahlt  werden  muss,  sofern  nur 
bei  Ueberftoem  eine  Tara  in  Abzug  gebracht  werden  darf. 

2.  Die  Uebftrgangstbf aben  voni  Branntwein,  Bier 

und  Malz. 

Ueber  die  Consumtionsverhältnisse  beim  Branntwein 
und  Bier  vermag  ich  zu  meinem  Bedauern  blos  fragmentarische 
Notizen  zu  geben.  Fttr  Preussen  und  das  zum  Branntweinsteuer- 
Verein  gehörige  Norddeutschland  (oben  A.  Z.  1 — 3  und  6)  be- 
rechnet Dieterici  (a.  a.  0.  S.  543)  einen  Branntwein  verbrauch 
von  10  Quart  auf  den  Kopf,  dann  ftJr  Preussen  und  die  mit  dem- 
selben in  Gemeinschaft  der  Uebergangsabgabe  vom  Bier  stehenden 
,  Staaten  (oben  A.  Z.  1 — 5>  einen  Consum  von  10,7d  Quart  Bier 
auf  den  Kopf  Ol  a.  O:  S*  506).  Noch  stärker  ist  der  Verbrau«^ 
von  Branntwein  m  Hannover  (Bau  a.  a.  0.  $  438.  Anm.  b.>, 
'Schwächer,  nach  den  Steuerergebnissen,  in  Süddeutschland.  Hier 
wird  dagegen  mehr  Bier  getrunken;  z.  B.  in  Baden  narh  Bau 
a.,  a.  0.  §  437.  Anm.  a.  im  Durchschnitt  von  1842—1846  Jähr- 
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Uch  22,11  Maas  =  25,31595  preuss.  Quart    Den  Bedarf  für 
^tttB.  Gsmiualtkm  erxciiigl  dt^r  Verein  .grösftenUmi^ 
EinUren .  liBd  rabedeiitaid« .  Nidil  en^riiMloli  dAgegea  ist 
Ei^Oft  tvreiBBifiiidtfeher  Biore  iHMl  BranntireHie  ^      .  i,i 

>  Was^  nun  aber  die  Betteueriing  dieser  €onsunitioii.  <  in 
Innern  des  Znllv<'roins  betrifft,  so  sind  fiieiiir  /unachsl  die  Verein- 
barungen in  den  iiielnlai:h  ^rwuhiitt  ri  S('[)<iiüUrUkeIn  4  ^^uni  Ver- 
Umge  vom  8.  Mai  1841  und  lo  zum  Vertrag  vom  4.  April  1853 
MMOgtibeitd,  womach  der  Bramitweift  lb^eii£iüla .  M  ala  mil 
l#;:mnL  ^ro  Obm  prmisaiack  120;  Oourt  bei  «attr  AlccMU 
atAriiftryo»  50%  nach  IValUa  .oad  das  Bier  keioeiiEdla  töhor  ali 
mit  1  Thlr.  15  Sgr.  pro  Ohm  seitens  der  einzelnen  Vereinsstaa- 
ten angelegt  wt!r<lf»n  soll.  Werden  liienüt  die  1'^ in  g  a ii  g  sn  b tra- 
ben verglichen,  weklie  der  Zollverein  liir  gemeinschaltiiche  Kechr 
OiÜg  erhebt  und  welche  beim  Branntwein  S  Tbk  per  Ctr.  (oder^ 
da ,  w  C^lr.  :  36  Onart  endilftll,  mch  Dkteriel  %,  €k  ^  544» 
dö^^it  iTUr.  per  Ohin)>  und  beim  Bier  2  TUr.  15  Sgr^  per  Cli;i 
Ceiif '«itol^  dem  von  Dieteriei  a.  -  a.  0.  S.  506  angegebenen  ¥er* 
hailnisse  von  1  Ctr.  =  Tjü  Uli^iI,  G  Tlilr  per  Ohm)  betragen,  so 
tritt  (iie  A [»sieht  der  Vereinsrecj-ierimgen  denHieh  zn  Tn^e,  hier 
uidit  blas  f  kwozzoile,  sondern  Schut£2ölle  anzusetzen.  Diess  W4ire 
sdbat  daiiii.BDeh  der  FaU,  wenn  ans  dem  Vereinaanalattde  mm 
hoekreetifienFte  Spiritosse  eingeffilut  würden« 

INa  lmiereBStenersysteme  aodami  bieten  wieder  üine  sieintiehe 
MaiHiigffieiltigkeit  Wir  unterfcheiden  snnftchst  die  Branntwetn- 
steuem.  die  Biersteuein  und  den  bayt'riseh(ni  Malzaufsehlao.  Hei 
dt  u  Alig^abeu  vom  Branntwein  aber  hab<iu  wir  ilie  Steuern  vom 
Bauminhalte  der  Gahrgetasse  getrennt  von  der  badischen  Steuer 
nach  4em>Banminhake  de«  Kessels  an  behandeln,  bei  welch  beiden 
Staaenfptemea  ttbrigens  die  fUr  den  Ansatz  von  UebergangSr. 
steapnrjvartragsniassig  erforderiiohen  Voraussetzungen  (obenL  Bi» 

-4.  h),  zulreOea  ,  : 

^.  l^^Jlicii  den  Dorduchnitte  der  feeh«  Jafcre  1864 — 18S9  bettugcu: 
'  ' "  die  Einfuhren:       die  Anafuhren: 

an  Bier:  10^13  Ctr.  91,829  Ctr. 

p  Biaiuiwein:         41^1  ^  879,868  n 

^  f,  FraBibraiiBtiraiii:    8,027  „  16,647  ,^ 
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Die  preussische  Gesetzgebung  hinsichtlich  der  Besteue- 
rung des  Branntweins  ging  davoo  aus,  dass  von  jedem  Quart 
Branntwein  1  Sgr«  6*/4  Steuer  entrichtet  werden  solL  C<««8et2 
vom  B.  Febr.  1819).  Es  wurde  mm  angenemmen,  dass  25  Quart 
Maischbottigraum ,  woranter  5  Quart  als  Steigerann,  eu  Herstel- 
lung von  1  Quart  Branntwein  nöthig  seien  und  daher  jene  Abgabe 
von  l*/ie  Sgr.  zuerst  auf  25  Qim  t  MaischbotUgraum  gelegt  (Re- 
gulativ 1.  Dec.  1820).  Mit  den  Fortschritten  der  Technik  sind 
aber  allmählich  Modificationen  dieses  auf  die  Grösse  des  Maisch- 
rauH»  basirten  Satzes  ndtbig  geworden,  wi^nn  nicht  das  Princip 
der  Besteuerung  des  Qwts  Branntwein  mit  Sgr.  aofgegebnt 
werden  wollte.  Seit  dem  1.  Angost  1855  betrftgt  daher  die  prens- 
sische  Branntweinsteuer  für  jede  -0  Quaii  Maischbottigraum  3  Sgr., 
bei  kleineren  ländlichen  Brennereien  aber,  welche  nur  vom  1.  No- 
veniber  bis  16.  Mai  im  Gange  sind,  2  Sgr.  6  pf.  Angenommen 
dtiss  auch  hiernach  die  Steuer  noch  l^/i<  Sgr.  vom  Quart  Brannt- 
wein betrfige,  wfire  abo  jetst  ein  Raumerfordemiss  von 
Quart  Haisohe  sur  Erzeugung  von  1  Quttrt  Branntwein  voraus- 
gesetzt —  Ergänzt  wird  die  Mais^chbottigsteuer,  weldie 
nur  die  PrüducUon  von  B  rannt  wem  aus  meliligen  Htotlcn  triffl, 
durch  die  Maten alsleu er,  d  i.  die  Abgabe  vini  den  zur 
Branntwein-Bereitung  verwendeten  mchtmehligeii  Materialien.  Die* 
selbe  JMtrügt  in  Preussen,  je  nachdem  die  MateriaUen  mehr  oder 
wenigär  ^untwein  ansgebeor: 
Air  jede«  Biaier  Trauben-  oder  Obstwein,  Weinhefen 

oder  Steinobst  8  Sgr, 

für  jeden  Eimer  eingestampfter  Weintreber,  Kernobst, 
Treber  von  Kernobst  und  Beereniriichte  4  » 

Die  Uebergangsabgabe  endlich  berechnet  sich,  eben- 
ftdls  unter  der  Annahme  dar  Steuer  von  l^/i6  Sgr.  vom  Quarl 
BraamweiA,  auf  6  TUr.  per  Ohm  bei  50^/«  Aieoholgehalt;  und 
die  Rückvergütung  ist  für  den  aus  Preuasen  ausgeführten 
Branntwein  nur  auf  10  Sgr.  tür  1  Quart  zu  50  ^/o  Aieoholgehalt 
festgestellt  0>  nüt  Rücksicht  auf  die  bei  einem  hohem  Ansätze 


1)  Dioterid  t.  «.  0.  S.  Ml. 

9)  Jahi^tob0r^d0r  aSollgef.g^  1864.  &  <67. 
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immerhin  mögliche  Gefahr  des  Misshraucheä  »i  Erwirinng  yod 
Ej^ortjprftBuen. 

Dem  preuisiiciiaii  Bramtweiiurteiierayitome  haben  äch  sodann 
d»  oben  lit  A.  Z.  1  und  2  oufgefiifarten  Staaten  mit  ihren  dort 
BttluNr  beKeicimeten  Gebietslheileii  und  Kitrhessen  mit  der  Graf* 

schalt  Schaunibuig  (oljen  A.  6.)  angeschlossen.  Vas  Kimig- 
reich  Sachsen  aber  und  die  Staaten  des  Thüringischen 
Vereins  bilden,  seitdem  sie  ün  Jahr  1833  jenes  System  in  ihren 
Landen  ebenfaUs  eingeUhrt  haben,  mit  Prenssen  gemainschafilich 
«inen  Stenenmin  mm  Boliufe  gleioiunfisfli|[or  nnd  gemeinschaflh 
lichor  Besteoemng  des  Brannti»«inoonBunis  von  2 1,249,163  Köpfiw* 
4pben  A.  3). 

Luxemburg  femer,  welches  seine  Branntweinfabrications- 
steuer  nicht  unter  den  Betrag  der  in  Preussen  bestehenden  Ab- 
<gabe  iteruaiersetzen  soll,  theilt  mit  Preussen  den  Ertrag  der  Üeborr 
fangwlenern,  wog«fen  in  Zwisehenverkohr  awiscben  beiden  Stat» 
ten  weder  eine  Uebergangsstenererheteng  slattfindel,  noch  eine 
mahiwugitung  gewtiirt  jmrd,   (Oben  A.  4). 

•  Braunschweig  aber,  mit  den  gleichen  Abgaben  wie  der 
preussische  Staat,  hat  sich  nüt  dem  letztem  wenigstens  über  einen 
freien  Zwischen  verkehr,  wenn  auch  ohne  Abgabengemeiosebaßy 
mreinigt.   COben  A.  5.) 

Hannover  ond  die  mä  diesem  nach  der  obigen  Mittbeilnog 
iki  ff)  hiena  warnnttgtnn  Staaten  und  Oofaielilbeye  oiiMben  16  V«  pf- 
von  je  20  Quartier  des  Rauminhalts  der  nur  Euimaisehnng  dienen- 
den  Gelasse  und  bei  landwirthschaftlichen  Brennereien  ISV«  pf. 
(Zu  vergl.  diese  Zeitschr.  Jahrp^.  15.  S.  523).  Die  Uebergangs- 
Steuer  betragt  6  Thlr.  24  Sgr.  von  der  hannoverischen  Ohm,  die 
fiialEVttrgiltang  5V«  pf>  für  jedes  Ouarlier  zu  ö  ^/o  Alcohoigehalt. 
Diese  Abgabensfttze  sind  den  preussischen  durchaus  gleiofa*  Denn- 
Boeh)  Jndet  nvischen  diesen  Staaten  vnd  dem  vorgedachten  Bninnl- 
weinsteuervereine  unter  preussischer  Hegemonie  ebenso  der  Ansats 
von  Uebergangssleuern ,  wie  die  Leistung  von  Rückvergütungen 
im  Falle  der  Ausfuhr  aus  dem  einen  in  das  andere  Gebiet  statt. 

,  Ebenso  verhält  es  sich  mit  der  Iiur hessischen  Brannt- 
Weinbesteiierung* 

>:v:I>as  wftrttembergiscbe  BranntweinsteuwrgeselB  vom 
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19.  September  1852  will  den  wtirtt.  Eimer  k  bO^lo  Alcoholgehall 
bei  12,44"^  Reaumur  mit  10  fl.  40  kr.  trefTen.  la  Unterstellung 
eiaes  YertUdlnuBSes  von  15,625  Maass  Maischraum  auf  1  Uwbb 
Bramitwehiaitfbeate  wini  desshalb  auf  100  Maass  Maischraon  eine 
Steuer  von  26  kr.  gefordert.  Die  Materialsteaer  aus  MA  meh- 
ligen Stoffen  aber  ist,  mit  Rflcksioht  auf  jenen  Sats  fttr  die  Maisdn 
Steuer,  zu  "-(i  kr.  und  IH  kr.  lur  lOD  .^laass  der  wirklich  ver- 
wendeten Ahilerialien  berechnet.  Die  Lebergaiigüsleuei'  hetrai^l 
10  fl.  40  kr.  per  württ.  Eimer,  die  Rückvergittimg  eodlich  wir4r 
bis  zu  dieses  Satees  gevfthrt)  falls  yerstenerler' BssMliiplii^ 
mr  Ausi^dir  kommt  Die  Slltze  des  i¥firttemberglsoiieii  liwlNM 
Weinsteuergesetzes  belaufen  sich  hienach  ungeftthr  ^an^- iMt 
preussischen  Abgabensatze.  ...•.»>,{.•  - 

Auch  das  G i  us s h e i  zo fif th  u  in  Hessen  nnd  Nassau 
haben  dieses  Steuersystem,  ersteres  seit  1842'))  letzteres  sei^ 
1855  0  angenommen,  mit  niedrigeren  Abgabensätzen  ato^fewsssaj 
aber  höheren  als  Württemberg.  >s'  .f  'j^ 

Im  Grossherzogthum  Baden  dagegen  wird  die  BranwtwaiiI 
Steuer,  welcher  die  Bereitung  von  Branntwein  —  sowotd  das 
Banhbrenuen  und  Lautern,  als  oncli  das  Abziehen  desselben  über 
Gescliniaek  oebende  Stoffe,  tieügleichea  die  Ferliguug  vuu  Wein- 
geist unterliegt,  in  der  Weise  auf  den  Ke s selinhalt  basirt^  dasik 
von  jeder  Maass  des  letzteren  monatlich  j 
bei  einfachen  Kesseln  ohne  Vor-  oder  Halsehwftnner  3  kr^  ; 
»  Kesseln  mit  sokhen  4^'s  » 

„   Dampfbrennnereien  6     „  f 

eiuoelordert  werih  ri.  so  lange  der  Betrieb  dauert.  Die  badische 
üebergangssteuer  betragt 

für  Bronntwein  J  fl.  40kr.  perbad.  Ohm  C=  1,091671^  Ohm  preust^ 
»  Weingeist  SU         »    »    »  ^ 

Zorttckvergatet  werden  bei  der  Ausfuhr  selbstbereiteten  ftranat«« 
weins  in  Transporten  von  mindestens  50  Maass  .^-t* 
für  Ui  atnitweui         50  kr,  per  bad.  Ohm  ^«y« 
»  Weingeist    1  fl.  30   »    »  » 

^^^^  r-r»    -n  * 

1)  Zu  vergl.  grossherz.  hess.  R«gierangsbl.  1842.  S.  889.  1867.  S.  878. 

2)  Zu  Tergl.  Yerordnongsbl.  für  das  Hersoglh.  Numu  1866.  N.  16. 

S)  Zu  vergl.  die  StouergeMUgebiuig  d«B  Grotihtriogthaaii  Bäte  1886. 
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Auch  bei  der  Besteuerung  des  Verbrauchs  vom  Bier  be* 
gegnen  wir  innerhalb  des  Zollveroins  verschiedenen  SyskemeaL 
Denn  wir  finden  hier  die  Malxsteuer,  die  Branaatestauer,  daan 
Abgaben  nach  dem  Ranminlialte  der  Braugeftae,  esdlich  die 
Steuer  vom  Eiere,  also  dem  gfesoUenen  Erzeugnisse. 

Die  Mulzsteuer  ist,  vorerst  abgesehen  von  Bayern,  in 
Wür  1 1  ü  nibercf  cinLii  liilirt.  Sie  IriÜl  nach  dem  iieuoi>it;ii  (iess- 
haU)  erlassenen  GcscUe  vom  s.  April  1 S56  alles  Getreide,  welches 
«ingeweicht  oder  im  Zustande  des  Keimens  oder  Wachsens  ge- 
dörrt oder  .getrocknet,  und  hienach  oder  mittelst  einer  andern 
Vornchtwig  zur  Erzeugung  von  fiier^  sei  es  zum  eigenen  Ver- 
brauche oder  zum  Verkauf,  verwendet  wird.  Dagegen  ist  eine 
Mnlzsteuer  vuu  »lenih^nioren  Malze  nicht  zu  entrichten,  welches 
unter  Beobachtung  besliiiiiiUer  Contioien  zu  eineui  andern  Zwecke 
als  zur  Bierbweitung  verwendet  wird.  Die  Steuer  beträgt  24 
Krenzer  vom  württemb.  Simri  ungeschrotenen  Malzes  ohne 
UnleMolned  ob  das  Malz  eingesprengt  oder  trocken  zur  Mtthle 
gebracht  wird.  Die  gleiche  Abgabe  hat  zu  entrichten,  wer  statt 
des  Getreidcmalzes  ein  V.ulzsurrogat  verwendet;  und  wer  Malz 
mit  ungemalzlem  Getn^ide  vor  Her  Schrolung  mischt,  ist  hinsicht- 
lich des  ganzen  (Juantunis  steuerpilichtig. 

Das  Verhältniss  des  ungeschrotenen  zu  geschrotenetn  Malz 
wird  zu  ^^^/ifs  in  eingesprengtem  und  zu  ^^^/iis,«.  in  trockenem 
Zustande  angenommen.  Unter  Zugrundlegung  der  letzteren  Ziffer 
berechnet  sich  die  üebergangssteuer  .von  j^eschrotenem 
Malz  ;il)uvriuulet  zu  22  kr.  Sodann  n'chnel  man  gewöhnlich 
7  Simn  eingesprengten  Malzes  für  einen  Eiinei  Suannerbier  und 
4  Simri  fär  einen  Eimer  Weissbier,  nach  neueren  Erfahrungen 
Würden  jedoch  dort  schon  5  bis  5^»  Simn,  hier  2  bis  a  Simri 
genügen.  Gleichwohl  ist  in  Württemberg  die  Uebergangssteuer 
für  den  Eimer  Sommerbier  auf  8  iL,  für  den  Elmer  Weissbier 
auf  2  11.  noch  Itulassen,  scheint  also  etwas  zu  hoch  bemessen. 
£in  Nachlass  oder  eine  Rüokvergutmig  der  Malzstcuer  oder  der 


8.  298.  —  Prmkfttft  bwiMnrt  dm  Bnumtwehivtrkaaf  mH  der  Acdse, 
wM»  In  Jahre  1811  eiaichUeHHch  der 'vom  EMig  auf  fl.  Ertraf 

herechuel  Ist,  bei  v.  Reden  a.  e.  0.  LS.  16ia 

ZdtMbr.  t  ttMrtnr.  I88I.  lU.  Hell.  29 
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Uebergaagssteuern  findet  im  Falle  der  AnsC^r  des  gefldmteneB 
«nd  erweislich  versteuerten  Maises  oder  des  vetsteueilen  Staroa 
unter  bestinimtcii  Centarolen  atatt. 

Die  Braumalsateuer  besteht  in  Preussen  und  den  deaara 

engerem  Steiierverbimde  angehörigcn  Staaten,  dann  im  Königreich 
Sachsen  und  den  Slautt  ri  des  Th  ü  riii  g'ischen  Vereins,  in 
Luxemburg  und  iu  Braunschweig  mit  der  Folge,  dass  der 
Verkehr  mit  Bier  zwischen  diesen  Vereinsttndem  fim  ist  «nd 
jenseitig  Uebergnngsabgaben  nidit  erhoben,  RftckvergfliDing'an 
der  Steuer  nicht  geleistet  werden.  Dagegen  Ist  die  Ueher^ 
gangsabgabe,  welche  an  den  Grenzen  dieser  Staaten  gegen- 
Uber  von  den  übrisren  Staaten  des  Zollvereins  anfalit,  eine  gemein- 
schaftlich e  (üben  A.  1 — 5). 

Das  Königreich  Sachsen  und*  Brannachweig  haben  dieselbe 
Besteuerung  des  Braumalcea  wie  Preussen  ^  die  Staaten  dea 
Thflringiachen  Vereine  und  Luxeniburg  aber  dürfen  mit  üra 
Stenern  vertragsmässig  nicht  tmter  den  Setrag  der  preoaaiielMi 
Fabricationsabgabe  heruntergehen. 

Die  prenssische  Braumalzsteuer  betragt  20  S^r.  vom  preass. 
Ctr.  Malzschrot,  woraus  100  bis  150  Quart  Bier  gewonnen  werden, 
und  verfallt  bei  der  £ i  n  m aiachung.  (v.  Oesleid  a.  a.  0.  &  108» 
Ran  a.  a.  0.  §  436  Amn.  g.)  Die  Udiergangaatauer  beträgt 
7^  Sgr.  vom  preusa.  Centner  Bier. 

Ehie  Itftekvergttang  f^r  'daa  In  das  Austond  gehende  Bier 
wird  nicht  geleistet. 

In  din  HohenzoUernsclien  Fürstenthümern  \)  ist  seil 
iiurzem  eine  gleiche  Besteuerung  des  Braumalzschrotes  eingeführt 
(1  fl.  6  fcr.  Ar  den  frtthem  wOrtt  Ctr.  [104  p^J  Malnacfarot,  2  iL 
resp.  1  fl.  20  kr.  per  Bümer  UebmrgangaateueT)  dam  1  fl.  30  kr<, 
1  fl.  13  kr.  und  54  kr.  per  Eimer  SteuerrOchvevgtttung). 

Abgaben  von  dem  KaumiiihaUe  der  ßrauge lasse  erheben 
Baden,  Kurhessen  (5  Sgr.  von  der  Ohm,  Rau  a.  a.  0. 
§  437  Anm.  a.))  Grosshersogthum  Hessen  ii  ü.  40  kt,  von 


1)  kh  beaaiare  fibtr  die  aMfiifm  DüHiMi'iiigifaihflmiw  la  den 
Bohmiolleni'MheB  Umkm  befae  nabam  MiMheilmifen  auwhM  ■«  hdauMk 
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der  Ohm;  Oesetsv.  24.  November  1857  Art.  7.),  Nassau  1  t. 
20  Kreuzer  füf  die  Ohm ;  Gesetz  v.  23.  Job  18o9  §  1  und  9). 

Nach  dem  grossherzgl.  badifclm  CSesetie  vom  26.  Febroar 
1^5^  unterliegt  jeder  6iei<tatl,  der  im  Groashenogthma  eraeuft 

wird,  der  Besteuerung.   Die  Abgabe  bestefal  in  &  Krzm.  von  der 

Sliitzo  des  Riuuriiiiiinits  der  Braugefässe.  "Such  dum  weiteren 
GtJüeli&e  vom  25.  l>e€t;mber  1850  ist  Bier,  welches  auö  eineiii 
7Aim  Zollverein  gehörigen  Lande  in  irgend  einen  Xheil  des  Gross- 
hersEOgthaaui  eingeführt  wird,  einer  Bierstever  von  1  fl.  18  kr* 
auf  die  Ohm  unterworfen.  —  Wird  im  Groaahevioglhum  er- 
zeagto6  Bier  miter  Conkrole  Ober  die  Landesgrense  ausgefährty 
so  empfängt  der  Brauer  als  theilweisen  Ersatz  der  bei  der  Bier- 
Ijereiluiin:  oez;ttilteii  Steuer  eine  Vei'Kiiliuio-  von  G^'i  kr.  I  t\,  5  kr. 
für  die  Ohm )  aut  die  Stütze  des  auügelührteii  Bierquantums 
:  f'i.  JiitiHiover  und  seine  Steuerverbündeten  erheben  eine  Bier- 
meiar  m  6  6|r.  C7^/>  Sgr.>  Uta  die  Tonne  z«  40  Sttlbchei 
ClOO  Sttbehen  =  340,0742  preuss.  Quart}.  Diese  Abgabe  wird 
erst  vom  gebrauten  Voirafhe  angesetzt ,  «ine  besondere  Üeber- 
gaugssteiier  i.sl  hier  also  nicht  erforderlich  ^j. 

Der  b  a  V  e  r  i  s  c  h  e  M  a  1  z  a  u  f  r  h  1  a  g  endlich  ist  keine  reine 
Biei'steuiir ;  er  wird  vielmehr  von  jenem  Malz  erhoben,  das  zui*  Er- 
zeugung tob  Braun-  und  Weissbier,  Branntwein,  Eissig 
*  und  Hefe  verwendet  wirl  Malz,  das  zur  Gewinnung  öderer,  als 
der  angeföhrten  vier  Erzeugnisse  verwendet  wird,  ist  au&cUags- 
frei;  ebenso  bleibt  frei  Getreide,  das  ohne  vorgängiges  Nalaen  zur 
ijcvvinniiiik''  von  Bier,  Braiinlwein .  Kssig  und  llei'e  bciiulzt  wird, 
endlich  die  Verwendung  anderei  ^luUe,  als  des  iI^lälzes  und  Ge- 
treides, zu  gleichem  Zwecki-.  Die  zu  veraufischlagende  Menge 
des  Malzes  wurd  auf  der  Mühle,  wohin  es  iat  eungesfrengten 
oder  trockenen  Zustande  zum  Brednn  gebracht  wird,  conatatirl. 
Der  Anfsohlag  beträgt  5  fi.  vom  hayerisd^n  Scheffel  eingespreng-. 
ten,  und  nach  dem  Verhältnisse  von  6:7  5  fl.  50  kr.  vom  SchfTl. 
trockenen  Malzes  0-     Die  üebergangss leuer  vom  geschrolelen 

1)  Die  Steuergesetzgebung  des  GrOMfaersogthniiis  Biden  1858.  S.  283  ff. 

2)  In  Frankfurt  unterliegt  Bier  und  Malz  der  Accise,  mit  einem  j<br^ 
ÜBhM  BürifDiMe  von  45,000  il.  v.  Reden  «.  a.  0.  h  S.  1610. 

3)  Rivet,  über  den  Halsanfscbla^  in  Bayern,  Ran's  Arohiv  V.  Bd.  S.  4& 

29* 
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Halz  beträgt  per  Metrien  (=  ^6  tjchill;  üO  Kreuztir,  vom  bayeri- 
schea  Eimer  (s=  0^97932  Ohm  preuss.>  fiier  1  fl.  5  die  Sleuer- 
rftokvergtttinigr  ^o™^  bay^nickea  Eim^  Bi^^  ^  ir^b  JfaiMMem 
Wird  auch  Yoiii  EwneK-  BränntWem:  <in4  Uebei^iUigiiliiiBiUW» 

I  fl,  46  kR  eHiobeii  ?f)t^  V        :      .1       tv  •  '  ♦ili^  ^Mttr 

Die  Erti  ii u  11  i sse  dieser  verschiedenen  Abgaboii,  insbeson^ 

.  Die  Gesammt-BruUocuiij  iliiiie  des  Branatwein  s  t  e  U4||I> 

V6n»tnis[  war    ;  im  Jahr  I»  Jite  ijül^wf 

voa  der  Branntwein-      i  •  .  1  f^K; 

fiibricatioiustener       6^6^9841  TUr.  9,(>31,sa  AffeÜ 

von  der  Branntwein-  '  ' t<^:^tfw'iSM 

'    Übergangsabgabe             7,161    „  •  7,607 

zusauiuien    8,8t3U,U02    „  9,6:;9,158  „ 
'Die  MeUoeinnahme  des  Jahres  18G0  an  beiderlei  Abgaben 
kam  nun  nach  der  hfirziich  aufgestellten  prowaeri8che»«Aiiii*' 

nnng  KU  gut:  .      H*^-*  *H 

Preufisen,  einschfiesslich  diejenigen  Staa-  -  ht^ 

ten.  für  welche  Preussen  den  Einzug  be-  itrv-..iijr»i 

SOI  gl,  —  iAnm  A.  1.  —  mit  6,871,746  TMru. , 

dann  dem  Herzogthum  Anhalt  Bemburg  mit  2 1,664  ^'^^niS 

^    Anhalt-Dessau-Köthen  mit  46^210.  >4^irA 

den  groash.  sächsischen  Aemtem  Allstedt  \\T  h^m 

und  Oldisleben  mit  3^484 

dem  Amte  Völkenrode  mit  1,105 

dem  Fürstenthume  Scliwarzburg-Sonders-  f.ji*^  *^ 

hausen,  unterer  He  rrschaft  mit  13,945  i^''"4t  . 

dem  Füri»tenthum  Schwarzbnrg-Rudolstadt,  '  ^  = 

unterer  Herrschaft,  mit  5,994  >  ^ 

dem  Fürstenthnm  BirlEenfeld  mil  1S,720   „  t'^ 

der  Grafschaft  Schaumburg  mit  13,80»  4 

6,991,677    „  .f*^^ 

endlich   !  ■ 

dem  Königreich  Sachsen  mit  676,365 


\]  Zu  vergl.  Raii  a,  a.  0.  §  136.  Aiuii.  c.  und  den  ersten  Artikel  S.  14t 
des  laufenden  Jalirgaugs  dieser  Zcitschrirt.  ' 
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Thüringischen  Vereine  mit  396,116  Thlm. 

zusammen  Netto -Einnahme    8,004,158  Thlr.  0 
Der  Steuerertrag  pro  Kopf  berechnet  sich  hienach  auf  11^4 
•     Sgr.  oder  0,64  fl. 

Raa  gibt  als  Betrfige  der  Branntronsteiier  nach  der  Kopf- 
%M  für  Preusiseii  ebenfalls  0,64  fl.  an,  für  Hannover  sodann 
0,51  kr.,  für  Württemberg  0,16  kr.  für  Baden  0,055  kr.  (a.  a. 
0.  §  439  Anm.  e). 

Die  wür tt e  III bergi sehe  Malzsteuer  wirft  nach  dem 
Etat  ca.  800,Q00  il.  ab,  daneben  7;0()0  fl.  Uebergangssteuer;  die 
letzten  Jahre  brachten  übrigens  1  MUL  ein.  Der  Stenerertrag  in^ 
Pienssen  belänft  sich  anf  etwas  mehr  als  1  Hill.  Thhr.,  in  Baden 
nicht  gans  anf  V«  MiU.  Guldmi.    Die  hannovmche  Biersteuer 

VVini  aur  35—40,000  Thlr.  gcsthalzl. 

Die  Uebergangssteiiern  vom  Bier  haben  für  Preussen  und  die 
mit  diesem  verbundenen  Staaten  im  Jahr  1S59  70,12d  Thhr.,  im 
Jahr  1860  63,306  Thhr.  ergehen,  woran  erhielten') 

Preussen         52,779  TUr. 

Luxemburg         562  „ 

Sachsen  6,204  „ 

Thuniigen  3,052  „ 

Braunschweig        709  „ 
Der  bayerische  Malzaufschlag  aber  ist  im  neuesten 
bayerischen  Budget  mit  einem  Reinertrage  von  6,200,000  fl.  be- 
iUcksichtigt. 


In  dem  \ oranstehenden  habe  ich  mich  nun  bemüht,  eine 
Darstellung  des  Inhalts  der  unter  den  Zollvereinsregierungen*  ge- 
troffenen Vereinbarungen  ttber  den  Ansatz,  die  Erhebung  und 
Sicherang  der  Uebergangssteuem  zu  geben;  ich  habe  dabei  Yer- 
socht  nachzuweisen,  wie  diese  Abgaben  in  flirer  jetzigen  Form 


1)  Zu  vergl.  das  preiut.  Haadelitrcbi?  Id61.  I.  S.  291. 

2)  Hieranter  ist  sogleich  dor  Ertrag  der  Braantwein-Kleiirrerluiafsabgabe 
mitberflcluichtigt.  Ueber  diese  Abgebe  biete  ich  so  vergl.  Sekwm  «.  a. 
0.  S.  879. 

8)  Za  vergl.  dm  prensi.  Hendekarchiv  1861.  l.,S.  298. 
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Die  HcmmDuse  des  freien  Verkehrs 


«nlrtiaiden  [M;  ieli  habe  es  mir  emSSdk  angelegen  sein  bmem, 

soweit  ich  in  ilen  Besitz  der  nüthigen  Materiidien  gelangen  konnte, 
den  Zusammenhang    der  hienarli    vertragsmässig  beg^iündeten 
Uebergangssteaem  mit  den  Steuergesetzgebungen  der  eintetoCTi  • 
Yereinsstaatett  zu  erkUUea. 

'  Zogi^li  iMbe  ich  luer  za  faeivdsen  gesoc^  daai^  dkt  Vtktm 
gangsstewni  ihrea  Zwecke,  eine  gieichmissige  und  allgetndBe 
fiesteoerung  des  Verbrauchs  gewisser  Gegenstände  innerhalb  der 
Yereinsstaaten  zu  verwirklichen,  schon  an  und  für  sich  nicht  zu 
genügen  vermögen :  ciass  einzelne  der  von  den  Vereinsstaaten 
angesetzten  Uebergangssteuem  dein  von  der  Steuertheerie  im  den 
Vordergnmd  gestellten  und  von  den  Zottverenuregiennigen  mek 
den  TOfiegenden  Veftrigeii  «doptirten  frindpe  einer  glekhwiwfr» 
gen  Behandlung  der  stenerpflicfaligen  ComonenleD  iiiid  Prodocenlen 
geradezu  widersprechen,  auch  dass  die  Erhebung  solcher  L'eber- 
gangssleuem  materiell  von  «ehr  nachlheilisren  Folgen  begleitet  ist. 

Erscheint  hienach  die  ßescitigung  dieser  Abgaben  im  Innern 
des  ZeUrerems  blos  wänschenswerth,  sondern  ich  möchte 
ftst  sagen  gdioleo,  so  erwichst  aus  der  Erkeontniss  der  besuch- 
neten  Missstinde  lllr  jeden  der  Frage  nifaer  Stehenden  die  Pllldrt, 
auf  die  Mittel  und  Wege  Bedacht  zu  nehmen,  wie  da  geholfen 
werden  konnte.  Mit  einer  einfachen  Streichung  jener  Abtraben 
aus  den  BudgeU»  der  V  ereinsstaaten  ist  die  Sache  jedoch  nicht  ab- 
gethan.  Könnten  die  Ausfälle  in  den  Steuereinnahmen  anch  ver- 
schmerzt werden,  welche  sich  bei  einem  Wegfalle  der  gegenwirtig 
eingehenden  Uebergangssteuern  ergeben  wfirden,  nnnal  alsdam 
anch  die  Stenerrflckvergütungen  sorfickgesogen  werden  könnten; 
so  wäre  ein  solches  kurzes  Verfahren  doch  schon  desshalb  nicht 
unbedenklich,  weil  bei  der  oben  dnriielegten  Verschiedenheit  der 
Steuergesetxgebnngen  in  den  einzelnen  Vereinsstaaten  nach  der 
Wegraumnng  jener  Yerkehrshemmnisse  die  Frodnoenlen  solcher 
Conswutionflgegenstinde  m  den  Staaten  ndl  hfltotn  Stenern  oübn- 
bar  gegennber  wa  ihren  Concnrrenten  ans  den  Nachbariindan 
anch  im  eigenen  Steuergebiete  in  Nachtheü  kämen;  weil  femer 
alsdann  nicht  bloss  die  Einnahme  von  üeber^ancrssteiiem  wegfiele, 
sondern  auch  der  Erlrag  der  inneren  Steuern  vom  Verbrauche 
in  solchen  Staaten  gefilhrdei  wäre.  Der  fieseitigm^  der  üeb«- 
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gangsstenem  mfiiste  vielmehr  die  Ausgleiclniiig  jener  Verschieden- 
heiteii  ni  den  Landessteuergesetzgebungen,  nicht  bloss  hinsichtlich 

der  Steuersysteme,  sondern  auch  hinsichtlich  der  Steuersätze, 
vorangehen.  Ware  nhvv  hierin  er&l  eiiiiiial  (lio  volle  (ilcirlima^sig- 
keit,  wie  sie  die  ZoiivtTCinigunghverträge  schon  andeuleü,  erreicht, 
80  Wäre  die  Schwierigkeit  überhaupt  nicht  mehr  gross,  um  nun- 
mehr  auch  eine  Gemeinschaftlichkeit  des  Ertrags  jener  Abgaben 
eintreten  zu  lassen,  mit  andern  Worten  den  deutschen  Zoll- 
nnd  Handelsverein  noch  weiter  zu  einem  Steuer- 
V  e  1  e  ine  u  u  s  /  a  I)  i  1  d  e  n.  Und  hierin  erblicke  ich  ebenso  das 
Mittel  m  Beüeiliguiig  der  von  mir  bisher  besprochenen  Verkehrs- 
hemmnisse, als  das  Ziel,  nach  dessen  Erreichung  die  im  Zollvereine 
verbündeten  deutschen  Regierungen  überhaupt  zunächst  zu  streben 
haben  werden,  wollen  sie  nicht  hinter  den  Anforderungen  ihrer 
Zeit  zurückbleiben.  Alles  ringt  ja  nach  einheitlichen  Institutionen 
und  der  Zollverein  selbst  verdankt  seine  Entstehung  und  jetzige 
EiUralliiiii:  dem  ersten  Anerkenntnisse  der  Berechtia-unfir  für  solches 
iUngen.  im  Zollvereine  aber  liegen  ,s(  li(ni  die  Keiaie  aucli  Itir 
den  Steuerverein;  sie  wollen  nur  geweckt  und  gepflegt  werden, 
um  bald  gleiche  Früchte  wie  der  Stamm  selbst  zu  bringen.  Das 
Band,  das  schon  jetzt  die  Yereinsstaaten  an  einander  kettet,  er- 
hielte damit  eine  weitere  Stärkung,  immer  geringer  würde  die 
Gefahr  eines  ffewnltsnmen  Hisses. 

tu  weicher  Weü^e  nun  ulier  der  Uebcr<>aniT  in  einen  solehen 
Steuerverein  einzuleiten  und  auf  welches  Steuersystem  derfi>eli)e 
ZU  begründen  sein  möchte,  darüber  behalte  ich  mir  vor,  meine 
Ansichten  in  einem  der  folgenden  Hefte  dieser  Zettschrift  näher 
zu  entwickehi. 
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Versetzen  wir  uns  noch  oinmal  in  die  Zeit,  in  welcher  die 
Genuesen  von  ihren  Rivalen  aus  Accon  verdrängt  wurden.  Sie 
muflsten  damals  erfahren,  wie  ihre  Häuser,  Mauern  und  Thünne 
in  genannter  Sladt  niedergeriggen,  ihr  Grund  und  Boden  unter  die 
Feinde  vertheilt  wnrde;  selbst  der  vorObergehende  Verkehr  mit 
Accon  war  ihnen  nur  unter  entehrenden  Bedingungen  verstattet 
und  alle  Vermittlungsversuche  scheiterten  an  dem  Uebermuth  der 
^Sieger.  Diese  empfmditciie  Demlilhigung  vermochte  die  Genuesen, 
alle  sich  irgend  darbietenden  Gelegenheiten  rttekhattsios  zu  er- 
greifen, um  den  Venetianem  Schaden  zuzufügen.  Nun  bereitete 
sich  in  Grfechenland  eben  eine  Unternehmung  vor,  die,  wenn  sie 
gelang,  von  den  verderblichsten  Folgen  für  die  Venetianer  sein 
iiiuisste.  Der  Palaologe  Michael  schickte  sich  an,  die  Lateiner 
aus  Constantinopel  zu  verjagen  und  diesen  alten  Sitz  wieder  für 
das  griechische  Kaiserhaus  zu  erstreiten.  Wohl  sahen  die  Ge* 
nuesen  voraus,  dass  sie  durch  ein  BOndniss  mit  diesem  Feind  der 
Lateiner  sich  den  Unwillen  des  ganzen  Abendlandes,  besonders 
aber  den  Zorn  des  Papstes  zuzogen,  welcher  die  römisch-katho- 
lische Pflanzung  auf  griechischem  Rodca  mit  besonderer  Vorliebe 
hegte.   Aber  die  £xistenz  des  sogen,  lateinischen  Kaiserthums 
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war  auf  s  Kngste  mit  der  Präponderanz  der  Venetianer  in  Byzanz 
verknüpft;  jenes  stürzen  hiess  zugleich  dieser  ein  Ende  iiiiichen 
aad  die  Verdrängung  ihrer  Rivalen  aus  dem  Mittelpunkt  Romaniens 
war  für  die  aus  dem  Mittelpunkt  Syriens  aosgechloMeiien  Genuesen 
eine  so  vrilfliommene  und  lockende  Aussichl,  dass  sähst  ein  n 
erwartender  pftbstlicher  Bannfluch  sie  nicht  weiter  beirren  konnte. 
So  schickte  denn  liA  Januar  der  damalige  genuesische 

Podesla  Martino  di  iaiiu  und  der  Capilinio  dcl  l'uptdo  (jniilichnii 
Boccaiiegitt  zwei  Gesandte,  den  Guglielmo  Vesconte  und  den 
Guaraerio  Giudice  an  den  genannten  griechischen  Fiirsfcen  ab, 
um  mü  äm  einen  Bund  zur  Bekämpfung  der  Venetianer  cünza- 
gefaen.  Zwischen  beiden  Parthien  wurde  am  13.  Mttrs  d.  X  der 
epochemachende  Vertrag  ton  Nymphftnm^)  abgeschlossen. 
Die  Gesandten  versprachen  im  Namen  ihrer  Valeisi.nlt  alle  mög- 
^  Ikhü  1  ynieiuu^  der  kt  i(  ^arischen  üiitt-rnehmungeii  dej?  i'aiaologen, 
insbesondere  die  Stellung  einer  Flotte  sammt  Mai)"^'^iaft;  für 
MA  und  Lebensmittel  wollte  Michael  selbst  soigOn.  Bekanntiich 
g|lilülig'iu  >dor  Folge  die  Eroberung  Constantinopels  in  unerwartet 
iWcher'WMa  durch  einen  Handstreich,  und  #eini  auch  mehrere 
^[flHe^e  abendländische  Ges<^hichtschreibcr  die  MilbelhHli^uiior  der 
Geuuex'n  Ikm  drr^rÜH'n  t)('li;iii[)iijt  haben,  so  uiuj>b  dodi  dit\^smiil  der 
Byzantitier  iSicephorus  Greguras  Recht  behalten,  welcher  eine  solche 
Mitb(»theiligung  ausdrücklich  lüugnet^).  Denn  unmöglich  konnte 
^  HQlftflottey'  welche  die  Genuesen  alsbald  nach  der  Ratification 
därTei^gs  von  ihrer  Seit«  unter  dem  Befehl  des  Martino  Bocca* 
negra  in  See  stechen  Hessen ,  schon  am  25.  Juli  hi  COnstau^ 

..i;  1)  Später  kann  die  Zeit  nidit  angefleht  werden,  weil  Martino  di  Faii$i 
ui  Anbag  Februar  d.  J.»vom  Pode»tat  abtral  s.  Canale  »tor.  dei  Genoveti 
2,  aoi;  frfiher  auoh  niclil  wohl,  weil  der  Vertrag  crsl  am  13.  H<rz  1261 
abi^escDloMen  wurde. 

'  Sy  Ifympkium  ein  Ot%  in  der  Prorius  Lydien  unweit  Magnesia  und 
SiHles^  mit  einem  Pkllaft  mid  G<rlen,  wo  die  griechtsclien  Kaiser  na- 
pnaftKck^lal.  Winter  und  Fral\jnhr  gerne  weilten  ef.  Georg.  Acropol  p.  80. 
7a.dl.;;L(tt.J10..187.  Niqeph.  Greg.  I.,  50.  197. 190.  Ducaa  88.  lOi  u.  s.  f. 
Die  Vertragsorkiinde  seigt  schon  die  oorruropirte  -neue  Form  des  Namens 
(NiTj,  indem  das  Datum  lautet:  apud  Niffum. 

3)  1,  'J7.  ed.  Bonn. 

4)  Contin.  Caff.  p.  628. 
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ÜmMpd  sein;  an  diesem  Tag  fiel  Ck)ii0taiitiiiopel  in  die  Hände 

der  Griechen,  raülicirl  aber  wurde  der  Vertrag  von  Seiten  Genua  s 
erst  aii)  zehnten  desselben  Monats,  Dieses  unverschuldete  Fehlen 
der  Genuesen  bei  dem  Uauptsciiiag  hatte  übrigens  keinen  Einfluss 
ftuf  die  £ifiiUuiig  der  verlnigsiiillssigen  Yersprecliiiiigen  Mtchaeis, 
Es  war  zwar  bei  der  Feststenong  desaaiiy  was  den  Geoueseii 
awserdem  bisber  Besessenen  in  Constaiilinopel  iiocb  weiter 
sollte  eingeräumt  werden,  ausdrücklich  die  Bedingung  ausge- 
sprochen, dass  sie  den  Kaiser  bei  Eroberung  der  Stadl  treu  und 
erfolgreich  unterstützen;  für  diese  Leistung  nändich  solle  ihneo^ 
heisst  es  in  der  Urkunde»  die  jettt  in  Besils  der  Venetianer  be- 
findliche Marienkirche  sammt  den  um  sie  hcot  errichteteii  Yerkaufish 
localen  und  dem  dasu  gehörigen  Kirehhof^  sowie  das  leere  Area!, 
welches  durch  Zerstörung  des  Kastells  der  Venetianer  gewmmeo 
wurde  (solum  castri  Venetorum ,  quod  est  in  ipsa  civitale)  zu- 
kommen. Aber  trotzdem,  dass  jene  Bedin^^inpf  nicht  buchstäblich 
erlüllt  worden  war,  gab  der  Paläologe,  nachdem  er  seinen  Einzug 
in  die  eroberte  Hauptstadt  gehalten  (15.  Aug«)  jenes  venetia- 
nische  Kastell  ihnen  ohne  Weiteres  Preis ;  sie  zerstörten  es  so- 
fort unter  Jubel  und  Trompetenklang  rnid  schiclrten  Steine  davon 
als  Trophäen  in  die  Vaterstadt*),  wie  ihre  Feinde  vor  wenigen 
Jahren  die  Zerstörung  der  nuesischen  Colonie  in  Accon  durch 
Sendung  von  Denksteinen  nach  Venedig  gefeiert  hatten.  Eine 
weitere  Niederlassung  hatte  Michael  den  Genuesen  in  Smyrna 
^  versproc^n,  welches  als  reiche  Handelsstadt  mit  gutem  Hafen  in 
dem  Document  selbst  gepriesen  wird;  hier  sollten  sie  die  poli- 
tische Herrschaft  Ober  die  Stadt,  ihren  District  und  Ihre  Bewohner 
in  vollem  Umfang  ausüben  dürfen,  die  kirchlichen  Rechte  des 
^rriechischeii  Bischofs  jedoch  anerkennen.  Wir  haben  keinen  Grund 
zu  zweifeln,  dass  die  Abtretung  dieser  Stadt  an  die  Genuesen 
wirklich  stattgefunden  hat;  Übrigens  erfreuten  sie  sich  dieses  Be- 
sltses  wohl  nicht  inel  tiber  30  Jahre;  das  Vordringen  der  Türiun 
an  den  sfidUchen  Theil  der  Westküste  Kleinasiens  «m  1800  swwg 
sie  diese  Station  aufzugeben.   Einfache  Handelscolonien  mit  Con- 


1)  Geo.  Acrop.  p.  196. 

2)  CoDtiB.  CA  p.  629., 
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ffnlwyerlelitebaitoit  und  dem  gewOlinMclieii  ZiAelMyr  von  ffirdie, 

Backhaus,  Bad  u.  s.  w.  waren  den  Genuesen  durch  den  Vertrag 
von  NymphSurn  femer  in  folg'enden  »"^ladten  des  griechischen 
Reichs  in  Aussicht  gestellt:  einmal  in  Anäa,  einer  carischea 
^tadt  Samos  giegenüber  dereß  neue  genuesische  Bewohner  in 
deb  zwei  nüchsten  Jabnehitten  nach  Abschlnss  des  Yerlng&  nut 
den  alten  griechischen  wetteiferten  in  AusrOstnng  von  Kaper* 
«ehiffen  gegen  die  Venetianer,  aber  woW  vor  IBOO  von  den  ein- 
bl*echen(len  Tiirkcn  gezwungen  wurden  den  Platz  zu  ryutncn, 
daim  in  Ad  r  turi  y  t  liuiti,  woK  lieh  ihm  h  im  Anfang  des  folgenden 
Jahrhunderts  in  irenuesischen  Händen  war^  indem  die  Herrn  von 
PiKicfta  aus  dem  Hause  der  Zaccaria,  von  welchen  bald  die  Rede 
sein  wifd>  es  mit  ihrer  tapfem  Mannschaft  gegen  die  Türken 
sdifitslen^,  endlich  mCassandrta  unweit  Thessalonich.  Ausser- 
dem wies  unser  Verlrag  den  Genuesen  Handelsstationen  mit  Con^ 
sulaten  auf  den  Inseln  Chios^l  nnd  Lesbos.  sowie  auf  Krcla 
und  Negropont  an :  denn  auch  die  beiden  letztem  hoilte  Michael 
damals  noch  mit  dem  griechischen  Reiche  wieder  vereinigen  xu 
Jeronen*  -  to>  reich  wurden  die  Genuesen  mit  Gütern  in  dem  neu* 
restanrirten  griechischen  Reich  ausgestattet,  aber  noch  willkom- 
mener  war  ihnen  ohne  Zweifel  die  Ausschliessung  ihrer  Haupt* 
rivalen,  der  Vr  lu  lianer,  von  den  Markten  des  griechischen 
lU'ichs  und  <i(M'  pontisdien  (Jflnete.  In  dieser  liezieliurig  gab 
ihnen  Michael  folgende  zwei  Zusicherungen:  einmal  er  wolle  den 
Feinden  der  Commune  Genua  keine  Handelsfreiheit  im  Reiche 
gewähren,  nur  die  Pisaner  ausgenommen,  welche  seine  treuen 
Untergebenen  seien  %  denn  er  werde  nicht  erlauben,  dass  urgend 
ein  Lateiner  sich  in*s  schwarze  Meer  des  Handels  wegen  begebe, 

1)  «.  T«f.  u.  Thoin.  8,  71.  161  f. 

2)  Pachym.  2,  558. 

8^  Die  Nachricht  Agost.  Ginstiiiiaiii>,  Foglietta's  n.  Bimro's,  als  hitta 
Michati  PalfiologuB  die  ganae  Insel  Chics  der  Stadt  Geana  geschenkt,  ist 
irrig  und  schwer  xu  begreifen,  wie  Carlo  Pagano  (delle  impreae  e  del  do- 
minio  dei  Genovesi  nella  Grecia  p.  80;  sie  wiederholen  mochte,  da  er  doch 
die  Vertragsarkunde  selbst  vor  sich  hatte. 

4)  Pisa  wurde  auch  im  Hatificationsdocnment  als  eine  der  befreundeten 
Mächte  genannt,  gegen  welche  die  genuesische  Flotte  nicht  sollte  gebraucht 
Wiarden  dürfen. 
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smgeBonimen  die  Genueien  und  die  Pieener  und  solche^  die  kaiser- 

liches  Geld  und  Gut  an  Bord  haben.  Endlich  erwirkten  bich  die 
Genuesen  im  griechischen  Reich  völlige  Befreiung  von  dem  Zoll, 
weichen  sie  daselbst  bis  daher  hatten  zahlen  müssen. 

Diess  die  Hauptpunkte  de$  Vertrags  von  Nymphäum  %  dwcb 
deren  Erföflung  die  Genuesen  ein  fihnficbes  Uebergewicht  im  Ar- 
diipel,  im  Bosporus  und  im  schwarzen  Meer  efreiditen,  wie  ein 
solches  die  Yenetianer  gegen  60  Jahre  lang  unter  den  lateinischen 
Kaisem  behauptet  hatten.  Was  wir  in  der  Vertragsurkunde  ver- 
missen, ist  die  Angabe  derjenigen  Kegion  Constantinopels,  in 
welcher  die  Genuesen  nun  zu  wohnen  kamen,  Diess  wurde  wohl 
auch  erst  bestimmt,  als  die  Hauptstadt  erobert  und  Michael  ein- 
gezogen war.  Dieser  war  klug  genug,  den  italienischen  Handels- 
nationen ihre  Sitase  nicfat  neben  einander  anzuweise«,  weil  er 
ihren  Handelsneid  wohl  kannte  :  auch  theille  er  das  allen  Griechen 
eingewurzelte  Misslrauen  gegen  die  Lateiner  in  hohem  Maasse, 
wesswegen  er  das  Beisammenwohnen  einer  grossen  Anzahl  der 
letzteren  innerhalb  der  Hauptstadt  möglichst  vermeiden  wc^te. 
So  fügte  es  sich,  dass  die  Yenetianer  und  Pisaner,  weil 
ihrer  wenige  waren  (denn  von  den  Yenelianem  hatten  «Üle  Be- 
hörden und  die  grösseren  Kaufleute  die  Flucht  ergriffen),  in  der 
Stadt  geduldet  wurden,  die  Genuesen  aber,  welche  jetzt  in  grosser 
Anzahl  zuströmten  und  von  denen  zu  befürchten  stand,  dass  sie 
das  neugewonnene  Uebergewicht  hochfahrend  missbrauchen,  trots 
ihres  bunde^nossenschafllichen  Verhältnisses  zum  Kaiser,  Ihre 
Wohnsitze  ausserhalb  der  Stadt  angewiesen  bekamen.  Wenn  wir 
dem  Pachymeres  glauben  dürfen,  hätte  ihnen  Anfangs  der  Kaiser 
sogar  das  ziemUch  entfernt  von  Constantinopel  zwischen  Selimbria 
und  Rodosto  am  Marmora-Meere  gelegene  Heraklea  cErekli)  zum 
Wohnsitz  bestimmt  und  erst  nachher  es  für  gerathener  gehalten, 
sie  Constantinopel  gegenüber  in  Galata  wohnen  zu  lassen. 

1)  Die  sehr  incorrecte  Pobllcttaon  dieser  wichtigeD  Vertragwurkindd 
bei  Dqeenge  hiatoire  de  Conittintioople,  chartee  p.  9  ff.  ist  jeUt  eneiil 
durch  die  beneren  Editionen  bei  Pftgano  a.  «.  0.  p.  249  ff.  o.  im  lib.  jnr. 
1860  ff. ;  eine  ilalieoische  Uebeie.  deraelben  ladet  man  bei  Canale  alor,  dei 
CSenov.  2,  624  ff. 

2)  I.,  168. 
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Jedenfalls  verdankten  die  Gennesen  nach  der  übereinstimmenden 
Aiigd>a  der  Byzantiner  ihre  erste  Ansiedlung  in  Galata  nicht  so- 
wohl der  Gunst,  als  vielmehr  dem  Misstraven  ihres  Bondesge* 
flössen^.   GlOekKeberweise  war  dieBntfenrang  Galala's  von  d«if 

Stadt  kaum  in  Anschlag  zu  bniiL^fn  .  da  die  Ueborfahrt  über  das 
goldene  Moni  uemg  Zeit  in  Anspiikh  jüuiuit:  für  das  Aiiliiiulrn 
der  ScbiUe  war  die  Lage  der  Vorstadt  so  ^imstig,  wie  die  der 
Hauptstadt,  selbst  Lastschiffe  vom  grössten  Tiefgang  konnten  Ins 
hwfii  «Ii  dKiEi  Ufer  fahren  tind  dnroh  ein  einfinehes  Bretr  ihtef  Com- 
«HonicMiöii  mit  detil  Laiide  Ansberdem  hatldn 

^  Genien  den  Vortheil,  sich- hier  mehr  ausbreiten  nt  leinen 
als  in  der  innern  Stadt,  zunvril  d?>  Mirhn«  1  logns  die  in  den 
Vorstädten  wulinenden  Griedu  ii  in  die  Madt  iiereinzog  Vorder- 
"hand' wohnten  die  ^rcnuesisehen  Cokmisten  in  einer  langen  Hauser- 
«ilihe  am  hm  ,  ohne  einen^genan  abgegrfinzteu  District^^in- 
«lA^hmen;  wir>Wfiürdeii  aber  sehen,  wio  an^  dieisen  AnflMgUh^in 
Folge  ganz  gegen  die  Ab^cbten  der  Verleihers  eiiiO' eigene 
geiuicsiscbp  Stadt,  mit  M  uiciü,  Thürun  ii  und  Gräben  umgeben, 
erstand .  welche  der  Hauptstadt  Constantiuujit  l  uiters  Trotz  zu 
bieten  wagte  Auf  diese  Colonie  als  den  Mittelpunkt  aller 
gMfesiSlAen'^iederlaiMttngen  hn  giiebhischra  Reich  wird  unsere 
ÜntenMnmg  Immer  wieder  znrttickkommen ;  vorlfinfig  sei  hinsieht^ 
Uch  Nttnens  bemerkt,  da^s  man  in  -  dei^  '  zweiten  Birtfte  des 
Mittelalters  die  Unterscheidung  Tera's  und  Galata's  als  zweier  ver- 
schiedener Kegionen  noch  nicht  iiannle ;  da»  hucligelegene  Franken- 


'.  V.  1)  Pachym.  I,  102  f.  107  f.  Aiceph.  Greg.  I,  ^7.  Vielleicht  hatten 
auch  ein  gewisses  bistorisches  Anrecht  an  diese  Vorstadt.  Sie  wohtilni 
zur  Zeit  der  Conineneu  in  einer  Regifni  (hvM  i?)  ausserhall)  C"oi»slanriiio|ii  Is 
und  eine  der  Waarenhnllfn,  die  sie  dani^il>  besessen,  wird  embul  nji  <le 
rnpnrin  bezeichnet,  war  ein  suburliiuin  (Justiniaa.  Aov«'ll    !  Vi.  1) 

Hüll  (.yllius  iTopogr.  (  j»!  «  Kh.ev.  p.  410)  vermulhet,  es  sei  uu  Ikcuiigeu 
Gaiatii  /'!  suchen  f Ute  i  <iei  >| i  lferen  Hewierung  der  Angeli  sasscn  übri- 
gens die  tiLiiiii  M  II  in  r(nt«t?»ntiiin[i(  I  m  Il^M,  WO  sie  auch  während  des  la- 
teinischen K':ii>(M  (hum-  zu  \s<>litirii  toi  tliitji  rn.  Dass  die  Venetiancr  je  Ga- 
Uta  bewohnt  liaiu  ii,  uu  maa  An  uatl  «loil  liest,  iässt  sich  nicht  nachwBiscIl. 

2)  Claviio.  2.  ed.  Madrid  1782.  p.  70. 
■     3)  Pachym.  1,1 03. 

4)  Pachym.  1,  108.  JNiceph.  Greg.  1,  134. 
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viertel,  weklies  man  jetzt  Pera  nennt,  war  zu  jener  Zeit  nocli  gar 
nicht  bewohnt,  die  von  da  gegen  das  goldene  Horn  hernieder- 
steigende  Vontadt  hiess  damals  wie  jetit  im  Munde  der  ByxMb 
tiner  Gabts,  wtthrend  die  Lateiner  vorwiegeiMl  den  Nanen  Fem 
<;d.  h.  der  Goastairtmopel  gegeHaber>  jenseits  des  geUenea  Hon» 
liegende  Sladttheil)  dafür  gebranditen  ^.  Es  werden  daher  $mk 
im  Folgenden  beide  Namen  zur  Bezeichnung  für  Eine  und  die- 
selbe Hegion  dienen. 

Vorauszusehen  war  nach  dem  Fall  des  lateinischen  Kaisen 
tiMHne,  dass  die  Venetianer  aUe  iiHre  Krfifte  auflHefien  wttide%  wm 
wenigstens  das,  was  flnen  in  Ronanien  noeh  an  unmittelbaren 
mid  mittelbaren  Besitzungen  geblieben- war,  w  den  Banden  dar 
Griechen  zu  retten  und  das  neuerrungene  Uebergewicht  der 
Genuesen  wo  iiiogüch  zu  brechen.  In  der  That  stellten  sie  so 
starke  Streitkräfte  in  s  Feld,  dass  die  Genuesen  und  die  Griechen 
im  Meerbusen  von  Thessalonich  einem  Kampf  ipit  ihnen  auswicbea 
«Ad  bald  darauf  bei  Settepoizi  *)  eine  empfindliebe  Miederiage 
pureh  sie  eriitten.  So  gerietben  die  Brobeningen  des  MiebaH 
Paläologus  ins  Stocken,  die  verbeissenen  Siege  über  die  Vene- 
tianer blieben  aus  und  der  Kaiser  entschloss  sich  im  Jahr  1263 
die  genuesichen  Flotten,  deren  Mannschaft  statt  ihn  zum  Siege 
zn  führen  vielmehr  Gewaltthaten  in  seinem  Reich  verübte,  zu 
yerabscbieden       Die  Unsnfriedenbeit  des  Kaisers  mi  den  <*e^ 

1)  So  hat  die  Sache  ganz  dem  Sachverhalt  gemäss  schon  Clavijo  S.  71 

dargestellt.  Einen  trefflichen  Geschichtschreiber  fand  die  Colouie  an  I-odo- 
viLO  Saiili  in  Hein  7Nveibändigen  Werk:  Deila  coionia  dei  Genovesi  in  Ga- 
lata.  Tuljuo  1831,  welches  sowohl  durch  tüchtiges  Quellenstudium  als  durch 
versiaruliges  Kaisonnement  und  schöne  Daraleliung  vor  vielen  itftUeaiaciw 
Geichichtswerken  sich  aii^/eirhnet. 

2)  Eine  kleine  Insel,  weiche  nicht  blos  bei  Gelegenheit  dieser  Schlacht 
von  Mart.  da  Canaie  p.  188  (s.  dazu  Anm.  p.  732)  und  von  Dandolo  p.  371, 
sondern  auch  bei  Taf.  u.  Thoni.  3,  169  und  bei  Muntaner  übers,  v.  Lanz 
2,180  erwähnt  wird.  Sie  gehörte  nach  Piacenza,  Egeo  redivivo  p.  571  *■ 
derselben  Insel ^ru])pe  mit  Hydra  u.  Spetzia  und  ist  nicht  weit  vüm  EingaBf 
des  Gülls  \(jti  i^auplia  zu  suchen.  Wie  sie  jetzt  heisst,  habe  ich  nicht  MP^ 
miUeln  können. 

3)  Contin.  Caff.  p.  531,  Giustiniani  p.  97.  Nach  Cantle  2,  286.  686  t 
hätte  tttdi  noeh  der  genuesische  Podeiti  in'  ConeMntfnopel  OogUetaM 
Gaerdo  eine  Vertchwftrung  gegen  den  friechii^baa  Kater  augcietteli,  derM 
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BUeseil  enrdohte  einen  so  hoben  Grad^  dass  er  durch  einen  ga- 
ftingenen  Venetianer  Unterhandlungen  mit  Venedig  begann,  mt 
den  Versuch  wa  Diachen,  ob  er  nicht  mit  seinen  bisherigen  Feinden 
besser  fahre,  als  mit  seinen  bisherigen  Bundesgenossen.  Auf 

diesen  ersten  Schritt  des  Faläoloßfen  Inn  sdiirktr  der  Doge  Ka- 
niero  Zeno  im  Marz  TJf^f'i  zwei  Gesaiitile,  .[".tcopo  DuikIdIo  uml 
Jacopo  Moi  üsiiii,  mit  den  ausgedehntesten  Volliuachten  nach  Coii^ 
staiitinopel  ab,  um  einen  Vertrag  mit  dem  gnechigchen  Kaiser 
nÜsaseUiessen«  Dieser  versprach  (8.  Joal  1266),  die  Oononme 
Venedig  in  mhigem  Besite  der  Städte  Modon  und  Coron,  der  bsel 
Kreta,  ihres  Anti»eils  an  Negrepont  zu  lassen,  wie  er  denn  auch 
den  venetiaiuschen  IMcIn,  weh'he  Inseln  des  Archipel  eiobert 
hatten,  ihre  Beule  iiess.  Handcistiiederiassungen ,  von  eigenen 
Beaatteu  regiert,  sollten  die  Venetianer  in  ron>;taritinopeI,  Tbessa«> 
iam(M  mni  nieien  andern  Orlen  des  Reicfas^>  erhalten.  Die 
^Moanen  sollten  ans  dem  Reiehe  verjagt  nnd  etwnige  Angriffs 
m  ihrer'  Seite  daroh  die  Venetianer  im  Bunde  mit  den  CMecben 
abgepiehrl  werden.  Der  Vertrag  bezeichnete  silso  einen  vollstän- 
digen Umschlag  der  Tolilik  <les  Pülaolencn  zu  Gunsten  Venedigs 
und  er  dachte  wohl  an  nichts  weniger  als  an  eine  Weigerung  des 
J&ogenyi  denselben  zu  ratüiciren«  Genau  betrachtet  war  es  aber 
liBserat v^chwierig  Iftr  den  Dogen,  semen  Entschluss  su  fassea 
Nach  standen  sehr  lebensfähige  Thetle  des  alten  Lateinerrnches 
aufrecht,  das  Fttrstenthnm  Morea,  das  Herzogthum  Athen,  ^ 
kleinern  Herrschaften  in  Negrepont  und  auf  den  Cycladru.  inid  die 
\\  iederlieistelluti<r  des  Gan^^eit  koiiale,  weiui  Hülle  vuiii  Abend- 
land mitwirkte,  immer  noch  gehotft  werden:  trat  sie  ein,  so 
standen  den  Venetianem  ganz  andere  Vortheile  zn  Ciebot,  als 

Eiitiif  t.  kuiiiT  den  Zorn  fies  let/tcreii  über  die  Genuesen  auFs  Aeussersle  ge- 
steigert habe.  Aber  in  dt  i  Stelle,  f?ir  er  als  Belccf  riiirt,  Contin.  Taff. 
'd.  U.  finde  ich  blos  eiiir  h('\Mi lltu  (»•  Ki  liehtinsr  <f<M  Familie  (»uercin  m 

Genua.  nicht  die  oiindc&te  Beziehung  zu  dcu  levautiui^cheu  AugC'- 

tegenhcitcii  li;u. 

•  1)  Dil  (lifiDi  Ihcil  ilf.-;  \  (M  [i  ii<:-;  nicht  zur  Ausführung  kaiü,  uiit ci  lasie 
ich  die  Jiaim  uüiche  Aul/.ahiuii^.  Die  Likuude  k^t  fifriechisch,  lateinisch  und 
deutsch  iii  dea  iSii/unsTsberichten  der  Wiener  Arn  l  [tliilos.  hislor.  Tl.  Ocl. 
1850,  griechisch  und  iatciiuäch  im  veuetiHut;>cheu  üi kuudenbuoh  3,  62  Ü.  vun 
Tafel  und  Thomas  iierauägegeben. 
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ihnen  der  Paläologe  jetzt  anbot.  Solllen  sie  aui  immer  (denn  um 
das  handelte  es  sich^  nicht  urn  einen  Vertrag  von  wenigen  Jahren) 
ihre  Politik  mit  der  des  griechiiBchen  Kaisers  verketten,  der  viel- 
leicht bald  wieder  gesturat  werden  konnte?  Sollten  sie  C&uch 
dieses  Ansinnen  warde  gestellt)  in  neutraler  Haltung  zusehen, 
wenn  der  Grieche  ihre  alten  Verbündeten,  die  Herren  von  Negre- 
pont,  bekamplte  urid  sicii  unter^varf?  Betrachtungen  dieser  Art, 
vielleicht  auch  Abmahnungen  betreundeter  Mächte  ^)  bestimmten 
den  Dogen  den  Frieden,  welchen  seine  Gesandten  als  Ergebniss 
ihrer  Mission  heimbrachten,  zu  verwerfen  und  einen  Vertrag  auf 
wenige  Jahre  vorzusiehen.  Der  griechische  Kaiser  ersah  daraas, 
dass  Venedig  nur  auf  günstigere  Zeiten  wartete,  um  feindlich 
gegen  ihn  aufzutreten  und  Hess  sich  erst  nach  dreijaliiigen  Unter- 
handlungen im  Jahr  126S  dazu  herbei,  einen  Vertrag  zunächst 
auf  5  Jahre  abzuschliessen  wekher  zwar  Manches  wieder  auf- 
nahm, was  im  Jahr  1265  festgesetzt  worden  war,  aber  in  zwei 
ibuptpunklen  viel  ungünstiger  für  Venedig  lautete.  Einmal  wieder^ 
rief  der  Kaiser  die  Verpflichtung,  die  er  damals  auf  sich  genom» 
men  hatte,  die  Genuesen  aus  Constantinopel  und  dem  Reich  über- 
haupt zu  vertreibend)^  um  der  Ruhe  seines  Reiches  willen  setzte 
er  nur  fest,  dass  die  beiden  rivaiisirenden  Handelsnationen  ihre 
Kampfe  nicht  innerhalb  der  Memngen,  die  das  ügaische  und 
schwarze  Meer  veihinden,  auch  nicht  in  letzterem  selbrt  ansfechten 
^rfen.  Zweitens  weigerte  sich  jetzt  der  Kaiser  ^en  Venetianem 
bestimmte  Sitze  in  seinem  Reich  anzuweisen,  süiidcrn  erlaubte 
ihnen  blos  die  geeigneten  Anwesen  au  gewissen  Orten,  über 
welche  eine  Uebereinkunft  noch  zu  treffen  sei,  zu  miethen!  Eine 
solche  Kargheit,  vrie  sie  noch  kein  griechischer  Kaiser  4ett  Vener 
tianem  gegenüber  gezeigt  hatte,  musste  ihnen  jetzt  doppelt  em- 
pfindlich sein,  da  sie  fast  60  Jahre  hindurch  im  griechischen 
Reich  die  Herren  gespielt  hatten. 


1)  Der  Ausdruck  turbatus  bei  Dandoio  p.  573  ISsii  Beides  za  «.  auoli 
Hart,  da  Canale  p.  582. 

2)  Taf.  und  Thom.  '6,  1)2—100. 

3)  Diess  scheint  im  Zusammenhang  zu  stehen  nut  deti  dainab  zwischen 
ihai  md  Gouit  neuerdings  angesponnenen  Verhandlungeu,  s.  Cailar.  contin. 
^  64i  f.  546. 
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Trotz  dieses  mühsam  zu  Stande  gebrachten  Vertrags  waren 
die  Beziehungen  zwischen  Venedig  und  Byzanz  so  feindselig  als  je. 
Michael  liess  die  Inseln  des  Archipel,  welche  im  Besitz  venetia- 
nischer  Gesdüecht^  waren  ^  durch  seinen  Adimral  Licario  ver- 
heeren und  nicht  wenige  derselben  worden  im  J&hr  1269  wieder 
auf  längere  oder  kürzere  Zeit  dem  griechischen  Reich  einverleibt, 
obgleich  der  Kaiser  in  dem  Vertrag  v.  J.  1265  auf  die  Rück- 
eroboniiit»  derselben  ausdiiicklich  verzichtet  halle.  So  VPilurr^n 
die  Sanuti  damals  Siianlo,  Sikino,  Polykandro  und  i\io,  die  Ghisi 
Aniorcros.  Skyros,  Skiathos  und  Chelidronsi,  die  Quirini  StampaUa, 
die  FoscoU  Namfio;  auch  die  Inseln  Lemnos,  Zea  und  Seriphos, 
an  deren  jeder  mehrere  venetiaaische  Familien  TheQ  hatten,  wur- 
den wieder  byzantinisch ,  Zea  und  Seriphos  zwar  nur  auf  kurze 
Zeit,  aber  Lciiinos  aiil"  iiiiincr  Erlitt  dadurch  Venedii^r  namlutlle 
Eiübusse  an  KcviMiueii  und  (diie  pmpfindlirhe  ^'('n  iugerung  .sciiuT 
Mfichl  im  Archipel,  so  waren  für  den  Handel  und  Verkehr  der 
Yenetiaher  in  den  griechischen  Gewässern  die  unaufhörlichen  See- 
rfiobereien  drückend,  welche  einzelne  griechische  und  genuesische 
RreibiBiite^  ohne  Zweifel  auf  Befehl,  jedenfalls  mit  BewilHgung  des 
Raisers 'von  griechischen  Kttstenstädten  und  Inseln  aus  verübten. 
Mit  di(\s(>n  FiiüxHitern  ^^;u■t n  die  griechischen  Beamten  im  Ein- 
verstaiidniss  oder  Iriebeu  selbst  das  saubeir  Ko)-sar(;uhaiid\vei'k, 
wie  denn  z.  B.  der  Befehlshaber  von  Rhodas  manche  Venetianer 
hinlerlistig  wegkapem  und  auf  seine  Insel  bringen  liess,  wo  ihrer 
lange  Gefangenschaft  und  Zwangsarbeit  harrte.  Ausserdem  wurden 
in '  jener  Zeit  die  venetianischen  Kaufleute  von  den  Zollbeamten 
des  Kaisers  ungebührlich  überfordert ,  der  Kaiser  nahm  venetia- 
nischen FruehtbaiHllern  ihre  \\  aare  unter  dem  Marktpreis  ab,  ver- 
bot sogar  seinen  Unlertluiüen  überhaupt  Frucht  von  Venetianern 
zu  kaufen  und  ähnliche  Plackereien  kamen  beim  Salzhandel  vor. 
Alle  diese  Beeinträchtigungen  wurden  in  Venedig  nach  gericht- 

1)  Ueber  diese  Eroberungen  vcrgl.  Pachym.  1,  205.  Kiceph.  Greg.  1,  98, 
¥©r  Allem  aber,  was  K.  Hopf  in  der  Geschichte  von  Aiidros  und  den  Zusätzen 
zu  derselben  (Sitzungsberichte  der  Wien.  Akad.  phiL  hial.  Cl.  1855.  Ajiril 
S.  43  und  1856.  Juli  S.  225 — 228j,  sowie  in  seinem  au.sgezeichneten  Artikel 
„Giustiniani"  (S.  303)  in  Ersch  und  Grubers  Eucyclopadie  ans  ungedrucklen 
venetianiseheu  Chroniken  und  Uocumeutea  zuMHimeiigegtellt  hat. 
Zaiteekr.  f.  Staatsw.  1861.  m.  Heft.  30 
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lieber  ErmiUlung  des  Thatbestandes  im  Jahr  1278  in  eia«  grosse 
Liste  zusammengestellt,  um  seiner  Zeit  für  Alles  vom  Kaiser 
Entschädigung  zu  fordern 

Eine  Gelegenheit  zur  Abrechnung  mit  dem  griechischen  Kaiser 

schien  sich  ebendamals  dai zubieten;  indem  die  Aussichten 
auf  W  i  e  d  0  r  Ii  e  r  s  t  e  1 1  u  n  g  des   1  a  t  e  i  n  i  s  c  Ii  e  n  Kaiser- 
thums  in  ein  höchst  günstiges  Stadium  eintraten.   Karl  von 
Anjou,  der  ebenso  hochstrebende  als  energische  König  von  Neapel, 
nahm  diese  Angelegenheit  in  seine  Hand,  da  der  flüchtige  Kaiser 
Balduin  einen  grossen  'rbeil  seiner  Oberhoheitsrechte  Ober  Griechen- 
land auf  ihn  übertragen  und  Karls  Tochter  den  Erben  des  kstiser- 
licheii  Titels  und  der  kaiserlichen  Ansprürbe  Balduins ,  seinen 
Sohn  Philipp  geheii  alhet  hatte.    Balduin  hatte  bei  jener  Abtretung 
die  Wahrung  der  Rechte  und  des  Besitzes  der  Yenetianer  in 
Romanien  ausbedongen  ^;  auch  sie  in  das  Bttndniss  gegen  den 
Paläologen  zu  ziehen  versuchte  Karl  schon  seit  1270  lüchain 
suchte  auf  alle  Weise  das  üngewitter  zu  beschwören,  das  sich 
über  seinem  Haupt  zusainnienzog.    Er  näherte  sich  im  Jahr  1273 
wieder  den  Venetianern ,  um  sie  von  jenem  Bunde  abzuziehen, 
indem  er  kriegsgefangene  Yenetianer  frei  in  die  Heimath  sandte 
und  um  Emeüerung  des  eben  ablaufenden  fünfjährigen  Vertrags 
bat  Der  Doge  aber,  gleichzeitig  von  Gesandten  Balduins  und 
Karls  von  Anjon  bearbeitet,  nahm  sich  Bedenkzeit^).   So  nahe 
stand  der  Krieg  allerdings  noch  nicht  bevor;  denn  der  päpstliche 
Hof,  von  dem  Paläologcn  durcli  das  Vers{ireclien  kirchlicher  Union 
gewonnen ,  erkannte  auf  dem  Goncil  von  Lyon  (1274)  ^)  die 
Rechtmässigkeit  der  Herrschaft  desselben  an  und  zwang  Karl  von 
Anjott  sein  Schwerdt  vor  der  Hand  rohen  zu  lassen.  Es  schein^ 

1)  Dieses  Actenstäck,  welclies  einen  willkommenen  Einblick  in  du 
Handelslehen  der  damaligen  Zeit  gewährt,  ist  mit  werthvollen  geographifchen 
Erliuterungen  bei  Taf.  und  Thom.  3,  159—281  mitgetheilt. 

2)  Vertrag  von  Viterbo  1267  hei  Ducange,  bist,  de  Cple.  chartes  p. 
17  —  21. 

S)  Buchon,  nuuvelles  recherches  historiques  for  la  principaat^  fran^. 

de  Moröc  T.  1,  p.  226. 

4)  ^iccpk  Greg.  I,  124.  Dandolo  p.  382.  388  (die  letzte  >üIc  unten). 

5)  Auch  auf  diesem  foncil  hatte  Venediij  seine  Gesandten  und  UeM 
feine  Rechte  in  Uomamen  teierlicU  wahren.  Dand.  p. 
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dass  unter  dem  Eindnick  des  Concils  auch  von  der  Republik 
Venedig  der  Beschluss  geCasst  wurde,  den  Vertrag  mit  dem  grie- 
chischen Kaiser  wieder  auf  einige  Jahre  zu  verlängern      und  als 
diese  abgelaufen  waren,  schickte  sie  Gesandte  nach  Conslantinopel, 
welche  wieder  vorläufig  auf  zwei  Jahre  und  diessmal  unter  günsti- 
geren Bedingungen  als  früher  einen  Vertrag  abschlössen  (1277). 
Der  Kaiser  muthete  den  Venetianern  jetzt  nicht  mehr  zu,  die 
Herren  von  Negrepont  im  Stich  zu  lassen,  sondern  erlaubte  ihnen, 
dieselben  im  Kanipfe  gegen  ihn  zu  unterstützen,  und  obgleich  er 
im  Allgemeinen  das  als  Regel  festhielt,  dass  die  Venetianer  die 
zu  ihren  Handelsniederlassungen  nöthigen  Locale  miethen  sollen, 
machte  er  doch  gerade  in  Hinsicht  der  zwei  Hauptstädte  Conslan- 
tinopel und  Thessalonich  eine  Ausnahme,  indem  er  versprach, 
ihrem  Bailo  in  Constanlinopel  und  ihrem  Consul  in  Thessalonich 
je  ein  Haus,  den  Rathen  derselben  ein  zweites,  für  Aufbewahrung 
des  venetianischen  Staatseigenlhums  ein  drittes  anzuweisen,  ausser- 
dem für  die  ankommenden  venetianischen  Kaufleute  in  jeder  der 
beiden  Städte  25  Häuser,  nach  Bedürfniss  auch  mehr  auf  seine 
Kosten  zu  miethen  und  ihnen  in  Conslantinopel  die  Marien-  und 
Markuskirche,  in  Thessalonich  die  Kirche,  welche  bisher  den  Ar- 
meniern gehört  halte,  einzuräumen.    Auch  sollten  sie,  was  in  den 
früheren  Verträgen  noch  nicht  zugestanden  worden  war,  Frucht 
aus  dem  schwarzen  Meer  frei  durch  griechisches  Gebiet  hindurch- 
führen dürfen       Wenige  Jahre  nach  Abschluss  dieses  Vertrags 
brach  der  päpstliche  Hof  (Martin  4)  mit  dem  griechischen  Kaiser, 
Kari  von  Anjou  bekam  freie  Hand  zum  Angriff  auf  das  griechische 
Reich ,  die  Venetianer  sahen  sich  nach  langem  Warten  am  Ziel 
ihrer  Wünsche.    Der  Vertrag  von  Orvieto  (3.  Juli   1281 be- 
siegelte ihren  Bund  mit  dem  König.    Beiderseits  wurde  gewaltig 
gerüstet*)  und  der  Anfang  des  Kriegs  war  bereits  festgesetzt, 
als  der  unter  dem  Namen  der  sicilianischen  Vesper  bekannte 
Volksaufstand  ausbrach,  an  dessen  Vorbereitung  bekanntlich  auch 

1)  Taf.  u.  Thom.  3,  134. 

2)  Taf.  u.  Thom.  3,  133—149.      .       .  •  .,    ,  j.  ■ 
8)  Ducange  1.  c.  chartes  p.  29  ff.  Taf.  u.  Thom.  3,  287—308. 

4)  s.  Syllabus  membranarum  ad  regiae  giclae  archiviun  pertinentium  I. 
p.  219.  223  und  die  dort  cilirten  Stellen  italienischer  Chronisten.  . 
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Michael  Paläologiis  einigen  Antheil  hatte.  Nun  war  Karl  von 
Anjou  auf  lanpfe  Zeil  hinaus  verhindert  einen  Krieg  mit  Byzanz 
zu  führen,  Venedig  allein  war  zu  schwach  dazu  und  verzichtete 
vorerst  auf  den  Wiedergewinn  seiner  früheren  Macht  in  der  Levante. 

Wir  wenden  nns  nunmehr  2u  den  Genuesen  zorücky  welche 
wir  in  der  Situation  verlassen  haben,  wo  der  Palfiologe  sich  ihnen 
neuerdings  zuwandte,  weil  die  Venetianer  einen  festen  Frieden 
mit  ihm  zu  machen  sich  weigerten.  Dass  diese  Stiimnung  bei 
ihm  diesmal  von  Bestand  war,  bezeugt  der  Vertrag,  welchen  er 
im  Jahr  1275  mit  dem  genuesischen  Gesandten  Lanfranco  di 
S.  Giorgio  schloss;  et  enthält  ausser  der  Bestätigung  des  Ver- 
trags von  Nymphäum  verschiedene  den  Genuesen  gfinstige  Be- 
stimmungen tkber  ihre  rechdichen  und  commercietten  Verhältnisse 
im  griechischen  Reich  Je  drohender  der  Angriff  Karls  von 
Anjou  nahte,  desto  mehr  suchte  er  sich  namentlich  der  Colon isten 
in  Galata  zu  versichern,  damit  sie  nicht  etwa  bei  einer  Belage- 
rung Constantinopels  gemeinschaftliche  Sache  mit  den  angreifenden 
italienischen  Landsleuten  machen  Uebrigens  war  letzteres  kaum 
zu  iUrchten,  da  die  Mutterstadt  in  dieser  Krisis  fest  auf  der  Seite 
des  griechischen  Kaisers  blieb.  Auch  an  sie  erging  die  AufTor- 
derung  Karls  von  Anjou  zur  Theilnahme  an  dem  Angriff  aui  das 
byzantinische  Reich,  aber  die  Stadt  gab  niciit  rmr  eine  ablehnende 
Antwort,  sondern  unterrichtete  auch  den  Kaiser  schleunigst  von 
der  drohenden  Gefahr  Ganz  im  Einklang  mit  dieser  Politik 
betheUigten  sich  auch  (neben  dem  bekannten  Giovanni  da  Ph>cida} 
mehrere  Genuesen  an  den  Schritten,  durch  welche  Ifidiaei  Pa- 
läologus  die  Empörung  Siciliens  förderte,  und  darunter  war  einer 
der  hervorragendsten  Männer  seiner  Zeil,  jener  Benedelto  Zaccaria, 
welchem  wir  im  Laufe  unserer  Untersuchungen  schon  mehrfach 
begegnet  smd 

Die  Familie  Zaccaria  erwarb  sich  ttbertiaupt  die  grössten 
Verdienste  um  Michael  Palftologus,  wurde  aber  auch  durch  hohe 
Würden^  glänzoide  Heirtthen  imd  reiche  Gflter  fttrstlich  belohnt 

1)  Stnii  a.     0.  T.  II.  doc.  nr«  VlIL  p.  204r-208. 

2)  Pachym.  I.  p.  866. 

8)  Caflkr.  contin«  p.  575  f. 

4)  Ptol.  Lae.  bei  Hnrtt.  XI  p.  1186  £ 
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So  erhielt  Manuel  Z.  im  Jahr  1275  die  Stadt  Phocäa;  von 
den  Italienern  Foglia  oder  Foiia  genannt  ^j^  am  nördlichen  Ein- 
gang des  Golfs  von  Smyrna  gelegen,  eine  wahre  Goldgrube  für 
ihre  Besitzer  durch  die  naheliegenden  alaunhaltigen  Berge.  Zur 
Zelt  dieser  Schenkung  gab  es  blos  Ein  Phocfta,  als  aber  nicht 
lange  darauf  die  Türken  mit  ihren  üeberfallen  auch  diese  Gegend 
bcuMiuhifflen,  beschlossen  dif  abendhiiuli^ichen  Besitzer  ein  kleines 
Casteil  in  der  Nahe  zu  bauen^  wohin  sie  sich  mit  wenigstens  60 
Arbeitern  zurückziehen  konnten.  Die  Griechen  der  benachbarten 
Orte  halfen  an  dem  Bau  mit  und  so  wurde  nicht  blos  das  CasteU 
vollendet,  sondern  auch  eine  daran  sich  lehnende  ansefanliclie 
Stadt  aufgebaut,  welche  den  Namen  Neu-Phocfta  (Foglia  nuova) 
erbielt  und  unter  dem  Schutze  des  Castells  Lateinern  und  Grie- 
chen eine  sichere  Zuflin  lils>(alt^  bot  sie  Hegt  au[  einer  schiiialcn 
Landzunge  und  soll  noch  jetzt  genuesisches  Mauerwerk  daselbst 
zu  erkennen  sein  Ohne  Zweifel  waren  es  nicht  erst  die 
Lateiner^  welche  den  Alaunban  in  Phocäa  betrieben;  die  Griechen 
mögeii  ypr  Ihnen  die  Alaunberge  ausgebeutet  haben,  wie  sie  denn 
unter  ihnen  zu  thun  fortfuhren.  Denn  der  catalanische  Chronist 
Ramon  Muntaner  ^)  berichtet  aus  eigener  Anschauung  von  3000 
griechischen  Bcwolinern  Neu-Phucaa's,  welche  inn  1308  eben  für 
die  abendlandischen  Herren  aus  dem  Hause  Zaccaria  Alaun  be- 
reiteten. Der  Hergang  bei  dieser  Alaungewinnung  ist  von 
nicht  weniger  als  drei  Berichterstattern  ziemlich  im  Detail  be*- 
schrieben,  einmal  von  dem  französischen  Dominicaner  Jordanus 
Catalani,  Velcher  um  1B30  ^)  Phocfta  berührte,  femer  von  dem 
vielgereisten  Kaufmarni  aus  Florenz,  Baiducci  Pegolotti,  welcher 

1)  s.  Uopf,  Alt.  Giustiniaui  a.  a.  0.  S.  310  und  «Ite  vuu  iliai  ciinten 
Stellen. 

2)  Bei  Ibu  BatuU  2,  314.  Fudjeh,  jetzt  nach  Hamilton  Foages  (Reiae 
in  Kleinuien  deutsch  von  Kiepert  I.  64). 

3)  DucRs  ed.  Bonn.  p.  161  f. 

4)  Hamilton  a.  a.  0* 

6)  Uebers.     Lans  2,  172. 

6)  Diese  Zeitbestimmung  ergibt  sich  aus  seinen  Nachrichten  über  Pbocia 
und  Chiosy  sodass  der  Herausgeber  seiner  Hirabilia  mundi  nicht  Recht  hat, 
wenn  er  ihn  auf  Rückreise  von  Indien  nach  Ph.  kommen  lasst;  es  war 
vielmehr  die  Hinreise. 
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gleichfaUs  der  ersten  Hälfte  des  vierzehnten  Jahrhunderts  angehört, 
endlich  von  dem  byzantinischen  Geschichtschreiber  Dacas,  welcher 
in  Nen-Phocfta  eüi  Haus  bestss,  also  wohl  jene  Fabrication  zum 
Oeftem  mit  ansah  Da  wir  im  Allgemeinen  Ober  das  technische 
Verfahren  bei  Gewinnung  der  verschiedenen  Handelsproducle  des 
Mittelalters  nur  die  spärlichsten  Nachrichten  besitzen,  so  ist  dies 
als  ein  überaus  glücklicher  Ziüall  anzusehen  und  es  wäre  sehr 
zu  wünschen^  dass  ein  mit  technischen  Keimtnissen  ausgerüsteter 
Mann  an  der  Hahd  dieser  Stellen,  welche  übrigens  auch  ihre 
qirachlichen  Schwierigkeiten  haben,  die  Ahiiinfabrikation  ui  Phocila 
eingehend  schilderte.  Der  Alaun  war  sehr  gesucht  als  unenärahr- 
Uch  zum  Färben  *)  und  Ducas  zählt  eine  Reihe  von  Handels- 
nation rii  iiiil.  welche  sich  in  Phuraa  mit  dieser  Waare  versahen, 
ausser  den  Italienern  auch  Franzosen,  Deutsche,  Spanier,  Araber, 
Aegypter  und  Syrier.  Wohl  erzeugte  auch  das  türiusohe  Klein- 
asien Alaun  und  aus  den  Minen  von  Kutayeh  gelangte  dieser 
Handelsartikel  auch  an  die  Hafenpltttze  von  Sataiia  (Sudkäste), 
Palatscha  (unweit  des  alten  Milet),  Altoluogo  (dem  alten  Ephesus), 
aus  den  Minen  von  Lopailium  Q.  Lupad,  Ulubad)  auf  die  Kliede 
von  TrigUa  am  Marmara  Meer  aber  alle  diese  Sorten  waren 
minder  gut  ^3  und  wegen  des  längern  Landtransports  vielleicht 
auch  theurer;  überdies  kauften  Abendkbider  lieber  bei  Abend- 

X)  Recuei!  tie  voyages  et  Je  tn^moires  publ.  p.  la  soc.  de  g6ogr.  T.  4. 
p.  64.  Üella  decima  e  delle  altrc  gravezze  'ed  Pajftiini^  T.  3.  p.  36!^  f. 
Ducas  ed,  Bonn.  p.  IGO  f.  Die  beiden  lef^tern  Stellen  wnren  schon  dt  ai 
gelehrten  Beckmanu  bekannt  welcher  jedoch  auf  eine  Erklärung  derselben 
verzichtete  (Beitröge  zur  Geschichte  der  Erfind.  2,  1.  p.  115 — 119};  die 
erste  ist,  soviel  ich  weiss,  noch  nicht  benutzt, 

2   Pachym.  1,  420.    Jord.  Catai.  p.  63.    Ducas  p.  ini. 

8)  Rnhruquis  in  dem  eben  erwähnten  Hecueil  T.  4.  p.  'di)2,  Yaiiceilt. 
Bellov.  speculiun  hibtuiiale  31,  143. 

4)  Ich  benutze  hier  die  Stelle  Pe^olotti  p.  37ü.  in  dem  Collai  des 
Pegolotti  hat  schon  Maslalrie  ^Biblioth.  de  l  ecole  des  chartes  2.  Serie  T.  1. 
p.  804 1)  mit  Re^  Kutayeh  erkannt,  in  Lupai  erkenne  ich  wohl  mit  demselben 
Recht  LoiMdium,  eine  Stadt  in  BithTiiien  (s.  Hase  Zus.  zu  Lebean  bist,  da 
httHempiro  T.  19.  p.  523.  Tat  und  Thoa.  1. 270).  Auf  PalatMha,  Altoluogo 
Bsd  Sntalti  werde  ich  «piter  surOckkommeD.  Utber  Trlglia  Torgi.  Hiie 
«.  a.  0.  pb  5ia 

6)  Pegolotti  p.  2$. 
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Mndein  als  bei  Türken.  Bedeutende  Ooncnirenz  scheint  dem 
Alaun  von  Phocäa  Uos  der  ans  den  pontisdien  Gebieten  gebrachte 

bereitet  zu  haben ;  die  beste  OualitSt  kam  nimlich  nach  Pegolotti 
über  Kerasunt  Nun  benützte  Manuel  Zaccaria,  der  erste  abend- 
ländische Besitzer  von  Pliocaa,  seine  Gunst  bei  Michael  Piiläologus 
in  eigennütziger  and  höchst  unpathetischer  Weise  dazu,  dass  er 
ihn  bestimmte,  allen  übrigen  Genuesen  den  Imperl  von  Alaun  aus 
den  Küstengebieten  des  schwarzen  Meers  zu  yeibieten.  Gegen 
dieses-' Verbot  wagten  die  gennesiscben  fJolonisten  fin  Galala  aus 
Furcht  vor  der  Ahnduncr  des  Knisers  nicht  sich  aufzulehnen,  aber 
aus  nt'tiun  wurde  ein  giu^sos  I,;i>-I>(  hifr  ;il)i:i'>iiiidl,  welches  oiine 
das  übliche  Saluliren  vor  dem  kaiserlichen  Residenzschloss 
an  Constantinopel  vorüber  ins  schwarze  Meer  drang  und  dort 
imtef^^Andenn^  ein  reich  mit  Alaun  beladenes  griechisches  Schifi^ 
hapertei.  *Der  Kaiser  bemächtigte  sich  sofort  des  Raubschiffes  mit 
Waffengewalt  und  Mte  gep^en  die  Bemannung  harte  Strafen  *). 
Dass  er  das  \  cibul  mirjrehoben  hatte,  welches  in  Üi  tma  so  böses 
Filiil  nun  liiü,  lässt  sich  bei  der  Energie,  welche  er  in  der  Sache 
cntialtDle,  nicht  annehmen:  es  wurde  jedoch  nicht  lange  aufrecht 
erhalten,  »wenigstens  finden  wir  in  dem  Vertrag  vom  Jahr  1304 
swisdm  £.  Andronicns  und  Genua  Alaun  unter  .den  Waaren 
aufgezahlt,  welche  die  Genuesen  ungehindert  und  zollfrei  aus  den 
nicht  griechischen  Küstenländern  des  schwarzen  Meeres  sollen 
einführen  diirfen  Manne!  Zaccaria  erlebte  ^wilii  scheinlich  die 
Aiiriii'büiig  jenes  Verbots  mciit,  das  ihn  auf  Kosten  seiner  Lands- 
ieute  bereicherte;  er  starb  1288  und  hinteriiegs  die  Besitzung 
semem  berühmteren  Bruder  Benedetto^  welcher  gleichfalls)  wie 
man  aus  Archivalurkunden  weiss,  enorme  Summen  daraus  zog. 
Kein  Wunder,  dass  ein  solches  Gut  in  der  Hand  eines  Genuesen 
den  Neid  der  Venelianer  erreorie.  So  beffab  es  sich  denn ,  dass 
iiti  J.ilir  120G  der  vfiicüani-i'hr  Adiiuitd  Ru<;sfiero  Morusna  bei 
einem  Krieg  gegen  die  üenucscn  in  der  Levante  auch  Alt-Phocüa 

1)  Chisende  bei  Pegol.  p.  3G0  enf^pri^-hf  riiierseit«  der  türkischen  Form 
Kiffisün,  anderers^^it'^  f^^r  italienisclifti  i  lu  r;i-uud«, 

2)  9.  dazu  Cudiii.  l  tirupal.  y.  75  ed.  Boun. 
3   Pachyin.  1,  420—425. 

4)  lib.  jur.  2y  443. 
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eiimahiii  und  sieb  der  dort  irorgefimdeiieD  Kessel  und  «ndeni 
Fabrikmateritls  bemftchtigte      Doch  störte  dies  den  Beirieb  der 

Alaunfabrikation  wohl  nui-  auf  kui  z(i  Zeit  Benedetto  begab  sich 
in  seinen  spätem  Jahren  der  eigenen  Aufsicht  über  sein  klein- 
asiatisches Besitzthum  und  setzte  seinen  Neffen  Ticino  als  Statt- 
halter dahin.  Als  aber  Benedetto  im  Jahr  1307  starb,  bekam  sein 
Sobn  und  Eibe  Paleologo  (auch  Benedetto  IL  genannt)  mit  Ticino 
Uber  der  Abrechnung  StrdI  und  schichte  einen^  andern  Statdialter 
nach  PhocSa  in  der  Person  Andriolo  Cattaneo's^  auf  welchen  später, 
da  Paleologo  keine  Kinder  hatte,  die  Herrschall  als  Eiirenthum 
übergieng.  Ticino's  Versuch,  sich  mit  Hülfe  der  catalanischen 
Compagnie  wieder  derselben  zu  bemächtigen,  hatte  zwar  für  den 
Augenblick  gOnstigen  Erfolg,  er  konnte  sich  aber  nicht  auf  die 
Länge  dort  halten  und  suchte  sich  ein  anderes  Besksthum  auf 
der  Insel  Thasos,  bis  ihm  die  Griechen  auch  diesen  Raub  im  Jahr 
1313  wieder  abnahmen  *). 

Nehmen  wir  nun  nach  dieser  kleinen  Abschweifung  den 
Hauptfaden  unserer  Erzählung  wieder  auf,  welchen  wir  bis  zum 
Frühjahr  1282  fortgeführt  haben.  Am  Ende  desselben  Jahres 
staib  Hichaöl  Paläologus.  Die  Genuesen  Yordankten  ihm 
viel,  ihr  Handel  in  den  griediischen  und  pontisefaen  Gewissem 
nahm  unter  ihm  efaien  mfiditigen  Auftchwung,  da  das  drückende 
Uebergewicht  der  Venetianer  gebrochen,  die  belästigenden  Zölle 
gehoben  waren,  und  es  cntg-ing  auch  den  Griechen  nicht,  dass 
die  Genuesen,  die  früher  den  Venetianem  sowohl  in  der  Scbiff- 
fahrtsknnde  als  im  Reichthum  und  Glans  des  Auftretens  sehr  nach«* 
gestanden,  nunmehr  In  beideäei  ffinsicht  Ihre  Rivalen  tAerflttgei* 

Jae.  a  VonguM  hei  Maiat.  VL  p.  66  and  Dandolo  p.  400,  welch 
letalerer  sich  so  eusdrflckt:  qnta  «rt  saponarife  ibidem  Aebai,  celdaria  et 

alia  artificia  his  opportana  accipi  fecit.  Fabricirte  man  in  Phoefia  auch 
Seife  neben  dem  Alaon  oder  verwechselt  D.  das  eine  mit  dem  andemf 
Auch  der  Alaun  wurde  nach  Jord.  Catal.  ca.  0.  in  grosM  mü  Waiier  g»- 
fiUike  Kessel  (caldaria)  geworfen. 

2)  R.  Mtmtaner  Obers,  von  Lanz  2,  170—173.  Pachyra.  2,  638.  Oie 
Geschirhtp  des  ccnnesi?chen  Phoräa  hat  Hopf  in  dem  oben  angef&hrten 
Artikel  (iiustiniani,  dem  wir  viel  neue  Data  verdanken,  aof  gedmditeii  und 
ungedruckten  Quellen  trefflich  erläutert. 
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ten  Auf  der  andern  Seite  versetzte  Micha<ä  dem  Levante* 
Handel  der  VeneÜaner  einen  empfindlichen  StOAS  und  da  dieaelbea 
ihre  Verstlnimnngf  darfiber  dorch  eine  vom  mindesten  sehr  reaer- 
ynte,  oft  aber  anch  entsclueden  feindseKgfe  Haltung  aussprachen, 

»so  hpofeffnete  ihnen  der  Kaiser  mit  grossom  Missti  iuicn  und  wcmiii 
er  itiiieti  bt litiikungen  machte,  geschah  e.s  ani  karger  limd.  im 
liebrigen  war  Michael  so  durchdrungen  von  dem  Gefühl  seiner 
kaiseriicben  Würde  und  Machtvollkommenheit  sowohl .  als  aeinea 
B«#afeS  )  das  Reich  vor  Unordnung  xn  achtilaen^  das«  er  anch 
den ' Genuesen  keinerlei  tibermüihige  Ausschreitung  gestattete. und 
sie  seine  Autorität  recht  wohl  lühlen  Hess 

''■'■"■'Michaels  Solm  und  Xacliloloer  A  n  li  r  iiii  i  cu  s  II.  Init  insdlrrn 
in  des  Vaters  Fusstapien,  als  auch  er  den  Genuesen  seine  he- 
sondere  Gunst  zuwendete.  Die  Venetianer  erlangten  zwar  im 
Mir  '  118§^  Bestitigung  des  letzten  mit  Michael  Paläologus  ge- 
sehkHNieiien  Vertrags  zunttchst  auf  weitere  zehn  Jahre  «Aber 
in  deli  Ifliiren  1291  niid  1293  sandten  sie,  wohl  durch  Unbilden 
tön  Seiten  des  Kaisers  provocirt,  zwei  1  Idlteti  nach  einander  zur 
Verheerung  der  Küsten  des  griechischen  Reichs  ab  *)  und  wenige 
Jahre  darauf  wurde  der  Bruch  vollständig,  indem  der  Kaiser  bei 
ehiem  Krieg  zwischen  Venedig  und  Genua  sich  in  der  entschie- 
doistell  Weise  auf  Seite  des  letztem  stellte«  Die  Erixitterung 
zwischen  beiden  Handelsstaaten  loderte  nftmlich  gegen  das  Ende 
des  dreizehnten  Jahrhunderts  mächtiger  als  je  auf.  Um  diese  Zeit 
fiel  Accon  und  fifanze  Rest  der  frankisi  heu  ileirschalt  in 
Syrien.  Damit  war  die  südliche  Sirasse  des  Levantehandels  wenn 


.     1)  Pachym.  1,  419  f. 

o  j;  nn<;«er  ffrn  =rhnn  nnn^pführten  Beispielen  auch  Pachym.  I,  425. f. 
Mit  Hcrfii  licrnriki  IVcilicli  Sauli  a.  n.  O.  I.  70.  80  f.,  (lass  die  politische 
Vnfil>li;iii;^iL;l\fit  iIit  ( "n Iniii-tcn  in  d'iilata  irnrnr^r  gewahrt  blieb,  was  sich 
eigeiiilli«  |i  \ori  M.-!l)>.t  vristclit  und  auch  \-(mi  Titriiym.  I,  S'iß  nirhf  frrlnrip-nrt 
wird.  I';ir[i\ iiiuicij  wcadtl  in  dieser  Stt  llc  rien  ans  dt  n  üIm  ikI huidisciieii 
Feudalvj'i lialtnissen  hcrs?eF»c>n»mpnpn  Ausdrm  k  hKioi  {lioins  \i  s'jf  die 
Beziehungen  jener  zn  Maliatl  an;  <'4  ist  abci  iian?,  deutlich,  dass  ei  blos 
sagen  will,  Michael  habe  sie  rnoialisch  {zalf  tvuevetaif)  an  sich  gefesselt, 
rieh  ihrer  Treue  versichert. 

8)  Tal  und  Thom.  3,  323  ff. 

4)  Duidolo  p.  408. 
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auch  nicht  geradezu  ungangbar^  docii  sehr  uuflicher  und  schwierig 
gemacht ;  um  so  unerträglicher  erscbien  es  den  Venetiaiieni  jetst, 
dass  auch  die  nördliche  Strasse  ttber  OonMantinopel  imd  das 
schwarze  Meer  durch  das  Uebergewidit  der  Genuesen  in  diesen 

Gebieten  ihnen  erschw^  wurde.   So'  galt  denn  diesmal  ihr'  A»« 

^riff  vorzugsweise  den  Colonien  in  Pera  und  Kaßa.    Pera  \snr 
mdi  ohne  Mauern       die  Bewohner,  Ueimcsiii  wir  Griechen, 
hatten  sich  desshalb  mit  ihren  Familien  uad  ihrer  bewegüchen 
Habe  nach  Conslantinopel -hinttberbegeben  und  erwafteMitKAvt 
gerostet  den  Angriff  der  venetianischen  Flotte,  wdche  iin?  imfMk 
1296  unter  dem  Oberbefehl  Ruggiere  Horosmi^s  gegen  Gwisnlh 
nopel  herannahte.    Auch  die  Griechen  Conslanlinopels  standen 
gewafliiet  hinter  den  verschlossenen  Tliorci»  ihrer  Stadt;  die  in 
Constantinupel  wohin  u  len  Yeaetianer  hatte  Andronicus  gefänglich, 
einziehen  lassen,  damit  sie  nicht  mit  ihren  Landsleulen  drausuM* 
conspiriren  ^.  Er  erkannte  in  den  Feinden  seiner  Schntzbefotblani^ 
der  Genuesen,  auch  seine  Feinde,  nm  so  mehr,  als  :duK€li 
venetianischen  Angriff  ein  wichtiger  Punct  der  best^enden  Vmp 
trüge  verietzt  wurde,  die  Bestiiiiinung  nämUch,  dass  die  ViMit'tinner 
und  Genuesen  nicht  sollt^^n  handgemein  werden  dürfen  innerhalb 
der  Meerengen  um  ConstantinopeP).  Morosini  verwüstete  zjüiecsl^ 
die  Umgebung  von  Pera  und  legte  dann  in  Pera  selbst.  diA  «Mr 
lassenen  Hauser  der  Genuesen  und  der  Griechen  ohne  - 0nNr!r 
schied  in  Asche;  als  er  aber  von  seinen  im  goldenen  Horn  spfe 
gestellten  Schiffen  aus  auch  Constantinopel  bekämpfte,  fand  ^e^ 
den  knil(ios(en  Wiiiersland  von  Seiten  der  (iiii'(hen   mid  der 
Genuesen  und  zog  es  vor  wieder  abzuziehen,  um  aucii  noch 
Phocda  mit  Zerstörung  heimzusuchen  (s.  oben)  ^}    Nach  seinem 
Abzug  legte  Andronicus  Beschlag  auf  die  Gater  der  in  Gonstanti«^ 

1)  oriituiH)  iDirmitiita.    Jac.  a  Vorag.  bei  Miirat;,  fX.  j»,  5ß, 

2;  Bei  difset  i  ile^enheit  wurde  auch  veucUaiitsdirs  dm  nu  Werth 
\nii  ungefähr  7000  11  v j>et pern  durch  die  griechischen  Fiinv dliner  Coiislan- 
(luüiitsls  gerauht.  Lib.  alb.  fol.  141 ,  col.  1.  (absciiniUicii  durch  Uerm 
Thomas  nm  mitgetheilt  . 

3;  Taf.  und  Thom.  3,  9«.  141.  329.  346.    rachym.  2,  329.       -  •  . 

4;  Ua&ä  um  dieselbe  Zeit  Cioy.  Soranzo  sieh  Kafla's  bemichtigt«,  werdM 
wir  seiner  Zeit  erzählen ,  wenn  von  dea  pontiBchea  ColoBieB  die  ftede 
sein  wird. 
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nofiel  befindlicheii  Yenetianer  und  belxM  m  als  Pfand  für  eine 
Entechftdigungssiiinine  von  80,000  Hyperpern;  denn  soviel  sollte 
für  die  verbrannten  Hfiuser  in  Galata  bezahlt  werd^^.  Die 

perotischen  Genuesen  aber  kühlten  ihre  Rache  bald  darauf  an  den 
constantinopulitanischen  Veueüanern,  iadL'iii  sie  aus  Anlass  eines 
Wortwechsels  über  sie  herfielen,  ihren  Bailo  (M.  Bembo)  von 
einen  Dach  herunterstürzten  und  eine  Menge  ihrer  Vornehmen 
tddteten;  die  geringeren  entkamen,  wagten  es  abear  unter  diesen 
Umstanden  nicht  länger  in  Constantinopel  zu  bleiben,  zogen  sich 
vielmehr  nach  Venedig  znrflck.  Androntcus  versuchte  durch  eine 
Ge^sandtschaft  in  Venedig  den  Verdachl  der  51iturheberschart  un 
diesem  Frevel  zu  beseitigen,  aber  dass  ein  suielicr  Friedensbruch 
gegen  die  venetianischen  Colonisteu,  die  doch  auch  seine  Schutz- 
befohlenen waren  wie  die  Genuesen^  straflos  verübt  werden  konnte, 
gab  den  Venetianem  gerechten  Grund  zu  Vorwürfen  gegen  den 
Kttser;  sie  weigerten  sich  den  abgelaufenen  Vertrag  von  1285 
zu  erneuern,  bevor  er  die  sequestrirten  Pfänder  herausgegeben 
hätte  ^. 

Fragt  man  nun,  was  die  Yenetianer  mit  diesen  iingnUcii  auf 
die  genuesischen  Colonien  erreichten,  so  müssen  wir  antworten, 
dass  sie.  zwar  för  den  Augenblick  ihren  Rivalen  empfindliche  Ver- 
luste zuftigten,  aber  sie  aus  keiner  ihrer  Stationen  bleibend  zu  ver- 
treiben vermochten;  vielmehr  mussten  sie  sehen,  wie  das  Zerstörte 


'  1)  Auch  hier  handdla  er,  wie  Pachymeref  2,  242  richtig  beme^t,  gans 
den  Verti-igen  gemäss,  die  ihm  da»  Recht  gaben,  den  angegriflbnen  Tbeil 
Mi  den  Gai  der  Ani^eifer  schadlos  an  halten,  s.  die  oben  citirten  Vor- 
tragsstellen. 

2)  Dandolo  p.  406  lässt  die  GeCnngennehmang  der  Yenetianer  in  Con- 
stantinopel der  Expedition  Morosinrs  vorausgehen  und  ihr  zum  Anlass  dienen. 
Es  scheint,  dass  damit  nur  der  wirkliche  Thatbestand  verrückt  wird,  um 

dem  gegen  die  genuesischen  Colonien  gerichteten  Rachezug  nachträglich 
einen  ostensibeln  Yorwanrl  /u  geben.  Am  ausführlichsten  und  zuverlassig- 
«len  hat  diesen  ganzen  luic:;  mit  .sejnen  Folgen  Pachym.  2,  237 — 244  dar- 
gestellt, welchem  ich  im  VV  esenllichen  gefolgt  bin,  kurz  und  in  einem  Neben- 
punkt abweichend  Niccph.  Greg.  1,  207  f.  Von  genuesisihen  Historikern 
hat  leider  blos  Jac.  de  Voragine  a.  a.  Ü.  eine  allzu  lakonische  Erwähnung 
dieser  Ereignisse.  Ausserdem  ist  die  Urkunde  des  Androuicus  bei  Marin  VI. 
'60i>  Ü.  eine  Uut:iie  zur  Geschichte  dieses  Kriegs. 
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bald  wieder  hergestellt  wurde  und  wie  namentttch  Galata  ndi  In 
Kursem  za  noch  grdsserem  Umfoig  und  so  noch  höherer  Bedeu- 
tung emporschwang.   Auf  der  andem  {Seite  wurde  durch  die 

fürchterliche  Rache  der  Genuesen  ihre  Niederlassung  in  Conslan- 
tinopel  entvölkert  und  verödet.  Der  Frieden,  welcher  diesem 
Krieg  ein  Ende  machte,  kam  erst  im  Jahr  1299  durch  VermiU- 
lung  des  Matteo  Visconti,  Herrn  von  liaüand,  zu  Stande :  die  beiden 
Communen  verzichteten  gegenseitig  auf  aUe  Entschädigungen»  die 
sie  wegen  der  vorgekommenen  Eigenthumsheschfidigungen  gegen* 
seitig  fordern  könnten ;  der  griechische  Kaiser  wurde  nicht  in  den 
Frieden  eingeschlossen,  vielmehr  das  Fortbestehen  der  feindseligen 
Beziehungen  Venedigs  zu  ihm  ausdrücklich  vorausgesetzt,  indem 
z.  B.  die  Genuesen  sich  das  Recht  reservirten,  als  Bundesgenossen 
des  Kaisers  den  alten  Vertrtlgen  mfolge  an  der  Vertheidigung 
jedes  griechischen  Gebietsthefls,  der  von  den  Venetianem  ange- 
grifTen  wttrde,  sich  zu  betheiligen,  ohne  desshalb  von  den  letzteren 
als  Friedensbrecher  angesehen  zu  werden  ^ ).  In  der  That  waren 
auch  die  Vem  tiancr  mit  Andronicus  um  diese  Zeit  noeii  nicht  einig. 
Sie  verlangten  beharrlich  Herausgabe  der  vom  Kaiser  occupirten 
Pfänder  und  gftnzlichen  oder  doch  theilweisen  Nachlass  der  Ent- 
schädigungssumme y  der  Kaiser  wies  dieses  Veriangen  nodi  im 
Jahr  1299  ab  und  fflgte  den  venetianischen  Cdonisten  in  Con- 
stanthiopel  neue  Unbilden  zu*).  Erst  als  im  Jahr  1302  eine  vene- 
tianische  Flotte  unter  Belletto  Giusliniani  vor  Constantinopel  er- 
schien, den  Kaiser  mit  Hohn  und  Unterthanen  desselben  mit  Mar- 
tern überhäufte  und  die  maritime  Unmacht  des  griechischen  Reiches 
unwidersprechlich  darthat^),  gab  der  Kaiser  nach,  folgte  die  mit 
Beschlag  belegten  Pfondobjecte  aus^)  und  verachtete  in  dem 
Friedensvertrag,  w^her  am  4.  Octdier  1302  durch  griecMsohe 


1;  Das  Fi  icdi  iisdiK  ument  ist  jetzt  herausgegeben  im  Lib.  jur.  TI,  p.  344  ff. 
Die  Stellen  ?1Itt>tei  uihI  (leuerer  Gegchichtschreiber,  in  welchen  die  Fricdens- 
bedingnii£r(  n  kia  z*  r  (uler  ausführlicher  angeführt  »ind,  hat  Taf.  u.  Thoin.  3, 
891  f.  ge^saniini  It,  wozu  nur  noch  IVavagero  b.  MaraU  XXUI.  p.  1011  nach- 
zutragen \^  in  e. 

2i  rachym.  2,  286  f.   Dandolo  p.  p.  4ÜU. 

3)  Pacliym.  2,  322  ff.  Kiceph.  Greg.  1,  20Ö— 210.    Dand.  i.  c. 

4)  Fachym.  2,  326. 
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Gesandte  in  Venedig  abgescMossen,  vom  Kaiser  am  7.  Ifitn  1B03 
ratificirl  wurde,  niclit  Mos  anf  alle  Bntscliftdigrungsansprache  wegen 
der  Verheerung  seines  Gebietes  durch  Ruggiero  Morosini,  sondern 
versprach  sogar  seinerseits  bedeutende  Suiuinen  als  Ersatz  für 

Schade» ,  den  er  den  Veaetianern  zugetugl.  Von  den  griechi- 
schen Inseln,  welche  die  Yenetianer  im  Lauf  des  Kriegs  occi^irt 
hatten^),  durften  sie  Zea,  Seripbos,  Santorin  ond  Amorgos  be* 
halten )  diese  Inseln  waren  von  den  Venetianem  eigentlich  blos 
soHickerobert  worden ;  denn  sie  gehörten  zur  Zeit  des  latetniseben 
Kaiserthums  und  noch  langfe  nachher  venetianischen  Geschlechtern 
(^GiUhliüiani .  Mirliirli  ,  Ghi>i.  Rarozzi  Andere  ab^r.  worunter 
Kos^),  das  nie  den  Lateinern  gehört  hatte,  tieien  an  den  Kaiser 
sAirfidL'  In  Hinsicht  auf  die  cotnmerdellen  Verhältnisse  b^tand  der 
Kaiser  darauf,  dass  die  Yenetianer  in  seinem  Reich  nicht  sollten 
mit  Sate  und  Mastix  handehi  dürfen^). 

Wie  wenig  übrigens  die  Yenetianer  auch  nach  diesem  neuen 
Vertrag  Grund  hatten  mit  dem  Stand  ihrer  Anffelegenheiten  na 
griechischen  Reich  zulriedeii  zu  sein,  zeigen  iiiie  noch  über  den 
Anfang  dra  vierzehnten  Jahrhunderts  hinaus  fortgesetzten  geheimen 
Intrigfu^  und  Conspirationen  gegen  den  Fortbestand  der  PalHo- 
Io|[eidievTSchaft  Gerne  gingen  sie  auf  die  Anträge  des  Präten- 
denten Karl  von  Valois  ein,  welcher  im  Jahr  1301  die  Enkelin 
des  vertriebenen  lalciuischen  Kaisers  Balduin  2.  geheirathet  hatte, 


1)  Nmg«ro  1.  c.  p.  1009. 

2)  Hopf  Art.  Giiutiniini  p«  903  f.  und  Zus.  zw  Gesch.  t.  Androi  in 
d«ii  Wiener  Sttanngaberichten  1866.  Bd.  21.  S.  225  ff. 

8)  Hopf  GioBtiniani  S.  804. 

4)  Es  gibt  nach  dem  Obigen  zwei  im  Wesentlichen  gleiehleiitende  Ur- 
itonden,  welche  diesen  Frieden  enthalten,  die  eine  vom  4.  Oct.  1302,  die 
tadere  vom  7.  Mira  1303  datirt.  Jene  steht  im  Lib.  Pact.  IV.  fül.  1 10  tf. 
und  aus  ihr  haben  Nava^rero  p.  1011,  Marin  5,  278  —  280  und  Romanin  2, 

389  ziemlich  vollständige  Nacluichten  über  die  Bedingungen  entnunimen, 
8.  auch  das  Regest,  im  Index  des  Lib.  pact.  bei  Tal",  u.  Thoni. ,  f'«  i  1>oge 
Dandolo  S.  131.  Diese  findet  sich  im  Lib.  alb.  fül.  139  —  142  und  stand 
mir  durch  die  Güte  des  Herrn  Dr.  Thomas  in  München  eine  genaue  Copie 
davon  en  Gebot.  Mit  ihrer  Hülfe  habe  ich  die  Inselnamen,  welche  bei 
Kavagero  grausam  yerstümmelt  sind,  rectificirt.  Sie  lauten  in  der  Urkunde 
Cya,  Sarphus,  sancta  £rina  et  Amorgos. 
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ond  verabredeten  mit  ihm  im  Jahr  1306  ^)  enieii  gemefaimieii 

Kriegszug  gegen  das  griechische  Reich  auf  das  Frühjahr  1307; 

venetianische  Abgesandte  (Filippo  Marchiano  und  Matteo  Batho> 
vernnttelten  ein  gfeheimes  Karls  mit  dem  griechi- 

schen Statthalter  in  Thessalonich  Joannes  Monomachos  und  mit  dem 
kleinasiatischen  Prafecten  Ducas  Limpidaris  (Libadarius) ;  auf 
einer  venetianischen  FlotiUe  fuhr  Karls  Bevollrnttchtigter,  Thihavl 
von  Gepoy,  nach  Griechenland,  nm  die  catalanische  Compagnie 
(von  welcher  gleich  die  Rede  sein  wird)  In  die  Dienste  des  Prä- 
tendenten zu  nehmen  ^1.  Aber  die  Expedition  wurde  trotz  vieler 
Mahnungen  der  Venelianer,  welchen  die  lange  Zogerung  in  ihren 
commerciellen  Angelegenheiten  sehr  nachtheilig  war^),  immer 
wieder  von  Jahr  za  Jahr  hinausgeschoben  mid  ist  nie  ausgefdhri 
werden'^. 

Viel  gefährlicher  und  verderblicher  als  diese  Gonspirationen 

im  Abendland  war  für  das  griechische  Reich  das  machtige  Vor- 
dringen der  Türken  in  Kleinasien  im  Anfand  des  vierzehnten 
Jalirhunderts.  Andronicus  verzweifelte  daran  mit  eigenen  Krülten 
dieser  Feinde  Herr  zu  werden  und  berief  den  Gondottiere  Roger 
von  Flor  und  seine  Sdldnertruppe,  welche  unter  dem  Namen  der 
catalanischen  Gompagnie  berfkhmt  geworden  ist,  anter  den 
günstigsten  Bedingungen.  Das  Erscheinen  dieser  Compagnie  in 
der  Levante  greiit  auch  in  die  Geschichte  unserer  Colonien  ein. 

t)  Die  Gesmdlschaft  ERrb  von  Valois,  an  deren  Spitae  Thibent  von 
Cepoy  stand,  war  Ende  Juli  oder  Anfangs  August  aas  Franlüreieh  abgegnugeo ; 
der  Vertrag,  den  sie  in  Venedig  abscUoss,  tragt  das  Datmn  des  19.  Dec 
Die  Urkunde  ist  bei  Bncbon,  ehroniques  ^trang^s  relatives  aux  exp^d.  firaa^ 
(Paris  1811)  p.  LV  f«  besser  und  vollslindiger  beransgegeben  als  bei  Du- 
cange  hisi^  de  Cple.  ehartes  p.  56  f. 

2)  Bnchon  rechercbes  et  mattfriaox  etc.  L  p.  46<-60.  Dncange  Uit.  de 
Cple  p.  226  u.  ehartes  p.  60^58. 

8)  Huntaner  Obers,  v.  Lans  %  174  tl  s.  aneb  Kmataiaaii,  Scndien  Uber 
Marino  Sanudo  d.  Ä.  in  den  Abb.  d.  8.  CL  d.  bair,  Akad.  Bd.  m  Abtk.  8. 
S.  775. 

4)  Romanin  3,  9  f.  Der  Doge  ging  in  Frfibjabr  1309  in  bestimmtester 
Erwartung  des  Anfiings  der  Expedition  schon  so^vrit,  die  Tenetimnischen 
Kaufleute  aus  dem  griechischen  Reich  abaoberulen.  Ducange  1*  c.  Charles 
p.  64  f. 

5)  Ducange  bist,  de  Cple.  p.  288  f. 
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Die  GenseMii  in  Galate  nttmlicli  sahen  ihre  Berafungr  mit  scheelen 
Augen  an;  sie  erkannten  woM,  sagt  Ramon  Mimtaner^),  »wenn 
diese  Truppen  dablieben,  so  würden  sie  (die  Genuesen)  die  Ehre 

und  Macht,  die  sie  bisher  im  Reiche  behauptet,  verlieren;  denn 
<]pr  1  wagte  bisher  mchtü  zu  tliun  uline  ihren  Willen.«  Und 
wenn  Catalonier  als  Retter  des  .  griechischen  Reichs  auftraten^ 
•ftü^teten  sie  wohl  auch  auf  commerciellem  Gebiet  an  dieser 
Nittion  eine  bevorzugte  Rivaliun  zubekommen;  hatte  doch  erst 
Igots  TOiher  (1290J  Andronicus  derselben  Handelsfreiheit  iui  MAß 
"gewährt  Eine  Veranlassung  zum  Hader  fand  sich  bald  ,  aber 
die  Genuesen  zogen  dm  Ivnizcren,  iJnor  droitausprid  blieben  und 
nur  mit  Mulie  wurden  die  ;?»oidner  von  der  Tkuiderung  Galata  s» 
abgebaiteDij*  Von  da  an  versuchten  die  Coloni^ten  in  .tiaiata 
Afles^ium-den  Kaiser  mit  Verdacht  gegen  die  Compagnie  erf 
füfien»«  >  Sie:,  waren  genau  unterrichtet  von  den  Yorbereitungei^ 
weieftie^lTarl  'V.  Yalois-  zu  einem  Feldsug  gegen  Byzanz  machte. 
Unter  Anderm  hatte  Karl  im  Jaitr  1302  \m  tlt m  Kuiiig  Friedrich  2. 
von  biciHen  das  Versprechen  einer  UntersluUung  für  scii  in  Id- 
zug  ausgewirkt  ^)  und  wenn  nun  die  Genuesen  die  Schaar  Rogers 
von  Fiory  <ieri4nsher  in  den  Diensten  eben  dieses  JCönigs  von 
SkiM0a  gestanden  war  und  von  diesem  aus  im  Jahr  1303  nach 
Gonatfemtinopel  kam,  itbr  nichts  Anderes  ansahe%  als  fttr  einen  ver^ 
kappten  Vortrab  eines  grösseren  Invasionsheeres '0 ,  so  konnte 
Jii;iu  (lieser  AnsiDhi  ciiic  hahc  Wahrscheinhchkuil  uicht  absprechen. 
Aiidromcus  Irt  ilich  betrachtete  es  als  eine  grundlose  Verdächti- 
gung, wenn  die  Genuesen  ihm  das  Erscheinen  Rogers  von  Flor 
in  diesem  Lichte  darstellten  %  wurde  aber  bald  durch  das  trotzige 
und  Obennttthige  Auftreten  dieses  Mannes  und  semer  ganzen 
Truppe  ui  seiner  guten  Meinung  von  ihnen  irre  gemacht  Die 
Ermordung  Rogers  von  ilor  (1307 j,  veraiiid6i>t  von  des  Kaisers 

1)  Uebersv  t.  LMtk  2,  lOG. 

2)  Capmany,  meniorias  hi^toricas  sobre  la  raarina,  comercio  y  arte»  de 
Barcelona,  Col.  dipl.  p.  367  f. 

ö)  Muntaner  a.  a.  0.  107  f.    Pachyin.  2,  39a  f. 

4)  Burange,  liist.  de  Cple.  (  liaites  p.  43. 

5;  iiuchou,  recherches  et  mat^riaiUL  etc  L  p*  48^50. 

6)  Pachym.  2,  489  f. 
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Solm  und  Milregenten  Michael ,  brachte  die  Meuterei  der  Cata- 
lanen,  welche  schon  voiher  in  Romanien  gehaost  hatten,  wie  m 
Feindesland)  zu  voUem  Ausbrach;  von  Call ip oll  aus,  wo  ihnen 
ihr  Sitz  angewiesen  war,  sandten  sie  Abgeordnete  nach  Constan- 
tinopel,  nm  dem  Kaiser  in  aller  Form  Fehde  anzusagen.  Es  ist 
sehr  bezeichnend  für  die  lorlwahrend  ieijulMÜge  Stellung  Venedigs 
zu  Byzanz,  dass  der  Fehdebrief  in  Gegenwart  der  venetianischen 
ColonialgeDieinde  zu  Constantinopei  veriesen  und  dieser  in  Ab- 
schrift dngehfindigt  worde  Die  Genuesen  dagegen  verharrten  In 
ihrer  fenidlichen  Haltung  gegen  die  Catalanen ;  ihre  Interessen  liefen 
hier  ganz  zusammen  mit  den  Interessen  des  griechischen  Kaisers, 
fnv  den  die  Entfernimg  oder  Vernichtung  der  Compagnie  eine 
Lebensfrage  war,  und  auch  die  mancherlei  Missverständnisse  und 
Zwistigkeiten,  welche  damals  zwischen  den  Griechen  und  Peroten 
vorkamen'),  toderten  in  dieser  Sache  nichts.  Ein  gennesischer 
Admiral  bekftmpfte  die  Catalanen  zur  See  im  ]lannora*Meer  und 
führte  ihien  Chef  Berengar  von  Bnten^a  gefangen  fort,  ein  an- 
derer macliie  mit  den  Griechen  zusammen  einen  Angiiir  auf  den 
Sitz  derselbt  n  Gallipoli,  der  aber  mit  der  grössten  Tapferkeil  ab- 
gewiesen wurde  ^j.  Es  musste  jedoch  für  eine  Uandeisnation  wie 
die  genuesische,  welche  uniiüiiige  Schiffe  zwischen  dem  Abend* 
land  und  den  pontischen  Gebieten  hin  und  her  gehen  liess,  hdchsl 
misstich  sein,  wenn  sie  ni  femdlichen  Beziehungen  zn  efaier  an 
der  Meerenge  der  Dardanellen  an<reses.senen  Kriegerschaar  stand; 
belästigte  doch  diese  selbst  neutrale  oder  befreundete  Nation,  wie 
die  venetianische,  mit  ihren  Freibeutereien  So  erklärten  denn 
die  Genuesen  in  Galata  endlich  dem  griechischen  Kaiser,  dass  sie 
unter  allen  Umsttoden  Frieden  mit  den  Catalanen  zu  machen  ge- 
sonnen seien  und  scUossen  diesen  Frieden  aneh  ab,  so  unlieb  es 
dem  Kaiser  war  Bekanntlich  räumten  die  Catalanen  In  der 
Folge  von  freien  Stücken  Gallipoli,  nachdem  sie  das  Land  in 
weitem  Umkreis  verheert  und  ausgesog^,  und  setzten  sich  in 

1)  Muntaner  übers,  v.  Lanz  2»  182. 

2)  Pachym.  2,  534—539. 

3)  Pachym.  2,  533—657.  597  if.    Munlaaer  2,  133  f.  150-155. 

4)  Testa,  vita  Friderici  II.  Siciliae  regia  Doc.  nr.  28.  p.  267—270. 

5)  Pachym.  2,  624  t. 
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Attlkä  und  Bdotien  fest,  das  sie  im  Jahr  1310  den  Her> 
zogen  ans  dem  Hanse  La  Reche  entrissen.  So  hörten  sie  auf 

die  Genuesen  zn  belästigen,  wurden  aber  für  die  Venetiancr  in 
Negrepont  durch  ihre  unruhige  Eroberungssucht  unbequeme  und 
geföhrliche  Na(  hltarn,  um  so  gerährlicher  als  sie  auf  Euboa  selbst 
einen  Bundesgenossen  fanden  in  dem  Herrn  von  Karystos  Boni* 
facius  Yon  Verona;  es  kam  zwischen  beiden  Mächten  zn  einen 
mehrjährigen  Krieg,  in  dessen  Yeilanf  die  Cataloaier  sogar  vor- 
übergehend m  der  Stadt  Negrepont  selbst  Fuss  fassten,  nnd  zn 
wiederliüken  Reibungen  auch  nach  Beendigung  desselben  0-  Nur 
in  Einer  Hinsicht  brachte  die  Anwesenheit  der  Cataianen  in  dieser 
Geiri  nd  der  Republik  Venedig  einen  kleinen  Gewinn;  da  sich 
nümlich  die  Cataianen  im  zweiten  und  dritten  Jahrzehend  des 
vierzehnteii  Jalirhnnderts  anch  in  Thessalien  (damals  Blachia  ge- 
nannt) anshreiteten  *)  nnd  der  Kaiser  Andromcns  daran  verzwei* 
Iblte,  die  Hafenstadt  Ftelion  in  der  Nahe  yon  Zeiton  am  Em- 
gang  des  Busens  von  Volo^j  gegen  sie  zu  halten,  trat  er  diese 
Stadt  an  Venedig  ab ,  uui  sie  nicht  in  die  Hände  der  Cataianen 
fallen  zu  lassen^).  Es  musste  den  Venetianem  sehr  erwünscht 
sein,  anch  anf  dem  Euböa  gegenüberliegenden  Ck>ntinent  eine 
Sch^station  zn  besitzen ;  ihre  Handelsschiffe  hatten  schon  vorher 
nicht  selten  in  Ftelion  angelandet,  dasselbe  aber  in  den  Zeilen 

1)  Hopf,  Ueberblick  ttber  die  Schicksale  von  Karystoi  in  den  Sitsuag»'* 

berichten  der  Wiener  Akademie  phil.  hist.  Gl.  Oct.  1863.  S.  570  (f. 

2)  Gans  genau  habe  ich  die  Zeit  nicht  feitstellen  können ;  als  Anhalte^ 
punkte  mögen  dienen  die  Angaben  des  Alunttuier  2,  189  (übers,  v.  Lang) 
über  einen  Krieg  des  catalanischen  Befehlshabers  Berenguer  Estanyol  (131ä 
bit  18H)  mit  dem  Herrn  von  Blaquia  (=  Tbessalieu),  die  Notis  des  Canta- 
cuzenus  I,  85  von  Incursionen  der  Cataianen  in  Thessalien  im  J.  1321  und 
der  gleich  zn  erwähnende  Brier  Sanulo's.  S,  auch  Taf.  und  Thom.  1,  497 
und  die  dorl  citirtcn  und  cummenfirten  Stellen  des  Niceph.  Greg. 

3)  lieber  die  Lage  vuu  Ktcliun  Taf.  u.  Thom*  8«  21i>  Leake,  northoru 
üreece  IV,  341.    Uzzauo  bei  Pagnini  4,  224. 

4)  So  erzählt  wenigstens  Sanuto  Ep.  3  hinter  den  Seen  fidel,  cinr.,  v. 
J.  1325,  welcher  sich  auf  einen  sichern  eben  aus  Negrepout  gekuinmenen 
Gewährsmann  beruft.  Uebrigens  finde  ich  bei  Hopf  (genealog.  Tab.  zur 
Gesch.  V.  Karystos)  die  hievon  abweichende,  ohne  Zweifel  auf  eine  venet. 
Arclüvalui künde  gestützte  Angabe,  dass  Jean  de  ISuycr  vuii  Mail,  einer  der 
Dreiherrü  von  Negrepont,  Ftelion  im  J.  132A  an  Venedig  verkauft  habe, 

Zeitachr.  f.  äUMtsw.  mi,  UL  Ueft.  31 
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dßB  Micbael  Paläobgus  als  Seeräubernest  kennen  gelernt  Von 
nun  an  walteten  veueitauaelie  Reetoven  dort  %  bis  im  Ma  1470 
die  Tiiitai  auch  hier  der  Hercachaft  der  Italiener  ein  Ende 
machten  ^. 

Einen  Gewinn  anderer  Art  zogen  die  Genuesen  aus  der  An- 
wesenheit der  catalanis(  lit  11  ( onipaffnie  im  Orient,  den  nämlich, 
dass  sie  um  so  achneiier  za  einer  Befestigung  ihres  Ouarliers 
gelangten.  Wir  haben  gesehen,  dasa  die  Catahaen  bald  nach 
ihrer  Ankaaih  in  Gonstanimopel  CIS03>  einen  Angriff  auf  Galatn 
niaehlett,  die  Genuesen  wuasten  demselben  niohts  entgegemuaetzep 
als  eine  in  der  Eile  aus  allerlei  Material  angeführte  Brustwehr  *}. 
Aber  bereits  halten  sie  in  Folge  der  schlimmen  Erlahrung  voia 
Jahr  1296,  wo  sie  ihre  uuhelesligte  Gülonic  dem  venetianischen 
Admiral  geradeso  preisgeben  mussten ,  von  Andronicus  die  Er» 
lauMss  zur  UmnuHining  ihres  Quartieni  aufi^wirht  und  beeilteil 
sich  nun  um  so  mehr  dieselbe  auszuHAren.  Andronicus  mveltert» 
nimlich  im  Mai  1303  das  Benizthum  der  Genuesen  bi  Gsiata  zu 
einem  irrüsseren  coiüpaclen  Ganzen ,  welches  mit  flauer  und 
Graben  umgeben  und  von  einem  leeren  unbewohnten  fiaum 
CGlacis)  in  der  Breite  von  60  Ellen  umgürtet  sein  solUeu  Dieses 
so  erweiterte  Amresen  hatte  die  Form  eines  etwas  ünregehaissi» 
gen  Rechtecks.  Die  längsle  sdner  4  fiMes  (339  Schritte  lang) 
lief  Itogs  dem  goldenen  Horn  hin,  ihren  Anfang  nehmend  in 
einer  Entfernung  von  70  Schrillen  vuu  deiu  Gala  La  Thurm,  welcher 
der  heutigen  Serailspitze  gegcniiber  am  Meeresufer  stand    ,  und 


1)  Tftf.  und  Thom.  3,  167.  2W.  216;  235. 

2)  Hopf  auf  der  angef.  Tab.,  denea  Gesch.  v.  Andro«  p.  66.  Sumto, 
vite  dei  Dogi  p.  1173. 

3)  Hist.  polit  Cpo\,  (Byz.  ed.  Bonn.  1849)  p.  44. 

4)  Pachym.  2,  399. 

5)  Dieser  in  der  Geschichte  des  vierten  Kreazzugs  und  bei  den  Byzan-  ' 
tinern  oft  vorkommende  Thurm,  dessen  Ruinen  am  Ufer  vor  dem  Kalkthor 
noch  sichtbar  sein  sollen,  ist  vgl.  Hammer,  Constantinopel  und  der  Bos- 
porus 2,  108  (.)  7.U  unterscheiden  von  dem  heute  norh  M'ohl  erijaltenen 
Thurm  gleichen  Namen??  anf  der  Landseite  (ialata  s  gegen  Tera  hinauf, 
welcher  begreiOicher\\  t^iM  uu  J.  1304  noch  nicht  gebaut  sein  koiitite,  da 
er  da^i  citadellenartige  ( entrum  der  genuesischen  Bcfestigmipsliine  bildet^ 
XU  der  im  J.  Io04  der  er^te  Entwurf  auf  dem  Papier  gemacht  wurde. 
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endijjend  25  Schritte  vor  dem  Landungfsplatz.  welcher  damals  den 
Namen  »altes  (See-)  Arsenal«  (^velu."^  taisanaj  iiihrte  und  nicht 
weit  von  dem  SchilTbaubecken  des  Hammer  sehen  Planes  von  GoH'» 
stfiotinq^ei  zu  saohen  sein  wird.  Parailel  mit  dieser  an  dar  Küste 
binlinfendeB  Begräazangsliiiie  zog  sich  ik  ziem&cher  Erheinrng 
über  das  Ufer  die  217  Scbritte  haltende  Landseite  zum  Theü  durch 
Weinberge  hin  und  an  einzelnen  Kirchen  vorbei.  Viel  liiirzer 
als  diese  beiden  Parellelen  wuk  u  ihie  beiden  \  i Ifindiiiiüslitiien, 
nämlich  die  vom  Galata  -  Thurm  iandeinwUrts  gtihtiiKle  bios  75 
Sdiritte  lang,  die  von  dem  alten  Arsenal  landainwürts  gehende 
Mos  90  Schritte,  so  dass  die  Kfistenausdehnung  des  Ganzen  zur 
Tiefe  sich  ungefähr  verhielt  wie  vier  zu  eins.  Ausserhalb  der 
durch  Graben  und  Glacis  deutlich  bezeichneten  Grfinzlinie  sollte 
kein  Genuese  ein  Haus  bauen  oder  erwerben  dürfen  ohne  Vor- 
vvi&seik  und  Genehttiiguug  Jus  Kaisers  und  wenn  ein  öokliei  »choii 
VOfher  eine  Wohnslälte  ausserhalb  derselben  besiisse,  so  sollten 
der  Kaiser  und  die  6  Rätbe  des  Podesti  darüber  entscheiden,  ob 
,iBr  dpiät.  ideiben  dürfe  Innerhalb  des  Rayons  aber  erlaubte 
Andro«ictts  den  Genuesen  alle  beliebigen  Bauten  auszuführen, 
auch  Befestigungswerke;  nur  ein  Kastell  (Cilfldelle)  zu  baui'n 
gestattete  er  ihiu  n  im  ht.  w  as  uns  erkennen  lassl,  dass  er  die 
Geiahr  wohl  ahnte,  weleiie  iur  Constuutinopt;!  aalhul  m  der  Knl- 
Stehuog  dieser  neuen  Stadt  lag 

,  Einen  Theii  des  Areds,  weiches  ihnen  Andronicus  anwies^ 
hatten  die  Genuesen  schon  vorher  überbaut,  indem  sie  die  Grenzen 
des  ursprünglich  für  sie  bestimmten  Territoriums  allmählig  he- 
trachtlich  überschritlen       liolzdciu  vvui  ulme  Zwuüel  noch  genug 


1)  Sau»  2,  m  CMwIe  4,  d04. 

2)  Dai  Yorildieade  isl  thetii  «»  dm  PriTll^gienbrief  im  Andtübicat 
vom  Hin  1804  (Lib.  jvr.  2, 440  E)  Cheihi  ant  der  Descriptio  Gthitae,  welche 
vom  Hai  1808  4atin  1^1  (Sauli  dooniL  K.  200.  Lib.  jur.  2, 485  ff.).  Leto- 
tere  beginnt  mit  den  Worten  ^der  nt  Befehl  dei  KaiierB  den  ^iennesen 
flbergebeiie  and  geichenkte  Plats  in  Galata  hat  folgende  Gream  und  setit 
einen  gleichzeitigen  Schenfcungsbrief  voraus'',  der  uns  nicht  erhalten  hit. 
Eine  kurae  Wiederholnng  der  Schraknng  bringt  der  Privilegienbrief  vom 
J.  1304. 

8)  Pachym.  2,  489. 

31* 
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XU  thun,  bis  das  Quartier  in  seineni  jetzigen  Umfang  mit  ttffmt- 

lichen  und  Privalgebauden  vollständig  besetzt  war.  Zunächst 
wurden  vor  Allem  die  Uiiifanofsmauern  ^)  und  Gräben  in  Angriff 
genommen  und  als  später  eine  wiederiioite  feindliche  Ueimsucbimg 
drobtC)  die  Grftben  nocli  tiefer  gezogen,  am  Wasser  vom  Meer 
hereinlassen  zu  können,  sowie  Zinnen  an  den  Hflnsem  angebraclit  ^ 
Dass  aber  auch  an  den  inneren  Ansbao  der  Colonie  durch 
Ordnung  der  Administration  und  durch  Regelung  des  Handels  und 
Wandels  gedacht  wurde,  beweisen  die  Statuten,  welche  von  der 
Matterstadt  aus  eben  am  Anfang  des  vierzehnten  Jahrhunderts  für 
Pera  erlassen  ^vurden.  Das  eine  Statut  wurde  schon  im  Jahr 
1300  darch  Gavino  Tartaro,  Statthalter  der  Gonunnne  Genua  im 
griechischen  Reich  und  im  schwarzen  Meer,  aufgesetzt  and  im 
Jahr  1304  bestütigt  Es  steht  mir  leidm-  niehl  za  Gebot,  da  sefaie 
in  den  Monumenta  historiae  patriae  zu  erwartende  Herausgabe  immer 
noch  nicht  erfolgt  ist  Ein  anderes  Statut  für  Pera ,  welches 
von  dem  »Consilium  gubematorum«  der  Stadt  Genua  am  14.  Febr. 
1317  erlassen  wurde,  ist  von  SauU  herausgegeben  und  benutzt*). 
Wir  wollen  es  versuchen  aus  diesem  Statut  und  aus  andern  Doou^ 
menten  ein  Büd  von  den  Innern  ZustAnden  der  Colonie 
zu  gewinnen. 

Der  Podestä  von  Pera  wurde  von  Gtnua  aus  hinge- 
schickt und  empfieng  seine  Befeiüe  und  Yerhaltungsniaassregehi 
von  da.  Sein  Wiriiungslireis  war  nicht  auf  Pera  beschränkt,  viel- 
mehr gebol  er  Aber  alle  in  Griechenland  MeS>end  oder  vorüber- 
gehend sich  aufhaltenden  Genuesen  und  die  da  und  dort  auf 
griechischem  Boden  eingesetzten  genuesischen  Gonsuln  oder  son-, 
stige  Beamte  standen  unter  ihm ;  auch  die  in  Pera  anlandenden 
genuesischen  Schiffspatrune  unterlagen  seiner  Controie  in  Hinsit  lit 
der  Beobachtung  der  bestehenden  SciufiTahrtsordnttQgea  %  Daher 

1)     die  Hotis  mm  dem  Jahr  1306  bei  Camle  4,  902. 

a)  Pechym.  2,  496.  •  »Vv 

3)  Einzelne  Paragraphen  seereehtücher  Natur  hatPardeMOfl  damVMÜt^ 
getheilt,  Collection  des  lois  nwritimea  VI,  6d2  ff.  ^''''^^ 

4)  Saali  2,  222  ff.  "  ^ 

5)  Statuta  ofllcii  Guuriae  in  den  Mon.  hiBt.  palr.  Legea  p.  8d5.  ML 
m,  881.  d84.  885.  ^  '  " 
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biess  der  Podesta  von  Fcra  auch  wohl  podestas  Januensis  in  impeho 
Romanie  oder  pokeslas  Janoensiiim  in  imperio  Romaniie  convanMui- 
timn  Bei  dem  griechischen  Kaiser  vertrat  er  gewissennaassen 
als  Hinisterresident  seine  Vaterstadt,  obgleich  diese  zii  wichtigeren 

Verhandlunj^en  mit  dem  Kaiser  sich  gewohnHch  eigener  Cesandlen 
liediciilc.  Gleich  ikk  Ii  >fiii(>r  l-]rnennung  bi'a(  litc  jeder  Podcslä 
dem  Kaiser  seine  Huldigung  dar;  als  Repräsentant  der  bevorzug- 
testen unter  den  abcndiändischen  Nationen  erschien  er  dann  oft 
bei  Hof,  regeimdssig  am  Sonntag  und  an  Hof-  und  Kirchenfesten, 
W9  er  mit  seinen  Käthen  der  kaiserlichen  Tafel  anwohnte;  die 
Rmgordnung  wies  ihm  bei  solchen  Gelegenheiten  den  Platz  hinter 
dem  Grossadmiral  an  Dem  Kaiser  kuiinte  es  nicht  gleich- 
gültig sein,  was  für  ein  Maiiü  das  Amt  des  Podestä  in  Pera  be- 
kieidele.  Nahm  derselbe  allzusehr  Parthei  für  seine  Lnndsleute 
odei^  war  er  za  wenig  energisch,  so  worden  die  vertragsmüssigen 
TerbHidlichkeiten,  welche  die  Genuesen  dem  Kaiser  gegenüber 
eingegangen  hatten,  nicht  gehörig  erfüllt.  Und  wenn  es  manch- 
mal auf  eine  selbsländim-  l^ilscheidunsr  des  Podestä  ankanu  indem 
die  Zeil  zur  Einiiolung  von  hislrut  Uontiji  in  Genua  iii(  Iii  reichte, 
konnte  die  Getügigkeit  des  Podestä  dem  Kaiser  viel  nützen,  die 
Feindseügkdt  oder  Sprödigkeit  desselben  viel  schaden.  Daher 
machte  Michael  Palttologus  im  Vertrag  vom  Jahr  1275  znr  Be- 
dfaigung,  dass  immer  für  dieses  Amt  eine  Persönlichkeit  gewdhlt 
werden  sollte,  welche  ebensowohl  den  Vortheil  des  griechischen 
haisprs  als  den  der  Comiitune  Genua  im  Aucc  huhe  Es  kani 
auch  wohl  vor,  dass  sich  ein  Kaiser  die  Sendung  eines  Mannes 
als  Podestä  verbat,  weil  er  in  Zwist  mit  ihm  lag '^).  In  dem 
Podestä  vereinigte  sich  die  höchste  administrative  und  richteriiche 
Gewalt.  Bei  der  Ausübung  derselben  galten  ihm  die  Statuten, 
welche  in  der  Mutterstadt  für  die  Colonie  entworfen  worden  waren, 
und  die  Verträge  j  die  zwischen  Genua  und  By/.aiiz  bestanden, 


1)  1.  c.  p.  335.  370.  Lib.  jur.  2,  440.    .sauli  2,  200. 

2)  Cüdin.  Curopalai.  p.  55  ü".  üö.  74 — 76.  cl'.  auch  Caotacuz.  I,  p.  61. 

Pachym  2,  539. 

3)  Sauli  2,  205. 

4)  t anale  4,  304  f.  aus  eiuem  ungediuckten  Document  vom  Jalu 
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Eur  RichtBchnur.  In  der  administrativen  Leitung  der  Colon ie  unter* 
stützte  ihn  ein  weiterer  Rath  von  Vienindswanzig  ^)  und  ein 
engerer  von  Sechs,  welche  nur  Hälfte  ans  den  NobOi,  rar 
Hälfte  aus  den  Popdanen  genonunen  wurde  *}.   Eine  demokra* 

tische  Instituüun,  welche  übrigens  nicht  von  Anfang  an  bestand, 
sollte  dem  Ziiweitpfreifen  des  Podestä  im  Sinne  der  Aristokralie  — 
vorbeugen.  Die  mannigfachen  Verlassungsänderungen  in  der 
Matterstadt  spiegelten  sich  nämlich  auch  in  dem  politischen  Leben 
der  Colonie  ab.  Nun  finden  wir  seit  1270  in  Genua  einen  sogen. 
Abbat e  del  popolo  ungefähr  mit  den  Attributen  eines  römi- 
schen Volkstribunen,  dessen  Macht  wechselte,  je  nachdem  die 
demokratische  Parthie  herrschte  oder  darniederlagr  Eben  um 
die  Zeit,  wo  der  Abbate  in  Genua  sehr  viel  Geltung  hatte,  um 
1308  wurde  diese  Institution  auch  in  Pera  eingeführt,  wie  uns 
der  Grieche  Pacbymeres  berichtet,  welcher  ein  ttberraschend 
scharfes  Verstündniss  derselben  an  den  Tag  legt^);  sie  erhielt 
sich  mindestens  bis  zum  Jahr  1385,  in  welchem  ein  Lndrinas  de 
Petrarubea  als  abbas  coinmunis  et  popofi  Peyre*  neben  dem 
Podestä  Aiidalo  de  Mari  erscheint 

Seine  richterliche  Thätigkeit  entfaltete  der  Podesta  oder  sein 
Stellvertreter  (vicariiis  curia»  potestatis)  in  der  Cnrie»  Alle 
Genuesen  in  Pera  und  Constantinopel,  auch  diejenigen,  welche  in 
den  Dienst  des  Kaisers  getreten  waren  ^,  wurden  von  diesem 
Gerichtshof  gerichtet.  Vor  <rriechisches  Gericht  konnten  die  Ge- 
nuesen blos  in  zwei  Fallen  kommen,  einmal  als  Angeklagte,  wenn 
sie  einen  üntertbanen  des  Kaisers  verletzt  hatten  und  ihr  Podestä 
sich  weigerte  sie  ra  strafen,  und  dann  als  Kläger  gegen  Unter* 
thanen  des  Kaisers  in  Civilsaoben;  solche  Klagen  der  Genuesen 
anzuhören,  waren  rom  Kaiser  eigene  Beamte  bestellt,  bei  denen 


1)  Statut  V.  Jahr  1317.    Sauli  2,  223. 

2)  ib.  und  Lib.  jnr.  2,  441.  Auch  Anxianen  (Aeltestej  werden  erwähnt 
Not.  et  cxtr.  XI.  p.  65  f.  70. 

3)  (  anale  4,  242  f. 

4)  l'arliviii.  2,  G24. 

5)  Lib.  jur.  2,  441. 

6}  Lib.  jur.  1,  1351.  2,  Ud. 
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konnte 

Da  der  llantlcl  (ins  Hauptelement  im  Leben  der  pontischen 
Genucsein  war,  wurde  wohl  die  administrative  und  ricliterliohe 
Thätigkeit  des  Podest^  hauptsächlich  durch  commercielJe  Aik 
gelegenheiteii  in  Anspruch  genommen^  wobei  ihm  tthrigeng  eih 
fiftndelflaint  (officium  mercmcie)  zur  Seite  stand  In  diesem 
Gelilet  galt  es  besonders  verschiedenen  Arten  von  Defraudationen 
zu  steuern,  durch  welche  der  kaiserliche  Fiscus  beeinträchtigt 
wurde.  Bekanntlich  genossen  die  Genuesen  unter  den  Palaüiogt3n 
Zollfreiheit,  nun  kam  es  vor,  dass  genuesische  Kaufleutc  Waaren 
von  Angehören  anderer  Nationen,  die  zoUpflicIilig  waren,  als 
die  ihrigen  declarirten  und  so  zoHfrei  duröhschmuggdten.  Dem 
wnMe  dureh  die  Anwesenbeil  von  kaiseiiidien  ZoQschreibem 
beim  Wftgen  der  Waaren  in  Pera  nicht  ganz  vorgebeugt;  det 
Podestä  war  anq^ewif  sen,  die.  welche  sich  dieses  Vergehen  zu 
Schulden  koninien  liessen ,  mit  dem  Doppelten  des  defraudirten 
2oUs  als  Sl^afe  zu  belegen  ^j.  Auf  der  andern  Seite  war  doch 
«ncbr-dei  genuesische  Handel  gewissen  Bescbrinkungen  nnter^ 
v^orfeny  dan^  Rechnung  getragen  werden  musste;  Ungemftnstes 
Gold  und  Silber  sollte  nicht  ausgeführt  werden  ohne  ansdrflck<- 
liehe  Erlaubniss  des  Kaisers  *),  von  Salz  und  Mastix  sollte  eine 
Handelsabgabe  gezahlt  crsteres  nicht  innerhalb  des  Reichs  zu 
Markt  gebracht  werden  Fruchtausfuhr  war  zuerst  erlaubt  mit 
der  einsigen  Beschränkung  auf  befreundete  Gebiete  ^  wurde  aber 
spHter  verboten  lieber  dw  Beobachtung  afier  dieser  und 
anderer  vertragsmässiger  Satrangen  musste  der  Podeste  wa<^en. 

Was  die  Religionsübung  betrifil,  war  den  Genuesen 


1)  SaaU  2,  205.  227  f. 

2)  Leider  haben  wir  Mos  in  soweit  Notiz  von  der  Thüigheit  dieses 
Hnndelsamtf,  sofern  es  Contitile  flbte  über  die  in  Fem  enlegenden  gennesi- 
sdien  ScbilfecapitSne.  Olüc.  Gass.  L  c  p.  829^-381.  877.  844.  851.  f.  419. 

2)  Lib.  ysr.  1,  1855.  San»  2,  206  f.  225  f.  Canale  4.  804. 
4)  Lfl>>  jor.  1,  1865  f.  Sanli  2,  208. 
6)  Lib.  jnr.  2,  443.  * 
6)  Sauli  2»  227. 

Sa«H  %  207.   Lib.  jnr*  2,  448.  - 
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ynilBbmvM»  Mheit  dfigerftmnt,  sidli  In  Galata  eigeiie  SrclM 

zu  bauen  und  darin  durch  eigene  Oeistliclie  den  Gottesdienst  nach 
römischem  Ritus  versehen  zu  lasst^n ;  der  griechische  Kaiser 
machte  bei  der  Verleihung  des  erweiterten  (Juartiers  blos  den 
Vorbehalt^  dass  die  drei  griechischen  Kirchen,  welche  innerhalb 
desselbea  standen ,  gnechischen  Gottesdienst  behaltea  and  den 
griechisohen  Patriarchen  untergeben  bleiben  sotten  Die  Colonin 
stand  in  tdrcUidier  Besiehung  unter  den  Erzbisehof  Ton  Genua^ 
dessen  Generalvicai  (wenigstens  im  Jahr  1335)  der  Propst  von 
S.  Michael  in  Pera  war  *).  Auch  mehrere  abendländische  Mönchs- 
orden hatten  ihre  Klöster  in  Galata  einzelne  MiigUeder  .liüfpy 
selben  wnssten  sich  sogar  bei  den  Griechen  in  den  Ruf  grosser 
CSelehrsamkeit  und  Vertrautheit  mit  altgrieehischer  PhilosopUa 
(Aristoleies)  zu  setzen  und  übernahaMn  wichtige  Gesandtschaften 
theils  im  Dienste  der  perotischen  Colonie,  theils  im  Auftrag  der 
griechischen  Kaiser  zumal  bei  den  Unionsverhandlungen  zwischen 
Byzaaz  und  Rom  Die  bedeutendsten  Klosterkirchen  in  Galata 
scheinen  S.  Paolo  nnd  S.  Francesco  gewesen  zu  sein;  Ciavijo 
weiss  von  beiden  zu  erzählen,  dass  sie  sich  durch  grosse  Reliquienr 
schilse  ebensosehr  als  durch  inteiessanle  Grabstntten  ausüeiclir 
neten^).  < 

Von  den  übrigen  Handelsstationen,  weiche  die 
genuesische  Commune  ausser  Galata  im  griechisclien  Reich  hatte, 
wissen  wir  nichts  als  das  Wenige,  was  schon  oben  bei  Gelegen- 
heit ihrer  Verleihung  angeführt  wurde;  bedeutender  ab  sie  waren 
Jedenfalls  die  Besitzungen,  weiche  einsehie  genuesische  Familien 
zu  eriangen  das  Glück  hatten.  Abermals  sind  wir  ▼ermdaast  % 

1)  Lib.  jar.  3»  442. 

2)  Lib.  jnr.  2,  488.  446. 

8)  Lib.  jnr.  L  e.  Pachym,  2,  610.  .  ;i  f 

4)  Ontacai.  2,  602  g.  8,  6Sb  02.  j  i[- 

6)  CMi9  a.     0.  p.  71  f.  ,  .tj^v  ^h^MSlf. 

6)  Hnr  Torftbetsebend  war  die  Belebvnig  dw  Gtmmm  JifJt^M4f0 
retco,  Adnartli  ia  Di«DiCeii  des  Kaiiert  Aidronions  (i.  Padbar«l»<2ts4Bn£ 
556.  573.  588—5,  606.  MaBlener  2,  Ifi^  ailTenedos  nad  ejaigwi  M>»iin 
Inseln  bei  Rhodus  (Commem.  2,  220  h.  234  b.),  tob  wo  pim  deysp  %iiir 
Lodovico  M.  wiederholte  Versuche  sur  Eroberung  der  Iptel  Skarpiflie 
ntehke,  aber  endiidi  in  die  GefenfeBfcban  des  Teneli<nlieh|e,;iai[<tasM 
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die  Zaccaria  ins  Auge  zu  fassen ,  w  elcluj  wir  als  Blgeil- 
Ihümer  von  Phocäa  kennen  gelernt  haben.  Eine  andere  noch 
reichere  Erwerbung  »Und  ihnen  rmnniehr  bevor.  Eben  weil  siQ 
Phocäft  zu  einem  grossen  .  Stapelplatz  fttr  den  Alaunhandel  erhoben 
hatten,  inusste  ihnen  alles  daran  liegen»  dass  der  Archipel  und 
namentlich  der  dslüche  Thell  desselben  sicher  zu  befahren  war, 
damit  die  Abnehmer  ihres  Fabrikates  ungestört  herbeisegeln  könn- 
ten Es  war  ;ib(  i  ii  inientlich  durch  die  Vei  iiachlässiffung  der 
griechischen  Marine  unter  Andrunicus  iL  ^)  soweil  o(  ivuiiirneii,  dass 
türkische  Seeräuber  auf  den  Inseln  Chios,  Losbos,  Samos,  Tenedos, 
welche  vsum  griechischen  Reich  gehörten,  ohne  aUe  Scheu  ihr  Wesen 
tri0beft  Oy  und  es  stand  zu  befurchten  ^  die  Tttrken  setzen  sich 
vollends  ganz  dort  fest^  wie  sie  den  benachbarten  Gontment  fasi 
ganz  finrniioiiuiien  hatten.  Das  hätte  geradezu  die  Existenz  der 
Guloiiie  in  Phocäa  in  Frage  gestellt  So  Hess  dciin  IJciuMlctto 
Zaccaria  (denn  dieser,  nicht  Manuel,  wie  Pachymeres  sclireibt, 
war  danals  Herr  von  Phocäa)  den  Kaiser  Androaicus  aufi'ordern, 
entweder  selbst  diese  Inseln  zu  schützen  oder,  wenn  er  dies  nicht 
Im  Stande  «ei,  sie  seinem  (des  Zaccaria)  Schutz  zu  tibergeben; 
er  wolle,  wenn  man  ihm  die  Einkunft«,  die  jahrlich  aus  denselben 
gewonnen  wcidn.  abtrete,  daldr  rine  Flotte  liiillen,  um  dem 
Unwesen  zu  steuern  ^j.  Der  Erfolg  dieser  Soinmation  war,  dass 
Andronicus  im  Jahr  1304  dem  Benedetto  Zaccaria  die  Insel 
Chios  auf  10  Jahre  übergab,  um  sie  im  Namen  des  Kaisers  als 
StatdiaUer  zu  verwalten;  der  Kaiser  verzichtete  für  diese  10  Jahre 
auf  allen  Tribut,  bedang  sich  aber  die  Zurückgabe  der  bisel  nach 
Ablauf  derselben.  Quos  war  wohl  die  friK  hlbarsle  der  Inseln 
des  daaiaiigen  griechischen  Reichs;  neben  ihrem  Erzeugniss  an 
edeln  Weinen  und  Südfrüchten  aller  Art,  auch  Seide  war  sie 
namentlich  weit  und  breit  berühmt  als  die  Mastixinsel  ^), 


denelben  Andre«  Comaro  fiel  (Comineiii.  2,  169  b.  176  a.  b.  220  b.  221  «. 
284  fl.  b.). 

1)  Pkchym.  2,  71.  Niceph.  Greg.  1,  174  t,  200. 

2)  Pachym  2,  844.  610.  566. 
8)  Pachyiiu  2,  66a 

4)  Es  liease  Bich  eine  Reihe  von  SteUeii  m  abeiullindisokeii  und  mor^ 
genUndifcheD  Beitendett  and  Chfoaitteii  ailUiren,  welche  Chief  a|a  Maitix-. 
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Grosse  Wälder  von  Mastixbäumen,  deren  kcistliches  Harz  beson> 
ders  als  Rauchwerk  (Weihranch)  und  als  Heilfuiltel  sowie  als 
Ingredienz  fOf  Firnisse  begehrt  war,  breiten  sich  in  dem  südlichen 
tiefergeiegenen  Theil  der  Insel  ^}  atu,  welcher  in  das  Cap  Mastico 
«nslfiaft  Ausserdem  eignete  sich  Chics  durch  seine  yige  troff- 
lieh  znm  Stationsplatz  für  Schiffe,  die  vom  Abendland  nach  Gon- 
.siantiiiopel  oder  ins  .schwarze  Meer  und  zurück  seg^elten  Dess- 
halb  hatten  sich  die  Genuesen  schon  im  Vertrag  von  Nytuphäum 
eine  Factorei  daselbst  ausbedimgen,  auch  die  Venetianer  besuchten 
die  Insel  des  Handels  wegen  *),  Als  nnn  Benedetto  Zaccaria  den 
Reidithnm  derselben')  aus  eigener  Erfahrang  kennen  gelemt^hatte, 
beschloss  er  sie  nidif  mehr  heransxngeben  nnd  befestigte  ihre 
Hauptstadt  dermaassen,  dass  Andronicus  II.  es  nicht  wagte,  das 
angemasste  Besitzthum  ihm  mit  den  Waffen  in  der  Hand  abzu- 
fordern. Die  Zaccaria  wurden  factisch  erbliche  Besitzer  der  Insel, 
verfehlten  aber  nicht,  die  Beiehnung  durch  den  Kaiser  immer 
wieder  auf  ehie  Reihe  von  Jahren  sich  emeoem  zn  lassen^). 
So  folgte  denn  dem  Benedetto  I.  sein  Sohn  Paleologo,  aaeh  Bene- 
detto n.  genannt  (1307 — 1314);  diesem  seine  Vettern  Martino 
und  Benedetto  III.  Wie  es  den  beiden  letztern  unter  Andronicus  lU. 
ergieng,  werden  wir  in  Bälde  sehen. 

Das  erste  Viertel  des  vierzehnten  Jahrhunderts  war  nach 
dem  Bisherigen  eine  der  günstigsten  Perioden  fttr  die  Bntwick* 
hmg  der  Macht  der  Genoesen  in  Romanien.  Befreit  von  dem 
Gegendruck,  den  eine  so  kräftige  nnd  eigenwillige  PersönVebkeit 
wie  Michael  Paläologus  geübt  hatte,  wuchs  ihr  Einflusä  unter  dem 


insel  kennen  und  preisen.  Dass  das  Mastixharz  sich  sonst  nirgends  auf  der 
gan/.en  Weit  limlr.  behaupten  Kainon  Muntaner  2,  112,  Jord.  Catalaiü  1.  c. 
p.  03  und  Liidoir  vüii  Suchen  (Uibl.  des  literar.  Vereins  Bd.  XXV.) 
p.  23 ;  ich  linde  dies  in  einer  neuem  Monographie  über  Chios  (von  Fustel 
de  Coulan^es  in  den  Archives  des  missions  scieutiiiques  et  iitteraiies  T.  5. 
bestätigt    p.  186). 

1)  Buoudelmouti,  libcr  insularum  archipelagi  ed.  Sinner  p.  114.  Fustel 
de  Coulanges  a.  a.  0.  p.  487. 

2)  Cantacuz.  1,  385  f. 

S)  Den  jahrliehen  Ertrag  von  Chioi  tckCtete  um  in  Jikr  1829  auf 
120,000  CMdhyperperu  (d.  h.  Aber  800,000  Gulden).  Gtntacai.  1,  871.  880. 
4)  Cmttettt.  1,  371  L  Hopf,  Art.  Gioiliniani  «.     0.  p.  811  f. 
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sckwitohern  Andronicus  IL  sehr  bedeutend;  in  ihrem  Besibs  war 
BUtimehr  ein  gerttamiges  und  wohtbefestigtes  Quartier  an  der 
Slelle,  wo  der  Handel  des  griechischen  Reichs  und  der  pontischeo 
Regionen  sich  concentrirte,  ein  Quartier,  das  nicht  mehr  Mos  als 

Vorstadl  Constanlinopols  betrachtet  worden  konnte,  sondern  in 
politischer  wip  criiiiiiicr/irHt'r  lirzicliuiig  auf  eigenen  l'"us>rfi  ^laiid; 
und  zwei  CuJuiiit  ii  mit  den  köstlichsten  Producten,  Phocaa  mit 
seinem  trefTlichen  Alaun,  Chios  mit  seinem  noch  selteneren  Ma- 
stixharz gehörten  zwar  nicht  der  Commune  Genua ,  a1>er  doch 
emem  mächtigen  genuesischen  Geschlecht  Die  Venetianer 
hingegen  bUehen  gerade  in  dem  Centraipunkt  des  griechischen 
Handelslebens  j  in  Constanlinopcl,  zu  einer  untergeoidnoleren  Rolle 
veniitheiit.  Der  Vi>istatnl  der  veuetianischen  Colonie  in  der 
griechischen  Hauptstadt  führte  nicht  mehr  den  hohen  vielbedeuten- 
den  Titel  eines  Podestäf  dieser  Titel  war  auf  den  genuesischen 
Colonihlvorstand  übergegangen ; .  nur  einen  Bailo  durfte  Venedig 
zur  Zeit  der  PelHologen  in  Constantinopel  haben  welcher  in 
Rang  und  Geltunof  dem  Podestä  ziemlich  nachstand.  Die  Be- 
ziehungen dieses  ßailü  zum  Hof  waren  z.  B.  iiirht  von  der  Art, 
dass  es  ihm  vergönnt  gew('«?pTi  wäre,  am  Christfest  il*  i  lioliafei 
anzuwohnen  oder  am  Osterfest  des  Kaisers  Fuss,  Hand  und  Wauge 
zu  küssen,  während  der  genuesische  Podesti  zu  beidem  zugelassen 
wurde  *} ;  doch  machte  er  allsonntägUch  dem  Kaiser  seine  Auf- 
wartung wie  der  Podesti  %  nahm  auch  an  den  Festen  des  Hofes 
Thcil,  nur  iti  zieuilich  untergeordn<'ter  Slellunir  Der  schwierißfste 
Theil  seines  Amtes  war  wohl  eiicii  die  Vcrlrj-tmig  dei  liilere.sseü 
seiner  Vaterstadt  und  seiner  durch  das  ganze  griechische  Reich 
hin  engesiedelten  Landsleute  gegenüber  dem  Kaiser  und  dessen 
Beamten;  denn  bei  dem  UebelwoUen  der  Griechen  gegen  die  Ve- 
nettaner  kamen  alle  möglichen  Arten  von  Verdrehung,  Umgehung 
und  Verletzung  der  Verträge  vor  und  jeden  Augenblick  wurden 
bald  da  bald  dorl  ['(M-sunen.  Rechlf  iiiid  }[;i1)p  der  Veneti.uici*  an- 
getastet, sodass  Entschüdigungsibrderungen  und  iiechtsvcrvvahrun- 

11  Reclorcm,  qui  vocetur  Bajnhis.     laf.  nuA   1  huiii.  3,  >^S.  Bajulu» 
ßeu  reclor.  ib.  07  f.  rf.   auch  ib.  p.  139.  327.    iViceph.  Greg.  1,  97. 
2)  Codin.  Cmop.  55  ff.  74—76. 
S)  CanUictu.  1,  61. 
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gen  beim  Kaiser  zu  den  stehenden  Functionen  des  Baib  geMrten« 
Auch  gab  es  über  die  Nationalität  soteher,  welche  halb  griechischer 
halb  venetianischer  Abkunft  waren,  vielfache  Streitigkeiten;  aie 
oder  ihre  Yflter  hatten  sieh  theilwetse  in  den  Zeiten  der  heftig- 
sten Feindschaft  zwischen  Venedig  und  Byzaiiz  für  kriechen  er- 
klärt; wenn  sie  nun  wieder  zu  den  Yenelianem  übergehen  wqjlten, 
erschwerten  dies  die  griechischen  Beamten  ungemein,  der  venei? 
tianische  Bailo  aber  nahm  für  sie  die  Freiheit  der  Entschliessnng 
in  Ansprach  ond  suchte  sie  seiner  Commnne  einzuverleiben,  was 
ihm  freilich  in  vielen  Fallen  nicht  gelang;  denn  Manche,  die  m 
dieser  Classe  gehörten,  vermochten  den  scrupulösen  Beamten 
gegenüber  sich  nicht  genügend  als  Venetianer  auszuweisen  und 
waren,  um  nicht  ganz  recht-  und  schutzlos  dazustehen,  genöthigt 
sich  den  Griechen  oder  den  Genuesen  anzuschliessen ,  wodurch 
die  venetianische  Nation  in  Romanien  grosse  Einbnsse  erlitt.  Veiv 
brechen  von  Yenetlanem  gegen  Griechen  verübt  oder  Händel 
der  Venetianer  unter  sieh  nahmen  die  richterliche  Thaiigkeit  des 
Ballo  in  Anspruch;  an  drei  Wochentagen  hielt  er  Gericht  theils 
in  seinem  Palast,  Iheils  in  der  Kaufhalle  (lobium),  theils  m  dem 
Porticus  der  Marienkirche.  Für  alle  diese  und  andere  Amts- 
geschalte  waren  ihm  zwei  Räthe  beigeg^en,  welche  sich  fieilioh 
hftufig  dem  Amt  entzogen^  um  ihren  Privatgeschäflen  nachzu- 
gehen »).  '  ■        ^-   r-  r^v^„ 

Die  Colonie  der  Venetianer  in  Constantiiiopel  besass  kein 
geschlossenes,  arrundirtes,  noch  weniger  ein  befestigtes  Quartier, 
wie  die  genuesische.  Wie  wir  wissen,  miethete  der  griechische 
Kaiser  laut  einer  Bestimmung  des  Vertrags  vom  Jahr  1277  % 
welche  erweislichermaassen  auch  im^  vierzehnten  Jahrhundert  in 
Geltung  blieb  %  mehrere  Hfiuser  fOr  die  Venetianer  zwischen  der 
porta  Perame  (gegenüber  von  Galata)  und  der  porta  Drungarii, 
nämlich  eines  für  den  Bailo,  eines  für  seine  Räthe  und  eiii  drittes 
zur  Autbe Wahrung  des  Communaleigenthums ,  femer  25,  nach 

1)  Das  Bisherige  aus  Commenioriali  2.  fol.  22  b — 24  a,  828  b.  Auch 
diese  Urkunden  verdanke  ich  üerru  ihoinas,  der  sie  mir  in  Abschrift  mi^ 
getheilt  hat.  . 

2)  T«f.  und  Thom.  3,  139.  326  f.  ' 
8)  CommeinoriaH  2,  fol  174  a.  231  a. 
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Bedflifilitfs  aadi  mehr  Wohoviifen  für  die  Kaofleute.  Aiuwerdea 
waren  ibnen  die  Kirchen  der  Id.  Maria  und  des  Iii  Marcus  ein* 

geiauüit,  wo  sie  unsTchindert  den  Gottesdienst  nach  liUpinischem 
Ritus  eiiu'ichleti  koruili'ii  M.  Uebrigeiis  solltuii  sie  wfdrr  auljoue 
Wohnungen,  weiciie  ihnen  der  KmsQT  unentgeldiich  anwies,. i)e- 
schranki  noch  in  den  StadUheil ,  in  welchem  diese  standen ,  ein- 
gezwängt sein;  es  stand  ihnen  vielmehr  frei,  weitere  Haaser  in  - 
alldem  Stadttfaeilen  auf  eigene  Kosten  su  miethen  Gans  ähnr' 
lieh  war  die  Sache  in  Thessalonich  geordnet,  wo  aber  bei  der 
gei  ititrt Mt  n  ßedeutunfiT  dieser  Stadt  die  Z;ilil  der  vom  Kiii>er  den 
venelmnischen  Kauileulen  anzuweisenden  Wohimiigen  von  den 
ursprünglich  festgesetzten  '25  auf  das  Minimuni  von  15  herabgesetat 
wurde;  bei  der  Kargheit  übrigens,  mit  weicher  die  Paläoiogen 
ihre  Gaben  an  die  Venetianer  tu  bemessen  pflegten,  erhielten  sie 
dai^lbst  iio  kleine  Häuser,  dass  sie  sie  nicht  brauchen  konnten, 
sondern  lieber  an  Fischhändler  und  andere  Kleinkräiner  ver- 
iiiiftlieten  An  andern  ()i1en  des  griechischen  Keirlis  lialli'n 
die  Venetianer  keinen  Anspruch  auf  freie  Wohnung,  duHien  aber 
auf  eigene  Kosten  sich  überall  niederlassen.  So  finden  wir  sie 
denn  z.  B.  in  dier  Kftstenstadt  Aenos  an  der  Maritzamündung  und 
auf  den  Inseln  des  byzanthiischen  Reichs  angesiedelt  Leider 
stand  es  sehr  schlecht  mit  der  Sicherheit  der  Personen  und  Habe, 
welclie  ihnen  so  mit  wie  den  Genuesen  in  den  Verträffen  ßfewähr- 
ieihlet  war.  Es  sclieiut,  dass  die  griechische  Bevölkerung  itnmer 
.  noch  mit  Krltitlorung  zurückdachte  an  die  Zeiten  der  Untc  rdrückung 
durch  die  Lateiner  und  dass  sie  von  den  unaufhörlichen  Versuchen 
der  Venetianer,  die  Lateinerherrschaft  in  Constaniinopel  wieder- 
herzustellen,  wohl  unterrichtet  war.  So  waren  denn  Misshand* 
iungen  und  lieiaubungen  der  Venetianer  durch  die  Gnechea  an  der 


1)  Taf.  and  Thom.  8,  140  f.  827  f. 

2)  Dies  wurde  von  griechischer  Seit«  auerktnnt  in  der  Angelegeakeii 
der  venetianischen  Juden,  welche  der  Kaiser  aus  dem  allgemeinen  conslanr 
tinopolitanischen  Judenquartier  fort  in  das  venetianisehe  Quartier  verweisen 
wollte,  weil  sie  mit  den  andern  Juden  Streit  bekommen  liatlen.  Commem« 
2,  169  a.  174  a.  219  a.  b.  231  a.  b. 

3)  Klage  des  Consuls  in  Tbewalonich  Marco  CeUi.  Commem.  2.  179  a. 

4)  Commem.  2»  3X8  b. 
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TagesoiMnif.  Klagten  sie  daritter  vor  dfifb  ||mdliiobeii  Geiteht, 

so  wurden  sie  von  den  Richtern  oder  von  Griechen,  die  gar 
nichts  mit  der  Sache  zu  schalTen  hatten,  so  überschrieen,  dass  man 
ihr  Anbringen  gar  nicht  hörte.  Sie  hatten  vertragsmässig  das 
Recht,  für  Eigenthunui- Beschädigungen,  die  sie  durch  Griechen 
erlitten,  Ersatz  aus  dem  grieclüsclien  Staatsfiscus  zu  lordom 
Aber  iiamen  sie  nun  in  dieser  Absidit  nacli  Constantinopd,  so 
wurden  sie  wieder  zurückgeschickt  mit  Anweisungen  auf  die  Habe 
der  Beschädiger,  da  war  in  der  Regel  nichts  herauszubekommen, 
abermals  reisten  sie  in  die  Hauptstadt,  um  zu  ihrem  Geld  zu  ge- 
langen, verstanden  sich  nach  langem  Warten  zu  einem  liachlass 
in  Over  Forderung  mid  wurden  zuletzt  nock  Ton  dea  i)inai^llOB 
des  Kaisers  .um  einen  Tiwtt  des  Restes  gebracht  Ebenso  wimi 
ihnen  die  Handels-  und  Zollfreiheit  vielfach  besehrilnirt  M 
kümmert.  Nach  den  Vertragen  war  den  venetianischen  Kaufleuten 
bios  verboten,  Salz  und  Mastix  im  griechischen  Reich  zu  ver- 
kaufen 0,  aus  demselben  Frucht  auszuführen  war  ihnen, gestattet, 
nur  wenn  dieselbe  im  Reich  selbst  theuer  zu  wttdm  jti^fkt(Mi 
einen  gewissen  festbestimmlien  Preis  überstieg,  watf  ttnig'ifiloh 
das  verwehrt  Die  Yenetianer  holten  aber  auch  aus  Jen 
tischen  Gegenden,  namentlich  von  der  Bulgarei,  Frucht.  Ueber 
diese  war  in  den  Verträgen  blos  bestimmt,  dass  sie  dieselbe 
ungehindert  durch  griechisches  Gebiet  führen  dürfen  0.  Nun 
legte  man  von  griediischer  Seite  die  fragliche  Bestimmung  so  aus, 
dMS  die  Yenetianer  pontisohe  Frucht  blos  durchfiihren,  nichl  siM 
auch  auf  griechischem  Gebiet  zu  Haifcle  bringen  4Mm/  ii0BA 
Griechen,  welche  von  den  YenetUmem  solche  Frudit  lutifini, 
wurden  mit  einer  Abgabe  von  G  carati  für  den  modius  belastet, 
was  sie  natürlich  veranlasste,  sich  anderswo  mit  Frucht  zu  ver- 
sehen. Die  Yenetianer  aber  hielten  dies  mit  Recht  lur  eine  ver- 
tragswidrige Yexatton,  da  in  den  Yertrügen  hinsidbtliplii  6^  Ffudit 
ans  dem  schwarzen  Meer  keine  Ansnahme  von  der  aUgeniiinen 

1)  Verlrag  vom  Jahr  1806.  Lih.  alh.  foL  240.  eoL  f.  i 

2)  ib.  foL  240.  coL  8.  Die  Maitiriinel  Odos  ww  danali  WMh;  Ui 
Beiiu  det  griechischen  Kaisers,  der  ans  ihrem  Prodacl  ein  Monopol  mwihte. 

8)  TaH  Mid  Thum.  8,  Sa  144  882  t  849. 
4)  L  e.  144.  882.  840. 
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Eiinubiü.ss,  Alles  zu  kauff  n  und  zu  xM-kciulcii.  u-einiiL'ht  sei.  Auch 
der  Verkauf  anderer  W  aarea  wurde  dett  VeiieUaiierii  ohne  den 
l^ingsjeii  Schein  des  Rechts  von  den  griechischen  Beamten  unler- 

haben  ^  ebcasü  buii'sügf  IvIriiiviMkuiifer,  Die  Resfierunü;  that  Alles, 
um  eine  trennende  K\u\\  zwisclioii  dt^r  ixriccliisrlnMi  und  dt^r  vene- 
tianischen  Nation  zu  erhail^.  ;rUfieclii8che  Malrosen,  die  in  die 
^bm^y.:AeZlli^tU|9M^  M  jUandwerker^i^lie  ^ 

ten,  wurden  mit  Abgabe»  belegl  oder  sönsl  gedruckt.  Aacli 

wurden  die  übn«»'««  italienischen  Natioiu'ji.  iiiclit  Idos  diu  {icnucsen, 
sotiduni  «uch^  Jtisaner  und  Anconitaner  tuil  si  lireiender  l  ngnech- 
Ügl^üiJieffifiEugt.  Bei  Hofe  giengen  die  Angelegenheiten ,  d^* 
ftiiWiiilK  ymn^jdm  Vi»eliiaer:  iv^  Ummb 

iiauer  nicht.  Ks  brunutc  einmal  in  der  Nahe  der  Peterslrirche 
der  Pisatior,  idio  andern  Abofebrannteri  bekamen  Erlaiilniiss.  iinu 
Häuser  wieder  aulzute^u,.  >di^,  j  ia  <      .jjj^iCtkQUk  Lagi^  Jbpün(Utuhi><l 

Boden  und  ihr  Handel  ungemein/  Die  ßepu))I^  '|;iWto:f#cii 
übt  iLrens  eiiiigeimuss»  n  damit  tnisten  ,  dass  das  neue  Reich  der 
Paläolügeu  nur  4MUißn. meinen  Theil  des  aik  ii  ( oniiicnisrlu  ii  Iii^iches 
ausmachte. vfliDi tanzen  m^tiern  und  südlichen  Griecheniatid  halten 
«i  P|AWogjB|ftpiMl«^4^^  j^ie.  4|te;l>y2»p#iUÄ9fee,HerrsclifC| 

Peloponnes,    Auch  von  den  zahlreichen  Insefai  des  ägflischen 

;i3)  JL>Aito  dte»  iai^i3#i«lll«i  IKstaUKr  Wl«hp  eta  jaw  «W«  I^W 
die  VerhfllDHiae  der  Tenetianisclieii  Cotpiiisteii  -unter  den  Pal^logen  Ifl^arf^ 
«MlM  jali  aMdirIf»  IJ^kaiidea,.  welclie  inir  HeEr  Dr..Thoai«8  der 
dankeoswertheftten  LOieraliKt  cur  Benfittnng  fiberlatm  hat,  Sie  geji^p» 
deoi  iweiten  Jahrxehent  de<  vierzehnten  JdMinM^rls  aii.,.,}.  .».^^n  ^» 
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Meers  hatten  sie  nur  die  östlich  gelegenen,  zu  Thracien  und 
Kleinasien  gehörigen  sich  zu  unterwerfen  gewusst,  auf  die  übri- 
gen aber^^die  mehr  Griechenland  zugekehrt  waren,  vergebliche 
oder  doch  nur  mit  vorübergehendem  Erfolg  begleilete  AngrUfe 
gemacht  Auf  diesen  letzteren  nun  herrschten  fast  dwchaus,  wie 
wir  wissen,  venetianische  Familien.  Nachdem  Balduin  II.  Con- 
stantinopel  iiatte  verlassen  miissen  und  die  Erbt  ii  seiner  Ansprüche 
ihre  Unfähigkeit  zur  Herstellung  des  lateinischen  Kaiserthums  hin- 
länglich bethätigt  hatten,  schlössen  sich  diese  kleinen  Ins^ntea 
nur  nm  80  mehr  an  ihre  Mutterstadt  Venedig  0  «n,  als  an  die 
einzige  Macht,  mit  deren  Httlfe  sie  ihren  Besitz  gegen  die  Griechen 
und  die  bald  noch  geföhrhdier  werdenden  TOiken  behaupten 
konnten.  Auch  die  Herzoge  von  Naxos,  welche  vermöge  ihres 
Feudalverbands  mit  den  lateinischen  Titularkaisern  und  den  Fürsten 
von  Morea  am  längsten  eine  gewisse  Unabhängigkeit  Venedig 
gegenttber  behaupteten  *)y  gewöhnten  sich  mit  der  Zeit  daran,  in 
dieser  Reptdilik  ihre  faclische  Obarherrin  zu  sehen»  Mit  Eifer- 
sucht wachte  andererseits  die  Republik  daraber,  dass  keine  der 
Inseln  etwa  durch  eine  unpassende  Iknalh  in  die  Hände  eines 
Fremden,  zumal  eines  Genuesen  falle*),  und  zog  alle  Processe 
Über  Besitz  Verhältnisse  und  £rbnacMoige  auf  denselben  vor  ihr 
Forum.  Diese  Insehi  mnssten  ihr  m  mehr  als  ein^  Hinsicht 
wichtig  sein,  einmal  als  Wohnsitze  mancher  venetianischer  Borger, 
wekhe  dort  unter  landsminnischem  Schutze  euie  neue  Hetmath 
gefunden  hatten,  dann  als  geschickte  Stationsorte  für  ihre  Handels- 
schiffe, endlich  um  ihrer  nicht  zu  verachtenden  Producte  willen. 
Zwar  hatte  keine  dieser  Inseln  ein  so  ausgesuchtes  und  einziges 
Erzeugniss  aufzuweisen  wie  die  Mastixinsel  Chios.  Aber  ihre 
Südfrüchte,  ihr  Wein,  ihr  Gel,  ihre  Seide  und  Baumwolle  eigne- 
ten sich  vortrefflich  zu  Gegenständen  des  Hand^,  anch  dar 
Gewerbfleiss  ihrer  Bewohner  erzeugte  Manches  fUr  die  Ausfuhr. 

1)  Sie  wuhulea  auch  nicht  selten,  wenigstens  einen  Theil  des  Jahres 
in  Venedig  und  bekleideten  Staal^ainter  als  Adniirale,  Gesandte,  btatthaiter, 
f.  Hopf,  Andres  a.  a.  0.  S.  37  f.  44. 

^  1.  die  imgemein  interessante  Urkunde  bei  Hopf,  Zus.  zur  Gesch.  v. 
Andros  a.  «.  0.  S.  242—5. 

8)  Hopf,  Andros.  5.  66—00. 
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So  blfibte  z.  B.  schon  im  Anfang  des  zwölften  Jahrhunderts  auf 
Andres  die  Seidennmuftctnr  Natttl'lich  war  der  Schiffahrts- 
imd  Handelsverkehr  mischen  diesen  Insehi  und  dem  griechischeüi 
Gontinent  einergeits,  dem  Abendland'  andererseits  fast  ausschliess- 
lich in  den  IIhikIui  (Jer  VcnpliaiiLT.  UnmittelbHi c  Hesitzungeii 
halte  die  RppTililik  bli>s  ,\  r  r  r  j»  ,mi  l ,  wo  ihv  UäÜo  in  der 
Hauptstadt  N.  resküite.  Die  Bedeutung  Negreponts  als  veno- 
tiamsche  Golooie  war  durch  den  Fall  des  lateinischen  Kaiserthamg 
bedeut^d  gestiegen.  Während  in  Constantinopel  und  Thessalonich 
ttml>  sonst  im  byzantinischen  Griechenland  die  Venetianer  seit  jener 
Zett-  nnr  noch  als  geduldete  Nation  lebten,  concentrirte  sich  Alles, 
was  sie  noch  von  Macht  iiiul  IjntUiss  auf  dem  Continent  uiul  in 
der  Iiiseiwelt  Koiiiaiiieiis  besashen,  eben  in  Negrepont.  Von  hier 
aus  überwachte  die  Hepablik  auf  der  einen  Seite  die  griechisehen 
Inseln  ^  '  aiif  der  andern  wahrte  sie  ihre  politischen  und  cemmer^ 
etdteti  itite^ireit  im  Herzogthom  Athen  imd  im  Ffirslenthnm 
Möreif^  'it^n  hieff  ans  begaiinen  meist  die  venetiamsciien  Flotte« 
ihrö  AUgrifisbewegungen  go^ren  Byzanz  oder  gegen  die  Türken. 
Wir  sehen  daraus,  welch  eine  wiriiiioc  uiul  vcranlw (irtun<rsvolle 
^lellung  der  baüo  in  Ivegrepont  und  die  12  Käthe  0  hatten,  die 
ihn  umgaben. 

Soviel  Ton  den  griechischen  Inseln.  Auf  dem  Continent  be* 
sasrVenedig  fintwihrend  an  den  Städten  Korpn  und  Modon 
nicht  blos  sehr  wichtige  Festöngen  nnd  Flottenstationen,  sondern 

auch  bedeutende  Handelsplatze,  da  liici  snwohl  die  von  Syrien 
und  Aeeryptcn  als  auch  die  von  Hoinaiiicii  uiui  dein  schwarzen 
31eei  ÜLiküiaiiienden  Schiffe  anzulegen  ptlegten.  Wir  werden  aber 
in  der  nächsten  Periode  erst  von  zahlreicheren  Erwerbungen  der 
Republik  auf  dem  Continent  zu  sprechen  haben;  euien  kleinen 
Anfang  davon  haben  wir  oben  in  der  Acquisition  von  Ftelion 
beobachtet. 

jVacluU'ni  vvii'  im  I5islirrii^en  einen  LeberMiek  ocwonnea 
haben  über  die  Zustände  der  beiden  bedeutendsten  Uandelsnationen 

1)  llnictuiiudi  Sa  will (i  (1102—3;  iiu  iieciaü  de  voy.  et  de  niem.  IV, 
p.  834:  Andria,  übt  liunl  iiieliosa  sciiidalia  et  üamiUo  et  alia  ^lallia  seiicu 
contexta. 

2)  Hopf,  Andros  S.  77  unten. 

Zeitachi.  L  StaaUw.  iöt>i.  lU.  UeilU  32 
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Italiens  in  Griechenland  zur  Zeit  Michaels  und  Aadronicus  II., 
mdge  noch  das  Wenige  hier  seine  Stelle  inden,  was  uns  über 
die  pisanische  Golonle  in  Constantinopel  überliefert  ist 
Michael  Palftologos  fand,  als  er  das  eroberte  Constmlinopel  be-» 
trat,  in  derselben  pisanische  Kaufleute  in  nicht  sehr  grosser  An- 
zahl vor,  liess  ihnen  Wohnsitze  innerhalb  der  Stadt  und  einen 
eigenen  Consul  Es  scheint,  dass  sie  ganz  ihr  alles  (juarlier 
behielten;  wenigstens  finden  wir  die  Peterskirohe,  welche  ihnen 
schon  iin  zwölften  Jahrhundert  gehörte,  noch  im  dreizehnten  und 
vierzehnten  in  ihrem  Besitz  Der  pisanische  Consnl ,  geimw 
als  Vertreter  seiner  Nation  die  Ehre,  bei  hoben  Festen  dem 
Kaiser  seine  Huldigung  darbringen  zu  dürfen  ^'),  spielte  aber  sonst 
keine  bedeutende  Rolle.  Nur  Einmal  wird  in  den  Annalen  der 
byzantinisehen  Geschichte  eines  nicht  eben  rühmlichen  Diensten 
gedacht,  welchen  ein  pisanischer  Consul  dem  Kaiser  Androniciui 
leistete.  Franciscaner  hatten  in  Constantinopel  Grund  und  jBodeo 
gekauft  und'eui  stattliches  Kloster  mit  Kirche  darauf  gebaut;  der 
Kaiser  hatte  in  jenen  Kauf  gewilligt,  aber  beim  griechische» 
ratiiarchen  und  beim  Volk  erregte  diese  Niederlassung  eines 
romischen  Moncbsurdeiis  mitten  in  der  Stadt  suklien  Anstoss, 
dass  Andronicus  beschloss,  den  Orden  zuerst  durch  gute  Wo^e 
und  danft  als  dies  nicht  giei^^  vut  Gewalt  ans  seiner  neuen 
Gründung  au  vertreiben..  Der  pisanische  Consul,  der  in  der  Nihe 
wohnte,  iiess  sich  dabei  als  Helfershelfer  gebrauchen,  indem  ei; 
durch  die  Geistlichen  der  Peterskirche  die  heiligen  Gerüthe  des 
Klosters  in  jene  hinüberschaffen  liess  wodurch  er  sich  w  ohl 
den  Dank  des  Kaisers  verdiente,  aber  die  Kadie  des  genuesischen 
Podestä  von  Galata  zuzog,  der  durch  die  Franciscaner  bearbeite 
Mörder  nach  dem  Consul  ausschickte^).  ,  'rt^r^^^^i 

1)  Pachym.  1,  162  f.  108,       ^  '    "  '  ^i-'- 

2)  in  contrata  S.  Petii  Pisanorum.  Commem.  2,  320  b. 
31  Codinus  Curopal.  p.  57. 

4)  Dass  (iie  l*eterskiiciie  eine  griechische  gewesen  sei,  tragt  der  Ueber-! 
Setzer  iianz  unberechligt  in  die  Stelle  hinein;  er  wusste  frei  lieh  nicht,  dasa 
dieselbe  den  Pisanern  gehörte,  aber  schon  der  Umstand,  dass  der  pisanische 
Consul  der  Stelle  zufol|^e  oflenbar  den  Geistlichen  dieser  Kirdio  sju  gebieleiij 
hatte,  bfitte  ihm  zur  Almung  des  wahren  Sacfaverfaalti  verhdfett  j 

6)  Pachym.  2,  636—9.  ,  ;  :\,  .  - 
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Ausser  den  Genuesen,  Veoetianern  und  Pisanem  waren  noeli 
Anconitaner  als  liesosdere  unter  einem  Consol  ^  stehende 
Ck>minüne  in  Constantinopel  antflssig  und  die  venettanischen  Ccdi^ 
nisten  hatten  den  Verdmss,  dieseliien  Yon  den  ^rieolnschen  6»- 

mnten  iii  Mancliein  bevorzugt  zu  sehen  ^,  obgleich  sie  der  Zahl 
uiul  comnierciellen  Bedeutung  nach  gewiss  weit  hinter  den  Vene^ 
tianern  zurückbüebeii.  ».i  -  uf  jii  r  :  -  : 
I  m'  indem  wir  nach  Ifingeremt  yemrcfife»  bei  dem  ZusUtndüchen 
«ttciSeKohielitnerifthlnnipinnrübkk^hren,  .haben  wir  vor  Allem  einen 
CenSio^  kü  gedenken^.'  welcher  rswischeii' den  genuesischen  Oolc^ 
nien  in  der  Levante  und  ihrer  eigenen  Mutterstadt  ausbrach.  In 
Genua  hulten  muh  lanfifeni  Iüiiolii  zwischen  Guelfen  und  Ghi* 
beilinen  die  eri^tercn  die  Überhand  behahen  und  die  Herrschaft 
Uberji4W[  .Sted(v  an  das  Uauplnder  Guelfen  in  ItaHen,  an  König 
itflbeiiltrjmiNeapel  tthertragenf^iCiciia)^  i  ^ie  levantinfschen  Oäoi 
49g^u  (  . behielten  ihre  fhibelttnisehe  Farbe  bei  und  auch  der 
Kaiser' Andrenicus  istaAd  auf-dies^r  6eite;  es  lag  nieht  Üt  sehnem 
•  Interesse  lirn  König  von  Neapel  machtig  werden  zu  lassen,  war 
ja  düch  lv(tl)t.rts  Bruder  Fiiilipj)  von  Tarcnt  durch  seine  Ver- 
heirathuug  mit  Katharina  von  Valois  ^)  (1313>  Eih&  der  Ansprüche 
Qal4uins  U.  auf  den  griechisdien  MaiseiJthnNi;  wir  finden  daher^ 
dnss  Andronions  niehi  bl^s  die  Tertriebenen  genuesischen  Ghibel^ 
Ifnimv^^j^ondern  auch  den  Antipoden  Roberts,  K.  Friedriob  0.  von 
jSicUien  nm  jene  Zeit  mit  bedeutenden  Geldsummen  unterstützte  % 
Diese  ghibellinische  Opposition  im  Uiitüt  konnte  der  liri  rschenden 
guelfifichen  Partei  in  Genua  um  so  weniger  gleichgültig  sein,  als 
auch  die  aus  der  Stadt  verbannten  Ghibellinen  an  sich  selbst  schon 
(Eiinei  hedettlenda  Macht  waren.  So  wurde  denn  im  gueifischen 
Lager:  zu  Genua  eine  kriegerische  Diversion  gegen  das  griechische 
Reich  sowohl,  als  gegen  die  eigenen  in  Griecbenfaind  und  deM 
puiiliäclieu  Gegenden  angesiedelten  Luiid:»lcute  beschlossen.  Eine 

1)  Codin.  ("urop.  j).  57. 

2)  Cunimcm.  2,  322  b. 

8)  Buchon,  recherches  et  mateiiaux  I.  p,  52  flF. 

4)  Gesandtschaft  de^  Stephanus  i>yrupulus  in  dieser  Sache.  Comniem. 
2y  174.  219  f.  (von  U.  Thomas  mitgetheilte  Copieu). 

6)  T«m,  Tita  Fridcrici  II.  p,  183.  ;  lüi 
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guelfiscb-genuesische  Flotte  machte  sich  im  Jahr  1323  unter  dem 
Admiral  Carlo  Grimahii  auf  den  Weg  nach  dem  Orient  Aber 
die  perotüHshen  Genuesen  eiwaiteten  sie  gerästei  hinter  ihren 
Mafuem  und  auf  ihren  Schilfen  verehrt  mit  den  Griechen,  die 

Guelfen  wagten  nicht  anzugreifen ,  sondern  fWiren  weiter  inV 
schwarze  Meer  zunächst  nacii  Sinope,  wo  ihre  Führer  durch  die 
Hinterlist  des  dortigen  scidschukischen  Emirs  Ghasi  Tschelebi  ^)  i 
ein  jämmerliches  Ende  fanden ;  der  grössere  Theü  der  Schifle  fiel 
in  die  HAnde  dieses  £mir,  ein  Rest  rettete  sich  nach  Gemia  ^> 
So  endete  diese  ganze  Expedition,  bei  weicher  sicli  der  Wert1i^.< 
der  nenen  Befestigu  n  g  6alata*8  in  das  hellste  Liclit  setctAv*" 
Ohne  sie  wäre  wahrscheinlich  auch  ein  zweiter  Angriff,  welchen  - 
die  Ven^aner  nach  langt  rrr  Pause  e^eoren  die  dortige  Colonie  . 
richteten,  etwas  schlimmer  abgelaufen,  als  er  in  Wirklichkeit  ab-  - 
liet   Im  Jahr  1328  nämlich  besohloss  Venedig  für  mnen  An^t 
griff,  wetehen  der'genoesische  Admirai  Tito  Doria  w  LajaBBft  - 
auf  yenetianiscfaes  Gut  gemacht,  die  daran  freüich  sdir  unschiddigen . 
genuesischen  Colonisten  in  Galata  zu  ztichtigen.   Der  Admirai* 
Giusliniano  Giustiniani  pflanzte  sich  mit  einer  Flotte  vor  Galata 
auf,  indem  er  gleichzeitig  den  Eingang  vom  schwarzen  Meer  in 
den  Bosporus  besetsen  und  auf  eine  Menge  genuesischer  Fracht*  v 
schiffe 9  die  tau  dem  enteren  kamen,  Beschhig  legen  Kesu.  Dil 
jedoch  die  Genuesen  ra  Gakta  sich  en  der  Tsrlangten  Entschätf^ 
gung  liakl  verstanden,  dauerte  diese  Blokade  nur  swel  Wochen*) 
und  halle  am  Ende  lüi  die  Genuesen  noch  den  Vorlheil,  dass  es 
bei  dieser  Geletrenheit  recht  an  den  Tag  kam,  wie  unentbehr- 
lich die  Vorsiadtcoionie  fUr  die  Hauptstadt  Con- 
stantinopel  war.    Bei  den  grossen  Verheerungen  nämlich, 
welche  die  catalanisehe  Compagnie  und  die  Ueuiasiatischen  Torinfl 
in  den  thracischen  und  macedonischen  Ebenen  angerichtet  hattei^ 
war  die  Hauptstadt  für  den  Bezug  von  Yictualien  hanptsfichlieh 
auf  die  Zuinhr  zur  See  angewiesen.   Viel  Getreide  und  sonstige 


1)  Stella  hat  Zarabi,  zur  Richtif^slelTtinf^  des  IVamens  vergL  ^cheha- 
beddin  in  Not.  et  extr.  XIII.  p.  341.    Ibn  Bamta  2,  350  f.       " " 

2)  Stella  bei  Mural.  XVII.  p.  1051  f.  -  >  ^    h  -  . 

3)  Daudolo  p.  412.    Sanuto  vite  dei  Duchi  p.  599.    Niceph.  Greg.  L, 
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Lebensmittel  kanien  von  den  Küsten  des  schwarzen  Meeres,  meist 
durch  Genuesen  herbeigeiühri,  da  die  griechische  Handelsmarine 
wenig  zahlreich  war.  Als  nun  Giustiniam  die  Mttndong  de« 
schwanen  Meeres  gegen  den  Bosporus  absperrte  nad  die  Last- 
schiffe ans  dem  schwanen  Heer  nicht  dnrchliess,  welche  Fhidhl 
von  dorther  und  gesalzene  Fische  von  den  Küsten  des  asow'schen 
Meeres  und  von  den  Miirulungen  des  Kuban  und  des  Don  her 
nach  Constantinopel  führten  0»  brach  in  Gonstantinopel  Thea« 
enmg  aus. 

Bald  nach  diesen  Begebenheiten  wurde  der  alte  Andronicus  IL 
von  seinem  Enkel  Andronicus  ID.  dem  Jüngeren  entthront 
Es  kam  dadurch  wieder  frischeres  Lehen  in  den  griechischen 
Staat.   Der  neue  Kaiser  war  kriegerisch  und  hob  namentlich  die 


1)  Die  Stelle,  welche  ich  hier  wiedenogeben  vetfocht  hibe,  lautet  im 
Original  Niceph.  Greg.  1,  417:  »m  ik  wfM»  To^jp^y  Maa  ym^oiSa^  U/mu. 
KmuuSti  rt  mV  Ätmdri^ig  mA  nont/utlk  Tan^iiSfg.**  Bei  dem  eriten  der  hier 
.Torkonunenden  Eigemiemen  hal  mau  bisher  darehginglg  «a  dem  Kopaia-See  in 
BAotieii  gedacht  (s.  Boivto  an  der  Stefle  2, 1237  nnd  nach  .ihn  Sauli  1, 386» 
Canale  4,  315,  auch  Köhler  in  seiner  berühmten  Abhandlung  flher  den  Ti^^of 
Häm.  de  l'Acad.  de  Petersb.,  S^r.  VI.  T.  1.  p.  376  u.  Not.  288).  Aber  ich  kann 
ei  nicht  recht  begreifen,  dass  sich  Constantinopel  sollte  aus  dem  böo tischen 
Binnensee  mit  gesalzenen  Fischen  versorgt  haben,  zumal  in  einer  Zeit,  wo 
Böotien  in  den  Händen  der  catalanischen  Compagnie  war.  Femer  ist  mir 
nicht  klar,  wie  durch  die  in  Rede  stehende  Blokade  Schiffe,  die  von  Böotien 
her  nach  Constantinopel  kamen,  sollten  a])<ic?peri  t  worden  sein,  da  Giiisti- 
niani  seine  Aufslellunff  einer'^pits  im  goldenen  Horn,  andererseits  an  der 
südwestlichen  Mündung  des  schwarzen  Meeres  nahm.  Es  ist  mir  vielmehr 
mehr  als  wahrscheinlich,  dass  Nicephorus  neben  (]t  r  Mäolis  und  dem  Tanais 
eine  dritte  gleichfalls  pontische  Localitat  nennen  wollte.  Ich  denke  an 
die  südöstliche  Bucht  des  asow  sehen  Meeres .  in  \vciche  sich  der  Kuban 
ergiesst  und  die  eigentlich  von  der  Kul);inmiin*lim<;  gebildet  wird  M/uvrj 
Ktantm  =  Kuban-Liman') ;  an  dieser  lag  und  wird  schon  auf  den  ältesten 
mittelalterlichen  Charten  verzeichnet  die  Stadt  Copa ,  wo  die  Genuesen  ein 
Consnlat  hatten.  Diese  Bndit  konnte  als  ein  geographisch  deutlich  geson- 
derter Tbeil  woU  neben  dem  Gänsen,  der  Miotii  an^fthrt  werden,  und 
das»  sie  sonst  unter  dem  Namen  Kopais  nicht  ▼orkommt,  hat  nicht  viel  an 
bedeuten.  Es  ist  wohl  gestattet  anzunehmen,  dass  Nicephorus  mit  derselben 
Licens,  mit  welcher  er  die  Eigennamen  in  den  Pluralis  versetat,  andi  die 
ans  Eopa  abgeleitete  Form  Kopais  fttr  den  betreffenden  Meerestheil  tigen- 
michtig  bildete,  - 
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Marine,  welche  sein  Vorgänger  ungebührlich  vernachlässigl  hatte, 
in  Kurzem  zu  stattlicher  Blüthe  einpor.  Eine  seiner  ersten  Thaten 
war  die  Wiedereroberung  von  Chios,  dessen  Besitz,  wie 
wir  gesehen,  die  genuesische  Familie  Zaccaria  usnrpirt  hatte.  £r<- 
Uttert  ttber  die  druckenden  Abgaben ,  welche  «e  diesen  latenii- 
^hen  Herrn  zu  gi^n  hatten,  Inden  die  efaiotiachen  Griechen  den 
Kaiser  ein,  sich  wieder  der  Insel  zu  bemächtigen.  Andronicus 
rüstete  eine  ungewöhnlich  starke  Flotte  und  es  gelang  ihm  mit 
HuHe  der  griechischen  Bewohner  der  Insel  \)  im  Jahre  132U  ganz 
leicht,  den  Martine  Zaccaria,  welcher  damals  die  Insel  beherrschte, 
nur  Capitulation  zu  zwingen  und  ihn  gefangen  nach  Constantinopel 
abzufiähren;  dessen  Bruder  Benedette,  welcher  ans  eigennützigen 
Absichten  an  Marthio  zum  Verrftther  geworden  war,  wurde  ohne 
Lohn  für  seinen  Verrath  fortgeschickt,  weil  er  seine  Forderungen 
zu  hoch  spannte,  machte  dann  noch  einen  vergeblichen  Versuch, 
die  Insel  für  sich  zu  erobern  und  starb  1330  aus  Aerger  über 
dieses  Esslingen  Von  Chios  aus  wandte  sich  Andrbnicus  gegen 
Phocäa,  um  auch  hier  das  byzantinische  Regiment  wieder- 
herzustellen. Phocäa  war,  wie  wir  gesehen  haben,  aus  der  Hand 
des  Paleologo  Zaccaria,  welcher  im  Jahr  1314  kinderlos  starb, 
in  die  des  Andrcolo  Cattaneo  übergegangen,  ^^och  gebot 
dieser  in  Phocäa,  als  Andronicus  d.  J.  vor  der  Stadt  erschien,  er 
war  aber  damals  eben  abwesend  und  hatte  die  Stadt  in  die  Obhut 
seines  Oheims  Arrigo  Tartaro  gegeben.  Ohne  einen  Widerstand 
zu  versuchen,  ttbergab  Arrigo  dem  Kaiser  Stadt  und  Burg  Neu- 
phocäa  und  huldigte  ihm  als  seinem  Herrn  sammt  der  genuesischen 
Besatzung,  wogegen  Andronicus,  nachdem  er  sein  Recht  auf 
Phocäa  dmch  zweitägiges  Hofhalten  in  der  Burg  aufs  Neue  oon- 
statirt  hatte,  dem  Arrigo  im  Namen  des  abwesenden  Andrea  die 

1)  Auch  der  Honog  von  Haxos  Niccolö  Sanuto  liess  vier  Schiffe  zur 
grieohiioheii  Flotte  ftoaeen;  fo  erUhlt  weofgtteBS  Woephoriii  Gregora&,  1, 
488  nid  seine  Darttellimg  erscheint  gkubwflrdiger,  als  die  des  Centacoaeniis 
1«  885,  welcher  den  Hersog  von  Noos  erst  nedi  erfolgter  Erobening  dar 
Ins^l  siir  Begrttssnnf  des  Kaisers  herOberfcommen  lisst.  Aneh  hier  sehen 
wir  wieder,  wie  die  Venetianer  keine  Gelegenheit  vorbeiliessen,,  am  die 
Genuesen  aus  ihren  Positionen  in  Romanien  cn  verdriagen. 

^  Cantaeas.  1,  871~.88&  880  f.  Niceph«  Greg.  1,  488 1  Jord.  CaiaL 
p.  68.  Lndolph.  de  Sachen  p.  28  f.  Hopf,  Ari  Giostiniani  p.  812  t 
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Statthalterschaft  daslbst  auf  unbcstinimle  Zeit  übcriiess  So  wurde 
durch  rechtzeitige  Nachgiebigkeit  Phocäa  den»  Haus  Caltaneo  er- 
halten. Andreolo  starb  bald  darauf  (1331);  sein  Sohn  und  Nach- 
folger Domenico  vergass  bald,  dass  er  blos  byzantinischer  Statt- 
halter war,  benahm  sich  wieder  ganz  als  Herr  von  Phocäa  und 
eignete  sich  noch  dazu  mit  Waffengewalt  eine  der  schönsten 
Inseln  des  griechischen  Reichs  an.  Wie  Benedetto  Zaccaria  seiner 
Zeil  von  Phocöa  aus  sich  der  Insel  Chios  bemächtigt  hatte,  so 
occupirte  jetzt  Domenico  Cattaneo  das  nicht  nnnder  reiche  Lesbos. 
Diess  hängt  jedoch  mit  Ereignissen  von  allgemeiner  Tragweite 
zusammen,  welche  erst  erzählt  werden  müssen. 
'  Die  Türken  hatten  zu  jener  Zeit  nicht  blos  durch  die  Ein- 
nahme der  Städte  Brusa,  Nicomedien  und  Nicäa  (1326 — 1330) 
die  unter  griechischer  Herrschaft  stehenden  kleinasiatischcn  Länder 
auf  einen  kaum  mehr  zu  beachtenden  Rest  reducirt,  sondern 
suchten  auch  immer  häufiger  die  Inseln  des  griechischen  Archipel 
und  die  europäischen  Küsten  desselben  mit  ihren  verheerenden 
Ueberfällen  heim  und  fügten  den  abendländischen  Handelsnationen 
durch  ihre  Corsarenschiife  unberechenbaren  Schaden  zu  ^).  Die 
Venetianer,  durch  die  türkischen  Corsaren  in  ihrem  Levantehandel 
wesentlich  benachtheiligt,  wandten  sich  an  den  Pabst  Johann  22. 
mit  der  Bitte  um  Aufmahnung  des  Abendlandes  zur  Bekämpfung 
der  Türken.  Ihre  Bitte  begegnete  sich  mit  dem  Project  eines 
Kreuzzugs  nach  Syrien,  welches  der  damalige  König  Philipp  6. 
von  Frankreich  gefasst  hatte.  Nach  vielen  Verhandlungen  zwischen 
dem  Pabst,  Venedig,  K.  Philipp,  K.  Robert  von  Neapel,  dem  König 
von  Cypern,  den  Rhodisern  und  dem  Kaiser  Andronicus  (denn 
alle  diese  Mächte  wurden  in  den  Bund  gezogen)  ^)  ward  auf  das 
■  "  / 

1)  Cantacuz.  1,  388  —  390.  Nach  ihm  hätte  sich  die  Herrschaft  des 
Cattaneo  gar  nicht  auf  Altphocän  erstreckt;  es  ist  aber  nicht  abzusehen, 
warum  nicht  der  ganze  Besitz  der  Zaccaria  auf  ihn  sollte  übergegangen 
sein;  die  Griechen  besassen  an  diesem  Küstenstrich  nichts,  die  Türken  aber 
wurden  durch  die  Tapferkeit  der  genuesischen  Besitzung  in  Neuphocäa  ab- 
gehalten, sich  in  den  Besitz  Altphocäa's  und  der  nahen  Alaungruben  zu 
setzen. 

2)  Niceph.  Greg.  1,  523.    Raynald.  a.  a.  1332  nr.  23.  24. 

8)  lieber  die  Verhandlungen  s.  Raynald.  1.  c.  n.  a.  a.  1333  nr.  13  CT. 
Romanin  3,  112  ff. 
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Jahr  1335  der  grosse  Kreuzzug  verabredet,  zunächst  aber  um  der 
Türkennoth  in  Romanien  zu  steuern,  erschien  eine  von  den  abend- 
ländischen Mächten  ausgerüstete  Flotte  unter  Jean  de  Cepoy, 
dem  Sohn  jenes  Thibaut,  welchen  wir  als  Agenten  Karls  von 
Valois  kennen  gelernt  haben,  im  Jahr  1334  in  den  griechischen 
Gewässern,  schlug  ein  grosses  türkisches  Geschwader  und  ver- 
heerte die  türkischen  Küsten,  scheint  aber  bald  wieder  heimgesegelt 
zu  sein  Indessen  hatten  auch  die  Rhodiser ,  der  Herzog  von 
Naxos  und  der  Herr  von  Phocäa  sich  gerüstet.  Als  nun  die  Ex- 
pedition der  Abendländer  so  bald  wieder  abgebrochen  wurde,  be- 
schlossen sie,  damit  ihre  Rüstungen  nicht  vergebHch  seien,  einen 
Angrilf  auf  Lesbos  und  eroberten  diese  Insel;  die  Rhodiser  und 
der  Herzog  von  Naxos  mussten  aber  den  Raub  wieder  fahren 
lassen;  denn  der  Herr  von  Phocäa  wusste  sich  durch  List  und 
Gewalt  den  Alleinbesitz  der  Insel  zu  sichern  und  siedelte  sofort 
hieher  über,  indem  er  in  Phocäa  blos  eine  Besatzung  zurückliess 
Für  die  Genuesen  in  G  a  1  a  t  a  war  es  sehr  erfreulich,  einen  Lands- 
mann in  Besitz  einer  so  fruchtbaren  Insel  wie  Lesbos  zu  sehen^ 
welche  gewissermaassen  als  ein  Ersatz  für  das  verlorene  Chios 
gelten  konnte.  Ihre  Freude  über  dieses  Ereigniss  war  aber  mit 
einer  für  den  Kaiser  Andronicus  beleidigenden  und  bedrohlichen 
Haltung  gepaart.  Sie  grollten  dem  Kaiser  nicht  blos  desshalb,  weil 
er  die  Zaccaria  aus  dem  Besitze  von  Chios  vertrieben  und  die 
Cattaneo  in  Phocäa  gedemüthigt,  sondeni  auch  weil  er  die 
feindselige  und  misstrauische  Politik  seiner  Vor- 
gänger gegen  die  Venetianer  aufgegeben  und  sich 
diesen  wieder  entschieden  genähert  hatte.  Fürs  Erste 
wandte  sich  nämlich  Andronicus  schon  damals,  als  er  seinen  Gross- 
vater vom  Throne  stossen  wollte,  an  den  venetianischen  Admiral 
Giustiniani  mit  der  Bitte  um  Hülfe  (die  ihm  freilich  verweigert 
wurde)       Fürs  Zweite  unterhandelte  Andronicus  mit  den  Vene- 

1)  Raynald.  a.  a.  1334  nr.  7  ff.  Giov.  Villani  11,  18  (ed.  Dragomanni 
T.  3.  p.  235).  Niceph.  Greg.  1,  525  stellt  es  so  dar,  als  ob  die  Expedition 
bei  den  Abendländern  von  vorne  herein  auf  Hindernisse  gestossen  wäre  und 
der  Kaiser  sie  vergeblich  erwartet  hätte. 

2)  Niceph.  Greg.  1,  525  f.    Cantacuz.  1,  470  f. 

3)  Niceph.  Greg.  1,  417.  ^. 
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tianern  und  nicht  mil  den  Genuesen,  als  es  sich  darum  handelte,  > 
Hülfe  voui  Abendland  orpjTcn  die  Türken  zu  beschaffen      worauf  '^-^ 
denn  die  Yeneüaner  nicht  blos  die  allgemeine  Expedition  des  [ 
A)»endlaDds  gegen  diese  förderten,  sondern  auch  eine  besondere  I 
Flotte  unter  Pietro  Zeno  in  den  Archipel  schickten      Ans  diesem 
Gnuide  beobachteten  nun  die  Genuesen  die  Verträge  mit  dem 
tiiiechischen  Reich  nicht  eben  sorgfällig,  verstärkten  ihre  alten 
Btiosliuiino-en  zu  Galala  und  iihcrsrhritten  sogar  die  Greil zliniiui 
iines  Uuartiers,  um  aul  dci  liuiter  Galata  sich  erhebenden  Hulie  ' 
castellähnliche  Bauten  aufzuführen  j  welche  sie  mit  Waffen  aller  ' 
Art  füllten  0-   Der  Kaiser,  weh^her  sich  auf  die  Nachricht  iron 
dem  Einfall  der  Lateiner  in  Lesbos  hui  sogleich  zur  Wieder* 
eroberung  dieser  Insel  anschickte,^  wollte  die  Stadt  nicht  verlassen, 
ohne  YdiiiLT  die  Peroten  gedemiithiül  zu  lialien.    Er  licss  vor  i 
alk'iu  jene  ca^lL'Unliiilichen  Bauten  auf  der  Hohe,  deren  Auffüli- 
rung  den  Bestimmungen  des  rrivilegienbriefs  vom  Jahr  1304  ; 
gänzlich  zuwiderlief,  niederbrennen,  berannte  aber  ^Galata  selbst 
nichty  welches,  sich  schon  auf  eine  emstliche  Belagerung  gefiust 
r       machte  und  vüllig  gegen  die  Hauptstadt  abschloss.  Wie  Grtther 
die  Unentbehrlichkeit  der  Vorstadl  für  die  Hauptstadt  durch  die 
Blokade  G  iiisliriiarii  s  in  s  larht  gestellt  wordeii  war,  so  jetzt  das 
Bediirfniss  dei   Vorstadl  niil  der  Hauptstadt  zu  verkehren;  es 
!( hlte  in  Galata  bald  an  manchem  zum  Leben  Nöthigen,  was  man 
bisher  in  Constantinopel  geholt  halte  und  den  Leuten,  die  vom 
Kleinverkehr  lebten,  war  ihr  Markt  und  damit  auch  ihr  Verdienst 
abgeschnitten.   So  fanden  es  die  Machthaber  in  Galata  doch  für 
gut,  nach  siebentägigem  Grollen  die  feiudlirlii;  llaltunir  cregen  An- 
dronieus  aulzugeben  und  der  Kaiser  brach  von  dieser  Seite  ilurrh 
Friedensversicherungen  beruhigt  mit  einer  staltUchen  Flotte  zur 
Bekämpfung  des  Domenico  Cattaneo  auf     Nachdem  er  diesem  fünf 

Schiffe  an  der  lesbischen  Kflste  genommen  und  Truppen  an's 

  -  *  I 

1)  Romanin  3,  114,  ' 

2)  Dandülo  p.  413  not.  Romamn  l.  c.  ' 

3)  Niccph.  Grog.  1,  527.  ! 

4)  Kiceph.  Greg.'  1,  528;  Canlacuz.  I,  476  f.  spricht  weniger  geitaU 
lutemchlet  blos  von  biiteien  VorwürfeD,  welche  der  Kaimt  den  Peroten 
wegen  des  Raubs  der  Insel  Lesbos  gemacht  habe. 
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Milylene  zu  belajrem,  richtete  er  seinen  Haupt  mcfrifF  zunächst  auf 
Phücaa,  wobei  er  der  Unterstützung  des  Sultans  von  Magnesia 
Saru-Khan  0  (^«(»X"**'/^)  sich  zu  erfreuen  hatte.  Zu  diesem  Sultan 
Stand  die  genuesische  Cok>nie  zn  Phocfta  in  einem  eigenthümlichen 
Terbültniss.  Sie  schickte  ihm  auf  der  ehien  Sdte  jährlich  eine 
durch  einen  alten  Vertrag  bestimmte  Summe  Geldes  als  Geschenk  % 
auf  der  andern  Seile  lebte  sie  in  beständiger  Fehde  mit  ihm  und 
bewahrte  eben  damals  den  Sohn  des  Sultans  inil  andern  Geissein 
als  Gefangenen.  Der  Sultan,  weicher  die  Tapferkeit  ihrer  kriege- 
rischen Mannschaft  ^)  hd  mancher  Gelegenheit  schon  erfahren 
und  die  Festigkeit  ihres  KasteUs  kannte,  wagte  sie  nicht  mak^ 
greifen,  bis  der  griechische  Kaiser  den  Anstoss  dazu  gabt 
Beide  msammen  belagerten  Phoctta  fast  ein  halbes  Jahf  lang', 
schon  bedrohte  Hungersnoth  die  Belagerten  und  konnte  nur  da- 
durch vorUnifig  beseitigt  werden,  dass  die  Lateiner  die  sämmt- 
libhen  griechischen  Einwohner  aus  der  Stadt  stiessen.  Da  kam 
endKeh  (1336)  ein  Vertrag  zu  Stande,  der  genuesische  Statthalter 
kl  PhocMa  gab  die  tärkischen  Gefikngenen  firei  und  Verbttigt^  üMk 
flir  die  Räumung  der  Ins^  Lesbos  durch  Cattaneo;  er1k^(^ 
aber,  dass  nicht  sowohl  dieser  Vertrag,  als  der  Abfall  seiner  voi4 
den  Griechen  bestochenen  Soldaten  den  letzttion  veranlasste, 
endlich  die  Insel  oder  vielmehr  die  Hauptstadt,  die  er  allein  noch 
besass,  aufzugeben 0.  Er  kehrte  nach  Phocäa  zurück,  welches 
Ihm  der  Kaiser  zwar  nicht  zu  eigen,  aber  doch  zur  Nutzniessung 
gelassen  hatte.  Doch  sollte  er  sich  auch  dieses  geschmälerten 

1)  VeW  dMMn  Sutttn  nnd  uin  Gebiel  t.  Ihn  BiiUit«  2,  SIS  f.  Hot 
et  eztr.  XIII,  889.  868.  Deguignes  Gesch.  der  Hunnen  Bd.  2,  Bjich  XL 
S,  76.  DncaB  p.  13.  Nioeph.  Greg.  1,  214.  Phrentxes  p.  77.  Lmil  Chnl» 
cocond.  p.  15.  66.   Cantacuz.  1,  886  n.  sonst. 

2)  Ihn  I^atuta  2,  314.  Ducas  p.  162  f.  Letzterer  kennt  genan  die 
Summe  des  Ti  i})uts;  - seinen  Zeitbestimmungen  zufolge  müssen  schon  die  Zac- 
caria gegen  das  Ende  des  dreizehnten  Jahrhunderts  denselben  besidiU  haben. 

3)  Sie  bestand  in  den  Zeiten  des  Andreolo  Cattaneo  am  52  Rittern 
nnd  400  Mann  m  Fuss.  Jord.  Catal.  p.  63. 

4)  Vorstehende  Erzählung  ist  entnommen  au  Niceph.  Gre^.  1,  529 — 535 
und  ans  Cantacii/..  1.  477—485,  weldie  beiden  Berichterstatter  freilich  im 
Einzelnen  stark  divergiren. 
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Besitzes  nicht  lan^  meKr  erfreuen.  Denn  Vier  Jabre  nachher 

(1340)  empörten  sich  die  griechischen  Bewohner,  während  er 
auf  der  Jagd  war,  überwäUigten  die  kleine  lateinische  iksatzung 
und  riefen  den  Kaiser  zum  alleinigen  Herrn  der  hladt  aus.  Ein 
griechischer  Megaduca  nahm  nun  als  Statthalter  des  Kaisers  das 
Regiment  daselbst  an  sich 

Es  ist  leicht  einzusehen,  dass  die  Bewohner  vonOalata  durch 
das  kriegerische  Vorgehen  des  Kaisers  gegen  Lesbos  und  Phocia 
noch  mehr  verstimmt  und  erbittert  wurden,  als  sie  es  srliou 
voiiier  waren.  Der  fciultan  der  Osmanen ,  Urchan ,  nahm  diese 
feindselige  Stimmung  der  Genuesen  gegen  Andronicus  mit  in 
Rechnung  ids  er.>«n^tiJ^h|r|j^J^7  «^enr^HeUfspo^^  dessen  asia- 
tisches Ufer  er  schon  länger  inne  hatte,  auf  zwei  Funkten  zu 
überschreiten  und  die  Stadt  Constantinopel  selbst  anzugreifen 
wagte.  Ob  eine  bestimmte  Uebereinkunft  mit  den  Be'wohnem 
(jaluhi  >  iliiii  Aiissit  fd  ;inf  ihre  Hidle  oder  doch  auf  ihre  Neutra- 
lität eruütietc,  können  wir  nicht  (inehr  enlscheiden,  und  ilie  Frage 
ist  aadi  insofern  von  keiner  gnoissen  Wicl)tigkei^  diefi:  Aiigriif 
ürchans,  ehe  er  die  Hauptstadt  se&st  herühreii  konnt^^  TOn  dem 
griechischen  Kaiser  abgeschlagen  i  mnrde ;  gleiphwoU  dient .  Jena 
Naelüicbt  vörtreffKiDh  dazu,  zu  zeigen,  bis  z^^^tehem-  firad  dai 
durch  den  Vertrag  von  j\yin[)li;injii  Ijcsiegellc  Buildings  zwischen 
B  yzanz  und  Genuji  unter  4em  diittai  l*alüolögea  gelockert ,  waiv  . 

- "  ■■■1  — 

1)  Hlceph.  Greg.  1,  553.    Hopf,  Art.  Giustiniaui  p.  313.  315. 

2)  Niceph.  Greg.  1,  539.  "  '  '• 
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lieber  die  Bedeutung  der  Leinen  Ma^biayelH's  für 

die  wisseuBcixaftliclie  Staatskunst 


Von  Prof.  Franx  Torllader  in  Marburg. 


Mohlis  gründliche  Monographie  über  die  Machiaveili-Literatur 
ist  in  vielen  Beziehungen  lehrreich  und  erfreulich,  aber  etwas 
Niederscblagendes  hat  die  Bemerkong,  die  ans  der  LedOie  der- 
selben hervorgeht,  dass  selbst  ein  so  bedeutender  und  dorchaas 
klarer  Henker  wie  M.  es  nicht  dazu  gebracht  hat,  von  seinen 
Kritikern  iriit  einiger  Aultnerksamkeil  und  in  seinen  Hauptschriflen 
wenigstens  vollständig  gelesen  zu  werden.  Die  Leichtfertigkeit 
und  Dreistigkeit  der  Urtheile  Uber  ihn  könnten  nicht  so  gross  sein, 
wenn  diese  beiden  bfliifen  nothwendigeii  Bedingungen  jeder  Kritik 
auch  nur  einigermaassen  erfÜIH  worden  wiren  \  einzehie  Aeussenm- 
gen  haben  meistens  genflgt,  um  nach  denselben  ein  Verdammongs- 
urtheil  über  seine  Schriften  zu  fallen.  Allerdings  kommt  hierbei 
in  Betracht,  dass  ein  näher  eingehendes  historisches  und  kritisches 
Yerstandoiss  mancherlei  Schwierigkeiten  darbot,  aber  Uennuch 
bleibt  es  überraschend,  dass  eine  unbefangene  Auffassung  und 
\  Kritik  des  Hachiavellischeii  Standpunkts  erst  mit  Gervinus  Macau- 
'  lay  u.  A;  begonnen  hat  l^lese  bracht  bekanntiich  liierzu  die 
Bahn,  indem  sie  näher  auf  das  Verhftitniss  der  Schriften  Macbia- 
vellis  zu  der  Culturbildung  seiner  Zeit  und  seines  Volks  eingingen. 
Ein  eigenthuniliches  Hinderniss  für  eine  nähere  vollständigere  Auf- 
fassung seiner  Lehren  lag  auch  wohl  in  der  aphoristischen  Zer- 
streutheit der  einzelnen  Aeossentngen  in  seinen  verschiedenen 
Schriften»    Dieses  Hindenuss  ist  m  der  neuesten  Zeit  durch 
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mehrere  Darstellungen  seiner  Lehren  überhaupt  beseitigt  worden.  • 
-Meiner  Darstellung  (in  der  Geschichte  der  Moral  u.  s.  w.)  gibt" 
Mohl  das  Zeugniss,  dass  sie  tieler  eingehend  die  Lehren  in  ihrem 
inneren  Zusammenhange  aufgefasst  habe  und  meiner  kurzen  kri- 
tischen Würdigung  findet  derselbe  nur  wenig  beizufügen,  um  zu 
einem  Abschluss  zu  gelangen  (Gesch.  u.  Lit.  d.  St.  IlL  584,  594). 
An  die  jetzt  wohl  bis  einem  gewissen  Grade  gelöste  Aufgabe  ** 
des  Verständnisses  im  Allgemeinen  schliesst  sich  nun  die  zweite  r 
speciellere  an,  die  der  Würdigung  der  wissenschaftlichen  Bedeu-  i 
tung  dieser  Lehren  für  die  Staatskunst.    Selbst  bei  Gervinus, 
Macaulay,  Ranke  finden  sich  hierüber  nur  einzelne  summarische 
Bemerkungen;  erst  Mohl  unternimmt  eine  solche  zwar  kurz,  aber 
eingehend  und  bestimmt.    Da  indess  derselbe  schon  der  Kürze 
wegen  nicht  Ansprüche  darauf  macht,  den  Gegenstand  zu  er- 
schöpfen, so  möge  uns  hier  gestattet  werden,  einen  Beitrag  zur 
Lösung  dieses  zweiten  Problems  zu  liefern.    Wir  werden  hierbei  * 
zunächst  an  Mohl  s  Kritik  anknüpfen,  hierauf  aber  das  vielbespro-  * 
ebene  bedenkliche  Verhaltniss  dieser  Lehren  zur  Moral  und  ihre  * 
Bedeutung  für  die  wissenschaftliche  Staatskunst  in's  Auge  fassen. 
Auf  eine  vollständige  Würdigung  der  politischen  Lehren  im  Ein-  ^ 
zelnen  müssen  wir  gegenwärtig  noch  verzichten,  da  hierzu  eine 
vollständigere  Sammlung  und  Uebersicht  derselben  nölhig  wäre, 
als  sie  bisher  vorliegt.  ' ' 

Mohl's  Würdigung  geht  genauer  ein  auf  die  Mängel,  als  auf* 
die  Verdienste  der  Lehren  Machiavell's.    »Seine  Schriften,«  be- 
merkt er  in  Rücksicht  auf  die  letzteren  (a.  a.  0.  S.  539),  »sind 
in  doppelter  Beziehung  vortrefilich  und  begründen  einen  wichtigen 
Abschnkt  in  der  wissenschaftlichen  Bearbeitung  der  Staatskunst.  ** 
Einmal  enthalten  sie  und  zwar  in  Menge  prächtige  einzelne  Sätze,  ^ 
die  Früchte  glücklichsten  Scharfsinnes,  scharfer  Beobachtung  und 
grosser  Welt-   und  Menschenkenntniss.     Es   sind  Wahrheiten, 
welchen  allgemeine  Anerkennung  gebührt,  und  welche  ohne  Wei- 
teres als  Axiome  dem  Gedächtniss  eingeprägt  und  als  Regeln  des 
Handelns  befolgt  werden  können.  Zweitens  aber  ist  seine  Methode 
vortrefflich.    Seit  Aristoteles  war  er  wieder  der  Erste,  welcher 
die  inneren  allgremeinen  Gründe  der  von  der  Geschichte  erzählten 
oder  von  ihm  selbst  erlebten  und  beobachteten  Tliatsache  aufzu-  ' 
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suchen  sich  bemühte  uiid  aus  den  einzelnen  Erscheinungen  auf 
die  Ursachen  schloss.«  —  Wir  vermissen  in  der  Anerkennung 
dieser  zweifachen  Vorlrefl'lichkeit  einen  genügenden  Grund,  warum 
diese  Lehren  einen  wichtigen  Abschnitt  in  der  Wissenschaft 
der  Staatskunst  begründen.  J)enn  einzehie  Sätze  können,  wie 
prächtig  sie  auch  sein  mögen  und  in  welcher  Menge  sie  auch 
auftreten,  keine  \>'issenschaft  bilden.  In  der  Literatur  aller  Völker 
finden  wir  solche  allgemeine  Lebensregeln,  Früchte  der  Menschen- 
kenntniss,  aber  auf  eine  wissenschaftliche  Bedeutung  machen  diese 
nicht  Anspruch  und  selbst  die  praktisclic  möchte  sich  auf  ein 
Geringes  reduciren.  Macaulay  wenigstens  behauptet  in  seiner  Ab^ 
handlung  über  M.,  dass  solche  Sentenzen  sciiwerlich  Jemals  eine 
thörichte  Handlung  verhindert  hätten,  gesteht  aber  den  Lehren 
Machiavell  s  das  eigenthümliche  Verdienst  zu,  dass  sie  zur  Leitung 
unseres  praktischen  Verhaltens  dienen  könnten,  und  zwar  nicht 
desshalb,  weil  sie  richtiger  und  tiefer  seien,  als  viele  andere, 
sondern  weil  sie  leichter  auf  die  Aufgaben  des  wirklichen  Lebens 
angewendet  werden  ki)nnen.  Worin  liegt  der  Grund  dieses  Vor- 
zugs? Sicherlich  wohl  nicht  in  den»  zweiten  Verdienst,  welches 
Mohl  denselben  einräumt,  dass  sie  die  iinieren  Gründe  geschicht- 
hcher  Thatsachen  enthalten ,  denn  es  handelt  sich  für  die  Auf- 
gaben der  wissenschaftlichen  Staatskunst  noch  um  etwas  mehr 
als  um  allgemeine  Gründe  von  einzelnen  Thatsachen.  Mit  Einem 
AVorte,  für  die  Wissenschaft  können  nur  diejenigen  Lehren  Be- 
deutung haben,  welche,  wenn  auch  empiristisch  und  aphoristisch 
aufgestellt,  doch  unter  sich  dadurch  in  Verbindung  stehen,  dass 
sie  aus  dem  tieferen  Erfassen  eines  nothwendigen  inneren  Zu- 
sammenhangs geschöpft  sind.  Als  ein  Haupt-  und  Grundverdienst 
seiner  Lehren  ist  anzuerkennen  ihre  streng  objective  Haltung, 
wobei  der  Autor  niemals  an  sich  selbst,  seine  Person,  seine  In- 
teressen denkt,  sondern  beständig  und  rücksichtslos  die  Wahrheit 
im  Auge  hat.  Mochte  er  auch  bei  der  Auffassung  des  Principe 
persönlich  nicht  uninteressirt  sein,  so  hat  diess  doch  keinen  Ein- 
fluss  auf  seine  Lehren,  aus  welchen  an  vielen  Stellen  ein  wahreif 
uninteressirter  Patriotismus  hervorleuchtet. 

,j  Machiavelli's  Betrachtungsweise  ist  allerdings  keine  philoso- 
phische, denn  sie  geht  nicht  auf  die  letzten  Principien  und  den 
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universellen  Zusaimiiciihang  zurück;  ihr  Zusamnimliano  ist  der 
der  praktischen  Staatszwecke :  ihre  Principicii  bestehen  in  ge- 
wissen Grundgedanken,  idie-unbewusst  oder  hewusst  seine  Lebrea 
beherrscIiBn.  Wir  verfiuchen  eine  |(urze  Ueberi^ichl  der  ited^qt^qr 
deren.  Gewiss  geht  er  dayon  aus,  dass  für  die  Staat^kuiist  Tl^^^  | 
und  Praxis  unzertreanlich  seien  und  In  der  engsten  ^Wechsel- 
wirkung stehen.  Er  kommt  oft  darauf  zurück,  dass  seine  Lehren 
ResnlUit  einer  »luiiga  iHiiiiea  e  coiilJiiini  lezione  delle  cuse  dei 
monrio  (^L)edicat  zu  den  Üiscossi)«  seien,  und  dass  er  nur  Nütz-j 
liebes  schreibe ,  daaiiti  es  an^^^irerührt  werde  ci^inieilui^g  dej^ 
Diso.  I.  n.)..  .  Die  yresejxi^icbß  Aufgabe  des :  Staatsmajuiesi  i^^,  ^ 
Mittel  für  die vfipti^^  Staatozweclfie,r;ij^>.  Auge,  zu  Suff^i 

diese  Zwecke  bestebeo,  nach  'Mt,  vorzugsweise  .in  der  Yerbesse-^ 
rung  der  Mäncrel  der  Einrichtungen  und  Ciesetze,  welclie  Mängel 
nach  sciiitr  Gründau ^rhauung  im  Lauf  der  Zeit  von  seihst  sich 
ergeben,  da  alle  li^endigen  Ko^iper,  jiuci^  die  Gesijlls<ciuü(t^  JbA^4 
entarten  ^  wenn  sie .  nicht  impaer .  ■.  von  Neuem:  iJirea  urs^prllfig- 
]ichea:Pfiiicipien  wü(}lf;gef^  werden«  j^ie,  Kimsk:  .des;3^a|s;- 
mannqft  besl;e}iti  aber;  d^n,  solche  Mängel  zu  .edcenneD^  i^y^ienn  si^ 
fiii^  das  gewöhnliche  Auge  noch  verborgen  siad,  denn  wenn  di^ 
Ki  aniJit  il  orst  zum  Ausbruch  gekomiutii  ist,  düSi>  Jedermuini  sie 
erkeniil,  su  ist  sie  nicht  mehr  zu  heilen  (Princ.  c.  3).  Die  Staab- 
kua$t  soll  so  wenig  wie  moglicit  dem  Zufall,  dem  Glück,  der 
Vorsehung  Gottes  übjerlassen,  denn  wir  finden  in  der  Gescbicftt^ 
tÜ»eraU^  dass  nur  durch  Thatkraft  und  Einsicht: grosse  DvBge.gejT 
schehen.  Sie  darf  daher  auch  nicht  durch  theotogische  oder  mora^ 
üsche  Vorstellungen  dessen  was  geschehen  sollte  sich  bestiuunen 
laÄ.scü,  dtjiiit  da>  \\iiide  in  der  Welt,  wie  sie  v^iiKlirli  ist,  den 
Untergang  des  HaiiUeluden  herbei! üiuen.  Die  Autmerksamkeit  des 
Staatsmannes  muss  ganz  und  gar  auf  die  Wirklichkeit  und  AVahr> 
heit  gerichtet  sein  Candare  dietro  alle  veritä  eifetuale  della  cosa 
Princ.  c.  18),  auf  die  wirlienden  Kräfte  im  Menschen  und  die  Art 
und  Weise,  wie  sie  unter  gewissen  Bedingungen  wirksam  sind; 
selbst  die  Tugeiidcii  kouimcu  Uli  ilm  nur  als  vviikciidc  KraTtc  iu 
Betraclit.  Da  nach  iM.  die  den  Menschen  bewegenden  kialie,  die 
Leidenschaften  der  Menschen,  die  Handlungen  derselben  und  der 
dadurph  bestimmte  Lauf  der  weitlichen  Ereignisse  überall  und 
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stets  im  Wesentlichen  auf  dieselbe  Weise  wiederkehren,  so  soll 
der  Staatsmann  den  Blick  erheben  über  die  Gegenwart  und  sein 
Volk  zu  der  geschichlichen  Vergangenheit,  um  im  Spiegel  der- 
selben das  Ve^g[angene  und  Zukünftige  aufztifassen.  Besonderit 
kommen  hierbei  in  Betracht  die  Griechen  und  Römer.  '  ' 

Fassen  wir  die  bezeichneten  Gesichtspunkte  zusammen,  so 
werden  wir  sagen  können,  dass  die  Lehren  Machiavelli's  getragen 
werden  durch  die  Grundgedanken  einer  rein  objectiven  thatkräf- 
tigen  Staat&kunst,  weiche  ihre  Zwecke  und  Mittel  nach  der  Natur 
der  gegebenen  Verhältnisse  bestinimt  und  im  Spiegel  der  €[eschichte 
die  Vorbilder  sudit  für  das 'BikennÄtt  und  fliaiiiddn.  Dass  die 
von  ihm  gegebene  Givndlage  der  Staatskdiist  in  ^wfssiiis«^ 
Beziehung  sclir  unvollkommen  bleiben  musste,  liegt  ia  der  Natur 
seines  praktiscliHMiipirislischen  Standpunkts.  M.  ist  zu  wenig  uni- 
verseller oder  philosophischer  Denker,  als  dass  er  auch  nur  den 
Gedanken  eines  Systems  der  Staatskunst  g^abt  hätte.  Seine 
Analyse  der  wirkenden  Kräfte  der  mensobHchen  Natui^  Me  auch 
der  anderweitigen  Bedingungen  för  die  Erhaftong  der  ^aten  ist 
nieht  umfassend  und  tief  getiug,  um  ein  System  begründen  sni 
köniun.  Er  hat  durchgängig  nur  einzelne  Mittel  für  einzelne 
Zwecke,  besonders  Mängel  der  Staatseinrichtungen  im  Auge. 
Auch  beschränken  sich  seine  n&her  eingehenden  Betrachtungen 
auf  die  republikanischen  Staatsformen  der  Alteik  und  die  kleinen 
Staaten  seines  Volkes  und  Sdner  Zeit.  Indern  er  endüch -  in  Rack- 
stcht  auf  die  sittlichen' Gmndsfitze  der  Denk-  ufid  V^iHahrungs- 
weise  der  Römer  und  seiner  Zeitgenossen  folgt,  gelangt  er  zu 
einer  verwerflichen  Unterordnung  der  Moral  unter  die  Zwecke  der 
Staatsklugheit.  Gehen  wir  über  zu  den  Vorwürfen  Mohl's,  welche 
diese  Mängel  näher  bezeichnen,  aber  in  mehreren  Punkten  etwas 
m  weit  zu  gehen  scheinen. 

Vor  Allem  verdient  M.,  nach  Moh!  (9^.  a.  0.  584)  ,  darüber 
Tadel,  das  Ziel  seiner  Staatskunst  zu  niedrig  gesteckt,  nämlich 
nicht  die  Lebenszwecke  des  Volks,  sondern  nur  den  Staat  und 
seine  Erhaltung,  also  nur  die  Mittel  für  jene  Zwecke  in  s  Auge 
gefasst  zu  haben.  Dieser  Tadel  wird  noch  näher  in  folgender 
Weise  motivirt  (S.  539):  »Vor  Allem  ist  khur,  dass  M.  den  so' 
weiten  Unterschied  zwisdien  dem  Staate  der  Neuzelt  ^  dessen 
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Aufhalte  die  Förderung  der  einzelnen  Theünehmer  dun^h  die 
Gesaminlkrait  ist,  und  dem  Staate  der  Alten,  in  welchem  der 
Einzelne  nur  als  ein  Bestandtheil  des  Ganzen  in  Betrachtung  kam  i 
und  onbedenkUch  als  Mittel  für  dasselbe  verwendet  wurde,  gar^ 
nicht  kennt  Alles  staatliche  Leben  und  Handebi  ist  ihm  nur 
eine  gute  oder  schlechte  Fortsetzung  des  Lebens  der  Alten, 
namentlich  der  Rümer  — ;  auf  diesen  Grundgedanken  sind  seine 
Mittel  berechnet.    Hieraus  ergibt  sich,  dass  seine  Lühic  als  ein 
Ganzes  und  Allgemeines  schon  in  ihrem  letzten  Grunde  für  die 
Staaten  der  Neuzeit  nicht  passt  und  dass  sie  von  Anfang  an  äa 
Anachronismus  war.«   Um  diesen  ScUuss  zu  prüfen,  fiissen  war  ^ 
zuerst  die  Vordersitze  desselboi  genauer  ins  Auge  und  zwar  zuerst  ■ 
die  Frage,  ob  der  von  Mohl  angestellte  Unterschied  des  Staates  * 
der  AlU;n  und  der  Neuzeit  wirklich  ein  so  duichgieifciKier  ist, 
dass  die  Staatskunst  Machiaveirs,  sofern  sie  auf  den  Staat  der 
Alten  oder  ähnliche  Formen  berechnet  war,  keine  Anwendung 
fönde  auf  die  neueren  Staaten«  Die  zweite  Frage  ist  die :  ob  die 
Staatskunst  Machiavell's   einen  hdhem  Stand[ninkt  einnehmen 
konnte  und  wiriilich  die  Lebenszwecke  des  Volks  nicht  berOck- 
^htigt 

Was  den  ersten  l'uiikt  betnlTl,  so  können  wir  den  von  Mohl 
in  abstracten  Gegensätzen  bezeichneten  Unterschied  iiiclit  aner- 
kennen. Wenn  der  Staat  der  Alten  um  die  besonderen  Bildungs- 
zwecke der  Individuen  sich  weniger  kümmerte,  so  lllsst  sich 
hieraus  nicht  folgern,  dass  die  Lebenszwecke  des  Volks  über- 
haupt demselben  gleichgültig  gewesen  wären,  denn  der  Staat 
der  Allen  fällt  ja  zusammen  mit  dem  Volke,  d.  h.  mit  dem  freien 
gebildeteren  Theile  desselben,  woraus  folgt,  dass  die  Zwecke  des 
Staats  mit  denen  des  Volks  ebentalls  übereinstimmen  mussten. 
Dass  der  Volksstaat  der  Alten  den  besonderen  Bildungszwecken 
der  Individuen  weniger  Raum  gewiihrte,  ist  keineswegs  begründet 
in  eigentiiflmlichen  Principlen  und  Zwecken  dieses  Staats,  sondern  , 
einerseits  in  der  bittem  Nothwmdigkeit,  dass  er  nicht  bestehen 
konnte  ohne  alle  personliche  Kräfte  und  wirthschaHliche  Mittel 
des  Volks  in  Anspruch  zu  nehmen,  woraus  denn  andererseits  sich 
ergab,  dass  die  persönlichen  Bildungsfunctionen  der  Individuen, 
wdl  sie  «uf  einer  niederen  Entwicklungsstufe  stehen  blieben, 
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weniger  der  Hülfe  und  Ansieht  des  Staates  bedurften.  Wo  aber  | 

und  so  weit  die  dringenden  Bedürfnisse  der  SelbsiLrliallung  des 
Staiits  l)t"friedigt  wai'i  ii.  wie  z.  B.  in  Athi'ti  in  .sciiirr  Üliithezeit, 
da  tiiat  der  Staat  Alles  was  in  seinen  Kratten  stand,  tür  die 
Zwecke  der  BiMnna  und  des  Genusses  der  Individuen,  für  die 
letzteren  sogar  bekanntlich  weit  mehr,  als  recht  war,  Ebeii:^9Q 
wenig  können  wir  die  Richtigkeit  des  anderen  Theiles  des  Sej«|y 
zugeben,  dass  die  Aufgabe  des  Staates  der  Neuzeit  sich  auf  die 
Förderung  der  ladividucn  diii-cli  die  Gesamintkrult  brschraiiktjj 
so  dass  der  Staat  nur  al&  Mittel  für  die  Zwecke  der  Individuen 
seine  Bedeutung  hatte.  Wenn  die  Individuen  durch  die  Gesainmt- 
kraCt  gefördert  werden  sollen,  so  muss  zugleich  und  zuvor  4I^ 
Gesammtkraft  des  Staats  und  Volks  durch  die  Individuen  gefDf- 
dert  werden,  denn  im  Ganzen  wurzelt  der  Einzelne  mit  allen 
seinen  Kräften,  seinen  Vorzügen  und  Mängeln  und  die  Gesammt- 
kraft verniaof  nicht  durch  sich  selbst  zu  existiren,  muss  durch 
die  peisüHliciiea  Kräfte  und  Mittel  der  Individuen  geiiiidet  und 
erhalten  werden.  Und  dies  geschieht  auch  in  der  Thai  im  Staa^ 
der  Neuzeit,  wenn  auch  in  einer  andern  Form,  doch  in  gan^ 
analoger  Weise  wie  im  Staate  der  Alten.  Auch  im  Staate  der 
Neuzeit  werden,  wie  ein  Blick  auf  die  Budgets  beweist,  die  persön- 
lichen Kräfte  und  die  wirthscliaftlichen  Mittel  in  einem  ganz  andern 
Ma;is>stiiJu'  vt'iwctidet  für  die  kiiegcriM  he  Selbblerliititiiiio-  des 
Staats  und  die  anderweitigen  Staatszwecke,  als  für  die  besondeni 
Lebenszwecke  des  Volks.  Hieraus  folgt,  dass  der  Unterschied 
zvnschen  dem  Staate  des  Alterthums  und  dem  der  Neuzeit  nicht 
durch  einen  directen  principiellen  Gegensatz  gebildet  wird,  sondern 
ein  relativer  ist,  begründet  in  dem  Yerhältniss  der  Organisation 
des  Staats  zu  der  fortsi  ln  cileuden  Cultur  und  Urganisaliuu  der  | 
Gesellet' liult  luK'i"  des  Volks. 

Sind  also  die  wesentlichen  Zwecke  des  Staates  der  Ait^n 
nicht  grundverschieden  von  denen  des  Staates  der  Neuzeit,  so 
wird  auch  ihre  Staatskunst  nicht  eine  grundverschiedene  sein,  so  | 
dass  die  allgemeinen  Regeln  der  Staatskunst  der  Alten  ganz  un-  I 
anwendbar  wären  auf  den  Staat  der  Neuzeit.  In  Rücksicht  auf 
den  hiM'hstt'U  ündzweck  des  Staats,  kuiiücn  dii-  nlliivinciDca  Grund- 
sätze der  Slaatskunst  für  die  verschiedeneu  Foruica  der  organi- 
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sirten  Staaten  niclrt  Tenchieden  seki.  Der  Vorwurf  MofaFs,  dass 

Machiavelli  diesen  Endzweck  zu  niedrig  aufgcfasst  habe,  indem 
er  liiti  auf  die  Erhaltung  behciiraaKL  wtudr  ^egiuiidei  sein,  wenn 
lauterer  die  Erhaltung  bloss  als  eine  ausserliohe  vorgestelll  hätte, 
^her  er  begreif!  sie  als.  beständige  ZurtickfÜhniiig  des  Staats  zu 
seinen  ursprüngüclm^  oatttrliehen,  sittlichen  Principien  (vergL 
meine  Darstellung  der  Lebre).  Diese  aber  Iftsst  sieb  doch  ilü- 
möglich  als  ein  niederer  Zweck  bezeichnen.  Wenn  er  in  der 
Aiinassiniu-  der  Priiiripien  du:  lieligiuu  und  die  mit  ihr  zu  ver- 
bindendt;  TJjaticratt  obenanstt-ilt  (vgl.  m.  Gesch.  S.  lOH  lij,  dieser 
die  guten  Sitten  und  angemessenen  («esetze  und  Einhcbtnngen 
folgen  lässt^  so  mOcht^  gegen  alles  dies  wenig  einzuwenden  und 
Hancbes  auch  jetzt  noch  zu  beachten  sein ;  mangelhaft  und  ein- 
seitig zeigt  sich  seine  Auffassung  der  allgemeinen  Bildungsprin^i^. 
picn  nur  in  der  Stellung,  welche  ei  der  Wissenschaft  giebt.  — 
Feiner  finden  sich  in  Mai  lii;ivcü  s  »Scln  iricii  viele  in  meine  Dar- 
stellung noch  nicht  autgenoinmene  Lehren,  welche  in  einer  Phy- 
siologie des  Staats  und  der  Staaten  stets  ihre  Stelle  behanpten 
r  werden,  die  auch  für  die  Staatskunst  zu  beachten  sind  Afler- 
dings  sind  die  besondem  Emrichtungen  und  Mittel,  die  er  im 
Staate  der  Allen  findet,  nicht  immer  unmittelbar  auf  die  Staaten 
der  Neiizftit  anzuwenden,  aber  nicht  aus  dem  (Jiuinh  .  die 
ailgetiiuiiieii  Zwecke  derselben  verschieden  sind,  suiidein  wegen 
der  Verschiedenheit  der  politischen  Organisation,  wie  auch  der 
socialen  und  wirthschaftlichen.  Auch  das  was  unmittdlbar  nicht 
anwendbar  ist,  kann  doch  vielleicht  mittelber  und  in  ehier  andere 
Form  beachtenswertfa  sein.  Bestehen  doch  auch  z.  E.  die  Lehren 
der  Vülkswirthseharis-J'olilik ,  \\'n)  sie  in  der  Gegenwart  ausge- 
bildet sind,  urosÄienliieils  aus  Lehren  und  ]■  ifidii'uniifii  liiidcrer 
Volker  und  Zeiten,  welche  wir  als  solche  iiidit  miimlleiiiiu  an- 
wenden ifcönnen.  Der  Vorwurf,  dass  die  Staatskunst  Machiavtdl  s 
fsßt  nur  mit  den  llittehi,  wenig  mit  der  Erörterung  der  besondem 
Zwecke  sich  beschfiftige,  würde  dieselbe  allerdings  treffen,  wenn 
sie  darauf  Ansprüche  machte,  ein  vollständiges  System  der  Staats- 
kunst zu  sein:  es  liefift  in  der  ^'at^ll■  ihres  [iraelisi  h-i'inpii  islischen 
Stajiil()iinkls,  dass  sie  aul  eine  Analyse  dei"  dein  Endzweck  unter- 
^ßof^eten  allgemeinen  Zwecke  nicht  eingeht.   Ist  auch  zuzu- 
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geben,  dass  seine  Lehren  vieles  för  die  Staaten  der  Gegenwart 

Unbrauchbare  enthalten  und  dagegen  vieles  für  diese  Wesentliche, 
besonders  die  huliern  BiUiungszvvecke  der  Gesells(  hall  wenig  be- 
rühren^ SO  sind  sie  darum  noch  nicht  als  ein  Anachronismus 
und  am  wenigsten  als  ein  solcher  von  vom  herein  anzosehen» 
Denn  die  italienischen  Staaten  des  16.  Jahrimnderts,  für  weilte 
M.  seine  Lehre  anfstellte,  sind  doch  jedenfatts  mehr  iaä  SlMMk 
des  Alterthums  gleich,  als  denen  der  Neuzeit.  Dass  M.  die  poli- 
tischen iiiul  ( tliis*  lit'n  Zwecke  nicht  weiter  verfolfifte.  als  in  den 
Staaten  seiner  Zeit  und  nicht  auf  den  ,Slaiui|mukl  der  iSeuzeil, 
-wie  dasselbe  iii  der  Gegenwart  sich  darstellt,  hierüber  kenn  ein 
^  gerechter  Torwurf  seine  Staatskunst  nicht  treflfen.  MM  innttdl 
bemerkt  CS*  538):  Ein  wahrhaft  grosser  Mann  erhebt  iMt  ^mSk 
fiber  den  SKtHdikeitsziistand  seiner  Zeit  und  seines  VoDh» 
zieht  vielleicht  diesen  zu  sich  hinaul.  Wir  geben  zu,  M.  war 
eine  solche  Ijuhere  iNaUu  uiciil.  Aber  wäre  er  auch  eine  he 
gewesen,  so  lässt  sich  doch  sehr  bezweifeln,  ob  ein  solches  Hm- 
aufziehen  der  verderbten  Italiener  jener  Zeit  möglich  gewessn 
wäre.  Die  FAtte  in  denen  ein  Volk  durch  emen  Forsten  ifii» 
Staatsmann  in  einem  erheblichen  Grade  sittlich  gehobev^wonlefft 
ist,  beschiaiiki  II  >ir}i  auf  die  Zeiten  und  Verhaltnisse  einfacher 
jugendlicher  CuUuieiilvvicklimg;  ist  Jirsc  v\>[.  wie  die  der  Italiener 
jener  Zeil,  zu  einer  gewissen  intellectuelien  Keile  im  guten  oder 
schlechten  Sinne  gediehen,  so  ist  nicht  wohl  denkbar,  wie  selbst 
ein  grosser  Staatsmann  einen  bedeutenden  nachhaltigen  A«^ 
Schwung  hatte  hervoibringen  können.  Wttren  Keime  «u  ^nen 
solchen  vorhanden  gewesen,  so  würden  die  ethischen  BeSlrebiW- 
gen  der  (l*Mit.s(  hen  Rfrininaii nen  in  ilalicu  mehr  Anerk^-iuninff 
und  ]\aclilulge  geiunden  haben.  —  Aber,  wird  man  uns  entgegnen, 
die  Lehren  Machiaveils  wenigstens  würden  wesentlich  andere  ge- 
worden sein^  über  ihren  gegenwärtigen  ethischen  Standpunkt  sieh 
erhoben  haben,  wenn  H.  Aber  den  SitUichkeitszustand  seiner  Zeit 
sich  erhoben  hätte.  Wir  wollen  nicht  darüber  streiteii,  wie  weit 
unter  solchen  Umstanden  nüitn  ln  rlei  Muililicalionen  seiner  Lehre 
gegangen  waren  ,  allein  eine  vvefeeulliche  Umänderung  dri  s.  Ihen 
nmss ,  so  weit  hierüber .  nach  gesichthchen  Analogien  sich 
urtheilen  Iftsst,  sehr  problematisch  erscheinen.    In  der  ganzen 
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Weltgeschichte  ist  wohl  kaum  Jemand  zu  findeai  der  in  seinen 
attgemeine«  ethiachen  und  wissenschaftlichen  Ideen  so  hoch  über 
Mine  Zeilgenoesen  sich  erhob,  ds  Piaton.  Aber  diesem  ist  es  nicht 
mir  nicht  gelangen,  seme  Zeitgenossen  sa  sich  zu  erheben ;  man 

kann  viehnehr  «mgekefari  behäa|iten ,  dass  er  in  seinen  Lehren, 

Wü  sie  das  wirkliche  Leben  des  Staats  /iifn  ijogeasUnd  haben, 
zu  denselben  herabgessuukeii  isl,  il.  h.  er  zeigt  sich  befangen  in 
den  Lebensgewohnheiten  desselben,  hat  rbrn  so  wenig  wie  diese^ 
einen  Begriff  von  der  Ireien  Sittiicbkei^  des  Individaums,  von  der 
sittlichen  Bedeutung  der  Familie;  er  findet  kern  Bedenken  als  Ge* 
setegeber  das  Abtreiben  der  Fmcbt  nnd  Tödten  der  Kinder  nnter 
gewissen  Umständen  vorzuschreiben.  Tadnastic  zuziilubscn  u.  s.  \v. 
VV'eiiii  nun  ein  wie  ilrr  Piainns,   der  von  seiner  ideRlen 

Hohe  so  tiet  aul  da&  wirkliche  Lehen  seines  Volks  herabsah,  doch 
in  der  Construoäon  seines  Staats  «nd  der  Anordnung  seiner  ehi- 
zehien  Einrichtungen  im  Wesentlichen  auf  demselben  Boden  ndSt 
seinen  Zeitgenossen  -stehen  geblieben  ist:  mit  welchem  Rechte 
körnten  wir  die  Anforderung  einer  bedeutenderen  wissenschaft- 
lichen Krh(  [)uti^^  im  einen  Mann  richten.  (i(  ^^sen  Gedanken  ganz 
und  gar  nur  darauf  gerii  liU  l  \v;n  f  n  zu  lehren  was  iür  seine 
Zeitgenossen  practisoh  ausiiihrbar  wäre !  ^Vie  i«:t  einem  solchen 
znsumuthen,  dass  er  seiner  Zeit  vorauseilend  zu  einer  Idee  der 
Staatskuttst  im  Sinne  der  Staaten  der  Neuzeit  sich  htttte  eiheben 
sollen!  Denn  die  letzteren  existirten  damals  noch  nicht,  zum 
wenigsten  nicht  in  der  umfassenderen  politischen  Form  und  Or- 
ganisation wie  ffefifenwarti^.  Machiavelii  s  (hu'chans  [»racli^Jche 
Staalskunst  konnte  nur  seme  Gegenwart  umlassen :  in  den  dis- 
corsi ,  die  vorzugsw^e  mit  der  Staatskunst  der  Republiken  sich 
beschäftigen,  hat  er  wohl  am  meisten  seine  vaterländische,  die 
Ftorentinische  Republik  im  Auge ;  im  Principe  ist  zwar  sein  Geist 
der  Zukunft  eines  griVsseren  ganz  Italien  umfassenden  Staates 
zugewendet.  j^iiMch  nur  (h-iii  kimltiatm  Werden  desselben ,  so 
dass  dal)tn  von  (h'i"  [n ililis(  licn  Oroanisiitioii  dieses  ölaalcs  noch 
nicht  die  Uede  sem  kaiui;  auch  die  Büdungszwecke  des  Volks 
können  nur  heiläufig  erwähnt  werden. 

Xttssen  wir  demnach  unsere  Anforderung  an  die  Staatsknnst 
Ifachiavell's  darauf  beschranken,  dass  sie  die  Lebenszwecke  des 
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Volkis  in  demselben  Sinne,  wie  der  Staat  der  Alten  und  seiner 
Zeit,  im  Auefe  behielt,  so  wird  man  nicht  behaupten  können,  dass 
sie  in  einem  Hauptpunkte  hinter  dieser  Forderung  zurückgeblieben 
wäre.  In  den  Discorsi  steht  er  auf  d(>m  Stamipiiiikt  der  Alten, 
wo  das  Wobl  des  Staats  mit  dem  des  Volks  rasammenOllit.  Aber 
wie  im  Principe?  Wird  in  demselben  nicht  das  Wohl  des  Volkg 
ganz  und  gar  der  Erhaltung  des  Pttrslen  aufgeopfert?  Wf%^ 
Huissen  diese  Frage  entschieden  venu  i neu.  Ziiorst  ist  nach  dtMu 
Giuuilgedankoii  fcseiner  Polilik  die  Si'lli>(prhaUuiig  dp^  Fürsten  die 
Grundbedingung  für  die  Zuruckluhrung  des  Staats  zu  seineil 
ursprünglichen  Principien,  d.  b.  für  das  Wohl  des  Ganzen^^aii»' 
auch  seiner  einxebien  Theile  und  im  Besondeni  die  Madhli' 
Stellung  und  Erhaltung  des  neuen  Fürsten  von  gans  Italien 
einzige  nothwendige  Mittel  für  das  Heil  des  ganzen  Italienischen 
Volkes.  Was  die  grauöumen  Mittel  brtiitlt,  so  Ireflcn  diese  wie 
unten  naher  nachgewiesen  wird ,  ruemals  das  Volk  überhaupt, 
sondern  nur  einzfine  aufrührerische  Elemente  desselben,  die 
Grossen  und  Reichen,  insofern  sie  gegen  die  Herrschaft  8ioii*«tf* 
lehnen;  vielmehr  kommt  M.  im  Principe  oft  auf  die  Noöiweadagwi 
keit  zurück,  das  Beste  des  Volks  zu  befördern  iz,  6.  c.^,  22). 

Der  zweite  Vorwurf  Mohl's  hnl  zum  (jcffenslande  die  antliroixj- 
logiistlit;  uilcr  ethiöclie  Cii  uiidanaiulit  dm  Staatskuast  Maihiavell  s, 
die  Unterschatzung  des  Menschen.  »Es  i.st  nicht  wahr,  lehrt 
Mohl  (S.  d4ü>,  dass  die  Menschen  sämratlich  und  durchaus 
schlecht  sind,  dass  sie  immer  das  Böse  thun,  wenn  sie  nicht  «il 
Gewalt  davon  abgehalten  werden,  dass  also  nichts  Höheres  in 
ihnen  lebt  und  auch  die  Staatskunst  weder  ein  solches  Höhere 
zu  achten,  iiuch  sich  iiiif  solrhp«  zu  sfiitz^'n  h?diie.«  Indem  wir 
auch  hier  den  allgi^nieinen  positiven  liehaupiuiigen  Muld  s  iiei- 
slimmen,  kiHinen  wir  nicht  umhin,  den  Yorwurl  gegen  AL 
in  seiner  Schrottheit  abzulehnen.  M.  behauptet  nirgends^  dass 
die  Menschen  sämmtlich  und  durchaus  schlecht  seien  und  dies 
liegt  auch  nicht  in  dem  Sinne  seiner  ganzen  Auffassung,  welche 
mehr  dahin  afdit,  die  Schwache  und  die  Neisfunireii  /um  Schlechten, 
wie  sie  Ik  i  der  grossien  Mcul:*'  drr  Mms«  Iumi  ziini  Vorsclictn 
kommen,  hervorzulit;hen.  In  der  Hauphlrllc.  wclclio  Idcr  in 
Betracht  kommt         l  3}  lehrt  er,  alle  politischen  SchrütsteUer 
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imd  die  geseUchtiiclie  Erfafamng  wdse  darauf  hin,  dass  es  nöthig 
061,  alle  Meaacbeii  TorauszBsetzeii  als  schlecht  und  als  be* 
tittligend  die  ScMechtigkeit,  wenn  sie  dazu  freie  GelegenheH 
haben,  dass  sie  durch  die  Nothwendigkeit,  durch  das  Gesets  zum ' 

Tfuiii  des  Guten  irf^zwiinofcn  worden  müssen,  denn  <lns  (jirsctz  sei 
nicht  ii()tliiLr.  wo  etwas  ans  sich  bclbsl,  oliiuMJcsolz.  *i"iit  huiidclt; 
es  sei  nur  nolhig,  wo  diese  |^ute  Gewohnheit  mangelt.  Man 
sieht  aas  dem  Zusammenhange  dieser  Satze,  dass  MadüavdFs 
Behaoptimg  eigentüdi  nichi  die  innere  Beschaflfenheil  der  mensdb« 
liehen  Natur,  sendem  die  Erscheinuig  and  das  was  dnrebgängig 
geschieht,  zum  Gegenstand  hat;  sie  ist  mir  gegen  den  Satr  ge^' 
Helltet,  dass  die  Menschrn  ans  sich  selbst,  ohne  irsrend  eine 
K()llii<,ninK.  das  (jiitc  zu  thmi  {iltegen,  bohndjttel  dagegen,  dass 
sie  zum  Thun  des  öchlKihleu  geneigt  sind  und  schlechte  Gewohn- 
heiten haben,  wenn  nicht  das  Gesetz  das  Gegentheü  bewiiitt  hat 
Attch  die  Stelle  int^fruic.  c.  23  besagt  nicht,  dass  die  Menscheit 
schlechl-sind,  sondern  sie  werden  znletzt  immer  schlecht  (Tioacl^ 
ranno  tristi),  wenn  sie  nicht  durch  eine  Nöthigung  gut  geworden 
sind.  Auch  an  einer  aiidein  Stelle,  wo  er  von  der  Schiet  liliokf^t 
der  Menschen  überhaupt  spricht  (c.  17.)  bezeichnet  er  dieselbe 
näher  durofa  Eigenschaften  der  Schwache ,  welche  an  und  für 
sieh  nicht  'Bosheit  einschüessen,  VerMderiiehkeit^  ^  Schwache, 
Feigheit  und  die  Begierdemmi  -Gewinn,  welche  bewiikeii,  dass 
sie  das  Band  der  Liebe  (Verpflichtung)  gegen  den 'Forsten  auf«' 
hisen.  —  ^lit  der  Lehre,  dass  die  Menschen  sammtlich  luid  dur<  h- 
aus  schlecht  soien,  st(dit  im  M  idersjiriirlip  seine  (H-iiiidlelire  von 
der  Kiickkehi"  der  Staaten  und  Gesellscliatien  zu  ihren  ursprung- 
lichen guten  Principien.  M.  nämlich  lehrt  ausdrücklich  (Diso.  UI,  1> 
dass  die  Grundlagen,  Grandsloffe  0  princq0-  de^  Staaten  nnd 
ReligionBgesellschaflen  eine  gewisse 'Gtite  in  sk»h  tragen,  welche 
aber  im  Fortgang  der  Zeit  entartet,  wenn  nicht  etwas  »  dazwischen 
kouHut,  was  sie  eilialt.  Dies  ist  im  Staate  die  Tuffpjid  (That- 
kraft)  eines  Individiinins,  ein  guter  Mann,  der  durcli  sein  Beispiel, 
seine  tugendhaften  Handlungen  die  Grundprincipien  erneuert,  die 
guten  ^Gesetze  mid  Einrichtungen  zor  Ausfflhrang  bringt.  (Vgl 
m.  Gesch;  der  Moral  S.  105  ffO  Demnach  erkennt  denn  II.  hi 
eteem  durch-  Gesetze  geregelten  Volke  eine  natttrüche  Gttte' aü 
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CDisc.  I.  58.  Princ.  c.  9)  und  widerlegt  das  Sprichwort,  das8 
wer  afuf  des  Volkes  Gunst  sich  verlasse,  auf  Sand  bave;  em 
Terstftndiger  hochherziger  Farst^  der  mit  seisem  Geist  imd  seiim 
Ehirichtungen  das  Ganze  beseelt^  weide  sich  niMud»  von  des- 
selben getäuscht  finden. 

Beschränkt  sich  also  die  Behauptung  Machiavclli's  ini  Wesent- 
lichen darauf,  dass  der  Gesetzgeber  die  Menschen  als  geneigt 
zum  Schlechten,  zur  Uebertrctung  der  Gesetze  vorauszusetien 
habe,  so  möchte  gegen  die  Richtigkeit  dieses  Satzes,  meht  nur 
für  Machiayelli's  Zeit  und  Volle,  sondern«  audi  un  ^Al^emeinen, 
unseres  Eracfatens  wenig  etnmwenden  sein.  Die  Ansiehten  der 
bedeutendsten  Denker  stimmen  damit  überein-  es  uiöge  hier  ge- 
ntigen, Aristoteles  anzuführen,  welcher  den  Menschen,  von  Gesetz 
und  Gericht  getrennt,  das  verruchteste  wildeste  Geschöpf  nennt 
(Pol  L  2).  Die  wiffi^enschaflliche  Anthropobgie  so  wenig  wie 
die  christliche  Lehre  erkennt  in  den  meinen  Menschen  eine  sdofae 
Herrschaft  guter  Neigungen  an,  dass  es  nidit  der  Zucht  des 
Gesetzes  im  weitesten  Shine  des  Wortes  bedürfte,  um  sie  zu 
guten  Menschen  zu  machen.  Gesetze  und  Rechte  sind  allerdings 
nöthig,  weil  die  Menschen  durchgängig  schwach  und  geneigt  sind, 
das  zu  thun  was  das  Gesetz  verbietet.  Es  liegt  hierin  nicht  die 
VoraossetBong  emer  radicalen  ScUechtigkeit.  Bme  Nation,  weleho 
ihrem  fconstitutioneDen  Regenten  Gesetse  ▼orschreibl,  hftit  darum 
densMben  nicht  för  schlecht,  wohl  aber  fiQr  llhig  und  geneigt 
zur  gelegctillicheu  Uebertretung  dessen,  was  im  Gesetz  eat- 
halten  ist. 

Es  soll  indess  hiermit  nicht  geläugnet  werden,  dass  die 
Staatisdiunst  auch  das  Gute  in  den  menschlichen' Bestrebungen  an- 
zuerkennen und  zu  pflegen  hat,  dass  aber  die  Staatskonst  M achia* 
velli's  vorzugswäse  Hftngel  und  Schiechtes  bekirapft,  folglich  in 
dieser  Rücksicht  einseitig  und  mangelhaft  erscheint,  wenn  wir  * 
einen  wissenschaftlichen  idealen  Maassstab  an  dieselbe  anlegen. 
Aber  wir  dürfen  dabei  anderseits  nicht  unbeachtet  lassen,  dass 
seine  Zeit,  sein  Volk  diesen  Mangel  diese  Einseitigkeit  natürlich, 
um  nicht  su  sagen,  noihwendig  mit  sich  bradite.  Einen  Aber» 
sengenden  factischen  Beweis  hierfhr  liefern  die  Ansichten  seines 
Zeitgenossen  Gnicciarduii,  wetohe  selbslslftndig  und  scheinbir  ab-* 
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weichend,  doch  in  den  Hauptpunkten  mit  denen  Machiavelli's 
tlbereiostimmen.  Von  ihm  besitzen  wir  in  den  neulich  erschienenen 
opere  inedite  eine  Khiik  mehrefer  der  Uauptoatze  Machiavelli's, 
unter  diesen  auch  des  oben  beieicbneten  über  die  ScUeehtigkeil 
des  Menschen  (J.  10).  Er  behauptet,  derselbe  sei  zn  «bsoiul 
aufgestelll,  weil  es  doch  Tiele  gebe,  die  gut  handeln  auch  dann, 
wenn  sie  schlerlil  liiiiidflu  konnten.  Allerdings  tmisse  der  Geselj^- 
g^eber  es  ho  aiiünhieu,  dass  der,  welcher  schiecht  haudeiu  wollc^ 
es  nicht  könne,  jedoch  uiclU,  weii  stets  alle  Menschen  schlecht 
seien,  sondern  um  su  verhttten,  dass  sie  schlechi  werden*  Alle 
Menschen,  behauptet  er  dagegen,  sind  von  Natur  zum  Guten  ge* 
neigt,  und  Allen,  data  paritate  temiinonun,  geeilt  das  Gute  besser 
als  das  Schlechte:  wer  eine  andere  Neigung  liitl  als  diese  jreudlin-  * 
liclie  und  natürliche ,  suUle  eher  ein  Ungeheuer  als  ein  Mensch 
hcissen.  Die  Behauptung  rücksichtlich  der  absoluten  Schlechtig- 
keit ist  durch  das  Obige  erledigt.  Was  die  dagegen  von  G. 
behauptete  Neigung  zum  Guten  betrifft,  so  ist  dreierlei  hierbei 
zu  erinnern:  1.  dass  es  für  M.  nicht  darum  sich  handelte,  ob 
gewisse  Neigungen  zum  Guten  existiren  oder  nicht  existiren, 
sondern  um  dir  NiMtrunff.  die  durchgängig  in  den  llandlungvii  des 
Mens(  licn  i^uiii  Vuröcheiü  koiinnt ;  2.  dass  auch  M.  ein  gewisses 
Wollen  des  Guten  nicht  laugnet^  3.  dass  G.  in  seinen  anderweiti- 
gen ReQexionen,  besonders  in  seinen  ricordi  politici,  in  Rücksicht 
auf  die  wirkliche  sittliche  Beschaffenheit  der  Menschen  zu  den- 
selben Resultaten  gelangt,  wie  Machiavelli.  Auf  den  ersten  dieser 
Sätze  brauche  ich  nicht  zurückzukommen.  Was  den  zweiten 
betrifft,  so  hinl  üiich  M,  (Disc.  I.  10>!  ^Nitmuls  wird  Jeinand 
so  thuiieiil  und  su  stblecht  sein,  dass,  wenn  ihm  die  Wahl  zwischen 
Cutetn  und  Bösem  vorliegt,  er  nicht  das  Lobenswerthe  lobte  und 
tadelte,  was  zu  tadehi  ist»  Nichtsdestoweniger  lassen  sich  fast 
Alle,  betrogen  durch  ein  falsches  Gute  und  einen  falschen  Ruhm 
dazu  herbei,  dass  sie  freiwillig  oder  unbewusst  in  die  Fusstapfen 
derer  treten,  welche  mehr  Tadel  als  Lob  verdienen.«  Wie  n^is 
guten  I>('stri'!)uii^on  böse  entstellen,  indem  die  Menschen  durch 
den  Sciiein  gelauscht  werden,  weisst  M.  auch  an  andern  .Stellen 
nach,  (z.  B.  Disc.  1.  42,  46).  Es  ergibt  sich  hieraus  hinreichend, 
dass  M.  die  durchgängige  Schlechtigkeit  der  Menschen  nicht  auf 
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eine  behemchende  böse  Neigung  zurückführt.  Andererseits  hat 
auch  tur  G.  die  von  ihm  ang^enummene  Neigung  zum  Guten  keine 
grösse  und  ideale  Bedeutung:  keine  ideale,  denn  er  lässt  da,  wo 
er  die  Antriebe  der  guten  Handiiingen  erörtert,  dieselben  nicht 
«US  der  Neigung  mm  Goten^  sondein  aus  dem  Trieb  nach  RnhBi 
und  Ehre  hervorgehen ;  ohne  diesen  itntoi  ^taehel  aeien  aDe 
Handlungen  der  Menschen  todt  nnd  eitel  OHcord.  Nr.  SSTr 
118,  32 j.  Grosse  Bedeutung  überhaupt  hat  aber  jene  Neigung 
nicht,  weil  sie  den  Menschen  nicht  verhindert  schlecht  zu  werden. 
Dasfi  Dämlich  in  Beziehung  auf  diese  Schlechtigkeit  (rücksichtlich 
wuerea  dritten  Satzes)  6.  mit  IL  im  Wesentlichen  ttbereiDtflirai^ 
werde  ich  durch  Anffihrang  und.Uebenetznng  mehrerer  StoUes' 
ans  den  Ricordi  nachweisen.  (Nr.  157V  Es' ist' nicht  gni,  aiek' 
den  Namen  eines  argwöhnischen  Menschen  zu  verdienen;  aber 
der  Mensch  ist  so  belniji*  risch ,  so  hinterlistig;  er  geht  mit  so 
versteckten  tiefen  Kunstgriüen  der  Verstellung  zu  Werke;  er  ist 
so  begierig  in  Sachen  seines  eigenen  Interesses  und  nimmt  so 
wenig  Rttcksicht  auf  das  Andere,  dass  man  nicht  inren  kam,  wenn 
man  Wenigen  i^Iaubt,  Wenigen  vertraut  (Nr.  200).  Bs  giebl 
mehr  schlechte  als  gute  Menschen,  besonders  wo  das  Interesse 
an  Hab  und  Gut  und  an  Staatsangelegenheiten  in  Betracht  kommt. 
Vom  Volke  überhaupt  scheint  G.  noch  eine  sreringere  Meinung 
zu  haben,  als  M.,  wenn  er  bemerkt:  Kic.  Nr.  140.  Wer  sagt 
ein  YoUl,  redet  in  Wahrheit  von  einem  nftrrischen  Weeen,  voU 
von  tausend  Irrthamem,  von  tausenderlei  Verworraiheit,  •  ohne 
Cleschmack,  ohne  Liebe,  ohne  Bestindigheit.  Auch  G.  folgert  aus 
der  Thatsache,  dass  es  unter  den  Menschen  wenig  Gute  und! 
Verständifife  giebt,  dass  die  Unterthanen  mit  Strenge  regiert  werden 
müssen,  weil  die  Bosheit  der  Menschen  es  so  erfordert  (Nr.  41, 
ao  f.  48).  Auch  G.  hält  die  Sicherheit  für  trügerisch,  wo  Jemand 
ynm  Andern  abhängig  ist;  die  wahre  besteht  darin ,  mxh  in  einer 
solche  SteUung  zu  setzen,  dass  Andere,  auch  wenn  sie  woHm^ 
dir  nicht  schaden  können«  Wie  wenig  auch  6.  emen  Begriff 
hat  von  Gerechtigkeit  im  sittlichen  Sinne,  zeugen  folgende  Ver- 
haltungsrogeln  CNr.  BTö)  Wer  sich  in  eine  Stellung  bringt, 
dass  er  genöthi^  ist,  Beleidigungen  entweder  auszuüben  oder  zu 
empfangen,  entweder  su  drttcken  oder  m  kiden,  sollte  sein  Be*> 
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tragen  nach  seinem  Vortheil  richten,  denn  die  Gegenwehr,  welche 
amsgeübt  wird,  um  nicht  beleidigt  zd  werden,  ist  ebenso  gerecht, 
als  die,  weiehe  naeh  empfengener  Belddigung  atättfindei  N.  175- 
Ein  Regent  oder  Staatsbeamter  soll  sich  hflten  Hass  gegen  Jemand 

zu  zeigen  oder  Rache  zu  nehmen,  weil  das  gehässig  ist;  er  sol 
sich  gedulden  und  warten,  bis  Gelegenheit  kommt,  ganz  dieselbe 
Wirkung  zu  erreichen  gerechtfertigter  Weise  ohne  Werk- 
zeuge von  heimlichem  Groll.  —  Diese  Stellen  bedürfen  wohl 
keines  Coromentars.  Bei  M.  dagegen  linden  wir  den  Sprach 
(Opere  YDI.  260):  ein  guter  Bürger  muss  ans  Liebe  znm  Gemein* 
wohl  Privatbeleidigungen  vergessen. 

Was  endlich  die  Ausführung  der  Lehren  und  Rathsclil  ige 
der  Staatskunst  Machiaveirs  betrifft,  so  findet  Mohl  (S.  540) 
dass  M.  selbst  seinem  Zwecke  auf  doppelte  Weise  entgegentrete. 
Zuerst  werde  die  angerathene  Treulosigkeit  und  Hinterlist  sich 
in  Kurzem  selbst  vernichten,  weU  selbst  emfültige  Menschen  als* 
bald  durch  eine  solche  Handlungsweise  misslrauisch  gemacht 
wttrden,  wodurch  dann  jeder  wettere  Erfolg  unmöglich  werde. 
»Dann  aber  und  hauptsächlich  erscheint  es  als  ein  Irrthum  im 
Urtheile,  wenn  M.  glaubte,  dass  ein  verdorbenes  Volk  durch  eine 
Gewaltherrschaft  würde  gestählt  und  dadurch  zur  Freiheit  befähigt 
ynxddiL  Bei  einem  Gelingen  des  Plans  wfire  offenbar  eine  noch 
tjefere  Verwilderung  des  unterdrückten  und  misshandeltett  Volkes 
zu  erwarten ;  und  namentlich  ist  nicht  abzusehen ,  wie  die  That>* 
kraft,  auf  welche  M.  doch  Alles  setzt,  in  einer  solchen  Nieder- 
hallung  und  durch  sie  geweckt  werden  könnte  «  Den  ersten  Satz 
Mehls,  dass  Betrug  und  üinterlist  sich  selbst  aufheben,  bestätigt, 
unseres  Erachtens  die  Geschichte  nicht,  derni  sie  führt  uns  Bel- 
^iele  von  Herrschern  und  Staatsmännern  vor,  denen  es  immer 
von  Neuem  gelang,  ihre  Gegner  zu  Iftuschen,  denn  sie  waren 
so  unerschöpflich  in  immer  neuer  versteckter  List,  dass  auch  die 
Misstrauischen  betrogen  wurden.  Die  nähern  Grunde,  weiche 
hierbei  in  Betracht  kommen,  deutet  M.  selbst  an  (c.  18):  weil 
die  Menschen  mit  den  gegenwärtigen  Bedürfnissen  so  ganz  be* 
schäftigt  sind,  weil  sie  im  Allgemeinen  mehr  nach  den  Augen 
als  nach  den  Händen  urlheiien,  weil  Jedermann  zwar  sieht,  wer 
du  zu  sein  scheinst,  Wenige  aber  wahrnehmen,  wer  du  bist. 
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Was  den  zweiten  und  Haupteinwurf  Mohls  betrüFt,  so  kann  durch 
denselbea  der  Grundgedanke  Machiavelii  s  unmöglich  widerlegt 
werden,  da  er  kaum  durch  denselben  berOhrt  wird.  Dieser  Grund* 
gedanke  nämlich  besteht  darin,  das»  der  nene  Fdrsl  Im  verderbten 
Volke  die  Gesetze  zur  Geltung  bringe,  mit  der  flnssersten  Strenge 
so  lange  auf  die  Beobachtung  derselben  achte,  bis  der  Grundstoff 
wieder  gut  geworden  ist.  (Vgl.  meine  Gesch.  d.  M.  S.  106  ff.; 
120  ff.)  Es  handelt  sich  also  bei  einer  solchen  (lewaUherrschafl 
nicht  um  despotische  Xiiederhaitung  und  Misshandiung  des  Volks 
ttberliaiipt,  sondern  um  Herstellung  der  Ordnung  nnd  des  Gehor- 
sams In  demselbea  H  bemeilct  ausdrilcklicb  (Diso.  L  18>,  um 
einen  verderbten  Staat  zu  erhatten ,  werde  es  ndthig  sein ,  den« 
selben  mehr  zur  inonuichischen  als  zur  republikanischen  Form 
zurückzutuiireri,  dainit  nämlich  ihejenigen  Menschen,  welche  wegen 
ihrer  Insolenz  durch  die  Gesetze  nicht  gebessert  werden  können, 
durch  eine  königliche  Macht  irgendwie  gezügelt  würden.  Dabei 
bandelt  es  sieh  zweitens  um  gewaltsame  Beseitigung  deijenigen 
Elemente  und  Glieder  des  Staats,  wdche  zur  Unterwerfung  nicht 
gezwungen  werden  können.  Auch  bei  diesen  letzteren  ausser- 
ordentlichen Maassregeln,  wie  er  sie  zu  nennen  pthMit,  hat  er 
nicht  die  Misshandiung  des  Volks  im  Sinne,  sondern  Hinrichtung 
oder  Verbannung  der  aufrührerischen  Grossen  und  Reichen,  weil, 
wie  dies  von  M.  wiederholt  eingeschärft  wird,  es  durchaus  kein 
anderes  Büttel  giebt,  der  Unordnung  und  der  Gefabren,  wdche 
diese  yerursachen,  los  zu  werden,  weil  durch  Grossmuth  und 
Edelsinn  solche  Leute  nie  bewogen  werden,  ihre  aufrührerischen 
verderbüchen  Pläne  aufzugeben  und  weil  alle  zwischen  Güte  und 
Grausamkeit  schwankenden  halben  Maassregeln,  da  sie  keine 
Freunde  erwerben  und  keine  Feinde  inischädlich  machen,  mehr 
schaden  als  ntttzen.  Dass  HL  bei  der  GewaltherrschafI  seines 
neuen  Fürsten  nicht  an  Misshandiung  des  ganzen  Volks  denkt, 
wird  auch  dadurch  bewiesen,  dass  er  öfter  (c.  9,  19.  21.) 
lehrt ,  der  Fürst  müsse,  um  sich  erhalten  zu  können,  die  Liebe 
des  Volks  gewinnen,  er  habe  selbst  Verschwörungen  nicht  zu 
furchten,  wenn  das  Volk  mit  ihm  zufrieden  ist,  was  so  leicht  zu 
erreichen  sei,  dadurch  dass  es  nksfat  misshandeit  wird.  Er  soll 
sich,  lehrt  M.,  in  eine  solche  Sielbing  za  seuien  Bflrgeni,  Unter» 


Digitized  by  Google 


für  die  wissenscbaftliche  Staaukunst.  513 

thanen  setzen ,  dass  sie  ruhig  die  Geschälte  des  Ackerbaues, 
Handels  u.  s.  w.  treiben  lionnen,  dass  Niemand  vom  Erwerb  ab- 
gehalten werde  aus  Furcht  vor  Steuern  oder  au£  Besorgniss,  dass 
ihiii  etwas  geraubl  werde;  er  soll  alles  Ausgezeichnete  belohnen 
und  sich  als  Togendfreund  (amatore  della  virtA)  beweisen:  auch 
in  den  Discorsi  I,  10  zeigt  er  ah  den  Beispielen  der  römischen 
Imperatoren,  wie  die  Regierung  guter  Fürsten  neben  den  anderen 
höchsten  Üut<iii  »lif^  Sirtirrlu'il  im<l  die  T/iebe  des  Volkes  zur 
Folge  hat,  die  üegieruug  der  .^i  liltM  htcii  und  i|rausanien  das  Ent- 
gegengesetzte.—  Was  nun  die  Sicherheit  der  von  M.  gelehrten 
Maassregebi  der  Bessemng  eines  verderbten  Staates  betrifft,  so 
behauptet  er  selbst  nicht  mit  Entschiedenheit,  dass  es  einem 
Fürsten  gelingen  werde,  durch  dieselben  einen  verderbten  Stftat 
zu  erhalten  und  \\  ieder  zu  erheben.  Er  ^^  isse  nicht,  bemerkt  er 
(Disc,  1,  17)  ob  diess  jemals  gescln  lion  sei  ,  aber  wunii  es  ge- 
schehe  und  geschehen  könne,  so  gescliehe  es  durch  die  Tugend 
Cvirtu)  eines  Einzigen.  Es  bestehen  nüm lieh  die  grossen  Schwierig- 
keiten einer  solchen  ZmUckführung  des  Staates  txl  seinen  ursprOng- 
liehen  Principien  hauptsächlich  darin,  dass  die  hierzu  nöthige 
Umänderung  der  Gesetze  und  Einrichtungen  schwer  durchzusetzen 
ist,  dass  ferner  die  Diirchfülinm^"  jener  GewaltmaasM i  uhIu  über- 
haupt einen  guten  Mann  voraussetzt,  em  solciier  aber  niciil  durch 
schlechte  Mittel  zur  Herrschaft  gelangen  will,  dass  dagegen  der- 
jenige, welcher  in  einer  Repultfik  wirkiicii  die  Herrschaft  an  sich 
reisst,  als  ein  schlechter  Mensch  vorausgesetzt  werden  müsse,  der 
seine  Macht  und  Autoritüt  schweriich  gut  anwenden  werde. 

Fassen  wir  endlich  die  N\  alirlieit  des  Machiavellischen  Grund- 
gedankens m  s  Auge,  so  kijnin  n  wir  ni(  Iii  uniliin.  ihm  darin  beizu- 
stimmen, dass  wir  die  Zurückiuhrung  eines  zügellosen  verde  liefen 
Volkes  zur  Ordnung,  zum  Gehorsam  gegen  das  Gesetz  für  den 
einzig  möglichen  Weg  zu  seiner  Freiheit  halten.  Denn  die  Mög- 
lichkeit der  wirklichen  wahren  Freiheit  für  ein  Volk  beruht  un- 
zweitelhal  i  auf  der  Entwicklung  seiner  sittlichen  und  intellectuellen 
Fähigkeiien;  diese  lelziere  alier  kann  niemals  unter  Anarchie  und 
Zügellosigkcit,  sondern  nur  unter  einer  Macht,  welche  die  Beob- 
achtung der  Gesetze  erzwingt,  stallfmden.  Freilich  kommt  liurbei 
Alles  darauf  an,  dass  ein  Fürst,  der  durch  schlechte  Mittel  zur 
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der  Gesetze  und  das  Beste  des  Volks  hochherzigerweise  un  Anfe 

behalt ,  was  bdhiil  in  miscicm  Jahrhundert  ein  g^rosser  Fürst  wie 
Napoleon  I.  nicht  gelhan  hat.  —  Was  die  Forderung  eines  solchen 
Friacipats,  einer  solchen  Gewailherrschait  -für  Italien  betriff,  so 
hat  sie  M.  damit  begründet,  dass  er  die  politische  Einheit  Italiens 
a]s  eine  wesentliche  Grnndbedingiing  ansah,  um  aus  der  furchl- 
haren  Auflösung  aller  Art  herauszukommen;  denn  dersettie  be- 
merkt (Diso.  I,  12),  dass  niemals  ehi  Volk  einig  und  glttcUich 
gewesen  sei,  wenn  es  nicht,  wie  Frankreich  und  Spanien  unter 
Einer  politischen  Herrschaft  stehe.  Ferner  ist  dann  wohl  auch 
das  begreillich,  dass  M.  kein  anderes  Mittel  kannte,  um  diese 
nothwendige  Einheit  zu  bewirken,  als  die  Macht,  die  Eroberung 
eines  Fürsten. 

Wir  haben  bisher^  den  Vorwürfen  lloUs  gegenüber,  Vorzugs- 

weise  aui  dm  ethische  und  natürliche  Gnindanschauung,  welche 
der  Staatskunst  Machiavelli  s  zu  Grunde  liegt,  hingewiesen,  weni- 
ger die  Seite  berührt,  nach  welcher  sie  in  Conilict  mit  der  Moral 
tritt.  So  wenig  nun  wir  es  billigen  können,  dass  man  auch  heu- 
tiges Tages  noch  sich  darin  gefällt,  diese  Lehren  in  ihrer  Ver- 
werflichkeit zu  schildern  und  zu  perhorresciren,  ohne  jene  ethisdie 
Grundlage  und  die  natürlichen  Bedingungen  des  bezeichneten 
Gonflicts  zu  beachten,  ebensowenig  wurde  es  zu  rechtfertigen 
sein,  wenn  wir  in  entgegengesetzter  Weise  verführen  und  bei 
der  Würdigung  der  Staatskunst  Machiavells  überhaupt  ihre  be- 
denkliche Stellung  zur  Moral  nicht  vollständig  in  Betracht  zögen. 
Diese  Würdigung  nun  kann  freilich  nicht  dadurch  vollzogmi  wer- 
den,  dass  man  sieh  begnügt,  die  Entstehung  dieses  Confliets  mit 
der  Moral  anthropologisch  oder  auch  ethnologisch  und  zugleich 
historisch  begreiflich  zu  machen ,  denn  Erklaren  heissl  nicht 
sittlich  Urtheiien,  Würdigen  und  dieses  letztere  muss  neben  dem 
Ersteren  sein  Recht  behalten,  da  das  Individuum  unter  allen  natür- 
lichen und  geschichtlichen  Umständen  füir  seme  Abweichung  vom 
Sittengesetz  verantwortlich  ist  Allem  verantwortlich  ist  es  nur 
in  dem  Haasse,  in  welchem  es  m  semem  Volke  zu  seiner  Zeit 
das  Sillengesetz  in  sich  tragen  und  auffassen  konnte.  Eine  ge- 
rechte sittliche  W  ürdigung  kann  also  anderseits  auch  nicht  darin 
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beftehen ,  dass  man  diese  Abweidmng  vom  ^ttengeseUs  nach 

dem  Maassstab  eines  andern  Volkes  und  einei  auUeien  Zeit  be- 
urtheilt,  wie  es  leider  auch  heutiges  Tn^es  noch  geschieht;  ein 

.  ^ches  Urtheil  i&i  kein  eingehendes,  beruht  lucht  aui  einer  Kennt- 
niss  des  Delinquenten.  Ferner  lässt  sich  der  moralische  Standr 
punkt  der  StaaCskunst  MachiaveU's  auch  nicht,  mit  Trendelen- 
barg,  ganz  einfach  dadm*ch  bezeichnen,  dass  er  das  »Stadium 
des  natürlichen  Menseben  befestigt  oder  dessen  Maximen  zur 
Norm  erhoben«  habe.  Denn  der  Begrilf  des  natürlichen  Menschen 
ist  ia  seinem  Yerhältniss  zur  Moral  ein  uhbestimmter,  selir  ver- 
schieden aufgefassler.  Die  Forderung  einer  gerechten  Würdigung 
Stellt  uns  die  Au^ipabe  zuerst  die  Staatskunst  Machiaveirs  in  dem 
YerhSltniss  zum  Sittengesetz,  wie  er  selbst  mit  seiner  Zeit  es 
aufTasste,  zu  verfolgen  und  auf  dieser  Grundlage  das  Maass  seiner 
Schuld  festzustellen.  Was  nun  aber  zweitens  das  Yerhältniss 
dieser  Seite  seiner  Lehren  zu  der  wissenschaftlichen  Staatskunst 
der  Gegenwart  betri4!t,  so  begnügen  wir  uns  nicht,  die  Verwerf- 
lichkeit und  Unanwendbarkeit  der  ersteren  im  Allgemeinen  zu 

'  constatiren,  sondern  fragen:  Ist  nicht  in  den  ersteren  etwas  ent- 
halten, was  auch  die  letztere,  wenn  auch  In  anderer  Form  imd 
In  einem  geringeren  Umfange  anerkennen  mnss? 

Fassen  wir  also  zunächst  das  Yerhältniss  der  Staatskunst 
Machiaveiis  zur  Moral  .meiner  Zeit  in's  Auge,  so  ergibt  sich  so- 
gleich, dass  diese  Frage  einen  anderen  Sinn  hat,  wie  für  unsere 
Zeit  Die  letztere  nämlich  hat  bei  derselben  im  Auge  die  wissen'- 
jschalUiche  philosophische  oder  kirchliche  Moral,  wie  sie  in  ver^ 
schiedenen  Formen  zwar,  aber  doch  in  einem  gewissen  Kern  der- 
selben allgemein  anerkannt,  existirt.  Für  M.  aber  existirte  eine 
solche  Moral  in  irgend  einer  Form  gar  nicht.  Für  ihn  also  kann 
'  jene  Frage  nichts  Anderes  bedeuten,  als  die :  wie  stellt  sich  seine 
Staatskunst  zu  den  zu  semer  Zeit  in  seinem  Volk  herrschenden 
Moralbegriffen  ?  Wir  können  in  dieser  Rücksicht  als  aus  histo- 
rischen Untersuchungen  bekannt  voraussetzen,  dass  das  unsittliche^ 
politisch  zerrissene  StAdteleben,  wie  es  in  den  kleinen  Fflrsten- 
thümern  und  iiepublikcn  Italiens  im  14.  und  15.  Jahrhundert  sich 
gestallet,  das  ursprüngliche  natürliche  Ethos  und  alle  BegrilTe  von 
Gerechtigkeit  und  öfieatikher  Maral,  wenn  solche  vorhaaden 
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gewesen  wären,  längst  aufgezehrt  und  nur  den  Schein  oder  SdMlteB 
davon,  die  Leidenschaft  des  Ruhms  und  des  Ausserordentlichen 
übrig  gelassen  hatte.  Die  christliche  Kirche  und  ihre  höchsten 
Herrscher  waren  von  dieser  Corniption  auf  das  vollständigste  er* 
griffen.  Es  konnte  daher  von  moralischen  Piindpien  fOi  die 
Staatskunst  hier  nicht  die  Rede  und  die  Frage  nur  die  sein:  * 
welche  Wirkungen  sollen  die  im  Lehm  noch  anerkannten  Privat- 
tugendeu  aul  die  Zwecke  der  Staatskunst  und  hier  speciell  auf  die 
Zwecke  der  Staatskunst  eines  neuen«  Fürsten  ausüben V  Die 
etwaigen  Ansprüche  derselben,  diese  Staatskunst  zu  beherrschen, 
weist  M.  zunächst  gans  allgemein  und  kurz  mit  der  Bemerkung 
ab,  dass  diese  Tugendbegriffe  denjenigen,  der  sich  nach  ihnea 
allein  und  nicht  nach  dem,  was  wirklich  geschieht,  richten  wollte, 
zum  Untergang  führen  würden.  Ein  zweiter  Grund,  diese  Herr» 
Schaft  abzuweisen,  We^l  in  der  Beschaflenheit  dieser  Begriffe, 
denen  >L  keine  absolute  gesetzgebende  Bedeutung  einräumt;  er 
begnügt  sich  dieselben  zu  bezeichnen  als  Eigenschaften,  vermöge 
deren  die  Menschen  gelobt  werden,  welche,  wie  er  sich  auoh 
ausdrückt,  als  Tugenden  erscheinen  (von  welchen  BigeoschaflBD 
^as  15.  Kapitel  handelt).  Diese  Privattugenden  nämlich  (der  fVei- 
gebigkeit,  der  Güte,  des  Mitleids,  der  Treue  u.  s.  vv.)  tragen  nichts 
Grosses  an  sich  und  sind,  wie  31.  in  den  folgenden  Ka|}itelii  im 
Einzelnen  näher  ausführt,  mit  den  nothwendigen  Zwecken  der 
Staatskunst  nicht  selten  im  Widerstreit.  Sie  können  daher  der 
ThatkrafI  gegenüber,  welche  mit  Religion,  guten  Sitten  und  Ein- 
sicht verbunden  das  Grosse  im  Staat  henrorrief,  der  virtA  im 
prägnanten  Sinne  gegenüber,  nur  eine  untergeordnete  Stellung 
einnehmen.  »Ich  glaube,  bemerkt  er  in  der  Abhandlung  über  die 
Belorm  des  Florentinischen  Staates  gegen  das  Ende,  dass  die 
grösste  und  Gott  wohlgefälligste  gute  Handlung,  die  man  über- 
haupt ausüben  kann,  diejenige  ist,  welche  man  seinem  Vaterlande 
erweist,  und  dass  die  grOsste  Ehre,  welche  Menschen  haben 
künnen ,  diejenige  ist ,  welche  Wunen  von  ihrem  'Vaterlande  er- 
wiesen wird.  Der  Gesichtspunkt  des  Ruhmes  ist  ilitn  nicht  nur 
in  den  dort  folgenden  weiteren  ExpHcationen,  sondern  uberall  und 
überhaupt  mit  jener  Zeit  das  maassgebende.  Jene  iobenswürdigen 
Tagenden  des  Privatlebens  verschwinden  also  gegen  die  rühm- 
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würdige  Tugend  der  Thatkraft,  die  im  öftentlichen  Leben  ihre 
Stelle  hat.  Der  Fürst,  lehrt  er,  soll  allerdings  auch  tugendhaft 
in  diesem  Sinne,  gfll^S)  ^i'^ii  u.  8.  w.  erscheinen  und  sein,  aber 
er  soll  zugleich  in  seinem  Geiste  den  Standpunkt  einnehmen  Cstare 
in  modo  edificato  con  Tanimo),  dass  er,  wenn  er  das  BedOrfniss 
JiaL,  es  nicht  zu  sorii .  iiiiizulruken  vermöge  und  verstehe.«  M. 
deutet  hiemil  olienbat  au,  tiass  der  Fürst  nuf  ( iiieiii  iioljt  l  uu  sitt- 
lichen und  intelltjctuellen  Standpukt  stehen  solle,  als  derjenige  der 
Befangenheit  in  den  gewöhnhchen  Moralbegnffen  ist,  weil  er  das 
Grosse  zu  leisten  hat  und  durch  jene  lobenswerthen  Eigenschaften 
nicht  von  demselben  abgelenkt  werden  soll.  Es  findet  sieb  nftm* 
lieh  in  der  folgenden  Untersuchung  dieser  PrivatUi^cnden  in  ihrer 
Bedeutung  iur  den  Staat  und  dm  1  ürsteu,  dass  dieselben  keines- 
wegs das  Gute  für  den  Fürsten  und  das  Volk  herv  i  bi  iii^on.  Die 
vielbelobte  Tugend  der  Freigebigkeit  führt  den  Fürsten  dazu,  seine 
Unterthanen  mit  Abgaben  zn  beschweren  und,  wenn  dieses  nicht 
gbnügt,  denselben  Hab  und  Gut  gewaltsam  zu  nehmen,  während 
er  nicht  die  nöthigen  Hülfsmittel  för  Krieg  und  andere  Staats- 
bedürfnisse besitzt.  Derjenitje  Fürst  dagegen,  der  als  ein  geiziger 
(karger,  miseroj  verruien  ist,  besitzt  diesi-  lliill>iiii(lel  und  ff^'langt 
aiimalig  dahin,  dass  er  als  höchst  freigebig  erscheint  den  sein- 
Vielen,  denen  er  nichts  abniuunt  und  als  karg  bk)s  Wenigen, 
denen  er  nichts  geschenkt  bat  In  unseren  Zeiten,  fügte  er  hinzu, 
haben  wir  Grosses  nur  von  denen  ausführen  sehen,  welche  fOr 
karg  gehalten  wurden.  In  derselben  Rücksicht  auf 'die  politische 
Handiungsweise  des  Furi>ten  fasst  er  in  s  Auge  (c.  17)  die  Tugen- 
den des  Mitleids,  der  Güte  und  da  findet  sidt  wiedermiL  dass  die 
Fürsten,  bei  welchen  jene  Tugenden  vorherrschen,  Un  i  liiung  im 
Staate  einreissen  lassen,  woraus  Raub,  Mord,  Unglück  für  das 
Ganze  entstellt,  vyfihrerid  diejenigen,  die  ftlr  grausam  gelten,  wie 
Cesarc  Borgia,  ihre  Unterthanen  in  Einigkeit,  Friiwlen  und  Ord- 
nung ei halten  und  dtiK  Ii  iliic  W.ivU-  nur  einzelne  Individuen  ver- 
letzen^).   In  iümüchei*  Weise  lubrcn  in  den  Veiiiallni^sen  des 


1)  Es  ist  vielleicht  nicht  aberJlassig  zu  bemerken,  d»M  Cesare  Borgia 
in  der  Thet,  nach  Guicciardini's  Zeugniss,  in  der  Romagna  so  zweckmfiBsig 
nnd  80  gerecht  gegen  seine  Unterthanen  regiert  hatte,  dass  das  Volk  pros- 
Zeitsciur.  f.  Btaatsir.  1861.  III.  Heft.  34 
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Forsten  zu  seinen  Feinden  jene  negativen  beschrinkenden  Tugen- 

den  der  Redlichkeit  uiul  Treue  zum  Untergang  dessen,  der  sie 
beobachtet;  Grosses  führten  nur  die  aus,  welche  mit  Hinterlist 
zu  Werke  gingen.    Diese  gegen  die  populären  Tug^uibegrifTe 
geflbte  politische  Dialectik  mag  in  dieser  Form  ons  etwts 
und  oberfläclifich  Torkommen^  aber  ohne  Wahrheit  ist  sie  niAt 
Wenn  die  Staatsknnsl  vorzugsweise  den  Brfolg,  die  WiriMifen 
der  Handlungsweisen  des  Regenten  in  s  Auge  fgsst,  so  niuss  es 
deiötlben  auch  gestatte!  werden,  die  Tiit:«  tidi  n  tlt;>&dlj€ii  aach 
diesem  Maassstabe  zu  beurllieiien.    Oass  nun  nach  diesem  M.  die 
Thatkraft  an  die  Spitze  stellt,  liegt  in  der  Natur  der  Sache.  W^n 
Schlosser  u.  A.  ihm  vorwerfen,  er  führe  die  trostlose  Lehre  dbÜt^ 
dass  nicht  Moral  nnd  Religion,  sondern  Energie  and  vonäMilib 
Klugheit  in  politischen  Aiiii*  K  i^»  nhciten  den  Ausschlaff  geben,  so 
iiiiL'j^jtc  doch  eiiicin       liiMi  \Hrvvurl'  tler  Beweis  für  liio  riitgeffen- 
gcsetzte  trostreiche  Behauptung  zu  Grufide  hegen,  dass  nicht 
vorzugsweise  durch  Energie  und  vollendete  Klugheit,  sondern 
durch  Moral  und  Religion  grosse  Dinge  ausgefuhrt,  SchlaehlMl 
gesclilagen  nnd  Staaten  in  ihrer  Gesetzgebung  oder  Verwiltaiig 
reformurt  worden  sind.   Dass  indess  Thatkraft  und  Einsidit  'von 
der  ehicu  Seite  und  Moral  mit  Helig^ion  von  der  anderen,  sich 
nicht  gegenseitig  aussclili'      n  und  mir  in  ihrer  Vereinigung  das 
Höchste  leisten,  läugnet  auch  M.  nicht,  lehrt  vielmelir  ausdrOck«- 
lieh,  dass  nur  durch  diese  zusammen  der  Staat  erhalten  itwkiä 
kann  CS.  mein  Gesch.  der  Moral  S.  108  ff.).   Was  die  BeschdBhn* 
heit  der  populären  Begriire  jener  relativen  und  Privat- Tugenden 
betrilTt,  so  mag  es  genügen,  auf  dm  hierher  {r<'li'»ria^'n  Alix  liiult 
in  Sc  h  1  e  i  e  r  m  a  eher  s  iiiilik  der  Sitlciiluhie  zu  verwei&eü,  der 
mit  grosser  Scharfe  und  Gnmdlichkeit  nachwies,  dass  diese  Be- 
grilfe  keineswegs  einen  rein  sittlichen  Ursprung  haben,  dass  sefiMU 
süchtiges  Lob  derjenigen,  die  der  vortheilhaHen  Wirkungen  dieser 
Tugenden  sich  erfreuen,  an  deren  AufTasininff  und  Bestimmung 
einen  unlaugbaren  grossen  AiitliLiI  ausübt.    W  ir   können  d  ilier 
nichts  dagegeu  einwenden,  dass  M.  diese  populäi'en  Ücgrilie  nicht 


perirte,  die  Rückkehr  der  früheren  Zustände  Hirchtete  und  im  UnglAck  Uun 
treu  blieb  (cf.  Sisniondi  hUt.  des  rep.  Ital.  XIII,  251  ff.>. 
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als  maMSgebend  Httr  die  PoUlik  anerkennen  wollte,  und  dass  er 
an  den  Forsten  die  hebere  Forderung  der  Thatkraft  stellt,  wdche  . 

durch  jene  Privat-Tugenden  in  ihrer  Wirksamkeit  nicht  gehemmt 

werden  dürfe.  Die  Gescliichte  liefert  vuii  jrlM  i  l]«  isiiicle  genug, 
<lass  jene  FrivutlugeihJeii  der  dute  und  Rtdliclikeit,  dass  jene 
Privallugenden  ohue  Thatkraft  die  Fürsten  und  ihre  Staaten  zum 
Verderben  führten.  Wer  indess  aus  dieser  Behandhing  der 
Moralbegriffe  von  M.  folgert,  dieser  habe  überhaiqit  dem  Unter- 
schied zwischen  Gutem  und  Bpsem  für  den  Fürsten  kein  bedeu- 
tendes Gcvvn  hl  beigelegt,  der  wird  nicht  nur  durch  die  iiu  lii  luth 
angeführtf^  ethiscln-  Grundanscliaiiniig ,  soiuli'rn  auch  durcli  viele 
Aeuisserungen  Machiavells  ausdrücklich  widerlegt,  unter  anderen 
durch  die  schöne  Schilderung  (Disc.  1 ,  10}  aller  sittlichen  und 
weltlichen  Güter,  welche  aus  der  Regierung  der  guten  Fürsten 
und  der  entgegengesetzten  Uebel,  welche  aus  der  Regierung  der 
schlechten  hervorgehen.  Ein  guter  Fürst,  bemerkt  er  (Op.  VIII. 
p.  28)  bringt  aul  die  Regieiuag  dieselbe  Einwirkung  hervor,  wie 
üc'-cl/i'  und  Einrichtungen,  denn  die  wahren  Tugenden  eines 
Fürsleu  sind  so  ruhmvoll,  dass  die  guten  Menschen  sie  nachsu- 
ahmen  suchen  und  die  schlechten  sich  schämen  ein  entgegen* 
gesetztes  Leben  zu  führen.  ' 

Viele  haben  ui  dieser  Lehre  MachiavelVs^  wdche  das  Heil 
des  Staats  vorzugsweise  von  der  Selbsthiilfe  der  Thatkraft  und 
Einsicht  ?;eines  l^t  iri  nlcii  und  des  Volkü  abiiaugig  iiiacht,  eine 
inichrisl]i(  he  oder  anlicliristliche  Gesinnung  oder  Denkweise  ge- 
funden. Er  selbst  setzt  bekanntlich  diese  seine  Grundlehre  ent- 
gegen der  Corruption  der  ehristlichen  Kirche  und  Lehre ,  der 
falschen  Auslegung  der  letzteren  (Dtse.  II,  2,  I,  12.  vgl.  m.  Gesch. 
d.  Moral  S.  109  ff.)  und  meint,  dass  nach  den  Vorschriften  des 
göttlichen  Stifters  selbst  die  christliche  llclinioii  luclit  nach  dem 
Nil  lilslhun  und  dem  blossen  Dulden,  sondern  nach  der  Thalkratt 
Cvirtüj  auszulegen  sei.  Ohne  demUrtheil  des  Lesers  in  einer  so 
weitschichtigen  Controverse  vorzugreifen,  genüge  es  zu  bemerken; 
dass  allerdings  in  der  Sittenlehre  des  Ghristenthums,  wie  sie  im 
Lauf  der  Zeit  sich  dargestellt  hat,  eine  mehr  passive  und  ehie 
mehr  active  RitlituiiiT  ih  r  Aullassung  zu  unterscheiden  ist,  dass 
die  orthodoxe  Lehre  stets  überwiegend  an  der  ei  siercn  testge- 
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halt^,  die  treiereu  Richtungen  besonders  des  deutschen  Protestau- 
tismus  dagegen  mehr  der  letzteren  sich  zugewendet  hid)e%  dass 
unseres  Erachtens  die  Lehre  der  SelbsUndigkeit^  Freiheit,  Selbst 
htüfe,  insofern  sie  auf  die  höheren  ethischen  Principlen  zurück« 

geht,  durchaus  nichts  Unchristliches  und  Anlichristliches  hat.  Allein 
]\l;irlii;i\ clli's  L^-'hren .  wie  sie  im  Trincip«^  und  auch  an  liclcii 
iilbli  !t  der  Discorsi  ausgeluhrt  sind,  entspn  *  In  n  nicht  der  be- 
zeichneten Bedingung;  sie  weichen  vom  Sittengesetz  ab  und 
treten  mit  demselben  in  Conflict  dadurch,  dass  sie  an  die  Stäl« 
desselben  einen  nothwendigen  politischen  Zweck  setzen,  die  Selbsl^ 
erhaltung  des  Fürsten  mit  der  des  Staates,  —  einen  Zwecke  dessen 
siltliche  Tendenz  leicht  in  eine  egoistische  umschlagca  kann,  wie 
diesi  oben  bereits  angedeutet  wurde.  Es  ist  nicht  zu  lau^neii, 
dass  dieser  Zweck  lu-sprünglich  mit  Älachiavell's  oben  berührter 
ethischer  Grundanschauung  in  nothwendigem  ZusammeiAang  stellt 
denn  die  schlechten  Mittel  des  Ftirsten,  die  zunächst  der  SeHnfili^ 
erhaltung  desselben  dienen,  sollen  zu  dem  hohen  Zweck  föhren, 
dass  die  Gesetze  und  die  Tutrenden  im  Staate  wieder  hcn-bciicii 
können.  Allein  diese  N  ni  ;ui>M'l/.iiiii:  uiui  die  etiiiscliü  Seite  seiner 
Politik  überhaupt,  welche  nur  von  grosser  Bel'angenheit  oder 
Bomirtheit  künftighin  noch  geläugnet  werden  kann,  tritt  alleHüngs 
~  in  seiner  aphoristisch  •  empirischen  Betrachtungsweise  eiifzelner 
Fälle  zurück  —  worin  vielleicht  der  Hauptgrund  liegt,  dass  vft6 
weniff  beachtet  worden  ist.  Ferner  verbindet  sich  mit  der  so 
gew  »liinlichon  unuiciklichen  Snli^titiilinii  lici'  cgyiali&clien  Selbi>t- 
erhallung  des  Fürsten  an  die  Stelle  der  sittlich  gebotenen,  die 
Unterschiebung  der  subjectiven  Nothwendigkeit  an  die  SteUe  der 
objectiven.  Machiavelli  nämlich  entschuldigt  jene  grausamen 
schlechten  Mittel,  die  er  beklagt,  die  Jeder  fliehen  soll,  die  gegea 
alles  nicht  nur  christliche ,  sondern  auch  menschliche  Leben  sind- 
Ci>i.HC.  1,  2().  li'Or  fiiJeh  in  dm  hivcorsi  (»fters  mit  ihrer  absoluten 
Nothwendigkeit  für  den  nüllmeiidiucii  Zweck,  der  Selbslerhaitung 
des  Fürsten  (Disc.  I.  ib.>  und  der  Erhaltung  des  Vaterlandes 
(z.  B.  Disc.  Hl.  40,  41),  welches  auf  alle  Weise,  durch  Betrug 
oder  Gewalt  ohne  Rücksicht  auf  Gerechtigkeit  und  Ungerechtig- 
keit verlheidigt  werden  müsse,  wobei  er  sich  zugleich  auf  das 
Beispiel  der  von  ihm  vcreiu*tün  cüten  Römer  stutzt.   Auch  im 
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Principe  wird  Öfters  wiederholt,  däss  der  Fürst  nur  auf  das  nöthige 
Schlechte  eingehen  sollte.  Dass  es  ihm  mit  dieser  jVoth wendig- 
keit Ernst  ist,  dass  sie  ihm  in  der  Natur  der  Sache  zu  liegen 
scheint,  dass  er  die  Anwendung  grausamer  Mittel  zugleich  als  ein 
sittliches  Gebot  und  als  einen  natOrlichen  nothwendigen  Heilungs* 
process  ansieht,  das  beweiset  ausser  mehreren  In  meiner  fraheren 
Darstellung  angefahrten  Stellen  auch  die  folgende  aus  der  Floren- 
tinischen  Geschichte  ( Lib.  V.).  We  Staaten  haben  mit  den  Körpern 
Aehnlichkeit.  Wie  in  den  letzteren  oft  Schwächeii  entstehen, 
welche  man  ohne  Messer  und  Feuer  nicht  heilen  kann,  so  ent- 
stehen auch  in  den  Staaten  oft  so  grosse  Uebelstände,  dass  ein 
frommer  und  |ruter  Borger  eine  grössere  Sflnde  begeht sie  un- 
geheilt  zu  lassen,  als  sie  zu  heilen,  selbst  wenn  das  Schwerdt 
,  dabei  angewendet  werden  muss :  denn  diese  Anwendung  ist  ein 
Werk  der  Liebe,  wenn  keine  HoH'nung  mehr  da  ist  auf  ander- 
weitige Besserung.  Allein  wie  weit  soll  nun  die  «bjective  Noth- 
wendigkeit  eines  solchen  Heilungsprocesses  gehen?  M.  vermag 
von  seinem  Standpunkt  nicht  eine  Grenze  dafür  aufzustellen,  weder 
was  den  Grad  der  Noth,  noch  die  Schlechtigkeit  der  Hittel  betrifft 
Als  nothwendig  betrachtet  M.  nicht  nur  das,  was  unmittelbare 
Sülbsterhaltung  des  Fürsten  fordert,  sondern  Alles,  was  dem 
Fürsten  subjectiv  für  die  Erreichung  seiner  Zwecke  als  nothwen- 
dig  erscheint^  mit  dem  Zweck  der  Selbsterhaltung  werden 
unvermerkt  alle  solche  Zwecke  des  Vortheils  verknüpft^  welche 
mit  jenem  nur  in  einem  ganz  losen^  mittelbaren  Zusammenhange 
stehen.  Was  endlich  die  Beschaffenheit  der  Handlungen  betrifft, 
welche  der  Fürst  sich  erlauben  darf,  so  bleibt  M.  keineswegs  bei 
der  oben  bezeichneten  Unteroniimng  der  Privattugenden  unter  die 
Grösse  und  Thatkraft  stehen,  denn  die  letzteren  schliessen  in  seiner 
und  seuier  Zeitgenossen  Vorstellung  positive  Schlechtigkeit  bis  zu 
einem  gewissen  Grade  nicht  aus.  Schon  in  der  Vorrede  zur 
Florentinischen  Geschichte  bemerkt  er,  dass  die  Handlungen, 
welche  Grösse  in  sich  haben,  wie  die  politischen,  welchen  Gegen- 

ly  Aach  in  den  (Ducorsi  I,  10)  wird  bemerkt,  dara  Menfldien  keinen 
grösseren  Ruhm  nvflnschen  können,  al»  einen  verderbten  Staat  zw  Ordnung 
zurflckanfahren,  und  dass  ein  Fflrst,  der  es  nicht  unternimmt,  keine  Ent- 
iehnldigang  ▼erdient. 
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Stand  und  Zwedk  sie  «ach  habe«  mögen,  inmer  mehr  RiAm  als 
Tadel  den  Menschen  zu  bringen  scheinen«    Aasdrftcidich  aber 

lehrt  Ol  in  den  Discorsi  I,  27,  dass  die  Grösse  einer  Handlung 
alle  Sdiande  derselben  beseitigen  (  iniamiain  snperare)  und  um- 
gekehrt, dass  eine  Schlechtigkeifc  C^itizia)  Grösse  in  sich  haben 
oder  in  einer  gewissen  Beziehung  edel  (generöse)  sein  könne, 
wesshalb  er  beklagt,  dass  die  Menschen  stets  dieselben  Maass- 
regeln verfolgen  und  nicht  entweder  vollkommen  gut  oder  ruhm- 
voll (onorevolinente)  schlecht  zu  sein  verstehen.  Demnach 
kennt  denn  M.  für  das  Schlechte  keine  bestimmte  sittliche 
Grenze ;  es  ist  gestattet,  wenn  es  dem  nothwendigen  Zwecke  dient 
und  Ruhm  erwirbt  Derselbe  Zweck  entschuldigt,  dass  der  Fürst 
den  Schein  aller  jener  Tugenden  zu  bewahren  suche,  also  der 
Loge  und  Heuchelei,  von  welcher  Qbrigens  Machiavelli's  Privat- 
charakter offenbar  ganz  frei  ist.  Selbst  Treuloslgfcdt,  Hfaiterlist, 
MeucheliJiord  i.st  dem  Fürsten  gestattet,  um  sich  gegen  seine 
Gegni  r  und  Feinde  zu  sichern.  Dass  iniless  M.  bei  allen  diesen 
Scheusslichkeiten  den  höheren  Zweck  im  Auge  behält,  zeigt  sich 
unter  Anderem  darin,  dass  er  das  rohe  Verfahren  des  Agathocles 
nicht  billigt  und  bemerkt  (Prina  8):  man  könne  das  nicht  mehr 
virtd  nennen,  seine  Mitbflrger  zu  morden,  die  Freunde  zu  ver- 
rathen,  ohne  Treue,  Güte,  Religion  zu  sein,  es  sei  hierdurch 
wohl  die  Herrschaft,  aber  nicht  Ruhm  zu  ei werben. 

Dass  nun  diese  Richtung  der  Staatskunst  MachiavelFs  durch- 
aus verwerflich  und  nicht  zu  entschukügen  ist,  darin  stimmen  wir 
mit  allen  denen  überdn.  Welche  ihren  edeln  Unwillen  gegen  die- 
sdbe  so  laut  äussern,  obgleich  wir  nicht  mit  diesen  nach  dem 
Maassstab  einer  abstracten  Moral  unser  Endurtheil  über  dieselbe 
abmessen  können.  Denn  es  muss  hierbei  nothwendig  in  Betracht 
kommen,  dass  seine  Staatskunst  ein  Erzeugniss  seines  Volks  und 
seiner  Zeit  ist,  dass  er  nur  ansgesprochen,  in  Theorie  gebracht 
hdt  und  einem  höheren  patriotischen  Zweck  unterordnen  wollte, 
was  seine  Zeitgenossen  und  die  in  Italien  damals  so  sehr  als 
MustoMder  verehrten  Alten,  besonders  die  Römer  ausgeübt  hatten, 
und  dass  er  einen  andern  Weg  zur  Rettung  seines  verderbten 
Vaterlandes  nicht  auszusinnen  wusste.  Aber  alles  diess  und  Aehn- 
liches  kann  ihn  nicht  rechtfertigen,  denn  es  beweist  im  Grunde 
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nur,  dftss  er  die  Schuld  not  seinen  Zeitgienossen  und  frttliereii 
Generationen  tiieilL  Und  seine  Schuld  ist  koneswegs  darum  ge- 
ringer zu  achten,  weil  er  nur  unverhüllt  ausgesprochen,  was  An- 
dere Ihaten.  Wenn  auf  dem  Gebiete  des  Rechts  nur  die  That, 
nicht  der  Gedanke  verurtheilt  wird ,  so  wiegt  dagegen  auf  dem 
sittlichen  Gebiete  der  Gedanke,  die  Lehre^  die  theoretische  Auf- 
forderung zur  hösen  That  schwerer  als  eine  solche  seihst  und 
zwar  nicht  etwa  nur,  weil  sie  mehr  Böses  wirkt,  sondern  auch 
weO  fttr  einen  tiefer  denkenden  Geist  die  Schuld  eine  grössere 
ist,  das  Böse  zu  wollen  oder  unter  gewissen  Umständen  zu  billi- 
gen, als  für  gewöhnliche  Menschen  und  für  solche  im  Drang  der 
Leidenschaft.  Zugegeben  auch,  was  schwerlich  zu  bestreiten  ist, 
dass  ein  Fürst,  der  ganz  nach  den  Vorschriften  Machiavellis  im 
.  Principe  handelte^  noch  bei  weitem  nicht  so  schlecht  und  ruchlos 
sein  würde,  wie  ein  Ezzelino,  Malatesta  und  die  meisten  der  her 
deutenderen  Tyrannnen  Italiens  im  14.  und  15.  Jahrhunderte:  so 
bilden  nichtsdestoweniger  jene  Vorschriften  eine  ruchlose  Hand- 
lung in  so  hohem  Grade,  dass  niemals  vor  und  nach  M.  Jemand 
'  eine  solche  gfnvHgt  hat,  dass  nach  Varchi  (Stör.  I,  210)  seihst 
.  ein  grosser  Theil  semer  Mitbflrger  ihn  darum  hassten.  Aus  diesf^m 
Hass,  dieser  Abneigung  erklärt  sich  auch  theOweise  die  rücksichts- 
lose ungerechte  Yerurtheilung  seiner  Lehren  überhaupt. 

Gehen  wir  nun  über  zu  der  Erwägung  der  zweiten  Haupt-  , 
frage :  in  weicltem  Verhältniss  steht  diese  verwerfliche  Richtung 
der  Lehren  Machiaveli  s  zu  der  wissenschaftlichen  Staatskunst  j 
der  Gegenwart,  so  versteht  sich  znnflchst  von  seihst,  dass  von 
eüker  Anwendung  der  letzteren  nicht  die  Rede  sehi  kann,  und 
zwar  nicht  nur,  wefl  die  Wissenschaft  eine  andere  geworden  ist, 
sondern  auch  die  Innern  Zustande  und  die  Vet  Imltnissc  der  Staa- 
ten zu  einander  sich  geändert  haben.   Es  handelt  sich  jetzt  nicht 
mehr  blos  oder  vorzugsweise  um  das  Zustandekommen  und  die 
Erhaltung  grosser  Monarchien,  sondern  um  die  poUtische  und  | 
sociale  Organisation,  um  die  angemessenen  völkerrechtlichen  Ver-  ^ 
.hältnisse  derselben.    Wenn  demnach  ein  Fürst  der  Gegenwart 
von  jenen  beiden  von  M.  bezeichneten  Wegen  der  Politik,  dem 
menschlichen  der  Bekämpfunsr  mit  Gcs*  tzen  und  Rechten  und 
dem  thierischen  der  Bekauipiung  mit  Gewalt  und  List,  den  ersteren 
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▼orzogsweise  verfolgen  kann  und  soll,  so  fragt  sidi  dock,  ok 
nicht  auch  jetzt  noch  auf  dem  politischen  Gebfete,  besonders  dem 

der  auswurtieen  Politik,  so  viele  Schlingen  und  Wölfe  bekämpft 
werden  müssen,  dass  selbst  ein  guter  Fürst  den  letzteren  Weg 
ausnahmsweise  einzuschlagen  genöthigt  ist.  Ist  diese  Frage  za 
bejahen,  so  entsteht  die  zweite  Frage :  ob  und  wofern  die  wissen- 
schaftlicke  Slaateknnst  der  Gegenwart  sich  so  ganz  auf  die  ge- 
wöhnlichen Moralprincipien  stützen  kann,  mit  andern  Worten,  ob 
nicht  in  den  VerlKtÜnissen  der  Staaten  zu  einander  Falle  ein- 
treten können,  in  welchen  die  Staatskunst  oder  Staatsklu^lieit 
fordern  muss,  dass  vor  der  Dringlichkeit  des  Zwecks  der  Erhal- 
tung des  Staats  die  Lehren  der  Privatmoral  zurücktreten.  Diese 
Frage  aber  flQhrt  uns  auf  das  viel  erdrterte^  aber  wie  es  scbetnt 
noch  nicht  zur  völligen  Klarkeit  gebrachte  Verkftltniss*  der  Mond 
zui  Politik. 

Es  ist  eine  merk win  Liiere  Erscheinung,  bemerkt  Mo  hl 
CEncykIp.  S.  550),  dass  sich  so  viele  und  nicht  etwa  bloss  grund- 
satzlose Weltleute,  sondern  auch  ehrliche  Theoretiker  zu  der 
Anerkennung  des  Grundsatzes,  dass  das  Sittengesetz  wegen  poliü- 
scber  Yorihefle  nicht  verletzt  werden  dürfe ,  nicht  entscUiessen. 
können,  so  z.  B.  »Garve  und  Berg.«  Zu  diesen  gehört  auch  ein 
Mann,  der  nicht  irunder  durch  tiefes  sittliches  Gefühl  und  die 
umfassendste  Anerkennung  des  Sittengesetze wie  durch  Schärfe 
und  Folgerichtigkeit  des  Denkens  sich  auszeichnet,  kein  geringerer 
als  J.  G.  Fichte  in  einem  Aufsatz  über  Machiaveili.  Da  Der- 
selbe Wenigen  bekannt  sem  dürfte  ^  auch  von  Hohl  in  seiner 
Uebersicht  der  Machiavel]i<Literatur  nicht  berücksk^htigt  worden 
ist,  so  sei  uns  gestatlöl,  einige  Hauptpunkte  dem  Leser  vorzu- 
führen. 

Fichtes  Abhandlung,  welche  im  Jahr  1807  geschrieben  ist, 
win  ausdrücklich  »Machiavelli's  ernstere  und  kraftigere  Ansicht 
von  der  Reglerungskunst«  entgegenst^en,  einer  »vermontiick 
humanen  sittlichen  Politik  der  armseligen  Zeitphilosophie  Onach- 

gelass.  Werke  III.  427  ff.)  Seine  Opposition  ist  indess  thatsächlich 
wohl  mehr  gegen  die  damalisfe  schwächliche  und  schwankende 
Politik  der  deutschen  Fürsten  gerichtet  als  gegen  die  Zeit- 
Philosophie,  die  an  jener  wohl  ziemlich  unschuldig  sein  möchte. 


Digitized  by  Google 


Ar  die  «iateiifcliaftliclie  Staatibnisl.  $2$ 

Fichte  geht  In  der  Begrflndong  seiner  Sätie  Ton  zwei  Vor« 
anssetsungeo  aus,  welche  eng  mit  einander  zosammenhängen. 
Die  erste  ist  die:  jeder  Staat  trage  in  sich  den  natOriichen  von 

Gott  eingepflanzten  Tncb,  All(  s  si(  h  anzueignen,  so  weit  seine 
Kräfte  gehen:  er  müsse  daher,  uiu  sith  sicher  zu  slellen,  seine 
politische  Berechnung  nach  der  Voraussetzung  machen,  dass  jeder 
andere  Staat  jede  Gelegenheit  ergreifen  werde,  ihm  zu  schaden, 
sobald  er  seinen  eigenen  Yortheil  dabei  zn  ersehen  glaubt  Jeder, 
Staat  also,  der  nicht  Alles  zu  seinem  Vortheil  verändert,  so  viel 
er  kann ,  bleibt  hinter  den  andern  Staaten  zurück  und  kommt 
liailiirch  in  Geiaht  m  verlieren,  was  er  hat.  Ein  Staat  der  auf 
Vergtusi>uiung  ver/.ichltle.  spräche  hieimt  aus:  ich  will  nichts 
weiter  haben  und  hiermit,  ich  will  nicht  existiren.  Die  Richtig- 
j£eit  dieser  ersten  Voraussetzung  werde  bestätigt  durch  die  zweite, 
dass  zwischen  verschiedenen  Staaten  eui  gewisses  und  ausge- 
machtes Recht  nicht  existirt ;  es  gilt  hier  also  nur  das  Recht  der 
Stärke.  Die  beiden  Grundregeln,  die  Fichte  aus  diesen  \uiaus- 
setziingren  ableilui,  verstehen  sich  aus  denselben  von  selbst.  Die 
Beluigung  dieser  Regeln,  dieser  Politik  der  Stni  kr-  und  des  eigenen 
A'ortheils  wird  vom  Standpunkt  der  Vernunft  dem  Fürsten  zur 
heiligen  Pflicht  gemacht,  denn  er  ist  für  die  Erhaltung,  für  das 
Schicksal  seines  Volks  verantwortlich.  Diese  Stellung  erhebt  ihn 
über  die  Gebote  der  individuellen  Moral  in  (  ine  höhere  sittliche 
Ordfinnn  .  d,  reu  Inhalt  in  den  Worten  enthalten  ist;  saius  et 
decus  populi  sujneina  lex  csto. 

OHtk  Zweifel  ist  die  hier  von  Fichte  empfohlene  Politik  in 
vollem  Rechte  gegen  jene  charakterlose  Gefühls-  und  Gemüths- 
Politik,  welche  sich  scheinbar  auf  Moral  und  Humanität  stützt,  in 
der  That  und  Wahrheit  aber  haltlos  ist,  weil  sie  keine  Kraft  hat 
zur  Erfüllung  der  dringendsten  Ilechlspflichten  der  StaatsgcwaU, 
wt  !(  hr  (Anie  Zweifel  die  Et  lialtuiig  und  das  Wolii  des  Volks  zum 
Gegenstand  haben.  Allein  jene  entbehrt  nicht  weniger  fester  be- 
stimmter Principien  und  hebt  in  ihren  Consequenzen  sich  selbst 
auf.  Was  die  ersteren  betrifft,  so  lasst  sich  ihre  erste  Grund- 
voraussetzung, dass  jeder  Staat  den  andern  als  seinen  natürlichen 
Feind  nothwendig  voraussetzen  müsse,  in  dieser  Allgemeinheit 
nicht  begründen.    Sie  ioigt  keineswegs  aus  jenem  Satz  Machia- 

\ 
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vdi'fl,  dass  die  Menschen  durchgängig  als  schlecht  anzusehen  sind, 
denn  das  vorherrschende  egoistische  Interesse  eines  Staats  fahrt 
eben  so  sehr  zur  Verhrndung  und  zum  Frieden  mit  andein  Staf^-^ 
ten,  wie  zur  Feindschaft  und  Krieg,  so  dass  die  Möglichkeit  des 

einen  un<i  des  ninliTn  ffleichberechlisft  einander  sfeg^enüberstehen. 
Die  Behauptung,  dasa  ditj  belbhlvergrohserung  eines  ^iauleh,  anilerii 
Staaten  gegenüber,  zu  seiner  Selbslerhaltung  mihiu;  sv'x ,  zeigt 
in  ihren  Gonsequenzen  sich  unhaltbar.    Als  Frincip  des  Yff? 
fahrens  angewendet  m(l«ste  sie  jeden  Staat  dazu  ftdiren,  nickl 
eher  zu  ruhen,  bis  er  alle  andern  Staaten  einzeln  und  zusammenT 
genommen  sich  unlerworfen  oder  doch  in  geringerer  Starke  nelx  u 
sich  extstirend  snhe.  denn  so  hingt:  dies  Ziel  niclit  cireiclil  wäre, 
wurde  er,  den  andern  biaaten  gegenüber,  nach  dem  Hecht 
Starkeren  nicht  sicher  sein.  Das  Princip  der  SelbstvergröSHeiiBig 
führt  demnach,  wie  auch  das  Beispiel  von  Rom  beweist,  sn  dnem 
beständigen  Kriegszustände  der  Staaten,  wobei  die  Selbsteriialtpqg 
aller  gefährdet  bleibt,  bis  einer  als  überniächtigd  Su  ^er  hervor- 
ßfeht,  dem  indess.  wie  dns  Beispiel  von  Rom  ebenldlU  luMfoist, 
diese  forldauerndd  Stlbslveigrosserung  auch  nicht  zum  wahren 
Heile  gereicht    Auch  die  zweite  von  Fichte  aufgesteille  Grund- 
Toraussetzung,  dass  zwischen  Staaten  ein  gewisses  besti«un|ei| 
Recht  nicht  existu-t,  hat  nur  eine  relative  Wahrheit,  in  so  feni 
nflmlich  das  als  solches  von  den  Staaten  anerkannte  sogenannte 
Voliierrecht  nicht  unter  den  Schulz  einer  lioli  in  Mai  li[  g-eslellt 
ist.  welche  Jaft.sülbe  mit  Siclierheit  und  Beslimmlheil  leststellt  und 
ausluhrt.    Aus  diesem  Umstände  aber  lasst  sich  nicht  folgern, 
dass  das  Völkerrecht  keine  sittlich  und  rechtlich  verpflichtend» 
Bedeutung  hat  und  das  Recht  des  Starkem  an  seine  Stelle  treteii 
müsse,  denn  der  Grund  der  sittlichen  und  rechtlichen  Verpflich- 
tung einer  Rechtspflicht  kann  nicht  in  dem  dieselbe  becrhutendeii 
Zwange  liegen:  sie  nmhzcII  viclaiiilii  in  dersi  Iben  bittücheii  \\  ell- 
ordrmng ,  worin  alle  Pflichten  begründet  sind.    Nun  büdet  aber 
das  Völkern  c  ht,  oder  die  Anerkennung  eines  Sitten-  und  Rechts- 
gesetzes in  Rücksicht  auf  andere  Staaten  eine  nothwendige  Grund- 
bedingung für  die  fortschreitende  Verwirklichung  des  Sitten-  und 
Rechtsgesetzes  im  Innern  des  Staates  selbst.    Denn  wie  wäre  es 
denlibar,  dass  dasselbe  Wesen,  ciu  Staat,  nach  der  ciuea  ;>eite 
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Ub  sitflioh^  nach  der  anderen  unsittlich  handelte !  Femer  wird  ein 
Staat,  welcher  Alle  seine  Kräfte  auf  die  Setbsterhattiing  oder  Seibst- 
vergrösserung  wendet,  in  seiner innem  Kultureniwicklung  gehemmt; 

es  erzeugt  sich  ein  wilder  ausschliessender  kriegerischer  Geist, 
welciier  der  Ausbildung  friedlicher  Bürge»  lugenden  wie  auch  der 
Wissenschaft  und  Kunst  widerstrebt.  Muss  nun  aber  von  der  andern . 
Seite  zugegeben  werden,  dass  jeder  Staat  in  seinem  rechUichen 
Verhfiltniss  zu  andern  Staaten  auf  Selbsthfilfe  angewiesen  ist,  so 
ergiebt  sich  hieraus  von  selbst,  dass  die  Rechtspflicht  der  Erhaltung 
des  Staats  unter  den  Pflichten  des  Regenten  eine  bedeutende  Stelle 
einnimmt.  Diese  Frage  aber  führt  uns  mit  Nothwendigkeit  auf  das 
Verhältniss  der  Moral  zur  Politik  überhaupt  zurück.      '  f 

In  Deutschland  kann  man  wohl  diejenige  Ansicht  Uber  das 
Yerbiltniss  der  Staatskunst  zur  Moral  als  die  herrschende  ansehen^ 
welche  auch  kOnslich  von  Mo  hl  in  seiner  Encyklopädie  kurz 
entwickelt  wird  ,  dass  die  Staatskunst  das  Sittengesetz  auch  in 
den  auswärtigen  Rech tj» Verhältnissen  anzuerkennen  habe.  Er 
bezeichnet  es  mit  Recht  als  einen  hassiichen  Flecken  in  der 
europäischen  Gesittung,  dass  das  Sittengesetz  in  den  Verhältnissen 
von  Staat  zu  Staat  so  wenig  beachtet  werde  und  stellt  der  Wissen^ 
schafi  die  Aufgab^  allmälig  der  bessern  Gesinnung  d^  Weg  zu 
bahnen.  Er  iSsst  eine  Abweichung  vom  Sittengesetz  nur  hi  »Noth^ 
fällen*  zu,  d.  h.  zur  Rettung  des  Staates,  dessen  Erhaltung  dem 
Rechte  der  Einzelnen  voigehe,  auch  wenn  keine  Entschädigung 
geleistet  werden  kann.  Mit  diesen  Ansichten  wird  wohl  im 
Allgemeinen  Jedermann  einverstanden  sein  und  wünschen,  dass 
ein  Staatsgelehrter  wie  Mohl,  die  bezeichnete  Aulgabe  zu  lü«en 
unternehme.  Da  indess  dieser  Gegenstand  in  der  neuesten  Zeit : 
unseres  Wissens  bisher  nicht  sehr  eingehend  behandelt  worden 
ist,  so  mafif  es  gfestattet  sein,  etwas  näher  hierauf  und  besonders 
auf  die  I^iüthiäUe  einzugehen,  die  Mohl  wohl  etwas  zu  kurz  ab^ 
fertigt. 

Wie  sehr  es  auch  in  dem  Interesse  der  fortschreitenden 
Cultur  wttnschens Werth  würe,  dass  der  Staat  in  seinen  Yeihilt- 
nissen  zu  anderen  Staaten  das  von  der  Sittenlehre  aufgestellte 

Sittengeselz  unbedingt  anerkennte,  so  stellen  sich  dem  doch 
Schwierigkeiten  mancherlei  Art  und  nicht  geringe  entgegen:  sie 


Digitized  by  Google 


528  Üflbv  Ü»  B«deDtuug  der  Lahm  Ihdiatvflllfi 


liegen  Iheils  in  der  Penn  des  angememmn  Sitteiigesetees  odw 

in  dem  Verhältniss  der  Moral  als  Wissenschaft  zu  den  Aufgaben 
der  Staatskunst,  theils  in  der  siUUch-rechtUchen  Entwicklung  der 
Staaten  selbst. 

Was  den  ersten  Pankl  betrifit,  so  ist  zuvörderst  klar,  das« 
es  nicht  genügen  kann,  wenn  die  WissensdiafI  dabei  stehen 
bleibt,  das  Sittengesetz  allgemein  nnd  nnbedin^  als  Regel  der 
Staatsknnst  anfzustellen.  Die  Erfahrung  zeigt,  dass  sotehe  allge- 
meine Formeln  und  ubeiliaupt  alle  Dunalische  Lehren,  welche 
hohe  sittliche  Aiitorderuiigen  stellen,  ohiie  Rücksicht  auf  die 
nähern  Bedingungen  und  auf  die  Bedürfnisse  des  Lebens  oder 
gar  im  Widerspnidi  mit  denselben,  dass  solche  Lehren  ohne 
Weiteres  als  uiq»niktisch,  als  ideale  Trftumereien  oder  als  leerer 
Formaltsmns  nnd  Pedantismus  der  Schule  bei  Seite  geschoben 
werden.  Am  wenigsten  werden  solche  Lehren  auf  dem  Gebiete 
der  auswärtioren  Politik  anerkannt,  wo  man  soaleicli  uiil  der  Aus- 
flucht bei  der  Hand  ist,  dass  die  Moral-Theoretiker  vom  wirk- 
lichen Leben  und  der  praktischen  Politik  nichts  verständen.  Unter- 
nnnmt  man  dennoch  die  Wissenschaft  der  Moral  naher  auf  die 
Politik  anzuwenden,  so  zeigt  sich  bald,  dass  die  Uebertragung 
allgeroeiner  Regeln  vom  sittlichen  Individuum  auf  den  Staat  den 
wissenscliaiüichen  Forderunircn  der  Staatskunst  nicht  genügen 
kann.  Welche  Fortschritte  auch  die  philosophische  Moral  in  der 
neuesten  Zeit  in  Deutschland  gemacht  haben  mag,  sie  bewegt 
sich  mit  ihren  Lehren  in  allgemeinen  Formehi,  beachtet  nicht 
niher  die  natürlichen  und  socialen  Bedingungen  der  Handhmgen* 
Solche  abstracto  Lehren,  mögen  sie  nun  Pflichtgesetze  aufstollen 
oder  Tugenden  empfehlen,  lassen  keine  bestimmte  Anwendung 
auf  Fälle  der  auswriiliovH  i'ohlik  zu,  denn  es  kommt  hier  darauf 
an,  die  Principien  und  die  Grenzen  bestimmter  Handlungsweisen 
Didier  zu  bestimmen.  Selbst  dann,  wenn  die  Lehren  der  Mond 
in  ihren  besonderen  Bedingungen  naher  bestimmt  wfiren,  würde 
eine  Uebertragung  derselben  auf  das  Gebiet  der  Politik  in  den 
meisten  Füllen  die  Lehren  der  Staatskunst  nicht  sehr  förderu, 
weil  die  Verhältnisse  der  Staaten  zu  einander  ihrer  Natur  nach 
ganz  andere  und  besonders  weit  compUcirtere  sind,  als  die  der 
Individuen  zu  einander.   Dazu  kommt  endlich,  dass  die  Begriff» 
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niwerer  gewöhnlidien  wissenscliaftliclien  Moral  sicli  in  einem  zn 
engen  Kreise  bewegen,  nicht  das  ganze  Gebiet  des  wiridichen 

Menschenlebens  mwh  allen  Richtungen  hin  unilassen.  Da  ist 
z.  ß.  kein  Raum  iui  ilic  lugenden  und  PlUciilea  der  Thatkrafl; 
eine  Moral  für  Helden  ist  noch  nicht  geschrieben  worden.  Daher 
denn  das  oft  nussbranchle  Wori,  dass  man  die  grossen  Thateo, 
die  der  Geschichte  angehören,  nicht  mit  der  Schneiderelle  der  ' 
Moral  messen  dttrfe. 

Der  unmittelbaren  Anwendung  der  Moral  aul  die  Stautskunst 
stellen  sich  imluss  iiirlit  nur  die  bchwieriqkt  iicn  der  unvolikom- 
meneti  wisseüscüailliciien  Form  der  Moral  entgigey,  sondern  auch 
solche,  die  im  Gegenstand  selbst  diesem  Theües  der  Slaatsiconst 
liegen,  die  oben  theilweise  bereits  angedeuteten,  dass  die  sittlich-^ 
reditlichen  Yerhfiltnisse  der  Staaten  zu  einander  unyollkommen 
sind :  1)  in  so  fem  sie  in  einer  gewissen  Unbestimmtheit  bleiben  i 
und  eine  bestirninle  Funn  nur  iu  einzelnen  Be/iclnuiu-ea  durcli 
besondere  Vertrage  erlangen,  2)  weil  keine  Sicherheit,  Garantie 
für  die  Dauer  dieser  Rechtsverhältnisse  o(  leistet  werden  kann'^ 
8)  weil  mit  der  Auflösung  dieser  Verhältnisse  eine  Raclikehr  zu  ^ 
einem  Naturzustande  der  Staaten  unter  einander  gegeben  ist.  Es 
bedarf  wohl  kaum  der  Bemerkung,  dass  hier  nnler  Naturzustand 
nicht  die  Hypothese  eines  früher  einmal  voj  inindenen  historischen 
Zustandrs  der  (jeselUcliall  ocnicini  isl,  isoudern  der  auch  bei 
den  civilifiirten  Völkern  von  Zeit  zu  Zeil  wiederkehrende  Kriegs- 
zustand, in  welchem  ^in  Staat  den  andern  so  Viel  wie  in  seinen 
Kräften  steht,  zu  Terletzen,  unterwerfen  strebt,  um  ihn  seinen 
besonderen  Zwecken  diensti^ar  zu  machen.  Das  Factunf  des 
Kneifes  weiset  mit  Nolhwendigkeit  auf  die  Unvollkommenheit  des 
zwischen  den  Staaten  bestehendm  Sitten-  und  Rechtsgeaelzes 
hin,  denn  wenn  das  Sittengeselz  von  beiden  Theiien  als  Richt- 
schnur ihrer  Uandiunyfen  anerkannt  wäre,  so  könnte  es  nicht  zum 
Kriege  kommen.  Es  folgt  hieraus,  dass  kein  Staat  durch  die 
Gesetze  des  Völkerrechts  verpflichtet  sein  kann,  das  Sitten-  und 
Rechtsgesetz  in  seinem  Verhftltniss  zu  andern  Staaten  auf  Kosten 
der  Heclitsplliehl  der  .^<dl)>l(ih;)l(ung  durchzuführen.  In  dieser 
Uneksichl  beuitirkt  auch  Hegel  (^Keclilsphilosophie  §  337),  dass 
das  Priucip  für  die  Gerechtigkeit  der  Kriege  und  Tractate  nicht 
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ein  allgemeiner  (pManliiropischer)  Gedanke,  sondern  das  wirklich 
gekrftnkte  oder  bedrolite  Wolil  in  setner  besUmmten  Besonderheit 
ist ;  nur  diese  konkrete  Existenz  des  Staates  ist  Princ^  ikres 

Handelns  und  Benehmens.« 

Allein  mit  den  bezeichneten  Schwierigkeilen,  die  sidi  der 
Anwendung  des  Moralgesetzes  im  Verhälluisse  der  Staaten  ml 
einand^  entgegenstellen,  ist  noch  nicht  die  Berechtigung  eines 
Staats,  sich  in  einem  gegebenen  Falle  vom  Sittengesets  m  ent- 
binden, nachgewiesen.   Bs  liegt  in  der  Unvollkommenhelt  dieser 

Rechtszustände  vielmehr  onenbar  die  AuCiTabe  ,  dass  die  Staaten 
dieselben  mit  der  fortschreitenden  sillliciien  und  iiUeliecluellrn 
Kultur  immer  vollständiger  entwickeln.  Anderseits  aber  wii'd  aus 
der  Unvollkommenheit  dieser  Rechtszustttnde  im  Allgemeinen  die  ' 
Möglichkeit  begreiflich,  dass  Aosnahme-  oder  NotbfiiUe  eintreten 
können,  in  wetehen  ein  Staat,  der  im  Allgemeinen  das  Sittes- 
und  Rechtsgesets  dmrcbznfUhren  strebt,  davon  abzuweichen  ge- 
nölhi0  ist.  Es  kommt  dai  aiil  an ,  dass  diese  Nothwendigkeit 
und  zwar  in  ihrer  möglichsten  Beschränkuug  näher  nachgewiesen 
werde. 

hl  den  bezeichneten  Ausnahmefällen  handelt  es  sieh  oflTenbar 
um  die  Rechtspflieht  der  Selbsterhaltung  eines  Staates  gegenüber 
den  feindlichen  Bestrebungen  anderer.  Der  Friedens-  und  Rechts- 

Zustand  ,  wie  derselbe  gegenwärtig  zwischea  mehreren  der 
europaischen  Staaten  existirt,  steht  in  der  Mitte  zwischen  einem 
offenen  Kriegszustände  und  einer  testen  sittlich  -  rechtlichen  An- 
eikennung.  Dem  offenen  Krieg  pflegt  ein  diplomatischer  voraus- 
logehen,  in  welchem  bei  formelUrechtticher  Anerkennung  ein 
Theil  den  andern  su  flbeilisten  strebt  Angenommen  nun  dass 
ein  Staat  selbst  den  Friedens-  und  Rechts -Zustand  zu  erhalten 
strebt,  ein  anderer  aber  das  Sitten-  und  Rechtsgesetz  durch  List 
und  Ränke  bereits  aulgehoben  hat:  ist  unter  diesen  Umstanden 
der  erstere  dennoch  verpflichtet,  nicht  von  demselben  abzuweichen  ? 
Zunächst  ist  hierauf  mit  Mobi  CBncykL  S.  551)  zu  antworten : 
»man  hat  sich  nicht  durch  Erwiderung  von  Schlechtigkeit,  sondern, 
und  zwar  überdies  weit  zweckmässiger  und  sicherer,  durch  genaue 
Aufmerksamkeit  und  kialtiges  Entgegentreten  zu  schuUen.«  Diese 
Regel  mag  in  den  meisten  Fällen  genügen.   Ueberhaupt  sind  die 
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Mittel  der  Selbsterhaltmigr  eines  Staats  zunächst  natürliche  der 
Entwicklung  und  Erweiterung  der  Kräfte  und  HttlfsqueDen,  die 
mit  der  Moral  nichts  zu  schaffen  haben.  Allein  wenn  der  Fall 

eintritt,  dass  die  ehrlichen  und  gewöhnlichen  naltirlichcn  Mittel 
den  StiiiU  iiichl  liiin-iMcIhMid  schüt7,en  fifeefen  die  versteckte 
ränitevoiie  Schlechtigkeit  des  aiidcicii;  soll  er  dann,  um  das 
SUtengesetz  nicht  zu  verletzen,  seine  Erhaltung  aufs  Spiel  setzen, 
oder  soU  er  ihn ,  so  weit  die  Gefahr  reicht,  mit  gleichen  Waffen 
der  List  und  Täuschung  bekämpfen?  Dass  solche  Fälle  im  wirk- 
lichen Leben  vorkommen,  wvd  schwerlich  zu  läugnen  sein.  Es 
liegt  hier  eine  sogenannte  Coliision  der  Pflichten  vor,  welche 
nach  allgeiiiciiicn  «'lliis{  lien  Prinii|iiL'n  nicht  Iii'^eUigl  vvertica  kanM. 
Dem  Sittengosetz  gemäss  kann  es  uniii  oi^licii  gestattet  sein,  eine 
Handlung  auszuüben,  welche  eine  Pflicht  verletzt.  Wollte  man 
sagen,  die  verhältnissmässig  weniger  bedeutende  Pflicht,  die  der 
individuellen  Ehrlichkeit,  mftsse  hier  der  bedeutenderen,  der  Er- 
haltung des  Staats  mitergeordnet  werden,  so  ist  zu  bemerken, 
dnss  es  sich  bei  der  bezeichneten  Coliision  iik  hl  iuii  die  blosse 
Unterordnung  einer  Pflicht,  sondern  uui  die  Unterlassung  einer 
pflichtwidrigen  ütindlung  handelt.  Wollte  man  femer  behaupten, 
der  eine  Staat  werde  durch  die  rechtswidrigen  oder  schlechten 
Handlungen  eines  anderen  seiner  Verpflichtungen  gegen  diesen 
entbunden,  -  so  ist  zu  entgegnen,  dass  es  nach  den  allgemeinen 
l'iincipicii  der  Moral  eine  luittiindung  von  Pflichten  nicht  geben 
kunn.  (li'selzl  auch,  citi  Slmil  konnte  dui'ih  die  Haiidliiiit^cii 
seines  Gegners  den  Rechtszustand  als  factisch  aulgehoben  an^ 
sehen,  so  könnte  er  hiermit  höchstens  feindliche,  aber  nicht  unsitt- 
liche Handlungen  entschuldigen.  Die  Entschuldigung  der  letzteren 
durch  den  guten  Zweck  widerstreitet  allen  gesunden  Moralprin* 
cipien.  Der  Fürst  muss  demnach  in  einem  solchen  Fafle  entweder 
seine  Pflicht  als  Ucgent  oder  dieselbe  als  Mensch  vernachlässigen.  - 

Um  eijic  solche  Gollisiun  zu  beseiligeu,  werden  wir  auf  den 
Grund  derselben  zurückgehen  müssen.  Dieser  ist  zu  suchen  in 
der  UnvoUkommenheit  der  natürlichen  Grundbedingungen  des 
menschlichen  Lebens,  vermöge  welcher  das  Sittengesetz  seme 
freie  regelmässige  Herrschaft  nicht  Oberall  und  stets  ungestört 
behaupten  kann.  Die  Grundbediuguag  nämlich  für  die  Herrschaft, 
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Ansdlrang^  des  SiUengeselzes  Isl  selbstbewusste  Preiheil  der 

Individuen  in  Rücksicht  auf  Zweck  und  Mittel  ihrer  Handlungen. 
Diese  Freiheit  kann  nioinenlan  durch  das  Bedürfniss  und  die 
Pflicht  der  Selbsterhaltung  beschränkt  werden,  wenn  eine  unmittel- 
bare dringende  persönliche  Lebensgefahr  nicht  anders  abzuwenden 
ist,  als  durch  augenbUckUche  Beseitigung  der  Ursache  derselben. 
Unter  solchen  Umstanden ,  wie  sie  in  dem  anerkannten  Recht 
nnd  der  Pflicht  der  Nothwehr  vorkommen,  bleibt  dem  Individuum 
keine  freie  Wahl:  es  ist  in  dieser  inomenlaiK n  Rückkehr  zum 
Naturzustande  genothigt,  dasjenige  Mittel  für  die  Beseitigung  der 
Gefahr^  welches  aliein  übrig  bleibt  oder  zunächst  liegt,  augenblick- 
lich zu  ergreifen,  nilmlich  den  Gegner  unschädlich  zu  machen. 
Fhhrt  diese  Nothwehr  zu  etwas,  was  unter  andern  Umständen 
ein  Verbrechen  Ist,  zur  Tödtung  des  Gegners,  so  ist  diese,  in  so 
fern  sie  nicht  tiber  das  Bedürrniss  hinaus  beabsichtigt  war,  gerecht- 
fertigt durch  das  Recht  und  die  l'llicht  der  Selbsterhaltungj  denn 
der  AngegriÜene  war  nicht  verpflichtet,  lieber  eine  recht-  und 
pflichtwidrige  Ermordung  von  Seiten  des  Andern  sich  Preis  za 
geben,  als  ein  Mittel  der  Selbsteihaltung  anzuwenden,  wekhes 
zum  Tod  des  Andern  führen  konnte.  In  der  Ausübung  der  Noth- 
wehr liegt   also  keiatswegs  eine  gänzliche  Abweichung  vom 
Sittengesetz  überhaupt,  soiHiern,  da  die  etwa  vorkonmieiide  Ver- 
letzung desselben  unzertrennlich  mit  der  Erfüllung  der  Pflicht  der 
Selbsterhaltuttg  verbunden  war,  nur  eine  nothgedrungene  Ab» 
weichung  von  den  gewöhnlichen  Regehi  des  Sittengesetzes,  welche 
verderbliche  Folgen  hatte,  deren  Schuld  auf  den  Angreifenden 
zurflckf^nt  . 

Ehe  wir  zu  der  weitern  Frage  übergehen,  ob  und  wiefern 
die  Pflicht  der  >»ulhwehr  vom  Individuum  auf  den  Staat  über- 
tragen  werden  kann,  sehen  wir  uns  veranlasst,  die  Aufmerksam- 
*  keit  zu  richten  auf  emen  Einwurf  Mohlis,  der  auch  unsere  Auf- 
fassung zu  treffen  scheinen  konnte.  Nachdem  nfimlich  diese 
Abhandlung  in  ihren  Grondzflgen  hingst  fertig  war,  fand  ich  bei 
Mohl  (Gesch.  u.  Lit.  d.  St.  III.  S.  335)  die  Bemerkung,  dass 
früher  schon  D.  H.  v.  Berg  die  Anwendung  unsittlicher  Mittel 
von  Seiten  des  Staats  damit  entschuldigte,  dass  »die  Gesetze  des 
sittlichen  Zusammenlebens  da  ausser  Wirksamkeit  treten,  wo  die 
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Existenz  bedroht  ist.«  Mohl  erhebt  hiergegen  Einwürfe,  von 
denen  ich  nicht  heurtheilen  kann^  ob  sie  die  von  Berg  anfgestelUen 
Lehren  widerlegen^  da  mir  die  Schrift  leider  nicht  zur  Hand  ist; 
in  keinem  Falle  aber  treffen  dieselben  den  oben  dargelegten 

Standpunkt  der  Auffassunpr.  Ich  ubergehe  die  von  Mohl  bezeich- 
neten niiliallbaren  Voraussetzungen  v.  Bergs,  da  sie  nicht  die 
meinigen  sind  und  wende  mich  zu  dem  eigentlichen  Einwurfe 
Mohls,  welcher  gegen  den  oben  angeführten  Satz  gerichtet  ist, 
dem  Einwurfe  nämlich,  dass  das  Sittengesetz  in  FttUen  der  Un- 
vereinbarkeit mit  dem  menschlichen  Dasein  seine  Anwendung  nicht 
verliere,  dass  es  vielmehr  gar  wohl  sittliche  Forderung  sein 
könne,  sein  Leben  in  die  Schanze  zu  schlagen.  Dieser  Einwurf 
trifft  allerdings  den  bezeichneten  Satz  in  der  unbestimmten  Allge- 
meinheit, worin  er  dort  autgestellt  ist.  Gewiss  wird  Niemand 
von  der  Ausübung  einer  Pflicht  dadurch  entbunden,  dass  Gefahr 
damit  verbunden  ist;  wie  sollten  sonst  der  Arzt  in  manchen 
Füllen  und  besonders  der  Soldat  ihre  Pflicht  erfÜUen!  Allein  in 
jener  unbestimmten  Allgemeinheit  ist  der  Satz  von  mir  nicht  auf- 
gestellt worden.  Bei  dem  Recht  und  der  Pflicht  der  Nothwehr 
nämlich  handelt  es  sich  doch  ofTenbar  nicht  um  eine  gleichviel  welche 
Bedrohung  der  persönlichen  Existenz,  sondern  um  eine  solche 
unter  gegebenen  besonderen  Bedingungen:  um  eine  plötzliche 
Bedrohung  und  Gefahr,  welche  einer  augenblicklichen  Beseitigung 
bedarf,  um  eine  solche  femer,  welche  von  Seiten  des  Angreifenden 
sittlich  und  rechtlich  nicht  zu  n^chllerligcn  ist,  welcher  gegenüber 
das  Sittengesetz  dem  Ani^airriilenen  nicht  gebieten  kann,  sein 
Leben  in  die  Schanze  zu  schlagen,  d.  h.  dasselbe  ohne  die  nach- 
drücklichste Gegenwehr  gegen  den  Angreifer  Preis  zu  geben. 
Es  geht  nämlich  das  Gebot  des  Sittengesetzes  nicht  dahin,  dass 
das  Einzelwesen  sich  physisch  k  tout  prix  erhalte,  sondern  als 
ein  sittliches  oder  als  ein  Organ  des  Sittengesetzes,  der  sittlichen 
Weltordnung  soll  es  sich  selbst  erhallen.  Es  wurde  dies  Gesetz 
verletzen,  wenn  es  seine  Pdichl  versäumte,  um  einer  Gefahr  zu 
entgehen.  Wogegen  derjenige,  der  in  der  Noth  nicht  einen  Andern 
iödtet,  keinesw^s,- um  einer  Gefahr  zu  entgehen,  seine  Pflicht 
versftumt,  vielmehr  eine  Pflicht  erftlUt,  indem  er  die  Gefahr  be- 
seitigt, die  unsittliche  Handlung  des  Andern  verhindert.  Er  wärde 
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also,  wenn  er  sein  Leben  Preis  gäbe,  keineswegs  wie  der  Arzt, 
der  Soldat  aaf  einem  getahrüehea  Posten,  in  der  ErfflUiing^  seiner 
Pflicht,  sondern  in  einer  Vemachliissigung  derselben  ontergelien. 
Im  höchsten  Grade  wflrde  dies  letztere  vom  Staat  g[dten,  der 
nicht  alle  Mittel  seiner  Selbsterhaltung  anwendete,  denn  Air  einen 
organisirten  Staat  ist  keine  andere  Pflicht,  seine  Existenz  Preis 
zu  geben,  denkbar,  als  die,  welche  die  Selbsterhaliunpr  zum 
Gegenstand  hat.  In  der  Nothwehr  also  wird  keineswegs  die 
Austtbung  emer  Pflicht  wegen  Bedrohung  der  persönlichen  Existenz 
aufgegeben  9  sondern  es  wird  in  derselben  eine  Pflicht  (die  der 
Selbsterfaaltnng)  erfüUt  durch  eine  Handhmg,  welche  acddentell 
etwas  hl  sich  schliesst,  was  unter  andern  Umstftnden  unsittlich  ist 
Kann  nun  gegen  die  Suspension  der  gewülmlüheti  Regeln 
des  Sittengesetzes  in  ausseruitlentlichen  Füllen  der  Nothwehr  eines 
Individuums,  schwerlich  etwas  Stichhalliges  eingewendet  werden, 
SO  wird  man  doch  vielleidit  bestreiten,  dass  es  for  Staaten  ein 
solches  Recht  oder  eine  ähnliche  Pflicht  der  Nothwehr  geben 
könne.  Dasjenige,  könnte  man  sagen,  was  die  Nothwehr  wiii^Hi. 
lieh  charakterisirt ,  das  Bedürfniss  einer  augenblicklichen  Beseiti- 
gung einer  dringtnden  Geftihr  kann  bei  dem  hier  vorausgesetzten 
^  Verhältniss  der  Staaten  zu  einander,  wo  der  Krieg  noch  nicht 
eingetreten  ist,  gar  nicht  vorkommen.  Hierauf  ist  zu  entgegne« 
zunfichst,  dass  das  feindliche  Verhältniss  der  Staaten  zu  mmmittf 
sdner  Natur  nach^  von  denen  der  Individuen  zu  einander  so 
schieden  ist,  dass  whr  nicht  erwarten  können,  die  Bedingungen 
für  die  Bedrohung  der  Existenz  werden  sich  für  den  Staat  in 
derselben  Form  darstellen,  wie  für  das  Indivifiiiiim.  Wenn  für 
einen  so  umfassenden  complicirten  Organismus,  wie  der  Staat  der 
Neuzeit  ist,  die  Gefahr  v<m  aussen  nicht  so  gross,  augenfällig, 
dringend  ersdieint,  wie  fflr  den  ehizehien  Menschen  bei  Angriffe» 
von  Aussen,  so  kommt  dagegen  in  Betracht,  dass  fflr  den  Staat 
das  Bedürfniss  der  Selbsterhaltung  ein  um  so  dringenderes  um> 
fassenderes,  bedeutenderes  ist,  weil  es  das  Wohl  und  Wehe  eines 
ganzen  Volks,  die  Selbsterhaltung  so  vieler  Individuen  einschiiesst, 
dass  folghch  auch  geringere  Gefahren  für  den  Staat  eine  ver-^ 
hftltnissmllssig  grössere  Bedeutung  haben.  Wenn  femer  di» 
Gefahr,  welche  für  den  Staat  in  den  firobemngsgelflslao  dnai. 
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grösseren  benai  Ii  harten  Staates  oder  seines  Regenten  Hce^,  eine 
enUerntere,  weniger  augenläliige ,  in  den  Absichten,  Plänen  ein- 
zeJaer  Menschen  noch  versteckten  ist,  so  kam  sie  darum  nicht 
nuDder  gross  md  driDgend  sein.  WoUle  man  sagen,  die  Analogie 
mit  der  Notbwehr  des  Indivkhinms  Terschwinde  in  einem  solcbea 
Verhültniss  der  Staaten  auch  darum,  weit  hier  nicht  eine  augen^ 
bli«^kli<;he  Bes«Mligung  einer  drinurenden  Gefahr  trefordert  sei ,  so 
das»  liesiiiiiuti*^-  Frcilipit,  W  ahl  *\rr  .Ali! Irl  diu  ig  bleibe,  so  kuninit 
hiergegen  in  iielracht,  dass  die  Wald  der  Mittel,  weiche  den 
Staat  gegen  die  Gefahf  sichern,  w<H*aiif  hier  doch  AUes  ankommt, 
gewöhnhch,  besonders  einem  grössern  Staate  gegenikber,  keine 
grosse  ist,  dass  die  Mittel  selbst  sehr  complicirt  und  uasieber  - 
erscheinen,  dass  endlich  der  Staat  auf  SelbsthüUe  gnii/  iiini  gar 
angeWAt\M'n  i«t.  kdinid-   üüilUcb   ein wi'ihlfii .  (lu>>   iin  Act 

der  Nothwehr  di  S  liuüviiliiuias  das  Ünsiiiiiciie  der  Handlung  mit 
dem  SittUclien  d.  h.  der  Füicht  der  Selbsterhaitung  nnzertreanäeh 
verknfipfl  erscheme  und  vom  Individnun  nicht  gewollt  werde, 
während  bei  der  hier  angenommenen  Nothwehr  des  Staats  keinee^ 
wegs  eine  Sknliche  anwülkttrliche  Verknfipfwig  leider  statt  fhide, 
^  vielmehr  diu  Jlaiiilliuig,  worin  das  Unsittliche  liegt,  besonders 

gewollt  weitlr.    W  ij*  gfebeii       zu,  wniti  dif  ^  t'rknupiung 

des  Unsittlichen  und  SitUicheu  in  der  ^iothwchr  dos  Staats  auch 
keine  miwiUkürliche  ist,  so  ist  sie  darum  nidit  weniger  nach  der 
Voraussetzung  eine  ijür  die  SelbsterhalttiBg  nothwendige,  rnieriflss- 
licbe.  Anderseits  kommt  hierbei  Micb  doch  wohl  das  m  Betradil, 
dass  die  Wirkungen  der  Nothwehr  des  Individuums  (Tod  u.  dsrl  ) 
verderblicher  sind,  ali>  die  d«r  hii^r  in  Anspruch  p<  inMiiin  iicn 
Nothwehr  des  Staats,  da  duicli  Anwendung  von  List  und  Betrug 
dem  Gegner  noch  kein  jÜebel  zugefügt  wird.  Das  freilich  wird 
zugegeben  werden  müssen,  dass  die  Aufgabe  der  Wissenschaft- 
liehen  Staatskunist,  im  Allgemeinen  die  Grenzen  zu  bestimmen, 
wo  das  Recht  der  Nothwehr  beginnt,  eine  schwierige  ist,  aber 
sie  erscheint  darum  nicht  unlösbar,  wenn  alle  Beding; ung-on  Im 
die  l.oäung  eines  solchen  Probleme  vcilirocn.  —  AVulltc  uian 
endlich  aus  der  Schwierigkeit  dieser  Grenzhestimmung  weitere 
Folgerungen  ziehen  und  etwa  behaupten ,  es  werde  durch  jede 
Annahme  emes  Rechts  der  Nothwelir  fSür  den  Staat  in  der  ange- 

35* 


Digitized  by  Google 


536 


Ueber  die  Bedeutung  der  Lehren  MacUiavellis 


deuteten  Beziehung,  der  unsittlichen  Verfahrungsweise  im  Sinne 
Machiavells  Thür  und  Thor  geöffnet,  weil  eine  Grenze  der  Un- 
siltUchkeit  sich  nicht  feststellen  lasse  und  ein  Fürst  auch  durch 
eine  ganz  unschuldige  Machlentwicklung  des  Gegners  sich  iMdrobt 
sehen  könne:  so  würden  solche  Folgerungen  einerseits  geradezu 
dem  hier  aufgestellten  Satze  widersprechen,  das8  die  Udi»ertretung 
des  Sittengesetzes  nicht  weiter  reichen  darf,  als  das  Rechtsbedürf- 
niss  der  Nolhwehr,  wclclu.s  aui  die  Abwendung  der  naclisten 
Gefahr  sich  beschränkt,  es  mit  sich  bringt.  Es  versteht  sich  von 
seUwt)  dass  in  dem  bezeichneten  Falle  nicht  die  Rede  davon  sein 
kann,  verbrecherische  Mittel  für  die  Erhaltung  des  Staats  anzu-^ 
wenden,  wie  Meuchefanord  u.  dgl.  wie  Nachiavelli  dieselben  für 
die  Rettung  des  Vaterlandes  ausdrücklich  zulässt  (Disc.  III.  41), 
weil  diese  auf  keine  Weise  entschuldigt  werden  konnrn  und 
auch  durch  das  Völkerrehht  der  Gegenwart  selbst  im  Kriegs- 
zustande ausgeschlossen  sind.  Endlich  bedarf  es  wohl  kaum  der 
Erwähnung^  dass  das  bezeichnete  Rechtsbedürfniiss  der  Nothwehr, 
welches  wesentlich  defensiver  Natur  ist,  nicht  verwechselt  werden 
kann  mit  der  Nothwendigkeit  worauf  sich  eroberungssüchtige 
Regenten  oder  herrschsüchtige  uiui  rngherzige  Staatsmänner  be- 
rufen. Wenn  z.  B.  neue  Fürsten  des  19.  Jahrhunderts  ihr  sogen. 
Annexiren  mit  der  Nothwendigkeit  des  Gleichgewichts  oder  der 
Sicherheit,  schwächeren  Staaten  gegenüber,  entschuldigen,  so  findet 
das  Absurde  einer  solchen  Beschdnigung  des  Unrechts  aeine  Bef- 
richtigung  nicht  nur  in  dner  gesunden  unbefangenen  Staatäcunsl^ 
sondern  auch  in  der  öffentlichen  Meinung  der  Völker.  Wenn 
englische  Slaatsmünner  ihr  durchaus  ungerechtes  empörendes 
Verfahren  gegen  die  oslindischen  Staaten  mit  der  Nothwendigkeit 
desselben  im  Orient  unter  den  dort  gegebenen  Verhältnissen  ent- 
schuldigten (vgL  Neumann,  Geschichte  des  englischen  Reiches 
in  Asien),  so  wird  kein  Unbefangener  das  künstliche  subjective 
Bedürfniss,  ein  einmal  begonnenes  Unterdrückungs-  und  Erpres- 
sungssystem aufrecht  zu  erhalten,  mit  dem  Rechtsbedürlniss  der 
Nothwehr  vei wechseln  5  die  Staatskunst  eines  Clive,  Warren  Has- 
tings  u.  s.  w.  ist  unseres  Erachtens  selbst  nach  den  Grundsätzen 
MachiaveU's  nicht  zu  entschuldigen. 

Blicken  wir  zurück  auf  das  Resultat  unserer  Erörterung  des 
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Yerhättniflses  der  Moral  zur  Staatskim^  Nach  der  einen  Seite  1 
Eeigte  sich,  dass  die  Ablösung  d^r  Staatskunsl  Ton  der  Moral 
nicht  wissenschaftlich  zu  begründen  ist,  dass  die  Politik  der  rudc- 

sichtslosen  Selbstvergrösserung  des  Staats  auf  Kosten  Anderer  In 
ihren  Consequenzen  sich  selbst  aufhebt,  dass  aber  auf  anderer 
Seite  aus  vielen  Gründen  die  Staatskunst  nicht  durch  die  Moral 
allein  geleitet  werden  kann.  Es  wurde  nachgewiesen,  was  hier 
hauptsächlich  in  Betracht  kommt,  dass  das  Soll  des  Sittengesetzes 
doch  auch  nfiher  nach  dem  Können,  nach  der  Beschaffenheit  der 
menschlichen  Natur,  nach  den'  fOr  das  sittliche  Wesen  gegebenen 
Bedingungen  sich  bestimmen  muss,  dass  demnach  das  Sittengeselz 
nicht  überall  und  immer  seine  gesetzliche  Hcn  st  haft  zu  behaupten 
vermag,  dass  es  Ausnahmsfälle  gibt,  in  welchen  das  Individuum 
nicht  nur  berechtigt,  sondern  auch  yerpflichtet  ist  zu  thun,  was 
unter  gewöhnlichen  Umstanden  ein  Verbrechen  wäre.  Dass  sobhe 
Ausnahmefälle,  ui  welchen  das  Recht  der  Nothwehr  herrscht,  fiBr 
das  rein  sittlich-rechtliche  Verfahren  der  Staatsgewalt  in  den  aus- 
wärtigen Verhältnissen  des  Staates  in  dem  Grade  leichter  eintreten 
können,  in  welchem  seine  Erhallung  durch  andere  blaaten  ge- 
fährdet wird.  Hieraus  ergibt  sich  für  die  wissenschaftliche  Staats- 
kanst  der  Gegenwart,  dass  in  derselben  soweit  sie  die  Verhält^ 
nisse  der  Staaten  zu  einander  betrifft,  das  Sittengesetz  nur  in 
dem  Maasse  fest^  Fuss  wurd  fassen  können,  ui  welchem  die 
Staaten  oder  Völker  vermöge  des  Fürlschrilts  der  sittlichen  und 
intellectuellen  Cullur  sowohl  an  sich  selbst  in  höherem  Grade 
rechtliche  Organismen  werden,  als  auch  eben  hiermit  in  festere, 
bestimmtere,  umfassendere  RechtSYcrhältnisse  zu  einander  treten. 
Die  Festigkeit  und  Daner  der  letzteren  nanüich  steht  offenbar  in 
Wechselwirkung  mit  der  ninem  Organisation  der  Staaten  selbst, 
insofern  vermöge  derselben  die  friedlichen  oder  kriegerischen  Ver* 
hältnisse  der  Staaten  zu  einander  im  Sinne  der  INalionen  selbst 
bestimmt  werden,  so  dass  (licsfllx  ii  nicht  mehr  durch  die  schlechte 
Wirthschaft,  die  sittliche  Haltlosigkeit,  die  ehrgeizige  Willkür  oder 
die  Thorheit  einzehier  Regenten  und  Staatsmänner  gestört  werden 
können.  In  dem  Maasse,  in  welchem  diese  Bedingung  noch  nicht 
erftUlt  ist,  wird  die  Theorie  der  Staatsknnst  nicht  umhin  können, 
mit  dem  was  dem  Sitten-  und  Rechtsgesetz  zufolge  geschehen 
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soll,  auch  das  zu  erwägen,  was  zur  Befiiedigung  unabweisbarer 
Bedürfnisse  der  Selbsterhaltung  geschehen  muss.  MachwveUi, 
welcher  die  Staalskunst  überhaupt  snerst  aus  den  Ndiel  unbe- 
stimmter Vorslelhmgen  an  das  Licht  der  Thatsachen  und  der 
Geschichte  führte,  hat  das  freilich  sehr  zweideutige  bedenklich^ 
Verdienst,  die  bezeichnete  Seite  der  Staatskunst  vorzugsweise 
ausgebildet  zu  haben  —  ein  Verdienst  nämlich ,  welches  in  sein 
Gegealheil  umschlug,  insofern  er  nach  dieser  Richtung  bin  im 
Frindpe  der  Praxis  seiner  Zeit  und  seines  Volkes  folgend,  die 
ethisch  rechtliche  Seite  der  Staatskunst  fast  ganz  aus  dem  Auge 
verlor.  Die  wissenschaftliche  Staatskunst  der  Gegenwart  darf 
diese  Seite  derselben  nicht  unbeachtet  lassen,  aber  Sic  kanti  dem 
fortgeschrittenen  sittlich  -  rechtlichen  Standpunkte  der  Staaten  der 
Gegenwart  und  der  Wissenschaft  gemäss,  die  Abweichungen  vom 
Sittengesetz,  welche  M.  für  den  neuen  Fürsten  (in  einem  ver« 
4erbten  Staate)  so  reichlich  2uiiesS|  nicht  In  dem  Grade  Obeihaupi 
und  auch  in  geringerem  Grade  nur  als  Ausnahmsfftlle  nach  dem 
Maassstabe  des  Rechts  der  Nothwehr  gelten  lassen.  Es  versteht 
sich  von  selbst,  dass  die  oben  bereits*  aiigüliihrle  von  Mohl  be- 
zeichnete Auigabe  der  wissenschaltlichen  Staatskunsl,  dem  Sitten- 
gesetz so  viel  als  möglich  Eingang  in  die  praktische  PoHtik  zu 
verschaffen,  durch  jene  Richtung  der  Staatskunst  nicht  alterirt 
werden  darf,  Sie  hat  die  Angabe,  die  Grenzen  für  die  Rechts* 
{»flicht  der  Nothwehr  in  den  Verhältnissen  der  Staaten  zu  einander 
näher  festzustellen. 

Warum  indess,  könnte  man  vielleicht  fragen,  sollen  wir  der 
Wissenschaft  der  Slaalskunst  zumuthen,  auf  diese  Ausnahmefälle 
näher  einzugehen!^  Soll  sie  nicht  vielmehr  die  Verbindlichkeit 
des  Sittengesetzes  unbedingt  anerkennen,  wenn  gleich  sie  zugeben 
muss,  dass  die  Staatskunst  in  ihrer  Pnuds  andere  Wege  einschlägt  ? 
Thut  nicht  die  Theorie,  indem  sie  hierflir  Regeln  aufstellt,  etwas 
Ueberilussiges  oder  befördert  sie  noch  wohl  gar  dadurch  den 
Egoismus  und  die  Schlechtigkeit,  die  auf  diesem  Gebiete  so  über- 
mässig hervortreten  ?  Hierauf  ist  zu  antworten ,  dass  jede  prak- 
tische Theorie  die  Aufgabe  hat,  ihre  Regeln  des  Verfahrens 
so  aufzustellen,  wie  sie  in  der  Praxis  befolgt  werden  können 
und  sollen,  dass  sie  nur  in  dieser  Form  einen  Einfluss  auf  die 
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Praxtfl  zu  gewinnen  hoffen  darf,  während  unsere  gewöhnlichen 

Moralsysteme  mit  ihren  unbestimmten  und  theilweise  übermässigen 
idealen  Anforderuntren,  wie  oben  bereits  angedeutet  wurde,  wenig 
Beachtung  linden.  Ferner  kommt  in  Betracht,  dass  die  Regeln 
des  reinen  Sitten-  und  Rechtsgesetzes  auf  dem  Gebiete  der  aus« 
wärtigen  Politik  am  wenigsten  erzwungen  werden  kdnnen,  dass 
aber,  wenn  ceteris  parihus  der  eine  Theil  sie  befolgt  und  der 
andere  nicht,  der  unrechäich  Handelnde  durch  nichts  besdirftnkt 
unverdiente  Vortheile  » i  hmgt,  welche  duiuiii  keineswegs  unwesent- 
liche oder  mQjnenltmf  simL  weil  sie  unrerhllK  Ii  t  iworlKH  wiinlen, 
.während  diesem  gegenüber  derjenige^  der  aul  chi  lu  he  Mittel  sich 
beschrankt,  nicht  nur  nicht  gewinnt^  sondern  verliert,  in  Gefahr 
geräth  und  nicht  selten  dazn  als  ein  politischer  Don  Quixotte  er- 
scheint und  verhöhnt  wird.  Die  Wissenschaft  der  Staatskunst 
hat  unter  A.  auch  die  Aufg  ÜM  ,  die  Gefühls-  und  Gemüths- 
politiker  über  iliic  ([utrheit.  Schwache.  Gehihr,  ßregenüber  einer 
thalkraitigen  Poiiük,  beaumlers  wemi  diese  mit  gewissenloser 
Schlauheit  geübt  wird,  fnifznldärpn.  Was  r^ie  Einwirkung  der  in 
dieser  Rücksicht  auizustellenden  Regehi  betriill,  so  wird  die  Pclitik 
der  Schlechten,  Hinteriistigen  durch  dieselben  nicht  ermuthigt  und 
gefördert,  denn  diese,  wenn  sie  überhaupt  um  solche  Theorien 
sich  kttnunem,  gfehen  ohnedem  in  ihrer  Abweichunj^  vom  Silten- 
geselz  weite]'.  ;ils  die  Thronr  es  irr>l;i!l('i :  (hio-cocn  wird  die 
Pnliiik  der  Guten,  d.  h.  derjenigen,  die  etliiscliea  Priiicjpieü  der 
Stautskunst  folgen,  durch  diese  Lehren  gegen  die  dringenden 
Gefahren  einer  gewissenlosen  hinterlistigen  Pohtik  gewarnt  und 
denselben  zu  begegnen  gelehrt,  wodurch  denn,  wenn  diess  über- 
haupt möglich  ist,  die  Schlechten  bewogen  werden  können,  ihre 
treulosen  Anschlage  mil/iigeben.  Die  Mitte,  welche  die  wissen- 
schaUltche  S(;iiil>kiii)sl  diese  Weise  zwischen  den  maasslosen 
Extremen  einer  Geiülils-  und  Gemüthspolitik  und  einer  rücksichts- 
losen oder  gewissentosen  Schlauheit  einnimmt,  muss  bestimmt  sein 
durch  das  Maass  des  Sitten-  und  Rechtsgesetzes,  wie  dieses  unter 
den  gegebenen  Bedmgungen  des  Lebens  und  flandebs  sich  dar- 
stellen kann. 
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Zeit  ihrer  Aufhebung. 

CMin  18610 


VoB  den  ktöM.  nnt.  Hofralk  f.  Bmhei. 


Im  Sooiiier  des  Jahres  1859  «nleaialiiii  iler  Yerteser  teü 
deolscbeii  Pobübiiia  in  den  Spaben  der  »Zeitsduifl  fifer  die  ge- 
mimte Slaatswisseosehefl«  einen  gedrängten  Ueberblick  der  Ter* 

schiedenen  Verhältnisse  des  russischen  Bauemstandes  zu  geben.  — 
So  weil  es  ihm  Zeit  und  zufallig  vorhamitiiL»  Material  erlaubten 
erfilUte  er  sein  Vorhaben  in  einem  in  gedrängter  Kürze  gesckrin- 
benen  An&alse  »fiber  die  Freibaneni  Rnsslands«  (S.  £  d. 
St  Jahrgang  1859.  Hdl  2).  Hanptnre<&  dabei  war  einigen, 
leider  ziemlich  verbreilelen  farthtnieni  xn  begegnen  nnd  Zweck 
und  Gegenstand  der  damals  erst  in  Angriff  genommenen  »Emanci- 
palion^r  auf  ihr  richtigem  Verhältnis«  zurut:k7.utii}irL'ri.  —  Seil  den 
letzten  2  Jahren  isl  das  Vorhaben  zur  W  irklichkeit  geworden. 
Die  leibeigene  Bevölkerang  Russlands  ist  peradnbch  frei  fewordea 
nnd  in  die  Möglichkeit  gesetat  fireiea  CSnindeigenlham  annatreben. 

Willkor  hatte  das  Yolk  geknechtet,  Wülkfir  war  Ar  das  ge- 
knechtete Volk  Tradition  geworden,  trotz  der  hnmanen  Sesbre- 
bungen  so  mancher  Herrscher.  —  \^'!lll^uI  war  m  alle  Poren 
des  Staatsorganismus  gedrungen  und  lialle  alle  natürlichen  Enl- 
wii  keinngs- Bestrebungen  versenkt  und  erstickt.  Durch  festen 
WMlea  nnr  konnte  die  WiUkOr  besiegt  nnd  ansgetneben  werden 
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und  diesen  Willen  hat  Kaiser  Alexander  gehabt,  indem  er  das 
Hauptelement  des  allgemeinen  socialen  Despotismus  entwurzelte 
und  dadurch  einem  durch  bösen  Willen,  Nachlässigkeit  oder 
Schwachheit  verjährten  Famtrechte  ein  Ende  machte.  Desto 
grösser  ist  sein  persönliches  Verdienst  Er  hat  nicht ,  wie  so 
viele  Andere,  den  Wajifen  anf  geebnetem  Wege  fortjrezogeii  — 
er  hat  den  lief  vt  rlalii  tiico  und  böswillifif  feslgehalti  rieii  N\  agen 
Nvicdtu   in   (l;is   iiühere  Geleise  gchiachl.    Dazu   gThoj-li'  nirhr 

I         Kratt  und  Willensstarke  als  je  seine  Vorganger  besessen,  die 

^  alle  vor  den  Schwierigkeiten  zurückgeschreckt  waren.  ¥0D 
dieser  ersten  Thal,-  die  dem  Fortschrttte  die -Thür  geOffnet  hat, 
fangt  jetzt  Riisslands  politische  and  ökenomiscbe  Bntwickdmig 
an.  Es  schreitet  fort  in  der  geöflfiMten  Bahn,  denn  schon  hat 
das  Befreiungswort  neues  Leben,  neues  Schaffen  in  sämmlHchen 
Adern  des  Staatskörpeii»  erweckt  und  verdiangl  uml  cixiit  die 
alten  Zustande,  die  mit  dem  neuen  Gange  unverträglich  sind. 
Dieses  beweisen' die  nachdrttciüichen  Reformen,  die  in  den  meifften 

>  Zweigen  der  Verwaltung  schon  jetzt  in  Angriff'  genommen  idnd, 
und  theilweise  rüstig  gefördert  werden.  Wir  nennen- z.  E.  Anf- 
hebung  des  Pachtsystems  für  spirituöse  Getränke,  Aufhebung  und 
Reform  d«r  Kopfsteuer,  einstwcil  ar  IjiisU  llnnir  der  Recruten- 
aushebuiigeri,  i  iennung  der  Polizei  von  ilci  Justiz,  Vereinfachung 
des  Passwesens,  Einführung  einer  landlichen  Grm'eindeverfassuiig 
für  das  platte  Land,  mit  Vermeidung  der  Einmischung  des  Be^ 
amtenthums  und  nach  dem  Principe  der  Selbstverwaltung^  innere 
Reform  der  Provmzialbehdrden,  Errichtangf  von  Sonntagsscfaulen  etcL 

^  Indem«  wir  nicht  umhin  komilm.  di* 'WichtiL^kt  it  der  Bauern- 

refonn  fuTvoi/iihrlit-iK  iiixi  (üf'sclltf*  mit  Reclit  als  drii  liaiipi- 
moment  der  j«  izigim  Bewegung  darzustellen,  unternehmeu  wir  un- 
sem  deutschen  Lesern  einen  kurzen  üeberbück  über  die  £at> 
stehung  und  allmälige  Entwickelung  der  Leibeigenschaft  (oder  der 

I  russischen  Sclaverei,  in  welchem  Ausdrucke  sich  so  manche  ge- 
fallen) zu  geben  und  dadurch  darzulhun,  dass,  wie  wir  schon 
oben  bemerkton ,  dieselbe  keineswegs  ein  Alinbut  des  Slaven- 
ihmm  war,  noch  ist,  sütideni  von  Aussen  dem  Volke  aulgezwangt 
und  DIU'  durch  Missbrauch  beinahe  3  Jahrhunderte  festgehalten 
worden.  Der  russische  Bauerostand  steht  jetzt  eben  da,  wo  er 


*  Digitized  by  Google 


Uebenicki  d«r  £iittt«iittiig 

zum  Ende  des  XYI.  Jahrhunderts  stand.  Jetzt  erst  kann  er  seine 
ökonomische  Eatwickelun^,  mit  der  die  Machlenliallung  des  natür- 
lichen Reichthums  des  Landes  in  productiver  und  finanzieller 
Hinsicht  nothwendig  vereinigt  ist,  von  neuem  anfangen,  denn 
dreihuftdert  Mire  halien,  Hotz  patrioltfcher  4)lizieiler  und  piifatw 
Prahlerei,  sehr  wenig  geleistet  und  nur  Russland  von  dem  fori- 
schreitenden  Europa,  abhtogig  gemacht.  Fr^  Arbeit  auf  eigenem 
Grund  und  Bodca  nur  kann  ein  Volk  reich  und  gebildet  machen 
und  darum  ist  der  russische  Bauer  bis  jetzt  arm  und  ungebildet 
geblieben. 

In  Hittsiclit  auf  die  aUmälige  Entstehung  der  Leibeigen- 
«cfcaft,  von  deren  Anfiuig  zn^eicli  die  bis  in  das  unendliche 
gehende  innsr e  Standesverschiedenheit  der  ganzen  Landbewohner- 
kaste sich  herschreibt,  können  wir  nicht  umhin  gleich  hier  die 

Hauptmomente  der  Enlwickelung  festzustellen  und  unsere  .Skizze 
in  Abschnitte  zu  theiien.  Diese  Abschnitte  sind:  1.  Von  Grün- 
dung des  moskauischen  Reichs  bis  zur  Legaüsirung  der  Leib- 
eigenschaft durch  das  Gesetsbuch  des  Gnairen  Alexei  Micbai- 
hnvitsch  im  Jahre  1649. .  2.  Hörigkeit  der  Schofle  (Glehae  ad- 
scriptio)  bis  mr  ersten  Ydksi ilhlong  unter  Peter  dem  Grossen 
im  Jahre  1722.  3.  Erbliche  und  persönliche  Leibeigensi  haft  und 
Entvvirkchintr  derselben  bis  zum  Jahre  1801.  4.  Anstrebuiigen 
der  Regierung  '  zur  Befreiung  der  Bauern  und  endüche  fimanci- 
pation  derselben  unter  Alexander  II.  —  1861. 

Abgesehen  von  diesen  geschichtlichen  Hanptmomenten  der 
Leiheigenschaft  m  Rnssland  geben  wir  in  einem  fünften  und 
lotsten  Abschnitte  die  letzten  statistischen  Daten  über  den  Zu- 
stand der  leibeigenen  Bauern  für  das  Jahr  1858,  dem  letzten, 
in  welchem  die  oflicielle  Statistik  noch  Rubriken  mit  dieser 
Benennung  führte.  £s  sind  die  Zahlen  der  letzten  Yolksr 
zlhlnng. 

L 

Anfhng  und  Entstehung  der  Leibeigensehaft  bis  nun  Jahre  1048. 

Von  den  Zeiten  der  Gründung  des  russischen  Reiches  bis 
nun  Ende  des  XVL  Jahrhunderts  war  jeder  Rosse  frei,  gleichviel 
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ob  er  auf  eigener  Scholle  oder  auf  fremdem  Lande  lebte.  In 
dieser  Hinsichl  hatte  das  russische  Volk  viel  vor  dem  sämmtüchen 
westlichen  Europa  voraus  and  verdankte  die<^en  Zustand  seiaer 
persönlichen  Freiheit  seiner  geschichtlichen  Entwickelung.  — 
Ebenso  wie  beinahe  sämmUiche  Staaten  West-  und  CentraKBuropa*B 
ist  Rttssland  dorch  Fremdlinge  als  Staat  gegründet  worden ,  und 
verdankt  seine  ursprüngliche  Organisation  einer  Invasion.  Doch 
beinahe  einzig  und  aliein  steht  in  der  Geschichte  die  liiatsache 
fest,  dass  diese  Invasion  eine  friedliche  war.  Wo  in  Westeuropa 
Gothen,  Longobarden,  Franken,  Normannen  und  Sachsen  mit  dem 
Schwerte  die  Alte  Welt  eroberten,  die  Völker  des  grossen  römi- 
sehen  Reiches  unteijochlen  und  dieselben  zwangen,  für  die  Sieger 
flir  froheres  Eigenfhum  zu  bebauen,  da  zogen  in  Rossland  die« 
selben  Normannen  friedlich  in  das  Land,  dem  liulc  des  Volkes 
folgend,  welches  sie  zu  sich  einlud.  —  „Unser  Land  ist  gross 
und  fruchtbar,*"  sagten  die  Nowgorod'scfien  Gesandten  zu  den 
warägischen  Fflrsten,  »aber  es  herrscht  bei  uns  lieine  Ordnung: 
Kommmt  und  regiert  uns.*  So  erzählt  die  älteste  Chronik  Russ- 
lands  ^>  und  fügt  hinzu,  wie  die  Normannen  kamen  und  anstatt 
der  froheren  halb  republikanischen  Regierun gs form  eme  einheit- 
liche Regierung  einführten.  So  blieben  die  früheren  Zustände 
bestehen  und  der  Bauer  und  Landbewohner  frei  wie  früher. 

Bei  Vielen  herrscht  noch  bis  jetzt  die  Meinung,  dass  es  im 
alten  und  mittelalterlichen  Russland  Leibeigenschaft  gegeben  liätle. 
Es  ist  dieses  ein  reiner  Irrthmn,  der  ai^  falscher  Interprethrung 
geschichtlicher  Docomente  beruht  Nie  gab  es  Leibeigenschaft, 
denn  die  Masse  der  Landbewohner  und  Landbebauer  war  frei, 
obgleich  sie  für  verschiedene  Z\veeke  Steuern  zahlte  und  auch 
manchmal  auf  fremdem  Grund  und  Boden  Zins  (obrok)  und  Dienste 
CbarschtiBchina)  leistete.  Dafür  gab  e«  «ber,  obwohl  in  sebr 
geringer  Zahl,  Sldaven  im  strengsten  Sinne  des  Worts.  Diese 
Sklaven  waren  meist  Kriegsgefangene,  die  das  Gesetz  zum  per- 
sdnlichen  Etgenthum  des  Siegers  machte.  Spät^  fügte  ein  anderes 
Gesetz  noch  die  iiisoivciiton  Schuldner  iiinzu,  die  im  IViclitzahlungs« 
falle  persönUches  £igenlhum  der.  Creditoren  wuiden.  Sehr  Wenige 


1)  Ifettor*  GMchrieben  im  XI.  Jahrhvndflrt* 
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verkauften  aus  verschiedenen  Gründen  sich  selbst  und  ihre  Familien, 
und  auch  das  nur  aui  gewisse  Zeil.  —  Weder  Luft  noch  Land 
machten  eigen  und  das  jus  wildfangiaUis  bat  nie  in  russischem 
Lande  Eingang  gefunden. 

Es  unterliegt  kemem  Zweifel,  dass.  beinahe  der  ganse  Baa6m«> 
stand  bei  persönlicher  Freiheit  keinen  freien  LandbesitE  hatte. 
'Der  bei  weitem  grösste  Theil  bebaute  fremdes  Land,  welches 
allgemein  dem  Landcsfiirsten  s^ehörte,  von  demselben  aber  ein- 
zelnen Personen  oder  auch  inslitutionen,  Klöstern,  Städten  u.  s.  w. 
zum  Nutz  und  Niessbrauch  überwiesen  wurde.  Je  nach  dieser 
Bestimmung  zahlte  der  Bauer  dem  St^te,  der  Kirche  oder  der 
Person  nach  verschiedenem  Maasse,  hatte  aber  dabei  das  Recht, 
jedes  Land  nach  Willkttr  zu  verlassen  und  ohne  Briairimiss  auf 
andern  Grund  und  Boden  überzusiedeln.  Aus  dem  ^\'esen  und 
der  ökonomischen  Bedeutung  des  (hnnidigen  ßauernverhältnisses 
und  des  Rechts  der  unbeschränkten  Freizügigkeit  erfolgte  nun 
eine  freiwillige  Beschrankung  dieses  letzteren.  Der  Bauer  durfte 
nnr  entweder  vor  dem  Anfange  oder  nach  Beendigung  der  Feld- 
arbeiten Grund  und  Boden  verlassen,  damit  das  Land  nicht  an* 
bebaut  bliebe.  Yolkssitte  führte,  allinälig  als  Termin  der  Ver* 
pflichtungen  den  St.  Georo^stag  oder  den  26.  November  ein,  so 
dass  nur  im  Herbste  und  Anfange  des  Winters,  also  nach 
Beendigung  der  Sommeremte  und  Bestellung  der  Wintersaat,  das 
Landvolk  ziehen  konnte.  Die  Yolkssitte  ward  zum  Gesetz  nnd 
als  solches  linden  wir  dieselbe  in  den  Gesetzbficbem  Johann'a 
des  m.  (1497)  und  Johannis  des  Schrecklichen  C1550)  wifklidi 
verzeichnet 

Bei  solchen  ümslanden  ist  es  nicht  schwer,  sich  den  unzu- 
länglichen Zustand  der  russischen  Landwirthschaft  und  die  Un- 
sicherheit des  Einkommens  zu  erklären.  Bei  vielem  Lande  nnd 
wenig  Arbeitskrüften  konnte  das  Recht  der  uibeschrilnkten  Frei- 
zflgigkeit  nur  schlechte  Folgen  haben,  denn  UberaB  fand  der 
Bauer  vakantes  Land  und  leichte  Arbeit,  während  der  Landeigen- 
thümer  stets  für  sein  Einkommen  fürchten  musste  und  nur  durch 


1)  Beide  SammlungeD  flibreii  einen  und  denselben  Titel.  Sie  beissen 
ßf  ndebnik  —  ven  Sind  s  Clericbt. 
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Zufall  od^r  besondere  Maassregeln  sieb  einer  mindern  oder 
grfösseren  Anzahl  von  Landbaneni  Tersichern  konnte.  Da  die- 
gelben  Hoggailp  ühch  ftir  die  Stäätsländereien  galten,  so  erfubr 
das  Staatseintemmlien  eben  solche  Sichwarikungen  und  konnte  nie 
einer  fixen '  Sclrfttzung  nntemorfen  werden.  Dieses  war  die 
liauptursache .  wuniiii  die  Rogicrunpf  slets  darauf  bedacht  \v;ii, 
der  Freizügigktil  Silirankea  zu  tmlMm  und  den  Bauer  an 
S(*holle  zu  binden.  In  diesem  Sinne  finden  wir  schon  im  XllL 
Jahrhundeii  Spuren  von  allgemeinen  Bestimmungen.  So  fan  Jahref 
1257  als  die  Tatarenherrschaft  die  jährliche  bestimmte  Auf- 
bringung eines  fixen  Tribub^  erforderlich  machte.  Doch  blieben 
diese  Bestimmungen  fruchtlos,  denn  es  fehlte  die  Mai  ht.  dieselben 
in's  l>cbiMi  /II  nifon  Diiiimt  griff  die  Ht'Ltici'uiiLi  nach  eiinjin 
anderen  Mittel.  Sie  vermied  den  verschiedenen  insUlutionen  fixe 
Geldmittel  aus  ihrer  stets  schwankenden  Kasse  anzuweisen,  sondern 
Übermächte  ihnen  Land  mit  der  Befngniss,  durch  eigene  Admini- 
stration sich  vor  den  Schwankungen  zu  schützen  und  Geldmittel 
anfzutreil»ett.  Dasselbe  Mittel  wurde  auch  als  Dotirung  für 
geleistete  oder  zu  k  istcnrle  Dienste  von  PrivatperMHH  u  in  An- 
weikluiig  gebracht;  nml  so  iceschah  es,  dass  der  grosste  Theil 
des  Staatsareals  auf  unbestimmte  oder  bestimmte  Frist  veräussert 
und  der  Ertrag  dessdben  zu  verschiedenen  Zwecken  bestimmt 
vnirde.  Aber  immer  blieb  noch  eiii  einziger  freier  Baoemstand, 
denn  nichts  band  denselben  an  die  Verpflichtungen,  die  auf  dem 
Grund  und  Boden  hafteten,  und  frei  konnte  derselbe  jedes  Jahr 
seine  Arbeit  zu  nmirrn  Zwcckca  % crwcudüii.  Er«t  zu  Ende 
des  AM.  .liilu  Imiiderts  üng  der  Staat  au  Partei  gegen  den  Baner  \ 
zu  nehiixMi  und  für  die  pecunillren  Interessen  des  Lernllit.'silzes 
in  die  Schranken  zu  treten.  Unter  der  Regierung  des  letzten 
Sprosses  aus  dem  Stamme  Rurlks,  des  schwachen  Zaaren  Feodor, 
gelang  es  dem  Einflüsse  seines  ersten  Rathgebers  (nachherigen 
Zaareii  >.  des  Boyaren  Boris  GodunofT,  der  für  den  Vertreter  des 
aus  duliileu  SlaatsiliriK  1 11  entstandenen  Adels  gelten  mau  -  l  ino 
3Iaassregel  ins  Leben  zu  rufen,  die  mit  Becht  für  den  ersten 
Schritt  in  Einführung  der  Leibeigenschaft  gilt.  Ein  Ükas  vom 
24.  Nov.  1597  hebt  die  Freizügigkeit  der  Bauern  auf  und  befiehlt 
ihnen  fernerhin  auf  den  Lftndereien  zu  bleSien,  wo  sie  der  Ukas 
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findet  Zugleich  ward  Befehl  gegeben,  alle  fttr  den  Augenblick 
nicht  ansässigen  Bauern  durch  Zwang  auf  den  Grund  und  Boden 
zu  bringen,  den  sie  fünf  Jahre  vor  dieser  Bestimmung  inne 
hatten  Seit  diesem  Befehle  fing  Verfolgung  der  freizügigen 
Bauern  «i,  behufs  welcher  die  Landbesitzer,  gleichviel  ob  Staal 
oder  Privaten,  gewisse  Rechte  Uber  den  Bauern  empfingen.  Dodi 
dauerte  die  Realishning  der  neuen  Ordnung  ziemlich  lange,  schon 
darum,  weil  die  iimlislen  Jalire  eine  vollslaiiiiige  Anarclüe  mit 
sich  brachten,  l^s  waren  dieses  die  Zeiten  der  falschen  Demetrius 
und  der  Polcnherrschaft ,  die  auf  die  Erlöschung  des  Stammes 
Runlis  folgten.  £rst  mit  dem  Antritte  der  neuen  Dynastie,  dei 
RomanoflTs  im  Jahre  1613,  konnte  die  Maassregel  durchgefflhrt 
und  allmilig  eine  vollkommene  Hörigkeit  der  Scholle  eingeführt 
werden.  Als  solche  finden  wir  die  neue  Ordnung  im  Gesetzbuche 
des  2ten  RomanofT,  Alexey  Michailu witsch,  verzeichnet  CUlosJi^lHiG 
Zarjä  Alexöja  Michailowitscha  1649). 

Dieses  Gesetz,  mit  Hinzuziehung  der  Stände  Cd*  i.  der  Geiit- 
lichkeit  und  der  Boyaren ,  also  deijenigen  Elemente,  die  am 
meisten  bei  der  neuen  Ordnung  Interessurt  waren)  bestfttigt  und 
herausgegeben ,  ist  das  erste  Document ,  welches  die  Hörigkeit 
der  Scholle  olnie  personlii  lie  Leibeigenschaft  feststellt  und  Re- 
pression der  FreizügigkLML  aifordnet.  —  Doch  auch  nach  diesem 
Gesetz  können  wir  noch  keinen  unfreien  Stand  der  Bauern  und 
noch  viel  weniger  eine  besondere  leibeigene  Klasse  der  Bauern 
anuehmea. .  Die  Aufhebung  der  Freizügigkeit  traf  alle  im  gleichen 
Haasse  ohne  Unterschied  der  ökonomischen  und  persönlichen 
Verhältnisse,  ohne  Unterschied  des  Bodens,  dem  die  Bauern  eigen 
gemacht  wurden.  Zu  gleicher  Zeit  verschwand  der  letzte  Rest 
der  früheren  Sklaverei,  denn  die  früheren  Knechte  cl^abaljnyje 
Ijudi),  die  Privateigenthum  waren  (ß,  oben),  wurden  alimälig 


1)  Dieaei  hal  viele  sii  dem  Glauben  veraaltMtf  dsM  der  Uta«  von 
1597  Dur  eine  Wiederholung  einer  frölieren  Bestimmung  i«t,  und  ibiM  die 
Eittf&hrunf  der  Leibeigenschaft  von  1992  dntirt  —  Das  Jahr  1593  ist 
desshalb  gewählt,  weil  in  demselben  Gmndlisten  (perejiissnyja  knighi)  Ar 
den  frössten  Theil  Russlaads  angeferüfl  werden  waren  nnd  also  Doenasente 
ttber  den  Zustand  de«  Gmndbetitset  flkr  dasiellie  ezistirten. 
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den  übrigen  gleichgestellt,  und  Vermehrung  derselben  durch  Yieie 
.  Besümmungen  und  Ukase  der  Regierung  nnmögikii  gemacht. 

IL 

HArigkeit  der  Scholle  (glebae  adscriptio)  und  Einflüming  der 
persdnUchen  Leibeigenaehaft  unter  Fetor  dem  Oreiaeii«  1722. 

Die  gesetzlich  und  praktisch  durchgeführte  Au t  Hebung  der 
Freizügigkeit  und  Fixining  der  Bauern  auf  dem  bebauten  Boden 
halle  folgende  Nachwiriamgen,  die  sich  im  Laufe  ton  70  Jahren 
allmftlig  hennuatdlten: 

1>  Die  Bauern  wurden  factisch  Eigenthttmer  eines  Theils  der 
Bodenflache,  die  sie  bebauten.  Schon  im  Sinne  der  Aufhebung  der 
Freizügigkeit  liegt  die  Verbindlichkeit,  dem  Bauern  den  ewigen 
Niessbrauch  des  ihm  angewiesenen  Landes  zu  lassen,  da  sonst 
der  Zwe<^  den  Bauern  an  die  Scholle  zu  knüpfen,  nie  errekshl 
wonlen  w8re.  Sollte  der  Bauer  für  immer  und  auf  gewisse 
YeilHndMchlieiten  bin  das  Land  beaiteiten,  so  mnssten  diese  Ver* 
bmdlichkeiten  ebenso  auf  immer  gelten,  und  dieses  galt  emer 
Besitzabtretun^r  beinahe  gleich.  Wollte  mau  den  15auern  auf  der 
Scholle  belialten ,  so  durfte  man  ihri  nie  von  derselben  verjagen, 
und  so  stellte  sich  das  Priucip  des  ewigen  und  erblichen  Niess- 
brauches  henais*  Doch  zum  unbeschrankten  Eigenthttmer  des  Landes 
ward  der  Bauer  nie,  denn  sftnundiehe  Verfügung  iber  dasselbe 
war  ihm  entzogen.  Er  durfte  es  nicht  irerkaufen,  umtauschen 
oder  versetzen;  er  durfte  es  nicht  ohne  Erlaubniss  theilen  oder 
vererben.  In  dieser  Vorenthaltung  des  freien  Besitzrechtes  lag 
denn  auch  der  Fehler  der  ganzen  Maassregel  Der  Bauernstand 
hatte  einen  Theil  seiner  Freiheit  verloren  und  war  doch,  was 
seine  ökonomischen  und  persönlichen  Yerhütnisse  betrifft,  beinahe 
in  die  Luft  gestellt 

2)  Da  die  frOhere  Verschiedenheit  in  den  Bauemverhfiltnissen 
in  Hinsicht  der  Steuern,  Dienste  und  zeitweiligen  Obrigkeitsver- 
hällnissc  gleichsam  verewigt  und  beständig  geniaclit  worden 
war,  so  ting  diese  Verschiedenheit,  die  bei  der  Freizügigkeit  keine 
Geltung  hatte,  aUmälig  an  wirkliche  Standesunterschiede  hervor* 
zubringen  und  verschiedene  legale  Gruppen  von  Landbebaum 
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hervorzubringen.  Erst  jetzt  stellte  sich  ein  Unterschied  zwischen 
den  Rechten  und  Verpflichtungen  dt  i"  muI  vi  rsi  hiedenein  Grund 
und  Boden  ansässigen  Leute  hervor.  Es  bildeten  sich  die  Grund- 
züge der  jetzigen- Eintheilang  in  drei  Gruppen.  Die  erste  Gruppe 
bildeten  wenige  Bauern,  die  der  erste  Romanoff,  Michael,^  für  ihm 
persdniich  geleistete  Dienste  auf  ewige  Zeiten  zu  freien  Eigen- 
thümern  des  ihnen  geschenkten  Landes  machte.  Es  sind  dieses 
die  Freibauern  im  Kostromir'schen  und  Olonetj'schen  Gouverne- 
ment, der  Kern  der  jetzigen  Gruppe  der  Freibauern  auf  eigenenn 
Grund  und  Boden,  die  im  Laufe  der  Zeit  immer  grösser  und 
grösser  wurde  und  jetzt  nahe  an  Vji  Millionen  Seelen  zäüt. 

Die  Bauern  9  d^e  auf  Staatdfindereien  lebten  und  direct  an 
die  Regierung  zahlten,  bfldeten  bei  weitem  die  grösste  Masse 
und  hiessen  Staatsbauern  CSchwarzpilüoer ,  Tschemossoschnyje). 
Es  sind  dieses  meist  die  jetzigen  Kroiiliauern,  die  immer  nominell 
frei  hiessen,  obgleich  sie  jetzt  noch  immer  ohne  individuellen 
Landbesitz  sind  und  in  eine  immer  stärkere  und  grössere  Ab- 
hftngigkeit  von  der  Administration  gefallen  sind  0-  i>och  theilte 
sich  von  dieser  Masse  ein  immer  grösserer  Theil  in  specielle  Ver- 
hältnisse ab.  Wie  schon  oben  erwähnt,  folgte  die  Regierung  dem 
Princip,  die  meisten  Ausgaben  nicht  aus  der  Staatskas^ie  zu  be- 
streiten, sondern  dieselben  durch  Anweisung  von  Ländereien  zu 
&ndiren  und  zu  dotiren.  So  entstanden  die  unzähligen  Benen- 
nungen, die  jetzt  alle  wieder  in  die  Klasse  der  freien  Kronbaaeni 
zahlen,  damsJs  aber  jede  einen  besonderen  Steuer-  und  Lastensats 
hatten  und  einer  besonderen  Administration  unterworfen  waren 
(Prikase)  Am  meisten  unterschieden  sich  die  den  Klöstern 
und  zur  Unterhaltung  der  Geistlichkeit  noch  vor  langen  Zeiten 


1)  Sie  haben  ebie  befondere  Adminiscntloa,  du  MioiBterioiD  der 
DümSDen. 

2]  Ab  Beispiel  mögea  wir  an  einige  Gruppen  erinnern^  die  noch  iin- 
lingit  ipeeieUe  Bedeolimg  hallen.  So  die  Poslbanera  («eit  Peler  dem 
Grossen),  die  in  besondem  Dörfern  an  den  grossen- HeersCrassen  lebten 
und  anstati  Steuer  und  Rekrutenpflicht  den  Posidiensl  verseben  mussten.  — 
Die  Scblossbauem  (tum  Unterhalt  der  Kais.  Schldsser  bestimmt) ,  die  Sali- 
banem  (Ssole  lomschtscbiki) ,  die  das  Salz  aus  den  astracbanscben  Seen  in 
die  Depots  liefern  musst^  die  Admiralitits-  und  Pontbauera  u.  s.  w.  n.  t,  w. 
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angewiesenen  Bauern,  welche  bei  der  independenten  Stellung^ 
die  die  Geistlichkeit  damals  einnahm,  einen  ganz  speciellen 
Charakter  hatten  und  in  totaler  und  einsiger  Abhängigkeit  vopi 
der  Kirche  waren  Doch  gdbdren  diese  ^  Bauern  jelst  ßnr 
all^meineil  l^gse  der  persönlich  freien 'StiäitsAieni  ohne  eigenen 
Grutui  ufid  B(m1(mi.  die  beiidufig  23  ^^liilioutiii  bulrägt.  Noch  nichr 
trennten  suU  von  der  allgemeinen  Masse  f^ber  die  Bauern,  iiw 
als  eine  Art  Lehen,  samml  ihren  Ländereieo,  iur  geleistete  o^iß^  ' 
2U  leistende  Dienste  an  Private  gekonimea  waren«  —  l>mM!asf9/lfif^ 
AM  erhielt  Dörfer  und  Leate  mil  dei^  Verpflichtung,  das  |^Bl^9t»^ 
Volk  za  stellen,  mit  dem  er  persönlich  Kiiegsdienste s^i^slen* 
musste;  jedoch  nur  auf  diese  Verpflichtungr  hin  konnte  er  Laiul 
und  Leute  besitzen.  Oio  ViMpflichUiiiii  <lt'r  Bauern  tlaucrti'  mir 
so  lange,  als  der  Adel  Dienste  leistete,  und  war  iii(ht  mi  die 
Person,  sondern  an  die  Dienstleistung  geknüprt,  da  jeder  Adt^i^e 
auf  eigene  Kosten,  mit  Pferd,  Waffen  and  Leuten  ttini  fiü^nsle 
des  Zaarfen  fertig  sein  mnsste.  Die- Gruppe  - dieser  BaneiiilMUeflr 
den  Kern  der  nachmaligen  Leibeigenschaft  und  befand  sich 
raLÜsch.  wf'tiii  auch  nicht  oresetzlirh ,  in  einer  ziemlich  o^rossen 
Abhängigkeit  von  seineüi  jLelienö»htjrrn ^  doi  h  rrliiell  dir  Hauer 
das  Land  vom  Staat  und  nicht  von  seinem  Herrn,  der  cijea^ 
nur  in  zeitlichem  und  heschr&nktem  Besitze  war 9  mit  Ausnahme 
von  wenigen  alten  Familnm,  mäst  dem  Stamme  fittriks  .uud  der 
filhauischen  Fthrsten  Mtsprossen,  die  als  AI>glanS'  ihrer  firObereQ 
UnabiiaiiLn^keit  noch  als  wirkliche  Eigenlhümer  des  Landes  be^ 
lre<'litet  ^vul'*len.  Dm  li  >-v\\im  tiHinals  seliüchen  sich  Missbrüuche 
ein.  Die  Vermischung  des  Bauern  mit  den  s[iai  lie(i  übriggebliebenen 
Sklaven  dehnte  des  Herrn  Rechte  aus.  AUmaHg  Ang  der  Adel.  a% 
Laiid  und  Leute  auszutauschen;  dann  wurden  Uebiyrsiedehingen, 
freilich  anfangs  nur  zum  wirklk^hen  Nutzen  des  Staates  und  der 
Leute  ^  versucht.  Endlich  kamen  auch  FftHe  von  Verkauf  des 
Landi\s  sammt  Leuten,  und  xai  Leuten  ohne  Luid  vor.  Doch 
wurden  diese  Mis;$bräuche  strenge  geahnt^  wie  aus  vieieu  Aclca 


1)  Die  Zahl  dieser  Bauern  war  sehr  bedeutend  und  wurde  durch  Peter 
den  Grossen  wieder  der  Zahl  der  allgemeioeii  Kronhanern  etaverleibt, 
indem  der  Kirche  ein  jährliches  Einkonuncii  aoflgesetot  wurde, 
Zeitschr.  C  Staatsw.  186I*  IT.  Hell.  36 
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Petere  des  GrosMii  und  seiner  Yor^ncrer  hervcNqgeht.  Der  Ver- 
kauf von  Leuten  ohne  Land  und  mit  Trenniuig  der  FflHiiüea 
wurde  1721  strenge  verboten.  Ueberhaupt  rnttssen  die  letilen 
Jahrzehnte  des  XVII.  Jahrhunderts  als  die  Zeit  betrachtet  werden, 

wo  sich  die  meislen  Missbräuche  in  den  BauerverhliUnissen  ein- 
schlichen, ohne  jedoch  gesetzUch  festgestellt  und  anerkannt  zu 
werden« 

Diese  gesetzliche  Bestitigung  der  Grundherren-Macht  and 
Documentirang  der  Bfluemabhingigkelt  gekört  den  letxten  Jakn» 

der  Regierung  Peters  des  Grossen,  Rnsslands  grössten  Iknieroiken, 
an.  Es  ist  ijrcnui^saai  bekannt,  welche  energische  Ueloruion 
dieser  Herrs<  ht^-  in  seinem  Lande  zuweo-o  brachte,  mit  welchen 
Anstrengungen  er  einen  europäisch  organisirteu  btaat  herstellte. 
AUe  diese  Refonnen  und  insbesondere  Organishrung  eines  stebeaden 
Heeres  erforderten  grosse  Geldmittel  und  demnftehst  ehie  voU» 
kommene  Neugestaltung  der  finanziellen  Verhftltnisse  des  Staates. 
Sicherstellung  des  Militärdienstes  und  des  beständigen  Staal^oia- 
kommens  führten  Peter  unter  Anderem  zu  einer  Maassregel, 
deren  Tragweite  er  damals  nicht  erkennen  konnte,  die  aber  den- 
noch der  Grundstein  zu  dem  von  seinen  Nachfolgern  ausgebikleteA 
Leibeigenschaflssystem  wurde.  Die  Landeigenlkttnier  (d.  i  der 
•  AdeO  wurden  mit  Aufhebung  ihrer  früheren  Ldiensverpilichtungen 
gesetzlich  gezwungen ,  dem  Staate  persönlich  im  Civil  -  oder 
Militärdienste  nützlich  zu  sein.  Nur  mit  dieser  Bedingung  konnte 
der  Adel  seine  Standesvorrechte  geniessen  und  ging  deren  ver- 
lustig, wenn  er  dieselbe  nicht  erfüllt  hatte  2kigleich  mussle 
er  von  dem  ihm  nbergebenen  Lande  atte  Abgaben  und  Staatsiasten 
dem  Staate  gtrantiren,  d.  h.  er  wurde  venmtwortlkA  fiir  die 
Rflkniteiistdkmg  und  für  EnitreibuBg  der  neoeii  Kopfsteuer.  Um 


1)  Der  Zweck  Petert  des  Grossen  bei  diesen  Bestimmungen  wer  fol* 
fender :  Die  mssitcheD  Boyartn  imd  der  Adel  aberluopt  nnterw-arfen  lick 
nur  ungern  den  vielen  Neuerungen  und  entzogen  sich  meist  denselbea, 
indem  sie  den  Hof  mieden  und  nach  alter  Sitte  in  ihren  Gütern  lebten. 

Die  Verpflichtung,  Dienst  zu  leisten,  zwang  sie,  die  neue  Ordnung  anzu- 
erkennen oder  dersfOhrn  wenigstens  Folge  zu  leisten  und  sich  zugleich 
auch  nothgedrungen  den  Grad  europäischer  Bildung  anxueigneity  der  Mir 
Dienstleistung  nach  neuem  Master  nothwendig  war. 
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das  Quantum  beider  Leistungen  iestzustellen ,  veranstaltete  Feter 
die  er»ie  YoUcß^liMuag  0?  in  Folge  welcher  der  Antheil  eines 
Jeden  nicht  mehr  nach  der  arössa  und  de«  Ertrage  des  GvHe&i 
sondern  nach  der  Ana^ahl  der  a«f  denselhen  ansis- 

{i igen  Seelen  berechnet  wurde*   Diese  1718  angefengene 

und  1722  beendiiitt-  Kt^loiTii  hc^tatigk'  also  das  Recht  (i<'S  Adels 
auf  die   Peisoii  des  Hinteisassen  vollkoiiunen.    Der  Gruiid  mr 
Leibeigenschaft  war  gelegt.  Der  Bauer  gcriulh  in  eine  voUkommeiie 
persönliche  Abhängigkeit  vom  Grundherren,  dem  jede  innere  Ver- 
fägiing  über  Habe,  und  Gnt  des  Baoern  fceistand.  Bas^iAsahl, 
witlkärlich  Reeruten  zu  steUen  und  den  Steuerbetrag  2u  bestimmen, 
da  derselbe,  ohne  Rücksicht  auf  persönliche  und  gewerbliche 
Vei  iimlci  Litigeu ,  von  einer  Revision  bis  zur  andern  unverändert 
geleistet  werden  iiiusste.  gab  dem  Gt  undheneti  iactisch  die  Macht, 
unbe^ichränkt  mit  dem  Bauer  zu  schalten,  in  die  Hand.    Der  Ver- 
kauf der  Bauern  mit  und  ohne  Land  War  gerechtfertigt,  denn 
Niemand  konnte  Jemanden  zwingen,  eine  Last  zu  behalten  oder 
sn  übernehmen,  ohne  vollkommene  Garantie  des  Besitzes  zu  haben. 
Aur  wenige  Rechte  verbUeben  dem  Iraner,  so  /..  I?.  das  Recht, 
Land   für  seine  Kecliiiiiii^"   zu   besil/cii .   oiltM-   irrivvillig  in  den 
Militärdienst  zu  treten,  oder  bei  Uebersiedelting  und  Verkauf  nicht 
von  seiner  Famihe  getrennt  sä  werden  ^  doch  auch  diese  Rechte, 
wenn  auch  eine  Beschrinkung  der  absohilen  Leibeigenschaft, 
wurden  sehr  oft  umgangen. 

Zum  Ende  der  Rtnneniiicr  Peters  des  Grossen  kOnnen  wir 

also  drei  verseinedeiie  Uruitpeii  von  Bauern  annehincn.  Die  erste, 
aus  Freibauern  mit  eigenem  Besitz  bestehend,  war  an  Zahl  sehr 
gering,  wenn  wir  derselben  auch  die  Bevölkerung  äniger  privi- 


1)  Dic^c  rr-te  VüikszahluiJg  «iieul  /iitn  >Iiislcr  der  ^'olk^/.^illlllntft;u  hia 
auf  ^vn  Iwiiiiiii  ii  Ta^.  liiisslanri  hat  seitilcui  iii  uiuc^claia^Äigtii  I'eriodeii 
lU  \  olks/.ühhmgeii  gehal)t .  ilu  alle,  wie  die  erste,  nur  die  Steuer-  und 
reki'Utenpflichtige  Bevölkcrmiy;  männlichen  Geschlechts  betrafen  uüd  an 
allen  Mängeln  einer  strengen  und  lästigen  Finauzoporation  litten.  Schon 
die  russische  Benennung  Revision  beMidmel  «dir  genau  den  Ckanltter  und 
dnt  Weaen  dieser  VtusregeL  Sie  ul  eine  periodisohe  Reridirnng  und 
Eneuenug  der  Steoer-  nad  Militirpaicfat-Dispositionen  und  ist  eine  «olchef 
i  trotB  ao  mancher  Aendernngen,  bia  auf  den  heutigen  Tag  gebliehia. 

36* 
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legirten  Diftrikte,  wie  z.  B.  die  IdeinraMlsolieii  md  doniMsken 
Kosaken  zurechnea.   Die  zweite  durch  Hinzufügung  der  Klöster 

und  Kirchengliter  sehr  vermehrte  und  aus  Freibauern  auf  Staats- 
ländereien  wohnend  bestehend,  betrug  ungefähr  ^/s  der  gesammten 
tilndliohen  Bevölkerung  Russlands  —  die  dritte  endlich,  ans  Leib- 
dgwen  besteht  und  firemdes  Land  bebavend,  betrag  kaum  ^9 
der  ganzen  Bevölkerung.  — 

HL 

Weitere  Entwickelnng  und  Yermehnmg  der  Leibeigenschaft 
im  XYUL  Jahrbiindert  bia  nm  Jabxe  IflOL 

Dieser  Abschnitt,  der  in  der  Geschichte  als  die  grusste 
Machtentfaltung  Russlands  nach  aussen  am  glänzendsten  dasteht, 
ist  in  Hinsicht  auf  freie  innere  Entwickelnng  des  russischen  Yolkea 
und  namentlich  in  Hinsicht  auf  die  Bauernzustände,  der  traurigste. 
Von  dem  Tode  Peters  des  Grossen,  der  ohne  es  zu  ahnen,  Russ- 
lands Grösse  w (eilend,  demselben  die  tiefste  Wunde  schlug,  folgt 
ein  ganzes  Jahrhundert,  in  dem  die  Despotie  immer  weiter  um  sich 
greift  und  der  Bauernstand  immer  tiefer  und  tiefer  in  Unfreiheit 
und  Indolenz  versinkt  oder  vielmehr  gewaltsam  erstickt  wird. 
Umsonst  bemfiben  sieb  so  manche,  ja  die  meisten  Publicisten  und 
Geschichtschreiber  Lichtblicke  aufzufangen  und  einzelne  Maass- 
regeln und  Bestimmungen  als  Symptüiiie  einer  TtiidLiiz  zum 
Bessern ,  oder  der  wachsenden  Fürsorge  der  Reg^ierung  für  das 
Wohl  der  Bevölkerung  darzustellen.  Diese  Bemühungen  sind 
höchst  unfruchtbar  und  die  herausgegriffenen  Facta  nichts  mehr 
als  momentane  und  beinahe  nie  durchgeführte  Gewissensbisse 
wogegen  die  positive  Vermehrung,  der  Leibeigenschaft  und  der 
Text  und  Sinn  der  meisten  Regierungsmaassregeln  auf  das  Gegen- 
tli(  il  hinweisen.  Unter  den  russischen  Herrschern  des  XVUI. 
Jahrhuriilerts,  deren  wir  nach  Peter  dem  Grossen  8  zuiiieiv*), 
waren  3  Kaiser,  von  denen  einer  als  Kind  unter  beständiger  Vor-- 

m 

1)  Ihitar  diüM  Htmcheni  (Anna  Leop^dininin  P«ler  Ol.  md  Kalha- 
lian  II.)  warm  Aiislind«r  und  dem  Lande  beinahe  ganz  fremd.  Nur  die 
letKle  kennte  sich  während  ihrer  langen  Regiemng  nüt  Rnialand  niher  be« 
kennt  MaciiDB, 
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mundschaft  der  Grossen  des  Reichs  starb  (Peter  IL),  der  zweite 
nach  6  Monaten  entthront  wurde  (Peter  III.)  und  nnr  der  dritte 
4  Jahre  regierte  (Panl).  Die  tlbrigen  Herrscher  waren  5  Kai- 
gerinnen, die  alle  sich  von  Gttnsthngen  behemrcheti  liessen  lind 

das  russische  Reich  m  einer  Yom  einen  zum  andern  übergehen- 
den Apanage  für  ihre  Licblingn  machten.  Wir  erwiliiifii  uur 
kurz  die  Hauptfacta,  die  wahieiid  dieser  fTfiiislliiigawitUi^chaft, 
deren  Theilnehmer  alle  im  Interesse  des  Adels  und  Gnindbesitses 
waren,  den  Zustand  des  Bauernstandes  bertthren. 

Bald  nach  dem  Tode  Peters  des  Grossen  vinrloren  (firBaoeÜft 
die  wenif^en  ihnai  ftbri^  gebliebenen  Rechte.  Im  Jahre  IffÜi 
\vurde  ihnen  verboten  freiwillig  in  den  Mililirdienst  zu  treten; 
1730  brachte  ein  E<iict.  woiches  <\\e  Erlau [mi^ü  eigenes  Land  zu 
besitzen  und  zu  erwerben,  widerriet.  Darauf  folgte  1736  ein 
Ukas,  welcher  den  Verkauf  von  Leuten  ohne  Land  autorisirte  und 
dem  Menschenhandel  einen  neuen  Aufschwung  gab  0>  In  dem- 
selben Jahre  wird  das  Recht  der  Bestrafang-  der  eingebrachten 
flüchtigen  Bauern,  das  bis  dahin  dem  Staate  gehörlej  der  Willkür 
ihrer  früheren  Gmndherreti  d  ihtMin^*  .sirllt. 

Unter  der  Regierung  Elisabeths,  der  Tochter  Peters  des 
Grossen,  finden  wir  im  Jahre  1755,  nach  vielen,  meist  barbari- 
schen Ukasen,  die  Einfangung  nnd  Bestrafung  der  flüchtigen  Leib- 
eigenen betreffend,  eine  Bestimmung,  die  besser  als  alle  andern 
den  Standpunkt,  von  dem  die  Leibeigenschaft  damals  angesehen 
wurde,  klar  macht.  Ks  heissl  :  dass  ^  vv^Min  Jnmaiid  einen  fremden 
Leibeigenen  sich  zueigiiel  und  z.  B.  denselben  als  Rekruten  ein- 
stellt, der  beeinträchtigte  Theil  von  dem  Beleidiger  nach  eigener 
Wahl  einen  anderen  Mann  fordern  kann,  und  derselbe  ihm  tlbei^ 
wiesen  werden  moss.«   Bs  ist  dieses  eine  Variante  einer  firOheren 


1)  IH(  Si  l  l^ka«  «pricht  eigentlich  nur  von  der  i\l(»gliciiKt  it  1  -'!hp!j'<»Tifl 
für  Ff»'>i  I k !■  II .  AI ,1  ruif';!' I firfn  n.  «,  w.  tu  fjf»5i(-7j»n  ,  und  wiedn  lMll  ;il-u  iiur 
die  Ue-'t  1  riiiiiiiui'tiü  J'rLct  »  dt;s  (»iiiftacii .  w d  i  lirr  ,  nm  cros-f  i  M'luütriclle 
Unf**rTteliiiuuigen  zu  fordern,  Staatsbauern  üt-n  LtUt i  rn  li mk  i n  mir  »ewisse 
I)(''lint,^(injen  überweisen  liess  :Enl«tehun£r  der  Gruppe  dui  1  abiik-  oder 
l'(*->u.^i.iüusbaucrn  auf  bcschraukltia  und  einstweiligem  Ilörigkeitsrecbte). 
Der  Ukas  von  1736  erlaubt  aber  solche  Bauern  7.u  kaufen  und  bestätigt 
sd&o  die  Möglichkeit,  Uie^elbeu  für  immer  leibeigen  zu  machen. 
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Bestimmung,  naeh  welcher  für  einen  erschkrgenen  LeiMgeneii 
der  Herr  desselben  von  dem  Herrn  des  TOdlers  den  Schuldigen 
Cnach  Erleidung  der  Strafe  des  Knuts)  oder  einen  andern  Leib- 
eigenen als  Ersatz  fordern  konnte.  —  Beide  Bestimmungen  be* 
trachten  den  Leibeigenen  also  nus  als  Sache  ^  da  ein  Ding, 
welches  fttr  einen  andern  da  ist,  und  für  sich  gar  kerne  Bedenlmg 
hat.  Beide  BesÜmnrangen  Terschwanden  erst  1818  ans  der  rusn- 
sehen  Gesetzsammlung.  Im  Jahre  17G0  erscheint  ein  neuei  Lkas, 
welcher  den  Grundeigenthüniern  erlaubt  alle  ihre  Leibeigenen, 
mit  denen  sie  unzufrieden  sind,  oder  die  ihre  Lasten  schlecht 
tragen,  nach  Sibirien,  in  die  Nertschinskischen  Bergwerke  nn 
schicken,  indem  der  Staat  alle  solche  Leute  sofort  niR  Rekmteii- 
quittungen  hesahlte.  Frauen  mussten  den  Münnem  folgen. 
1—  die  Kinder  konnten  vom  Gutsherrn  zurückbehalten  werden  — 
mit  andern  Worten  der  Staat,  um  für  Sibirien  Colonisten  zu  ge- 
winnen, fing  an  selbst  Leibeigene  ohne  Land  und  mit  fakultativer 
Trennung  der  Familie  jsu  kaufen.  ■  v.u*^? 

Wir  ttbergehen  eine  Menge  kleinerer  Bestennmgen  ,  die 
den  letzten  Jahren  der  Kaiserin  EUsabeih  und  der  knrsen  Re* 
gierung  Peters  des  HI.  angehören  ^ ,  ebenso  wie  die  irieHhchen 
Ukase  Katharinas  II.,  die  beständig;  mit  der  russischen  Adelsparlhei, 
die  sie  auf  den  Thron  erhoben  halte,  liebäugelnd,  viel  freisinniges 
im  Munde  führte,  ohne  etwas  reelles  in  thun.  Ihre  vielgepriesene 
Sorgfalt  fttr  das  Wohl  der  Leibeigenen,  besohrlüiken  sich  auf 
wiederholte  Bxhortationen,  die  Leibeigenen  milde  su  behanddn 
und  in  philosophischen  Betrachtungen,  als  oh  mit  sokhen  Floskeln 
positive  GesctzLsbestimmungen  iiufaehoben  werden  könnten.  Was 
ihre  wirkliche  Thatigkeit  in  ßetrelf  der  ßauernfrage  betrifft,  so 
resuoiirt  sich  dieselbe  auf  3  Facta,  wovon  das  erste  ohne  alie 
Einwirkung  auf  die  damaligen  Zus(^nde  hli^  und  die  heiden  an- 
dern der  Freiheit  die  grössten  Wunden  sehhigen.  KaUmrina  drückte 
 . — „ —  ...  ,^.'^f-^y 

1)  U«ber  Petor  den  DritieE  ift  es  schwer  in  Hinsicht  raf  die  Leib» 
eigeoscheftsfrage  su  nrtheileB.  Seine  mit  UebersMInenf  vnd  Himeeseting 
jeder  Fem  betriebenen  Befemiea,  die  nie  um  Ende  kamen,  seigan  ftbri« 
gens  in  ihm  einen  wohlmeinenden  Herrscher.  Sein  Hn«i»tfsUer  wer,  dass 
er  sHe»  nach  dentscher  Art  einrichten  weihe  nnd  daimn  selbst  hei  dsn 
tAchtigsten  und  freisinnigsten  Rassen  keinmi  Anklang  Amd;  %  ^ 
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damit  der  Leibeigenscliafl  die  Krone  mf  uiid  legte  den  ScfalMS- 
stein  SU  dem  seit  Peters  des  Grossen  Tode  aufgefülirten  Gebftnde. 
Seltsamer  Widerspruch!  nach  innen  knechtete  sie  das  russische 
Volk  auf  immer,  während  sie  nach  Aussen  fUr  die  Interessen 
der  Negersklaven  und  gegen  die  Barbareskeu  in  die  Schranken 
«rat 

Katbarina  verdankte  den  Thirni  der  Geistiiclikeit  und  dem 
Adel,  oder  vielmehr  der  beiden  Ständen  onerträg^eb  g;ewor* 
denen  Dentsckeniiebe  Pelers  III.   Nicht  sowohl  aas  Liberalltat, 

welche  bei  ihr  mehr  NachalFung  als  üeberzeugung  war,  als  um 
beiden  Pariheien  zu  schmeicheln  berief  sie  1767  nach  Moskau 
eine  Yersamnüang  von  Notabein,  welche  an  die  Gesetzgebung  des 
Landes  nnd  an  die  Zustande  des  Volkes  eine  bessernde  Hand 
legen  sollte.  Für  diese  Veisamndung  schrieb  sie  selbst  eine  In* 
Btraction,  zu  der  sie  sich  Inspirationen  aus  den  Phflosophen  des 
XVIII.  Jahrhunderts  (und  namentlich  Voltaires)  holte.  Historische 
Data,  philosophische  Floskeln ,  praklische  Bemerkungen  wechseln 
darin  ab.  Lacedamon,  Athen  und  Horn,  aber  aucb  feter  der 
Grosse,  müssen  Beispiele  liefern.  Abhülfen  werden  in  der 
GeaelKgebung  Moses,  der  allen  und  neuen  Welt  gefunden.  Bei 
aOe  dein  Iftsst  sldi  eine  bedeutende  Unbekanntschafl  mit  der 
Gegenwart  und  den  wahren  Leiden  der  Zeit  nickt  verfaeblen 
Die  Instruction  berührt  in  mehreren  Punkten  auch  die  bäuerliche 
Bevölkerung  des  Staates,  ohne  jedoch  dem  Principe  der  Leib- 
eigenschaft nahe  zu  treten.  Verbesserung  einiger  persischer 
Missstaade,  2.  B.  Freigebung  der  Heiratfaen,  AbhOUe  gegen 
aeUechle  nnd  grausame  Bebandhmg  der  Bauern  wurden  in  An- 
regung gebracht,  aber  nicht  gesetzlich  festgestellt.  Die  ganse 
Yeiäummlung  luäle  Mcii  nach  pumphalten  iiedeii,  oline  etwas  ge- 


l)  In  dieser  Instrnetioii  spiegelt  sich  der  Charakter  Katharims  von- 
kommen. Grosse  Belesenheit»  feiner  Geist,  eine  richtige  Beurtheilungskrtll 
bei  gänslichem  Mangel  an  praktischen  Kenntnissen  und  an  AusFührungs- 
fahigkeit.  —  Gegen  die  übermässige  Verbreitung  der  Syphilis  empfiehlt  sie 
die  Beschneidung  (§  267  und  268  der  Instruction).  §  287  sagt  sie  „die 
Moralitat  erhält  und  Termelirt  das  nionschliche  Geschlecht."  Man  weis  wie 
sie  das  Beispiel  dazu  lieferte  und  die  Moraiitit  an  ihrem  Hofe  förderte. 
Der  Geist  war  willig,  aber  das  Fleisch  war  schwach. 
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Bmenwngelegeobeileii,  «oT,  doch  mir  die  wenifrteB  fibai  mm 

Hesultat ,  so  z.  B.  diu  ncuu  Goiivernt^uienUeiiUheilunff  und  Ad- 
ministraliüiiseinrichtung^  —  für  die  Bauern  geschali  nichts. 

Dafür  dehute  KaÜianiui  im  Jahre  1783  die  LeibeigenscAiaft 
auf  die  bis  daJiia  freien  Kosakenlandereiea  der  JÜtom^^gfi^ 
h  dfirrea  Worten  winde  die  Bevdlkervig  ^immßtkmiJ^ltfß, 
ivelche  Prifaten  felrorten  Cd*  L  nichl  ComaiMnilbpiila  JUW»  oder 
dem  Slaate  gehurtenj  leibeigen  gemacii;  und  der  grossnissiscben 
Bevolkenuig  gleichgestellt.  Es  gab  dieses  (mit  Eui^viijUÄ»  jj/if 
dofiischen  Lande)  über  eine  Million  neuer  LeÜH^igeAaa»  ^  j^cmt^ 

fiodiicii  im  Jakre  1785  pnblicirte  MatlMiina  das  adMnu^ngp 
miMreitete  Edict  ttber  die  Grondrechle  des  Adds  ^  Mfitm 
in  Alt  einer  Cliarte)^  weiches  bei  vielen  als  m  Act  dofJAw^ 
Ktit  und  Fretsinnigkeil  gilt.    Wir  betrachten  das  Edicl  als  eiaea 
Act  der  grosslen  L'ngerechtigkeit,  denn  zu  Gunsten  des  Adels 
wurde  ihm  die  Jeibeigeiie  Bevölkerung  vollkommen  geopfert  Da^ 
Adelsdiplom  <^shälowanuäJa  gramotaj   isl  der  WorUaai « JefnAii 
jetzt  bestehenden  Pnvdegien  des  Adels.   Es  gibt  dewal^aik^ll^ 
söntiche  (Befreinng  von  der  Verpfluhtung  des  jliitidinnilmi,  Jn 
freionf  von  allen  persönficben  Lasten  und  Steuern corporati\e 
(Errichtung  von  Adelsversammlungen  in  den  Gouvernements  mit 
beralhender  Stiinniej  und  ökonomische  Rechte  ufid  Privüegien. 
tnti^r  diesen  letzten  steht  das  Recht  des  alteinigen  na4>ai|h#^ 
schranhten  Besitzes  von  Leibeigenen  oben  an.   Der  Brnrnt^^igi 
xnr  Sache  gestempelt  und  ganz  znm  ecblichen  und  wmtt0Ul0k 
Eigenthom  des  Gnmdherren  gemacht.  Alle  früheren  6«stkaMnfna 
in  diL'seiii  Sinne  sind  bestätigt  und  gesetzlich  festgesteUt.  Von 
diesem  Edicte  nn  erst  kann  die  vollkomnieue  Leibdgeiiscliafl  als 
gesetzlich  in  Rii<^.Imid  besteberid  angesehen  werden.    Der  Slaü 
vemchtete  zu  Gunsten  des  Adels  auf  seine  Grundlehemchle 
und  auf  die  damit  verknöpften,  jetzt  aber  getrennten  VerinnftBk» 
keiten  gegen  den  Bauer. 

\>  enn  wir  nun .  abgesehen  von  dieser  principiellen  Ausbrei- 
tung der  Leibeigenschaft,  deren  quantitativ»'  Vermehrung  betrach- 
ten, so  finden  wir  auch  hier  in  der  Zeit  vun  Peters  des  Grossen 
Tode  bis  zum  Ende  des  XVIIL  Jahrhunderts  die  vottuMMensta 
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Beweise  für  unsere  Ansicht  über  jene  Zeit  Die  Verschen kung 
von  Sltaatsländereien  an  Private  nahm  mit  der  GüBsttingswirth- 
sdiaft  fiiFcbtbar  »i  und  wnrde  untar  Katharina  wa  einer  wahren 
Verschleoderung.  Honderte  nnd  Tausende  freier  Staatsbaucm 
wanderten  in  Privathände  und  wurden  durch  ein  Paar  Worte  leil»- 
eigen.  Ungerechnet  die  Verwandlung  der  ukrainischen  Bauern 
in  Leibrioene,  ungerechnet  die  Einführung  des  Leibeigenschafls- 
systenis  am  Don,  verschenkten  die  russischen  Kaiserinnen  (Anna 
Elisabeth  und  namentlich  Katharina  IL>  einige  Millionen.  Bauern 
waren  gieichaam  eine  gangbm  Münze  geworden,  mll  der  aUes, 
von  dem  über  die  Feuide  des  Staates  gewonnenen  Siege,  bis  zur 
höfischen  Dienstleistun der  (xünstUnge  bezahlt  wurde.  Von 
da  schreiben  sich  die  Guter  der  MenschikofT,  Orloffs,  Saltykoffs, 
ZubofTs,  Polemkin's  und  so  vieler  anderer  lier.  Zum  Ende  des 
XVUI.  Jahrhunderts  können  war  folgende  Yerhilltnisse  der  bäuer- 
lichen Bevölkerung  annehmen: 

Die  Freibauern  auf  eigenem  Grund  und  Boden  hatten  sich 
absolut,  aber  nicht  relativ,  vermehrt,  durch  Hinzuzählung  der  neu* 
erworbenen  i^ioviiizen  0  und  insbesondere  der  Krimm.  Die  Frei- 
bauern auf  Staatsiandereien  waren  in  Zahl,  durch  Verschleuderung 
derselben  an  Private  bedeutend  vermindert.  Freibauern  auf  den 
Ländereien  privater  Besitzer  waren  beinahe  alle  leibeigen  geworden 
darunter  mehrere  Millionen  kleinrussischer  und  donischer  Kosaken, 
ytthauer,  Wolbynier  und  Podolier.  (Diese  letzten  flrtthere  pohd- 
sehe  l^nterthanen  wurden  erst  1795  den  übrigen  Leibeigenen 
gleichgestellt.)  Was  die  Leibeigenen  selbst  betrifft,  so  war  ihre 
Zahl  absolut  und  relativ  stark  angewachsen  und  betrug  nicht 
weniger  als  ^/s  des  ganzen  Reichs  oder  auf  Sö  MiU.  Einwohner 
15  Hill.  Seelen. 

IV. 

Anstrebnngen  der  Regierung  den  Zustand  der  Leibeigenschalt 
fu  nüdem  und  zu  betchrftnken  bis  zur  endUehen  Aufhebung 

derselben  im  Jahre  186L 

Die  Reg-ierung  Pauls,  welche  die  letzten  Jahre  des  XVIII. 
Jahrhunderts  füllt,  brachte  wenn  auch  keine  Verbesserung,  so  doch 

1)  In  Litthaueo  und  überhaupt  in  den  Provinzen,  wo  die  Folen  ihre 
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auch  keine  Verschlechterung  des  Zustandes  der  Leibeigenen.  Wir 
theilen  nicht  die  Meinung  mancher,  welche  Paul  eine  Yermehmng 
der  Leibdgenschafl  um  800,000  Seelen  sBBclireibeiL  Die  Aas- 
soheldiing  dieser  Zahl  aus  dem  allgemeinen  Complexe  der  Slaal0- 
banem  behufs  Dotirung  der  Mitglieder  der  kaiserlidien  PandficMt 
und  der  Rillerorden  (1797^  1  n  achte  keine  neue  Leibeigenschaft, 
da  Administration   und  Vertassung  dieser  neuen  Bauemklasse 
nicht  wesentlich  verändert  wurden,  auch  dieselbe  sich  einer  be« 
0eBderen  Fürsorge  edreute.  Es  ist  dieses  der  Anfang  der  jetsigeoF? 
Apänagenbanem,  die  lienle  eine  gam  i^gesonderW  IftitiMiBijp 
haben  und  keineswegs  den  Leibeigenen  mt  Seite  gestelll  werM' 
können,  sondern  vielmehr  den  Krön-  oder  Staatsbauern  in  Rechten 
und  Verpflichtung eri  iilincln.  Nach  Pauls  Tode  bepfinnt  mit  seinem 
Nachfolger  ein  ernstes  Streben,  nicht  nur  den  Bauern  eine  bessere 
Behandlang  zu  versciMiTen,  weldie  Bemfihnngen  meist  an  der 
'Hartnäckigkeit  des  Adels  scheiterten,  sondern  audi  der  Yer^* 
mehmng  der  Leibeigenschaft  eni'  Ziel  su  setsen,  den  Bauerar' 
dagegen  alle  möglichen  Mittel  zu  gewahren,  dieselbe  auf  geseilt  ' 
liebem  Wegfe  zu  verlassen.    Schwach  sind  freilich  diese  Anstre— 
bungen,  aber  ihre  Wirkung  lässt  sich  doch  nicht  verläugnen.  Das 
Volk  sah  in  ihnen  beständig  ein  Anzeidien  der  naiien  Befreiwigit 
die  freilich  erst  nach  50  Jahren  erfolgte. 

Die  rassische  Clesetigebung  dieser  50  Jahre  bietet 
Menge  von  Bestimmungen  den  Bauernstand-  betreffend  dar,,  welciie 
unmöglich  hier  analysirl  werden  kann.  Es  genüge  zu  wissen, 
dass  in  dieser  Menge  ein  grosser  Widerspruch  herrsclit.  Rald 
werden  die  alten  Bestimmungen  und  Regein  wiederholt  und  ver^^ 
schürft,  bald  werden  sie  ermassigt  und  eiielcbtert.  Im  Gmawat 
lässt  sich  nicht  läugnen,  dass  eine  Tendenz  Bum  Bassem  irer^ 
herrscht,  nur  kämpft  dieselbe  sichtbar  mit  der  Furcht,  den  Adel' 
und  das  bestehende  System  aufzuregen,  und  wohl  auch  mit  der 
Furcht  vor  liberalen  Neuerun^ren  überhaupt.  Indem  wir  alle 
die  kleineren  Falle  übergehen,  richten  wir  unser  Hauptaugenmerk 
nur  auf  diejenigen,  welche  bedeutende  Resultate  gehabt  haben 

Herrsohall  ausofebreitel  halten  (und  nur  der  Adel  und  die  Städle  poliuacU 
sind)  war  die  Leibeigenschaft  noch  ausgebreiteter  »U  m  iiusslaud,  doch  bei 
W0il«m  nicht  so  unbeschrinkt.  -  '    :  «^i  >; 
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tmd  ein  entschlossenes  Vorgehen  bezeichnen.  Zur  Charaklerulili 
der  Zeit  sei  es  hier  erwilbnt,  dass  wUhrend  der  Regierongea 
Alextnders  und  Nioolans  es  8  Commissioneii  gegeben  hat,  die 
alle  in  der  Absicht  gegründet  worden,  eine  Revision  und  Ver- 
besserung der  BautTnzus lande  heibiMzuführen.  Doch  alle  diese 
Commissionen  'vvaieii  streng  geheim  und  konuten  also  schon  dess- 
halb  kein  durchgreifendes  Resultat  liefern. 

Die  HaQ]>tniomente  der  Neuseit  resttmiren  sich  auf  3  Facta: 
BegrOndungr  einer  neoen  Gruppe  von  Freibaoern  »die  Man  Acker- 
bauer« genannt,  Emanzipation  der  baltischen  Provinien,  Fest- 
stellung der  Hürigkeitsverhallnisse  in  den  westlichen  Provinzen 
(die  Inventarien).  Nebenbestiuiniungen  waren :  das  allmulicr  durch-  , 
geiührte  Verbot  des  Verkaufs  von  Bauern  ohne  Land,  Einstellung 
der  Verschenkung  von  Staatsbauem  an  Private  (unter  Nicolaus 
seit  1880  wieder  aufgenoiynen),  Beschränkung  der  schlechten 
Behandhing  der  B^aum  durch  die  Grundherren,  Verbot  der  Tren- 
nung der  Familien  etc.  etc. 

Die  Inslallirung  einer  Klasse  von  fi-eien  Ackerbauern  dalirt 
vom  Jalir  18(J3.  Es  wurde  den  Gutsherren  (nach  dem  Projecte 
des  Grafen  humianzofO  freigestellt^  ihre  Bauern  mit  einer  gewissen 
Quantität  Land  auf  freie  Bedingungen  frei  in  machen,  indem  man 
hoffte,  dMs  Zeit  und  Brftdmmg  die  Gnisbesitser  lehren  würde, 
ihren  Vortheil  eimsusehen  und  dem  Beispiele  zu  folgen.  Doch 
folgten  dem  Beispiele  des  Grafen  nur  wenijje,  so  dass  bis  jetzt 
diese  Klasse  von  Bauern  nur  circa  100,0üü  Seelen  beiderlei  Ge- 
schlechts zählt  Die  zur  Prüfung  des  Projecls  niedergesetzte 
Commission  befand  es  für  gefährlich,  aus  dem  facultativen  Rechte 
eine  aflfemeine  Regel  su  madien  und  schhig  al^iemeine  Anwen- 
dung des  Gesetnes  nieder  aus  Furcht  —  vor  Verbreitung  liberaler 
Grundsüse  gegen  das  Bestehende. 

Erfolgreicher  war  die  Emanzipation  der  baltischen  Prozinzen, 
die  im  Jahr  1804  in  Liefland  mit  einem  Versuche  zur  Besserung 
der  Bauernzustände  anfing  und  1816,  1817  und  1819  mit  allge- 
meiner Befreiung  der  Bauern  in  allen  3  Provinzen  endigte.  In 
den  90er  Jahren  wandte  sich  die  Regierung  an  die  liefländische 
Ritterschaft  mit  dem  Rathe,  durch  Veitesserung  des  Zustandes 
der  Bauern  ein.  gutes  Beispiel      geben.  Im  Jahre  1804  erklärte 
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die  Ritterschaft  den  Bauer  für  persönlich  frei  und  stellte  ein  Pro- 
gramm auf,  nach  welchem  die  gegenseitigen  Verhältnisse  geordnet 
werden  sollieii.  Dieser  erate  Venwoh  wurde  i^ter  definitiv 
ausgeailieitet  und  in  seinen  HauptzQgen  von  allen  3  Provinzen 
angenommen.  Nach  jetzigem  Standpunkte  beurtheÜtr  Ist  frciWäl 
die  baltische  Eiiiaiizipuliuii  unü('iiri!4''ii(l .  fiir  dnnials  war  es  der 
wichtigste  Schritt,  der  je  in  liussland  iur  den  ßauein  irctliaii 
worden  war,  und  konnte  nicht  anders  denn  alß  ein  freudiges  Ereig- 
niss  i)etrachtet  werden.  Uauptprincipien  waren:  FwaiMekiifilmtiftt^ 
des  Bauern  y  Befugniss  eigenes  Yermögen  zu  bealMMir. 
erwerben,  freie  Uebereinkunfl  mit  dem  Gutsherrn  wegtn  ReguSi 
ning  der  Aecker,  Arbeits-  und  Zahluna"sverhaltnisse,  freie  Justiz, 
in  erster  lii>l;iiiz  dciti  l);mei",  in  /.wcilcr  ofMiiiscIilen  Gerichti'n. 
in  dritter  dem  Staate  ubertragen  (aiist  itt  der  truheren  a«leiigei| 
Patrimonialgerichtsbarkeit)  gutsherrliche  Poii^i;  Nebea  dieses  frei- 
sinnigen Bestimmungen  steht  aber  eine  andere,  welche  leidat^dfaMito 
nicht  gehörio^  beleuchtet  worden  war;  Verbot  flir  den^^tapMT 
eigenen  Grundbesitz:  zu  erwerben.  Dieses  Verbot  hat  bis  jetzt 
keinen  freien  Gnindlu'silz  ;mrk()iiinn.'ii  htsscii  uinl  d^is  Pachtsyslem 
allgemein  verbreitet.  Der  eiii^f  Ix  iene  i^auer,  Finne  und  Lette  ist 
länderios  und  aller  Boden  gehört  dem  durchgängig  deutschen] ^Ma^ 
Das  Ende  der  Regierung  Alexanders  und  der  An&pg^^ist 
Regierung  Nicolaus  zeigen  einen  merkwürdigen  {SltiUsfaniirt^ 
Förderung  der  Bauemfragen.  Der  Grund  liegt  in  der  PtRt^ 
vor  der  geheimen  Dcmokt  utie,  die  damals  in  ganz  Euiupa  Wüh- 
lereien veraii»Uitete  und  auch  in  Hussland  1825  bei  der  Thron- 
besteigung einen  Aasbruch  versuchte.  Erst  in  den  40er''Jah«Nl 
schien  die  Regierung  von  ihrem  Misstrauen  zurUckgekonuiieiMB 
sein  und  das  Werk  der  Emanzipation  fördern  zu  woHen^  ^  tMi 
brachte  z.  B.  ein  neues  Gesetz  Ober  facultative  Befretmif  mm 
Leibeigenen  ohne  Land,  jedoch  mit  kontractiicher  Reguhruiig  d<T 
für  das  Land  zu  leistenden  Ai^g  iln  ii  und  Lasten.  Diese  neue 
Klasse  von  FriMbrurr  rn  hiessen  *Verpthchtete  Bauern«  (obiasannyje 
Krestjane},  zählen  aber  bis  jetzt  nur  55000  Seelen  beiderlei  Goh 
schlecbts 

1^        T  Ii  ■   ?M  rfir-r-m  Projecte  gehört  liem  jet7.igen  GctMQcItea  iu  Fwril, 
früiiurum  Mmiäter  der  Üomaiaeu,  Grafen  Küseieff  m,     ^  .  << 
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Beiafthe  um  dieselbe  Zeit  wurden  ssu  wiederiiotten  Malen 
MaasMregeln  zur  FestoteHung  der  bäuerlichen  Lasten  in  den  west- 
lichen Provinzen  berathen.  Der  Zustand  der  Bauern  in  den  früheren 

polnischen  Provinzen  und  insbesondere  in  Lidiiaucn,  Minsk  und 
\Vei>sjiis^l;nni  Wiir  i<iii)mrr\ Lia  den  FordtjruHguii  di-r  (iiils- 
herren  um  Maass  zu  setzen  und  den  Bauer  vor  Ueberlastung  zu 
schützen,  wurden  die  früheren  Inventarien  wieder  erneuert  Es 
waren  dieses  Tabellen  Ober  den  Zustand,  Grösse,  Brtrag  ela'  dMir 
einzelnen  Güter,  mit  genauer  Qualificn^ng'  der  verschiedenflifi 
Ackerstücke  etc.  Nach  diesen  Tabellen  wurde  der  Betrag  der 
Leislunffcn  dt  s  L!;iiit  i>  ft  stovx  tzt.  d;tss'  derselbe  nicht  der 
Erlragslaliigkeit  überschreiten  duiile.  i>iei«  liivenlarien  wurden 
zuerst  in  den  kleinrussischen  Provinzen  Kieif,  Wolhynien  und 
Podolien  angeregt,  und  später  auch  auf  Weissmssland  CWitepsk 
und  Mohilew)  ausgedehnt.  Der  Zweck  war  gut,  nur  schade,  ila^s 
die  Ausführung  dem  Zwecke  nicht  enispi  ^ich.  Falsche  Angaben; 
Plackereien  und  Recriminalionen  des  Adels  u.  w.  zogen  die 
Ausfulauuu  in  i!u'  Lnnoe  und  das  Jahr  1858  fand  die  Sarhf  iKu  h 
immer  nicht  beendigt.  Nur  in  der  Ukraine  hatte  der  General- 
gouvemeur  Cspäter  Minister  dos  Innern  BibikofT)  die  Sache  mit 
der  ihm  eigenen  Httrte  und  Slrenge  dnrchgeltthrt  und  den  '  Adel 
gezwungen,  die  Haassregel  anzoerkennen.  Der  Adel  in  Lithanen 
fing  an,  der  ihm  aufgezwungenen  Maassregel  eine  lE&mMizipatidn 
vorzuziehen.  Auf  Grund  dieser  Stimmunflr  des  Adels  erhielt 
der  Genernlsrouvempur  Nasimoff  den  Delelil,  den  Adel  anzurroca 
die  vSache  treiwdlig  in  die  Hände  zu  nehmen,  was  zu  einer  Hitt- 
Schrift  an  den  Kaiser  (tihrte  und  ate  Antwort  das  berQbmte  Re* 
Script  20.  Nov.  1857  brachte-,  mit  welchem  der  erste  Schritt 
zur  definitiven  Bmanzipatk>n  geschah 

-  Das  vor  wenigen  Tasten  veröffenlUchte  (und  am  19.  Febr. 
alt.  Slylrs  uUcihuchst  bcbtaliale^  Proji^o^  einer  Befrei»mg  der 
leibeigenen  Bauern  hat  der  Leibeigenschali  mit  allen  ihi  cn  Folgen 
ein  positives  Ende  gemacht.  Von  diesem  Tage  an  gilt  der  frühere 

l'i  Wie  die  Idee  einer  alKM  iitrim  n  Emanciputioii  tier  Bauerü  nilir];ilig 
i^cii  ifi,  mii  welcheii  i»chwierigkc»le«  sie  zu  käuipfeii  gehabt,  liat,  wie  »le 
alliiiiilii;  durch  fehlen  Willen  Kaiser  Alexander;*  durchgelührt,  wird  viel- 
leicht in  emem  besondern  Artikel  iie^procben  werden. 
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Zustand  nur  erste  Uebergangsperiode  für  zwei  Jahre.  Darauf 
wird  der  Bauer  persönlich  frei  und  das  GeseU  besUmmt  die  Ordr 
mmg,  in  welcher  sftmmtUche  Verpflichlongen  und  Lasten  des 
Bauernstandes  abzulösen  sind.  Sftmmtliche  Hofbauem  CDienslboten) 

d.  L  Leibeigene  ohne  Land,  werdmi  nach  Bwei  Jahren  unwiderf 
niüich  und  ohne  Entsehadigung  frei ;  die  Ackerbauern  bekommen 
ihre  persönliche  Freiheit,  eine  eigene  Communal- Administration 
auf  Grundlage  des  Princips  der  Selbstregierung  und  verbleiben 
Ja  einem  beschränkten  Zustande  nur  so  lange,  als  sie  liein  eigenes 
Land  besitzen.  In  Hinsicht  des  Besitzes  gelten  folgende  Haupl- 
bestimmungen :  1>er  Adel  ist  alleiniger  Besitzer  seines  früheren 
Grundes  und  Bodens,  doch  daii  das  Verhaltniss  zwischen  den 
Quanliläten  Landes,  welche  zu  eigener  Nutzniessung  bestimmt 
waren  und  weiche  den  Bauern  zu  eigener  Bestellung  für  ihre 
Rechnung  überwiesen  worden  waren ,  nicht  verändert  jWiipdi^ 
Den  Bauern  verbleibt  alles  Land,  welches  sie  im  J«hr  J^Qfiilklw 
hatten,  nebst  dem  Rechte  erblicher  Benützung  für  Zahlung  einer 
Rente  oder  Leistung  persönlicher  Arbeit  auf  des  Gutsherrn  Lün- 
dereien.  (In  8  Jahren  müssen  alle  persönlichen  Leistungen  ab< 
gelöst  und  in  Geldzahlungen  verwandelt  sein*)  Durch  freie 
Uebereinkunft  iLönnen  die  Bauern  das  ihnen  zur  Nutzniessung 
überlassene  Land  aUmiilig  als  Eigenthum  an  sich  bringen,  auch 
andere  Grundstücke  als  freies  Eigenthum  kaufen,  also  steht,  ihnep 
der  Weg  zum  unabhängigen  Grundbesitz  überall  offen«     ^  ^ 

Mit  Hülle  dieser  Bestimmungen  ist  das  Verhaltniss  der  Bauern 
ZU  den  Grundeigenthümern  dahin  feslt^estellt ,  dass  nur  xMieth- 
Verhältnisse  (mit  bedeutender  Bevorzugung  des  Bauern)  stattfinden 
und  dass  durch  diese  Bevorzugung  die  Gutsherren  sich  bewogen 
finden,  so  bakl  wie  möglich  sich  mit  den  Bauern  abzufinden  und 
denselben  das  Land,  welches  dieselben  beinahe  besitzen  (jedoch 
nicht  yeikaufen,  versetzen,  theilen  können)  kauflich  zu  fiberlassen. 
Es  sind  dieses  die  besten  Grundlagen  für  Bildun|T  eines  unab- 
hängigen kleinen  Grundbesitzes.  In  dieser  Grundlage  liegt  das 
Pland  einer  sichern  Entwicklung  des  Nationalreichthums  und  des 
weiteren  inteUectueilen  und  materiellen  Fortschrittes  und  darum 
auch  hat  ganz  Russland  die  Reform  mit  Jubel  begrüsst  und  Kaiser 
Alexander  zum  populärsten  Herrscher  von  aUen  seinen  Vorgängen! 
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gemacht  ßeia  Weck  ist  nicht  ein  egoistisches  BeTonugen  eiaer 
Klasse,  wie  so  viele  andere  Refonnen,  es  ist  unpaTtheiische  Ver- 
wirklichung des  Princifks  der  Wahrheit  und  Gerechtigkeit  «ad  ein 

siclieres  Unterpfand  für  weiteres  Portschreiten  der  Regierung, 

wodurch  das  oft  uniil)oi  legte  Vorwärtsdrangen  einzeiaer  Partheien 
am  bej»ten  paraiysirt  wird. 

V. 

Indem  wir  den  Moment  ergreifen,  in  welchem  die  Leibeigen- 
schaft in  Russland  auf  immer  aufgehoben  worden  ist,  und  ihren 
Zustand  zu  besclureiben  suchen  ,  wie  derselbe  als  letztes  Wort 
einer  traurigen  Vergangenheit,  officieli  dokumentirt  worden  ist, 
geben  wir  nnsem  Lesern  eme  Uebersicht  der  Zahlenverhaltnisse 
der  Emanzipation.  Es  sind  die  Zahlen  der  X.  Revision  oder 
Volkszählung,  welche  für  den  Anfang-  des  Jahres  1859  aufofenom- 
mcn  sind  und  auch  als  officielle  Daleri  für  sämmtliche  spatere 
Regierungsmaassregeln  bis  zur  nächsten  Volkszählung  gelten 
werden.  Im  Jahre  1851)  (1858)  belief  sich  die  ganze  Bevölkerung 
Russiands  nut  Ausschluss  des  Königreichs  Polen,  des  Gressfürsten- 
thums  Finnland  und  Transkaukasiens,  auf  64  MiU.  Seelen.  Davon 
waren  folgt  ade  Provinzen  mit  3,251,000  Seelen  ganz  frei  von 
der  Leibeigenschaft  und  hatten  besondere  lu(  alo  Hauemverhältnisse; 
diese  Provinzen  sind:  die  drei  ballischen  Gouvernements  Esth- 
land,  Livland  und  Kurland,  die  Kosakenlander  des  Schwärzen- 
Meeres  und  die  Kirghisensteppen  von  Orenhurg,  Ssemipalatinsk 
und  Siburien  0«  Es  bleibt  demnach  fUr  die  Provinzen,  in  denen 
die  Leibeigenschaft  galt  61  MiUionen,  wovon  ungefifthr  48  MilL 
Bauern,  also  ungefähr  80°/o  oder  */5. 

Diese  48  Millionen  zerfallen  in  3  Hauptgruppen : 
a)  Freibauern  auf  eigenem  Grund  und  Boden,  jedoch  mit 
verschiedenen  Rechten  und  in  verschiedenen  Zeiten  ent- 
standen ~  1,700,000. 
  ( 

1;  Eslhland  3üö,0ü0,  Lievland  883,000,  hurlaiui  5C>7,000,  Ko^akenland 
des  Schwarzen  Meere»  202,000 ,  Provinz  der  üixubuigischeu  Kirghiscil 
800,000,  Provinz  von  Ssemipalatinsk  2lJ,00Ü,  Provinz  der  sibirifchmi 
Kirghiäeu  277,000.    Sununft  3,251,000  Seelen. 
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fVeibaiieni  auf  Giniid  und  Boden,  welcher  dem  Staate 
gehört  —  23,300,000. 

]NB.  Diese  Gruppe  besteht  aus  einer  grossen  Anzahl  Ter- 
schiedener  Benennungen  mit  verschiedenen  Ueelilen,  doch  z;thlen 
sie  alle  für  das  l)ebaute  Land  den  Obrok.   Die  Apanagen  sind 
.Mar  mit  einbegriffen. 

c)  Leibeigene  auf  fremdem  Grund  und  Boden,  inchisive  der- 
jenigen Gruppen,  welche  nur  auf  gewisse  Zeit  und  Be*. 
dingungen  leibeigen  sind  —  22,563,086. 
Wir  haben  uns  hier  nur  mit  dieser  letzten  Klasse  zu  be- 
schäfUgen,  die  also  0,36  (ungefähr  ein  Drittel)  der  ganzen  Be- 
völkerung oder  0,40  (d.  i.  ^/s  also  weniger  als  die  Hälfte)  der 
landlichen  Bevölkerung  Russlanda  ausmacht    Es  ist  dieses  die 
Bevölkerung,  die  bis  jetzt  unfrei  war  und  von  nun  an  frei  ist 
und  allmälich  in  die  erste  Gruppe  »der  Freibauern  auf  eigenem 
Grund  und  Boden  <  aufgehen  muss  *). 

Die  Leü>eigenen  zerfielen  im  Jahre  1858  in  folgende  Unter- 
abtheilungen : 

1)  Leibeigene  des  Adels  mit  Land 

9,798,938  M.  6. 
10,359,293  W.  G. 
Summa  20,158,231  B.  G. 

2)  Leibeigene  des  Adels  ohne  Land  d.  i.  Dienstboten  oder 
Hofleute 

723,725  M. 
743,653  W. 
Summa  1,467,378  B.  G. 

3)  Leibeigene  des  Adels  in  einstweiligem  oder  beschränktem 
Besitze 

173,476  M. 
180,848  W. 
Summa  354,324  B.  G. 

4)  Leibeigene  verschiedener  Institutionen  als  Städte,  Kirchen, 

1)  Dia  xweite  Groppo  oder  die  Smtvbtiieni  wetden  fvabitdieiiilidi 
anch  dieier  Regel  foigen,  d«  idum  jeixt  die  Mittel  henitiieii  werden,  deo^ 
ielbeii  den  Ankaof  yob  Kronlindereieii,  «iif  denen  iie  bis  jelst  wirth- 
ichnfteten,  sa  erai6(licben. 


Digitized  by  Google 


der  LMbtlfWioiMft  ia  KuBsIand.  .  5^5 

'  Schulen  5  Hospitäler  etc.  meist  aus  VemächUussen  von 
Privaten  bestehend* 

19,350  M. 
21,204  W. 
Summa  40,554  B.  6. 

5)  Leibeigene  der  Fabriken  und  Bergwerke,  den  jedesmaligen 
Besitzern  gehörend  und  meist  in  den  Händen  von  Kauf- 
leuten 

259,455  If. 
283,144  W. 
Samma  542,599  B.  6. 

Tütaliiumme  aller  5  Kategorien 

10,974,944  Männl. 
11,588,142  Weibl. 
Smnm^  22,563,086.  B.  GeschL 

Ehe  wir  zu  einer  genaueren  Analyse  dieser  Zahlen  über- 
gehen, mftssen  wir  bemerken,  dass  das  Y^altnlss  der  Geschleefcter 
sich  wie  100  :  lüö.ao  herausstellt,  wogegen  die  ganze  Bevölkerung 
des  Reichs  nur  100  :  101  giebt.  Das  weibliche  (leschlecht  ist 
also  in  der  leibeigenen  Bevölkerung  bedeutend  überwiegend.  — 
Erklaren  kann  man  sich  dieses  Phänomen  nur  durch  folgendes : 
1.  Verheimlichang  emer  (freilich  geringen)  Anzahl  von  steuer- 
pflichtigen mtlnnllchen  Individuen;  2.  jährlicher  Recnitenabgang ; 
3.  anormales  üebcivviegcn  der  münnlicheii  Geburten  und  in  Folge 
dessen  grössere  Sterblichkeit  der  Kinder  mämil.  Geschlechts. 
Diese  letztere  Erscheinung  hat  vielleicht  ihren  Grund  in  den  irüh- 
2eitigen  Heirathen,  doch  wagen  wir  es  nicht  ohnejfactische  Be- 
weise diese  Vermuthung  aofzustellen.  — 

Die  spezieflen  territorialen  Dichtigkeitsveriiftltnisse  der  Leib- 
eigenen giebt  folgende  Tabelle. 


St^atäw.  Zcitächr.  f.  läüi.  iV.  Heft.  37 
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1. 

2. 

3. 

* 

4. 

5. 

6. 

Bauern 

der  rerritoriai- 

Bauern 

uofleiue. 

Tüiiipuiüre 

ver- 
schiede- 

Fabrik- und 
Bergwerfcs- 

SioUieUiuigeii. 

mit  Land. 

elffene. 

ner  In- 

atifn. 

Leibei^ene. 

■II       -  —  ■  



tionen. 

ArchaBgelsk.  .  . 

— 

20 

— 

— 



Alirftdyui  •  •  • 
Bancabieii  .  • 

11,848 

579 

— 

— 



Vflu  .... 

.  498» 
S1%I54 

5983 

19,305 

— 
14,071 

— 
1019 





Witepik    .  .  . 

4»9,698 

11,903 

3403 

1835 



Wliidiiiiir  .  .  . 

668,541 

85,881 

— 

3508 

7607 

Wolofdi  .  .  . 

807,599 

7613 

— 

1126 

1499 

WoIhyBie»    .  . 

688,911 

416 

176,696 

144 

— 

WinoiiVili  .  •  • 

451,979 

65,767 

— 

480 

2480 

ViMkA  .... 

35,446 

1618 

— 

— 

19,115 

Grodno  •  «  •  . 

335,963 

13,807 

3988 

8144 

— 

Lai4  der  doiii- 

sehen  Kosaken  . 

381,109 

5047 

— 

— 

— 

EkalkeriiMilaw  . 

878,335 

56,895 

— 

— 

— 

Kwtn  •  •  •  • 

196,908 

15,943 

— 

— 

1567 

Kalngn  .... 

556,032 

29,665 

— 

85 

36,834 

Kiew    •  •  .  « 

1,080,421 

7303 

33,338 

— 

— 

Kowno  .... 

832,469 

14,605 

17,578 

— 

— 

Kostroma  .  «  • 

585,431 

31,754 

— 

— 

498 

Korsk    .    •   •  • 

563,311 

136,499 

— 

2964 

81,815 

Minsk    •    •    •  » 

546,802 

14,434 

36,658 

1266 

— 

Mohjleff     .    .  . 

556,297 

15,183 

— 

789 

— 

Moskau  .... 

585,911 

28,721 

— 

2133 

4547 

rtijai-Novgorod  • 

711,883 

18,600 

— 

— 

12,310 

"Novi^orod  .   ,  . 

392,940 

26,915 

— 

207 

— 

Ulonetz     .   •  • 

lU,4b3 

773 

Orenburg  .    .  . 

125,175 

12,244 

99,555 

Orel  

620,720 

87,358 

1247 

14,703 

Pens«  .... 

507,314 

38,427 

29 

3960 

Penn  .... 

367,288 

14,152 

277,717 

Podolien    .    .  . 

968,026 

6306 

65,9öb 

751 

Poltawa     .    .  . 

595,760 

85,ö51 

61 

Pskow  .... 

360,639 

19,526 

lyisan  .... 

722,225 

69,239 

131 

14,800 

D 
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7.  8.         9.  10.  tu 


Total. 

Zahl  ilcr 
adeligen 

Durch- 
schiiitts- 
verhält- 

iii.ss. 
Col.  7: 8. 

AllgeadnB 

Prooent 
der  Leib- 

20 
12,427 
10,844 
402,549 
446,233 
699,533 
217,777 
864,161 
520,246 
56,173 
ä61,3Ü2 

286,156 
328,530 
314,418 
692,616 

364,646 
617,683 
724,589 
599,160 
572,269 
621,312 
742,793 
420,062 
11,461 
236,974 
724,028 
549,730 
659,157 
1,041,051 
681.672 
380,165 

aoMd5 

3 

86  , 
271 
2096 
1571 
2659 
1264 
2341 
2632 
106 
1605 

2911 
2448 

907 
2440 
1554 
1547 
3264 
5475 
1967 
3165 
3439 
1411 
4261 

219 

895 
3823 
2029 
68 
1554 
7322 
1952 
5215 

6,» 
144 
40 

192 
284 
263 
172 
369 
197 
530 
225 

98 
134 
236 
255 
731 
336 
188 
133 
304 
364 
354 
536 

96 

52 
265 
189 
271 
9693  * 
670 

93 
194 
154 

274.9,'il 
477,492 
919,107 
876,116 
781,741 
1,207,900 
951,593 
1,5:>8,3*i8 
1,930,859 
2,123,904 
881,881 

896,870 
1,042,681 
1,543,344 
1,007,471 
1,944,334 
968,287 
1,075,988 
1,811,972 
986,471 
884,640 
1,599,608 
1,259,606 
975,301 
267^ 

1,532«03# 

1,188,535 
2,046,572 
1,748,466 
1,819,110 
706,462 
1,437^99 

0,007 
2,60 
1,17 
45,96 

57,08 
57,9i 

22. 
56,54 

26,9^ 

2,64 
40,97 

31,91 
31,51 
13,89 

61.80 

57,66 

36,90 
57,41 

39,99 
60,74 

64,M 
38,M 
58^7 
4S,«7 

S>f> 
lU* 
47,11 

46,25 

32,21 

59,64 
37,47 

53,81 
56,111 

•  • 

*Otaio  die  FtttftMiiMV 
wur  191» 

•Qkm  <U«  Fabrikteatui 
nnr  «Ire»  5SO0. 
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1 

J.  . 

o 

4 

5 

Beoennang 

Bauern 
mit  Land. 

HoHeute. 

Temporäre 
Leib- 
•igene. 

Bauern 

ver- 
schiede- 
ner In- 
stitu- 
tionen. 

Fabriks-  u. 
Bergwerks - 
Tieioelgein. 

Samara  .... 
St.  Petersburg  . 
Saratoff     .    .  . 
Simbirsk    .    .  . 
Smolensk  ,    .  . 
Stawiopol  . 
Tauiien      .  . 
TamboiT     .    .  . 

Tver  

Tula  

Cbarkoff    .   .  . 
Cheraon    .  .  . 
Tt^ernigoff  .  . 
Jtroslaw   .  .  • 
Jcmiiseisk .  .  . 
IVmabtikalieii  . 

IrKlliSK  •    •    •  • 

Tobolik    ,   .  * 
Tomsk  .  •  «  . 
Jakutik    .   .  * 
Utlorale  d.  «tilL 
Oceti»    .  .  • 

213,253 
239,748 
61a,445 
416,873 
709,506 
13,739 
35,642 
665,533 
713,675 
736,221 
379,795 
260,760 
500,000 
523,266 
151 

2384 
266 

20,067 
12,966 
44,100 
25,582 
49,014 
1733 
5396 
79,474 
41,433 
66,063 
91,247 
60,490 
53,622 
28;»26 
115 
11 
13 

616 
138 
7 

1       1    1    1    1    1    1    1    1    1    1    1    )    1    1    1'  Ii    1  g  1 

O 

83 
4161 
8 

29 
1518 

25 

62 

3223 
123 

5863 

fr 

1050 
781 

528 
1149 

16,638 
2836 

173 

149 

Total  1 

20,158,231 

1,467,378 

354,324  1 

4U,ö54  1  542,599  | 

Die  von  uns  in  vorliegender  Tabelle  gegebenen  Zahlen  ge- 
nügen, um  die  Hanptverhfiltnisse  der  LeibeigenschafI  darznsldlen. 
Uebrigens  müssen  wir  bemefken,  dass  diese  HaaptasaMen  das 

Resultat  specieller  Erforschungen  auf  Grund  ziemlich  ausführlicher 
Daten  der  Vulkszalilungf  sind,  und  dass  wir  nur,  mu  Zeit  und 
Raum  zu  sparen,  in  keine  ausluiirlichere  Beleuchtung  dieser  Data 
eingehen.  Wir  übergehen  hiemit  sämmtliche  Details  in  Hinsicht 
der  YerUieihmg  nach  Bezurken  and  einzelnen  Gütern,  in  Hinsicht 
des  GescUecbts,  der  inneren  Slandesversehiedenheil,  der  Besitz 
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7. 

8. 

9. 

la 

11. 

Totel» 

1 

i  Zahl  der 

 .  

,s('lmitts- 
vcrliitlt- 
niss. 

L_,  . 

1 
1 

1 
( 

Procent 

1 1  <  •!*  I  .  1*1  ll- 
11      1    1  A  ViX  \}- 

sehafL 

* 

234.453 

887 

264 

!  1,530,039 

15,32 

260,292 

1509 

165 

*  1,083,091 

24,03 

657,553 

2592 

254 

'  1,636,135 

40,19 

• 

443,012 

1625 

273 

1,140.973 

38,83 

761,187 

5308 

143 

1,102,076 

69,07 

'  1 

15,472 

130 

119 

640,739 

2,41 

41,063 

396 

III 

687,343 

5,97 

761.707 

3265 

233 

1,910,454 

39,87 

755,108 

3507 

215 

1.491,427 

50,60 

808,143 

3b64 

209 

1,172,249 

68,94 

471,165 

3265 

144 

1,582,571 

29,77 

321,250 

2688 

119 

1,027,459 

31,27 

553,622 

4445 

124 

1,471,866 

37,61 

557,528 

2810 

198 

976,866 

57,07 

266 

5 

53 

303,266 

0,09 

■ 

11 
501 
oH9 

4 

a 

60 

250* 
46 

95<6,o7o 

319,930 
1,021,266 

*J,001 

0,16 

0,31 

*  Ohne  die  F  l  1  rikb«Mni 
nur  6. 

404 

27 

15 

701,001 

0^ 

31/« 

222  533 

A  MM 

»  ♦ 

21,860 

♦Mii  "ni'vü>')(Ä'rhtig:ung 
nur  lier  eiK^ntlich  leib- 

22,563,0d6 1 

lüö,b97  j 

211  1 

61,12$),480  1 

36,« 

eigenen  (Col.  2.  3.  4.) 
männtteheii  ßesdecht«, 
(d.  f.  der  8t«aerpfltditjk 

::rr"=;talt'^t  sieh  das 

erhattmss  als  1 :  100. 


▼erliältnisse  etc.  eta  ond  begnttgen  uns  mit  den  HauptresiütateB, 
die  auch  für  das  auswärtige  FÜblienm  niolil  ebne  Interesse  sein 
dürften. 

Colonnc  2  giebt  für  die  verschiedenen  Gouvernements 
und  Provinzen  die  Anzahl  der  ackerbaulreibenden  Bauern,  die 
folglich  alle  ansässig  sind  und  Land  von  Gutsherren  zur  ßenützung 
haben. 

Ciolonne  3  gibt  die  Anzahl  von  leibeigenen  Hoflenten»  welche 
kein  Luid  haben  und  als  Dienstboten  ¥on  den  Herren  verwendet 
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werden.  Schon  die  eehr  bedeotende  ZM  dieser  Baneni  C^^  «nf 
einen  Besitzer)  xeigt  an,  dass  dieses  ein  BOssbraucli  ist,  weldier 
besonders  in  den  GoaTernenients  Voronesii,  Ekalherinoslaw,  .Kursk, 

Poltawa,  Tamboff,  besonders  aber  in  Kherson  und  Kharkoff  hervor- 
triiU  Es  sind  dieses  meist  südliche,  stark  bevölkerte  Provinzen, 
in  denen  die  Zahl  der  adeligen  Gutsbesitser  sehr  gross  and  der 
Gflteriiesitz  sehr  zersplittert  ist  Die  grosse  Anzahl  y^m  Eof- 
lenten  kommt  nicht  so  viel  von  Landmangel,  als  namentlich  von 
dieser  Kleinherrenwirthschaft  her,  da  viele  vom  armen  Adel  ihre 
Leute  in  fremde  Dienste  treten  lassen  oder  dieselben  als  Hand- 
werker placiren,  um  von  denselben  jährlich  20  —  50  nnd  auch 
mehr  Rubel  als  Obrok  euiziehen.  Schon  lange  versachte  die 
Regiening  venchiedene  Mittel,  om  den  Uebergang  vom  Pflege 
zom  &)fdienste  so  schwer  als  möglich  zn  machen  md  dem  IGse- 
brauch  der  Gulsherrengewalt,  den  Bauer  zu  deplaciren,  zu  steuern. 
Doch  haben  alle  diese  Mittel  nur  das  Resultat  einer  Veniiehrung 
-der  Üofbauern  gegeben  (siehe  unten}  und  nur  seit  1858  isl 
dieses  Ueberführen  ginzlich  verboten. 

Colonne  4  gibt  die  Anzahl  der  zeitirmlig  verplUchteiea 
Bauern,  welche  nach  bestimmter  Frist  frei  werden  mnssten.  Diese 
Bauern  sind  nur  in  wenigen  Gouvernements  (in  allem  350,000 
Seelen)  zu  finden.  Am  zahlreichsten  sind  sie  in  den  früher  pol- 
nischen Provinzen  und  namenliich  in  Kiefl,  \\  ülhyuieo  und  Podo- 
Man  (der  frihmn  Ukraine)|  wo  sie  durch  Verleibong  von  Staats- 
baoen,  conllsctrten  Gfitem,  Gftteni  des  anfgohohonen  Josnilen 
Ofdens  n«  s.^  w.  an  Private,  entstanden  smd.  In  den  rossisclien 
Gouvernements  s^ul  dit^e:»  diu  Bauern,  welche  seit  1846  per- 
sönlich von  den  Gutslierren  befreit  wnrdeii  sind,  doch  für  das 
ihnen  überiassene  Land  noch  eine  gewisse  Zeit  laag  die  i»astea 
der  LeibeigiMi  theüweise  tragen  müssen» 

Cohmne  2»  gibt  die  Verthdhmg  von  40,000  LeibeigeneB, 
vwleho  wioldedanen  bwtitntionen  gehörten  s.  B.  Sehnlen,  Kirchen^ 
Hospitälem.  Diese  Bauern  gehören  keiner  Person,  weiden 
aber  zu  Gunsten  der  Institiilioiieii .  von  deren  resp.  Direcloren, 
Chefs  etc.  ganz  nach  deu  Rechten  des  gutsbesitzeudeu  Adels  ad- 
aMtstrirt. 

Q^i^mm  6  gib!  die  Veitheihiag  der  Fabrik-  nnd  Beigweribk 
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bauern,  welche  in  den  Gouvernements,  in  welchen  die  ackerbao- 
treä)ende  Leibeigenschaft  am  wenigsten  vertreten  ist,  überwiegend 
sind  Am  zaUreichsten  sind  diese  Bauern  in  Permd,  Orenbnry, 
dann  in  Kalnga  nnd  Tamboff.  In  den  enleii  flind  aa  die  Bcig« 
werke,  welche  den  Adterimu  ersetzen^  doch  haben  die  meialen 
Banem  Land  nnd  bebauen  dasselbe  für  sich,  indem  sie  an  Stelle 
der  Feldarbeit  für  den  Herren  bestimmte  Tage  in  den  Hütten- 
werken arbeiten.  Da  die  meisten  Gutsherren  nur  in  dieser 
Industrie  betheiligi  sind,  so  sind  die  ihnen  gehörenden  Bauern 
den  Hattenwefhen  zugewiesen  und  der  aUgemeinen  0erg-  und 
Hfiltenpolivei  nnterworfen.  Dodi  sind  unter  den  Boaitxera  solcher 
Banem  auch  Tiele  nicht  add%e,  die  eigenüldi  keine  Leute  bo- 
sitjsen  dürfen  ünd  nur  auf  gewisse  Bedingungen  hin  dieselben 
vüiii  Staate  oder  vom  Adel  kaufen.  Die  Macht  solcher  Besitzer 
unterliegt  gewissen  Beschränkungen.  In  anderen  grossrussischen 
Gonvernements  finden  wir  auch  solche  Bauern,  bei  den  Tuehr  und 
RtthenKuokerfabriken.  Entstanden  sind  sie  seit  Peter  dem  GrosseUi 
welcher  dadurch  die  Industrie  und  Anlegung  von  Pibifhin  fMm 

wollte. 

Colonne  7  gibt  die  Summe  aller  Leibeigenen  und  ist  beson-^ 
ders  interessant  in  Vergleich  mit  Col.  10  —  der  aUgemeinen 
Bevölkerung  das  Verhiiltniss  dieser  hekien  Colonnen  in  Trih 
centen  geben  wir  in  der  Colonne  11,  weMie  die  gitaer«  odaf 
mindere  IMehtigkeit  der  LeibeigeMdiift  nadiwelst  •  Demnaoh  gibl 
es  in  Russland  16  Gouvernements,  in  welchen  über  die  Hälfte  der 
Bevölkerung  (oü^io)  leibeigen  ist.  Darunter  sind  7,  welche  den 
frülieren  polnischen  Provinzen  angehören  CSmolensk  70 ^/o,  Mohi^ 
leff  64  Witebsk  57  >  sämmtl.  Weissrussen,  Mkisk  60<)/o  Littauer 
und  W^smssen,  Podolion  60«/«,  Welfaynien  &6«/t,  UM  ^% 
Kleniniss^  oder  Rnssinen).  Die  ^rigen  froher  potoischnn  Pto- 
vinzen  stehen  dieser  Kategorie  sehr  nah.  Femer  gehören  sn 
derselben  Gruppe  7  grossrussische  GouveiMenients ,  welche  den 
Kern  des  moskauischen  Reichs  bildeten  und  im  Kreise  um  Moskau 
herumliegen  (Tula  68^/o,  Kaluga  61%  ^jttaan  56>,  Nijni  Nov 
gorod  58^/0,  Vladinur  Kostroma  57<Va  und  Yaroslaw  57<^/o>, 
An  diese  Gouvernements  schliessen  sich  Twer  und  Pshov  unndl- 
telbar  an,  doch  stehen  dieselben  der  folgenden  Gruppe  niflnr. 
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Moskau  steht  nicht  unter  diese»  Gouvernements,  doch  verdankt 
e»  dieses  nur  der  Grösse  seiner  Städtebevölkening,  die  meist 
frei  ist  und  das  Leibeigenschaftsprocenl  bedeate&d  verringert. 
Ohne  die  Stfldte  geUrte  Moskau  auch  in  die  Kategme  der  an 
meisten  mit  Leibeigenen  bevölkerten  Provincen. 

Mit  Ausiialiiiie  des  Westens,  in  dem  die  Polenherrschait  durch 
Eroberung  die  Leibeigenschaft  verbreitete  und  beinahe  die  ganze 
Bevölkerung  in  dieselbe  trieb,  verringert  sich  die  relative  AnzaU 
der  Leibeigenen  nach  Maassgabe  der  Entfernung  von  Centnun, 
welches  Moskau  und  die  obenbenannten  Gouvemenenls  bflden. 
Eine  zu  fertigende  Karte  bat  den  Zweck,  die  Verbreitung  der  Leib- 
eigenschaft im  russischen  Reich  ansühaulich  zu  machen.  Es  sind 
von  mir  für  dieselbe  in  Schattiruiigen  5  Grade  angenommen, 
L  über  50>,  2.  von  25  —  50%,  3.  von  10  — 25>,  und  4. 
unt^  10^9  5.  ohne  Leibeigenschaft  (ganz  weiss).  Unter  10% 
Leibeigene  haben  die  Gouvernements:  Tanrieii  5%,  Okmetz 
(4»^  Viatka,  Astraidian,  Stawropol  C2<>/o)  und  Bessanibien  (1». 
Noch  schwächer  ist  das  VerliuUniss  in  Sibirien,  wo  die  Luft  selbst 
den  Verbrecher  früher  frei  machte.  In  allen  diesen  Provinzen 
ist  die  Leibeigenschaft  importirt  worden,  meist  durch  (Kolonisation 
grossrassischer  Bauern,  hat  aber  nun  Glttck  nicht  um  ach  ge- 
griflbn.  Beinahe  simmtliche  genannte  Gouvernements  fiegen  an 
den  ftussersten  Rflndem  des  grossen  russischen  Reichs. 

Einen  nicht  minder  interessanten  Vergleichungspunkt  bietet 
uns  Col.  8  die  Anzahl  der  Guts-  (Leibeigcnen-jBesitzer.  Durch 
Vergleichung  dieser  Colonne  mit  der  vorhergehenden  (fioL  7> 
erhalten  wir  die  CoL  9,  in  welcher  die  Anzahl  Leibeigener,  die 
Im  Durchschnitt  auf  jeden  Besitzer  kommt ,  gegeben  ist  Es  ist 
dieses  ein  Ibassstab  des  Vorfaerrschens  des  grösseren  oder 
kleineren  Besitzes,  der  einen  grossen  Einfluss  auf  die  ökonomischen 
Verhältnisse  der  Bauern  hat  In  der  Regel  sind  die  Bauern 
grossier  Güter  besser  mit  Land  versehen  und  besser  administrirt 
als  die  Bauern  der  kleinen  Herren ,  die,  um  ihrem  Ehrgeiz  zu 
frOhnen,  gewi^hnlkh  den  Bauer  aussaugen.  Wenigstens  zeigt 
dieses  der  Zustand  derjenigen  Landstriche,  wo  ein  zahlreicher 
und  meist  armer  Adel  vorherrscht.  Die  reichsten  Gouvernements 
sind  unstreitig  Perm  (ßlOO  auf  einen  Besitzer^,  Vlatka  (530} 
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und  die  drei  kleiniiissischen  Gouvernements  Podo]!<  ii  (070").  Kieff 
(721)  und  Wolhynien  (370),  Hierher  gehört  auch  INijni-Novgorod 
»t  526.  Das  dorcbschnittlkfae  VerkaKiiiss  ul  200.  —  An  ge- 
ringsten ist  diese  DorcliselimttSEahl  In  Rjisan,  Khaikoff,  Smolensk, 
BkaterinoslaiY,  Korsk,  TcbermgofT,  Kherson,  am  Don,  In  Norgorod, 
Poltawa  und  Bessarabien  Indem  wir  speciell  den  Grundbesitz 
und  die  damit  verknujittc  Anzald  von  Leibeigenen  betracfiteri, 
finden  wir  folgende  Hauptresuitate.  Von  den  107,000  liauern- 
besilzem  sind: 

1396,  welche  über  6,500,000  Banern  besitzen  (d.  i.  4700 
Baaern  anf  ebien  Herrn),  nnd  jeder  äber  2000  Bauern  haben, 

hauptsächlich  in  den  Gouvernements  KielF,  Wolhynien,  Podolien, 
Ssaratolf  und  INijninovgüiod,  dann  in  Pensa,  Tamboff,  Rjusan, 
Wladimir,  ürel,  Voronesh  —  d.  i.  Kieinrussland  und  der  frucht- 
bare Landstrich,  welober  von  der  Mittel- Wolga  zur  Mündung  des 
Dniester  bin  liegt  (Russlands  Komkanuner). 

2462  mit  Uber  8,000,000  Bauern  (also  un  Durdischnitl 
1200  Seelen  auf  1  Besitzer),  welche  alle  über  1000—2000 
ünterthanen  iiabeu.  Diese  Klasse  von  Besitzern  findet  sich  auch 
hauptsächUch  in  den  oben  benannten  Gouvernements  und  in 
Gentralrussland ,  namenttich  T?er  und  Kostroma  (äso  immer  im 
Bette  der  Wolga). 

20,162  mit  ungefilhr  8,000,000  Bauern  (d.  L  400  im  Durch- 
schnitt), welche  über  200—1000  Seelen  besitzen.  Dieses  ist  Äe 
Klasse,  welche  der  allgemeinen  Durchschnittszahl  am  nächsten 
kommt.  Sie  ist  ziemUch  gleicfamässig  in  aüen  Gouvernements 
vertheilt,  besonders  stark  aber  in  dem  industriellen  Gouvernement 
Tula  vertreten. 

36,179  mit  Uber -8,300,000  Seelen  (im  Durchsobnitt  90  auf 

einen  Besitzer),  welche  alle  über  40  und  bis  zu  200  Ünterthanen 
besitzen.  Auch  diese  Klasse  fmdet  sich  beinahe  überall,  doch 
besonders  b&ufig  in  den  grossrussischen  Gouvernements,  die  eine 
Art  Gürtel  um  Russlands  Centrum  (Moscau)  bilden,  in  den  süd- 
lichen Gouvernements  ist  diese  Klasse  auch  nicht  minder  als  die 
folgende  vertreten. 

1'  Wir  nennen  hier  nicht  die  GonTemements ,  wo  die  Leibeigene  haft 
«usnahmgwei>e  vorkommt  und  äberhnnpt  wonig  Privatgüter  xu  finden  sind. 
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Diese  Klasie  sSUl  atte  BmImt  uM  «ntar  40  Mm,  hm 
Creme«  42,959  BoailBer  mit  700,000  Umerthanen  (DurchsGliiiitl 

16  Seelen  auf  einen  Besitzer).  Diese,  meist  armen,  Gutsherren 
kommen  am  huuügslen  im  Süden  vor,  namentlich  in  Kleinrnssland 
(Tschernigoff,  Pollawa,  Kharkoil,  Kursk).  Auch  im  Westen  und 
Norden  (Smoleusk,  Wilna,  Novferod)  ist  diese  Klasse  beinahe 
lAerwiegend  Auch  die  meisten  Gutsbentaer  Im  Laote  dar 
dowschen  Kosaken  gehören  hierher. 

Endlich  finden  wir  noch  3633  Besitzer  mit  chrca  25,000  Seelen 
—  jedoch  ohne  Land  (Durchschnitt  ungefähr  6).  —  Vorherrsciiend 
ist  diese  Klasse  nirgends,  doch  stark  vertreten  im  Süden  Cnament- 
lieh  Kleinrnssland,  d.  i.  KiefT,  Tschernigoff,  Kharkoff  je  mit  UOO 
Individnen),  in  Taurien,  fiketerineshiw,  Kherson  etc.,  in  Mosomi 
and  St  Petmhurg.  —  Am  Don  fehlt  sie  gani. 

Es  ist  bemerkenswertfa ,  dam  die  Gouvernements,  in  denen 
der  mittlere  und  kleine  Besitz  vorherrscht,  und  die  Zahl  der 
Gutsbesitzer  bedeutend  ist,  meist  der  Emancipation  nicht  gewogen 
waren,  sondern  derselben  entgegenarlieiteten.  Viel  mehr  Sym- 
pathie fand  die  Bmanoijpation  beim  grossen  Grundbesits,  Mhdi 
mit  traurigen  Ausnahmen  einiger  sehr  eintussrefeKer  Personell) 
welehe  sich  zu  Führern  der  Opposition  machten,  die  meist  ans 
kleinem  Adel  bestand. 

Es  bleibt  uns  noch  eine  Frage  zu  beantworten,  welche  sich 
bei  Betrachtung  der  Gesammtanffer  der  LeibeigensciNil  aufdrängt 
Hat  Sick  diese  ZÜfer  in  letiter  Zeil  mit  der  gesammten  BevOlkd* 
rang  vermehrt,  oder  folgt  sie  eigenen  Bewegungsgesetaen?  Ohne 
emslweilen  die  Ursachen  ergründen  zu  wollen,  müssen  wir  anf 
Grundlagre  der  Vergleichung  mit  den  Summen  früherer  Volks- 
zählungen dieses  Letzte  bejahen.  Die  3  letzten  Voikszahluiigen, 
die  YilL,  UL  und  X.,  geben  für  die  gesammte  Bevölkerung  eine 
Vermehrung  von  16»/io  oder  9,000,000,  d.  L  für  22  Jahre 
jidiriich  %  Die  Tolalsnnune  der  Leibeigensohaft  dagegen 
bietet  folgende  Zahlen. 

VID.  Revision.  iX.  Revision.     X.  Kt  visiou- 
18B6.  1851.  1858. 

Bauern  mit  Land  .  .  21,163,099  20,576,229  20,158,231 
Hofleute     ....      914,524      1,035,924  1,467,378 
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VHL  Revision.  IX.  Revision. 
1836.  1851. 


(7( 


X.  Revusioii. 
1858. 


Tmpor«re  Leibeigene     228,375        238,609  354|324 


FiMk-B«Hem  .   .   .        95,571        435,021  542,599 

Summa  22,778,090  22,367,716  22,563,086. 
Seit  22  Jahren  hat  sich  also  die  leibeigene  Bevölitening 
absolut  vermindert,  und  zwar  ist  diese  Verminderung  besonder! 
stark  bemerkbar  in  dem  Zeiträume  von  der  VUL  bis  zur  OL 
Ycltosttliliing.  Seit  1851  ist  dieselbe  «bsokit  statioaftr  gebiieben^ 
hat  sidi  aber  relativ  vermindert,  denn  eine  Yermelming  von 
1:00,000  entspricht  nicht  dem  natürlichen  Zuwachse,  welcher 
beinahe  200,000  jahrlich  ist  und  also  eine  Vermehrung  von 
1,400,000  geben  würde.  Anders  stellt  sich  aber  das  Vcrhültniss 
heraus,  wenn  wir  die  einzehien  Positionen  nehmen.  Die  Zahl 
der  ackerbautreibenden  Bauern  ist  nicht  nur  absolut  stattonttr 
geblieben,  sondern  hat  sich  auch  bedeutend  vermindert  Folglich 
hat  die  Leibeigenschaft  nicht  nur  keine  Ausbreitung  eihalten, 
sondern  sich  beständig  zu  Gunsten  der  freien  Bevölkerung  ver- 
mindert, und  zwar  1)  durch  jöhrlichen  Rekrutenabgang,  2)  durch 
Befreiung  und  üebergang  in  andere  Stände,  3)  durch  innere 
Ursachen,  welche  die  Vermehrung  hinderten,  als  schlechte  Be- 
handlung, Armuth,  grössere  Sterblichkeit  u.  s.  w«   Doch  ist  dieser 

'Abgang  nicht  so  beträchtUch,  wie  es  scheint;  d«in  wir  bemerken 
zugleich  eine  Vermehrung  der  anderen  leibeigenen  Klassen,  und 

*  zwar  übersteigt  diese  Yermehning  den  natürlichen  Satz  von  IG  ^/o; 
also  kommt  sie  Iheilweise  auch  von  Zufluss  von  aussen  her.  Es 
ist  klar,  dass  die  freien  Stände  in  dem  XVUL  Jidurhundert  nicht 
leibeigen  werden  konnten,  und  dass  dieser  Zufluss  also  nur  aus 
der  Klasse  der  Leibeigenen  mit  Land  kommen  konnte.  In  dieser 
Hinsicht  erklärt  sich  die  5ache  dadurch ,  dass  viele  Gutsbesitzer 
aus  Eigennutz  und  auch  aus  Furcht  vor  der  seit  20  Jahren 
beständig  in  Anregung  gebrachten  Emancipation  ihre  Bauern  von 
der  Scholle  zum  Hofdienste  überführten,  um  nicht  gezwungen  zu 
seui,  denselben  ihr  Land  erblich  zu  überlassen.  So  lässt  steh 
ziemlich  bestimmt  die  Vermehrung  von  50  ^/o  in  der  Klasse  der 
Hofiiauern  erklären.    Dasselbe  gilt  von  den  Fabnkbauem,  deren 
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Vermehrung  aber  nicht  so  gross  ist,  da  in  den  früheren  Zählungen 
dieselben  oft  mit  den  Ackerbauern  vermischt  worden  sind.  Die 
angewachsene  Zahl  der  temporären  Leibeigenen  seit  1861  beweist, 
dass  mehrere  Besiteer  der  Emandpation  schon  IrQher  entgegen* 
kommen  wollten.  Was  endlich  die  sehr  starice  Vcnnlndening 
der  Institutionen  gehörenden  Leibeigenen  betrifll,  so  ist  sie  eine 
Folsre  der  Aufhebung  der  Leibeigenschaft  in  den  Kloster-  und 
Kirchengütem  der  westlichen  Provinzen,  welche  — 1846  sehr 
bedeutend  war. 

In  jedem  Falle  hat  die  Freiheit  der  Baoem  hi  den  leMen 
22  Jahren  Fortschritte  gemacht  Doch  erst  1861  ist  das  Wort 

»Leibeigen«  ganz  gestrichen  worden  und  mit  einem  Male  der 
Rest  der  Bevölkerung  frei  gemacht.  Eine  nähere  Beleu(  lUunßf 
dieser,  grössten  That  in  der  russischen  Geschichte  hofien  wir 
nllchstens  nnsera  Lesern  zu  geben. 
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Von  Dr.  idolpb  Wagner,  ProfeMor  an  der  HandeUakademie  in  Wien. 


Erster  Artikel. 

In  der  Mitte  dieses  Sommers  sind  gerade  hundert  Jahre  seit 
der  ersten  Emmission  eines  Papiergelds  in  Oesterreich  verflossen. 
Der  gegenwärtige  Zeitpunkt  ist  also  wohl  geeignet,  einen  Rück- 
blick auf  die  Geschichte  dieses  Papieifelds  an  werfen,  ivie  man 
diess  ja  aach  sonst  bei  dem  hvnterijfifartgen  »JobUftum«  einer 
wichtigen  Einrichtung  en  thmi  pflegt  Zwar  ist  das  ursprüngliche 
Papiergeld  längst  verschwunden,  aber  noch  heute  lassen  sich  in 
dem  Zustande  des  österrereiobisehen  Geldwesens  die  Nachwirkungen 
der  früheren  Papiergeldausgaben  deutlich  nachweisen.  Die  Ge- 
sdiichte  der  k.  Il  priviL  Nationalbank  ist  die  Fortsetaung  der  Ge- 
schichte des  östemichischen  Staatspapiergelds»  Die  »Bairiniolen« 
dieser  Bank  smd  den  Wesen  nach,  wenn  anch  niter  anderer 
Form  und  anderem  Namen,  nicht  sehr  verschieden  von  deni  Ur- 
sprung! ii  Ii  en  Slaatspapiergelde ,  den  Bankoze  tiein.  Ja  sie 
bilden  von  dieser  und  von  der  zweiten  Auflage  derselben^  den 
Einldsnngs-  und  Anticipationsscheinen^  der  sogen. 
Wienerwtthrnng,  gewissermaassen  die  dritte  Auflage.  Zu 
den  grössten>Uebe1n,  unter  welchen  Oesterreichs  Fniancen  und 
Staatscredit ,  seine  Volkswirthschafl ,  ja  seine  Ciillur  gegenwärtig 
leidet,  gehört  ohne  Zweifel  der  aerrüttcte  Zustand  seines  Gekl- 
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Wesens,  die  Entwertbung  und  der  schwankende  Curs  der  Bank- 
noten. Dieses  Uebel  rührt  aber,  soviel  auch  die  Ereignisse  seit 
dem  J  1848  zu  seiner  Verschlimmerung  beigetragen  und  die 
etwaige  Mdgtichkeit  einer  allmäligen  Heihing  verhindert  haben, 
in  letzter  Linie  doch  ans  den  Operationen  znni  Bebufe  der  Ein- 
ziehung der  Wiener  Wfthrang  mittelst  stets  emlösbarer  Banknoten 
her.  Diese  schon  aus  den  erston  .hihrcii  des  Bestehens  der 
Nationalbank  datiienden  Operationen  legten  den  Ktiio  zu  dem 
spöteren  elenden  Geschicke  des  Bankinstituts.  Die  Geschichte  d^ 
tfteren  österrdcbiscben  Staatspafitergdds  bat  däher  nicM'blülf  iiii 
antiquariscbes,  sondern  ein  präktisebieis  Interesse  ati6li  titk 
im  Jahre  1861  und  wir  fiftrchten  leider,  noch  fttr  Uuiüvrö  1^ 
Davon  abgesehen  bietet  die  Bankozettelperiode  Geleg-ciilu  it  zu 
sehr  nützlichen  Vergleicliungcü  mit  der  Gegenwart.  Eine  ernslere 
Mahnung,  so  lange  es  nur  noch  irgend  möglich  ist,  an  die  Her- 
Stellung  des  Geldwesens  Alles  zu  setzen ,  und  eine  drohendiäv 
Warnung,  hiennit  nicht  zu  zögern  und  sich  nicht  stets  iiit 
PalliativnHiassregeln  zu  begnügen,  als  die  aus  der  Qeseidfliie  ^ 
Bankozettel  zu  ziehenden  Lehren,  gibt  es  nicht 

iNainenllich  aber  gewähren  die  von  Zeit  zu  Zeit  versut  hlen 
Operatiönen  zur  Abhilfe  gegen  die  Folgen  einer  übermässigen 
Ausgabe  eines  nneinldsber  gewordenen  Papiergelds  und  die  be^ 
rftbmten  oder  berttebt^^ton  Patente  toh  1810  Md  1811  reicbas 
Material  zur  ErHrterung  einiger  volkswfrtbsebafliicher  und  recht- 
Beber  Principienfragen ,  über  welche  die  Ansichten  noch  immer 
ziemlich  diüeriren.  An  diese  Fragen  knüpft  sich  ein  eben  so 
grosses  wissenschaftliches,  wie  praktisches  Interesse.  Seide  Ge- 
sichtspunkte sind  für  die  Darstellung  ian  Folgenden  maassgebend « 
gewesen.  Die  gescbiiMfche  Skizze  bftH  sieb  mnenfteb  an  die 
einzelnen  legislatrren  Aete,  wdche  auf  läe  Termebrung  und  Ver- 
minderung des  Papiergelds  von  Einfluss  waren,  weil  eben  diese 
Acte  einer  Kritik  unterzogen  werden  sollen.  Eine  nähere  stati- 
stische Analyse  der  durch  die  Papiergeldwirthschaft  verursacbtea 
Preisrevoltttion,  ak^  aneb  eine  spedefle  Beantwortui^  der  Fknge 
naeb  den  ITnacben  der  PupiergeMentwerlfannf  und  4es  wacbsebi» 
den  Chrads  deml>en  wurde  nicht  beäbsicMgt,  doeb  mnssten  ifiese 
Fragen  mehrfach  principiell  berührt  werddii^  weü,  uu^erei  Ansicht 
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nach,  von  ihrer  Beantwortung  llieilweise  aucli  das  Urtheü  über 
ilie  Maassregeln  zur  Abhilfe  einer  zu  grossen  FapiergeldxiroiiiitMMi 
und  tttdmeils  (Umt  die  vslkswirita^aftlich  imd  redüttch  wenigst 
badenUkhe  Method»,  eio  sdcfalM  smiiltelM  Geklwesan  wieder 
hensutellen,  mHäetUagt  wird,  lob  mim  dtM  offen  bekernieiiy 
dass  ich  mich  in  diesen  Preisfragen  grossentheils  an  die  Beobach- 
tungen halte,  welche  ich  darüber  in  der  Gegenwart  unter  dem 
jätet  in  Oesterreich  herrschenden  Papiergeldsysteme  ansteUte. 
Soweit  ich  tmk  übeizengen  kennte^  üiierichätzt  mm  die  GrMe 
des  ISitiBmaeB  der  Entwerfihuig  dei  F^piergdds  auf  die  Freiie 
der  Gaier,  und  nameitlidi  tftoseht  mm  M  öl»er  die  Ait,  den 
limlaug  ut)d  die  S  c h n e  1 1  i gke i  t ,  mit  wekiieii  »ich  jener  EioflM 
in  den  VV  aarenpreisen  zeigt.  Die  darüber  aufgestellten  theoretischen 
S&tse,  wie  sich  der  Prozess  der  Preissteigerung  als  Wirkung  . 
eiaer  fintweitlHing  des  gesetzlidwa  Circak^ionsmitleb  foHBieirti 
sind  oft  mdikommen  richtig,  aber  ia  den  SoUunrfblgeraigin^  lir 
«die  Praxis,  welche  man  darans  sieht,  wird  ein  Spnmg  genMMslit. 
Wo  die  Theorie  von  einer  Tendenz  der  Entwickluiig ,  Bewe- 
gung spricht,  nimmt  die  Praxis  gar  zu  leicht  diese  Kiilwic kliing 
als  bereits  vollständig  vollzogen  und  als  genau  ia 
dem  und  dem  nameriachen  Verhältnisse  vollsogen  aa. 
Daraus  entspringt  denn  ein  nnvermeidMcher  Ooaiict  mit  den  That^ 
Sachen,  so  dass  die  Anwendung  eines  tteenitiseli  richtigen,  aber 
eben  nur  bedings weise  zu  treffmdea  Satzes,  —  wenn  das, 
uiul  das,  und  das  so  und  so  ist  u.  s.  w.,  daiui  —  im  concreten 
Falle  leicht  zu  grossen  Ungerechtigkeiten  führen  kann.  Ich  komme 
auf  die  Fragen,  welche  ich  hier  im  Auge  habe,  namentlich  bei 
der  Besprechung  des  Patents  von  1811  so  reden.  Schlosse, 
wekhe  fitr  das  gegenwärtige  Papiergeldsystem  richtig  sind,  lassen 
freilich  noch  Iteine  ganz  genaue  Uebertragung  aufdieBanko- 
ztttelperiode  zu.  Allein  immerhin  darf  man  dw  gefundenen 
Principien  auf  diese  frühere  Periode  anwenden,  und  braucht 
nur  der  Verschiedenheit  der  untergeordneten,  nebensäcidiphan 
YcirhäUnisse,  insbesondei'e  auch  des  quantitativen  Moaenlp 
(Maasse  des  Papiergelds,  Grad  der  Bniwertfanng  gegen  Bde^ 
metallgeld)  Rechnung  zu  tragen. 

Leider  iUeäseii  die  Quellen  über  die  üaukozettelperiode  lücht 
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HtHu  pMikih.  und  das,  was  dargeboten  wird,  veitagt  oft  eine 
^rorsiclillge  Kritik  bei  der  Benfttzung.  IHe  giesetzgeberischen  Ade 
kann  man  zwar  aus  den  offiziellen  Gesetzsammlungen  kennen 
lernen,  aber  vollständig  ist  das  Material  selbst  hierin  nicht  ent- 
halten, indem  oft  wichtige  principieiie  Bestimmungen  nicht  auf  dem 
regehnitssigen  Wege  des  Gesetzerlasses  getroffen,  sondeni  durch 
die  Verwendungen  blosser  Yerwaltungsbehärden'  eingeführt  und 
dann  spftter  vom  Gesetze  wohl  ate  bmits  rechtsbeständig  an- 
genommen wurden.  Thunlichst  sind  für  den  wichtigsten  Theil 
unserer  Darstellung,  eben  für  die  legislativen  Acte,  die  Gesetz- 
und  Verordnungssammlungen  benuzt  worden,  doch  musste  mit- 
unter in  nichtoflfizieUen  Werken  eine  Ergänzung  gesucht  wento. 
Noch  mehr  lu  wtknschen  abrig  Ittsst  der  historisch-statistische 
Stoff,  weleher  iUier  die  Bankozettelzeit  vorhanden  ist  Hieran  ist 
das  frühere  System  strenger  Geheimhaltung  aller  auf  die  Finanzen 
sich  bizielionden  Daten  vornemüch  schuldig.  Einige  Anhaltspunkte 
gewährL-M  wohl  einzelne  Gesetze.  Manches  Andere  ist  im  Laufe 
der  Zeit  in  halboiliziellen  und  sonstigen  Werken  bekannt  gewor- 
den. Aber  der  Ltteken  sind  ausserordentfich  viele  vorhanden 
und  die  Mittheilungen  sind  oft  unkritisch  oder  unverstandlich  in 
der  dargebotenen  Fassung.  Man  inuss  die  Einzelheiten  hauüg 
aus  vielen  verschiedenen  Büchern  znsatvimonsuchen.  Das  Beste 
und  zuverlässigste  bieten  die  verschiedenen  Schriften  des  Kitters 
von  Hauer  9  denen  in  Ermangelung  anderer  Daten  oft  allein 
gefolgt  werden  onus 

I.  Srste  Ausgabe  und  weitere  Tennehxung  des  Papiergelda 
bis  snm  AufhAren  der  Banriahlungen  um  d.  J.  179iL 

1761—  1796. 

Die  erste  Idee  zur  Binfahrmig  von  Papiergeld  ging  in  Oester- 
reich im  J.  1759  von  dem  damaligen  Hofkammerprfisidenten  für 

die  Erbländer,  dem  Grafen  vuii  Singendori  aus.  Die  indirecte 
Veranlassung  dazu  lag  in  der  wachsenden  Schwierigiit'it  der 
Herbeischaffung  der  Geldmittel  für  die  Führung  des  Kriegs  gegen 
Preussen.  Hil  Hoffe  dieses  Papiergeldes  sollte  ein  Staatsanlehen 

1)  Mutfga  MT  CMdehle  d«r  dflnr.  Fiaaiuett     I.  RiHer  v.  Haw. 

Wim  im. 
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anticipirt  und  durch  Emission  kleiner  Äppoints  auch  die  minder 
wohlliabendea  Klassen  in  den  Stand  gesetzt  werden,  sich  an 
einem  solchen  Anlehen  zu  betheiligen.  Zu  diesem  Zwecke  wurde 
bei  der  Aufnahme  eines  Aolehens  von  18  MiU.  iL  usler  dem 
30.  Juni  1761,  also  Dunmebr  gerade  tot  100  Jabren,  die  Be- 
^    slimmung  getroSbn,  dass  ein  Betrag  Yon  7  MiU.  fli.  durch  die 

Emission  sogenannter  Z  n  h  I  u n  g  s  o b  1  i  g  a  t i  o  n  e  n  oder  Coup  o  n  s, 
d.  h.  einer  Art  zu  ü*/o  verzinslichen  Papieroolds  auigebraclil 
werden  sollte.  Diese  Coupons,  garantirt,  wie  das  ganze  Anlehen, 
Yon  den  böhmisch -dsterreichischoi  Ständen  CRecess.  t.  2d.  Juli 
1761),  lauteten  auf  25  und  100  fl.,  waren  vom  1.  Juli  1761 
datirt  und  wurden  von  den  dflentUchen  Kassen  zum  Tagescurse, 
d.  Ii.  zum  Baar Werth  mit  Zusclilag  der  inzwischen  aufgelau- 
fenen Zinsen  an  Zahlinifisstatt  angenommen.  Was  auf  diese 
Weise  nicht  binnen  fünf  Jahren  einging,  sollte  baar  zurückgezahlt 
werden.  Ein  Patent  vom  8.  Mai  1762  erhöhte  den  Betrag  der 
Zahlungsobligationen  auf  10  Hili.  fl.  Im  Laufe  der  nfiofasten  Jahre 
wurden  aber  alle  diese  Coupons  durch  mdirfache  Kuidmacbungen, 
zuletzt  von  1766,  aufgekündigt  und  heimgezahlt. 

Mit  einem  eigentlichen  Staatspapiergeide,  welches  permanent 
einen  Bestandtheii  der  Circulation  ausmachen  soll  —  vom  Zwangs- 
Ours  dabei  ganz  abgesehen,  — .  hiUte  man  es  hier  also  noch  nicht 
«1  thun.  Das  Anlehen  in  Zahlungsobtigationen  war  ähnlich  dem 
ein  Jahrhundert  später  aufgelegten  ein  sogen.  Steueranlehen, 
nur  ist  es  sehr  characteristisch,  dass  die  Bedingungen,  zu  welchen 
es  im  J.  1761  mitten  im  siebenjährigen  Kriege  aufgebracht  wurde, 
wesentlich  günstiger  sind,  wie  die  des  Anlehens  v.  18.  Jan.  1861. 

Inzwischen  war  bereits  ein  principieU  wichtiger  weiterer 
Schritt  auf  der  einmal  betretenen  Bahn  gemacJit  worden.  Durch 
Patent  vom  15.  Juni  1762  war  die  Hmausgabe  eines  baarver- 
zinslichcn  Papiergeldes  im  Betrage  von  12  Mill.  fl.  angeordnet. 
Das  waren  die  sogen.  Bankozettel,  so  geheissen,  weil  sie 
als  Schuld  des  bekannten  Wiener  Stadt-Banko  aufgefasst 
wurden.  Die  Wiener  Bank  war  damals  schon  längst  eine  blosse 
Staatsschuldencasse,  mit  rein  fingirter  Selbständigkeit^  formell  ge- 
trennter Geschäftsftlhrung,  Rechnungs-  und  Cassenweeen,  welcher 
die  mannigfaltigsten  Geflüie  u.  s.  w.  zur  angeblichen  besonderen 
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Sicherung  tiberwiesen  waren.  Die  auf  ihr  inscribirten  Bank- 
schulden waren  so  gut  gewöhnliche  Staatsschulden,  wie 
die  bei  der  Uofkammer  und  der  KupferamtshauptiuuBse ,  bei  der 
die  Bergweikserträgnisse  eingingea,  haftenden,  und  büeliett 
mch  noch  von  der  üfarigen  Stnatssdiald  felvennt»  als  die  leti* 
lere  insgesamnl  auf  die  176S  gegründete  Unhrereal<^Staat»- 
gchuldencasse  übertragen  wurde  0-  Die  Bankoobüaationen  hatten 
übrigens,  trotz  der  rein  formellen  besseren  Sicherung,  einen 
etwas  grösseren  Credit  im  Publikum,  wie  sieb  nock  his  zum 
Schlüsse  des  Jahjrhnnderts  in  dem  günstigeren  Corse  ausq^richt 
Sie  genossen  zudem  manche  besondere  Privilegien,  permanente 
Steaerfiwiheit  ^ ,  «.  A.  m.,  das  war  wohl  der  Grand,  das  nene 
Papiergeld  auf  den  Stadt-Banko  zu  inscribiren.  Sonst  haben  die 
Bankozettel  mit  der  eigentlichen  Banknote  nur  das  gemein  gehabt, 
dass  sie  eiulösbar  waren,  sie  waren  ein  Staatspapiergeid  in  jeder 
anderen  Hinsicht,  vom  Zwangscurs  abgesehen,  wom  noch  die 
Rede  sein  wird. 

So  worden  sie  namentSch  gleich  auf  die  dem  eigentUchev 
StaaLspapiergelde  charakteni>ti;st:iic  Weise  in  den  Verkehr  gebracht, 
neiniich  auf  dem  Wege  der  Auszahlung  an  den  oileutlichen 
Kassen  für  Besoldungen  u.  s.  w.  Der  Zweclt  der  Emission  war, 
die  Mittel  mir  Bestreitmy  der  Kriegskosten  in  efhalten.  Die 
Benksettei  laoteten  mif  100,  60,  25  bis  bereits  herab  anf  den 
bedenklich  niedrigen  Betrag  von  10  nnd  5  fl.  vnd  datirten  vom 
1.  Juli  1762.  Die  Einrichtungen  und  Anordnungen,  um  sie  im 
Verkehr  gesucht  und  al  Pari  mit  Silbergeld  zu  erhalten,  zeigen 
von  einer  richtigeren  Einsicht  in  die  Gesetze  des  Verkehrs  .und 
Mdweoens,  ahi  man  sie  der  dasmligen  Zeit  nnd  den  Österreichi- 
schen FInattanflmwra  antranen  möchte.  Einmal  konnten'  die 
Bankozettel  anf  Verlangen  sofort  gegen  S^Vo  Bankoobligationen 
ausgetauscht  werden,  wo  dann  die  eingehenden  Beträge  vermcktet 

1)  Eioe  gedrängte  Skizzf  dei  Knlwickhmg  und  suiistigea  Verhältüisse 
der  ilteren  österreichiäciien  Staatsschuld  hin  1811  habe  ich  in  einem  Auf- 
fitse  in  A.  Kolatschek's  Monatschritl  „Stimmen  der  Zeit''  tu  geben 
gefacht,  vgl.  Mirzhefl  1860,  bes.  S.  277—288. 

8)  Deihidh  ilad  die  eilen  BaakoehligatieBea  «aoh  aoeh  jelil  f«n  der 
Cat^WBMkmr  wvm  26.  April  1859  hefireit 
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Werden  sollten.  Es  war  also  eigentlich  wieder  nur  auf  die  rasche 
und  billige  Unterbringung  eines  Anlehens  abgesehen,  und  verhielt 
es  sich  mit  den  Bankozetteln  des  Jahres  1762  ganz  ähnlicb, 
wie  mit  den  venetianischen  Amplien,  welche  im  Betrage  von 
20'  WH  fl.  zur  Anticipation  des  18Ö9er  Zwangsanlehens  von  der 
OsterreicMselien  Regierung  emittirt  und  ebenfalls  bei  den  Ein- 
zahlungen auf  dasselbe  wieder  angenommen  wurden,  um  alsdann 
vernichtet  zu  werden.  In  beiden  Fällen  war  nicht  auf  die  CreiT 
rung  eines  regehnässigen  Papierumlaufmittels  an  der  Stelle  ioa 
Münze  Bedacht  genommen.  Praktisch  wichtigeir  und  als  Beweä 
richtiger  theoretischer  Anschatningen  noch  interessant'  war  d|e. 
nicht  nnr  gestattete,  sondern  theilweise  gebotene  Verwen- 
dung der  Bankzettcl  zur  Steuerzahlung.  Die  Bankozeltei 
wurden  nemlich  an  allen  öffentlichen  Kassen  bis  zur  Hälfte 
der  zu  leistenden  Zahlungen,  Abgaben  u.  s.  w.  an  Zahlungsstatt, 
wie  baares  Geld,  angenommen  imd  von  den  dem  Wiener  Stadt- 
Banko  zugewiesenen  GeffiDen  mnsste  sogar  ein  Drittel  in 
Bankozettehi  berichtigt  werden.  Bie  »Theorie  d^  Steuerfundation« 
für  Papiergeld  ist  also  nicht  eben  etwas  Neues  und  kann  wenig- 
stens für  Oesterreich  nicht,  wie  es  wohl  geschehen  ist,  als 
Ei  des  Columbus  hingestellt  zu  werden.  Diese  doppelte  Möglich- 
keit der  Benutzung  und  endlich  vor  Allem  der  geringe  Total- 
betrag der  Emission,  schwerlich  viel  über  5'  Pirbcent  des  *da^^ 
Ilgen  GirculationsiliitielbiMiärrs  des  Landes,  erhielten  die  erste 
Bankozettelausgabe  gut  im  Vertrauen,  so  dass  die  Bankozettel 
zeitweilig  selbst  ein  Agio  von  1  —  2  °/o  gegen  SUbermünze  ge- 
nossen. Die  bekannten  Vortheile  des  Papiergelds,  die  Sicherung 
wie  Hauer  mit  Recht  hervorhebt,  welche  sie  geggniilier  deft  da« 
mala  so  oft  minder  gewichtigen  Silbergeide  gewahrten,  maliAten 
sie  im  Verkehre  beliebt.  Ehie  eigentliche  Verpflichtung  de9 
Staats,  sie  an  den  Kassen  gegen  baares  Geld  einzulösen,  bestand 
nicht.  Doch  fand  die  Einlösung,  wie  es  scheint,  oft  Statt;  Zwangst 
Ours  für  Zahlungen  unter  Privaten  war  den  Bankozettehi  niokt 
beigelegt.  Die  Rückstrdmung  des  PapiergeUs  zum  Bmife^ 
tenten  war  übrigens  doch  nicht  unbedeutend;  zur  Umwechshmg[ 
in  ObUgaffonen*  wurden  bd  sinkendem  Zinsfusse ,  woran  die  Be- 
endigung des  Kriegs  den  Hauptantheil  hatte,  die  Papiergeldemission 
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aber  woM  auch  nicht  ganz  unbetheiligt  war*),  in  zwei  Jahren 
7  MUl.  fl.  B.-Z.  benutzt,  so  dass  die  iu  Umlauf  beündiiche  Menge 
sich  bald  wesentlich  verringerte. 

IHe  weitere  Entwicklung  ist  besonders  deshalb  so  Interessant^ 
wdl  sie  die  Gefahren,  den  Locknngen  des  ersten  Erfolgs  mit  der 
Staats-Papiergeldemission  zu  widerstehen,  zeigt.  Das  llittel,  dem 
Staate  leicht  und  zinsenlos  Geld  zu  verschaffen,  erschien  bald 
ausseroriieiUUcli  probat.  Der  neue  HolkanitiiL'ipraöident ,  Graf 
Hatzfeld,  arbeitete  auf  Grund  der  gemachten  Erfahrungen  so- 
gar schon  einen  Plan  aus,  um  für  Kriegszeiten  in  umfänglicherem 
Maasse  von  der  B.-Z.  Emission  Gebrauch  zu  machen.  Einstweilen 
aber  entschloss man  sich,  auch  im  Frieden  schon  andauernd  die 
B.-Z.- Ausgabe  zur  Erspaning  verzinslicher  Anleihen  auszunutzen. 
Das  Patent  vom  1.  August  1771  verfügte  eine  erneute  Ausgabe 
yon  12  Mill.  fl.  B.-Z.,  die  bereits  nicht  mehr  nach  Belieben 
in  verzinsliche  Bankobligationen  zu  convertiren  waren,  nnd  sich 
daher  dauernd  an  der  Stelle  und  neben  der  Silbamflnze  als 
.Bestandtheil  der  Girculatlon  erhielten.  Insofmi  ist  das  Jahr  1771 
dasjenige,  in  welchem  in  Oesterreich  Papiergeld  definitiv  ein- 
geiuhrl  wurde.  Von  da  an  bis  auf  die  Gegenwart  hat  der  Kaiser- 
staat nicht  mehr  aufgehört,  direct  oder  indirect,  in  grösserem 
oder  geringorem  Maasse,  den  Credit  mittelst  der  Papiergeld- 
ansgabe  anszunatzen,  Beweis  genug,  wie  leicht  man  in  ein 
solches  System  hmem,  wie  schwer  man  wieder  heraus  kommt! 
Die  politische  Geschichte  Oesterreichs  und  Europas ,  viel  Grosses 
und  Ruhmvolles  knüpft  sich  mit  ;im  dit'  (ieschichle  des  usterr. 
Papiergelds,  welches  einem  armen  Staate  die  Mittel  zu  den  lang- 
wierigsten Kriegen  der  nenem  Geschichte  und  endlich  zum  Siege 

1)  Der  vielfach  bestrittene  oder  sehr  unterschätzte  Einfluss  einer 
plötzlichen  starken  Vermehrung  der  (Jeldnienge,  sei  es  EdelmelaU- oder 
Papier(^e](i.  aui  eiüi'  zeitweilige  Herabdrückung  des  Zinsfusses  für 
Darlehen,  besunders  für  Darlehen  auf  kurze  Zeit,  des  Discontos,  llstl 
sich  angesichts  der  neueren  Erfahrungen,  z.  B.  1852  in  England  bctreSSi  dM 
Goldes,  und  1859  in  Oesterreich  betrefft  des  Papiergelds,  idcbt  wohl  liuf- 
nen,  und  isl  auch  sehr  wohl  tn  «lUiren.  Ein  grosser  Thefl  ier  neooi 
Geldmenge  bildet  nonefetaa  eine  ErhAhuif  des  altgemeiaeii  Dariehene- 
^ndi  det  Lasiee.  Die  Verhillniaie  in  Oeelenreich  l  J.  1859  iiad  beeo»- 
deii  lehneieh.  Darilber  em  anderes  Mal  nehr. 
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Ober  eine  der  reichsten  und  mUchtigsten  Nationen  gewährte. 
Aber  die  furchtbnr  einschneidende  Verletzung  aller  materiellen, 

moralischen  und  geistigen  Interessen  der  Bevölkerung  war  die 
Folge  dieser  rücksichtslosen  Ausbeutung  der  Papiergeldemission 
und  die  Aufrechthaltung  eines  Staat  und  YoUl  dem  Rande  des  Ab- 
grunds nahe  bringenden  politischen  Systems  hängt  ebenfalls  mü 
der  Papiergeldwirthschaft  auf's  Engste  zusammen..  Nach  neunzig 
Jahren  hat  es  die  letztere»  mit  welcher  allen  Zusagen  zuwider 
noch  niemals  ernstlich  gebrochen  wurde,  zu  einer  Zer- 
rüttung des  öffentlichen  Credits  und  der  Finanzen  zu  briiifzi  n 
gewusst,  auf  welche  zwar  viele  andere  Factoren  mit  hmgewirkt 
haben,  doch  aber  kaum  ein  anderer  von  so  schädlichem  Einflüsse 
war^  wie  eben  die  Ausnutzung  der  Staatspapiergeldausgabe,  einer 
Zerrttttung,  welche  in  der  neueren  Geschichte  fast  einzig  da  steht 
Bis  zum  Ausbrudie  der  ReYolutionskriege  ging  allerdings 
Alles  gut,  und  die  Gesammtsumme  der  B.-Z.  blieb  immer  noch 
trotz  der  allmäligen  Vermehrun^^  in  vernünftigen  Grenzen.  Ein 
Patent  v.  1.  Juni  1785  verordnete  die  gänzliche  Einziehung  der 
stark  abgenutzten  alten  B.-Z.  von  1771,  und  die  Hinausgabe 
neuer,  datirf  v.  1.  Nov.  1784,  aber  bereits  im  Betrage  von 
20Mill.fl.  Die  Fortdauer  und  Erhöhung  der  Emission  ward  mit 
dem  Hinweis  auf  die  Beliebtheit  der  B.-Z..  der  Thatsache,  dass 
man  oft  den  Ansprüchen  der  Leute  welche  baares  Geld  gegen 
Zettel  hingeben  wollten,  nicht  genügen  liönne,  endlich  mit  der 
Erweiterung  des  Umlaufsgebiets  durch  Hereinziehung  von  Galizien, 
Lodomerien,  Ungarn  und  Siebenbürgen  motivirt,  wo  die  gegen- 
wärtige Summe  dem  Bedürfniss  nicht  mehr  genügen  könne,  und 
deshalb  nach  Verhältniss  dvs  Bedürfnisses  erhöhet 
werden  müsse.  Von  den  auszufertiacnden  20  Mill.  sollte  der 
Betrag  von  3,850,000  il  in  5  fl.-Zetlein,  der  von  2,050,000  fl. 
in  10  fl.-,  von  2,öö0,000  in  25  fl.-,  ebensoviel  in  50  fl.-,  endlich 
je  3  MilL  in  100,  500  und  1000  fl.-Zettehi  emittirt  werden,  also 
in  einem  Verhältniss,  welches  zweckmässiger  Weise  die  Silber- 
münzcirculation  in  den  unteren  Verkehrskreisen  noch  ziemlich 
erhielt.  Aus  diesen  und  anderen  Einzelheiten  geht  hervor,  dass 
man  damals  sehr  wohl  einsah,  wie  man  die  Papiergeldemission 
X  reguliren  müsse.  0ie  Einrichtungen  zum  ZweclKe  &st  Fundirung 


Dig'itized  by 


586  Zur  Geselchte  mi4  KfitSk 

der  B.-Z.  verrathen  ebenfalls  durchweg  Einsicht  und  Verständniss, 
wie  man  es  gegenwärtig  kaum  in  diesem  Maasse  rühmen  kann. 
Schon  1771  war  die  Bestimmung  getroffien,  da»  dar  gaase 
frag  der  Leistungen  und  Zahlungen  an*s  Aerar  in  E-Z.  beiidi» 
tigt  werden  könne.  Gleichzeitig  aber  hielt  man  for  nöthig,  so« 
bald  das  Papiergeld  einmal  dauernd  ia  Uailauf  bleiben  sollte,  die 
Gelegenheit  zur  Versilberung  der  B.-Z.  nach  dem  Willen  des  In- 
habers möglichst  bequem  und  leicht  zu  machen.  Die  hierauf 
hinaielenden  Vorschriften  können  heute  noch  der  ]SationaIbani(  bei 
^KerffifiltNnstiger  Baarsahlungsaufnahme  als  Muster  empfohlen  werden« 
Han  begnügte  sich  nicht,  wie  in  den  Gesetien  von  1858,  mit 
der  Errichtung  einer  Einlosungskasse  in  Wien  allein,  sondern 
errichtete  deren  gleichzeitior  in  den  Hauptorten  der  Provinzen,  wo 
meistens  die  Bankalamterkasseo,  oder  andere  Steuerkassen  oder 
auch  ganz  neue  Bankzettelkassen  mil  der  Hinausgabe  von  B.-Z. 
gegen  Geld  und  Geld  gegen  R-Z.  beauftragt  wurden.  Solche 
Kassen  bestanden  zu  Prag,  Brflnn,  LHis,  Graz,  Klagenfurt,  Mi 
bach,  Triest,  Ofen,  Kaschau,  Fiume,  Hermannstadt  und  Lemberg. 
Von  der  Bankzeltelhauplkasse  in  Wien  aus  wurden  jene  Kassen 
mit  B.-Z.  und  nach  Bedürfniss  mit  baarem  Gelde  versorgt,  damit 
<be  ^nlösung  der  Zettel  und  die  Hinausgabe  derselben  gegen 
Geld  stets  ohne  Verzögerung  vor  sidi  gehen köuna  Einrick 
Inngen  wurden  femer  getroffmi,  dass  die  Provinzialkassen  im  Falln^ 
eines  ungewöhnlichen  Andrangs  binnen  14  Tnoon  oder  spätestens 
binnen  drei  Wochen  mit  Zetteln  oder  Münze  wieder  gehörig  versehen 
sein  sollten.  Von  den  früheren  Bestimmangen  war  eine  dahin 
erweiten,  dass  alle  GefUllszahlungai  an  den  Sladt-Banko,  die  den 
P^g  von  10  fl.  erreichen,  mindestens  zur  Hftlfte  in  B.-Zw 
entrichtet  werden  müssen.  Ausdrücklich  war  die  Annahme 
der  Zettel  in  Zahlungen  von  Privaten  an  Private  freiwillig, 
wie  bisher  und  nach  Jedes  Willktthr  i%  7  des  Pat.  v.  1.  Juni  1785). 
Kurz  eme  Reihe  trefflicher  Bestimmungen,  ohne  deren  ErlüUung 
auch  heute  Oesterreich  skA  nienab  wieder  eines  geordnetea 
Geldwesens  erfreuen  wird.  if 
Noch  i.  J.  1785  wurde  auch  in  Mailand  eine  Einwech^uimS- 
kasse  errichtet,  um  die  Verbreitung  der  B.-Z.  in  der  Lombardei 
zu  befördern.  In  Betreff  der  Hohe  der  Bmission  schritt 
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bald  schon  etwas  unvorsiclitii,^  weiter.  Bereits  i.  J.  1788  erfolgte, 
ohne  besondere  Anküii(ii(Tiuig,  eine  neue  Ausgabe  von  10,942,0000., 
1794  eine  weitere  von  7,740,000  fl.,  nach  Vernichtung  von 
2,013,770  fl.  abgenutzter  B.-Z.  Das  Pateal  v.  Id.  Aug.  1790 
ferfUgte  die  aOmälige  EraetBimg  aller  allea  dureh  nene  B.-Z., 
Bannte  aber  beseichnend  genug,  die  Höbe  der  nen  zu  emlt* 
tirendcn  Summe  riichl,  sprach  nur  im  Allgemeinen  von  einem 
Mangel  an  B.-Z.,  wegen  Zutritts  der  westorali/isLhen  Provinzen, 
was  die  Absicht  einer  Vermehrung  der  Emission  andeutet,  aucb 
fohlte  in  dow  Gesetae  die  auadrftckiiche  Beifagung,  dass  die 
unter  Privaten  keinen  Zwangs onra  hätten,  ohne  daas  dieaer 
fibrigena  auegesprochen  wurde.  Sonst  waren  die  Vorschriften, 
z.  B.  in  Betreff  der  Dotation  dt  r  Kassen  mit  Laar  Geld  u.  s.  w. 
noch  ganz  dieselben,  fin  Sclih  sion  wurde  in  Troppau  und  für 
Westgalizien  in  Kcakau  eme  neue  Einlösungficasse  errichtet.  Der 
Ton  dea  Gesetzes  v.  1796  klingt  im  Qbrigen  schon  etaras  kate- 
goriacto  in  Hinsicht  der  Yerwendong  von  B.  Z.  in  Zahhingen  an 
das  Aerar  und  von  demselben.  Schon  frfkher  scheint  die  Annahme 
von  B.-Z.  in  Zahlungen  des  Aerars  auch  für  Private  wenigstens 
factisch  unweigerlich  gewesen  zu  sein,  wie  es  z.  B.  in 
der  Verordnung  v.  1785  über  die  Einführung  der  B.-Z.  in  der 
Lombardei  hiess,  bei  den  königl.  Kassen  dürfe  kein  Einwohner  die 
B.-Z.  abweisen.  In  §  4  des  Fat.  t.  19.  Aug.  hieis  es  jetzt,  M 
die  B.-Z.  baares  Geld  vorstelle  —  müssen  ne  —  ebenso  wechsel- 
seitig in  allen  Aerarialzahlungen  an  Jedermann  abgegeben  werden." 
Da  indessen  die  B.-Z.  gleich  zur  Einlösung  prüsentirt  werden  konn- 
ten, so  war  es,  wie  bei  den  meisten  unserer  Zettelbanken,  es  fand 
nur  die  Rechnungsführung  in  Bankvaluten  Statt.  Im  J.  1796  wurden 
die  B.-Z.  auch  in  Tyrol  eingeführt,  die  Errichtung  ^er  Umwechsn 
lungskasse  in  Insbruck  ab^  einstweilen  nur  in  Aussicht  gestellt 
CPatenl  V.  l.Sept.  1796). 

Mit  dem  J.  1790  endet  die  gute  Zeit  des  österr.  Papiergelds. 
Da  man  auch  neuerdings  wohl  wieder  Pläne  für  die  Regulirung 
-des  Papiergelds  vorgeschlagen  hat,  bei  welchen  die  Verhältnisse 
in  der  früheren  Zeit  der  B.-Z.  mit  als  Begründung  figuriren,  so 
wollen  wir  kurz  das  Wesen  der  alteren  B.-Z.  in  einigen  Sätzen 
zusammenfassen. 
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1.  Die  B.*Z.  in  den  Jaliren  1771  Coder  17B2)  bis  17M 

waren  kein  eigentliches,  T  a  p  i  e  r  g  e  1  d  im  wissenschaftlichen 
Sinne  des  Wortes.  Dtrm  sie  hatten  keinen  Zwangscurs 
und  waren  nicht  uneiniüshar,  man  kann  sie  also  eigent- 
Mk  nichl  «Geld*  nennen.  Deshalb  darf  man  die  mit  den  B.-Z. 
gemachten  Erfahrungen  nicht  auf  eigentliches,  meinlösbares  und 
mit  Zwangscnrs  umlaofendes  Papiergeld  anwenden. 

2.  Die  B.-Z.  der  genannten  ersten  Periode  unterschieden  sich 
von  den  Banknoten  wesentlich  dadurch,  dass  sie,  gleich  dem 
eigentlichen  Papiergelde,  in  Zahlungen  nicht  in  Darlehen 
hmansgegeben  worden.   Unter  übrigens  gleichen  Umständen  lag 
bei  den  B.-Z.  nichl,  wie  bei  den  Banknoten,  die  Prftsamtion 
vor,  dass  sie  zur  Befriedigung  eines  Bedürfnisses  nach  ver- 
mehrten Circulationsmitteln  dienten ,  sie  traten  daher  wohl  in 
Wirkiii  hkeit  leichter  förmlich  an  die  Stelle  eines  TheUs  Metall- 
münze und  verdrängten  diesen  aus  dem  Yerliehr,  als  dies  bei 
den  Banknoten  nothwendig  der  Fall  sein  muss^).  Insofern  hol 
die  Creirung  eines  auf  Credit  basnien  UmlaufsmHtels,  wie  es  die 
B.-Z.  waren,  fOr  die  Erhaltung  eines  geordneten  Geld-  und  Mom- 
wesens  weniger  Garantieen,   als  Banknoten  trethan  hatten.  Bei 
der  Wahl  zwischen  einlOsbarcm  Staatspapiergelde  und  Banknoten 
wird  man  daher  immer  sich  für  die  letzteren  zu  entscheiden  haben. 

3.  Die  älteren  B.-Z.  erhielten  ihre  Fundirung  zum  Theil 
dadurch,  dass  man  eine  künstliche  Nachfrage  nadi  ihnen  durch 
die  Erlaubnis  s,  sie  zur  Steuerzahlung  zu  verwenden^  und  durch 
das  Gebot,  sie  dazu  bis  zu  einem  gewissen  Betrage  verwenden 
zu  müssen,  schuf,  —  wenn  man  diese  Anordnungen  „Fundi- 
rung** nennen  will.  Diese  Bestimmung  hat  vom  Standpunkte  des 
Rechts  aus  ihre  Bedenken.  Denn  wenn  einmal  die  Wfthrung 
gesetzlich  feststeht,  so  müssen  <fie  m  Geld  veilangten  Abgaben 
doch  auch  stets  in  Geld  entrichtet  werden  können.  Jedenfalls 
aber  hat  der  Steuerzahler  doch  nur  die  Verpflichtung  so  und  so- 
viel Münze  zu  zahlen,  also  die  und  die  Gewichtsmenge  Gold  oder 
Silber.  Wenn  atrer  Bestimmungen,  wie  die  angeführten,  dem  Papier- 
geki  ein  Agio  gegen  MOnze  verschaffen,  so  muss  der  euie  oder 

1)  Vgl.  neiiie  Beitrig«  i,  Lehre  t.  d,  Banken  (Lpi.  1867)  S.  IdOikC  ' 
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tndere  Stenersaliler  eventueU  selbst  mehr  zahlen,'  als  er  lecht- 
Hefa  eigentlich  verpflichtet  ist,  und  «fieses  Plus  an  Steuern  vertheilt 

sich  nicht  einmal  gleichmüssig  unter  Alle.  Insofern  verstösst  jene 
Anordnung  gegen  die  Grundregeln  bei  der  Besteuerung. 

4.  Selbst  wenn  man  sich  über  dies  lileine  Bedenken  hinweg- 
setzt, was  aber  heut  zu  Tage  um  des  Prinzips  Willen  nicht 
geschehen  soilte,  so  beweist  die  ältere  Geschichte  der  dass 

^  man  die  »Steueifundation*'  nor  auf  relativ  kleine  Summen 
Papiergelds  glaubte  anwenden  zu  dürfen  und  dass  man  sie  auch 
dann  nicht  für  allein  ausreichend  hielt.  Auch  die  Ge- 
schichte der  6.-Z.  rechtfertigt  daher  ebensowenig,  wie  die  aus 
andern  Landern  angezogenen  Erfahrung^,  die  nenerdings  gerade 
mr  das  österr.  Geldwesen  aufgestellte  Behauptung,  dass  auf  die 
„Steaerfnndation*  hin  eine  h^d  erheblichere  Summe  Papier- 
gelds emittirt  werden  dürfe,  ohne  dass  noch  andere  Kaulelen, 
das  Papiergeld  al  Pari  mit  3Iünze  zu  erhalten,  nothwen  Hof  wären. 
Ein  numerisches  Verhüllniss,  wie  viel  Noten  auf  Steuert  undation 
ohne  Gefährdung  ausgegeben  werden  dürfen,  iässt  sich  flber- 
haupt  nicht,  wie  z.  B.  L.  Stein  es  gefunden  haben  will,  und 
vollends  nicht  ans  der  Geschichte  der  B.-Z.  aufstellen. 

5.  Die  älteren  B.-Z.  waren  ihrem  Wesen  nach,  gleich  den 
BankiKiton,  trockene  Sichlwechsel  des  Staats  mit  Blancoindossament- 
Zahlungsversprechen  auf  eine  bestimmte,  jeden  Augenblick  vom 
jeweiligen  Inhaber  zu  erhebende  Geldsumme.  Siiß  hatten  nur 
80  lange,  als  sie  wirklich  auf  Verlangen  sofort  eingeldst  werden 
konnten,  vollen  Gredit  und  cursirten  al  Pari  mit  Münze.  Sie 
verloren  am  Kurse,  sobald  sie  nicht  mehr  leicht  eingelöst  werden 
konnten.  Der  Staat  hielt  die  Bestiiiiuuing-,  dass  sie  bloss  an 
einem  Orte  der  Monarchie  versilbert  werden  könnten,  für  un- 
genügend, und  er  sah  ein,  dass  eine  beschränkte  Emission 
im  Interesse  des  Gredits  der  B.-Z.  liege,  weil  er  dann  die  stete 
Einlösbaikelt  sicherer  verborgen  könne.  S  0  f  0  r  1 1  ge  und  leicht 
zu  erlangende  Einlösung  und  Beschränkung  der  Menge 
auf  einen  immerhin  auch  für  damalige  Verhältnisse  kleinen 
Betrag,  das  waren  daher  auch  früher  die  beiden  Hauptgrundsätze, 
deren  Befolgung  die  B.-Z.  im  Pari  des  Nennwerths  mit  Münze 
hielten.  Will  man  auf  diese  Grundsätze  verzichten,  so  passen  alle 
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Aifneale  ans  der  äUeren  Geschichte  der  nkbl  auf  davon 
gans  verschiedene  YeihiilUiisae  emer  Pa|>iergeldeml«noii. 

6.  Die  B.*Z.  hatten  nrsprtIngHeh,  ahnlich  wie  die  Bank- 
noten, eine  th  eil  weise  Deckung  in  einem  Baarfonds,  welcher 
zur  jederzeiligen  Einiuöung  der  B.-Z.  parat  gehalten  wurde.  Allein 
im  übrigen  hatten  sie,  im  Gegensatz  zu  den  Banimoten,  keine 
specielle  weitere  Declcang  und  es  Isam  Alles  auf  die  Grösse 
des  Baarfonds  allein  und  auf  die  FahlgfceU  des  Staats,  leiste-  , 
ren  jeder  Zett  In  NethflsUen  zu  vergrössem,  an.   Hierin  lag  die 
Schwache  des  B.-Z.-Systeras  gegenüber  einem  Banknotensysleni. 
Der  Staat  hatte  die  Zettel  in  Zahlung  öiisoecrelieii,  die  Bank 
erhält  eine  Forderung,  weil  sie  nur  Darlehen  gewährt,  der 
Staat  entbehrte  deshalb  des  Vortheüs  dessen,  was  man  die  regel- 
mässige Rftckstromung  der  BaidcsdioMschehie  genannt  hat, 
die  Bank  kann  durch  Reafilshiing  ihrer  Ausstande  (Activa),  die 
Noten  „hereinbekommen",  der  Staat  muss  daher  auch  einen  viel 
grösseren  Baarschatz  haben,  als  die  Bank,  und  kann  ihn  doch 
gleichzeitig  viel  schwieriger  erhöhen,  als  jene,  der  Staat  endlich 
kann  sich  durch  Zurttckziehung  seiner  Zettel  weniger  helfen,  als 
die  Bank,  weil  er  in  der  Regel  genOthigt  ist,  sie  g^ch  wieder 
in  Zahlungen  iunauszugeben,  und  am  Allerwenigsten  in  kritischem  ^ 
Momenten  die  ihm  jeizt  doppelt  nöthigen  Zahlungsmittel  anderswo 
herzunehmen  vermag. 

7.  Die  ältere  Geschichte  der  B.-Z.  spricht  daher  für  ein 
System  einlösbaren  Papierg^  und  gegen  ein  System  unein* 
Ifisharea  mit  Zwangseurs  umlaufendoi;  sie  spricht  aber  anderseila 
gegen  ein  Staatspapiergeld  Qbeihaupt  und  für  eUi  eigentüehea 
Banknotensystem.  In  letzterer  Hinsicht  dcinentirt  sie  namentlich 
die  Behauptung  deren  welche  bei  der  Deckung  der  Banknoten 

,  alles  oder  auch  nur  das  Hauptgewicht  auf  den  Baarfonds 
legen,  aber  anderseits  auch  den  Vorwurf  derer,  welche  den  An- 
hflngem  der  bankraässigen  Deckung  der  Noten  den  hrrthum  im- 
puturen,  als  schrieben  diese  nur  dem  Baarfonds  Bedeutung  au  und 
als  folge  daraus  die  linliallliarkeiL  des  ganzen  Banknotensystems, 
weil  ja  nach  Aller  Uebereinstiminung  der  Baarfonds  niemals  die 
genügende  Höhe,  nämlich  die  gleiche  mit  dem  jSotenumlauf,  haben 
kOtne.  Der  Baarfonds  ist  ein  wiohtige S|  aber  nur  eines 
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der  Elemente,  welches  die  stete  Eisiösbarkeit  der  Noteft  mMrgi 
Das  Wesealliche  isl  die  richtige  Yertheilang  der  die 
Deckung  der  Noten  bSdenden  Active  in  Baarscfafttze  iind'S(^e| 

leicht  r ealiii Ii liai  e  ForderungstiteL 

IL  Die  f  apiergeldTermehnm;  und  die  Scheidemftnzwirren  bis 
zur  Liquidation  von  1811.   1796— 181L 

Beim  Aasbruch  der  grossen  kostspteligen  Revoluttoiiskriege 
wurde  es  bei  der  geschilderten  Natur  der  Bankosettel  bald  un- 
möglich, auch  nur  die  bisherige  .Menge  derselben  einlösbar  zu 
erhalten.  Dazu  kam  aber  jetzt  die  grosse  und  rasche  Vermehrung 
der  B.-Z.  hinzu,  zu  der  uian  zur  Deckung  der  gewachsenen 
Staatsbedttrfnisse)  angesichts  der  ^hwierigkeit,  die  ordentlichen 
Büniahmen  rasch  und  bedeutend  genug  zu  erhöhen  und  den  ^ 
Credit,  besonders  den  schon  früher  für  die  Österr.  Finansen  so 
wichtigen  auswärtigen  ferner  umfangreich  zu  benutzen,  schreiten 
zu  müssen  glaubte.  Nun  gerieth  Credit  und  Ciirs  der  B.-Z.  so- 
fort m  s  Wanken.  Schon  1791  werden  einzelne  Klagen  wegen 
Erschwerung  der  Einlösung  der  Zettel  laut,  1796  werden  die 
Kassen  stark  tiberiauren,  je  niflier  die  Kriegsgefahr  kommt^  um 
so  heftiger  wird  der  Andrang^  die  Einlösung  gerftth  oft,  be« 
sonders  in  den  Provinzen,  längere  Zeit  in\s  Stocken,  1797  hört 
sie  facti  seil  meist  schun  ganz  auf.  Die  Behörden  empfehlen 
Anfangs,  hinterher  gebieten  sie  die  Annahme  der  B.-Z.  auch 
im  Publicum  im  Pari  mit  BaargeUL  Eigentlich  offen  und  klar 
ausgesprochen  im  Gesetze  ist  der  Zwangscurs  nicht,  er 
wurde  mehr  durch  die  facttsche  Lage  der  Dinge  und  dte  Brhisse 
der  Yerwaltungsbelierden  eingeschmuggelt,  wie  Tebaldi  richtig 
bemerkt    Wir  kommen  darauf  zunick. 

^  Unter  der  wachsenden  Emission  und  dem  stärkeren  Dispari 
zwischen  Zetteln  und  Mttnze  verschwand  die  ieztere  bald  gans 
aus  dem  Umlauf,  wie  in  aDen  FttKen  einmr  Art  doppelter  WAhrung, 
worunter  der  ehtes  entwertheten  Papiergelds  im  Parizwangscurse  mit 
der  Silbermünze  subsumirt  werden  kann.  Mit  dem  nominellen  Steigen 
der  fremden  Wechselcurse  und  des  Disagios  der  B.-Z.  ging  bald 
^gar  das  Verschwinden  der  geringhaltig  ausgeprägten  Scheide- 
fUiOBfe  Emi  iQ  Ußs^  troiz  der  isuper  schlechteren  Ausprägung 
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derselben  und  dar  strengeni  dem  Zeitgeiste  entqirechenden,  frei* 
lieh  selbst  im  Jahre  1860  noch  erneuerten  Verbote  des  Agiotirens 

mit  Scheidemünze.   Das  Patent  vom  15.  Mai  1800  verfügte  noth- 
gednmgen  die  Ausgabe  von  1  und  2  fl.-ZeUeln  und  besiegelte 
damit  die  Zerrüttung  des  Geldwesens.    Unmittelbar  vor,  während 
und  nach  den  Kriegen  war  die  Vermehrung  des  Zetteluaihiu& 
natürlich  am  Stärksten.  Der  Versuch^  die  ausserhalb  der  Grenzen 
operirenden  österr.  Heere  nur  mit  Bankzettdn  zu  versehen  und 
diesen  auch  in  der  Fremde  eine  Art  Zwangscnrs  zu  geben,»  z.  B. 
1805  in  Baiern,  scheiterte.    Man  musste  Silber  beschaffen  und 
drückte  dadurch  den  Curs  des  Papiergelds  noch  tiefer  herab. 
Umgekehrt  waren  die  feindlichen  Invasionen  dem  Credit  der  B.-Z. 
vollends  verderblich.  Als  dann  Provinz  auf  Provinz  verioren  ging, 
strömten  die  Zettel  in  grossen  Summen  auf  einmal  in  die  Ohrig 
bleibenden  Lande,  besonders  nach  Wien  znrück,  wo  sie  rasch 
realisirt  werden  sollten  und  daher  das  Silberagio  noch  stärker 
und  plötzlicher  empor  trieben.    In  den  abgetretenen  Provinzen 
waren  überall  gleich  kurze  Präclusivtermine,  nach  deren  Ablauf 
die  B.-Z.  nicht  mehr  in  Zahlung  angenommen  zu  werden  brauch- 
ten,  festgesetzt  worden.   Die  Einwirkung  des  zur  Realisimng 
zurückströmenden  Papiergelds  auf  dessen  Curs  war  analog  der, 
welche  sich  im  letzten  Winter  IBiiOOl  in  Folge  der  Einfuhrung 
des  Zvvangscurses  für  die  Banknoten  im  lombard.  venet.  VenvaU 
tungsgebiet  gezeigt  hat  (Verordn.  v.  27,  Dec.  1860),  wo  die 
Italiener  das  m  Zahlung  empfangene  Papiergeld  mögüchsl  gleich 
zur  Versilberung  um  jeden  Preis  nach  Wien  emittirten  und  vor- 
züglich hierdurch  das  Silber agiu  in  den  ersten  Wochen  des 
laufenden  Jahres  von  40  auf  über  50 ^''o  trieben.    Man  kann  sich 
die  viel  stärkere  Einwirkung  auf  den  Silbercurs  bei  den  Verhält- 
nissen im  ersten  Jahrzehnt  dieses  Jahrhunderts  demnach  leicht 
OTklären. 

Die  Entwerthung  der  B.-Z.  gab  sich  nach  und  nach  andi 

in  einem  immer  alls^emeineren  Steigen  der  Preise  vieler  Gfiter  kund, 
was  dann  von  srll)st  zu  um  so  p^rösseren  neuen  Zettelemissionen 
fahrte,  damit  der  Staat  auch  nur  dieselben  grossen  Bedürf- 
nisse für  das  Heer  zu  den  gestiegenen  Preisen  befriedigen  konnte. 
Theuerungszulagen  an  die  Beamten  u.  s.  w.  forderten  ebenfalls 
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^össere  Geldeinnahmen.  Während  zuerst  noch  ein  offenbarer 
Kausalnexus  zwischen  der  Papiergeldaujsgabe  und  dem  Geldbe- 
dürfniss  für  die  Kriege  hervortritt,  und  in  den  Bewegungen  des 
B*  -  Z..- Umlaufs  sich  die  politische  Geschichte  des  Kaisersbiats 
wiederspiegelt,  muste  man  später  zur  permanenten  Fabrikation 
des  Papiergelds  übergehen,  je  weniger  die  schon  um  der  gestiegenen 
Preise  willen  stark  vergrösserten  Ausgaben  durch  die  nominell 
gleich  gebliebenen  oder  weniger  gestiegenen  Einnahmen  zu  decken 
waren.  Mit  jedem  Friedensschluss  ward  die  Umlaufsumme 
dauernd  erhöht,  Campo-Formio  hinterliess  etwa  loO,  LünevUle  ^ 
340,  Fressburg  450,  Wien  B60  Mill.  fl.  Binnen  des  nächsten 
Friedensjahres  stieg  die  Summe  um  weitere  200  Hill,  bis  auf 
1060  Mill.  Der  Curs  überschritt  im  December  1810  1200  fl. 
B.-Z.  für  100  fl.  Silber  und  bewegte  sich  in  kurzer  Zeil  in  im- 
gen  von  hunderten  von  Gulden  auf  und  nieder.  Der  Gulden 
Papiergeld  galt  also  zeitweilig  nicht  S  Kreuzer  Silbermünze. 
Man  war  bei  dem  natfirlichen  Ausgange  einer  solchen  Finanz* 
wirthschafl  angelangt,  es  blieb  kaum  mehr  etwas  anderes  ttbrig, 
als  Liquidation,  Rednction  de«  Nennwerths  der  B.-Z.  * 
Die  xViuiierkung  fiithait  einige  nähere  statistische  Daten  über 
die  Bewegungen  des  B.-Z-Umlaufs 

Unter  diesen  grossen  Papiergeldmassen  circulirten  weitere 
hunderte  Uillionen  einer  schlechten  Scheidemünze^  deren  Aus- 
prägung beim  steigmiden  Süberargio  unvermeidlich  ward.  Nach 


1)  Nach  V.  Hauer  war  der  B.-Z.-Ümlauf: 


31.Üct.  MUl.fl- 

Sl.Oct.  Mill.fl. 

31.  Oct.  Mill.  fl. 

Mill.fl. 

1772 

1,45 

17ö3 

11,18 

1794  32,18 

1805 

377,17 

1773 

1,97 

1784 

12,47 

17Ü5  35,50 

1606  (Nov.) 

449,79 

1774 

3,22 

1785 

12,89 

1796  46,83 

1807  . 

481,56 

1775 

8,46 

1786 

17,83 

1797  74,23 

1808 

524,24 

1776 

3,92 

1787 

17,94 

1798  91,86 

1809  (J.ili) 

650,92 

1777 

$,98 

1788 

20,27 

1799  141,02 

1810  (Jan.) 

864,72 

1778 

M8 

1789 

28,43 

1800  200,95 

942,17 

1779 

4,87 

1790 

28,06 

1801  262,03 

994,99 

1760 

6^80 

1791 

27,98 

1802  337,17 

1811  (M«rs) 

1,060,80 

1781 

7,76 

1792 

26,73 

1803  839,17 

Eine  Cnntabelle  b.  in 

1782 

9,86 

1793 

27,52 

1804  337,67 

dem   AbfchDttt  äbctr 

das  Patent  v.  1811. 
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dem  Konventionsniiinzfuss  vom  21.  Sept.  1753  war  auch  die 
kleine  Silbermünze,  bis  herab  auf  die  3  Kreuzerstucke  vollwichtig, 
d.  h.  die  Mark  f.  S.  zu  20  fi.  ausgeprägt  worden.  An  diesen 
kleinen  md  mittleren  Siibernifinzen  zeigte  sieh  schon  im  Winter 
1794/95  Mangel,  was  der  beste  Beweis  ist,  dass  damals  das 
Papiergeld  bereits  ein  Disagio  zu  bekommen  anfing.   Das  Hof- 
decret  vom  20.  April  1795  verfügte  zur  Ablmlfe  dieses  Mangels 
die  Ausprägung  von  12-  und  G-Kreuzerstöcken,  in  einer  bloss 
für  den  unumgänglichen  Bedarf  bestimmten  Menge, 
aber  als  Scheidemünze,  und  zwar  zum  Fuss  von  48  fl. 
arnf  die  Morfc  f.  S.»  und  das  E  D«  vom  26.  Nov.  1800  bestimmte 
auch  die  Prägung  von  24  Kreozerstttcken  zu  demselben*  Posse. 
Diese  Scheidemünze  musste  im  gemeinen  Hmuiol  und  Wandel 
bei  jeder  Privatzalilung,  wie  bei  allen  ölTentltchen  Abgaben  u.  s.  w. 
mm  Nennwerth  unweigerlich  angenommen  werden.  Damit 
war  also  1795  schon  ein  Zwangscurs,  und  noch  dazu  für.  Scheide- 
münze und  ohne  Lhnithrung  des  Betrags,  angeordnet,  nur  war  In 
dem  betrefibnden  Decret  dieses  Jahres  die  Wiedereinziehung 
dieser  Scheide ui im ze.  wenn  sich  die  kleine  Conventionsmünze 
wieder  in  erforderlicher  Menge  eingefunden  haben  wurde,  in 
Aussicht  gestellt,  so  dass  alsdann  das  Publikum  keinen  Verlust 
hfttte.   Wie  bald  man  sich  nicht  mehr  an  die  Grenze  des  Bedürf- 
nisses hielt,  zeigen  die  später  folgenden  Daten  über  die  H5he 
der  Ausprägung,  1800  und  1801  allein  ftkr  66  Vt  BfüL  fl.  6-  und 
ri-Kreuzerslücke.    Die  24-  und  G  -  Kreuzerstücke  sind  durch 
Resolution  vom  15.  Aug.  1801  wieder  einberufen  und  bis  Ende 
1801  ausser  Ours  gesetzt  worden.   Statt  ihrer  sollten  7-  und 
seit  1802  auch  8Va-Kreuzerstacke  zum  Mflnzibss  von  28  fl. 
p.  H.  f.  geprägt  werden,  deren  AusmOnzung  mit  d.  J.  1804- aber 
ebenfalls  aufhörte.   Bei  emem  Agio  von  über  140  mussten  sie 
also  auch  verschwinden.    Später  hat  nian,  um  dies  zu  verhüten, 
ihren  Werth  auf  12,  resp.  14  Kr.  (13.  Febr.  1809)  und  auf 
18,  resp.  22  V2  Kr.  in  B,-Z.  (19.  Dec.  1800)  erhöhet  und  sie 
hierzu  aus  dem  Umlauf  gezogen.   Letzterer  Yalvirnng  lag  die 
Berechnung  eines  Agios  von  360  zu  Grunde.  Die  Gesammt* 
prägung  dieser  Silber-Schefdemtknze  nach  dem  48  und  28  fl.-Fu8S 
war  euurm,  um  das  Jahr  1802  betrug  der  Umlauf  davuu  einen  > 
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NenawertlbetTfig  von  nahezu  150  Mill.  fl.,  welcher  zu  dem  B.-Z.- 
Umlauf  hinzufferechnel  werden  dar!  0-  Di«  daneben  noch  Statt 
lindende  Prägung  einiger  anderer  Silber-ScheidemünzsiNrteiif  nach 
verscbiedenen  Münsfüssen,  war  anbedeuteDd.  Der  grosse  HUnx- 
gewinn,  welcher  »|A  wesenllich  ntich  der  MferenB  swischeil 
dem  IL  H»-  und  den  jedesmaligeB  SebeideiiiAiHslum  berechnelj 
und  z.B.  fftr  die  Jahre  1795—1805  von  v.  Hauer  lur  die  SUber- 
feciitidciiiuiize  auf '70  Mill.  fl.  augegeben  wird,  war  natürlich  illu- 
sorisch, da  der  Staat  die  Münze  211111  Nennwerth  auch  wieder  in 
Zahlungen  annehmen»  i%sp.  sie  dazu  aiiMer  ümiantsetseit  mus^. 

Noch  frappanter  sind  die  VerhlAtnisae  der  Kttp ferst) he üiB^ 
müns  e.  Mao  hatte  sich  17eo  entschkwsen,  forlm  nirr  Scheidet 
münze  a«s  pnrem  Kop4"er  zu  prägen,  und  zwar  sollte  der 
Cenliier  Kupier  un  (iamaligen  Werlhe  vua  40 — 45  fl.  bei  Kreu- 
zern zu  82,  Grösclieln  zu  84,  halben  Kreuzern  zu  87,  bei 
Pfennigen  und  Vierteikreiueni  zu  100  fl.  aasgebracht  werdesK 
Dabei  $olUe  die  Prägung  nur  nach  Maassgabe  des  Erfordeniissei» 
und  heineswegs  in  m  grosser  Meage  Statt  findaiL  Diese  Seheida« 
münze  war  an  den  öffisntUdien  Kassen,  und  von  Jedermann  im 
gemeinen  Handel  und  Wandel  anzunehmen.  jedo(di  zu  grösse- 
ren Zahlungen  ao  wenig  verweatlbar,  wie  die  bisherige  Scheide- 
münze (Pat.  V.  27.  Sept,.  1760).  Die  Prägung  betrug  bis  177^ 
4,854,679  fl.  In  diesem  Jahre  1779  wurde  der  Mttnifttts  der 


1)  Die  Prfigimg  beirng: 

Scheidemfinxe  %n  12  Kr.  |  1795-*1802.  |  «  .  .  .  108,489,920  V 

Desgleichen  £a  6  Kr.      |  A48il.p.  M.  {   .   .   .   .  8,346,078  . 

Desgl.  tn  24  Kr.  i  48  1  p.  H.,  in  1801   9,015,290  « 

'                                        Sümiiii  121,860,288  ^ 

Darin  war  enthalten  IL  f.  a      i  .......  ^  2,628,1!^  ,i 

im  Werthe  nach  dem  20  fl.  Fum  von   60,682,820  „ 

Gewinn^  ohne  Abzug  der  Prägekocten  •   70^787,888  „ 

Seheidemfinxe  «1  7  Kr.  1801— S  (  .      „      „  i .   .  42,319,590  „ 

Desgl.  zo  8 Vi  Kr.  1802-8       j  •      »•  P-      |  5,760,968  „ 

Snmma  48,080,646  ^ 

Darin  enthalten  M.  f.  S   1,717,182  « 

I»  Werthe  nach  dem  20  11.  Fuss  von   94;848,240  „ 

Gewinn   18,787,806'  fl: 

VeifL  8.  Bacher^  d^  «starr.  Mfinswefen,  ty  1.  8*  208  «*  a.  m..  . 
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Kupfermünze  allgemeui  auf  130  fl.  p.  Centaer  «faMehtert,  weil 
die  bisherige  Münze  steh  wegen  ihrer  Schwere  etwas  onbeqaem 
und  der  Transport  ku  kostspielig  erwies.  (Anordn.  y.  8.  October 
17790  Das  ScheidemOnzwesen  des  Landes  hatte  sich  bis  zu  den 
grossen  Revolulionskriegen  in  gutem  Zustande  befunden.  Im 
J.  1799  hielt  man  es  aber  für  nöthig  zur  Erleichterung  und 
grösseren  Bequemlichkeit  des  inneren  Verlsehrs  eine  »verhältotss* 
mftssige  Menge*  Groschen  (3  lüreuzer)  von  Kupfer,  und  zwar 
Ol  164  fl.  den  Centner  zu  prägen  (Hofdecr.  v.  10.  Juli  1799)« 
Bald  darauf  wurde  auch  die  Prägung  von  6  Kr.  Stttdcen  ans 
Kupfer,  zu  426^/8  fl.  der  Cenlner  angeordnet  und  der  Fuss  für 
die  Groschen  auf  320  fl.  p.  Centner  festgesetzt.  (H.  D.  vom 
7,  Decemb.  1799.)  Die  Ausprägung  der  älteren  Kiqtfermttnze 
im  120  fl.-Fuss  hdrie  auf.  Die  im  164  fL-Fuss  geprägten  Gro- 
schen wurden  wieder  eüiherufen.  Durch  ä  D.  v.  1.  August  1800 
ward  der  Fuss  für  die  einfachen  Kreuzerstfldte  «if  SlSVs  fl. 
gestellt.  Die  Münzstätten  lieferten  enorme  Summen  von  diesem 
schlechten  Kupiergelde.  Trotzdem  wurde  auch  diese  Münze ,  je 
mehr  die  B.-Z.  entwertheten,  mit  Aufgeld  aufgekauft  Die  stren- 
gen Verbote  wider  das  Ägiotiren  mit  Scheidemttaize,  wider  die 
Ausfuhr  derselben  u.  s.  w.  nützten  wenig,  vergebens  schlirfle  das 
Gircular  v.  5.  Nov.  1805  ^  v.  28.  Juni  1806  u.  A.  m.  die  Be- 
stimmungen des  Patents  v.  12,  Oct.  1801  von  Neuem  ein.  Die 
französische  Occupation  des  Landes  nöthigte  sogar  in  Wien  zur 
vorübergehenden  Ausgabe  von  12-  und  24-Kreuzer -Mün  z- 
zetteln,  welche  dem  Magistrate  bis  zum  Betrag  einer  HiUion 
Gulden  gestattet  wurde,  nachdem  der  Mangel  an  Ausgleichungs- 
mitteln fdr  den  kleinen  Verkehr  'unerträglich  geworden  vrar. 
Diese  Zettel  wurden  an  den  stadtischen  Kassen  in  Zahlung  an- 
genommen, beliebig  gegen  B.-Z.  eingewechselt  und  ausgegeben, 
auch  hatten  sie  Zwangscurs  unter  Privaten.  (Kundmach,  des 
Uofcommissftrs  Grafen  Wiban  und  des  Stadt.  Magistrats  von  Wien 
vom  8.  Nov.  1805.)  Nach  dem  Abzug  der  Franzosen  fand  die 
Einberufung  dieser  Münzzettel  binnen  ehies  Termins  von  4  Wochen 
statt.  (Kuiidiiiai  h.  v.  7.  Febr.  1806.)  Im  folgenden  Jahre  1Ö07 
sah  man  sich  angesichts  des  immer  grösseren  Mangels  an 
ZahiuugsmiUeln  zu  Ausgleichungen  unter  einem  Gulden  genüthigt, 
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mit  der  Verschlechlerinio  dos  Ku[)fcrmäfi»fusses  noch  einen  grossen 
Schritt  weiter  zu  gehen.  Das  U.  D.  vom  25.  März  1B07  ver« 
fUgte  die  Prigniig  von  sogen.  BankosetteliheiluDgsm&Azen 
ans  Knpfer,  zu  30  und  15  Kreazer,  diese  m  1066'/t  jene 
KU  1600  fl.  den  Geniner,  was  anf  die  Entwerlhnngf  der  B.-Z. 
einen  Rückschluss  erlaubt.  Auch  auf  diese  Münzen  wurden  die 
allgemeinen,  für  Scheidemünze  prellenden  Bestimmungen  ange- 
wendet,  das  neue  Kupfergeld  wurde  zu  Steuerzahlungen  u.  s.  w. 
angenommen  und  von  den  Öffentlichen  Kusea  verausgaJMy  hatte 
tot  Frivatzahlnngen  Zwangscnrs,  die  Agiotage-  und  Ein-  und  Aus- 
fnhrveitote  galten  fdr  dasselbe  ebenfalls.  Der  Verkdur  mnsste 
sich  mit  dem  unbequemen  Zahlungsmittel  behelfen,  das  allein  für 
den  Transport  bedeutende  Ausgaben  verursachte.  Es  waren 
damals  ähnliche  Inconvenienzen,  wie  sie  im  Sommer  1859  und 
wiederum  im  Sptttherbst  1860  sich  zeigten,  als  das  liohe  Silber- 
agio  die  Sifbersechser,  wdche  zu  24  und  spftter  zu  28  fl.  anf 
die  Marie  f.  S.  geprägt  sind,  Vertrieb,  einmal  zum  Export  naeh 
Baiern,  wo  sie  zu  6  Kreuzer  dicin.  eursirten,  und  man  also  nur 
wenig  über  14  rroeeut  verlor,  mithin  gegen  das  Agio  ansehnlich 
gewann,  sodann  bei  noch  höherem  Agio  selbst  in  den  Schmelz-^ 
ligeL  Auch  da  erfolgte  eine  Zeitlang  die  kleineren  Zahlongen 
in  10,  20,  30  KupferkreuzenroUen,  bis  die  Mnnzzettel  emittirt 
wurden.  Glekshe  Ursachen  föhrten  1860  zu  gleichen  Wurknngen, 
wie  1807. 

Die  Ausprägungen  von  allen  diesen  Kupfermünzen  sind  ganz 
ausserordentlich  gross  gewesen«  £s  lasst  sich  aber  schwer  genau 
sagen,  wie  viel  davon  im  Ganzen  zu  einer  bestimmten  Zeit  in 
Umlaitf  war ,  weil  die  kaum  erst  ausgegebenen  Münzen  oft  bald 
wieder  umgeprägt  wurden,  so  dass  die  in  Umlauf  befindliche  Summe 
doch  jedenfalls  wesenüich  geringer  war,  als  man  aus  der  Grosse 
der  binnen  einer  gewissen  Zeit  statt  gefundenen  Prägungen 
schliessen  würde.  Die  Gesammtprägung  von  Kupfermünzen,  wo- 
runter auch  einige  Millionen  CL  für  das  venetianische  Gebiet 
u.  a.  m.,  betrug  vom  Mfirz  1792  bis  1.  Nov.  1802  32 Vb,  vom 
1«  Nov.  1802 — 1812,  mit  Ausschluss  der  im  letzten  Jahre  ge* 
prägten  Wiener- Währungskupfermünzen,  136  MilL,  zusammen  also 

Zoiiäckr.  1.  ÖUaUw.  1061.  lY.  Heft.  39 
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168^/3  Mfll.  fl.  Der  nomuielle  Gewinn  hieran  war  fesl  zwei 
Dritlheile  dieser  Summe.  Im  Ganzen  darf  man  den  zu  Beginns 
des  Jahres  1811  umlaufenden  Betrag  Kupferscheidemttnze  wohl 
tsf  150  HiH.  fl«,  und  den  entspreohenden  Belauf  an  SilbenMtheide- 
niflnse  tnf  die  Mmliclie  Siunme  waoscUagen,  so  dass  su  den 
ca  1000  Hill.  fl.  B.  Z.  300  Mill.  Scheidemünze,  in  freilich  sehr 
ver&ciiiedenen  Münzfössen  geprägt,  hinzu  zu  rechnen  sind. 

Die  Hauptergebnisse  der  Periode  von  17^6  Iiis  1811  sind 
nadi  dem  vorherigen: 

L  Eine  nnr  in  den  Jahren  1802 — 4  iinterlnroohene,  sonsl 
stetige ,  endlieh  fest  in  geenelrischer  Plrogression  vor  sich  gehende 
Vermehrung  der  Bankozettel. 

2.  Eine,  mit  d.  J.  1795  beginnende,  mit  1799  massenhaft 
werdende  Ausprägung  einer  schlechten  Silberscheidemünze.  Trotz 
dw  gesetzUchen  Zusagen,  dass  die  Aasprägung  nnr  anf  das  vor- 
hmdene  Bedttrfniss  nnoh  Ansf^idrangsmitteln  fftr  den  Kkinver* 
kehr  besehrftnkt  bleiben  sollte,  arbeiteten  die  Mftnistfltten  weiter, 
weil  die  SilbersclieideniilRBe  beim  steigenden  Agio  verschwand, 
bald  aber,  weil  der  Staat  aucli  dies  Mittel,  um  sich  nur  Geld  zu 
verschafTen,  benützte.  Insofcrne  war  dann  die  Vermehrung  der 
schlechten  Scheidemünze  nur  eine  andere  Form,  um,  wie  durch 
die  Papiergeldenussion,  ein  Anielien  auf  die  Umlanfsnittel  des 


1)  Die  hefonders  in  B^racht  konuneBd«  leichter«  Kupfmafliue 

warde  in  folgenden  Summen  geprägt: 

S-KreuzerftOeke  (GiOfdien)  ra  164  IL  per  Caaiinr  ia  17d9  und 

1800    547,772  IL 

Dsgl.  zu  320  fl.  d.  Centner.  1800—1811     ....     10,293,179  , 
e-Kreuxeratücke  (DoppelgrMcken)  zu  426^8  fl*  der 

Cntr.    1800—1807    67,078,680  , 

15-Kreuzer8tücke  zu  IO6673  fl.  d.  Cntr.,  1807—11  .     «1,4R3.533  „ 
30-Kreuzer8täcke  zu  1600  fi.  d.  €Mr.  1807—11   .    .     44,388,h81  „ 
iwischen  1799  vmA  1811 :  Summa  149,792,045  , 

l-Kieuzer-^tncke  4  i  1800— 1811        8,275,856  , 

V»  ttttd  V4  hrcm«MWcke  |  1802-1810         186,478  . 

8,462,334  , 
Gesammlbetrag  158,254,379  „ 
Auch  i.  J.  1812  wurdea  «och  kleinere  Siunmea  KupÜBnnüiize  dieeer 
Sorten  geprägt. 
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Landes  amsulegen.    Die  Wirkimgeii  mvattUm  ia  Mden  Fällen 

gleich  sein.  Aus  diesem  rein  iiuaaciellen  Gesichtspunkte  wird  die 
Silberscheidemünzprägung  von  1804  an  fast  eingeslelU,  als  für 
den  beabsichtigten  Zweck  die  Fräguug  der  Kup^Brinüiue  noch 
passender  erschien. 

3.  Die  Kopferscheidemunzprägung  nach  leichterem  Fnsse 
beginnt  1799,  wird  fast  jährlich  massenhafler  und  der  Fuss  ver'* 
schlechtert  sich  in  in  km  mehr,  er  blieb  abei  immer  sehr  verschieden 
für  die  einzelnen  Sorten  und  war  für  die  kleinsten  Nennbeträge 
am  schwersten,  was  sich  aus  Gründen  der  nolhwendigen  Bück* 
Sicht  auf  die  Brauchbarkeit  der  einzehien  Stücke  als  Münze  er* 
fclftrt.  In  den  spftteren  Jahren  war  auch  die  Kupfennünzung  nur 
ein  Mittel,  dem  Staate  Einnahmen  za  versdiaffen«  Es  gilt  iBSXh 
ferne  das  soeben  uiiler  der  vorigen  Rubrik  Gesagte. 

Die  in  der  Anmeikung  niilgetheille  tabellarische  Uebersicht 
lässt  die  Bewegungen  in  der  Circulationsmittelmenge  und  in  d^ 
Qualität  der  Bestandlheiie  der  letzteren  dentUch  hervortreten  0* 

HL  Die  Einftüucimg  des  Zwangskurses  nnd  einige  daran  sich 

knüpfende  Tragen, 

Das  Verhalten  der  Regierung  gegenüber  der  entstehenden 

und  bald  Alles  verwincndcii  Zerrutluiig  des  Geldwesens  zieht 


B.  Z.Üni-  effiMmlieidfl-  KipflttnlaipfSgiing,  (MIU.  fl.) 
lanfsver-    miinzpräffanjp  d0ll  UMltlter  StI 

mebruiif?.       (Mill.  fl.) 


MUi.  fl.  im  2ä  ii.  im  48  ü.  m  fl.  164  fl.  mVafl.  SSO  fl.  4&Vk  lO<0V«fl<  1600  fl. 
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in  tersdnedenen  Besieiiungen  «uere  Auftnerksamlrait  auf  sich. 
An  Versoeben  zur  Abhilfe  des  Uebels  febUe  es  in  den  Jahren 
von  1797 — 1811  keineswegs.   Auch  sab  die  Finanzverwaltung, 

wenn  auch  nicht  gleich  zuerst,  so  doch  nach  Verlauf  einiger  Zeit, 
wahrend  deren  hie  die  Erscheinungen  im  Verkehr  hatte  beobachten 
l^önnen,  deutlich  genug,  worin  der  Kern  des  Uebels  lag  und  auf 
weiche  Weise  dasselbe  allein  mit  Aussicht  anf  Erfolg  bekämpfl 
werden  iLönne.  Sie  machte  sich  in  dieser  spateren  Zeit  keine 
niusk>n  darüber,  dass  man  die  Ursachen  der  Zerrattung  des 
Geldwesens  bes(itigen,  namentlich  also  der  übermässigen  Ver- 
mehniDg  des  uneinlosbaren,  mit  Zwangscurs  umlaufenden  Papier- 
geldes Einhalt  Ihun  müsse ,  wenn  man  irgend  eine  Besserung 
berbeifthren  wolle.  Ich  werde  später  auf  die  desshalb  angestellten 
Versuche  zu  sprechen  kommen.  Bei  den  stets  von  Nenem  wieder 
ausbrechenden  Kriegen  und  dem  Mangel  anderweiter  Mittel,  die 
Kosten  derselben  zu  decken  tmd  hinterher  im  Frieden  die  Papier- 
geidmenge  zu  vermindern ,  oder  doch  dann  wenigsten^}  nicht  noch 
weiter  zu  vennehren,  verstrich  leider  die  Zeit,  wo  noch  etwas 
Emstliches  zur  Heilung  hätte  geschehen  können,  bis  es  dazu  zu 
spflt  war.  Das  Erste,  was  im  Uebrigen  die  österreichische  Regie- 
rung that,  war,  was  unter  solchen  Umständen  stets  das  Erste 
bleiben  wird,  und  wozu  in  damaliger  Zeil  noch  die  Richtung  der 
Staats-  und  Wirthschaftspohtik  hindrängte  j  man  suchte  das  Uebel 
durch  Beseitigung  seiner  Symptome  zu  heilen  und  gegen  seine 
Wirkungen  euizusdireiten.  Zu  diesen  Heilverswdien  darf 
man  in  gewisser  Hinsicht  auch  die  Einflihrung  des  Zwangs* 
curses  liir  die  sich  entwerlhenden  uricinlusbar  gewordenen  B.-Z. 
rechnen.  An  die  Decretirung  des  Zwariirscurses  für  ein  derartiges 
Papiergeld  Imüpfen  sich  einige  Fragen  von  aligemeinerem  wissen- 
schaftlichem vnd  practischem  Interesse,  worauf  wir  hier  eingehen 
werden,  da  die  VeriiaUnisse  des.  Jahres  1796  und  der  folgenden 
eine  mehr  principieHe  Erörterung  dieser  Fragen  gerade  gut  ge- 
statten. Zunächst  nuLssen  wir  uns  mit  der  Art  der  Einführung 
des  Zwan^scurses  beschäftigen. 

Es  wurde  schon  früher  beilauüg  erwähnt,  dass  sich  der 
Zwmgsom  der  B.>Z.  nicht  auf  ein  bestimmtes  allgemeines  Staats* 
gnsetz,  eui  Patent  oder  Ho&cret  zurückfuhren  lasse,  ioikteni 
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&B8B  er  eigentlicli  durch  die  Yerfilgoiigeii  untergeordneter  Ver- 
wattnngsbeliOrden  zur  Geltung  gebracht  sei  Daraus  hat  man 
wohl  die  Gelegenheit  zu  heftigen  Angriflfen  ixe^en  ein  solches 

Gebahren  wahrgenommen,  welches  vnrn  Slandpunkle  unseres 
modernen  Rechtsstaats  aus  ganz  unerklärlich  und  unverantwort- 
lich erscheint.  So  poleniisirt  z.  B.  Tebaldi,  der  Pseudonyme 
SchriflsteUer  über  die  »Geldangelegenheiten  Oesterreichs«  (Lpzgi 
1847)9  dem  wir  euie  gute  Skisise  des  Bankotettelperiode  ver- 
danken ,  gerade  gegen  diesen  Punkt  besonders.  Es  dttnekt  nns, 
dass  man  dabei  aber  ebensosehr  die  damalige  Sachlage,  wie  die 
politischen  Verhältnisse  Oesterreichs  vergisst,  welche  freilich  von 
denen  des  modernen  Rechtsstaats  himmelweit  verschieden  waren. 
Vergegenwilrtigte  man  sieh  diese  Lage  der  Dinge  im  Jahr  1796, 
so  wird  die  geschehene  Art  der  Einfhhmng  des  Zwangscurses 
iroQkommen  begreiflich. 

Das  Aufhören  der  Eiiilüsung  der  B.-Z.  lässt  sich  gar  nicht 
auf  einen  ganz  bestimmten  Zeitpunkt  und  einzelnen  Act  zurück- 
führen, wie  die  Zablungssuspension  einer  Bank  z.  B.  der  National- 
bank  1848  und  selbst  1859.  Anfangs  fand  mehr  eine  zeit- 
weilige Erschwernng,  alseine  förmliche  Einstellung 
der  Einwechslung  statt.  Dann  traten  besonders  in  den  Provinzen 
gelegentliche  Stockungen  ein,  aber  die  Gassen  wurden  darauf 
wieder  thunlichst  mit  Münze  versehen  und  die  Einlösung  nahm 
wieder  einige  Zeit  ihren  Fortgang.  Die  Natur  der  B.-Z.  im 
Gegensatz  zu  den  Banknoten,  brachte  es  mit  sich,  dass  man  nicht 
durch  Enudehnii^  von  Fordeningen  Zettel  ans  dem  Verkehr  ddieii 
und  dadurch  den  Andrang  um  Verwechslung  abschwächen,  oder 
anderseits  den  Bankfonds  verstärken  konnte,  sondern  zu  (iiesem 
Zwecke  künstliche  Silberbezüge  effectuiren  musste.  Sobald 
hierfür  die  Bezugsquellen  gesperrt  sind,  riskirt  man  gänzliche 
Erschöpfung  der  Baarvorrftthe.  Solche  Fülle  kommen  in  der 
damaligen  Zeit  öfters  vor.  Bmxelweise  fand  eine  Vmrechshmg 
der  B.  Z.  noch  bis  in  das  Jahr  1800  statt;  drohte  damals  der 
Verbindung  mit  Hamburg  die  gcrini^ste  Unlerbrechung,  so  schwand 
die  letzte  Möglichkeil  einer  Beschallung  der  nothwendigen  Silber- 
massen. Natürlich  ertönten  gleich  in  den  ersten  Zeiten,  wo  die 
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Terwedishiiig  ins  StodM  gerieth,  lebhafle  Klagen  im  Poblflnaiy 
und  die  Mftiize  eriiielt  ein  Agio  gegen  B.-Z. 

Damit  war  für  die  Staatsgewalt  die  erste  Veranlassung  einer 
Pazwisthenkunlt  gegeben,  denn  es  miisste  ihr  in  ihrem  eigenen 
Interesse,  weil  sie  die  B.-Z.-Emission  zur  Bestreitung  ihrer  Aas- 
gaben benatzen  woDte,  AUes  daran  liege«,  die  Zettel  in  fari 
mit  Hönze  zu  eilialten.  ADein  toq  der  Regierang  beansprachea, 
dass  sie  etwa  jetzt  gleieb  offen  mit  der  Sprache  beransgeräckl 
wäre,  den  Zwangscurs  decretirl,  die  ?>inlüsung  eingestellt  haben 
sollte,  das  heisst  die  Lage  der  (hiinaliofn  Verhallnisse  verkennen 
und  von  der  Österreich.  Regierung  des  Jahres  1796  eine  gar  zn 
modern  rationelle  Handlungsweise  fordern.  Die  Finanzverwaftong 
bat  zndem  damals  wobl  noch  selbst  vollkommen  bona  fide  die 
Ueberseiigang  gehegt,  dass  bald  wieder  AQes  in  Ortung  sein 
würde,  und  sich  jedenfalls  begreifliche  Illusionen  über  die  weitere 
Entwicklung  der  Dinge  gemacht.  Die  gänzliche  Einsteilung  der 
Umwechslung  ward  in  der  ersten  Zeit  nicht  beabsichtigt^  und 
Ober  die  Nothwendigfceit  einer  mehr  als  zeitweiligen  Saspension 
lAnscfate  sich  die  Regierung  woU  selbst  noch,  auch  sah  ae  nädi 
ganz  klar,  worin  das  Wesen  der  mit  den  B.-Z.  vor  sich  gehen- 
den Veränderung  bestand.  Einstweilen  wurde  die  Baarzahlung 
als  noch  factisch  bestehend  angesehen,  dem  grossen  Andrani:  des 
PuUikums  zu  den  Verwechslungskassen  durch  Festsetzung  dei 
Summen,  die  an  eine  einzelne  Partei  ausgezahlt  werden  dOiflen^ 
entgegengetreten,  die  Annahme  der  noch  als  einlOsbar 
geltenden  B.-Z.  den  Privaten  empfohlen  und  wohl  auch  geboIeD, 
wie  in  einigen  Circularen  der  Hofstelle  aus  d.  J.  1797. 

Die  Venvaltungsbehörden,  besonders  in  den  Provinzen,  gin- 
gen aber  im  Geiste  der  damaligen  Zeit,  schon  ungenirter  vor 
und  schritten  in  ihrer  Omnipotenz  von  Amtswegen  ein,  wenn  sie 
es  im  Interesse  des  Staats  und  dem  der  Aufirechthaltimg  des  An* 
Sehens  öffentlicher  Einrichtongen  ftlr  nöthig  hielten.  Als  eine 
solche  Slaatsinstitution  galt  die  ganze  B.-Z. -Ausgabe,  die  B.-Z. 
einzehi  als  oÜentliche  Creditpapiere.  Die  Behörden  sahen  die 
Weigerung,  die  Bankzettel  stets  voll  anzunehmen,  von  ihrem 
Standpnncte  aus  und  mit  Rücksicht  auf  diesen  öffentlichen  Chnracter 
des  Papiergelds,  als  ein  »strftfliches  Unteradimen*  an  und  be- 
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drohlen  glei(^h  mit  dem  StralVrusetz  die  „Störer  des  öffentücheii 
Uns  klingt  das  treilich  fast  komifich,  —  obgleidi  mch  wir 
nodi  80  manche  derartige  Besümmmgeii  haben,  welche  unfereii 
Eilkehl  ebenso  komiich  vorkommea  werden,  wie  ons  diese  ans 
der  Zeit  vnserer  Grossvlller  — ^  war  aber  das  Vorgehen  nicht 
im  Charactcr  des  damaligen  patriarchalischen  Absolutismus  und 
aufgeklarteu  Despotismus  wohl  begründet  ?  Der  slaatlichen  Noth- 
wendigkeit  gegenüber  verschlug  es  nicht  viel,  dass  das  bisher 
geltende  Gesets  ansdraekkich  die  Annahne  der  B.-Z.  von  dem 
freien  Ueberemkommen  abhttngig  machte. 

So  sind  denn  die  Jahre  1796,  97  und  die  folgenden  reich 
an  Erlassen  der  Verwaltungsbehörden  gegen  das  sicli  zeigende 
Dispari  der  B.-Z.  Wie  wir  sahen,  lassen  die  Verfügiino-en  wegen 
der  Scheidemünzprägung  schon  i  J.  1795  auf  begiaueade  Auf- 
kftnferei  der  Tollwerthigen  MOnse  sehliessen.  Besondeca  oharao- 
leristisch  isl  dann  gleich  eine  Verordnung  des  Tynder  Guber>  . 
«knns  y.  18.  Oct  17%.  in  Tyrol  war,  wie  erwähnt  worden, 
der  Umlauf  der  B.-Z.  erst  kurz  vorher  criselzlich  eingeführt 
worden,  während  die  Errichtung  einer  UinweclLsIungskasse  in 
Innsbruck,  gemäss  den  in  den  übrigen  Provioz€u  beobachteten 
Grundsitsen,  einstweäen  nur  als  unerfülltes  Verspre^en  auf  dem 
Papiere  stand.  CPatem  vom  1.  Sept.  1796.)  Das  Pnblikum,  die 
Krimer  u.  s.  w.  weigerten  sich  daher  begreiflich  genug,  ein 
Papiergeld,  dessen  Curs  und  Credit  ^chon  zu  wanken  begann, 
überhaupt  oder  wenigstens  im  vollen  Nennwerth  wie  baares  Geld 
anzunehmen.  Ohnedem  fügten  sich  die  B.-Z.  weniger  bequem 
in  die  Tyroler  Geldverhiltnisse  ein,  aneh  wurden  sie  m  mir 
mttle  des  Betrags  der.  ZahlungasefauMigkeiteui,  sliti  wie  in  den 
anderen  Provinien  nun  ganaen  Betrage,  bei  den  dflentBchen 
Kassen  in  Zahlung  angenoiiiriieii,  nachdem  der  Versuch,  diese 
Verwendungsfähigkeit  aiü  den  ganzen  Betrag  auszudehnen,  so- 
fart  eine  die  Kassen  belästigende  AnfüUung  mit  B.>Z.  zur  Folge 
gehabt  hatte  und  daher  nach  wenig  Wochen  meder  abgestellt 
weiden  mnssta.  (ä  D.  v.  29.  Sepl.  n.  13.  Nov.  1796.)  Das  Jahr 
1796  war  eben  sdmn  wenig  mehr  geeignet,  den  B.-Z.  ein  gans 
neues  Umlaufsgebiet  zu  eröffnen.  Was  that  aber  das  Landes- 
gubernium^   üs  eriiess  in  der  erwühnten  Verordnung  einfach 


Digrtized  by  Google 


604 


Zur  Geschichte  und  Kritik 


an  das  gesammte  Publikum  des  Landes  Tyrol,  an  alle  Magistrate, 
Obrio  keilen,  Gemeindenden  an  nre  messe  nsten  Befehl,  weil 
die  B.-Z.  bisher  von  den  Handeisleuten  gar  nicht  oder  nur  ia 
Tyroler  Landeskourant  (d,  i.  um  b^jo  unter  Pari)  angenommen 
würden,  diese  B.-Z.  nach  ibrem  Yollea  Werthe  durcligaheiidfli 
ohne  Ausnahme  empfangen  und  ausgeben  zu  lassen  —  da  seiner 
Zeit  eine  Einlösungskasse  errichtet  werden  würde.  Androhung 
von  Strafen  für  die  Uebertreter  fehlte  nicht  Unter  dem  vollen 
Werthe  verstand  man  damals  «uaturgemäss*^  stets  den  Nenii- 
wertii  in  Münze. 

Ganz  ähnlich  gfaig  es  hi  den  ProvinzeQ  mit  Älterem  Umlaufe 
der  B.-Z.  Selbst  später,  als  die  Umwechslang  mehr  und  mehr 
ani'horle.  wird  dieses  Moment  des  Disacrio  der  Zettel  von  den 
Behörden  hartnäckiir  ig^norirt,  und  die  Ursache  bloss  im  bösen 
Willen  und  dem  Treiben  der  Geldwucberer  gesucht,  wogegen 
natttriich  energisch  eingeschritten  werden  mttsse.  Eines  der  be- 
zeichnendsten ist  ein  steiermfirhisches  Gubemialcircnlar  vom  19« 
Juli  1797,  worin  den  Geldwacherem  die  Verbreitung  des  Vor- 
nrtheils,  „als  wenn  die  B.-Z.  nicht  im  gleichen  Werthe  mit  dem 
haaren  Oelde  stünden**,  zum  Yorwuife  gemacht  wird.  Es  heissl 
dann  wörtlich,  »da  die  B.-Z.  in  allen  öffentlichen  Kassen  nach 
ihrem  Werthe  angenommen  werden,  so  hat  sich  auch  in  Privat* 
Zahlungen  Niemand  zu  weigern,  solche  statt  baarer 
Mflnze,  auf  welchen  ganz  gleichen  Werth  sie  der  Staat 
gesetzt  hat.  anzunehmen."  Wer  die  Annahme  weigere, 
mache  sich  des  Ungehorsams  gegen  landesfurstliche  Anordnun- 
gen schuldig  und  werde  danach  bestraft  werden.  Hier  wird 
eigentlich  offen  ein  den  Zwangscnrs  einfUhrendes  Gesetz  vmos- 
gesetzt,  während  nur  dn  Regierangscircabr  vom  7.  April  1797 
vorlag,  das  dafür  noch  kaum  gelten  konnte  und  worin  die  Ein- 
lösbarkeit  der  Zettel  noch  anerkar^nt  wurde.  Alle  früheren  Palente 
hatten  ausdrücklich  den  Zwangscurs  der  B.-Z.  im  Privat- 
veritehr  desavouirt,  die  Weglassung  des  betreffoiden  Passus  im 
letzten  Palente  vom  19.  Aug.  1796  kivohnrte  noch  nidil  die 
VriksnmHon,  ab  ob  der  Zwangscors  dadorch  hatte  ehigefBhrt 
werden  sollen,  ebensowenig  wie  die  erwähnte  Stelle  dieses  Patents, 
'dass  die  B.-Z.  bei  allen  Aerarialzahlungen  an  JedermaBn  abge- 
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gilben  werden  müwtea  Wenn  in  den  Einfahnmgspatenten  der 
wUechten  Sclieidemllnxe,  dieses  Komplements  der  B.-Z.-Ansgabey 
von  einem  Zwangscurs  in  ziemlich  aHgemeinen  Ansdrflclcen  die 

Rede  isL  so  war  damit  eben  doch  nur  ein  bisher  schon  anomaler 
Zwangsciiis  hei  Scheidemünze  auch  auf  die  neue  schlechtere 
mit  ausgedehnt  worden,  eine  principiell  neue  IJestinnnung  ward 
damit  nicht  getroffen.  Die  Erlasse  der  Verwaltungsbehörden 
brachten  so  doch  zunächst  die  so  furchtbar  folgenschwere  Anord- 
ming  eines  Zwangturses  för  wieinlösbares ,  In  rapider  Ver- 
mehrung begriffenes  rajiiergeld  zur  allgemeinen  Geltung  charac- 
teristisch  genug  in  politischer  wie  volkswirthschartlicher  Hinsicht 
für  die  Zeit  und  das  Land.  Der  Grund,  auf  diese  Weiso 
vorzugehen,  lag  indessen  woM  weniger  in  der  klar  bewusslea 
Absicht  der  Regiernng^  das  Publiknm  über  die  vor  sich  gehende 
Verfindemng  zn  tauschen,  wie  man  gemeint  hat,  als  in  Her  Un* 
klarheit  des  Zustandes  und  dem  mangehidcn  Ver:5tandniss  bei  den 
leitenden  Organen  selbst.  Der  wesentliche  I  nt  erschied  zwischen 
einem  Creditumlaufsmittely  wie  den  bisherigen  B.-Z.,  und  einer 
neuen  Geldart,  wie  den  uneinlOsbar  gewordenen^  wurde  im  Publi- 
knm^  wie  von  den  FInanzmflnnem  schwerlich  richtig  erfasst 

Später  haben  dann  allerdings  auch  die  Patente  u.  s.  w.  die 
Pflieht  zur  allgemeinen  Annahme  der  so  ganz  etwas  Anderes 
gewordLiien  B -Z.  im  Privalverliehr  offen  ausgesprochen,  aber 
eben  in  solcher  Weise,  als  ob  nur  eine  bereits  gesetzlich 
g^tende  Anordnung  nodimals  ausdrücklich  bekräftigt  werden 
sollte.  Man  kann  es  idcht  einmal  so  auffassen,  als  ob  das  Geseti 
emen  nur  f  a  c  t  i  s  c  h  extstirenden  Zustand  jetzt  sanctioniren  woUa 
So  verordnete  das  Paleiit  v.  15.  Mai  1800,  worin  die  Ausgabe 
von  1-  und  2-fl.-ZetteIn  verfügt  ward,  für  diese  neuen  Zettel 
sollten  die  für  die  alten  erlassenen  Bestimmungen  gelten.  D  e  s- 
lialb  hätten  die  Zettel  nicht  nur  bei  allen  öffentlichen  Kassen, 
sondern  anch bei  Privatzahlungen  vollgiltigen  und  un- 
weigerlichen Umlauf.  Sie  konnten  auf  Verfangen  wohl 
gegen  grössere  Zettel,  aber  wie  dieses  Patent  ausdrücklich  hitt- 
zutugte,  nicht  gegen  klingende  Miinze  ausgewechselt  werden, 
wie  sich  von  jetzt  an  überhaupt  die  Verwechslung  nur  auf  die 
der  einzakien  Sorten  unter  emander  besdiränkte.  Noch  deutlicher 
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spricht  das  Patent  vom  15.  Joli  1800,  womit  die  Ersetasung  der 

alten  abgenutzten  durch  neue  Bankozettel  angeordnet  wurde.  In 
den  Text  des  §  4  des  Pat.  v.  19.  August  1796,  worin  von  der 
Annahme  der  Bankozettel  in  Zahlungen  die  Rede,  waren  jetzt  die 
Worte  eingeschaltet,  »sowie  im  Privatverkehre«  seien  die 
Bankozettel  im  voben  Werthe  wie  baares  Geld  anzunehmen  n.  s.  w., 
und  damit  war  die  Fragte  dann  allerdings  entschieden. 

Die  Art  und  Weise  der  Einführung  des  Zwangscurses  war 
somit  eine  höchst  eigfenthtimlichc,  aber  dass  der  Zvvancrscurs  doch 
von  der  Regierung ,  wenn  dieselbe  sich  anfangs  auch  über  die 
von  ihr  einzunehmende  Stellung  nicht  klar  war,  beabsichtigt 
wurde,  und  dass  er  im  Publikum  im  Grunde  frahzeitig  Fuss  fasste^ 
ist  doch  gewiss.  Wir  wollen  aber  jetzt  auch  auf  die  Frage  ein» 
gehen,  ob  die  Einführung  des  Zwangscurses  im  Jahre 
1796/97  und  in  allen  ähnlichen  Fällen  unvermeidlich  oder 
wenigstens  höchst  w  ü  n  s  c  h  e  n  s  w  e  r  t h  war.  insbesondei  e 
frägt  es  sich,  ob  die  Nothwendigkeit,  den  Zwangscurs  auszu- 
sprechen, von  selbst  aus  der  Einstellung  der  Einlösung  der 
Bankozettel  folgen  musste.  Es  liegen  hier  einige  Fragen  vor, 
welche  vielleicht  ziemÜeh  mtissig  erscheinen,  aber  im  Grunde 
doch  wichtige  Principicnli  agen  sind  und  noch  wichtigere  be- 
rühren. Sie  sind  in  den  neueren  Controversen  über  die  Regu- 
lirung  der  Valuta  mehrfach  in  Oesterreich  erörtert  worden,  wir 
werden  gerade  durch  diesen  Umstand  bewogen,  darauf  hier  ein* 
zugehen.  Jedenfalls  ist  hier  noch  nicht  Alles  so  selbstverständ- 
lich und  unzweifelhaft,  wie  man  oft  anzunehmen  geneigt  ist  0* 

1)  Dien  Flage  kaim  hier  nur  in  einigen  Hauptpunkten  erörtert  werden. 
Angeregt  ward«  ich  ten  nmeBlIidi  durch  folgende  Schrift:  ,^die  Yalot» 
in  Oetterreich  nad  YOTScUiga  für  den  Uebergang  zu  einer  fetten  Wdhranf, 
▼on  £d.  Strache,  Wien  1861.*  Der  Verf.  dieser  Schrift  verBehl  im 
Gegeatats  sn  mir  nad  Anderen  die  Anikh«,  daee  die  Heratellang  der  Valala 
millelst  Herttelhiaf  der  Baakaohrem,  alio  mitlaltt  der  BeriMAlirung  der 
]f4>glichkeil  dner  Wiedevaafnahnia  dar  Baartahlungen ,  zu  koeupielig  und 
lehvierig,  vialleichl  kaum  mögticb,  und  wenn  Lettterai,  »o  aas  B&ckaicht 
anf  die  Lage  der  Aiterreichischen  Indnalrie  n.  e.  w.  nicht  wflntchenswerth 
fei;  •ehnCaBölIaerische  Argamente  spielen  dabei  eine  gewisse  RoHe.  Er 
macht  desshalb  andere  Vorsdilige,  die  im  Weeealllehen  anf  die  Aaf- 
babttttg  das  2wattgse«rtee  der  Banknoten  im  Nennwerlh  wd 
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Die  BinfOhmng  des  Zwangscunesf  für  ein  ondnlöibaresy  sicli 
entwerthendes  Papiergeld  erscheint  im  ersten  Moment  schon  als 

■tatt  4eflMii  «nf  die  Einf&hrnng  des  Zwangioirsef  der  Banknoten  aack 
dem  jedeBBaUgen  Tagegcnrswerthe  hiiiau3laiifen.  Diese  Vor- 
■ehlige  interewireii  «ns  hier  jetzt  nicht  weiter,  es  genügt  die  Bemerkungi 
dass  sie,  gegenwärtig  dnrchgefährt,  nasererer  Ansicht  nach,  in  ihren 
praktischen  Resultaten  einer  Nennwerthreduction  siemlich  gleich 
kämen,  und  desshalb,  aholich  wie  die  letztere  Maassregel,  unvermeidlich 
die  grössten  Kechisverletzungen  in  ihrem  Gefolge  hätten.  Der  Grund  davon 
liegt  wesentlich  darin,  dass  die  Preise  aller  Güter  und  Leistungen  sich  sehr 
Terschiedenartig  unter  dem  Einflüsse  des  Agios  verändert  haben,  und  dass 
die  „Kaufkraft,''  welche  eine  gewisse  Summe  Papiergelds  im  Verhältniss 
«ur  früheren  Zeit  noch  darstellt,  keineswegs  nach  der  Hohe  des  Silber- 
agios oder  den  Verändei  unirf  n  dcssribeu  seil  jener  Zeit  5o  ohne  Weiteres 
geschätzt  und  gemessen  w  i-nlen  kann.  Auf  diese  Vortrage  vdu  'U  i  Acn- 
deruns-  der  Preise  und  da  mit  der  Kaufkraft  entwerlheten  Papiergelds, 
welche  auch  für  die  Frage  der  vielfach  empfohlenen  ,.t;t  setzlichen  Deval- 
vation"^ fd.  h.  eben  Nennwerthreduction;  von  fundanienlaier  Üedeulung  ist, 
kommen  wir  im  weiteren  Verlaufe  noch  zu  sjjrecheu.  In  der  erwähnten 
Schrift  nuisste  Herr  StracUe  aber  auch  auf  einige  reine  i'niu  ipiciiiiagt'n  über 
Wesen  und  Einfluss  des  Papiergelds  einsrehen,  weil  von  der  Beantwortung 
dieser  Fragen  in  einem  Sinne  die  Hailbarkeit  seiner  piaktischeu  Vorschläge 
bedingt  wird.  Hierbei  hat  sich  der  Verf.  als  guter  Analytiker  erprobt  und 
einige  sclnjae  Entwicklungen  gegeben.  Kr  eifert  \urnemlich  dagegen,  dass 
man  den  Zwangscurs  des  Papiergelds,  nachdem  die  Banknoten  1848  und 
1869  uneinlösbar  geworden  seien,  ausgesprochen  habe,  indem  alle  die 
immenseB  Nachtbeile  der  Papiergeldwirthschaft  sich  wesentlich  auf  den 
UflMtand  aurilekffthreB  Hessen,  dass, das  uneinlösbare ,  schwankende,  ent- 
wenkete  Papiergeld  um  gesetalicken  Zablungsinttlel  erklirl  wordea  aeS« 
In  diesen  Argumentationen  darftber  bat  er  gaai  Reckt  Er  folgert  aber 
dann  daraus,  daaa  man  den  Zwangscari  allein  bitte  vemieiden,  ancb 
das  Papiergeld  nickt  an  Steuerxakluugen  annekmen  nflsfen,  —  und  darin 
kat  er  Umreckt,  denn  der  Zweck,  den  der  Stäat  mit  dem  Papiergelde  er^ 
reicken  wollte,  nfimlick  damit  einstweilen  seine  Aoagaben  au  bestreiten, 
hatte  den  Zwangscors  des  Papiergelds  snr  VoraussetsuDg,  weQ  dieser  Zweck 
sonst  gar  nickt  kitte  erreicht  werden  können.  Stracke  bebauptet  das  awar, 
aber  eben  kier  kinkt  seine  Beweisfftkrung  oder  macht  einen  Spmng.  Den 
Beweis  far  die  Notkwendigkeit,  trota  der  bedanerlicken  Folgen  in  Lagen 
wie  die  Oesterreicks  1797, 1848, 1869,  den  Zwangscura  an  Yorkingen,  wenn 
einmal  die  Papiergeldansgabe  an  finanaiellen  Zwecken  ana- 
gebe ntet  werden  soll,  glauben  wir  im  Folgenden  in  den  Hauptsitsen 
au  fabren.  Auch  diese  tkeoretisck  interessante  und  praktisok  aosnekmood 
wkkiige  Frage  kingt  aoge  mit  der  Fraga  Ikber  den  Sinflnit  ekur  Vor mi»* 
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logisch  unrlclitig)  weil  dabei  gewissermaaMen  veikngt  wird,  d«8S 
2wei  ungleiche  Grössen  für  gleich  gelleo  soflen,  und  weil  das 

dening  des  PipiergvMwertlii  g«g«ii  den  Artikel  Silber  und  Gold'  auf 
eine  VenBindenmg  der  Preiie  von  Waaren  nad  DienfdeitliaigeB  soflanmeii, 
imd  hier  gerade  trifll  vnserer  Meinung  nadi  der  in  dem  Eingang  sa  dieaeai 
Anfsatee  erwähnte  Fall  ein,  da»  ein  Satt  von  bedingter  theoretifclier 
Wichtigkeil  an  nnmittelher  auf  die  Praxis  übertragen  wird.    Ein  PapiergeM 
mit  Zwangscurs  hat  daher  auch  nach  meiner  Ansicht  die  heillosoi  Wir* 
hangen,  welche  Strache  gnt,  oft  schlagend  nachweist,  aber  dcmungeachtet 
kann  man  den  Zwangscurs  nicht  aliein  fortlassen,  vielmehr  gilt  hier  die 
alte  Regel,  wer  den  Zweck  will,  mass  vor  den  Mitteln,  durch  die  dieser 
allein  zu  erreichen  ist,  nicht  zurückscheuen.    Uebrigens  möchte  ich  hier 
ausdrücklich  Strache's  Schrift  zur  Leetüre  empfohlen  haben.    Manche  der 
darin  entwickelten  Ansichten  sind  richtiger,  als  es  im  ersten  Momente 
scheint.    Ich  hatte  Gelegenheit  mich  davon  namentlich  durch  die  höchst 
gelungene,  schlagfertige  Vertheidigung  zu  überzeugen,  rnit   welcher  der 
Verfasser  seine  Ideen  und  Vorschläge,  —  in  einigen  Sitzun<i;cu  der  unter 
dem  Vorsitze  Sr.  Kxcellenz  de»  gegenwärtigen  ost.  Finanzimnisters,  Hrn.  v. 
Plener,  im  März  d.  J.  im  Finanzministerium   beratheuden  tachniaiinischen 
Commission  zur  Erörterung  der  Valutafrage  — ,  gegen  alle  Einwände  auf- 
recht  zu  erhalten   suchte.    Ich  vermochte  aber  nur  das  nicht  einzusehen, 
wie  der  Stria t  mit  dem  ohne  Zwangscurs  uiulaufenden  Papiergelde  18-iÖ  oder 
1796  etwas  hätte  anfangen  können ,  was  doch  der  Z  w  eck  der  Emission 
fiberhaupt  war.    Die  Frage  scheint  nun  so  zu  liegen  ,  duss .  wenn  es  sich 
um  die  financielle  Benutzung  eines  Papiergelds  handelt,  mit  der  Uneinlös- 
batkeit  gleichzeitig  auch  der  Zwangscurs  verlügt  werden  muss.  dass  da- 
gegen in  anderen  Fallen  die  Frage  der  Opportunität  des       antrscui  ses 
mindestens  eine  oflene  und  häufig  mit  Rückiicht  auf  die  schluumeren  Folgen 
eine  zu  verneiueude  ist.    Dagegen  kann,  glaube  ich,  gar  nicht  davon  die 
Rede  sein,  den  Plan  Strache's  in  der  für  die  Gegenwart  modificirten  Form, 
d.  h.  för  Verhältnisse,  wo  bereits  längere  Zeit  daa  Papiergeld  im  Nenn- 
werthe  Zwangscun  hatte,  darchaaMbren.   Ich  darf  vielleicht  hier  in  Betraf 
Aotof  nnd  einiger  anderer  PlCne  fibr  die  Hantellung  der  Vainta,  vrelche 
nnr  insgesammt  den  Knoten  nekr  an  darcUianeii,  ab  an  htaen  ackeinen« 
anf  einen  kleinen AnÜMla  von  mir  in Kolataeheks  „Stimmen  4er  Zeit,'' 
1661.  Nr.  14.  S.  519-4(80  verweiaen,  worin  ieh  in  KArxe  eine  Kritik  dieser 
Fline  veraochte.  Gerade  die  Gründe,  welche  gegen  dieae  Pline  spreckea, 
fidiren  anf  die  Frage  snrOek,  ¥relcke  Aendemngen  in  den  Freiaen  n.  i.  w. 
ein  Zwangacnrtpapiergeld  bewirkt,  nnd  werden  dadorok  wieder  an  Grftnden 
f  Ar  die  Herbeifthmng  der  Wie«^inlöibarkeit  der  Noten.  Heiner  Uekersen* 
gnng  nach  itt  der  einsige  wirthachaftlich,  flaansieü  nnd  reoiiiKek  an  billigende 
Weg  der  Heratellong  der  dat.  Valnla  der  der  Herstettnng  der  Bankaolveni, 
nnd  gilt  diei  von  allen  Fillen»  wo  die  VorhiltniMo  nock  Ümlitik  UogM» 
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Ganze  nur  eia  ileilkünsteln  an  den  Symptomen  des  ausgebruohe' 
uen  Uebels  ist.  Der  Zwangscurs  kann  die  Wirkungen  nicht  fort- 
schaffen, so  lange  die  Ursachen  geblieben  smd,  wie  der  Mangel 
an  Vertranen,  die  sa  grosse  Masse  Papiergelds,  die  fehlende 
Binlösbarkeit  n.  A.  m. ,  mit  denen  allen  er  sieh  ja  nicht  einmal 
zu  bL'S(  hafügen  versucht.  Speciell  betrachtet  ist  die  Decretirung 
eines  Zwangscurses  für  Papiergeld  auch  nur  ein  besonderer  Fall 
der  theoretisch  unrichtigen,  praktisch  undurchführbaren  Doppel- 
wtthrang.  Esexistiren,  —  zunächst  wenigstens,  denn  später 
wurde  und  wird  da*  Mttnze  oft  diese  Eigenschaft  ausdrücklich 
vom  Gesetze  genommen  — ,  zwei  legale  Zahlangsmittel,  swischen 
deren  Benutzung  der  Schuldner  wählen  kann.  Die  Folge  ist  dann 
nalurlicii  die,  dass ,  sobald  eines  billiger  wird,  immer  dieses  zu 
Zahkngen  Verwendung  hndet,  und  so  ist's  auch  hier.  Das  Dis- 
pari  zwischen  Mttnze  und  Papiergeld  vefschwindet  durch  den 
Zwangscnrs  nicht  nnd  tritt  auch  trolz  desselben  erst  hervor.  Die 
Folge  ist  eben  mir  die  jeder  Doppelwlihrung.  Das  schlechte  le-* 
gale  Zahlmittcl  —  so  muss  man  sagen,  nicht  »Geld«,  denn 
gerade  nur  jene  Eigenschaft  des  Geldes  kommt  hier  in  Betracht  — , 
verdrängt  das  bessere  aus  dem  Yeri&ehre. 

Der  Zwangscurs  fahrt  daher  von  selbst,  zur  Veränderung 
nnd  Verschlechterung  der  Währung  und  des  Münz- 
fusses.  Grundsätze,  welche  die  heutige  Theorie  des  Münz- 
wesens perhorrescurt ,  werden  beim  Papiergeld- Zwangscurs  noch 
offen  vom  Gesetz  in  Schutz  genommen.  Die  auf  Thaler,  Gul- 
den u.  s.  w.  lautenden  Verpüichtuugen  werden  auch  wieder,  wie 
in  firttheren  Zeiten  so  oft,  zwar  nominell  erfüllt,  aber  die  aus- 
gezahlten Thaler  u.  s.  w.  smd  trotz  des  gleichen  Namens  etwas 
Anderes  geworden.  Die  Wirkungen  der  Einführung  euier  schwan- 

wie  jetzt  in  Oesterreich.  Ich  habe  diese  Meinung  in  vielen  Aufsätzen  der 
eben  erwähnten  Zeitschrift  (z.  B.  Nr.  24,  v.  Jg.  1861.  S.  785  ff.\  des  Brem. 
Hand.  B  1.,  in  dem  Art.  Banque  de  Vienne  in  Horns  Annuaire  inter- 
natioü.  du  crdd.  publ.  J.  1861.  p  325 — 844  und  in  meiner  besonderen 
bei  Gelegenheit  der  letzten  Bruck  sehen  Finanzoperation  verfassten  kleinen 
Schrift:  „das  neue  L  o  tte  ri  ean  1  e  h  e  n  und  die  Reform  der  Na- 
tionalbank ^Wien  1860'"  nach  den  verschicticrKn  Zntin  zu  erörtern 
gesucht  und  mich  bisher  wenigstens  von  der  Unrichtigkeit  derselben  nicht 
Oberieugen  können. 
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kenileii  Papiergeld  Währung  sind  principiell  dieselben,  wie  die 
einer  willkührlichen  Verändern ntv  und  meistens  Verschlechterung 
des  Münzfusses,  wenn  sie  auch  in  der  Regel  dem  Grade  nach 
davon  venohieden  sind,  weit  der  Yeritaf  der  fintwickiung  i>eiin 
Papiergelde  crasser  und  gewaltffanier  iet 

Unvermeidlicli  veranlasst  der  Zwangscurs  uneinlöflbaren  Papier* 
geltls  sriiuit  die  grrössten  Ungerechtigkeiten,  wie  sie  die  Folgen  der 
Doppelwalirung  und  vvillknluliclier  Aenderungen  des  Muii/.riisses, 
wobei  keine  Anrechnung  der  Schuldverbiadlichkeiten  eriolgt,  sein 
anftssen.  Es  scheint  z.  B.  offenbar  kaum  eine  grössere  Unga* 
rechtigkeit  mdglich,  als  wenn  etwa  Jemand  ein  Darlehen  von 
100  fl.  Silbennünze  gegeben  hat  und  er  nach  wenigen  Honaten 
in  Folge  des  Zwangscurses  des  Papiergelds,  sich  gt; fallen  lassen 
muss,  100  fl.  Papiervahita  als  iiuckzahlung  anzunehmen,  welche 
vielleicht  nur  70  fl.  Süber  werth  sind.  Im  J.  1796,  wo  Jahre 
lang  das  Agio  nnr  gering  war,  zeigtra  sich  solche  Beispiele  nicht 
l^eich,  aber  im  Winter  1858/59  tragen  sich  ganz  ähnliche  FaUe 
in  Menge  zo. 

Indessen  ist  hier  dennoch  Folgendes  zu  beachten,  und  damit 
berühren  wir  eine  Hauptfrage.  Allerdings  sind  Ungerechtigkeiten 
der  geschilderten  Art  bei  der  Einführung  des  Zwangscurses  für 
mieinlösbares  Papiergeld  unvermeidlich.  Man  muss  sich  flber 
diese  Folge  des  Zwangscurses  klar  sein,  wmin  man  ihn  zu  de- 
cretiren  wagt  Aber  dennoch  erscheinen  jene  Ungerecfatig* 
keiten  ärger  und  grösser,  als  sich  die  Sache  in  Wirklich- 
keit gestaltet.  Zunächst  nämlich  zeigt  sich  die  Enlwerthung 
des  Papicrgdds  hauptsächlich  nur  gegenüber  der  Münze  und 
den  edlen  Metallen.  Jedem ,  der  wegen  des  Zwangscurses 
die  Rückzahhing  einer  Summe  Silbergnlds  in  dem  entwertheten 
Papiergelde  amralimen  muss,  verliert  unmittelbar  eine  der  Hohe 
des  Silber-  oder  Goldagios  entsprechende  Summe  Geldes  oder 
Münze,  und  wird  dadurch  in  seinen  Rechlen  verletzt.  Allein  ab- 
gesehen von  dem  Falle,  dass  es  ihm  gerade  auf  das  Metallgeld 
als  Metall  ankommt,  ist  doch  die  reelle  Etnlmsse  ÜUr ihn  factisch 
weit  geringer,  wenn  das  Geld,  wie  es  die  Regel  ist,  nur  als  Dar- 
steller einer  gewissen  Menge  »Kaufkraft«  in  Betracht  gezogen 
wurde.  Die  100  fl.  Papiergeld,  die  etwa  nur  den  Werth  vou  70  ü. 
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Silbemttiue  liatoi»  TdiwslMifreii  ihm  aUer  Vermilthung  nach  immer 

noch  eine  Verfüg:ung  über  eine  Masse  von  Guleni  und  Leistungen, 
welche  ihm,  ceteris  piuilms  .  lruhei\  sagen  wir  z.  B.  1)8  oder 
wenigstens  95  fl.  gekostet  imtte.  Er  verliert  also  auch  im 
Ytifhältniss  zu  allem  Kaufbaren,  aber  er  verliert  doch  viel  weni- 
ger, als  mau  nur  mit  Rücksicht  auf  das  Silberagio  vermuthea 
würda  Der  Glüubiger  gewttnne  im  Gegenthdl,  wenn  ihm  jetzt 
in  Silberraünze  zurückgezahlt  würde;  denn  mit  den  100  11.  Münze 
konnte  er  circa  143  fl.  Papiergeld  kuiden,  die  ihm  jetzt  etwa 
dieselbe  Masse  Güter  zu  erwerben  gestalteten,  wie  ehedem  135  fl. 
MUnze. 

Per  Erfclärungsgmnd  für  diese  Phttnomene,  deren  Wesen  das 
angeführte  Beispiel  deutlich  erkennen,  und  deren  thatsftchliches 
Vorkommen  sich  aus  der  Geschichte  des  Papiergelds  erweisen 
lösst,  liegt,  wie  man  bereits  durchschaut  haben  wird,  in  dem 
Umstände,  dass  die  \ erandermigcu  im  Verhaltuiss  des  Tausch- 
werthes  von  PapiergeU  zu  Waaren  später,  allmäliger  und 
verschiedenartiger  eintreten,  wie  die  in  der  Tauschwerth* 
rdation  von  Papiergeld  und  Metallgeld,  m.  a.  W«,  dass  die 
in  dem  Papiergelde  ausgedruckten  Waarenpreise  u.  s.  w.  nicht 
gleich  mit  und  nicht  genau  im  Verhältniss  zu  dem 
Silberagio  steigen.  Die  Kichügkeit  dieses  Satzes  wird  bedingt 
wohl  allgemein  zugegeben,  die  Meinungen  dilFeriren  nur  in  Betreff 
der  Raschheit,  der  Allgemeinheit  und  Gri^sse  des  Einflusses  des 
Silberagios  auf  die  Waarenpreise,  —  wobei  wir  emstweHen  der 
Einfachheit  der  Deduction  wegen  voraussetzen  wollen,  dass  sich 
die  rrcisslcigerung  gerade  nur  durch  den  Einfluss  des  Silber- 
agios, als  Medium,  vollziehe.  Unserer  Ansicht  nach  ist  der  an- 
geführte Satz  in  grosserem  Maasse  richtig,  als  man  meistens  zu- 
'  gibt,  doch  ist  das  für  die  hier  in  Betracht  kommenden  Fragen 
von  ualergeordneter  Bedeutung.  Sicher  folgt  nur  dies  aus  dem 
Satze,  auch  wenn  er  einer  Beschränkung  bedürfen  sollte:  wenn 
der  Preis  der  Waitren,  aberhau[>t  die  Kaufkraft  des  Papiergeldes 
gegen  Güter  und  Leistungen,  nicht  gerade  im  umgekehrten 
Verhältniss  wie  das  Silberagio  schwankt,  nicht  genau  mit  seinen 
Steigen  Mi  und  mit  seinem  FaUen  steigt,  so  kann  man  aus  dem 
Agio  nicht  unmittelbar  auf  den  Grad  der  Entwerthung  des 
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Pa[)iergelds,  auf  die  Grösse  des  Verlustes,  den  in  einem  Beispiel 
wie  dem  vorhin  gebildeten,  der  Gläubiger  aus  der  Einfübrunff 
des  Zwangscurses  erleidet,  einen  Schluss  ziehen.  Dies  Resultat 
der  vorhergehenden  Dedaction  erscheini  mu  sehr  wichtig,  trote- 
dem  es  weder  sehr  nen,  noch  irgend  schwi«^  zu  finde»  ist 
Die  Meisten  werden  es,  mehr  oder  weniger  bedingt,  zugeben,  und 
Viele,  welche  diese  Fragen  eroi leiten,  legen  sogar  ein  gewisses 
Gewicht  darauf,  aber,  soweit  uns  bekannt,  haben  sie  alsdann  ver- 
säumt, daraus  die  nothwendigeu  Sciiiusslolgerungea  zu  ziehen, 
mid  sind,  in  Folge  eines  Sprungs  in  ihrer  Dedaction,  zu  (Irischeii 
theoretischen  und  namentlich  auch  zu  unrichtigen  praktischen 
Sitzen  gelangt  Aus  dem  gewonnenen  Ergebniss  folgt  Ülr  unsere 
Fragen  vor  Allem  zweierlei,  die  Noth  wen  diif^k  e  it,  mit  einem 
uneinlöi5bHren,  zu  finanziellen  Zwecken  vermehrt  werdenden  Papier- 
gelde sofort  den  Zwangscurs  zu  verbinden,  und  die  Wahrheit  des 
Satzes,  dass  alle  Maassregehi,  um  aus  den  Wicren  einer  unein- 
lösbaren  Papiergeldwähmng  herauszukommen,  im  höchsten  Maasse 
rechlsverletzend  und  bedenklich  sind ,  wenn  sie  auf  eine  Nenn- 
werthreducliüii  CDevalvation)  des  Papiergelds  nach  Maassgabe  der 
Entwerlhung  desselben  gegen  Silbermünze  hinauslaulen,  wenn  es 
also  Maassregeln  wie  die  des  P.atent^  vom  20.  Febr.  1811  und 
denen  iihnliche  sind.  Auf  diese  zweite  Schlussfolgerung  liommen 
wir  später  zu  reden,  wo  wir  an  die  soeben  ausgesprochenen 
Sfilze  anknüpfen  werden,  auch  ynM  sich  alsdann  Gelegenheit 
finden,  die  Fra^e  nach  den  Veränderungen  der  Preise  noch  etwas 
n  all  er  anzusehen  und  die  entsprechenden  Schlüsse  zu  ziehen. 
Jetzt  müssen  wir  uns  zur  Frage  über  den  Zwangscurs  zurück- 
wenden, welcher  nun,  wie  gesagt,  auf  Grund  der  vorhergehenden 
Analyse  eine  bestimmtere  Antwort  gegdien  werden  kann.  Doch 
wird  es  nothwendig  sein,  hier  erst  die  sonstigen  verderblichen 
Wirkungen  des  Zwangscurses  fur  uneinlösbares  Papiergeld  noch 
zu  berühren  und  aus  dem  (n^mmsatz.  eines  solchen  Papiergelds 
ohne  Zwangscurs  und  der  dabei  hervortretenden  Erscheinungen 
das  Material  für  einige  weitere  unseren  Gegenstand  l^etreffiende 
Schhissfolgemngen  zu  gewinnen. 

Die  Übrigen  nachthefligen  Wirkungen  des  Zwangscurses  fttr 
das  Papiergeld  haben  ihren  Ursprung  in  der  bereits  oben  erwähnten, 
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der  Veränderung  und  Verschlechterung  der  Währung  und  des 
Münzfusses.  Alle  die  verletzeudea  Ungerechtigkeiten  des  Tapier- 
geldsystenui  klingen  damil  ziisainmen,  und  diese  sind  immerhin 
gross  genug,  wenn  sie  auch  nicht  so  gross  sindy  oder^ioeh  pit» 
ciser  gesagt,  nicht  genau  6  0' sich  sutragen,  wie  man  bloss  aus 
dem  Silberagio  schliessen  machte.-  Unter  der  •  Herraebuft  der 
Papiergeldwiilininii  isl  daö  ricisinaass  iiihI  das  li^oalc  /.jihlunffS- 
mittel  in  steten  Schwankungen  begrifTen.  Der  Zwaaghcuis  des 
Papiergelds  übt  deshalb,  sowie  er  namentlich  längere  ei t 
mit  einem  stark  entwerthetea  imd  erheblich  sc bwnn^ 
kenden  Papiergelde  verbunden  ist,  den  folgoischwersteiiHElBiflusiB 
auf  die  privatrechtlichen  VerhÄltnisse  aus^  zerrOftet  den^  StaatSi- 
crtMÜt  vdllölaadigj  lahmt  d(m  rn\alcredit  grosseullifUs  uuii  steigert 
die  Unordnung  im  Geldwesen  dadurch,  dass  er  sio  in  IVt mauenz 
^klärt,  bis  zur  ünheilbarkeit.  An  den,ü»terrei(  lii,^*  Ik  n  Verhält- 
nissen der  Vergangenheit,  wie  der  Gegenwart,  der  Bankozettel- 
wie  der  Banknotenperiode,  Ifisst  sich  dieser  verderbtiche  Einfluss 
besonders  gut  nachweisen,  wie  das  ja  auch  oft  schön  geschehen 
ist.  Man  muss  es  immer  wieder  hervorheben,  dass  von  allen 
Vüikswirthscimi'Uitliea ,  (iiiaitzielleri  und  politischen  jNuLIkmi,  unter 
denen  im  AugenbUck  wieder  der  Kaiserstaal  leidet,  die  gioshle 
die  Papiergeidmis^re  ist,  und  dass  die  letztere  wesentlich  in  Folge 
des  Zwangscurses  des  Papiergelds  sich  so  lange  Jahre  erhaitoi 
und  gerade  durch  diese  lange  Dauer  wie40r  so  zabUose  neue 
Uebelstärali'  hervorrufen  konnte.  Erst  bei  längerem  Bestehen 
zeigen  sicfi  allf,  schlinuiiea  Foloon  der  Papiergeld  wa  hr  u  n  u"  und 
dann  wird  die  Benutzung  der  l^apu  ivciiiausgabe  liii  den  Staat 
auch  das  theu erste  Mittel  sich  Geld  zü  verschaffen.  Welch'  un- 
ennessliches  Uebel  smd  nicht  schon  die  Unsicherheit  und  die  her 
stttndigea  Fluctuationen  alles  »geschriebenen  Eigenthums^.,  wip 
man  es  genannt  hat,  ehi  Uebel,  welches  allein  aus  derUnsicheiv 
heit  der  Waliruiig  hervorgeht.  Was  das  bei  der  heuligen  Ent- 
wic]\hiiig  der  Geld-  und  Creditwii-lhödiaU  »ajivu  w  ill,  budarl  keiner 
Ausfüiuiing.  Nirgends  zeigt  sich  dies  deutlicher,  als  m  den 
'  Cursen  der  österreichischen  £tt'ecten  nach  deren  Notirung  in 
Silherwähningsplätzen,  wie  Berlin  oder  Frankfurt.  Der  Ours  bildet 
sich  hier  aus  den  beiden  Elementen,  des  Curses  nflmlich,  den  das 
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Effect  an  sich  liat.  und  des  jeweHigen  Standies  der  Valuten. 
Eine  Hausse  des  Curses  der  Metalliques  in  Wien  kann  in  Berlin 
durch  ein  Steigen  des  Silberagio's  mehr  ate  pmÜBirt  wordes. 
Die  ßdutehemdienk  ReoiitSTerletxiingen,  die  ^er  Yen^^g^ommSi^ 
ie«lioil  nahe  konraende  Beraubung  der  Staats-  and  Privatglfiiibiger, 
miftcM  besonders  der  auswirtigen  %  in  Zins  und  Kapital,  die 

l)  .Ich  Mge  audräcklidi:  besonders  der  auswirtigen  Gläubiger,  und 
meine  dtnit,  dess  diese  unmittelbar  und  empfindlicher  leiden, 
als  die  iniindischen.  Auch  dies  ist  ganz  nnbestreitbar,  wenn  man  wieder 
beddbkt,  dass  der  nach  der  flöhe  des  Sflberagie's  gemessene  Grad  dar 
fintwerthmg  das  Pai|rierfelds  annichst  nnd  eine  Reihe  Ten  Jahren  hin- 
darch  wenigstens,  —  nnd  das  hehaaplen  wir  einstweilen  nor  noch 
nichl  die  Verminderung  der  Kaufkraft  des  Papiergelds  im  Inlande  anaeigt 
Bilt  man  dies  fest,  so  wird  sich  besonders  der  Auslinder  manche  Erschei- 
nungen im  wirthschafUichen  Leben  Oesterreichs  und  in  den  Anschauungen 
der  Oesterreicher  Itter  ihre  Geldrerhiltnisse  erkUren,  welche  im  ersten 
Momente,  meiner  «igenen  Erfohrung  gemäss,  frappiren.  Nehmen  wir  ein 
praktisches  Beispiel  aus  der  jüngsten  Zeit.  Ende  1868  standen  die  Noten 
in  Oesterreich  al  Pari  oder  fast  al  Pari  mit  Münze*  Das  Agio  war  schon 
mehrere  Jahre  lang  niedrig  gewesen,  auch  diejenigen,  welche  einen  all- 
gemeinen und  rascheren  Einfluss  des  veränderten  Tauschwerths  von  Papier- 
geld zu  Münze  auf  den  von  ersterem  zu  Waaren  annehmen ,  als  wir, 
glauben,  dass  sich  Ende  1858  die  Papierg^eld-Prcise  der  Waaren  ii,  8.  w. 
bereits  wieder  ziemlich  ins  Niveau  mit  den  in  Silber  berechneten  Preisen 
gesetzt  hätten,  z.  Ti.  ist  dies  auch  Strache's  Ansicht.  Nun  kaufen  zwei 
Personen,  em  Oesslei  reicher  und  ein  Baier,  jeder  Ende  Deceniber  1858  für 
8500  fl.  ö.  W.  10,000  fl.  K.  M.  5%  Obligatiünen.  Das  Almo.  damals  fast 
gleicii  Piiull,  kommt  nicht  in  Frage,  die  Rente  ist  525  fl.  (»ht.  W.  Silber, 
welche  beispielshaiber  das  ganze  Einkoninien  jedes  der  kleinen  Rentiers 
bilden.  Nach  fünf  Monaten,  im  Mai  Ic^öi^,  war  das  Silberngio  in  Folge 
des  Kriegs  auf  1570  gestiegen,  der  Cur»  der  Metall iques  in  Wien  auf  GÜ 
und  darunter  gesunken.  Welche  Wakiiiijr  hat  dies  auf  die  Lage  jeder  der 
beiden  genannten  Personen  ?  Der  üe^tt  ii  tickt r  hat  nur  uoch  ein  Vermögen 
von  6000  fl.  Ast.  W. .  Papier,  aber  nach  wie  vor,  —  abgesehen  von  der 
damals  verfügten  Koupcmssteuer  ^  525  fl.  öst.  W.,  allerdings  anch  Papier, 
Rente.  Mit  diesem  Papiergelde  leht  er  im  Mai  1859  im  Allgemeinen 
fiut  gana  so,  wie  im  Dee.  1868  ^ele  seiner  Ausgaben  Ar  Steoem,  Hielhi^ 
Diensileistangen,  eine  Menge  Consumartikel  sind  nicht  grösser  geworden, 
die  wichtigsten  Nahnmgsmittel  kaum,  Kleidnng  wenig,  Colonial waaren 
nnd  auswirtige  Artikel  allein  hedentender,  —  wie  gesagt,  hier  Immer 
nur  die  Verinderungen  binnen  Jener  fW  Menate  hetmohiet  — ;  ob  er 
Mbanntaue  «dmr  P^ie^  vm^tf^  hami  ihm  aiemlieh  gleiehgiltig  sein» 
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Dennginnig  aller  Besitz-,  Einkommens-  und  Productionsvarhält- 
Bisse,  die  Unordming  im  Staatshaushalte  und  das  Enicheinen  md 
die  Permanenz  der  grossen  Deficite,  das  Mes  wird  zum  kleinsten 

Thei]  dadurch  verschuldet,  dass  ein  Creditumlaursmittel  zum  un< 
eiiilossbaren  Papioi^elde,  sondern  dadurch,  dass  dieses  letztere 
zur  Landeswährung  durch  den  Zwangscurs  erhoben  ist,  und  aUa 
Preis-  und  GeldbesUmmungen  darauf  basirt  werden  0* 

solange  letzteres  an  seiner  Kaufkraft  wenig  eingebüsst  hat  Alles  in 
AUem  sind  die  525  il.  im  Mai  1859  gewiss  noch  500  fl.,  vermuthlich  mehr, 
mit  Kücksicht  auf  die  Kaufkiaft  des  Papiergelds  gegenüber  den^Ai  tikcln 
II.  8.  w.  zur  Befriedigung  des  gewöhnlichen  Lebensbedarfs.  Ganz  anders 
und  unmittelbar  viel  schlimmer  wirkt  das  Affio  auf  den  jia irischen  Capit*- 
listen.  Dieser  hatte  ein  ebcucjugi usaes  Siiberkapital  veiweudct  —  im  Mai 
1859  iiat  ei  statt  ö5ü0  nur  noch  4138  fl.  Vermögen,  also  im  Falle  der 
Realisiruug  einen  viel  grösseren  Verlust,  wie  der  OeBterreicher.  Behält 
er  deshalb  die  Papiere,  so  ist  seiae  Rwte  «itf  862 1.  SOkut  gesunken,  und 
genau  dementsprechend  die  Kaufkraft»  Aber  wdcbe  er  di^nirl,  da  er  ja 
in  Baiem  Silbergeld  haben  BUfi.  Er- verliert  alio  an  reellem  Ei n- 
komaieii  aar  Befriedigung  ieiaer  BadflrfoiiM  solörl  81 7o,  wihrend  der 
Oeiterreicdier  kaom  6  veilor.  Unaem  Behauptung,  data  deir  AaaUader 
acblimmar  lihrl»  ab  der  laliader,  iifr  alao  gaaa  be^Ktaidet  Daran  erklirt  ' 
aa  sich  aber  grossentheils,  dass  der  Oeslerrekher  gdassener  der  Papier- 
'  geldwirthscbaft  gagenflber  ist,  als  aftnals  dar  Aadäader,  besenders  der 
Besitaer  ftsterr,  Papiere^  und  das  ist  ein  wiehtifer  Funet  in  diesen  Yalula- 
fragen.  Wir  fiibrten  dieses  einÜMfe«  Beispiel  aas,  wafl  dadureh  die  wieii- 
tigste  Prindpienfraga  in  dieser  Materie  in  ihren  Elemmiten  am  Klarslen. 
hingesleUl  wird.  £a  mag  nur  noch  als  Ünnieiar  Beleg  daran  erimiert  werden, 
dass  der  AasUnder  aeeh  heute  mit  Silber  sehr  bilBg  in  Oesterreich  lebt, 
and  dass  die  bekannte  auch  gans  richtige  Behaaptung,  der  Biport  biftbe 
nnter  dem  Agio  wie  unter  einer  Ausfuhrprämie,  deutlich  zeigt,  dass  man 
im  praetischen  Leben  weiss,  wie  die  Preise  nur  allraälig  mit  dem  Agio  in 
die  Höhe  gehen.  Das  sind  lauter  bekannte  Sachen,  deren  Cmequenaen 
die  Theorie  und  Praxis  al>er  immer  wieder  vergisst. 

1)  Auch  der  Einfluss  des  SUberagio's  auf  die  Fuumzlage  wird  häufig 
irrig  aufgefasst,  für  die  ersten  Zeiten  meistens  überschätzt,  der 
ganze  Kachtheil  zeigt  sich  ebenfalls  erst  allmälig,  aber  auch  hier  in 
anderer  Weise,  als  man  oft  gemeint  hat.  Wenn  z.  B.  Horn  und  Andere 
ohne  Weiteres  die  jetzige  Staatsrnmahme  Oesterreichs  einfach  nach  Ver- 
hältniss  des  Silberagio's  reducireu  und  daraus  den  Schluss  zieluti.  dass  der 
Staat  entsprechend  der  kleineren  Suiimie  seit  Ibo-  an  Einkoninif  ti,  also  an 
Geldmacht    verioien  hätte,   so  ist  damit,    aljgfseheii  \ou  soti>lii;;t'n  .  dabei 

UBterlaufenden  Irrtiiumera,  nur  der  in  der  vor.  Anm.  berührte  falsche 
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UrtheiH  man  allem  nach  diesen  Wirkungen  über  das  Papier- 
g«ld  ndl  Zwangscon,  so  acbeint  atterdings,  &lls  die  Tieninng 

Schluss  auf  grosse  Verhältoisae  übertragen.  Die  Kaufmacht  des  SUhAm 
hat  sich  bei  Weitem  nicht  im  Verbfiltaiss  des  gestiegenen  Silberagio's  ver- 
ringert, weil  der  Staat  die  meisten  Leistungen  und  immerhin  auch  viele 
Göler  nicht  oder  nicht  viel  höher  bezahlt,  ohne  dass  im  ersteren  Falf.  aus 
den  erörterten  Gründen,  der  Kiii\vurf  liihtig  wäre,  hier  würde  eben  nur 
cJi  r  Nerlnsf  auf  die  Staatsbeamten  u.  s.  w.  üherwälzt.  Krsl  nach  längerer 
Zeit  wird  fier  gleiche  Staatsaufwand  (nach  Ouantität  und  Qualität,  wenn 
man  so  sagen  darfl  wegen  eines  allgemeineren  Höhergehens  der 
Preise,  der  >olhwendigkeit  von  Theuruugs/nlai,<  ii  u  >  w  eine  erheblich 
grössere  Suninie  kosten,  ubglt  ieh  diese  auch  dann  noch  kt mi  iwegs  durch- 
aas  der  Entwerthung  des  Papienrelds  gegen  Münze  gema:>s  gewachsten  zn 
sein  branchte.  Unmittelbar  uiehr  und  im  Verhältniss  des  Agios  mehr 
braucht  der  Staat  nur  zur  Deckung  seiner  etwaigen  Silberbedürfnisse,  wenn 
tiie»eibea  nicht  aus  den  Silbereinnahmen  ganz  zu  bez^treiten  sind.  Darin 
lag  für  Oesterreich  die  Uanptschwierigkeit  Anfang  des  Jahrhunderts  bei 
den  Kriegen  im  AutlaMle,  and  jetzt  wieder  wegen  der  Silberzinsen  fior 
daf  IMoMladflhMi  whI  dirfge  ftsnirai  tige  Aaloha^  umI  wifea  des  grosiM 
HÜilintate  im  VenelieiL  Hier  ut  dum  eui  lieMBderet  Agiocoato  nUar  die 
AnffpkeB  sa  letMB,  vi«  im  Venueblage  t  1861  10  HOL  aiae  Sause, 
die  ikkl  eiaawl  aaveidMB  wird.  Der  Staat  caipaadel  liicrliei  das  Apm 
viel  iflhaeller  aad  Urter»  wdl  die  Zettel  keinen  gans  allf eaieiaen« 
eeadem  aar  eiaea  partielle«  Zwaagsenre  lubea.  Intoferae  Bteigert 
die  Eatwertkaag  der  Zettel  gegen  MOnse  alietrdingi  dai  Defdt  sofert, 
aad  je  idagar  tie  ankfll,  deile  »elir.  Rebea  der  Vetecyiauening  der  Fina- 
lage  davdi  4ie  Tor  eidi  gellende  Preiemindenaig,  wekke  das  Agio  uMiiiie 
lieh  TenMekt,  «iriit  aber  die  BaMMCthang  and  Sehwaakang  de»  Papiw 
geldee  loraeaJich  iadireol  aaf  die  VencUechiefnag  der  Finaaslage  kia» 
aeariick  dank  die  ErfchAtttniag  de*  Slaalianediti  and  die  VeHkeaeraaf 
der  Aaiekea»  and  diae  Moannt  war  im  Gaasea  waalgrteB«  ia  der  aeaetaa 
österr.  Fapiefgeldperiode  seit  1848  woU  vea  aaeklkeiligerem  Einfloss  aaC 
die  Finanien,  als  das  Mornnt  der  Preissteigerung.  Aus  dem  Dargel^^lM 
geht  übrigens  auch  hervor ,  wie  wicktig  die  Uerstellang  des  Geldwesens, 
apkald  dasselbe  eiaanü  dorch  länger  andauernde  Zerrüttung  seine  schid- 
liehen  Wirkungen  geäussert  ket,  für  die  Herstellung  des  (Üeichgewickte  ia 
Staatshaushalte  ist,  und  es  erweist  nck  als  Cirkelschluss,  wenn  man  die 
Herstellung  der  Valuta  von  der  Torausgehendea  Beseitigung  des  Deficät» 
abhängig  machen  >vill,  was  in  Oesterreich  unter  „Practikem'^,  die  sich  vor 
eingreifenden  Maassregeln  scheuen,  eine  sehr  beliebte  Anffiusnng  ist.  Wie 
in  allen  solchen  KIflen,  so  herrscht  auch  z>\i3chen  Deficit  und  Papiergeld- 
Dll^^\\  irihschaft  eine  Wechselwirkmii:.  laui  i>t  die  Ueberemission  von  Papier- 
geld urspr  Angl  ick  aus  der  momentanen  Unmöglidikeit,  (richtiger  Schwie- 
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Ar  beiden  UtMngetaf  Siupemion  der  BeamUuiigiAi  «ad  De- 
eretiniBg  des  Zwangscuraes,  nur  fibefhaupt  möglich  ist,  Alle* 
dafür  zu  sprechen,  sie  vorzunehmen,  da  die  etwaige  Belästigung 
des  Verkehrs  durch  das  unmittelbare,  nicht  mit  Zwangscurs 
versehene  Papiergeld  bei  Weitem  nicht  so  schwer  wiegt,  wie  die 
Q^eschilderlen  Wirkungen  des  anderen.  Die  MögUchlieit  der 
Trenniing  Ifisst  sich  unschwer  dednciren  und  hat  ench  die  Er- 
fiJirang  für  sicL  ^     i  -  ;     >  m-  i  v  ' 

ricrkeit  oder  dem  Mangel  an  Energie  des  Willens)  hervorgegangen ,  für 
verirrfisscrto  Atisgaben  die  Mitte!  r.iir  Deckung  in  grösseren  ordentlichen 
Einnahmen  zu  linden.  Wenn  man  nhvi  .^^leht,  d&a»  allmäiig  die  Ko^5ten 
der  ferneren  Ausbeutung  der  Papiergeidausgabo  grösser  werden,  als  die 
für  die  Herstellung  des  Geldwesens  zu  verwendenden,  —  was  z.  B.  für 
die  .T(  t/tzi  it  zifferninäftijig  nachgewiesen  werden  kann  — ,  dann  ist  es 
ofl'eiibar  nothwendig  im  Interesse  der  Hebung  des  Deficits,  die 
Uerbeiführung  der  Ordnung  im  Geldwesen  zn  versuchen.  Im  entgegen- 
gesetzten Fall  wQrde  die  Finanzlage  nur  immer  schlechter  werden  und  am 
liude  bleiben  dann  Maassregeln,  wie  die  von  1811,  das  einzig  Mögliche. 
Ohnehin  kann  ein  Staat,  wie  ich  stets  gern  von  i\cutiu  hervorhebe,  weil 
ich  bis  jetzt  darin  nicht  widerlegt  bin,  lange  Zeit  selbst  grosse  Deficits 
aushalten,  nicht  aber  die  andauernde  Zerrüttung  seines  Geldwesens, 
diese  Pestbenle  seinel  &edito. 

Der  Mangel  an  dnÜMihBter  Logik,  nrft  der  dleie  Fragen  eften  hehandell 
werden,  zeigt  sich  eudi  wtdb.  in  folgender  UntersteBung.  Man  nimnt  ein 
siemlich  allgemeinef  Steigen  der  Prdae  u.  i.  w.  einigennaassen  in 
Yerhfiltnifls  des  Agio's  an,  and  dedndrt  daraus,  wie  die  Aasgaben 
des  Staats  gestiegen,  die  EinDthmen  nomineU  gleich  geblieben  seien.  Es 
handelt  sich  dabei  wohlbemerhf  immer  nur  um  VerSndeningen  Im  Geld- 
werth, bei  gleichbleibendem  Ouantum  und  OmI«  der  Letstangen.  Folge'^ 
richtig  wird  alsdann  gegen  die  ErhAhung  der  Steuern  nach  Maassgabn 
des  Agio's  nichts  einzuwenden  sein,  weil  sidi  das  Einkommen,  die  Preis-, 
sfitse  u.  s.  w.  der  Hypothese  nach  ja  entsprediend  geändert  haben  sollen, 
Dennocii  aber  wird  hiegegen  polemisirt,  oder  es  s.  B.,  wenn  die  Reduction 
der  Noten  im  Nennwerth  dem  Silberagio  gemfiss  durchgeffthrt  werden  soll, 
für  unthuhlich  erklärt,  die  Steuern  um  den  Betrag  des  Silberagio's  erhöht, 
oder  n  a  c  h  der  Devalvation  im  vollen  neuen  Ifennwerth  des  Papiergelds 
SU  fordern.  Hier  scheut  man  sich  vor  dem  streng  logischen  Schlüsse, 
weil  man  die  practische  Schwierigkeit  fühlt;  das  Erkennen  der  letxteren 
sollte  aber  zum  Aufgeben  der  falschen  Prämissen  f&hren,  aus  welchen  jener 
mit  der  wirklichen  Lage  der  Dinge  in  Widerspruch  befindliche  Schluss 
nothwendig  folgt.  Diese  Prämissen  dann  doch  festzuhalten  in  ihrer  ganxen 
Ausdehnaog  und  den  Schluss  nicht  wagen,  ist  unlogisch. 
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Dm  ohne  Zwmigiem  uidanfemle  Papiergeld,  weMM  andt 

nicht  etwa  vom  Staate  zur  Steuerzahlang  angenommen  werden 
dürfte,  könnte  schlimmsten  Falls  bis  zum  Unwcrthe  sinken,  wo 
dann  die  resp.  Besitzer  auf  einmal  den  ganzen  Verlust  liquidirt 
bitten.  In  kleinerem  Maassstabe,  z.  B.  bei  der  Zahlungseinstel- 
hmg  einer  einzebien  Ueinereii  Zettelbank^  kann  dieser  Fall  ja 
leicht  vaikommen.  Hier  wird  nicht  einmal  an  die  Eventualitfit 
des  Zwangscurses  gedacht.  Die  Circalation  wird  davon  überhaupt 
wenig"  berulirl,  Preismaass  und  Währung  natürlich  ^üt  nicht  ge- 
fährdet. Das  betrelTeiitie  Papiergeld  kann  auch  mitunter,  wenn  es 
noch  etwas  mehr  Garantien  für  die  zukünftige  WiedereiMösung 
bietet,  im  Verkehr  nach  dem  freien  Übereinkommen  der  Parteien 
m  einem  wechselnden,  nach  den  gewöhnlichen  Gesetzen  von 
Angebot  nnd  Nachfirage  mit  RQcksichl  auf  die  Wahrschemlichkeit 
dermaleinsliger  WiedereinlÖsunff  sich  regulirenden  Kurse  unter 
Pari  zu  Zahlungen  verwendet  werden,  wie  ja  ebeuialls  oiters 
geschehen  ist. 

Unüberwindlich  sind  die  Schwierigkeiten  auch  nicht,  wenn 
etwa  em  Staatspapiergeld,  wie  die  Bankozettel,  oder  die  Noten 
einer  Quasistaatsbank,  wie  es  unsere  grossen  europäischen  sind, 

uneinlösbar  weiden,  vorausgesetzt,  man  beabsichtigt  nicht 
eine  weitere  Ausdelnmng  der  Notencirculalion  zu  finanziellen 
Zwecken,  in  welchem  Falle  sich  die  Sache  schwieriger  gestalten 
würde.  Selbst  wenn  dieses  bisher,  einlösbare  Papiergeld  in  relativ 
beträchtlicher  Menge  circulurt,  also  in  ziemlichem  Umfange  die 
gewöhnlichen  Umsätze  neben  dem  haaren  Gelde  yennittelt  haben 
sollte,  kann  man  wohl  vom  Zwancrscurs  nach  eingetretener  Un- 
einlosbarkeit  abstrahiren,  wenn  im  concreten  Falle  dazu  auch  ein 
gewisser  heroischer  Muth  gehören  mag,  wie  ihn  nicht  jede  Re- 
gierung besitzt.  Hier  würde,  je  nach  dem  Credite,  den  das 
Papiergeld  jetzt  noch  verdiente,  dasselbe  wohl  zn  einem  wech- 
selnden Kurse  oder  Disagio  neben  der  Münze  in  Zahlungen  nach 
freier  Willkür  beniitzt  werden  können.  Die  Unbequemlichkeiten, 
welche  das  im  practischcn  Leben  hat,  sind  nicht  der  Art,  dass 
die  fernere  Benützung  zu  Geldzwecken  ganz  ausgeschlossen  würde. 
Jedenfalls  bliebe  daneben  das  Metallgeld  im  Verkehr,  es  wäre 
nach  wie  vor  Preismaass  und  aUeia  legales  ZaMungsmillel,  die 
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Verwimaig  im  Geldwesen  würde  nicht  in  Perroanenz  erUir^  die 
VeriuBte  am  Disagi0  v^theilteii  ach  imd  wdiden  wieteom  Md 
»nbgeschttttelt.«  , 

Die  VerlititniMe  würden  einige  Aehnlichkeit  mit  denen  bieten, 

welche  wir  jetzt  im  Venetianischen  sehen:  Hier  hat  bekanntlich 
die  Verordnung  v.  27.  Dec.  18G0  den  Banknoten  der  National- 
bank ebenfalls  den  Zwangscurs  verliehen,  welcher  aber  durch  die 
starre  Opposition  der  Bevölkerung,  f  actis  ob  in  vieler  Hinsieht 
beseitigt  ist  Die  Italiener  haben  sich  an  helliitt  gewasst, 
sie  im  Falle  der  Beaalllang  von  Waaren  in  Banknote 

unmittelbar  um  das  Agio  mit  dorn  Preise  iii  die 
Höhe  gingen.  Sie  nrhincii  im  Ihmdel  und  Wandel  unter  sich 
nach  wie  vor  den  iSübergulden  als  Preismaass  an  und  berechnen 
4en  Papiergnlden  nor  dem  Knrae  entsprechend  »i  so  mnl  so  viel 
üenkreoier.  Ab  der  Zwangsenrs  in  Venedig  dooretirt  wurden 
stand  das  Agio  etwa  43,  der  Papiergulden,  galt  also  ca  70  Nen^ 
kreuzer.  Eben  weil  man  das  rreissteigen  nicht  hindern  kann, 
lässt  sich,  sobald  Silber  Preissmaass  bleibt,  wenig  machen.  Der 
Zwangscurs  könnte  dann  wohl  auch  dort  bald  zur  legalen  Doppel« 
Währung,  und  damit  nach  kurzer  Zeit  fac tisch  zur  bk>ssen 
Papiergeldwährong  lUhren,  wenn  der  Schuldner,  wie  es  sonst 
sn  geschehen  pflegt,  die  Vortheile,  welche  ihm  das  Gesets  bietet 
für  sich  ausbeuten  möchte.  Hier  hilft  aber  das  enge»  Znsammen- 
halten der  Bevölkerung  wider  die  Regierungsverordnungen,  die 
strenge  Kritik  der  Öffentlichen  Meinung  und  die  traditionelle  Anti- 
pathie des  Italieners  gegen  Papiergeld  über  manche  Schwierigkeiten 
hinweg.  Verwendet  wird  die  entwerthete  Banknote  im  Neanwerlh 
nur,  wie  es  erianbt  ist,  zn  den  meisten  Steuerzahlungen,  welche 
datoeh  in  Wiitiichkeit  für  die  Italiener  um  fast  ein  Drittel,  je 
nach  dem  Curs,  sich  venniiidcrl  haben.  Bei  einzelnen  Monopuls- 
artikeln  musste  sich  die  Regierung  selbst  sciiuu  durch  Eiupor- 
gehen  mit  den  Preisen  vor  aUzugrosser  Einbusse  sichern,  wodurch 
aber  das  von  den  Venetianem  verfolgte  Princip  der  Annahme  des 
Pqiiergelds  nach  dem  Kurswerdi  im  Grande  nor  anerkannnt  wird, 
dem  Geiste  der  Gesetze  über  den  Zwangscurs  zuwider. 

Jedenfalls  aidd  iimii,  dasij  sich  Metalhvährung  und  Mttnz- 
Circuiatioa  auch  neben  einem  uneinlösbaren  Papiergelde  aufrecht 
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erhalten  und  das  letztere  doch  zu  Geldzwecken  verwendet  werden 
kamt,  sobald  nur  die  Preise  and  Yerbindlichkeitem 
nacb  wie  vor  in  Münze  festgesetzt  und  darin,  resj^ 
im  Papiergelde  nacb  de»  Tagesenrse,  beiablt  und 

erffliit  werden.  Hier  geht  der  Process  der  Preis«« 
Steigerung  und  des  Theureiwerdens  von  Silber 
genau  gleichzeitig  und  gleichiu assig  vor  sich,  hier 
Iftsst  sich  die  allgemeine  Entwertbong  des  Papiergdds,  alse 
an  ob  die  Abnabme  seiner  Kaufkraft  gegen  Waaren,  genau  nadi 
dem  Stande  des  Silberaglo'B  anschlagen,  bler  würde  euer  efunn 
taellen  Nennwerthrednction  des  Papiergelds  nnd  einer  Unn^bnung 
der  in  Papiergeld  contniliirten  Schuldveibindlichkeiten  aui  Silber- 
münze,  wie  in  der  bekannten  Redactionstabelle  des  Patents  vom 
20.  Febr.  1811  nach  Maassgabe  des  jeweiligen  Agios,  nichts 
im  Wege  sieben,  und  diese  Yeifügung  hier,  aber  aneb  nur 
bier,  bi  der  Tbat  bloss  mnen  factiscben  Zustand  gesets>* 
Heb  anerkennen,  mit  welebem  Satse  man  bekarniüch  geni 
sonst  die  ThuuUchkeit  der  legalen  Devaivalioii  des  Papiergelds 
verlheidiirt  hat,  aber  sonst  eben  mit  Unrecht.  Vor  Allem  aber, 
und  das  ist  der  für  die  Frage  der  Nothwendigkeit  des  Zwangs- 
eurses  besonders  in  Betracbt  kommende  Scbloss  — ^  bier  fiele 
für  den  Staat  efai  sebr  grosser  Tbefl,  mögücber  Weise  fast 
der  ganse  augenblickliebe  Vortb^  fort,  den  er  ans  «kr 
Ausgabe  eines  Papiergelds  in  1 1  Zwangscurs  längere  Zeit  beziehen 
kann,  und  welcher  darin  besteht,  (hss  eben  die  Preise  der  Guter 
und  Leistungen,  sobald  das  Papiergeld  Wahrung  und  Preismaass 
wird,  nicht  sofort  in  die  Höbe  geben.  MögUcb,  dass  die  Frei»« 
Steigerung,  also  die  allgemeine  Abnabme  der  Kaufkraft  «las 
Papiergelds,  auch  gegen  Waaren,  ebenftHs  rascber  und  wtkr 
sprungweise  stattfände,  wenn,  wie  in  Venedigr,  auf  einmal  der 
üebergaiig  von  emlösbaren  Zetteln  oder  rsull  Frocerit  Agio  auf 
40 — 50  Procent  erfolgte.  Aber  in  der  Regel  ist  die  Entwicklung, 
wie  die  Sachen  sieb  zuzutragen  pflegen,  ml  langsamer  und  gana 
wdldilbar  wfand  das  Papiergekl  Preismaass  und  Wübrung,  erst 
nacb  und  nadi,  und  in  den  ersten  Zeiten  oft  aueb  um  wenige 
Procente  steigt  das  bilberagio,  so  dass  alsdann  für  die  meisten 
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tmd  wichtigsten  Falle  das  Papiergeld  relativ  stabil,  das  Metallgeld 
veränderlich  zu  sein,  gewöhnlich  theurer  zu  werden  scheint. 

Hai  man  demnach  die  Wahl  mit  der  Uneinlüsbarkeit  der 
Zettel  gleicliEeitig  den  Zwangsctm  aaszusprechea  oder  ^cht, 
ifird  man  mit  Rücksicht  aaf  die  verderhllcfaeii,  und  gerade  mii 
der  Zmt  erst  mehr  und  mehr  hervortretenden  Wirkungen  des 
Zwangscurses  gewiss  gut  daran  thun,  vom  Zwangscurs  abzusehen. 
Ohne  zu  grosse  Gefährdung  der  wirthschaftlichen  und  finanziellen 
Interessen  kann  derselbe  nur  etwa  dann  eingelührl  werden,  wenn 
die  Baiduttahlungen  wegeff  plötzlicber  Paniques,  vocnbergehendei^ 
Mangels  an  Baargdd  n.  s.  v.  eingeteilt  werden  müssen,  wo 
dann  die  Decretirung  des  Zwangscurses  im  Interesse  des  Credits 
der  Zettel  selbst  sich  empfehlen  kann.  Aber  ^e  Vorans- 
setzung  ist  eben  dann,  dass  die  Papiergeldmenge  nicht 
weiter  vermehrt  oder  dass  sofort  em  nicht  zu  hoch  gegriüenes 
Maximum  dafür  festgestellt  werde.  So  war  es  z.  6,  t>e- 
kanntlich  in  dem  Decret  vom  15.  März  1848,  wdches  die  un- 
eniösbar  gewordenen  Koten  der  Bank  von  Fhadardoh  zum  legalen 
ZaUongsmlttel  erklärte. 

Gerade  in  einer  Lage  der  Dinge,  wie  1796  —  97,  1848, 
1859  in  Oesterreich,  wie  zu  verschiedenen  Zeiten  in  England 
und  anderen  Ländern  hat  man  aber  jene  Wähl  zwischen  un- 
emlösbarem  Painergelde  mit  oder  ohne  Zwangscurs  nicht.  Hier 
handelt  es  sich  oft  .weniger  um  die  Schwierigkeit  die  bisherige 
Zettelmenge  einlösbar  zn  erhalten,  was  vielleicht  noch  möglich 
wäre,  als  noch  mehr  Zettel  auszugeben,  was  dann  erst  mit  ckr 
Aiifrechtlialtung  der  Einlösbarkeit  unvereinbar  ist.  Hitr  muss 
der  Staat  in  der  einen  oder  anderen  Form  den  Zwangscurs  de- 
cretiren,  wenn  er  anders  einen  bedeutenden  Nutzen  von  der 
Papiergddattsgabe  ziehen  und  namenüich  so  fori  sich  in  die 
Lage  versetzen  will,  mittelst  der  Zettd,  statt  mittelst  des  haaren 
Geldes,  das  er  sich  nicht  zu  verschaffen  vermag,  über  eine  ent- 
sprechende Menge  »Kaufkiait«  zu  verfügen.  Der  Hinweis  auf 
die  traurigen  späteren  Folgen  des  Zwangscurses,  welcher  mit 
einem  stets  in  Vermehrung  begriffenen  Papiergelde  verbunden  ist, 
so  unbestreitbar  Alles  sein  mag,  was  darOber  gesagt  wird,  ist 
daher  nur  hier  in  diesem  Falle  ohne  Gewicht  Diese  Folgen  sieht 
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auch  der  Staat  schon,  wenn  er  den  Zwangscurs  decretirt,  ab« 
er  hofft  eben,  später  die  Mittel  zu  finden,  sich  ihnen  zu  entzielieBy 
0ie  zu  paralysireii,  und  kann  jedenfalls  in  der  Nofli  des  Augen- 
blickes, welche  zur  Benutsung  der  PapieigekiaiisgBbe  fUhrto,  keiiia 
RQckslcht  darauf  nehmen.  Die  Polemik  mttsste  sidt  also  nicht 
gegen  den  Zwangscurs  an  sicli ,  nur  das  unentbehrliche  Mittel 
zum  Zwecke,  sondern  gegen  den  Zweck,  gegen  den  Miss- 
brauch und  die  colossale  Vermehrung  des  mit  Zwangscurs 
Tersehenen  Papiergelds  wenden.  Die  Behaoptong,  dass  Oeslerr 
reiiih '  g^nwärtig^,  wie  in  der  Bankozettelperiode  wegen  der 
Deteretining' des  Zwangscnnes  fGbr  sein  uneinlösbares  Papiergeld 
von  so  schweren,  weil  so  anhaltenden  und  Alles  durchdringenden 
finanziellen  und  wirthschaftlicheu  Uebeln  heimgesucht  sei,  ist  zwar 
vollkommen  richtig,  nur  beweist  sie  in  dieser  Frage  nichts  jond 
am  Allerwenigsten  folgt  darans,  dass  die  V erhäng« ng  det 
Zwangscurses  der  InrAnm  und  das  Uebel  gewesen.  Hätte 
man  1796  und  1848  ADes  so  klar  gesdien,  was  kommen  whrd, 
wie  1811  und  1861,  so  würde  das  vielleicht  zu  einer  ganz  m- 
deren  Politik  gedrängt  und  von  der  Benutzung  des  Papiergelds 
zu  finanziellen  Zwecken  abgemahnt  haben,  aber  wäre  das  dennoch 
nicht  der  Fall  gewesen,  so  hätte  man  dann  doch  consequent 
Torwftrtsschreiten  und,  der  onvermeidlichen  üblen  Wirkungen  be* 
*  wusst  und  gewiss ,  den  Zwangaeus  deoretiren  müssen.  Die  aB* 
gemeine  Brfahiving  spricht  auch  daf%lr,  dass  man  in  der  That  in 
FiilhrK  wie  in  Oesterreich  1796  und  1848,  überall  mit  der 
rueiniösbarkeit  der  Zettel  oder  mit  der  weiteren  starken  Ver- 
mehrung derselben  zur  Bestreitung  von  Staatsausgaben  die  Em* 
fflhrung  des  Zwangscurses  vorgenommen  haL  :<>^ 
Würde  der  Zwangscurs  dennoch  in  solchem  Falle  nicht 
ausgesprochen,  so  entsjuauge  daraus  auch  unmittelbar  die  Notti- 
wendigkeit ,  die  Zettel  nicht  zu  Steuer-  und  sonstigen  Zahlungen 
an  den  öflL'ntli(  heu  Kassen  nnzunehmen,  zunächst  wenigstens  nii  lit 
im  Nennwerlbe,  weil  ja  der  Staat  sie  auch  nicht  seinerseits  dazu 
in  Zahlungen  verwenden  könnte.  Würden  sie  gar  nicht  an- 
genommen^ wie  es  in  der  Gonseqnens  des  Princips  liegt,  so  UM 
sich  in  der  That  kaum  sagen,  bis  zu  welchem  Grade  der  Ent> 
werthung  gegen  Silbermiinze  ein  Papiergeld  ohne  Zwangscuis 
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sinken  könnte,  welches  weder  einlösbar  ist,  noch  nach  dem 
Nennwerthe  in  Steuerzahlung  angenommen  wird,  weiches  in  be- 
stündiger  Vermehrung  begriffen  ist,  und  somit  täglich  weniger 
Chancen  hat,  bald  oder  nnr  ttberhaapt  einmal  wieder  eingeiöat 
za  werden,  imd  dessen  Vennebning,  wenn  es  irgendwie  ins 
Bestreitung  von  Staatsausgaben  noch  soU  dienen  können,  nur  nm 
so  rapider  uiiJ  uiasscnhailer  werden  müsste,  je  niedriger  sein 
Curs  gegen  Münze  stände.  Die  Erscheinungen,  weklie  erst  am 
Schlüsse  der  Bankosettelperiode  eintraten,  würden  hier  nack 
kurzer  Zeit  sich  zeigeor  1^  solches  Fapieigeld  hätte  offenbar 
für  den  geldbe4ttrftigen  Staat  wenig  Werth,  bald  gar  kei&eii 
Nutzen  mehr^  nnd  msofeme  ist  es  freilich  wahr,  das»  die  CaUh 
mitttt  bald  (kberwunden  sein  würde,  welcher  der  Zwangscors  zur 
längeren  Dauer  und  damit  zur  Bewirkung  alk^  einschneidenden 
Folgen  verhilft 

Würde  der  Staat  das  Papiergeld  zum  Curswerthe  in  Zah- 
limg anndimen,  so  würden  dfo  eben  geschüderlen  Folgen  nicht 
so  rasch  und  nicht  gleich  so  staik  herrortreten,  aber  sie  würden 
dock  nur  auf  einige  Zeit  verschoben.  Die  Nadifirage,  welche 

nach  dem  Papiergelde  ^ur  Leistung  der  Steuerzahlungen  slaltiaiide, 
kann  nicht  sehr  bedeutend  sein,  sul^ald,  dem  Princip  gemäss,  da- 
bei kein  wesentlicher  Yortheü  wäre,  Zettel  nach  dem  Curse  oder 
Münze  zur  Zahlung  zu  verwenden.  Praktische  Inconvenienzen 
der  grössten  .Art  ergeben  sich  aber  sofort.  Bs  würj}e  kaum  an- 
ders möglich  sein,  als  den  Staatscassen  die  Annahme  der  Zettel 
nach  einem  Durchschnittscuiie  oder  einem  bestimmten  Curse  aus 
einem  vorhergehenden  Zeitraum  vorzuschreiben.  Ist  der 
gegenwärtige  Curs  günstiger,  als  dieser  Cassencurs,  so  wüide 
das  Papiergeld  nksht  zu  Steuerzahlungen  verwendet  werden,  ist 
er  ungünstiger,  so  würden  die  dffentUchen  Kassen* unter  euier 
Ueberschwemmung  von  Zettehi  leiden,  und  neue  Verluste  enstä»f 
den  für  den  Staat.  Alles,  was  sich  gegen  einen  KassencurS 
z.  B.  der  Goldmünze  neben  der  Silberwähruiig  sagen  lässt,  gälte 
hier  in  noch  erhöhetem  Maasse.  In  diesem  Falle  eines  lür  einige 
Zeit  fixirten  Kassencurses,  wie  in  dem  anderen,  wo  etwa  die 
Zettel  nur  nach  dem  jedesmaligen  Tagescurse  In  Zahlung  ange- 
nommen würden,      vorausgesetzt,  es  sei  möglich,  dies  dnrok^ 
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zufüliren  — ,  würde  der  Staat  unter  Conjuncturen ,  welche  ein 
wfMteres  Sinken  des  Papiergelds  gegen  Münze  wahrscheinlicfc 
niache%  stets  grosse  Einbnssen  erdulden,  er  wie  jeder  Privatmann 
Würde  zu  einem  Speculaaten  auf  das  Agio.  Zeiten,  wie  1796 
und  1848,  wo  gerade  zo  staatlicken  Zwecken  das  PapiergM 
80  stark  vermehrt  wird,  and  sonst  die  politischen  und  finanzidlett 
Verhältnisse  und  Aussichten  trübe  sind,  werden  aber  naturgemäss 
immer  Conjuncturen  für  eine  weitere  Baisse  der  Zettel  darbieten. 
Bald  wird  zur  Bestreitung  eines  quantitativ  und  qualitativ  gleichen 
Aufwands  nur  eine  um  so  grössere  neue  Papiergeldausgabe  nölhjf 
werden,  nur  neue  grössere  Bntwertknng,  neue  grössere  EmiiMiQi 
und  so  fort  hl  infinüum.  Das  Alles  tritt  bei  einem  hm^^^^ 
danemden,  ebenfalls  stark  vermehrt  werdenden  Zwangscnnspapiep- 
gelde  auch  mit  der  Zeit  ein,  aber  eben  darin  liegt  der  Vorthei) 
für  die  Finanzverwaltung:  mit  der  Zeit,  allmälig;  nicht  so 
rasdi  und  stark,  wie  in  dem  Falle,  wo  der  Zwangscurs  fehlt 

Der  Nutzen  des  Zwangscnrses  beruht  wesentlich  mit  daranl^ 
dass  die  Preissteigerung  nicht  gleich  von  Anfang  an 
gleichen  Sehritt  mit  dem  Disagio  der  Zettel  oder  dem  Steigen 
des  in  Papiergeld  gemessenen  Silberpreises  hält.  Das  ist  aber  fiir 
den  Staat  im  Augenblicke  das  Wesentliche,  und  reclit  eif^ent- 
lich  auf  den  Augenblick,  den  gegenwärtigen  Zeitpunkt 
wo  man  Mittel  dringend  bedarf ,  .  kommt  es  hier  an.  Hat  die 
Preissteigenipg  einmal  sich  im  Verhültniss  des  Agio's  vollzogen, 
so  filllt  efai  erheblicher  Theil  des  Vortheüs  der  Papiergeldschaffhng 
fort.  Wo  die  Zettel  nur  nach  dem  Curswerthe  gegen  Mun^io  an- 
genüinmen  werden,  da  ist  diese  Preissteigerung  —  die  Preise  in 
Papiergeld  berechnet  —  sofort  vorhanden,  welche  beim 
Zwangscurspapiergekl  erst  in  Folge  eines  langsamen  Aui^ 
gleichungsprocesses  ehitritL  Unter  Verhfiltnissen,  wie 
jetzt  im  Venetianischen,  hat  der  Staat  von  der  Benutzung  des 
Papiergelds  bei  Weitem  weniger  Vortheil,  selbst  wenn  ihm  nicht, 
wie  jetzt,  die  Bcsihailung  des  Papiergelds  (ijiis  dem  Agio  gerade 
so  theuer  käme,  wie  die  der  Münze,  da  er  auf  die  Vermeid 
rung  der  Zettel  verzichtet  hat.  In  Lagen,  wo  man  zur  Papierv 
geUnusgabe  zu  ihtanziellen  Zwecken  schreitet,  wiegt  hauptsiiekn 
Üch  nur  der  Moment  schwer,  kann  man  die  ZuIomCI  i|ifkt  ber\ickr> 
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sichtigen  umi  muss  nur  trachten,  'Äe  Lasttin  iür  den  AugeiiWick 
durch  Vertheilung  derselben  auf  längere  Zeiträume  zu  YenuMwni. 
Dem  Mnc^  ni(ell  1^  m  m^sh^m  mcMa^  M 
ZwiHig^mi»  und'  di^  Iii«  ^ 
Preisstelgerung  un<i  dto  "Vlii^^llttjit-^li^^  tettlMfl- ffiT'^ilfifM 
Zeilen  ebenfalls,  wie  durch  die  and«n'en  Methoden,  in  w(  m  hi  n 
man  im  Beginn  einer  binanÄkletaiiie  die  Mittel  für  die  Gegen- 
wart durch  Anticipationen  von  der  Zukunft  zu  besrhnffen  sucht. 
Bb  kouMtain  Mer  noeb  mlnche"  ^eil^ 

sein,  VMtt  di^'fifi^M^9^f'V^i(^^  •f^¥f90gm^ 

Papiergeld  sich  langsamer  vollzitlitj  und  wie  er  überhaupt  eintriü. 
Aus  (It'ni  (It'rrensatze  zwischen  Zetteln  niil  driu  Zwanjrsciir^t'  im 
Nennwerthe  und  solchen,  die  (gezwungen  oder  lr«iwillig)  mck 
dein  Oarewerthe  in  Zahlungen  benutst^  wer^ty/'^erigt^' ^ 
einige  SdOüsise;  welche  ificM  !(%ne  "VHMiti^'  ftlr  ^m  9i^ 
nach  diem  tenflussc»  d^^^^  Httf  'dM  <lda^i«rtfi 

sind.  Auch  laufen  hier  einige  Ti  ugschlüsse  oder  Irrthümer  deif 
Vertlioidiger  der  Aiiii;iliine  der  Zettel  luicii  dem  (jü  suci-lfir  unter. 
Man  sagt  z.  B.  die  Sdbermünze  werde  nicht  aus  dem  limlauf-  ver- 
drängt^ sobald  nur  das  Papiergeld  nicht  zum  legalen  Zahlungsmittel 
gemacht 'w)irde.^^ZDge^  dann  £oTg^  aber  dfli^au^V^llf^s  jedb 
weitere  Vermehrung  dcfs^'o^lie  l^wangscor^  ntailaiiifeiideil  Papier- 
gelds Um  i^o  9i^fke¥^iiäP{k4  Bntwerthimg  dci»efe^n  Ifil^^drke, 
sofernc  im  Allgemeinen  der  Zaidtaittelbedarf  eine  einisrermaassen 
fixe  Grosse  ist.  Nimmt  man  z.  B.  für  letzteren  btnia  Deginn  der 
Suspension  der  Einlösbarkeit  500  Mill.  fl.  an,  woTon  'lUO'Müi- 
bishiisr  einiölä>are  Noten  ,  der  Rest  fiilberltlffil««r,  ät»  Üt^ 
»Qaantitfttstheoife«  naeh,  bei  einef  Vetniehriing  der  Ztiltol 
SOO  mn  deir  Cürs  der^bett  gegen  Mflttii#'^chon  'auf  den  dritten 
Theil  gesunken  sein,  wenn  der  Ijedini  iük  h  Zuhlinitteln  gleich 
blieb  und  d'ip  Mmi/t^  nicht  ausgeführt  wird.  Dies  wurde  von 
Weuem  die  Ijnbrauchbarkeit  eines  Papiergelds  ohne  Zwangscurs 
hl  allen  den  Fallen  zeigen^  wO  damit  gnx^se  finanzielle  BedürfoisM 
eiüishreUen  gedecil  Iv^en  sollen.  '  Eb«n  diü'Leere^^  welche' lA&htt 
Papiergelde  mit  Z^angSc^  dnrch  die  Verdrängung  der  Wmse 
entsteht,  ermöglicht  einen  huhcrca  V\  erlh,  und  damit  eine  grossere 


Digitized  by  Google 


626 


Zur  Gei€hichte  uii4  Kniik 


Vermehrung  der  Zettel;  wegen  des  yorkehr5:bpdarfs  an  Zahlungs- 
mitteln, der  dadurch  nach  Papiergeld  hervorgerufenen  Nachfrage. 
Auf  enzehie  dieser  Momente  in  den  angeregten  Fragen  werden 
wir  in  dem  zweiten  Artikel  znrttcliliomitten.  Die  voriiergelteiidei 
Sfitie  sollten  meiner  Ansicht  Tom  Einfiuss  der  Geld- Menge, 
vom  Begriff  des  Bedarfs  an  circulirendem  Medium,  um  elncü 
etwas  vagen  Ausdruck  absichtlich  zu  wählen,  von  dem,  was  als 
Wesen  der  „Cir culati on''  und  als  Bestandtheii  derselben  zo 
gelten  hat»  nicht  präjudicuren.    Namentlich  verwahre  ich  noich 
dagegen,  als  erachtete  ich  nur  Münze  und  Zettel  CBanknoteD^  ali 
Bestandtbeile  der  GIronlation.    Ziir  Yereinfachmig  der  Beispiele 
darf  man  das  wob!  tinm.   Das  in  den  vorhergehenden  Erörte- 
rungen üiier  den  Einfluss  des  Zvvangscurscs  uneinlösbaren  PajMer- 
gelds    enthaltene  Material  zu  weiteren  Schlüssen  ist  für  die 
wichtigsten  Principienfragen  in  diesem  Gegenstand  von  Bedeutongy 
namentlich  werden  dadurch  auch  die  nöthigen  Vorfragen  znr 
Anistellnng  einer  richtigen  Kritik  des  Patents     1811  grossen* 
thefls  sdMNi  beantwortet-  Wir  behalten  uns  die  RecapitulatioB 
der  iluuptcrgebaisse  der  Untersuchungen  in  diesem  Abschnitte 
für  später  vor.  « 

17*   Eeüversache  verschiedener  Art  bis  zum  Patente  vom 

26.  Pehmar  1810. 

Zwn  Sehfaisse  dieses  ersten  Artikels  wollen  wir  uns  mit 

folgender  Erörterung  wenden.  Die  Absicht  des  Staals  bei  der 
Decretirung  des  Zwangscurses  ist,  das  Papiergeld  gleich  der 
Münze  verwenden,  damit  über  die  gleiche  Menge  »Kaufkraft^ 
wie  mit  dieser  verfügen  zu  können.  Der  Zwangscurs  wird  daher 
practisch  für  den  Staat  theihreise  ilhisoriscb,  sobaU  dennoch  ein 
Disagio  der  Zettel  besteht  und  eine  Erhöhung  der  Preise  von 
Waaren  u.  s.  w.  eintritt.  Auch  das  Disagio  allein  vertheuert  die 
BeschalTung  der  etwa  nöthigen  Edehnetallmassen  und  übt  einen 
Einüuss  auf  allmäliges  Steigen  der  Preise  aus.  Dies  wie  jenes 
zu  verhindern  liegt  daher  ebenso  sehr  im  Interesse  des 
Staads,  wie  in  der  Idee^  wdche  die  Anordnung  des  Zwaogskiirses 
euigab.  Der  Zweck  des  letzteren  wird  allein  vollstiindig  erreiclit, 
wenn  leBin  Disagio  und  keine  andere  Steigerung  der  Preisei  im 
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anderes  Schwanken  der^elljeu,  als  beim  Bestehen  der  einfachen 
Melallwähninir  erfolgte. 

Die  Verbote  des  Agiotirens  mit  Uiuize,  die  Erlasse  voa 
Preutaxen,  wider  Preissleigeningen,  Ckisetze  über  Maximalpreise 
«d  andere  dergleichen  VeifGigungen  mehr,  wie  wir  ihnen  während 
der  fransdsiscben  Assignatenwirthachaft,  und  Iheflwelse  in  den 
verschiedenen  Perioden  der  öslerr.  Papiergeldemission  begegnen, 
sind  daher  nicht  an  sich  unlogisch,  unsinnio  ,  sondern  nur  die 
oon«equente  Verfolgung  der  Zwacke,  welche  man  beim  Aus- 
ipreohen  des  Zwangscurses  im  Auge  halte,  durch  alle  Fälle  dea 
praoüachea  Lebens  hmdurch,  in  denen  vom  .finansiellen  Geaicfats- 
puBcte  aus  die  Annahme  des  Papiergeldes  in  gleichen  Werlhe 
mit  Baargeld  wünschenswerth  erscheint  Diese  Verordnungen 
sind  an  sich  wohl  uripractisch  und  undurchführbar,  sie  erreichen 
ihren  Zweck  so  wenig,  wie  die  Decretirung  des  Zwangscurses, 
aber  l^gerichlig  gehen  sie  aus  letzterer  Maassregel  hervor,  als 
deren  nodiweadige  Conseqoenzen  sie  die  Verwerflichkeit  dieser 
VerQlgnig,  dadurch,  wie  wir  sehen,  indirect  aber  nur  die  der 
ganzen  heillosen  Staalspapiergeldwirthschaft  abermals  xeigen.  Der 
eine  Versuch,  ein  Uebel  in  seinen  Wirkuiitren  zu  beseitigen, 
nothigt  nur  sofort  zu  anderen,  ebenso  vergeblichen. 

in  der  Bankozettelzeit  sind  insbesondere  die  Erlasse  wider 
die  Aufkäuferei  und  das  Agiotiren  des  vollwichtigen  Hetallgelds, 
m%  fortsohreitender  Bntwerthung  der  B^Z*  gefen  HiUize  auch  der 
Scheidemfinse  sehr  udüreich.  Desgleichen  erfolgten  häufige  Be- 
8ohr8nkungen  und  Verbote  der  Mttnzausfuhr.  Alle  diese  Ver- 
ordnungen werden  sehr  oft  von  Neuem  eingeschärft,  je  mehr  die 
Lage  der  Dinge  eine  natürliche  Reaction  gegen  diese  Bestioir 
ipungen  bedingte. 

So  wurden  durch  k.  ßntschliessnngen  vom  22  Mai  1799, 
nm  den  Unterschleif  bei  der  AnsAihr  der  grösseren  Mttnssorten 
hintan  en  faahen,  die  älteren,  die  Ausfuhr  erbländischer 
Gold-  und  Silbermünzen  belreÜcndcn  Patente  vom  26.  Mai  I7465 
22.  April  1762  und  27.  Dec.  1755  erneuert  und  deren  Bestim- 
mungen auch  auf  alle  auslandischen  Gold-  und  Silbermünzen 
ausgedehnt  ferner  sollten  demzufolge  von  jetzt  an  Ausfuhipässe 
fttr  baaras  Geld  nicht  mehr  von  den  Utinz-  und  Probierämtem, 
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sondern  bei  der  Finanzc  oinmercianio{stelle  in  Wien,  in  Ungarn 
bei  der  Uofkammer,  in  Siebenbürgen  beim  Thesauriat,  in  den 
deotschen  and  galizischen  ErbMndern  bei  den  Ländentellen  ans- 
gestellt  werden.  Diese  Verffigiing  zeigt  deutficb  die  Absiebt, 
die  Ausfiiln*  rein  nteh  pdiliseben  GrOnden  zv  regeln,  widirend 
bisher  doch  mehr  volkswirthschaftliche  Anschanunfren  dabei  maass- 
gebend  waren.  Das  baare  Geld  durfte  auch  nur  durrh  den  Post- 
wagen ausser  Landes  geschickt  werden.  Reisende  mussten  für 
Srnnmen  ftber  500  Ducaten  oder  22&0  |L  Silbermünze,  die  sie 
mit  sieb  bbiausfllbren  wollten,  ebenfillls  besondere  Pllsse  Ittsea 
Die  GrenszoUfimter  wurden  zur  sorgsamsten  AifmerlKsankeit  er- 
mahnt und  sollten  itn  Falle  unterbhebener  Anmeldung  das  Geld 
als  Schleichvvaare  zu  Gunsten  des  Fiscus  confisciren.  Als  später 
der  Münzexport  durch  Reisende  auf  Grund  der  erwähnten  £r- 
laubniss  zu  einem  Gewerbe  geworden  za  mn  scheint,  verfügte 
das  H.  D.  V.  20.  Sept  1803,  dsss  solcben  dfleis  Hin-  und  Her- 
rdsenden  nnr  die  Mithinaasnahme  Yon  35  IL  zu  gestatten  seL 

Von  1802  an  begannen  die  Verordnungen  wider  die  Agiotage 
mit  Scheideiauiize  häufiger  und  heftiger  zu  werden.  Das  Patent  vom 
12.  Od.  1802  constatii  le,  dass  tiotz  der  vielen  Millionen  7-Kreuzer- 
Stücke  und  Kupfergeid,  die  in  den  Verkehr  gesetzt  würden,  siob 
dennocb  vielfach  ein  Mangel  an  Ideinen  Mttnzgattnngen  zeige^ 
wofitar  nnr  die  den  scbon  frttber  geltenden  Mfinzpatenten  26. 
Msi  1746  nnd  12.  Jnnt  1768  zuwider  laufende  Agiotage  und 
gewinnsüchtige  Speculaüontn  verantwortlich  zu  machen  seien. 
Deshalb  verbot  dies  Patent  von  Neuem  aufs  Schärfste  mit  Scheide- 
münzen zu  agiotiren,  d.  i.  »dieselben  mit  Aufgabe  einzu- 
wechseln, wa  kaufen  oder  auf  irgend  eine  Art  damit  Handel 
zu  trdbei^  desgleichen  dieselben  zu  Jüppen  auszuwflgen,  ein- 
zuschmelzen, oder  was  immer  für  einen  Unfug  zu  unter- 
nehmen, der  bereits  in  allen  Münzgeselzen  —  verboten  sei." 
Dasselbe  Gesetz  verbot  auch  alle  Ausfuhr  von  inländisolien  :5chei(le- 
münzea  aus  den  £rbianden  in  s  Ausland,  und  umgekehrt  alle 
Einruhr  you  in-  uttd  auslandiscboi  sübemen  und  kupfernen 
Sebeidemflnzen  aus  dem  Auslände  in  die  Erbstaaten.  Die  schwer^ 
Sien  Strafen  fBr  Zuwiderhandelnde  wurden  angedroht,  Strafe  der 
€ontrebande,  Confiscation  des  Betrags  und  pueiid  iiu|ili^  CuulLs- 
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cation  des  Fuhrwerks,  und  zwar  nicht  wie  im  Fall  der  wirklidien 
Betretnng  auf  der  That  und  der  Ergreilüng  des  Corpus  delicti, 
flondem  auch  auf  genügende  Insiditen  hin.  Dennneiantenbelohniui- 
gen  sollte  Cömplicen  snm  Yeirathe  verlocken^  das  „Appralieiidev- 
drittel*  die  ZoH-  und  sensligen  Bennien  dfriger  maohen.  Alle 
diese  unmoralischen  BestniuTiunoco  der  alteren  Zeil  wurden  im 
Gelolge  der  B.-Z.-Wirthschall  von  Neuem  horvorpfesucht.  Wie 
wenig  alle  diese  Verbote  gegen  die  Natur  der  Diiage  und  die 
Gesetze  der  Volkswirthachaft  vermoohten,  ergiebt  sich  aua  der 
Notfawendigkeit,  sie  ao  oflmn  Neuem  durch  die  HofirteUea  and 
besonders  die  VerwaHungsbehörden  einsdi&rfen  an  lassen,  B. 
donnerte  das  Ciicular  v.  28.  Juni  1806  wieder  ^cgen  das  Anf- 
sammeln  und  Einwechseln  der  Kupfermünze,  und  warnte  nament- 
lich vor  den.  üaudelsjuden  und  anderen  Parteien,  welche  eigens 
in  den  Stddten  und  auf  dem  Lande  berumgingen,  Kuptergeld  mlH 
Aufgabe  an&ukaufen.  Für  die  neuen  BankosetteMialungslHnnzen 
wurden  die  Agiotage  -  und  Bm-  und  Ansfiibrverbole  ebeuMs 
gleich  ausgesprochen,  was  bei  dem  sO  unendlich  ietcMen  IfttKl* 
fusse  derselben  weniger  drmgend  war  (25.  Mörz  1807). 

Mehrere  andere  Verfügungen  aus  der  spateren  Zeit  der 
Bankozettel  gingm  ans  einer  ähnhchen  Tendenz  wie  die  Müna- 
«nsfuhrveibole  u.  &  w.  hervor,  hatten  aber  doch  gieiohseitig  noch 
weitergehende  Zwecke,  wir  werden  darauf  Im  folgend«!  Artikel 
mit  ra  sprechen  kommen.  Es  sölKe  dadurch  das  PapiergeU 
recht  eigentlich  zur  alleinigen  Währung  gemacht,  Gold  und  Silber 
und  die  Münzen  daraus  mehr  ihres  Geldcharacters  entkleidet  wer- 
den. Von  Epoche  machender  Bedeutung  war  hieriur  bereits  das 
neue  strenge  Wucheipatenl  v.  2,  Dec.  1803,  wodurch  eigentlicüi 
die  scbUessficben  Consequeaien  der  idee  n&d  des  Zwecks  des 
Zwnngscurses  der  B.-Z.  gezogen  wurden*  Dies  Gesetz  ist  fiir 
das  damaliiTc  Obligationenrechl  namentlich  wfehtig  und  wirft  LjM 
auf  die  Schuldverhaltnisse  der  dem  Patente  v.  1811  vorangehen- 
den Jahre.  Es  wird  zweckmässig  sein,  die  Erörterung  des 
Wucherpatents  deshalb  ebenfalls  zu  verschieben. 

Zu  den  tibrigim  Maasaregebi  der  Periode^  wetehe  sich  mit 
dem  Kampfe  gegen  die  Wirkungen  dor  B.*Z.-WirtfasGhafl  ab- 
geben und  den  natürlichen  Ausfluss  der  Idee  des  ZwangseiRsep 
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bilden,  gehören  endlich  noch  die  Erlasse  gegen  die  zunehmende 
,Jhouerung**,  das  Preissleigen  u.  s.  w.  Hieran  ist  die  Periode 
nicht  so  reich,  als  man  erwarten  würde.  Im  J.  1801  wurden 
WoUMMscomiBkisioiien  errichtet,  ehuelne  VercH^iingeii  be» 
ffonders  wider  die  Ausftdir  des  Getreides,  dessen  VertheiiOTiiff, 
erfolgten  wiederholt  Doch  waren  hierftb*  und  far  ehnge  andm 
ähnliche  Yerfügungen  audi  andere  Ghlinde  mit  maassgebend,  die 
in  der  damaligen  Wirthschafts-  und  Handelspoiilik  überhaupt  zu 
suchen  sind.  Die  Eiiduhrzollerhöhungen,  später  das  „Ausser- 
Ueadel-Setzen*'  gewisser,  „unnöthigeg^  fremder  Waaren,  hatten 
mnichst  den  Zweclc,  den  ^)etet  besonders  sohAdlieben  Ansinss 
liaarmi  Oeldes*^  zu  Tertdndem  oder  zu  mminderaj  nümiter  andi 
den  weiteren,  ans  den  Ertrag  von  Bxtraz^n  Fonds  flMr  die 
Bestreitung  be;sonderer  Ausgaben  oder  zur  Verninderuug 
4er  B.-Z.  zu  bilden. 

T^tz  aller  dieser  unrichtigen  Maassregeln  für  Heilung  des 
U^ls  hatte  die  Regierung  nemüeh  die  Ursache  der  Entwer* 
Urang  der  B.-Z.  weU  eiinnnt  Znm  ScUnsse  woUen  wir  das 
Wichtigste,  was  snr  Beseitigung  des  Uebels  wenigsleiiB  nach  « 
richtigen  Principien  geschah,  hier  noch  bis  zum  Jahre 
1810  und  den  damals  erfolg-endea  wichfigen  Maassregeln  sldzziren. 

Die  Hauptursache  lag  in  der  übermässigen  Yemiehning  eines 
«eiilösbann  Zwangspapiergelds.  Abhilfe  konnte  nur  von  der 
Vemindenmg  der  B.-Z.  und  spftter  von  der  WiedmofiMbine  dar 
Baanairianir  erwailel  werden.  Schon  im  Palenl  voaft  15.  Man 
1802,  bei  Gelegenheit  eim  r  Scheidemünzfrage,  war  der  richtige 
cnd  wichtige  Grundsatz  ausgesprochen  worden,  „da.ss  die  Summe 
der  B.-Z.  nicht  vermehrt,  sondern  möglichst  vermindert  werden 
seilte^"  in  der  ¥hat  gelang  es,  den  Zettelumianf  in  den  Jahran 
1608 — 5  wenigstens  lienlfdi  auf  der  bisherigen  Hahe  in  eilial- 
tem  Das  Ment  yoni  37.  Aug.  1808  maehte  sogar  einen  iiractt* 
sehen  Versuch  zur  Verminderung  der  Zettel,  rseb^t  anderen 
dazu  bestimniten  Hiiismittelii  sollte  ein  Tilfrnngrsfonds  lur  die  B.-Z. 
durch  Erhebung  eines  Extra zolls  Cüber  den  Tarif  des  Zofl- 
patents  vom  2.  Jan.  1788  hinaus) ,  nemhch  von  50  fl.  für  den 
Cenlner  Kaffee,  Kakao  und  Kandissncker  Coideie  Sorten  nadi 
¥eiMMsa>  gegvflndet  werden.  Die  hietdarch  eiigalienden  Mittel 
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seien  n  i  c  h  I  filr  die  jaufenden  Staatsausgaben,  sondern  einzig 
und  allein  zur  Einziehung  und  Tilgung  der  einkommen- 
den  B.-Z.  zu  verwenden.  Ein  weiterer  £iia<s  v*  7.  Febr*  180S, 
betreffend  die  Wiedervermehrong  des  Tollwichtigeii 
Conventionsinünzgeldes  durch  stirkere  Ausprägungen,  (also  wieder 
ein  Versuch,  auf  die  Symptome  des  B.-Z.-No(hstands  loszu- 
curiren),  ordnete  die  Erheljung  bestimmter  Abgaben  in  Gold- 
und  Silbermünze  und  darunter  auch  die  jenes  ExtrazoUs  bis  zur 
Hälfte  darin  an.  Dass  freilich  mit  solchen  kleinen  llitteiehe% 
sttmal  bei  dem  damaligen  geringen  Conramo  jener  Waaren  illid 
dem  denselben  noch  hemmenden  hohen  Agio  rnid  Zole,  den 
Hunderten  von  Millionen  B.-Z.  gegenöber  wenig  auszurichion  war, 
Hess  sich  voraussehen  und  ist  durch  die  Erfahrun<T  bestätigt 
Jene  Verordnungen  sind  nur  interessant  als  Anzeichen  einer  Er- 
kenntttiss  des  lichtigen  Weges  und  eines  Yersncbs,  ihn  2u  be* 
treten. 

Einen  ernstlicheren  Anlauf  nahm  das  Patent  vom  20.  Aug. 
1806.    Damals  hatten  sich  bermts  bedenkliche  Gerüchte  von 

bnanziellen  Gewaltmaassregeln  der  Regierung  in  der  B.-Z.-Ange- 
legenheit  verbreitet,  man  sprach  von  gesetziicher  Reduction  des 
Nennwerths  auf  den  Gurs\vei  t}i  u.  s.  w.  Zu  einer  solchen  Maass- 
regel wagte  man  sich  aber  damals  noch  nicht  in  entschliessen 
uid  hielt  auch  den  Znstand  der  Finanzen  noch  nichl  für  so  ent- 
hriflet,  um  eine  derartige  Operation  ergreifen  %a  mttisen.  In 
'  einem  Erlasse  vorn  Li 2.  Juli  L^üil  trat  die  Rcgiening  daher  allen 
solchen  Geriichten  entgegen  und  wiederholte  auch  in  dem  Patente 
vom  20.  Aug.,  dass  man  von  allen  Gewaltmaassregehi  Abstand 
nehme,  die  »ebie  plötzliche  Stockung  d^  aHgemeinen  Ver* 
hehrs  erzeugen,  die  Grundfesten  des  dffentlichen  Credüs  er» 
schottern  und  die  GlUcksumstinde  Tieler  Tausende  mit  einem 
Male  umstürzen  könnten.«  Mit  der  naiven  Offenheil  des  damali- 
gen patriarchalischen  Absolutismus,  in  „offener  und  väterlicher 
Sprache"  wurden  die  Ursachen  und  der  Umfang  des  üebels,  die 
Mittel,  es  zu  heilen,  dargelegt.  Die  Gesetze  jener  Zeit  lauten 
im  Anfang  nnmer  sehr  freondhch,  appeUhen  an  den  guten  Willen, 
und  entschuldigen  Geschehenes,  um  dann  ddmit  xu  scUiessen^ 
dass  es  nun  aber  einmal  so  sei,  man  fteeht  habe,  von  den  Uateir«» 
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fthanen  noch  weit  neiir  zu  verlangen,  and. sie  Gott  danken  könn- 
ten, dass  sie  noch  so  gut  dabei  weggekommen  seien.  „Und  bist 
du  nicht  willisf,  so  brauch'  ich  Gewalt*',  heissl  es  zuletzt  immer. 
Die  osterr.  Fiuanzpatente  aus  dieser  Periode  sind  in  volkswirth- 
schafUielier  und  polilischer  Beziehuiig  sehr  interessant  Ange- 
sichts der  Unmöglichkeit,  die  kostspieligsten  Kriege  durch  Steuern 
oder  Anlehen  zn  bestreiten,  sei  es  nnvermeidlich  gewesen,  „zur 
Vervielfältigung  der  Vorstellungszeiclien  iles  Geldes  seine  Zuflm  bt 
zu  nehmen,  also  die  circuürenden  Wiener  Stadtbankozeltel  von 
Neuem  zu  vermehren."  Das  sei  aber  eben  nicht  ohne  Wirkung 
anf  den  Unwerth  gegen  Conv.-Mttnze,  auf  die  Weohseicnrse  and 
die  Prdse  aller  Feilschaften  geblieben.  Indessen  hätte  man  durch 
diese  Zettelvermehning  doch  nichts  anderes  gethan,  als  die  ein- 
mal unuaigangUch  nöthigen  Summen  vtischafll,  welche  auch  sonst 
von  den  Unterthanen  durch  ausserordentliche  Steuern  zu  ver- 
langen gewesen  wären.  Jetzt  könne  Abhülfe  nur  in  der  Er- 
hebong  einer  Reihe  von  Abgaben  gesucht  werden,  welche  nach 
billigen  und  der  Vermögenslage  der  Unterthanen  entsprechenden  I 
Grundsätzen  vertheilt  werden  sollen,  um  das  Uebermaass  des  *  > 
Papiergelds  und  die  dadurch  verursachte  Theurunfi;  zu  beseitigen.  I 
Der  Appell  an  den  vielbewahrten,  opferfreudigen  Patriotismus 
fehlte  auch  damals  nichU 

Zunächst  ward  ein  Anlehen  von  75  MilL  fl.  B.-Z.  ausge» 
achrieboi  gegen  Verpfilndung  der  oben  gewfthrten  ZoUaufischlSge 
auf  Kaffee,  Zucker  und  Kakao  des  Patents  vom  27.  Aug.  1803. 
Die  Betheüigung  an  diesem  Anlehen  war  zwangsweise  für 
Alle,  welche  mehr  als  10,000  fl.  bewegliches  oder  unbeweg- 
liches Vermögen  besassen,  eine  Skala  bezeichnete  die  mit  der 
Grösse  des  Vermögens  steigenden  Minimalbetrttge.  Für  kleinere 
Vermögen  war  die  Beteiligung  fireiwilltg.  Das  Anlehen  war  auf 
Zeitrenten,  für  35  Jahre,  jedes  Jahr'  wurde  ehi  Coupon  im 
Betrage  von  5^/o  des  Kapitals  abbezahlt,  und  zwar  halb  in  Conv.- 
Münze,  halb  in  B.-Z.  Die  Bedingungen  sind  dennoch  ungünstig. 
Neben  diesem  Anlehen  sollte  femer  in  den  deutsch-slavischen 
Erbianden  von  allen  steuerbaren  Realitäten  neben  der  ordent» 
liehen  Militär-  und  Kameralcontribution ,  von  der  ordent* 
liehen  Judensteuer  und  von  der  nach  dem  fttlirten  Vermögen 
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repartirten  Classensteuer  für  jedes  der  fünf  Jahre  ld07— 11  ein 
50-proeentiger  Zuschnss  als  »Bankosetteltilgiingsbeitrag^ 
erbeben  weiden.   Desgleichen  waren  für  denselben  Zweck  whI 

während  derselben  Zeildauer  besondere  Erhöhungen  der  Zoll- 
und  Portosätze,  Salz-  und  T;ibakspreise  in  Aussicht  genommen. 
Der  Erirag  einer  Kepunzirungstaxe  für  alie»  Gold-  und  Silber- 
geräthe,  nemlich  V>  P'  Ducatenschwere  Gold  und  ^(s  fL 
Loth  Süber,  in  Gonv.  M.  zu  entrichlen,  hatte  dieselbe  Bestim- 
mung, und  desgleichen  soUten  alle  im  Umtausch  gegen  Kupfer-, 
münze  in  den  Jahren  1807 — 11  eingehenden  B.-Z.  vemichtel 
werden.  Di^  Herbci/ielmng  Uni^ams  und  Siebenbiufrens  auf 
verfassungsmässigem  Wege  zu  Beisteuern  war  in  Aussicht  ge- 
stellt worden.  Im  Ganzen  war  man,  wie  zu  sehen  ist,  angesichts 
der  dringenden  Noth  in  der  Wahl  der  Mittel  nicht  zu  scrupuldA 
Eine  prindpiell  nicht  unwichtige  Goncession  des  Absdntismus 
bestand  darin,  dass  für  alle  Tilgungsfondsgefölle  eine  besonder^ 
Haii[ilkasse  mit  getrennter  Verwaltung  und  Verrechnung  einge- 
ricliU  t  uiiil  der  Betrag  der  ölienllich  zu  verbrennenden  Zettel 
amtlich  bekannt*  gemacht  werden  sollte.  £s  hat  leider  eines 
weiteren  halben  Jahrhunderts  bedurft,  bis  man  das  damals  bereits 
für  die  Finanzen  unentbehrlich  gehaltene  Princip  der  Oeffentlich-^ 
keit  und  Kontrole  endlich  entschlossen  durchführte.  * '  > 

In  jener  ersten,  wie  in  der  geg"cnwui  ligen  Periode  der  österr. 
Papicrj^oldwirthschaft  ging  es  nur  stels  so  leiclit  anders,  als  ver^ 
sprochen  worden.  Die  zur  Herstellung  oder  Verbesserung  der 
Valuten  bestimmten  Mittel  fanden  auch  jetzt  wieder  eine  andere 
Verwendung  und  die  Ausführung  der  gefassten-Projecte  gerieth 
in*s  Stocken.  Diesmal  galt  es,  die  Grenzen  und  damit  die  strenge 
Neutralität  bei  dem  zwischen  Preussen  und  Frankreich  ausge- 
brochenen Kriege  zu  wahren.  Die  durch  das  Pal.  vom  20.  Aug. 
zur'  Verminderung  der  B.-Z.  bestimmte  Steuer-  und  Gefällsver- 
mehrung  ward,  mit  Ausnahme  des  dem  bisherigen  Zweck  bewahrt 
bleibenden  Ertrags  der  Punzirungtaxe,  »einstweilen*  zur  Bestreik 
tung  des  ausserordentlichen  MUitüraufwands  verw^idet,  die  An* 
leihe  von  75  Mill.  ward  verschoben  und  statt  ihrer  fiir  die  Zwecke 
des  Heeres  eine  starke  Vermögenssteuer  erhoben,  ^l  atent  vom 
29.  Oct.  1806.)  ■ '  :  . 
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Nach  dem  Scheitern  dieser  Plane  war  jedenfalls  einer  der 
letzten  günstigen  Momente  verstrichen,  wo  zur  Heilang  des 
Uebels  nocli  etwas  Ernsttidies  hätte  geeehehen  können.  Aocli 
tentrichen  fast  swei  Jahre  ohne  jeden  bedentenderoi  Yenmöb 
nr  AbbGlfb.  Der  fftr  die  Btiikocellellbdfaingsmeiizen  Angehende 
Betrag  an  B.-Z..  besonders  in  kleineren  Appoints,  sollte  einge- 
zo^ren  bleiben  (H.  D.  vom  20.  März  1807).  aber  eine  reelle  Ver- 
minderung wurde  dadurch  ja  nicht  erzielt  Das  Patent  yom 
23.  ioii  1807  v^rfilgte  eine  neue  Emission  von  B.-Z.  an  Stdle 
4er  allen  von  1800»  Anch  diese  wlften  »wie  baares  Geld*  an- 
fenommen  werden.  Von  Hnhingsniaassregehi  ist  nicht  einmal 
die  Kede. 

Erst  das  Patent  vom  14.  Sept  180P  kommt  darauf  zurück, 
nachdem  inzwischen  der  Zettelomlauf  500  Miil.  und  der  Ours 
gegim  Silber  200  tiberschritten  hatte.   »Fest  entschlossen, 
hiess  es  in  dem  Patente^  den  Werth  der  B.-Z.  anfrecht 
sn  erhalten,  ersehne  die  Regierung  den  Zeitponht,  wo  dies 
mit  aller  Beharrlichkeit  niuglich  sei.    Einstweilen  solle  der  Werth 
der  B.-Z.  m ögl  i  c  Ii  s  t  gehoben  ^v  e  r  d  e  n.  Z\i  diesem  Zwecke 
soUe  ein  5%  Anlehen,  mit  Aufkiindigimgsfreiheit  Seitens  des 
GÜnbigers  nach  kurzen  Fristen,  gegen  Speciaihypothek  hrgend 
eines  der  bOhndscfa-deotscA-gali^chen  Staatsgüter,  dereiUG^sammt* 
Werth  100  MOL  Qberstiege,  anfgenommen  tmd  die  darauf  em- 
gehenden  KapttaMen  anssehliessHch  zur  Tilgung  der  B.-Z. 
der  Tilgungskasse  tiberwiesen  werden.    Allein  das  Alles  wäre 
doch  zu  geringfügig  gewesen,  eine  Besserung  herbeizuführen, 
nun  zumal  wurde  die  Sache  nicht  ausgeführt,  als  bald  darauf  der 
neue  Krieg  ansbiach.    Am  Schhiase  des  Patents  hatte  die  Re> 
giening  hinzugefügt,  sie  hoffe  durch  diese  Anordmnigen  m  idgen, 
wie  unbegründet  die  von  UebelwoQenden  ond  AengsUichen  ra 
Betreff  der  B.-Z.  verbreiteten  Gerüchte  seien  und  wie  sehr 
ihre  Gesinnung  stets  dahin  gerichtet  wäre  und  immer 
dahin  gerichtet  sein  werde,  den  Werth  dieses 
Gredilpapiers  anfreehl  sn  erhalten.    Woiu  stets  so 
gerne  solche  doch  gans  wirkungslose  Zusagen,  wehshe  bei 
der  ^ftst  gewiss  vorauszusdienden  NiehterfttDong  Unlariier  nnr 
compromilUrea  ? 
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Der  ruhmvolle,  aber  wiederum  unglückliche  Krieg  von  1809 
war  beendet,  er  hatte  dem  Staate  einigfe  Provinzen  gekostet. 
Das  Metallgeld  war  vollends  zu  Kriegszwecken  aufgebraucht  wor- 
den, als  die  Armee  in  Baiem  stand«   Am  Beginne  des  Kriegs  ein 
freiwilliges  (14.  April  1809),  nach  Beendigong  desselben 
ein  gezwungenes  Anlehen  (19.  Dec  1809)  mittelst  Abliefe- 
rung des  entbehrlichen  Gold-  und  Silbcrgeräths  stellte  dem 
Staate  einen  Theil  des  noch  vorhandenen  Edelmetalls  zur  Ver- 
fügung.   Der  damalige  Ertrag  der  Kirchensilberabliefe- 
rang, —  denn  auch  diese  war  geboten  und  wurde  durch  Decrel 
Yom  26.  Mftrz  1810  nochmals  besonders  eingeschärft,  weil  es 
xur  Kunde  gekommen,  .»dass  manche  Pfarrer  in  dem  Irrwahne 
standen,  als  ob  die  ffirchengeffese  nach  den  kanonischen  Satson- 
gen  von  Silber  sein  niüssten" ;  der  Absolutismus  genirte  sich 
nicht,  wie  man  sieht,  wo  es  seine  Interessen  gegen  die  Kirche 
galt  — ,  jener  geringe  Ertrag  zeigt,  dass  man  gewöhnlich  die 
Ergiebigiceit  einer  solchen  Zwangrankihe  imd  die  GfOase  dee 
vorhandenen  Silbergeräths  der  Kirchen  ttberschatst  Alle  diese 
anderweiten  Mittel  hatten  nicht  verhindert,  daas  der  grössle  TMl 
der  Kriegskosten  dennoch  durch  Vermehrung  der  B.-Z.  bestritten 
werden  musste,  deren  Masse  nun  800  Mill.  überstieg,  während 
der  Ours  unter  dem  Einflüsse  der  Verwirrung  durch  die  feind- 
liche Oceupation  des  Landes  und  der  Hauptstadt,  der  starken 
Contribtttionssahlungen  u.  j.  w.  zwischen  300  und  500  i»  fftr 
100  fL  Mttnze  schwankte.    Das  war  die  Lage  der  Dinge,  ab 
man  nach  dem  Friedensschlüsse  die  Ordnung  des  GeMwesens 
und  der  Finanzen  in  die  Hand  nahm.    In  einem  zweiten  Artikel 
werde  ich  die  damals  getroffenen  Maassregeln  schildern  und  kriti- 
siren  und  die  weitere  Entwicklung  der  ßankozettelwirthschafl 
darstellen.   Bisher  hatten  weder  das  HeilkUnsteln  an  den  Sympto- 
-  men,  noch  die  schwachen  Versuche  auf  an  sich  richtiger  Grund- 
lage Etwas  zu  bessern  vermocht 
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Wem  von  Allen,  die  sich  mit  der  Frage  von  der  Budget- 
und  Steuerverwillij^mg  in  der  Praxis  oder  Theorie  sciion  zu 
beschäftigen  veranlasst  waren,  hätte  sich  nicht  der  peintiche 
Gedanke  aufgedrängt,  dass  man  hier  eigentlich  nicht  auf  den 
Boden  des  Rechts  und  des  Friedens,  sondern  der  Thatsache  und 
des  Krieges  stehe.  Jede  Etatsberathung  ist  in  der  Regel  (znge- 
standen  oder  nicht  zugestanden)  der  Streit  zweier  Tarlhien  über 
den  Vorrans^  im  Staate,  der  Kampf  um  ein  Recht,  das  die  Re- 
gierung in  Vertretung  des  Staats  als  ein  Recht  des  Staats,  die 
Stände  in  Yertretong  des  Volks  als  ein  Recht  des  Volks  in  An- 
sprach nehmen*  Die  Verabschiedung  des  Etats  ist  dann,  nm  das 
BUd  fortzusetzen,  nicht  sowohl  ein  Sieg  des  Einen  und  eine 
Lösung  des  Streites,  sondern  ein  Waffenstillstand,  von  der  Un- 
mdgüchkeit  oder  Unlust  der  Fortsetzung  des  Kanipies  veranlasst 
und  beiderseits  von  der  Yenvahrung  des  Rechtes  begleitet,  und 
auf  so  lange  abgeschlossen,  bis  ein  neuer  Etat  auf's  Neue  vm 
Kampfe  ruft 

Der  Grund  dieser  Erscheinung  soH  hier  untersucht  werden. 

Zu  diesem  Zweck  müssen  zunächst  die  einzelnen  Vorgänge 
bei  der  Feststellung  des  Budgets  nach  ihrer  eigenen  inneren 
Natur  gewürdigt  werden,  bevor  das  positive  deutsche  Recht 
geprüft  wird. 
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I.  Aufgabe  der  Yerwaltung  in  Beiiehmig  auf  die  Ffnanien. 

So  schwer  es  ist,  die  Zuständigkeit  der  Regierung  und  der 
Stände  in  Beziehung  auf  den  Staatsfinanzhausliall  nach  fonnelkn 
Merkmalen  bestimmt  abzngrensen,  so  leicht  ist  es,  die  materielle 
Angabe  beider  im  Allgemeinen  anszadrOcken. 

Sie  liegt  in  dem  Begriff  einer  guten  Verwaltung. 

Alles  was  nach  den  Grundsätzen  einer  guten  Verwaltung  zu 
geschehen  hat,  muss  von  der  Regierung  in's  Werk  gesetzt,  darf 
von  den  Ständen  nicht  gehindert  werden.  Seine  näbere  Be* 
grenzung  bekommt  aber  der  Begriff  einer  guten  Verwaltung  einer- 
seits in  der  Schranke  der  Gesetsgebung,  andrereeits  in  dem  engen 
Zusammenhang  nicht  blos  der  Ausgaben,  auch  def  Einnahmen  des 
Staates  mit  den  luateriellen  Zwecken  und  Interessen. 

Wie  im  ganzen  Gebiete  des  Staates,  so  fuidet  auch  im  finan< 
ziellen  Gebiete  die  Verwaltung  eine  Schranke  in  der  Gesetz- 
gebung und  zwar  in  der,  gleichfalls  dem  finanzidlen  Kreise  nicht 
eigenthUmlicben,  doppelten  Richtung,  dass  1.  jede  Thätig^it  der 
Verwaltung,  die  unmittelbar  oder  mitteRrar  in  den  Reehtskreis  ehier 
dritten  Peisun  eingreift,  ein  die  Regierung  hiezu  legitimirendes 
Gesetz  voraussetzt,  2.  dass  eine  yii  and  für  sich  der  Gesetz- 
gebung nicht  mit  Nothwendigkeit  angehörende,,  sondern  ohne 
Dazwischenkunfi  eines  Gesetzes  dem  freien  Ermessen  der  Ver^ 
waltung  anheimgegebene  Thfttigkeit  durch  Gesetz  geboten  oder 
verboten  wh^. 

Innerhalb  der  Schranken  der  Gesetze  ist  nun  die  Vcmaltung 
formell  frei,  materiell  aber  (lurch  die  Aufgabe  gebunden,  Nichts 
zu;thun,  was  nicht  im  allgemeinen  Interesse  wäre,  AUes  zu  thun, 
was  im  allgemeinen  Interesse  ist. 

In  beiden  Beziehungen  sind  jedoch  Einnahmen  und  Ausgaben 
einzehi  zu  betrachten. 

I.  Einnahmen.  Jede  Staatseinnahme  gründet  sich  schliesslich 
auf  ein  Gesetz :  sei  diess  nun  das  gemeine  Privatrechtsgestz,  oder 
seien  es  spezielle  fiskalische,  oder  endlich  Gesetze,  welche  eine 
Einnahme  nur  als  llfittel  oder  untrennbare  Folge  eines  ander* 
weitigen  Staatszvrecks,  nicht  um  ihrer  selbst  willen  einräumen. 
Siebt  man  ?on  diesen  letzteren  seltenen  Einnahmen  ab  (Strafen), 
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SO  ist  hier  an  und  für  sich  das  weiteste  Gebiet  für  die  Verwal- 
tung gegeben.  Hier  ist  der  Staat  formell  rechtlich  betrachtet 
Fiskus,  Privalpenon,  Subj^  von  Privatrechten,  ia  deren  Katar 
die  freieste  Benfltsiing  Hegt;  die  Regierung  aber  «Ig  Vertreter 
dieser  juristiscliea  Person  mnss  alle  derselben  rakommenden  Be- 
fugnisse auszuüben  berechtigt  sein,  soweit  nur  nicht  in  das  Gebiet 
der  Gesetzgebung  eingegriffen  wird.  Üarin  liegt  die  freieste  Be- 
nützung des  ganzen  vorhandenen  Vermögens,  Schenkungen,  ren- 
lirende  Anlage  in  Gewerben,  Capitalisirung ,  Veriassemng  mil 
vOHiger  Freiheil  in  Besiehnng  anf  den  Preis  etc.  ete«  Indessen 
feUt  es  niciii  an  Gesetzen,  wodareh  die  Frefheit  der  Yerwaltuttg 
beschränkt  wird,  wie  z.  B.  m  allen  Staaten  das  Grandvermögen 
der  freien  Disposition  der  Verwaltung  mehr  oder  weniger  ent- 
zogen ist. 

Aber  auch  innerhalb  dieser  Schranken  ist  die  Thätigkeit  der 
Regierung  so  wenig  als  in  jedem  andern  Gebiete  eine  wilHittilidie, 
sondern  eine  durch  das  gemeine  Beste  bestimmte. 

Zunichst  ist  die  finanzielle  Aufgabe  die,  mdgliehst  viele, 

reichliche  und  nachhaltige  Einnaliiriequellen  zu  erolTncn  und  zu 
gründen,  und  diese  Quellen  mugUchst  zu  benützen  zur  Erzielung 
des  höchsten  Einkommens.  Allein  nicht  nur  kann  es  sich  bei 
jeder  einzelnen  Einnahme  fragen,  ob  nicht  im  aUgemeinen  In- 
teresse ganz  oder  tfaeflweise  darauf  verzichtet  werden  soSte:  Bodi 
mehr  kamt  dieses  höhere  Interesse  mit  dem  Bestehen  einer  be- 
stimmten Einnahmequelle  und  mit  ihrer  Benützung  in  rein 
finanziellem  Sinne  coliidiren.  Wie  nun  eine  solche  ColHsion 
zu  lösen  sei,  das  lässt  sich  nicht  ein  für  allemal  bestimmen,  da 
die  Entscheidung  von  sftmmtlichen  momentanen  Verhältnissen  in 
ihrem  ganzen  Zusammenhange,  insbesondere  einerseits  von  dem 
Stande  der  Staat^edOrfnisse,  andrerseits  von  der  Steuerkraft 
des  Volkes  abhängt. 

II.  Ausgaben.  Die  Ausgaben  als  solche,  nach  ihrer  finan- 
ziellen Seite,  gehören  als  Dispositionen  über  das  Staatsvermögen 
der  Verwaltung  an,  soweit  nicht  diese  durch  die  Gesetzgebung 
beschränkt  wird.  Aus  materiellen  Gründet  kann  eine  Ausgabe 
darum  unzolfissig  sein,  weil  der  Zweck  selbst,  zu  dessen  Er» 
reaohung  die  Ausgabe  ein  Mittel  sein  soll,  gesetzlich  unzulässig 
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ist  Aber  tiiGh  das  an  und  für  sidi  der  YerwaHmig  sufaUeado 
Gebiet  kann  durch  die  Geaetzgebmig  weiter  eingeengt  aeln^  fei 
es  durch  das  Yeitet  der  Verfolgung  gewisser  Zwecke  Im  All- 
gemeinen oder  wenigstens  mit  Staatsmitteln,  sei  es  dnrch  die  ge- 
setzliche Anordnung  einer  Ausgabe  für  einen  bestimmten  Zweck 
oder  der  Verfolgung  eines,  gewissen  mit  einer  Ausgabe  verbun- 
denen Zwecks. 

Soweit  nnn  der  Yerwaltong  dnrch  die  Gesetzgebung  Raum 
gelassen  ist,  ist  nun  aber  auch  in  Beziehung  auf  die  Staatsaus- 
gaben ihre  Tätigkeit  keineswegs  enie  wiOkfirliche,  vielmehr 

wiederum  durch  die  Rücksicht  auf  das  gemeine  Wohl  bestimmte. 

Welche  einzeifie  Ausgaben  nach  dieser  Rücksicht  zu  machen 
seien,  das  lässt  sich  aber  wiederum  —  abgesehen  von  Ausgaben 
für  Gegenstände,  die  unter  keinen  Umständen  zu  Staatszwecken 
zu  erheben  smd  —  nicht  ehi  für  alleoud  und  absolut  bestinunen; 
es  kann  sich  nur  von  relativer  Noihwendigkeit  handeln ;  jede  Aus- 
gabe ist  hiennch  nothwendig,  die  nach  Maassgabe  aller  Verhält- 
nisse, insbesondere  der  disponiblen  Mittel  (Einnahmen!  und  der 
Steuerkraft  des  Volkes  in  dem  damit  zu  erreichenden  Zweck  ein 
verhaltnissmässiges  Aeqnivalent  bietet.  Unter  dieser  Voraussetzung 
sind  selbst  Geschenke  aus  der  Staatskasse  zulässig  und  der  Ver- 
waHung  gestattet 

Von  diesen  Erwägungen  muss  also  jede  Thätigkeit  der  Re- 
gierung, soweit  diese  nicht  durch  die  Gesetzgebung  bestimmt  ist, 
abhängen. 

Es  erhebt  sich  nun  aber  die  Frage,  ob  nicht  die  so  maleriell 
beschrftnkte  Freiheit  der  Verwaltung  in  dem  Steuerverwilligungs* 
rechte  der  Stfinde  eine  weitere  formelle  Schranke  anzuerkenaeii 

hat.  Die  Remilwortunpf  dieser  Frage  setzt  vor  Aiicui  tjiüc  Laler- 
suchung  über  die  Bedeutung  des  Etats  voraus. 

II.  Bedeutung  des  Etats. 

Wie  die  bisherige  Betrachtung  von  der  Voraussetzung  ans* 
ging,  dass  besondere  Bestunmungen  über  die  Anordnung  von 
Stenern  und  ein  Zusammenhang  derselben  mit  der  Anordnung  der 

fc>laa(seiiiiialiiiu'ii  und  Ausgaben  iiichl  vorltaihlrii  sfirii,  so  soll 
auch  die  Bedeutung  des  Etats  zunächst  ganz  für  sich  uud  ohne 
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Rüeksiclit  anf  die  llitwirkiiDg  der  SMnde,  sodann  aber  Be* 
deutang  des  Mitwiriningsrechts  der  Stfinde  imtersncht  werden. 

Die  Nothwendisrkeit  eiru's  Etats,  als  der  Zusainmenstellung 
der  für  einen  brstiniinti  n  kiintliiron  Zeitraum  zu  erwartenden  Eia- 
nahmen  und  Ausgaben,  ist  nänilich  keineswegs  in  der  besonden 
Art  des  rechtliclieii  Zustandekommm  der  Einnahmen  und  Aus- 
gaben, sondern  in  der  Gonqtlicirthelt  einer  Wirthsehafl  begründeL 

Der  Begriff  Etat  ist  flberliaupt  kein  rechUk^her,  sondern  eil 
wirthschafllicher  Begriff ;  jede  Wirthschaft ,  von  der  kleinsten  bk 
zur  grössten,  erfordert  einen  bestimmten  Plan .  nacli  dem  sie  n 
fiihren  ist;  der  Unterschied  ist  nur  der,  dass  bei  einer  kleinen 
Wirlhschafi,  die  leicht  zu  übersehen  ist,  die  HersteUimg  dieses 
Phiiies  nur  geringe  Arbeit  verursacht,  wihreod  eine  grosse,  ui 
Ganzen  schwer  zu  fdiersehende,  zvsammengesetzte  and  nach  ver- 
schiedenen Organen  vertheike  Wirthschaft  besonderer  Einrichtungen 
zur  zweckentsprechenden  Gewinnung  ilires  Planes  bedarf. 

Weil  der  Ei&i  als  Leitfaden  der  Verwaltung  unmittelbar  dienen 
soll,  so  niuss  er  auf  die  zu  erwartenden  concreten  YerhältnisM 
gebaut  sein.  Darin  liegt  die  Nothwendigkeit  der  Bescbrfinkung 
des  Etats  auf  enie  bestimmte  Zeit  Wälzend  es  der  Natur  des 
Gesetzes  entspricht,  so  lange  zu  gelten,  als  sein  Gegenstand  vor- 
handen ist,  und  nur  ausnuluiiswcise  (abgesehen  von  Gesetzen, 
deren  Gegenstand  selbst  eine  zum  Voraus  schon  bestimmbare 
Dauer  hat)  und  dann  aus  äusseren,  weder  in  dem  Inhalt  des  be- 
treffenden Gesetzes,  noch  in  der  Gesetzesnatur  überhaupt  Uegeiidea 
Gründen,  Gesetze  auf  bestimmte  Zelt  gegeben  werden,  ist  diese 
Beschränkung  auf  bestimmte  Dauer  dem  Etat  wesentlkih.  Wie 
sehr  verschieden  die  Begriffe  Gesetz  und  Etat  auch  im  Uebrigt^n 
sind,  wird  sich  sogleich  aus  der  näheren  Betrachtung  des  Etats 
in  seinen  einzelnen  Theilen  ergeben. 

I.  Einnahme -Etat  Vor  AOera  sind  diejenigen  Einnahmen 
auszuscheiden,  die  nach  Art  und  Grösse  bestimmt  sind  und  auf 
einem  schon  bestehenden  Rechtsanspruch  beruhen  ;  bei  ihnen  kann 
es  sich  nnr  davon  iiaruieln,  ob  die  Einnahme  überhau|  t  cremarht 
oder  ob  nicht  darauf  verzichtet  werden  soll,  ob  sie  lerner  ein- 
bringlich  ist  und  die  nöthigen  Schritte  für  ihre  Einbringung  gethan 
werden.  Der  Etatsarbeit  kommt  nur  zu,  Über  die  Aufiiahme  oder 
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Weglassung  der  ganzen  Einnahme  oder  eines  i  hoils  zu  entschei- 
den und  den  wirklichen  Ertrag  nach  der  vermulhüchen  Kinhhng- 
liclikeit  voransuschüigen. 

Was  die  so  niobl  vorausbestiiniiihareii  EiDoahnien  hetriffl,  so 
entziehen  sich  diejenigen  derselben  jedem  Einflüsse  des  Etats» 
welche  einen  finanziellen  Zweck  überhaupt  gar  nicht  haben.  Bei 
ihnen  hat  sich  der  Etat  einzig  luit  dtn  Voranschlag  zu  be- 
schranken ;  ein  Verzicht  auf  die  Einnahmen  ist  wegen  ilires  wesent- 
Uclien  Zusammenhangs  mit  dem  anderweitigen  Zweck  unzulässig, 
die  Grösse  der  Einnahme  aber  lediglicfa  von  der  VoUziehang  des 
der  Einnahme  zn.  Grande  liegenden  Gesetzes  nach  Maassgnbe  der 
ansdrOcklichen  oder  in  den  Motiven  gegebenen  Bestiflunnngen  ab* 

haugig. 

Die  bei  weitem  zahiieiciihten  Einnahmen  entspringen  aus 
Dienst-  und  Kaul vertragen,  insbesondere  als  Aequivatente  für  die 
Benutzung  staatlicher  Verkebrsanstaiten  oder  als  Preis  der  im 
Vermögen  des  Fiskus  befindlichen  and  von  ihm  verkauften  Gegen- 
stände,  die  tbeils  auf  regalem  Weg  erworben,  theils  In  den  Staats- 
gewerben produzirt  sind.  Wie  oben  schon  ausgeführt  wurde,  isl 
hier  ein  Gebiet,  das  an  und  für  sich  der  Verwaltung  angeliort. 
aber  auch  von  der  Gesetzgebung  ergriffen  werden  kann,  ^o  kann 
die  Gesetzgebung  die  Yerttusserung  gewisser  VermögenstheUe 
und  damit  die  hieraus  erwachsende  Einnahme  ausschliessen,  sie 
kann  gewisse  Staatsgewerbe  anordnen,  so  dass  deren  Au%ebea 
eine  Abänderung  des  Gesetzes  voraussetzt,  sie  kann  die  Grund- 
sätze aufstellen,  nach  wilchen  auf  einzelne  Einnalimen  verzichtet 
werden  kann,  sie  kann  die  Preise  bestiinmen  (direct  oder  indirecO? 
zu  denen  gewisse  Yerkaufsgegenstände  abgesetzt  werden  sollen. 
Zu  dieser  formellen  Beschränkung  der  Verwaltung  durch  die  Ge- 
setzgebung kommt  weiter  die  materielle  In  den  vom  Einfluss  der 
Verwaltung  unabhängigen  Umständen  und  Verhältnissen  liegende,  so 
besonders  in  den  Marktvcrhaltnissen,  besonderen  Ereignissen  u.  s.  f. 
So  weit  nun  die  Gesetze  der  Vei  waltuiig  iiaum  lassen,  hat  diese 
unter  Beachtung  und  Benützung  aller  der  ausser  ihrem  Willens* 
kreis  liegenden,  einen  Factor  in  der  Entstehung  ehier  Einnahme 
MMenden,  Umstände  und  Verhältnisse  durch  ihre  freie  Thätigkeit, 
die  Einnahme  zu  bewirken.  Sie  hat  also  in  soweit  zu  entscheideii^ 
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welche  Einnahiuegallungen  überhaupt  erzielt,  auf  welche  Ein- 
nahmen, falls  dieselben  sich  darbieten,  verzichtet  werden  soil,  zu 
welchen  Preisen  Dienste  und  Sachen  mgeboleB  werden  sollen    s.  £ 
—  ttberaB  materiell  besdirttnkt  darch  die  Grausen  einer  guten 
Verwaltung.   Diese  Entscheidung  ist  nun  aber,  soweit  sie  tdier- 
haupt  zum  Voraus  möglich  ist,  schon  im  Elal  zu  geberj ,  d<i  aul 
ihr  wesentlich  die  Möglichkeit,  die  Einnahmen  zum  Voraus  zu 
bestimmen,  beruht.    Wegen  des  der  freirn  Einwirkung  dev  Ver- 
wallmg  entzogenen  Factors  besteht  die  Thätigkeit  der  FeststeUmg 
des  Etats  auch  in  Benehme  anf  diese  Einnahmeii  grosseBtlieils 
in  Messen  Voranschlägen  der  su  erwartenden  Summen  nach  der 
Wahrscheinlichkeit  der  Gestaltung  von  Umstünden  und  Verhält- 
nissen und  nach  den  Durchschnitts  -  Resultaten  der  bisherigea 
Eri'abrungen. 

fi.  Ansgabenetat.  Auch  die  Ausgaben  sind  nur  ium  kleuieren 
Theile  schon  zum  Vorans  voUkonunen  bestimmt^  soweit  sie  nmitch 
unmittelbar  auf  Gesets  oder  anf  einem  schon  bestehenden  Rechts-  ' 

Anspruch  beruhen ;  sie  sind  einfach  in  den  Etat  aufzunehmen  ohne 
jede  weitere  Erwägung.  Es  wird  kaum  ein  Gresetz  geben,  das  iü(  hi 
durch  seine  Vollziehung  Kosten  verursachte,  ohne  dass  dieselbea 
mm  Voraus  genan  bestimmt  werden  könnten;  denn  niekt  nnr 
lAssl  ein  Gesets  meisi  in  Betreff  der  Vollziehnnf  einen  grtasefi 
oder  geringem  Raum  ftbrig:  auch  wo  diese  nicht  der*  Fall  is^ 
kAmen  sich  die  Kosten  je  nach  den  Umständen  indem,  ffier 
ist  es  die  Aufgabe,  unter  Zugrundlegung  der  aus  der  eigenen 
Natur  des  betreüenden  Gesetzes  sich  ergebenden  besten  Art  der 
Vollziehung,  die  hiefOir  nach  Wafarscheinhchkeit  erforderlichen 
Aasgaben  aufzunehmen« 

Endlich  komnmn  die  Ausgaben^  welche  mit  dw  freien  Tkitig- 
keit  der  Verwaltung  verbunden  sind,  sei  es  dass  die  Verwdtmf 
zunächst  eine  bestimmte  ia  ihrer  Zuständigkeit  liegende  Aufgabe 
sich  setzt,  deren  Erfüllung  dann  eine  Ausgabe  nöthig  macht,  oder 
dass  sie  umgekehrt  eine  gewisse  Summe  festsetzt,  wodurch  dann 
das  llaass  des  m  Erreichenden  gegeben  ist.  In  baden  FsUcn 
handelt  es  äck  dafon,  ob  die  Ausgabe  ttbeihaupt  femaekt  d.  k. 
^e  betreffimde  Aufgabe  aki  eine  Aufgabe  der  Verwaltung  gesHst 
weiiieu  soll,  äoilaiia  über  handelt  es  sich  bei  den  Aufgaben  iler 
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ersteren  Art  ausserdem  noch  \ini  die  Beiirlheilung  der  zu  erwar- 
tenden Kosten,  die  zum  grossten  Theiie  wieder  nur  annähernd 
zu  bestinunen  sind,  abhängend  theils  von  äussern  Umständen  und 
Verhältnissen,  thals  von  dem  WiUen  der  Verwaltoag. 

Fassen  wir  hienach  die  Bedeutung  des  Etats  zusammen,  so 
isl  derselbe  vor  Allem  ein  Verwaltungsact ,  er  kann  weder  aus- 
drücklich noch  implicilc  irgend  etwas  enthulten,  was  über  die 
Zuständigkeitsgrenze  der  Verwaltung  iiinausginge ;  er  soll  das 
ganze  Bild  der  Verwaltung  (soweit  diese  mit  £imiahiuen  oder 
Ausgaben  verknüpft  ist>  entkaiten.  Soweit  er  auf  Gesetz  beruht, 
enthält  erNiehts,  was  nicht  schon  ohne  ihn  vorhanden  wäre:  er 
spricht  nur  die  Thatsache  aus,  dass  ein  Oesetz  da  sei  und  voll* 
zogen  werden  müsse;  soweit  er  auf  blossem  Voranschlag  In  ruht, 
sin  ii  lit  er  ebenfalls  nur  Thats'achen  aus  und  zwar  Thatsachen, 
deren  künftige  wirkliche  Gestaltung  noch  nicht  mit  Bestimmtheit 
vorhergeschallt  werden  kann;  soweit  er  aber  den  Plan  der  künftigen 
Thätigkeii  der  Verwaltung  enthält,  wird  er  eine  Norm  für  diese 
und  dadurch  einem  Gesetze  ähnlich.  Von  der  eigentlk^hen  Gesetzes« 
R«tar  blelbl  er  aber  so  weit  verschieden,  als  eben  ein  selbst- 
geschaüener  Plan  verschieden  ist  vun  der  anzuerkennenden  Vor- 
schrift eines  Dritten,  und  soweit  als  eine  Norm,  deren  Vollziehung 
erst  noch  von  der  wirklichen  Gestaltung  von  Zeit  und  Umständen 
abhängt,  verschieden  ist  von  einer  absohlten,  ohne  AUns  Weitere 
ihre  VoU^hung  fordernden  Norm. 

In  der  Natur  des  Etats  liegt  nemlich  keineswegs  die  absokile 
Unabänderlichkeit.  Soweit  €i  aul  W  alir6clicinUchkeit,  auf  Voian- 
schlag  beruht,  ist  das  directe  Gegentheil  der  Fall;  unabänderlich 
ist  er  nur,  wo  er  der  unmittelbare  Ausdruck  des  Gcsetzejj  ist 
und  nur  weil  er  dieses  ist;  nur  das  könnte  zweUelbaft  sm,  ob 
er  in  soweit,  als  er  eigentlicher  Yerwaltungsplan  ist,  abänderlich 
oder  unabänderlich  sei  Rein  aus  dem  Wesen  und  Zweck  des 
Etats  beantwortet  sich  diese  Frage  so;  Soll  der  Etat  überhaupt 
einen  Werth  haben,  so  muss  er  auch  in  soweit  eingehalten 
werden,  als  seine  Grundlagen  und  Voraussetzungen  sich  gleich 
Ueiben  und  als  seine  Festsetzung  wiriüich  ihrer  Aufgabe  genügte ; 
er  ist  ttberall  abänderbar,  soll  aber  nie  ohne  Grund  abgeändert 
werden  .und  immer  nur. nach  dem  g^chen  Grundsalze,  nach 
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welchem  schon  seine  Festsetzung  zu  erfolgen  hat,  nach  dem 
Grundsätze  der  relativen  Zulässigkeit  der  Einnahmen  und  der 
relativen  Nothwendigkeit  der  Ausgaben.  Weil  nm  aber  der  Etat 
grossentheite  aaf  blo86er  Wahrscheinlichkeit  benihl,  andererseits 
seine  einzelnen  Theüe  sieh  wechselweise  bedingen,  so  folgt  scfaoa 
hieraus  die  Zulässigkeit  fortwährender  Aenderung  und  Umbildtmg; 
ändern  sich  nämlich  die  dem  Einfluss  der  Vei  waitung  entzogeiieü 
Theile  des  Etats,  so  ist  damit  die  Forderung  gegeben,  die  Thätig- 
keit  der  Verwaltung  dem  anzupassen  und  das  richtige  Verhältniss 
den  an  die  Stelle  der  vennutheten  Thatsaohen  tretenden  wirklichen 
Thatsacfaen  gemftss  hensustellen.  Wird  also  z.  B.  eine  Emnahme- 
quelle  ergiebiger  als  bei  Festsetzung  des  Btats  ▼ennntbet  wurde, 
so  mag  (Jalür  eine  andere  Hinnahme  frciwillio^  vLikmzt  oder  eine 
zurückgeslellle  Ausgabe  gemacht  wt  rtltMi,  uiier  aber  mag  der 
Ueberschuss  über  den  Etat  einer  spätem  Verwendung  vorbehalten 
werden,  wenn  diess  das  Vortheilhaftere  ist.  Ebenso  mag,  wem 
eine  Einnahme  hinter  der  Erwartung  xnrachbteibt,  eme  andere 
geschöpft  oder  erhöht,  oder  an  den  Ansgaben  abgebrochen 
werden;  ebenso  bei  Erhöhung  oder  Verminderung  der  Ausgaben 
eine  Verminderung  oder  Erhöhung  an  anderem  Ovle.  des  Ausgabe- 
Etats  oder  eine  Aenderung  im  Einnahme-Etat  bewirkt  werdau 
Aber  nkht  blos  dergleichen  Aendemngos,  die  aus  einer  der  Ver- 
awlfamig  nicht  entsprechenden  Gestaltung  der  thatsftchlichen  F^o- 
toren  entspringen  oder  durch  dies^ben  erst  vmniasst  werden, 
sind  Hiöglicli  und  zulassig:  es  kann  auch  sein,  dass  eine  bessere 
Einsicht  nachträglich  die  MLüigel  des  Etats  erkennt,  der  (renuiss 
dann  der  Etat  zu  ändern  ist,  oder  dass  wegen  unvorherge^heuer 
Umstände  und  Verhiütnisse  eine  Einnahme  des  Etats  gann  oder 
theilweise  unzulässig  oder  eine  Einnahme,  die  der  Etat  nicht  ent- 
hält oder  in  geringerem  Umfange  enthält,  nun  erst  als  überhaupt 
oder  in  höherem  Maasse  zulässig  erscheint,  oder  dass  eine  Aus- 
gabe, die  bei  Festsetzung  des  Etats  für  entbehrlich  oder  in  min- 
derem Umfang  nöthig  oder  umgekehrt  iiir  unentbehrlich  oder  in 
höherem  Umfange  nöthig  angesehen  werden  musste,  nun  wegen 
veninderter  Umstünde  ihren  Fiats  in  der  nach  dem  Maasse  der 
Nothwendigkeit  geordneten  Reihe  ändert 

In  allen  diesen  Fällen  kann  resp.  muss  der  Etat  in  jedem 
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Augenblick  der  Verwaltungsperiode  Aenderungea  erleiden.  Er 
veriierl  jedoch  dadurdi  weder  seinen  Charakter  noch  seine  Be* 
deotong.  Gerade  damit  es  möglush  sei,  jeden  Augenblick  das 
siininitiichen  relevanten  Umständen  und  Verhältnissen  Angemessene 

in  Beziehung  auf  die  Anordnung  der  Einnahmen  und  Ausgaben 
zu  verfügen,  miiss  von  Zeit  zu  Zeit  die  ganze  Verwaltung  nach 
dieser  Seite  hin  m  ihrer  Totalität  zusamtnengefasst  und  dandt 
eine  Uebersicht  über  das  Ganie  und  eine  Einsicht  in  die  rehitife 
Stelhmg  jedes  einsehien  Theiles  za  allen  Uebrigen  ermöglicht 
werden. 

Sobald  man  bei  dieser  Beirat  htung  von  der  Einheit  des 
Staatswillens  ausgeht  und  von  dein  Bestehen  verschiedener  zu 
seiner  Hervorbringung  berufenen  Organe  absieht,  so  versteht  sich 
eigenthch  Alles  Vorstehende  von  selbst.  Es  ist  nun  aber  die 
Frage,  ob  diese  Grundsätze  noch  richtig  sind  unter  der  Yorans- 
setmag  der  Uitwiikung  der  Stände  bei  der  Festsetzung  des  Etats. 

HL  Die  JCtwirkoBg  der  Sünde  boi  Festsetnmg  des  Etats. 

Zwei  Punkte  sind  es  y  die  sich  an  dieser  Steile  der  Betrach- 
tung aufdrängen,  unter  einander  im  engsten  Zusammenhange 
stehend.  Der  eine  ist,  ob  die  Grenze  des  Etats,  die  in  der  Grenze 
der  Verwdtnng  gegeben  ist,  durch  die  Mitwirkung  der  Stände 
eine  Erweiterung  erfährt,  die  andere,  ob  der  Etat,  um  giltig  zu 
werden,  die  Zustimmung  der  Stände  bedarf  und  durch  dieselbe 
die  Unabänderlichkeit  eines  Gesetzes  erhält. 

Beide  Fragen  lassen  sich  in  die  eine  zusammenfassen,  ob 
der  Etat  durch  die  ständische  Mitwirkung  den  Charakter  des  Etats 
YeiÜert  oder  nicht 

Fasst  man  die  Frage  so,  dann  sdieini  freiRch  die  yemeinende 
Antwort  aul'  der  Hand  zu  liegen.  EnUpncht  der  Etat  so,  wie 
er  geschildert  wurde,  wirklich  einem  wesentlichen  Rediirlniss,  so 
darf  er  hieran,  sollte  man  meinen,  auch  keinen  Abbruch  erleiden« 
Zuerst  also  ist  zu  untersuchen,  ob  durch  die  bei  der  Festsetzung 
des  Etats  erfolgende  ständische  Zustimmung  die  Verwaltung  zu 
einer  Handlung  legitimirt  werden  kann,  . die  an  und  für  sich  nur 
dm'ch  ein  Gesetz  gestattet  werden  könnte.  Diese  Frage  muss 
entschieden  verneint  werden ;  zu  keinem  einzigen  in  der  bisheri- 

Z«ltaohx.  t  ätoauw.  1861.  iV.  Ueft.  42 
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gen  GewiKgebiliig.  noch  nicht  begründeten  Eingriff  in  die  Reditn- 
sphäre  eines  Britten  bnn  aof  dem  Wege  dee  Etats  die  Regiennig 
legitimirl  werden.  Keine  einzige  (ans  den  VennAgen  einet  Dril^ 

ten  oder  durcii  Beschränkung  seiner  Freiheil  zu  Gunsten  d^'s 
Fiükus  sich  ergebende)  Einnahme,  zu  deren  Erhebung  nicht  schon 
in  der  bestehenden  Gesetzgebung  der  Weg  eröffnet  ist,  kann 
durch  das  Budget  neu  eingeführt  werden.  Ebensowenig  liegt  in 
der  VerwUligung  der  fttr  änen  besünnnten  ZweclK  erforderlichen 
Mittel  die  Legitimation  der  Verwaltung,  diesen  Zweck  auch  dann 
zu  verfolgen,  wenn  derselbe  dem  Kreis  der  oi:fientIicfaen  Gesetz- 
gebuno ang-ehört :  die  liberalste  Verwilligung  der  nöthigen  Summe 
kann  z.  B.  die  Regierung  nicht  ermächtigen ,  neue  Strafanstalten 
nach  einem  in  der  Strafgesetzgebong  nicht  schon  gebilligten,  mit 
derselben  vereinbaren  Systeme  xn  errichten.  Diese  Sitae  sind 
Ton  besonderer  Wichtigkeil  für  diejenigen  Staaten,  wo  dem 
Volkshause  in  Etatssachen  ein  flberwiegender  Einfloss  eingeräumt 
ist;  denn  hier  konnte  oft  das  Veto  des  Oberhauses  in  Beziehung 
auf  die  Gesetzgebung  durch  den  Etat  eludirt  werden. 

Ich  habe  oben  bemerkt,  dass  die  Grenze  der  Gesetzgebung 
gegen  die  Verwahang  keine  bestimmte  sei,  dass  die  Gesetzgebnng  ^ 
auch  Gegenstände,  die  an  und  illlr  sich  der  Verwaltung  zakamen, 
an  sich  ziehen  ki^nne.  bt  nnn  nicht  umgekdut  in  dem  Recht  der 
Stände  zur  Mitwirkung  bei  der  Festsetzung  des  Etats  wieder  eine 
Schranke  jener  Erweiterung  der  Zuständigkeit  des  Gesetzgebers 
gelegen  ?  Muss  man  nicht  sagen :  so  wenig  der  Etat  in  die 
Gesetngebung  eingreifen  darf,  so  wenig  darf  die  Geaetzgdmng  hi 
den  dem  Btnt  na^  a^er  Katar  lukommenden  Kreis  eingreifen? 
oder  —  wo  der  Schwerpunkt  des  Etats  in  das  Volkshaus  gelegt 
ist  —  so  wenig  <iüs  dem  Oberhaus  in  Gesetzgebungssachen  ein- 
geräumte Veto  durch  die  Hereinzieliuiig-  eines  Genrenstandes  in 
die  Etatsberathung  beseitigt  werden  darf,  so  wenig  darf  der  dem 
Unterhaus  eingeräumte  erhöhte  Einfluss  in  Etatssachen  durch 
Herbeiziehen  einen  an  und  Ar  sich  der  Verwalinng  und  dem  Blal 
angehörigen  Gegenstandes  zur  erdentfiehen  Gesetzgebung  md 
durch  Zulassung  des  Vetos  des  Oberhauses  beseitigt  werden? 

Indessen  erscheinen  bei  näherer  Betrachtung  die  beiden  Fälle 
doch  nicht  so  ganz  gleich.   Was  nemlich  die  fiechte  der  iieiden 
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Kftnnneni  der  Stiiide  betiiffl,  so  gesokteht  dem  Oberhaag  durch 
die  Begchriiihnng  des  GeBetzgehongskreises  ein  reiner  Abbrach 
ohne  irgend  euien  Ersatz  oder  Schutz;  ganz  im  Gegentheil  hat 

die  Volkskammer  in  ihrem  Geselzgebungsveto  das  zureichende 
Mittel  in  der  Haiui,  um  sich  gegen  den  Versuch  einer  Verkürzung 
ihres  Rechtes  durch  Erweiterung  des  Gesetzgebungskreises  auf 
Kosten  des  fiudgetgebietes  zu  schützen.  Wllre  es  wirfcheh  wahr, 
dass  die  Gesetzgebnng  in  der  Ifitwirlning  der  StSnde  zur  Fest- 
setzung des  Etats  eine  Schranke  gegen  die  Seite  der  Verwallmig 
hin  fände,  so  könnte  das  nur  auf  einem  Grunde  beruhen,  der  viel 
weiter  und  scliliesslich  zu  der  Consequenz  führen  müsste,  die 
ganze  Gesetzgebung  sei  der  Etatsberathung  unprajudicierlich. 

Jedes  Gesetz  setzt  ja  die  Zustimmung  der  Majorität  der  Stände 
voraus;  ohne  diese,  insbesondere  olme  die  Zustimmung  der  VolkB*» 
kammer  kann  kehi  Gesetz  entstehen;  würden  daher  die  Gesetne 
immer  nur  für  die  Dauer  emer  Etatsperiode  verabschiedet,  so 
wäre  es  vom  Standpunkte  der  Volkskammer  aus  ganz  olme  Be- 
deutung, ob  ein  Gegenstand  im  Weg  der  ordentlichen  Gesetz- 
gebung oder  des  £tats  zu  Slande  käme;  ein  Interesse  bekommt 
dieser  Unterschied  erst  durch  die  Verschiedenheit  der  Dauer  Ton 
Oesetz  und  Etat,  deren  eines  regelmässig  auf  unbestlnunte,  das 
andere  auf  liestlmnite  kurze  Zeit  Geltung  hat ,  so  dass  also  ifon 
den  zur  Feststellung  des  Elatü  Bcrurciicn  Gesetze  anzuerkennen 
sind,  die  aus  anderer  Zeit  stammen  und  der  Anschauung  der  den 
Etat  berathenden  Stände  nicht  entsprechen.  Alles  das  findet  nun 
aber  ToUkomm^n  nach  bei  den  Gesetzen  statt,  deren  Inhalt  noth« 
wendig  der  Fonn  des  Gesetzes  bedarf,  «m  zur  Anwendung  zn 
gelangen.  Wllre  also  der  Sinn  der  Mitwirkung  der  Stinde  zur 
Etatsberathung  der,  dass  keine  Ausgabe  uder  Einnahme  ohne  Zu- 
stimmung der  den  Etat  berathenden  Stände  zulässig  wäre,  so 
würden  sämmtliche  Gesetze,  soweit  sie  zu  Einnahmen 
oder  Ausgaben  führen ,  nur  vorläufige  sein,  die  «n  zu  wirk- 
Udler  £xistenz  und  Anwendeng  zu  gelangen,  noch  der  Aufnahme 
in  den  Etat  bedürften  und  nur  je  auf  die  Dauer  einer  Etatsperiode 
Leben  und  Gellung  erhielten.  Niemand  zweifelt  daran,  dass  eine 
solche  Behauptung  nur  mit  vollständiger  Verkennung  des  Verhält- 
nisses von  Gesetzgebung  und  Budget  aufgestellt  werdeu  könnte* 
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Man  ist  auch  keineswegs  consequeiit  gewesen  in  den  Versuchen 
der  Restiiction  der  Ckmipetens  der  GesetaEgelrangsgefwalt.  WAhread 
man  s.  B.  in  der  gesetzlichen  Anordnang  einer  Landesvermessung 

keine  Ueberschreitung  dieser  Competenz  erblickte,  obwohl  die- 
selbe an  und  für  sich  der  Verwaltung  angehört  und  obwohl  die 
Vollziehung  derselben  mit  Nothwendigkeit  Ausgaben  zur  Folge 
haty  erblickt  man  eine  soldie  in  der  gesetzlichen  Festsetzung  der 
Summe,'  die  aUjAhrlich  bis  zur  Vollendung  der  Arbeit  Uefilr  auf- 
gewendet werden  sollte.    Wo  soll  aber  hier  der  Unterscbied 
liegen  d  Durfte  das  Gesetz  die  Arbeit  überhaupt  anordnen  in  einer 
von  den  FacLoi  en  der  Etatsberalhuug  dh  gegeben  anzuerkennen- 
den Weise  9  so  musste  ihr  auch  zustehen,  diejenigen  Bestimmun- 
gen SU  geben,  welche  die  Voilnehung  des  Gesetzes  ganmtirefi 
konnten;  sie  mnsste  also  z.  B.  —  und  daran  wird  man  keinen 
Anstoss  nehmen  —  festsetzen  dürfen,  dass  aUjfihrlieh  ein  Gelriel 
von  btbliiuiiiler  Grösse  veniiesscii  werden  solle:  derselbe  Zweck 
konnte  auf  eine  gerade  aus  Rucksichten  für  die  Etatswirlhschaft 
zweckmässigere  Weise  durch  die  Bestimnrang  der  alljährlich  für 
die  Arbeit  anfzuwendenden  Sonune  erreicht  werden;  durch  diese 
Fixiniog  der  Summe  wird  also  höchstens  die  Arbeit  des  Vor* 
anscUags  überflüssig;  wer  aber  wollte  in  der  Mitwirkung  zum 
Voranschlag  ein  Recht  erblicken,  das  er  nicht  gerne  misste,  sofern 
nur  der  Voranschlag  selbst  nicht  mehr  nöthlg.   Ein  weiteres  Bei- 
spiel: wie  wäre  es  möglich,  dass  ein  Gesetz  den  Beamten  ein 
bleibendes  Recht  auf  ihren  Gehalt  gewihrte,  wenn  die  Gesetz- 
gebung nicht  in  den  Etatskreis  eingreifen  dürlle?  Ich  gehe  somit 
davon  aus,  dass  die  Grenze  der  Gesetzgebung  durch  das  Mil- 
wirkungsrechl  der  Stände  zum  Etat  nk  lit  alterirt  werde,  dass  der 
Etat  jedes  Gesetz,  das  nicht  aus  andern  Gründen  ungiitig  i&i^ 
anzuerkennen  habe.  Dadurch  wird  nun  aUeidings  der  freie  Factor 
in  der  Gestaltung  der  Finanzen  In  seinem  Gebiete  rednzirt  und 
die  Bedeutung  des  Etats  als  periodischer  Regniirang  des  Yerhllt- 
nisses  der  Einnahmen  und  Ausgaben  und  aller  ihrer  einzelnen 
Glieder  zu  einander  macht  es  wünschensvverlh,  dass  kein  unnöthi- 
ger  Gebrauch  von  dieser  Erweiterung  des  Gesetzgebungskreises 
gemacht  werde»  Allein  es  ist  auoh  nicht  zu  vergessen,  dass  es 
bei  jedem  Gesetze  zur  Aufgabe  des  Gesetzgebers  gehttrt»  die 
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ftranzieUen  Wirkungen  des  Gesetzes  ins  Auge  zu  fassen  und  im 
Zusammenhange  mit  dem  ganzen  finanziellen  Zustande  zu  prüfen 
und  hienach  seine  Entschlflsse  über  das  Gesetz  selbst  zu  fassen; 
femer  ist  nicht  zu  vergessen,  dass  unter  allen  Umstanden  ein 

grosser  Theil  der  Verwaltung  sich  gar  nicht  in  der  Form*  des 

Gesetzes  fassen  lässt.  Alles  das  nemlich,  was  seiner  Natur  nach 
abhangig  ist  von  der  nicht  vorauszubestimmenden  Gestallung  der 
Umstände. 

Die  zweite  oben  aofgeworfene  F^age  ist  die,  ob  der  Btat  zu 
seiner  Giltigkeit  der  Zustimmung  der  Stfinde  bedürfe  nnd  dorcli 

dieselbe  unabänderlich  werde  in  einem  weiteren  Umfange,  als  er 
es  schon  seiner  Elabnatur  gemäss  ist.  Die  Ansichten  hiertiber 
sind  getheilt.  Mit  besonderer  Ausfülirlichkeit  behandelt  die  Frage 
R.  V*  Mohl  in  seinem  Württembergischen  Staatsrecht  OL  Aufl.)» 
nnd  es  berufen  sich  gerade  in  diesem  Punkte  die  Staatsrechts- 
lehrer hiiufig  auf  seine  Ausführung. 

In  Beziehung  auf  die  Einnahmen  (abgesehen  von  den  Steuern) 
soll  den  Ständen  das  Recht  zustehen,  eine  bestimmte  Ertrai^s- 
summe  in  den  Etat  aufzunehmen  und  dadurch  die  Verwaltung  zu 
ndthigen,  diese  wirklich  zu  erreichen;  im  Uebri^en  soll  die  Ver- 
waltung ganz  frei  sein ;  diese  Bestimmung  der  Ertragssumme  soll 
aber  nur  indired,  nemitch  durch  Bestimmung  der  Steuersunune, 
geschehen,  somit  aucli  nur  iur  saaimtlichc  Einnahmen  zusammen, 
so  dass  die  Erzielung  der  Summe  im  Einzehien  gänzli(^  Sache 
der  Verwaltung  bleibe  (1.  Bd.  S.  226.  638). 

Die  Ausgaben  unterscheidet  Mohl  in  noth  wendige — nem- 
Keh  Ausgaben  für  nothwendige  Anstalten  und  Binrichtungen,  d.  h. 
solche  Anstalten  und  Binrichtungen,  die  so  nnerlMsslich  für  das  Ge- 
sammtdasein  oder  für  das  der  wesentlichen  ucsrtzlichcn  Einrichtun- 
gen des  Staates  seien,  dass  sich  derselbe  gar  ni(  fit  ohne  sie  denken 
lasse;  diese  Nothwendigkeit  sei  entweder  1.  eine  thatsächliche,  wenn 
die  Niditaneikennung  der  betr.  Einrichtung  die  Integritftt|  die  Unab- 
hängigkeit oder  die  Verfassung  des  Staats  im  Ganzen  oder  wenigstens 
in  wesentlichen  Bestandtiieilen  unmittelbar  emer  temichtenden  Ge- 
fahr von  aussen  oder  innen  blosstellen  würde;  2.  eine  rechtliche, 
wenn  ohne  die  betr.  Anstalten  eine  vollständige  Kealisirun<r  der 
Rechtsidee  in  Beziehung  auf  das  Gemeinwesen  nicht  vorhanden  ist, 
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nemllch  a)  wenn  eine  Einrichtunef  zur  Durchfühnmg  der  oberstca 
Zwecke  des  Rechts.*^! iiats  eiiorderlich  ist,  b")  wenn  eine  Anstalt 
oder  Einrichtung    derart  ist,   dass   durch  sie   die  ErfüUuQg 
einer  eimebieii,  an  sich  vieUeidit  zufiüligen,  rechtlich  übemom- 
maneii  Yeriragsmftasigen  oder  gesetalichen  Verbindlichkeit  des 
StMto  bedingt  Ist,  c)  wenn  eine  Blnrichtong  die  unmittelbare  und 
unzweifelhafte  Folge  des  Gesetzes  ist.     Die  für  solche  nolh- 
wendige  Anstalten  und  Einrichtungen  notlnv  endigen  Ausgaben  sind 
die  DOthwendigen  Ausgaben  —  und  nützliche,  was  alle  übri- 
gien  Ausgaben  sind,  sofern  sie  Ubeifaaupt  möglicher  Gegenstand 
des  Etats  sein  können.  Die  nothwendlgeQ  Ausgaben  sollen  nun 
die  Stande  su  Terwflligen  verpflichtet  s^  in  der  Weise,  dass 
wo  die  Wahl  unter  mehreren  Mitteln  zur  Erreichung  der  betr. 
noth wendigen  Einrichtung  ist,  sie  nicht  gerade  an  den  Vorschlag 
der  Regierung  gebunden  sind,  sondern  das  Ihrige  gethan  haben» 
wenn  nur  durch  die  von  ihnen  zuerkamita  Einrichtung  oder  Summe 
der  Zweck  seinem  Wesen  nach  erreicht  werden  kann.  In  Be- 
»ehuttg  auf  bloss  nützliche  Einrichtungen  sei  die  Regierung 
gänzlich  an  den  guten  Willen  der  Stände     wiesen  in  Beziehuriir 
auf  die  Herstellung  überhaupt  und  aui  die  Art  derselben  und  deu 
Aufwand;  selbst  absohite  Widersinnigkeit  des  Verfahrens  der 
StiBde  wOrde  die  dagegen  handehide  Regienmg  nkht  enisohukligeii 
(L  Ed*  S.  624  flg.).    In  Beziehung  auf  die  Einhaltung  des  Aus- 
gabe-Etats durch  die  Regierung  aber  sollen  folgende  Sätze  gelten: 

1.  Nur  eine  zur  Erhaltung  des  Staats  oder  seiner  wesent- 
lichen Einrichtungen  uothwcndige  Ausgabe  soll  gemacht  werden 
dOrleni  ohne  im  Finanzgeseti  anerkannt  au  sein;  btos  nütilioiie 
Ausgaben  können,  müssen  aber  nicht,  naohträgUch  von  den  Ständen 
genehmigt  werden  und  swar,  wie  ws  P.  2.  hOTVorgeht,  selbst 
dann,  wenn  sie  nicht  vorherzusehen  waren ; 

2.  die  Ueberstlii  eilung  einer  Ausgabe  kann  nur  entschuldigt 
werden  durch  unbedingte  Nothwendigkeit ,  aber  auch  durch  die 
Unmöglidikeit,  die  Grösse  der  Ausgabe  mit  Bestimmtheit  sua 
Voraus  anzugeben. 

S.  Gegen  den  Etat  vermindert  kann  eine  Ausgabe  nur  werden, 
wenn  Niemanden  ein  Recht  auf  dieselbe  zusteht  und  der  beab- 
sichtigte Zweck  nicht  unter  derselben  leidet; 
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4..  die  gftBiUolM  UnlerlaMiiiig  einer  Terel^scduedelen  noth* 
wendigen  Ausgabe  wiilre  nur  au  entschuldigen,  wenn  die  Voraus- 
Mteung,  iBiter  welcher  sie  bescblossen  wurde,  gar  nicht  eintrat; 

dann  aber  wäre  sie  nothwendig;  eine  blos  nützliche  Ausgabe 
konnte  aber  nicht  nur  in  tiicsom^  sondern  noch  in  dem  weiteren 
Fall  unterlassen  werden,  wenn  ein  anderer  nothwendiger  oder 
DfltKbcher  Zweck  durch  ihre  Leistung  leiden  würde  (JL.  Bd.  S.  757). 

Bei  mer  Differeni  zwischen  Stftnden  und  Regierung  lUier 
BOthwendige  Ausgaben,  soll  die  Regierung  ohne  Zustimmung  der 
Stände  berechtijart  sein,  sie  zu  machen;  bei  einer  Diirerenz  über 
nützliche  Ausgaben  würde  der  schuldige  Minister  ersatzpflichtig 
iL  Bd.  629.  631). 

T.  Mehl  leitet  diese  Sätase,  wie  diess  inshesendere  aus  der 
von  ihm  behaupteten  Stellung  der  Stilnde  gegenOber  dem  Einnahme- 
Etat  hervorgeht,  ans  de«  ständischen  SteuerverwilligungsreAite 
her:  in  dieser  Beziehung  werden  dieselbin  unten  der  Prüfung 
Unterworten  werden;  hier  fragt  es  sich,  ob  sie  sich  aus  der 
allgemeinen  Stellung  und  Bedeutung  der  Stände  herleiten  lassen; 
diaie  Frage  wurd  wohl  verneint  werden  mttssen  und  ;mt  scheint 
V.  Mohl  theiht  zu  weit,  theils  nicht  weit  genug  zu  gehen. 

Zweierlei  Auffiissungen  des  Mitwirkungsrechts  der  StSnde 
bei  Festsetzung  des  Etats  i>ind  möglich.  Entweder  der  Etat  ist 
eine  von  der  Verwaltung  sich  selbst  vorgesetste  Korm,  oder  er 
ist  dmelben  von  Regiening  und  Ständen  nisammen  gegeben. 

Im  letzteren  Fall,  wenn  der  Etat  nur  durch  die  Genehmigung 
der  Stände  seine  Gfltigkeil  erhält,  wenn  also  keine  Einnahme  oder 
Ausgabe  gemacht  werden  darf  ohne,  oder  wenigstens  gegen  den 
Willen  der  Stünde,  verliert  der  Etat  seinen  eigentlichen  Charakter; 
ein  Etat,  der  nicht  mehr  blos  vermöge  seiner  innern  Kichtigkeit^ 
sondern  als  formelle  ebjective  Norm  die  Thätigkeit  der  Yerwidtung 
bestimmt,  ist  nicht  mehr  Etat,  sondern  Gesetz*  Nach  der  Praxis 
(und  nach  einzelnen  Gesetzgebungen  —  wovon  unten)  bleibt 
allerdings  der  Verwtiltuug  liimiür  noeh  ein  Raum  übrig,  weil  der 
Etat  nie  in  das  Detail  eingeht,  sondern  seme  Summen  für  ganze 
Gattungen  von  Einnahmen  und  Ausgaben  festsetzt.  Allein  im 
Prinzip  ist  doch  die  Absorption  der  Verwaltung  durch  die  Gesetz- 
g^UDg,  die  TheBnidime  der  Stände  an  der  Yerwahung  anerkannt^ 
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und  es  kmnmt  liur  auf  die  Sünde  an,  wie  weit  sie  in  den 

ihnen  principiell  eingeräumten  Rechte  gehen  wollen.    Im  Zweck 
des  Etats  ist  tlie  FiirdtTung  begniridet,  dass  derselbe  so  speziell 
als  nur  immer  möglich  sei;  i^t  auch  der  Hauptetat  nur  nach  lua- 
fassenden  Rubriken  abgefasst,  so  mtkssen  sich  doch  diese  «if 
Spesialetats  {[rtknden,  in  welchen  soweit  in  das  Mail  einmgehra 
isl,  als  diess  die  Vorausfestsetzung  überhaupt  noch  sulissl;  diese 
Spczialetats  haben  die  Stände  das  Recht  zu  prüfen,  umU  soweit 
ihnen  diess  nirht  ausdrücklich  entzofren  ist,  muss  ihnen  auch  das 
Recht  zukommen,  ihr  Zustimmungsrecht  auf  dieses  Detail  zu, 
erstrecken;  thun  sie  das  aber,  so  wird  am  Ende  jede  Handlung 
der  Verwaltiing  entweder  eine  im  Etat  enthaltene  oder  eine 
Abweichung  vom  Etat  sein,  also  jede  Handlung  der  Verwaltung 
ihren  Rechtsbestand  in  der  standischen  Zustimmung  zu  suchen 
haben.    Warum  sollte  z.  B.  eine  Standeversammlung  nicht  die 
Ausgabe  für  das  von  der  Regierung  zur  Heizung  einer  Salz- 
pfanne erforderliche  Holz  zu  streichen  berechtigt  sein,  weil  sie 
die  Verwendung  von  Kohlen  für  zweckmässiger  halt,  warum 
sollte  sie  nicht  jede  andere  Einrichtung  einer  Saline  n.  s.  f.  bis 
ins  kleinste  Detail  nach  ihrem  Gutduiiken  auf  dem  indirecten  Wege 
der  Verweigerung  der  Ausgabe  lür  eine  andere  Einrichtung  be- 
stimmen können ;  warum  sollte  sie  nicht  die  Entscheidung  Ober 
Kleidung  und  Armirung  des  Militärs  aus  der  Hand  der  irenillnftiger» 
weise  einzig  hiezu  berufenen  Verwaltungdiehdrde  an  sieh  reisseu 
können  u.  s.  f. 

Unter  dieser  Voraussetzung  ist  dann  auch  kein  Unterschied 
zwischen  Einnahmen  und  Ausgaben  begründet  Aus  welchem 
Grunde  sollte  die  Regiening  die  Preise  der  gewerblichen  Producta 
nach  Willkttr  bestimmen,  dagegen  kernen  Taglohn  ausbezaUan 
dflrfen  ohne  (vorgängige  oder  nachfolgende)  Zustimmung  der 
Stande  ? 

Von  einer  Collision  zwischen  Regierung  und  Standen  kdnate 
dann  so  wenig  als  bei  der  Gesetzgebung  die  Rede  sein.  Was 
nicht  die  Genehmigung  beider  Factoren  hat,  darf  eben  nicht  ge- 
schehen; ein  Recht  der  Reigierung,  unter  Berufung  auf  die  Noth- 

wendigkeit  einer  Ausgabe  gegen  den  Wdlen  der  Stände  zu  han- 
deln, wäre  undenkbar;  an  die  Stelle  der  materieiien  Erwägung 
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der  Nottiwendigkeit  oder  Unnothigkeit  einer  Ausübe  träte  einfach 
das  formelle  Krilerium  der  ständiscbea  GeDehmigung  oder  Ver- 
weHuog;  die  Pfficfaty  in  allen  BeaciiUteflen  mir  dorch  die  ROckaicliI 
tiif  das  aUgemelne  Wohl  sich  leiten  zu  lassen,  mttssten  ifie  Stinde 
anch  hier  anerkennen,  aber  das  Urtheil  darüber,  was  das  allge- 
meine \^ Olli  eriordere,  müsste  lediglich  ihnen  überlassen  bleiben, 
wozu  sie  liier  nicht  minder  betühigt  sind,  als  bei  der  Gesetz- 
gebung. Nur  die  eine,  auch  bei  der  Gesetcgebong  nicht  zu  um- 
gehende Ausnahme  mfisste  anch  Uat  mgelassen  werden,  das 
Rechl  der  Regierung  nemlich,  in  dringenden  FüHen,  wo  die  Bin- 
holung  der  ständischen  Zustimmung  nicht  möglich,  soweit  es  die 
Sicherheit  des  Staatrs  erfordert,  einseitig  vorzaschreiten ;  aber 
auch  diese  könnte  nur  geschehen  auf  Gefahr  der  Regierung  und 
ohne  jeden  Zwang  fttr  die  nachfolgende  Beurtheilung  der  Stände. 
Anch  mfisslen  alle  diejenigen  Aendenmgen  des  Etats  unbedingt 
anerkannt  werden,  die  ohne  Znthun  der  YerwaHong  etwa  ent- 
stunden. Jede  andere  Abweichung  bedürfte  der  Zustimmung  der 
Stande,  die  eine,  formell  rechtlich  betrachtet,  vollkommen  freie 
sein  müsste. 

Endlich  konnte  unter  dieser  Voranssetzong  kaum  ifie  Conse- 
qoenz  abgewiesen  werden,  dass  jedes  Recfatsgesehift,  das  die 
Regierung  mit  Ihitten  abschlösse,  nur  unter  der  Bedingung 

giltig  wäre,  dass  es  weder  direct  noch  indirect  gegen  den  Etat 
ansliesse,  gerade  wie  jedes  Kechtsgeschäft ,  das  ein  Gesetz  ver- 
letzt, nichtig  ist ;  es  müsste  also  z.  B.  aus  der  im  Etat  enthaltenen 
Festsetzung  des  Salzpreises  nnmittelbar  fOr  jeden  Dritten  ein 
Recht  erwachsen,  nicht  mehr  eis  diesen  Preis  zu  bezahlen,  aber 
auch  eine  Pflicht  zur  Bezahlung  dieses  Preises,  möchte  nun  der 
mit  der  Regierung  abgos«  hlossene  concrele  Kaufvertrag  nach  der 
einen  oder  andern  Richtung  hin  vom  Etatspreis  abweichen,  ferner 
wQrde  z.  B.  denjenigen,  die  der  Regiemng  bei  Errichtung  eines 
ynm  den  Stflnden  abgelehnten  Staatsgebindes  mit  Material  oder 
Bienslen  behilflich  wfiren,  kern  Recht  auf  den  ausbednngenen 
Lohn  erwachsen. 

Soll  der  Etat  seine  Natur  al)er  beibehalten,  soll  er  eine  von 
der  Verwaltung  sich  selbst  gegebene  Norm  bleiben,  so  erhalt  die 
Mitwirkuttg  der  Stände  eine  ganz  andere  Bedeatong.  Sie  iumn 
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dann  in  Nichts  Anderem  bestehen  als  in  dem  Urtheil  über  die 
Richtigkeil  und  Zwecl<ni;jssl^i;keit  des  Plans  der  Regierung,  kurz 
in  einer  vorausgehenden  Goutrole.  Diese  ständische  Ckmtrole  kam 
daen  keine  andeni  Wirkimgen  haben,  ais  die  defBettN»  avck  somat 
ankommenden.  Abgesehen  nemlick  von  der  Anklage  for  dem 
Slaatsgeriehtsliof  (wo  ebi  solcher  hestehl),  sn  der  den  Stttndea 
auch  hier  das  Recht  unter  den  allgemeinen  Vorausselzuntren  zu- 
stehen muss,  kann  sich  das  ständische  Mitwirkungsrecht  nur 
äussern  in  Yorsteliungen  und  Beschwerden  bei  der  Regierung 
selbst,  die  diese  ttbeneogen  kiHinen  oder  niefat  Im  ersteren 
FaOe,  bei  einer  Einigung  Aber  den  Etat  oder  einiehie  Poüen, 
ist  aber  die  Regierung  doeh  formell  ideht  hieran  gebunden,  we8 
wie  schon  oben  ausgetVihrt  wurde,  nicht  nur  in  jeder  unwillkürlich 
eintretenden  Veränderung  im  Etat  eine  Veränderung  in  den  Vor- 
anssetcungen  des  ganzen  Etats  eingetreten  ist,  sondern  auch 
luivollkoromeMre  Efaisichl  zor  Zeit  des  Abschhisses  des  Blats 
einer  spätem  besseren  weichen  muss.  Wird  eine  Einigung  lieht 
erzielt,  so  ist  die  Regiernng  fürmcil  bcroclitigt,  ihrer  Ansicht 
zu  folgen.  In  jedem  Falle  macht  die  vorausgehende  Controle  eine 
sweite  nachfolgende  nicht  entbehrlich.  Die  mit  dem  Etat  im  Zu- 
sammenhang stehenden  Rechtsgeschäfle  eiidKch  leite«  ihre  redi^ 
liehe  Gättigfceit  nicht  ans  dem  Etat  her,  aoadem  aas  der  allge- 
memen  Gesetzgebung. 

Welche  dieser  beiden  Anschauungen  ist  nun  die  richtigere, 
der  Natur  der  Sache  gemässere  ?  Die  zweite  entspricht  dem 
allgemeinen  Zweck  der  Stände,  der  eben  in  der*  umfassenden 
Controle  der  ganzen  Verwaltung  des  Staates  besteht  und  nur  in 
dem  Veto  bei  der  Gesetzgebung  eine  singnlire  Erweiterung  erhält 
Sie  entspricht  ferner  dem  Wesen  des  Etats  als  eines  Verwaltungs- 
Planes  und  einer  Abänderungen  und  Berichtio;iirioren  wesentlich  in 
sich  schliessenden  iUchlschnur.  Sie  entspricht  endlich  dem  juristi- 
schen Bedürfniss,  weil  nie  em  unidshcher  Zweifel  darüber,  was 
wirklich  formell  giltig  sei,  «itstehea  kann.  Sie  redniirt  dagegen 
den  Einfluss  der  Stände  auf  die  materielle  Macht  der  Wahrheit 
und  der  öflentlich(>n  Meinung,  setzt  also  eine  schlechte  Regierung 
in  den  Stand,  das  NN'ohl  des  Volkes  zu  beeinträchtigen. 

Die  erstere  Anschauung  dagegen  macht  jede  Grense  gegen 
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die  Verwaltung  unsicher,  hebt  die  Verwaltung  eigentlich  im  Prin- 
zip auf  und  nimmt  dem  Etat  seuicii  Charakter.  Auch  in  juristi- 
scher Beziehung  entspricht  sie  nicht  vollkonmien  dem  Bedürfaiss, 
obwohl  schhesslich  immer  die  Lömng  des  Conflictes  in  der  ErfclUnnig 
öd  Stiade  gefeben  igt  Da  iiemliob,  soll  nicht  die  Sttmine  der  Ver« 
ninift  ganz  «herhört  werden,  unter  allen  Umständen  Abwelchnn* 
gen  vom  Etat  jeden  Augenblick  nothvvendig  werden  können,  so 
Hegt  in  dieser  Anschauung  als  Const^-quenz  die  Forderung  dass 
die  Stände  nicht  nur  den  Etat  genehmigeui  sondern  auch  jeden 
Augenblick  zur  Genehndgong  der  Aenderungen  parat  seien,  nüt 
andern  Worten,  dass  die  Stände  zngieieh  permanente  Verwalliings- 
behdrde  seien;  denn  man  nniss  eugeben,  dass  die  nachträgliche 
Entscheidungr  der  Slaiuie  ein  tlicorelisch  wie  praktisch  mangel- 
hades  Auskunüsmittel  ist,  insofern  jedenfalls  ad  tempus  unbestimmt 
bleibt,  was  Rechtens  sein  wird,  und  insofern  in  der  den  Standen 
zustehenden  Verwerfung  auch  einer  mit  bestem  Wissen  und  Ge* 
wissen  und  in  Wirklichkeit  im  Interesse  des  aUgemeinen  Wohls 
vorgenommenen  Abänderung  des  Etats,  woao  auch  die  Aufnahme 
eines  nicht  voilierge&t  henen  Postens  gehört,  eine  kräftige  ÄufTor- 
deruno-  der  Regierung  liegt,  sich  mit  Hintansetzung  des  offen- 
barsten Volksinteresses  sklavisch  an  die  Verabschiedung  zu  halten. 
Dagegen  hat  diese  Stelhing  der  Stände  den  Vorzug,  auf  die  aUar- 
wirksamste  Weise  einer  seUeckten  Regierung  gegenttber  die 
bessere  Binsklit  und  das  bessm  Recht  das  YoHces  geltend  zu 
machen.  < 

Dennoch  wird  es  mir  wenigstens  nicht  schwer,  mich  für  die 
erstere  Anschauung  zu  entscheiden,  und  zwar  aus  dem  wesent- 
leben  Grunde,  weil  ich  in  dem  Controlerecht  der  Stande,  so  lange 
als  es  ihnen  unveikftmmert  gelassen  wird,  und  in  der  damit  er- 
öiTneten  Möglichkeit,  der  öfl^tlichen  Meinung,  der  vernflnfl^pen 
Anschauung,  den  vernünftigen  Forderungen  des  Volks  einen  ent- 
schiedenen und  so  zu  sagen  ofQziellen  Ausdruck  zu  geben,  lamier- 
bin  eine  starke  Sicherung  gegen  eine  schlechte  Regierung  er- 
bUeke,  ja  eine  bessere  Sicherung,  als  diese  die  mechanische  Bin« 
dang  der  Regierung  gewähren  kann,  mit  der  ihrerseits  die  keines- 
wegs chimärische  Gefahr  einer  schlechten  Erfüllung  der  Aufgabe 
der  Stande  und  zwar  ohne  ein  Gegengewicht  verbunden  ist;  weil 
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ich  also  die  in  der  ersten  Auffassung  liegende  Gefahr,  nicfit  so 
auch  die  in  der  zweiten,  durch  ein  kräfliges  gegenübeariKtoliendefl 
Blement  im  Gleichgewicht  gehalteii  sehe. 
^     In  der  That  hat  auch  weder  das  positive  Redil  noch  die 
Praxis  die  andere  Anschauung  rücksichtslos  sidi  angeeignet  So 
ist  —  um  davon  gleich  hier  zu  reden  —  meines  Wissens  nie 
anerkannt  gewesen,  dass  ein  mit  einer  Staatsausgabe  oder  Ein- 
nahme unmittelbar  oder  mittelbar  im  Znsammenhang  stehendes 
RechtsgeschMfl  nur  unter  der  Yoranssetmng  gUtig  sei,  dass  ei 
weder  direct  noch  mdirect  den  bei  Absohhoiss  des  Etats  oder  bei 
der  spateren  rrutung  seiner  Einhaltung  gefassten  ständischen  Be- 
scliliissen  ent^egt  nslehe.    Die  Rechtssicherheil  würde  hierunter 
zu  sehr  leiden;  nicht  nur  läge  darin  die  Tflicht  der  Veröffent- 
lichung des  Etats  im  vollkommensten  Detail  der  ständischen  Be- 
schlflsse  und  die  Zunmtbung  an  Jeden,  der  mit  dem  Fiskns  oon- 
trahiren  wolfte,  diesen  Etat  zu  stndiren:  es  wtttde  insbesondere 
bei  einer  Abänderung  des  Etats  die  Reciitsgiltigkeit  des  Geijchäfts 
suspendirt  werden  müssen;  endlich  hätte  man  in  Fallen,  wo  ein 
Lieferant  oder  Arbeiter  gar  nicht  wissen  konnte,  ob  seine  Waaren 
oder  seine  Dienste  einem  etatsmässigen  oder  etatsmlrigen  Zwecke 
dienten,  nur  die  Wahl  swischen  anssemdeniliclier  Hlirte  oad  b- 
consequenK. 

Ist  denn  aber  neben  den  beiden  angeführten  Anschauungen 
nocii  (  lue  dritte  möglich?  ist  es  mügUch,  dass  weder  die  Stände, 
noch  die  Regierung  die  definitive  Entscheidung  über  die  Em- 
nahmen  und  Ausgaben  des  Staates  haben?  Man  sollte  meinen, 
es  wäre  unmöglich  und  es  sei  noch  Niemanden  schwer  geworden, 
die  Nothwendigkeit  einer  Wahl  zwischen  beiden  einzusehen.  Und 
doch  ist  dem  nicht  so.  Statt  sich  darüber  klar  zu  machen,  dass 
irgend  ein  fonneiies  Kriterium  au%efunden  werden  muss,  dass 
man  sich  entschliessen  muss,  u-gend  einen  WiUen  als  maass^ 
gebenden  anzuerkennen  ohne  alle  Rücksicht  auf  den  Inhalt,  hat 
man  sich  bemflht,  die*  materidlen  Grundsätze  aufzustellen,  nach 
denen  Regierung  und  .Stande  zu  handeln  verpflichtet  sein  sollen. 
?tntt  zu  entscheiden,  wer  das  formelle  Hecht  mache,  ob  Stände 
oder  Regierung  oder  nur  die  Uebereinstimmung  beider,  hat  man 
gesagt:  die  Stände  haben  zwar  das  Recht,  die  Ansgahen  und 
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Steacm  xn  Terwelgem,  sie  httmt  aber  die  Fiioht,  noHiwendige 
Auigabea  und  Stenern  moHl  sa  verweigern;  die  Regierung  lial 
zwar  die  Pflicht,  nur  verwilligte  Ausgaben  zu  machen',  nur  ver- 
willigte  Steuern  zu  erheben,  sie  hat  aber  das  Recht,  die  Ver- 
wiUigung  der  notliwendigen  Steuern  und  Ausgaben  von  den 
Standen  zu  verlangen*  Nun  ist  aber  damit  principieU  gar  Nicbts 
geholfen  2  denn  in  jedem  concreten  GolUsionsfaU  erhebt  sich  nun 
wieder  derseHie  unlösbare  Streit  zweier  coordinirten  Partheien, 
über  welchen  kein  Richter  steht  So  lange  nicht  ein  formeBes 
Kriterium  des  Nothwendigen  aufgestellt  werden  kann  —  und  diess 
iLönnen  theoretische  Stttse  nie  geben  —  ,  so  lange  sind  aUe  Be^ 
mflhungen  vergeblich,  aus  dem  btos  foctischen  Zustand  in  eineu 
rechtlich  sichern  einzutreten;  gelingt  es  aber,  ein  solches  Kri* 
terium  zu  finden,  dann  mag  man  lieber  sogleich  —  denn  das  wird 
nicht  schwerer  sein  —  dasselbe,  statt  für  das  absolut  Nothwen- 
dige,  für  das  relativ  Nothwendige  in  dem  oben  angegebenen  Sinne 
aufstellen.  Soll  denn  der  Staat  VQn  Rechtswegen  nur  alimenta 
naturafia  zu  fordern  haben  und  was  darüber  hinausgeht,  von  d^ 
Wülkttr  einiger  seiner  CHieder  abhängen?  wer  wollte  das  glauben! 
und  doch  liegt  dieser  Gedanke  jenem  Auskunfsmittel  zu  Grunde. 

Aber  ist  jenes  formelle  Kriterium  nicht  vielleicht  schon  gefunden 
in  der  Entscheidung  eines  hiezu  bestimmten  Gerichtes?  Ich  verneine 
diese  Frage,  weil  ich  dieses  Institut,  soli  es  wiridich  praktisdi 
sdn,  für  prinzipieü  unmöglich,  wo  es  sich  al>er  in  den  Schranken 
des  principiell  ülVgliehen  hftit,  für  ginzlich  unpraktisch  halte. 

So  bleibt  denn  also  Nichts  übrig,  als  der  Regierung  selbst 
die  Entscheidung  zu  überlassen,  wo  die  Grenze  des  Nothwendigen 
sei,  um  die  Stände  gegen  das  einseitige  Yorschreiten  der  Regie- 
rung neben  dem  Recht  zur  Anklage  der  Mimster  auf  das  Recht 
zur  Bitte  und  Beschwerde  zu  besehrSnken ;  es  wird  also  scUiess* 
Heb  die  obige  erstere  Anschauung  im  Prineip  anerkannt  und  der 
ganze  Unterschied  erscheint  nicht  mehr  als  ein  qualitativer,  son- 
dern ein  blüs  quantitativer. 

Jene  erstere  Anschauung  aber,  höre  ich  einwenden,  sei  in 
ihren  Consequensen  gefährlich,  indem  man  von  ihr  ausgdiend 
iücht  weniger  als  beim  Etat  auch  bei  der  Gesetzgebung  die  Wirfc- 
samkeit  der  Stünde  aitf  das  Recht  der  Controle  besduHnken  könnte. 
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Die  Antwort  auf  diese  Einwendung  liegt  jedoch  schon  in  der 
hisherigen  Ausführung.  Man  hat  den  Ständen  m  Beziehung  asf  die 
Gesetzgebung  ein  ToUes  Veto  ehigerttomt  und  sie  danit  zu  Gesetz- 
gebem  erhoben ;  ahne  ihren  Willen  kam  kern  Gesetz  entstehe»; 
duiiiil  ist  jede  ColUsion  ausgeschlossen  und  ein  juristisch  klarem 
Verhältniss  hergestellt;  sol!  das  Gleiche  auch  in  Beziehung  auf 
den  £tat  geschehen,  wohlan  so  thue  man  den  einzig  zum  Ziele 
fahrenden  Schritt,  nan  riume  das  gleiche  unamschctohfte:  Veto  den 
Ständen  auch  in  Beziehung  auf  die  Verwaltung  ein  und  erhebe 
sie  damit  zu  einem  permanenten  Verwaltungsorgan;  man  unteip^ 
scheide  nicht  zwischen  nothwendigen  und  nicht  nothwendigen 
Ausgaben,  so  wenig  man  diess  bei  den  Gesetzen  thut,  lege  vielr 
mehr  das  Kriterium  als  formelles  einzig  in  die  Zustimmung  der  Ständen 
Vermag  man  das  aber  nicht,  so  gebe  man  auch  den  Gedanken 
auf,  die  Gefhfaren  eines  Prineips  beseitigen  zu  wnUen^daduifei^  Am 
man  es  mischt  mit  einem  andern  Princip.  Wird  ein  Gesetz  nicht 
angenommen  von  den  Ständen,  so  bleibt  es  eben  beim  Allen  und  die 
Maschine  mag  auch  noch  langer  so  fortg^n,  wie  sie  bisher  ge- 
gangen ist«  Wird  eine  von  der  Regierang  ezigirte  Ausgabe  ve^ 
worfen,  so  hat  sich  nun  die  Regierung  erst  noch  die  Frage  foiv 
zulegen,  oh  diesdhe  zu  jenen  nothwendigen  gehört,  wefehe 

die  Stände  nicht  verwerten  können;  sie  hat  hier  vor  Allem  sich 
zu  fragen,  welcher  Grad  von  Nothwendigkeit  hiefür  erfordert  wird,  — 
schon  darüber  wird  sie  mit  den  Ständen  leicht  in  Collision  ge* 
rathenf  sie  hat  weiter  zu  untersuchen,  ob  der  betieifenden  Ans* 
gahe  aodi  wirklich  dieser  Grad  von  Nothwendigkeitzukommty — ein 
■weiter  Cotlisionspunkt  —  Nun  beharrt  die  Regierang  wirUich 
aul  der  Ausgabe,  von  den  Ständen  wird  sie  gei»Uichen  —  etwa 
unter  Erhebung  eines  Protests;  die  Ausgabe  wird  auch  wirküch 
gemacht,  von  den  Ständen  unter  Berufung  auf  ihr  Yerwiltigungn- 
recht  und  die  Torangegangene  Verwe^erung  Besehwerde  erhöhen, 
von  der  Regierung  unter  Berulung  auf  ihr  Recht,  alle  nothwea* 
digen  Ausgaben  zu  machen  und  auf  ihre  vorangegangene  Wahrang 
dieses  Rechts  die  Beschwerde  zurückgewiesen,  dieser  Streit  viel- 
leicht noch  weiter  geführt  —  und  am  Ende  von  den  Stunden 
bendien  gelassen.  Dieses  in  der  Natur  der  Sache  liegende  und 
oiMmifnMaBige  Reaultal  ist  wakriioh  nichi  i^aigwt,  das  Ab- 
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te  Sttnde  bOluHr  tu  hebeo,      es  bei  einer  toh  Anfang 
m  ofen  anerkannten  Beschränkung  anf  4a«  HeehX  der  Controle 

stände.  Hat  eine  Regierung  Stände  gegenüber,  die  vviiklich  die 
öfibntliche  Meinung  vertreten,  so  wird  sich  diese  Regierung  in 
ihrer  Handlungsweise  gewiss  durch  die  in  der  einfachen  Form 
einer  firtdining  ansgesproeiiene  Ansicht  der  Stande  niebt  weniger 
i)66t]nunen  lassen,  ahi  dnrch  die  Form  der  Verweigerung;  die 
einzige  Frage,  die  sich  ^  Regierung  Torlegt,  ist  die,  ob  der 
Gegenstand  bedeutend  genug  ist,  um  mit  den  Ständen  in  Cuniüct 
zu  treten,  die  Form  dieses  Conilictes  tritt  zurück. 

So  kann  ich  denn  in  dem  anscheinend  so  weit  gehenden,  in 
WirkücidLett  aber  höchst  unbedeutenden  Recht  des  Veto  in  Be- 
xiehnng  auf  den  Etat  nur  ein  fttr  die  Stilmto  selbst  geiUirlicbes 
Geschenk  erblicken. 

Nicht  also  in  einer  Mitwirkung  der  Stände  in  der  Eigen- 
schaft eines  der  Regierung  coordinirteu  Factors  liegt  die  Bedeu- 
tung der  ständischen  Etatsberathung ,  sondern  in  der  materiellen 
Maohl  der  Wahrheit  und  der  öffentüehen  MeiBung,  deren  Stimme 
noch  re  integra  gehört  werden  muss  und  aut  der  sich  in  Gonflict 
zu  setzen  gefährlicher  ist  als  die  Verletzung  einer  formellen  Vor^ 
Schrift.  Hierin  ist  nun  aber  allerdings  noch  eine  weitere  Schranke 
der  Verwaltung  enthaiien.  Wahrend  nemlich  wie  gesagt  im  Be- 
grifife  des  Etats  kmeswegs  die  ünabftnderlichkeit  liegt,  ist  es  nun 
wenigstens  ehie  Forderung  der  LoyidÜttt  und  der  Pehtah,  dass  die 
Regierung  so  viel  als  möglieh  das  den  Sttaden  eingerftumle  vor- 
ausgehende  Controlerecht  unverkummert  lasse ;  als  formelles 
Gebot  lässt  sich  diess  aber  wieder  nicht  ausi;jirechen,  weil  eben 
wieder  Unterscheidungen  nothig  würden,  über  deren  Vorhanden- 
sein nur  die  Regiemg  selbst  su  eatocheiden  hatte. 

IV.  Die  Steuerrerwilligung. 

Diese  ganze  Ausführung  scheint  nun  aber  mit  einem  Schlag 
umgestossen  zu  werden  durch  das  einzige  Wort  »Steuerverwilli- 
gungsrecht« ;  dass  keine  Steuer  erhoben  werden  dürfe  ohne  Ver- 
wiU^Siang  der  Stände,  das  ist  ja  ein  Cardinalsatz  des  constitutio- 
neUen  Staatsraehts.  Ist  dieser  Sata  in  sehier  Aligemeinheit  wahr, 
io  ist  es  audh  uabeetreitbar,  dass  die  firtthares  Sfttie  neben  ihm 
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liiebt  )>e0tdhe&  kdnim.  Demi  da  die  Siaimmmme.  im  engste« 
rnitrennbaren  Zusamineiiliiiig^  «Bit  dem  gaasen  Etat  aleiity  dewea 
übrigen  Thefl  ebensowohl  bediiigend  als  von  ihn  bedingt,  so 

läge  iii  dtiiii  unbedinglcn  Sleuerverweigerungsrecht  das  Mittel,  den 
lEtal  nach  Belieben  zu  gestalten.  Es  wäre  zwar  auch  möglich, 
daw  die  Stände  ihrerseits  frei  wären  in  der  YerwilÜgungr  der 
Steuer,  mid  die  Regienuig  in  der  Forminmg  des  Etats  anf  der 
Grundlage  der  VerwiBigung,  also  in  der  Verwendung  simmtUciier 
Staatseinnahmen:  immerhin  läge  in  diesem  Rechte  das  Mittel,  auf 
den  Etat,  wenn  auch  nicht  unmiltelbar  und  im  Detail,  so  doch 
mittelbar  und  im  Ganzen  und  Grossen  den  wesentlichsten  Euiüuss 
BU  üben.  Es  fragt  sich,  ob  eine  solche  Auffassung  richtig  oder 
auch  nur  möglich  und  theoretisch  oder  pralitiscfa  durdifohibsr  ist 

Es  wird  zweckmässig  sein,  das  Steuenrerwilligungsreehi  iMfv 
erst  für  sich,  sodann  aber  in  seinem  Zusammenhang,  in  seiner 
Wechselwirkung  mit  dem  ganzen  Finanzhaushalt  zu  betrachten. 

An  und  für  sich  enthält  der  Beorilf  »Steuerverwiiligung«  die 
Legitimation  der  Regierung  zur  Erhebung  bestimmter  Steuom  in 
dnem  gewissen  Zeitraum.  Für  die  Regierung  müssen  zwei  Fragoi 
beantwortet  sein,  ehe  sie  eine  St^ier  zu  erheben  vermag:  die 
Fragen,  wie  viel  sie  erheben  darf  und  von  wem  sie  es  eiliebca 
darf;  also  die  ganze  in  einer  gewissen  Periode  zu  eihebende 
Steuersumme  und  der  Antheil  der  einzelnen  Steuei^galtimgea  an 
dieser  Summe;  dieser  Antheil  einer  einzahlen  Steuergattang  iß 
entweder  un  Ganzen  bestimmt  und  wird  dann  nach>  dear^j^prihnlMI 
Maassstab  auf  die  einzelnen  Subjecte,  bezw.  Objecto  vertheilt  oder 
er  setzt  sich  vielmehr  aus  den  an  bestimmte  Thatsachen  geknüpf- 
ten bestimmten  einzebien  Erhebungen  zusammen,  so  dass  die  ganze 
Summe  der  betreffenden  Steuergattung  nur  annähernd  voraus  b^ 
stimmt  werden  kann.  Die  Feststeihuig  der  Theifaiahme  des  em- 
zelnen  Steuerpflichtigen  an  der  ganzen  Steuersumme,  sei  es 
direct  —  durch  Bezeichnung  der  von  ihm  unter  Voraussetzung 
einer  bestimmten  Thatsaehe  zu  zahlenden  Summe,  —  sei  es  in- 
direct  durch  i^ezeiehnung  der  ganzen  Summe  der  l>etr.  Steuer- 
gattung und  zugleich  der  die  Vertheünng  unter  die  einzefaMB 
Pflichtigen  begründenden  Thatsachen  geh<M  an  und  fitr  sich  der 
Gesatzgabung  so  gewiss  an,  als  die  Fflkdity  Steuer  sn  zahlen,  anf 
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Gesetz  sich  gründen  muss.  Ein  Gesetz,  das  nur  im  Allg^meiieii 
die  ^teuerpflicht  der  Unteithanen  ausspriebe ,  wäre  eio  unvott- 
kommenes,  der  Anwendung  niclit  fittuges,  ans  wek^m  die  Ver- 
waltung keineswegs  das  Recht  entn^nien  könnte,  ihrerseits  mm 

zu  bestimmen,  von  wem  und  nach  welchem  Maassslab  die  Steuer 
erhüben  werden  soll.  Jede  Steuererhebung  entiiall  einen  Eingriff 
in  die  Hechissphare  eines  Dritten  un<l  dieser  Eingriff  muss  in 
seiner  eoncreteii  Bestimmtheit  nach  Art  und  Grösse  aof  eta  Geseti 
zurttekziiflQhreii  sein.  Daraus  folgt  aher  nicht,  dass  nun  wiiUick 
jede  euizelne  Steuer  auf  einem  Gesetee  beruhen  müsse ;  ▼ieUndnr 
isl  es  formell  rechtlich  durchaus  unmangelhal't ,  wenn  ein  Gesels 
einem  Drillen  das  Recht  ^ibt,  die  einzelnen  Sleuergattungen  und 
den  Maassstab  ihrer  Theünahme  an  der  Gesanuntsteuer  zu  be- 
stimmmi,  sm  dieser  Dritte  die  Regierung  oder  seien  es  die  Stiinde. 
Dem  formell  rechtlichen  Badttrfniss  ist  genügt,  wenn  nur  über- 
haupt ein  Wille  bezeichne  Ist,  der  in  dieser  Besiehung  zu  ent- 
scheiden hat.  Geschähe  diess  aber  nicht,  würde  der  Regierung 
und  den  Standen  je  die  Reiugniss  gegeben,  sdbständig  hierüber  zu 
entscheiden  oder,  was  dasseU»e  ist,  würde  nur  ihr  gemeinsamer 
WiUe  als  der  entscheidende  aaeilBnint,  so  lüge  eine  lechtiick 
durchaus  unUtebare  DÜerenz  potentiell  und  principiell  vor,  durch 
welche  jeden  Augenblick  das  die  Steuerpflicht  aussprechende 
Gesetz  factisch  vernu  litet  werden  könnte.  Ist  nemlich  der  Fall  ein- 
mal gegeben,  dass  Steuer  erhoben  werden  muss,  so  könnte  diess 
dock  dfMhurch  wieder  illusorisch  gemacht  werden,  dass  auf  die  Vor- 
scUftge  der  Regierung  in  Betreff  der  Vertbeilung  der  Steuer  unter 
die  mnxelnen  SteoergaHungen  und  Steuerpflichtigen  stünifischerseits 
nicIit  eingegangen  wurde ;  es  würde  daher  zur  Hersleliuiie^  eines 
rechtlich  mögUrhen  Zustandes  keineswegs  an  einem  stäniiisclien 
Veto  genügen,  vielmehr  muss  man  weitergehen  und  den  Ständen 
das  Recht  geben,  selbst  g^en  den  Willen  der  Regierung  diese 
Vertheifamg  4ler  Stenersumme  lestsustelien;  man  muss  der  Regie- 
rung selbst  die  Initiative  nehmen,  ja  nicht  einmal  ein  Veto  darf 
man  ihr  lassen:  oder  umgekehrt,  man  imst»  der  Regierung  die 
entscheidende  Stimme  geben  und  selbst  das  Veto  der  Stände  aus- 
schliessen.  Davon  wird  gleich  nachher  noch  weiter  zu  reden 
sein*  Hier  aber  sei  nodi  ausgesprochen,  dass  dieses  unangenehme 
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IMIenmi«  ttberiiaopl  vermledmi  wOrde,  wwn  im  von  dem  in  der 
Naliir  der  Saohe  sei»!  Uegenden  We;  niclit  abireielien  woDle, 

wenn  man  der  peHodiseheM  BeratlMni^  nicht  melir  ttbertröge  als 
<ye  Festsetzung  der  Steuersumme  im  (ianzcn,  die  Bestimmung" 
der  einzelnen  Steuergattungen  aber  und  des  Verhältnisses  ihrer 
Ykeilnahme  an  der  ganzen  Summe^  besw.  die  Abindening  der 
MerOber  efamal  bestebendett  Gnmdsfitie  dem  ordentliehett  Geeets- 
gebungsweg  Obeflieeae.  Seiften  besondere,  TorObergebenNle^^Wi- 
stände  eine  Aendening  im  Einzelnen  noihwendig  machen,  so 
könnte  das  Gesetz  selbst  zum  Voraus  den  Weg  hierzu  bezeich- 
nen, jedenfalls  aber  läge  im  Ausgabe -Etat  (Steuemachläsae, 
Rackvergftluiigen)  das  entsprechende  Mittei  der  Hftlib.  -^"^ 
Damü  ist  auch  die  Frage  über  die  Grenae  der  Steüeigeiett^ 
gebung  und  der  Steneirerwilügung  aufs  einlbohste,  sidierste  und 
naturgemasseste  gelost.  Auch  die  Frage  von  der  Zulässigkeit  des 
Bestehens  eines   Zollvereins  Angesichts  {\vs  periodischen  slandi- 
sehen  Steuerverwilligungsrechts  vertiert  damit  alle  Bedentang  and 
«acht  die  sonderbaren  BemOhongen  der  rechtficben  Consimelien, 
die  entweder  eine  Ineoneeqnenz  gegenüber  dem  behevpletelen 
Grundsatz  der  Steuerverwilligung  oder  eine  Abhängigkeit  der 
Existenz  des  Zullvereins  von  der  periodischen  Zustimmung  der 
Stände  sämmtlicher  Vereinsstaaten  in  skh  schliessen,  entbehrlich. 
Uebrigens  ndchle  ioh  mir  in  Bedehung  anf  diese  Frage  die  Be- 
merkung erlauben,  dass  mir  dieselbe  nur  cum  Theüe  eine 
Frage  der  Stouoi'  nonninnig  zb  sein  sebetet,  nur  in  salertt  nemKeh) 
als  der  einzelne  Staat  dadurch  im  Recht,  für  sich  einen  Zoll  zu 
erheben,  beschränkt  ist  und  insofern  als  der  bestehende  Zoll  auf- 
gehoben wird :  der  an  die  Stelle  tretende  Antheil  am  Vereinszott 
dagegen  hat  fftr  den  ehmdnen  Staat  niehl  mehr  die  Bedeutung 
einer  Steuer,  sondern  einer  verln^fsmissigev  Einnahme;  der  ZoO 
selber  wird  nur  an  den  Verein  bezahlt;  die  wesentliche  Staats* 
rechtliche  Frage  ist  daher  die,  ob  ein  Staal  durch  Vertrag  einem 
Dritten  das  Recht  geben  könne,  an  seiner  Grenze  einen  ZoU  zu 
erheben  und  wer  zum  Abschluss  eines  selchen  Vertrags  un  Namen 
des  Staats  die  Regierung  legittmhren  könne.  Mehie  Aniwert  «uf 
diese  Rrage  ist:  nur  ein  Gesetu  kann  die  Regierung  hienu  legi* 
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tfanlrai  d.  h.  die  Sttndt  htben  ein  Veto ;  liabon  sie  «b«r  Ihre 

Zustimmung  gegeben,  so  ist  diese  für  jede  künftige  Etatsberalhung 
maassprebend. 

Der  periodischen  Festsetzung  bliebe  hienach  nur  die  Bestim- 
OHmg  der  in  der  nAchsten  Periode  zu  erhebenden  Steuersomme 
Obrig.  bl  die  Sanme  der  tibfigaD  Binnahaien  und  die  Summe 
der  Amgabes  fa^eben  und  ist  die  Steuer  dai  feaetslieb  aner- 
kannte Mittel  der  Ausgleichung  ihrer  DilTerenz,  so  ist  die  Be- 
stimmung der  Steuersumme  nicht  weUer  itieiir  als  ein  Rechen- 
ezempely  kann  also  unmöglich  den  InhaU  eines  Rechtes  ans- 
mchen;  seil  darin  ein  Recht  liegen,  ao  miuf  entweder  dem  cur 
Stenenrerwilligung  Berechtigten  zugleloli  db  Feataetaung  der  Ein- 
nahmen und  Ausgaben  zukommen  oder  sein  Steuerverwilli^un^s- 
recbt  mass  em  vorn  Elat  ganz  uiiabliangiges  wÜlkuriiclies  svin. 
Das  letztere,  die  Vertheilung  des  Steuerverwilligungsrechts  und 
der  Festaetzung  des  Etats  an  zwei  verschiedene  Personen  in 
gleicher  Selhetatlindigkeit  ist  ehi  Unding;  waa  aoltte  ea  heissen, 
der  Regierung  das  Recht  an  geben,  Einnahmen  vnd  Ausgaben 
festzusetzen,  den  Stauden  aber  das  Recht,  nach  freiem  Belieben 
▼iel  oder  wenig  oder  gar  keine  Steuer  zu  vei  wiliiiren ;  damit 
wäre  nun  indirect  doch  den  Ständen  das  Recht  der  letzten  Entschei- 
dung eher  die  Geatattnng  deaBtata  gegeben.  Man  kann  in  der  Tbat 
dieae  beiden  Rechte  nicht  trennen ;  wer  die  Einnahmen  nnd  Aus- 
gaben endgiltig  festsetzen  darf,  mnas  auch  daaa  Recht  haben,  die 
Steuersumme  zu  bestimmen,  sei  dies  nun  Regieningf  oder  Stände- 
versammlung. Welchem  dieser  beiden  Factoren  die  letzte  Stimme 
Bttkoamen  aoH,  das  ist  eine  Frage  der  Politik,  formeli  joriatiach 
bfatrachtet  fsA  dM  eine  wie  das  andere  gleich  gut;  nur  daaa  Qber^ 
banpt  die  Peraon  beseichnet  aei^  der  die  letzte  Stimme  zukommt, 
dass  nicht  zwei  Rechte  verschiedener  Personen  in  unhjsbarer  Weise 
collidiren  können,  ist  eine  juristische  Forderung.  Nicht  blos  die 
mitten  in  dieser  verzweifelten  dualistischen  Auffassung  bt  langene 
CieeetEgnhnng,  auch  die  politische  Schwierigkeit  der  Entscheidung 
swisehen  den  beiden  einaig  mdglichen  Dingen  hat  nun  die  schon 
angeftArlen  Verandw  Teraniasat,  ein  Abkommen  swiachen  Re- 
gierung und  Stäiiderj  zu  trelTcn.  Ahm  hat  nomlich  (vergl.  oben") 
geaagl^  die  Stäude  habe  zwar  das  Üecht,  die  Steuern  zu  verwilii- 
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gen,  also  auch  xu  ? erweigem,  aber  die  Regiafimg  habe  das  Reckt 
die  oothwendigen  Steuern  zn  verfangen  und  su  eriieben ;  das 
Sleuenrerweigerungsrecht  der  Stände  sei  also  beschrfinkt  attf  die 

nicht  nolhwenditren  8t<iierii.    Was  sind  nun  die  nothwendigen 
Steuern?  Wo  die  Steuern  und  übrigen  Einnahmen  im  Ganzen  zur 
Deckung  der  Ausgaben  im  Ganzen  zu  dienen  haben,  also  nicht 
einzelne  Einnahmen  fttr  einzelne  Ausgaben  besonders  beatinml 
sind,  kann  die  Antwort  nur  die  sein:   nothwendig  ist'  die- 
jenige Steuersumme,  die  nach  Beiziebung*  der  Cibrigen  Einnahnien 
zur  Deckunöf  der  nothvv endigen  Ausgaben  »Tiotdert  wird.  Was 
aber  sind  nothwendige  Ausgaben  ?  Unbestreitbar  nur  die  unmittel- 
bar auf  einem  Gesetz  oder  richterlichen  Urtheil  beruhenden  und 
hiedurch  m  jeder  Beziehung  schon  bestimmten;  bei  atten  andeni 
kann  mindestens  die  Nothwendigkeit  gerade  dieser  oder  jener 
Surniue  bestritten  werden  oder  die  ganze  Ausgabe.    M  ie  nun, 
wenn  zwischen  Regierung  und  Ständen  ein  Streit  entsteht  über 
die  Nothwendigkeit  einer  Ausgabe,  wer  von  beiden  entscheidet, 
wessen  Ansieht  ist  die  formell  anzuerkemiettdeS  Mit  dieser  Frage 
sind  wn*  wieder  mitten  in  dem  unseligen  Duafismus  angelangt 
und  sehen  uns  abermals  der  Forderung  gegenüber,   die  Ant- 
wort zu  geben,  dio  wir  umi^ehen  zu  können  gehofft  hutten. 
Wem  von  beiden  diese  Entscheidung  zukommt,  der  hat  über- 
haupt das  Recht,  Einnahmen,  Ausgaben  und  Steuern  zu  bestini- 
men:  Ist  es  die  Regierung,  so  Ist  nun  die  Beschrfinkung  auf  ifie 
nothwendige  Steuer  eine  rein  materielle  Schranke,  formell  muss 
diejenige  Steuursunnne   uls  uullivvendige  gelten,  welche  die  Re- 
gierung dafür  erklärt :   ebenso  wenn  die  Stande  das  hecht  der 
Entscheidung  haben,  so  haben  sie  eben  damit  das  vollkommenste 
SteuerverwiÜigungsredit;  nie  kamt  eme  von  Ihnen  verweigerte 
Steuer  als  nothwen<fig  reclanrirt  werden,  formell  als  noChwend% 
ist  nur  die  von  ihnen  als  solche  anerkannte  Steuer  anzusehen. 

V.  Mohl  selbst  erkennt  das  Recht  der  Entscheidunsf  der  Re- 
gierung zu  iL  Bd.  ()2!).  645),  aber  er  stösst  diess  selbst  wieder 
um,  indem  er  den  Ständen  das  Recht  gibt,  die  einzelnen  an> 
gesonnenen  Steuergattungen  zu  bewilligen  und  in  ver> 
ringem  und  den  Umfang  der  einzelnen  Steuern  zu  verweigero, 
ohne  da^s  die  llügieruu^  ageud  ein  Zwangsrecht  dabei  hatte. 
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Hai  mm  also  auch  die  Regiening  definitiv  über  die  Grösae  der 
iiottweiidigeii  Steaeraumme  entscbieden,  so  liegt  es  nun  dodi 
lediglioh  In  der  Hand  der  Sifinde,  ob  sie  es  zd  einer  wirkUchen 

Steuererhebung  koiiiiiien  lassen  wollen  oder  nicht;  denn  in  dem 
Recht,  die  einzelnen  Steuern  nach  freiem  Belieben  zu  verweigern, 
Hegt  auch  das  Recht,  die  ganze  Stenersnmme  zu  verweigern.) 

Die  SteuenrerwfUIgnng  iat,  wie  aoagefihrt  wurde,  von  dem 
Recht  der  Featsetzung  des  l^ats,  insbesondere  der  Ausgaben, 
nicht  trennbar;  wem  das  eine  zukommt,  muss  auch  das  andere 
zukoinriien:  es  ist  daher  ganz  gleichgiltio;,  ob  man  ein  ständisches 
AusgabeverwiUigungsrecbt  aus  dem  Steuerverwiiiigungsrecht  oder 
ein  Stenerverwiiligimgaroclit^  ftus  dem  AosgabenverwiUigiingsreehl 
ablötet;  haben  die  Stünde  nur  überhaupt  das  eine,  so  haben  sie 
aocli  das  andere ;  dass  man  in  der  Regel  vom  Steuerverwilligunga* 
rechl  ausgeht,  hat  einen  historischen  Grund.  In  einer  Beziehung 
aber  ist  die  Ableitung  des  Umfang-s  der  standischen  Mitwirkung 
zu  Festsetzung  des  Etats  aus  dem  Steuerverwilligungsrechl  von 
Bedeutung.  Da  nemlich  das  Steuerverwilligungsrecht  die  Bestim- 
mung haben  soü,  die  Regierung  zu  htndem,  su  viel  Steuer  zu 
eiMen,  so  folgt  daraus,  dass  die  Stände  weder  dte  Erhebung 
einer  Steuer  beschliessen  können,  wo  die  Regierung  gar  keine 
verlangt,  noch  die  Erhöhung  der  exigirten  Steuersunnne,  noch  die 
Erhöhung  einer  Abgabe,  noch  die  Verminderung  einer  Einnahme^ 
Bs  fragt  sich,  ob  dies  wirklich  der  Natur  der  Sache  entspricht 
-  ^Fasst  man  die  Steuer,  wie  man  muss,  als  organisches  Glied  des 
Ganzen  Etats  auf,  in  Wechselwirkung  mit  allen  übrigen  GKedem, 
dieselben  bedingend  und  von  ihnen  bedingt,  so  muss  man  al.s  die 
einerseits  zulässige  anderseits  notbwendige  Steuersumme  diejenige 
effcennen,  welche  ni^thig  ist,  um  nach  Abzug  des  durch  die  ander- 
weitigen nach  den  Grundsfttzen  einer  guten  WirthschafI  (worin 
sdbst  wieder  die  ROoksicht  auf  die  Ausgaben  und  die  Steuer- 
krafl  des  Volks  liegt)  zu  erhebenden  Einnahmen  gedeckten  Theils 
der  Ausgaben  diese  zu  ermöglichen  ,  soweit  sie  Staats  zwecken 
entqjirechen,  in  deren  Erreichung  die  Ausgabe  unter  Berücksichti- 
gung aller  Verhikitnisse,  insbesondere  wieder  der  Staats-Binnahmen 
und  der  Steueikraft  des  Volks,  als  vergolten  erschemt.  Nach  dieser 
Auffassung  ersclieint  als  die  Hauptsache  die  Auffindung  des  rechten 
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Verhältnisses  zwischen  dmi  einzelnen  Gliedern  des  Etats»  die 
ebensoleicht  eine  Erhöhung  als  Verminderung  dieaer  ümUmem 
Glieder  «ur  Folge  haben  kann ;  wer  also  öberhaupl  bei  Fest- 
setsong  des  Etats  —  sei  es  entsoheidend  oder  Mos  beratheiid 

und  contrulirend  —  mitzuwirken  hat,  der,  sollte  man  meinen, 
habe  sein  Hecht  nach  beiden  Seiten  hin  ohne  Unterschied  aus- 
zuüben. Dieas  iiann  nun  aber  aus  dem  SteuerverwiUigungsreclii 
nloht  gefolgert  werden»  viehnehr  mir  ein  fintscheidangsmcfat  da« 
Stünde  in  Benehung  auf  die  Steuenrenninderung  etc.,  wihrend 
selben  in  Beziehung  auf  Steuererhöhung  etc.  auf  das  Recht  der  Bitte 
und  Vorstellung  bescliiankt  sein  sollen.    Aus  der  Ausschliesslich- 
keit der  iiuliative  der  Regierung,  aus  der  Beschränkung  der  Stände 
auf  das  Veto  lässt  sich  jener      nicht  ableiten,  da  in  ihm  das  Rechl 
zur  Brhiyhung  der  Einnahme  den  Stinden  vindimrt  wird.  Hnliat 
die  Stftnde  das  Recht,  die  Steuer  su  verweigern  oder  die  anfo« 
sonnene  Summe  zu  vermindern,  so  nöthigen  sie  freilich  dadurch 
die  Regierung",  die  Einnahmen  zu  erhöhen  •  aber  ein  directer 
Zwang  liegt  darin  noch  nicht;  sollen  sie  daher  wirklich  ein  Recht 
anr  firhi^hung  der  fiinnahnien  haben,  so  müsste  diess  anden 
erwiesen  werden.  Auch  hier  kommt  man.  auf  dasselbe  DÜenrnM: 
entweder  ist  das  Steuerverweigerungsrecht  ein  willkfirliches 
und  unbedingtes  —  daun  ist  direct  und  forme Ihechtlich  kein  Kecht 
zur  Einwirluing  auf  den  Etat  darin  eingeschk^ssen,  vielmehr  nun 
der  Regierung  zu  Uberlassen,  wiesle  auskommen  will;  berathen 
dabei  die  Stande  dooh  den  Etat  und  fimen  sie  ihn  naeh  ihrer 
Ansicht  um,  so  kann  dieser  standische  Etat  doch  keine  andere 
Bedeutung  haben,  als  die  der  Motivirung  ihres  Beschlusses  über 
die  Steuer ;  eine  weitere  Bedeutung  wäre  wenigstens  nicht  direct 
aus  dem  Seuer verweigerungsrecht  ableitbar^  wenn  dieses  in- 
dhrect  auch  unfehlbar  dasu  benfltit  wttrde.  Oder  das  Steuer^ 
verweigerungsrecht  ist  keui  wilkttiliches,  viehnehr  ein  durch  die 
Resultate  des  Etats  beschränktes  —  dann  muss  die  Feststellung, 
so  der  liinii;ihmen  als  der  Ausgaben,  vorangehen  und  die  ständi- 
sche Betugniss  zur  Erhöhung  der  Einnahmen  könnte  also  nicht 
aus  dem  Steuerverweigerungsrecht  abgeleitet  werden,  wire  viel* 
mehr  eui  Eingriff  m  die  Initiative  der  Regierung. 
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Y.  Das  Finaiug^feta. 

Nach  heatigem  eonitMioiieUem  SUnlneohl  kum  kam  GeMts 
eiitetflheii  ebne  Znstinfliiing  4ar  StAnde;  diese  Ziutiimnnig,  ob- 
wohl ttberall  da,  wo  du  Wohl  des  Staats  sie  gebietet,  in  der 
Pflicht  der  Stönde  liegend,  ist  doch  formellrechtlich  ihrer  freien 
Willkür  anheimgegeben;  ihr  Beschliiss  eotscheidet,  nicht  ihre 
Motive ;  haben  sie  ihr  Nein  ftusgesprodiett,  so  kann  nun  anch  der 
Inhall  des  beantragten  Gesetaes  nicht  m  Stande  kommen^  mOehte  es 
aocb  noch  so  sehr  im  allgemeinen  feteresse  liegen,  dass  es  an  Stande 
komme.  In  der  Unbüdinglheit  dieses  ^'cto  liegt  filr  die  Stände  die 
Möglichkeit,  ihre  eigenen  Aiiisichten  urni  Wunsche  in  Beziehung  riuf 
den  Inhalt  des  Gesetzesentwurfs  oder  damit  zusammenhängende 
Gebiete  auf  dem  einfacbsteA  Wege  nur  Geltang  ra  bringen,  in- 
dem sie  nemficfa  die  Annahme  des  Geseties  von  der  Annahme 
ihrer  Anträge  ahhttngig  machen.  Sie  sind  aber  auf  diesem  Wege 
nicht  im  Stande  auch  nur  den  unbedeutendsten  Wunsch  der  Re- 
gierung aufzudringen,  die  vielmehr  ganz  dasselbe  iinfiedingle  Veto 
den  Anträgen  der  Stände  gegenüber  besitst.  Beide  haben  also 
abznwigen,  ob  das  Entbehren  des  ganaen  Gesetzes  oder  das 
Besteben  desselben  in  der  von  dem  andern  Tbeile  gewttnschtm 
Form  besser  sei;  kommen  sie  anf  einen  Punkt  von  solcher  Art, 
dass  der  eine  Theil  lieber  das  ganze  Gesetz  iuit  demselben,  der 
andere  Theil  lieber  das  ganze  Gesetz  ohne  denselben  missen  will, 
so  macht  eben  der  eine  oder  der  andere  Theil  von  seinem  Veto 
Gebrauch  und  das  Qeseta  komnrt  uehl  an  Stande;  es  bleibt  in 
Beaiehung  auf  den  Gegenstand  des  beantragtmi  Gesetaes  bei  dem 
bisherigen,  wenn  auch  aa  und  für  sieh  noch  so  ungenügenden, 
Rechte  und  Zustande.  Eine  CoHision  der  beiderseitigen  Rechte 
kann  hiebei  oiclit  entstehen,  es  kann  nie  zweifelhaft  sein,  was 
Rechtens,  es  kann  nie  das  Bedttr&iss  mner  böhem  Entscheidung 
vorliegen,  da  ui  dem  blossen  Veto  kein  Eingriff  in  den  Rechts- 
kreis  des  Andern  liegt. 

In  dieser  Möglichkeit  der  Beschränkung  des  Rechts  der 
Stände  aui  das  reine  Veto  liegt  die  Möglichkeit,  sie  in  Beziehung 
auf  die  Gesetzgebung  der  Regierung  zu  coordinlren,  ihnen,  alh 
weicbend  von  ihrer  eigentlichen,  im  Recht  der  Controle  sich  er- 
scUliifiBBden,  Stellung  dne  entscheidende  Sthnrne  m  geben,  sie 
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za  wirklicben  Gesetzgebern  zu  erheben.  Sobald  die  Eventualität 
der  NiclitftbereiiislimiiiiHig  beiier  Fadorai  der  Natw  der  6aclie 
oder  dem  Rechte  Dach  ansfeaehlogaen  ifl,  foMd  enlschiedeii.  wt, 

dass  etwas  positiv  geschehen,  dass  ein  bestimmter  Zweck  erreiclit 
werden  muss:  sobald  entspricht  auch  die  coortliriirle  Stellung  der 
beiden  Factoren  nicht  mehr  dem  juristischen  Bedürfniss.  Man 
nehme  s«  B.  die  Vollziehung  tob  Bundesbeschlttmen  oder  Bundes- 
gesetcen,  etwa  der  Bestimmung  dee  Art  14,  der  Bmideeacle,. 
wonach  dem  Adel;  jirhrilegirter  GerlchtsaUmd  cnkOnmit;  die 
zieliunti  dieser  Bestimmung  macht  die  Bezeichnunfr  der  wirklich 
cutn[)etcnten  Gerichte  nothwendig,  und  diese  ist  den  einzelnen 
Staaten  überlassen;  die  Abgrenzung  der  Competenz  der  Gerichte 
iet  aber  Sache  der  Gesetagebung,  nicht  der  Verwaltang;  wie 
mm,  wenn  sich  Stände  und  Regterang  nieht  einigen!  Mit  dem 
blossen  Veto  ist  die  Sache  ketoeswegs  abgethan ;  welche  Gerichte 
coniiielcüt  seien,  das  muss  entschieden  werden.  Wer  eiilschcuJct 
nufi,  wenn  Regierung  und  Stände  nicht  einig  werden?    Die  Be- 
antwortung dieser  Frage  ist  mindestens  ein  juristisches  Bedürfnis^ 

Nieht  anders  verhftit  es  sich  nun  aber  mit  der  Stenerm^ 
witUgung.  Die  Pflicht  nir  Stenerzahhing  kann  sieh  nnr  auf  Geaeta 
gründen;  hat  aber  einmal  das  Gesetz  erklärt,  die  Bürger  seien 
Steuer  schuldig,  wenn  die  Staatseiniiahmen  zur  Deckunsr  der 
Staatsausgaben  nicht  reichen  (ues^i^  Verfassungen  {»flegeu  diess 
ausdrücküeh  ztt  erklArenf  es  versteht  sidi  aber  vom  AngcaUidi 
der  Ejdstenc  eines  wiridiehen  {9lait8  von  selbst)  und  hat  es  die 
Art  der  Vertheilung  der  Steuer  unter  die  Pflichtigen  festgeaeta^ 
so  ist  die  Uritcrsurhunsf  und  Entscheidung,  ob  in  einem  bestitiim- 
ten  Zeit[)uiikt  wirklich  ein  Bedürfniss  des  Staats  zur  Erhebung 
von  Steuern  vorhanden  sei  und  wie  viel  davon  m  erheben  sei, 
eine  Frage  der  Suhsumtien  unter  das  Gesetz,  eine  dnaetoe  An^ 
Wendung  des  Gesetses,  em  VerwaltQngsaci 

Ich  habe  oben  gesagt,  dass  die  Grenze  zwischen  Gesetz  nnd 
Verwaltung  keine  absolute  ist,  absolut  nur  für  die  Verwaltung, 
nicht  aber  auch  für  das  Gesetz,  dass  es  dn  so  zu  sagen  facul> 
talives  Gebiet  des  Gesetzes  giebt  Kebeswegs  gehört  aber  das 
ganze  Verwattangsgebiel  hiemi;  ein  grosser  Theä  des  Verwais 
tungsgebiels  widerstrebt  semer  innersten  Natur  nach  der  Eerbei- 
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Mtmg  snr  Cteietzgebimg.   Die»  ist  nemHoh  eben  da  der  FaU, 
wo  etim  posHhr  geschehen  mass,  wo  ein  Geaetz  angewendet 
HMU».   Ist  in  einem  solchen  Fan  die  Regierung  an  die 

Zustimmung  der  Stände  srebunden,  so  ist  Uiess  prinzipiell  ein 
Unding,  wenn  es  auch  im  einzelnen  Fall  zum  Ziele  führt.  In 
der  That  hat  man  auch,  wo  sonst  ein  Gesetz  sich  eines  Ver- 
wakimgs-Gegenstands  bemiefat^,  etwas  gans  anderes  beabsieh- 
tigt.  Man  nOlMgt  dadurch  die  Regierung,  etwas,  das  sie  so  oder 
anders  thnn  konnte,  gerade  in  einer  bestimmten  Art  zu  thun, 
oder  etwas,  das  sie  ebensowohl  unterlassen  als  vornehmen  konnte, 
vorzunehmen  oder  zu  unterlassen;  einigt  man  sich  nicht  über 
die  Aufnahme  in  das  Gesetz,  so  bleibt  die  Sache  eben  wieder 
der  Regierang  überlassen.  Der  Zweck,  der  wirfctieh  erreMl 
werden  nrass,  das  Gesets,  das  voUcogen  werden  mnss,  wird  also 
durch  das  Nichlzustandekommen  der  Vereinigung  zwischen  Re- 
gierung und  Ständen  keineswegs  in  Frage  gestellt. 

Ganz  anders  steht  die  Sache,  wenn  der  einzige  Weg,  auf  dem 
ehi  Zweck  erreicht  werden  soU,  der  erreicht  weiden  mnss,  anf  dem 
ehi  Gesetz  vollzogen  werden  soll,  weiches  voUnogen  werden  mnss» 
die  Uebereinstimmung  von  Regierung  und  Sünden  ist.  Hier  tritt 
dann  eben  jenes  Unding  ein,  das  darin  besteht,  dass  man  in 
einem  Fall,  wo  eine  Bejahung  nothwendig  ist,  einen  Weg  wählt, 
der  prinzipieil  auch  eine  Verneinung  m  sich  schliesst.  Dtess  aber 
ist  nun  ganz  besonders  bei  der  Festsetzung  des  Etats  und  der 
Stenern  der  Fall,  wenn  man  die  Regienmg  an  die  ZnsÜmnmng 
der  Stände  bindet. 

Hat  man  aber  einmal  diesen  Fehler  gemacht,  so  ist  darin  der 
Anfang  zu  weiteren  gegeben.  Statt  die  Ausnahme  als  solche  auf- 
zufassen und  im  Binzehien  nach  ihrer  eigenen  Natur  zu  behan- 
dek),  lisst  man  sich  nun  durch  die  Nothwendigkeit  stSndischer 
Zustimmung  verieiten,  die  Grundsfitze  der  eigentiichen  Gesetze 
auf  sie  anzuwenden,  höchstims  als  specifischen  Unterschied  das 
hervorhebend,  dass  das  Finauzgesetz  wesentlich  temporarer  iNatur 
sei. 

Um  mit  dem  angeblichen  Unterschied  zu  beginnen,  so  ist 
freilich  das  Finanzgesetz  wesentlich  temporSr;  es  liegt  m  der 
Pfatur  eines  Etats,  temporttr  zu  sein,  wodurch  aber  keineswegs 
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anigeschlossen  ist,  dass  einzelne  Etatssito  bieibeader  Natur  wimd» 
Bbeo  damit  wird  auch  die  .  einen  Elat  voniaNieteeiide  Stenenrar- 
wiOignng  tempoitr.  Nun  gibt  es  unA  temporire  elgeBlielie 
Geselle  ond  zwar  veraciriedeiier  Art:  es  kann  aein,  daM  €iii 

Gesetz,  das  seiner  Natur  nach  eben.sowohl  auf  unbestimmte  Dauer 
für  giltig  erklärt  werden  konnte,  aus  irgend  einem  dritten  Grunde 
s.  B.  um  vorerst  eine  Probe  zu  machen,  auf  eine  wiUkttrlich  be- 
stimmtB  Periode  besäbrtUila  wird;  es  kamn  aber  anch  aein,  dnai 
efai  GeaetK  eine  bestimmte  einmaKge  AiMtsanTgabe  oder  mmsm 
seiner  Natur  nach  vorübergekenden  Zweck  enthtit  und  die  Zeil 
ihrer  Erledigung  direct  oder  indirect  festsetzt  CAblusungsgesetze). 
Unterschiede  sich  das  Fmanzgesetz  in  keiner  andern  Weise  von 
den  ttbrigen  Gesetzen,  als  durch  seine  temporäre  Natur,  so  mflsste 
€9  kl  allen  Stftcken  auf  gleieber  Luiie  stehen  mit  diesea  ten^po- 
rlren  dgentlkken  Gesetsen.  AHeia  schon  diese  temporäre  Nainr 
ist  bei  den  beiden  Gesetzesarlen  eine  wesentlich  verschiedene. 

Wahrend  nemiich  bei  den  tetnpuraren  eigentlichen  Gesetzen 
entweder  der  Gegenstand  derselben  ein  vorübergehender  oder, 
WO  er  ein  bieiheiider  und  nothweodiger  ist,  das  Geseta  Anr  eiM 
hasümmle  Behandhing  dieses  Gegenstands  auf  die  besümmte  Zeit 
beschränkt,  so  dass  nadi  deren  Ablauf  eine  andere  Behandlung 
von  selbst  wieder  eiiUritt:  ist  der  Gegenstand  des  Finanzgesetzes 
einerseits  kein  vorübergehender,  sondern  mit  dem  Staat  gege- 
bener und  bis  zu  dessen  £nde  fortdauernder,  anderseits  das  Finanjh 
geaets  die  ausschliassende  Form  der  Ragulirang  dtaaasGa«' 
genstands,  so  dass  mit  dem  Ablauf  euies  Finanzgesetaes  die  Molh> 
wentligkcit  eines  neuen  gegeben  ist.    Wahrend  bei  jenem  Theiie 
der  temporären  eigentlichen  Gesetze  eine  bestiiuinte  und  begrenzte 
Aufgabe  sich  allmälich  abwickelt,  bis  sie  gänzlich  beendigt  ist, 
bei  diesem  Theiie  derselben  der  ümfai^  im  ietcten  Augenblick 
nicht  kleiner  ist,  als  im  ersten:  wickeil  sich  der  Gegmistand  des 
Finanigeseties  gleichfalls  aUmahlig  ab,  so  dass  in  jedem  Angen» 
blicke  der  für  ihn  bestimmte  Theil  des  Ciesetzes  sein  Ziel  und 
Ende  erreicht,  aber  die  ganze  Aulgabe  ist  unendlich  und  ia 
jedem  Augenblick  neu« 

Man  hat  nun  theüs  m  Beaiahwig  auf  die  Bntstehung)  theiki 
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m  BeziebBBg  auf  die  WIrkiaiiikelt  das  FmmganiU  den  eigeal- 
Ikhea  Gesetaen  gMehgaalettL 

Zwar  iai  in  Benehung  aof  die  Batatehunff  in  den  neiaten 

VerlassuiigüQ  (nach  englischem  Muster)  ein  bedeutender  Unter- 
schied zwisch(Mi  eigentlichen  Gesetzen  und  Finanzgesetzen  statuirt, 
der  wenigstens  theilweise  C^urchzühlen  der  Stimmen  durch  beide 
Kanmam)  dem  Erkennen  der  weaenilich  wsehiedenen  Natur 
des  FinanigiMetaes  und  dem  Streben,  nach  VeffUndernng  dei 
Veto  snansdirellien  ist  In  mderen  Beaiehanfen  aber  hat  man 
die  Analogie  der  eigentlichen  Gesetze  für  die  Entstehung  des 
Finanzgesetzes  angerul'en.  Diess  ist  nemlich  vor  Allem  gesche- 
hen zur  Vertheid  igung  des  ständischen  Veto,  das,  so  sehr  es  der 
Natur  des  Etats  in  der  Steuerrerwiliigung  widerstrebt,  durch  Be« 
mfung  auf  die  Gesetxesnatur  derselbeii  aub  bequemste  erwiesen 
wird.  Insbesondere  aber  hat  man  versucht,  durch  die  Hefbel«« 
Ziehung  des  standischen  Amendirungsrechts  in  Sachen  der  Gesetz- 
gebung der  Macht  der  Stände  im  Finanzwesen  einen  weiteren 
Zuwachs  an  geben  von  soldier  Bedentnng,  <k»s,  weim  dieses 
Rsdtt  wirklich  bestinde,  der  Regierung  in  Wiifdidikeit  audi  nicfa^ 
einnwl  ein  Veto  bli^e,  dass  die  ganse  FeststeHnng  des  Staats*^ 
haushalts  in  den  Hfinden  der  Stande  läge.  AWeSy  was  oben  als 
aus  der  materieiien  Natur  der  Festsetzung  des  Etats  und  der 
Steuer  sieb  nicht  mit  Notbwendigkeit  ergebend  zurückgewiesen 
wnrdey  wna  lalbst  ans  einem  unbedingten  Stenerverwühgungareeiil 
nicht  direet  folgty  liat  man  unter  dem  Titel  des  ständischen  Amen^ 
diningsrechts  vindicirt  Man  hat  gesagt,  die  Stände  hitoi)  vne 
bei  den  eipfentlichen  Gesetzen  nicht  blos  das  Recht,  zu  verwilli- 
gen oder  zu  verweigern,  sondern  auch  Zusätze  und  Abände- 
rungen jeder  Art  sowohl  in  dem  Etat  der  Ausgaben  als  in  dem 
der  Einnahmen  au  machen,  also  auch  Ausgaben  in  den  Etat  auf-^ 
zunehmen,  welche  die  Regierung  gar  nicht  oder  nur  in  minderem* 
Betrag  für  nothwendig  hält,  Steuern  zu  verwilligen,  die  nicht 
angesonnen  wurden,  überhaupt  die  Steuerga Hungen  und  ihre 
Beitragsquoten  zu  l>estimmen;  eine  Nöthigung  der  Regierung 
liege  darin  keineswegs ,  da  ja  die  Regiawig  fifferseits  hier  wie 
bei  jedem  Geseta  ihr  Veto  behalte  (so  FAier,  das  Recht  der 
SteaerverwilUgung  S.  272         I>teses  Amendkunprecht  vor« 
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steht  sich  nua  «Uerdings  beim  eigentlichen  Ges^e  ^Ptm  mUmI 
und  foigl  aus  dem  hier  zuUissigcii  mMinglen  befderaeftigeB 
Veto  ia  Benehung  anf  .das  Geseto  in  GaDsen;  denn  wer  das 
Recht  hat,  etwas  im  Ganzen  unbedingt  zu  venverfen,  itmss  auch 
das  Retiit  haben,  einzebie  Aendemngen  zur  Bedingung  seiner 
Annahme  zu  machen. 

Ein  solches  beiderseitigea  unbedingles  Yetn  ist  nni  aber 
beim  Etat  achlechterdingi «nmOglieh.  SoU  das  befaanptete  Recht 
der  Stande  also  wirklich  bealehen,  so  raiiss  nothwendig  das 
Veto  der  Regierurirr  oLopfert  werden  und  damit  wird  dann 
aus  deni  negativen  ständischen  Veto  vielmehr  ein  Recht  der 
Sttode  zu  freier  positiver  Gestaltung  des  gaaaen  Stals,  der  gan- 
leii  Verwaltnag. 

Wire  das  Phianzgesels  wiiUich  ein  Geaela,  00  wttrde  to- 
ans  weiter  (im  engsten  Znsammenhang  mit  dem  eben  Ausge- 
führten) folgen,  dass  jeder  einzelne  Punkt,  iil)t'r  welchen  sich  die 
beiden  Factoren  nicht  verständigen  können,  das  Hecht  zum  Veto 
in  Besiehiiiig  auf  das  ganze  Gesetz  geben  mOsste;  wOrde  abo 
die  Regierang  z*  B.  eine  nach  der  Meinoag  der  Stünde  nicht 
begrftttdete  oder  za  grosse  Apanage  verlangen  nnd  auf  9mr 
Exi^enz  durchaus  beharren,  so  hätten  nun  die  Stände  das  Recht, 
den  ganzen  Etat  zu  verwerten.  So  natürlich  und  aus  dem  unbe- 
dingten Veto  von  selbst  sich  ergebt  diess  bei  den  eigentttchai 
Gesetzen  ist«  so  nnnatüriioh  nnd  mmidglich  ist  es  beim  Finanzgeselz. 

Nicht  so  ganz  war  es  möglich,  an  die  einfadien  Sitae  Aber 
die  Vollziehung  und  \VirkuTig  der  Gesetze  sieli  beim  Finanzgesetz 
zu  halten.  Ist  das  Finanzgeselz  ein  wirkliches  Gesetz,  so  kann 
eine  Aenderung,  soweit  sie  übwbaupt  durch  die  Thätigiieit  der 
YerwaliQng  herbeigeführt  wird,  mag  sie  dann  aber  anch  nach 
so  sehr  durch  anderweitige  nicht  m  ihrer  WiUkllr  liegende  Ubh 
stünde  veranlasst  sein,  der  Regierung  nor  unter  denselben  Be- 
dingungen zustehen,  unter  denen  sie  einseitiö^  in  das  Geselz- 
gebungsgebiel  eingreifen  darf,  also  nur  in  dringenden  Fallen  und 
zur  Sicherheit  des  Staats.  Jede  andere  Abweichung  wire  an- 
itatthafl  und  ktaile  auch  dnreh  nachtrigMche  ZastimaMUig  der 
Stiknde  so  wenig  den  Charakter  der  Gesetzwidrigkeit  variieren,  als 
diess  bei  den  eigentücheu  Ge^eUeu  der  Fall  ist.    In  dieser  i>e- 
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jHehwig  hat  sich  wirklich  dar  JUntenchied  swisehen  Finane- 
geselE  und  eifrentKcfaeiii  Gefetx  stark  g^nd  gemaolit ;  in  diem 
Beaehwig  dieducirt  man  gern  aus  der  matoriaDeii  Natur  des  Etats^ 

geschäfts ,  die  Ck)nsequenzen  der  Gesetzesfarm  bei  Seite  lassend. 
So  soll  nach  Mohl  (Würlt.  Staats-Recht  I.  Bd.  S.  228)  die  He- 
.gteruug  das  Recht  haben,  den  Einzug  einer  verwiliigten  Einnahme- 
quelle, welche  sie  missen  za  können  glaubt,  bis  xa  einstige 
Yereinbaning  mit  den  Stünden  zu  snspendiren;  ferner  vorbehilt^ 
lieh  der  Verantwortyehk^it  des  betreflMlen  Minislers  gegen  die 
Stände  unvorhergcsefitne  und  doch  unvermeidliche  Ausgaben  zu 
machen,  verwiüigte  Ausgaben  zu  ubeiMhreiten  oder  auch  ganz 
oder  theilweise  zu  unterlassen.  Im  üebrigen  soll  aber  das  Finanz- 
Gesetz  wirklich  ein  Gesetz,  eine  Abweichung  ¥on  demselben 
Gesetzesübertretung  >  insbesondere  Brhebung  einer  (nach  Art 
und  6rtHrse>  nicht  vmHlligten  Steuer  reite/toa  sehi.  IMese  SStze 
ergeben  sich  aber,  soweit  sie  wahr  sind,  aus  der  Natur  (Ks 
Etats  im  Gegensatz  gegen  die  Natur  des  Gesetzes,  enthalten  dage- 
gen bedenkliche  Inconsequeszen  auf  dem  Standpunkt  der  Auiuwung 
,des  Btftts  als  Gesetzes. 

Es  ist  übrigens  ein  Zeidien  des  GefBUs  der  Unsieiieriieft 
und  der  Mangelhaftigkeit  der  herrschenden  Auschauung,  dass  nicht 
einmal  eine  Uebereinstimmun^  in  Beziehung  auf  den  wesentlichen 
Inhalt  und  Umfang  des  Finaozgesetzes  besteht.  Darüber  sind 
Allel  einig^^:  . das«,  die.  Steuerverwüfigung,  die  VerwiUigmig  der 
.SteuersfUBpune  r^iidr>  vdie  Festsetzung  der  Sttvergnttougen  dem 
Finanzgesetz.  ^Migehören  ;  ob  aber  aseh  der  ganze  Etat  der  Ein- 
nahmen und  Auspfaben,  das  wird  verschieden  angesehen.  l>er 
einen  wie  der  andern  Auüassung  sieht  man  die  Ahnung  ihrer 
Schwäche  aiu  Bildet  die  Steuerverwilligung  allein  den  Gegen- 
stund  ^dos  FbMiiges^ces,  so  zeigt  ädi  darin  die  Erkenntnisse 
wie  sehr  der  fohalt  des  Etats  seinem  grinsten  Theile  nadi  der 
Einschnürung  in  die  Form  des  Gesetzes  widorsUcbt;  gibt  man 
aber  dem  Finanzgesetz  den  r^anzen  Etat  zum  Inhalt,  so  liegft  dem 
das  nicht  minder  richtige  Gefühl  der  Untrennbarkeit  der  ver- 
iNshiedenen  Irbeile  in  dem  früher  ai^fegebenen  Sinne  zu  Grund 
Aber  audb,  wo  man  die  Steaer¥«rwUfiguag  allein  in  das  Finanii' 
gesell  aufnimmt,  ^  man  damit  heineswegs  sagen,  es  sei  nun 
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aww  die  Regierung  in  der  Erhellung  der  ^uer  aa  das  Finmtz- 
geselB  gebunden»  in  afiem  Uebrigea  aber  nur  den  matcrieHea 
Geselzea  gnter  VanralUnig  imtenrorfiMi  und  dai  Recbl  der  Stande 
Mf  die  Cotttrole  beediiilidä:  aacb  hier  wird  viefanehr  der  Etat 

als  formell  verbindliche  Norm  angesehen  und  nur  einzelne  Aus- 
nahmen werden,  wie  aosgeföhrl,  meiur  oder  weniger  vag  beatimmL 

YL  EetiUtate. 

loh  anf  dna  petÜlTe  ReeM  der  deutaoiien  Yerftramigei 

näher  eingehe,  wül  ich  d&a  Reäullat  der  bisherigen  Uiiteiäuchung  i 
kurz  zusammenfassen. 

Es  gibt  einen  no^waKbgen  Inhalt  der  Gesetze,  der  nur  ia 
der  Form  dee  Geaetoea  rar  rachtUehen  Gellang  gelanfen  kam, 
nid  einen  facuitaUven  InbaU,  der  dieaer  Form  an  und  fito*  eich 
nicht  bedarf.  Nnr  bi  der  Form  des  Geaetsea  kMien  rechtliche 
Geiluiig  in  Anspruch  nehmen  alle  den  Inhalt  des  Rechtskreises 
einer  Person  und  dessen  Verhaltniss  zu  den  Rechtskreisen  aller 
tfarigen  Personen  beireffenden  Bestimmungen.  Wae  aasaerhaAb 
dieses  Gebietes  liegt,  iai  Sache  der  formatt  freien,  maleriell  an 
die  Grandallse  einer  guten  Verwallang  gebundenen  Regienmg. 
Diese  Freiheit  der  Regierung  kann  nun  aber  wiederum  durch 
Gesetze  beschränkt  werden,  sei  es  dass  eine  bestimmte  Handlung 
oder  üandiungsweise,  au  der  sich  die  Regierung  i'rei  entschliessen, 
die  ale  mübni  nneii  verwarfon  konnley  ihr  rar  PIlicfal  gemaofat 
eder  TerfMien,  oder  nnr  unler  gewiaaen  Veranssetani^,  i.  B. 
ZnaÜmminig  eines  bestimnilai  Drillen  gestallet  wird. 

An  diesen  Salzen  wird  durch  den  Umstand,  dass  mit  einer 
gewissen  Handlang  der  Regierung  unmittelbar  oder  mittelbar  euie 
Bmaalune  eder  Ausgabe  verbanden  ist,  Nichts  geändert,  d.  b.  ei 
kann  eine  soi«^  Handlnng  (die  auok  ui  dem  btoaaen  F.wpfiMyii 
oder  Geben  bestellen  kann)  annnd  filr  sich  kl  daa  Gebiet  derGessli- 
gebung  lallen  oder  durch  Ijesetz  gebuten  oder  verhüten  oder  sonst 
näher  besUtuiat  sein,  oder  aber,  wenn  von  alle  dem  Nichts  statt- 
findet, steht  sie  aur  freien  EntschUessung  der  Regiemngi  die  aber 
IMn»  malerieü  ra  die  GmndantBe  einer  golen  Venmdtang  ge- 
iMDiden  iai.  Der  oberste  tomdsnli  dar  gntia  Verwataig  ÜaM 
akdi  mit  der  besonderen  Beziehung  auf  die  Knanaas  da«  SMas 
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dahin  fiMen:  ei  ist  jade  gefeteHeli  «itoige  SinMhaie  ntmaclien 
und  mf  Ensieling  einer  jeden  soldien  Einnahme  lunzuiriifcen, 
deren  Entbehrnnf  n«ch  dem  Stande  des  materieNen  Beddrfniffies 

und  aller  lJ«istan«le  und  Verhältnisse  von  Volk  und  Staat,  ins- 
besondere der  Steuerkraft  de^  Volkes  nicht  von  einem  höher 
stehenden  inleresse  gefordert  wird;  es  ist  jede  gesetzoiässige  Aus- 
gabe zu  machen,  welche  nach  denelhen  Rttckaichl  in  dem  damit 
erreichten  Zweck  em  genOgendea  Aequivalent  daitielet 
<  Diese  Erwägung,  welche  jedem  einzehien  BeachKiss  einer 
Handlung,  die  mittelbar  oder  unmittelbar  eine  Einnahme  oder  Aus- 
gabe zur  Folge  hat,  vorangehen  muss,  lördert  eine  Uebersicht  über 
das  Ganze  der  Binnahmen  wid  eine  regelmässige  Wiederhohni|[ 
dieser  Uebmicht  in  iLnraen  Peiioden.  Soll  dieser  Etat  sehten 
Zwedi  erffiflen,  so  mvss  er 'so  vollsttadig  als  möglich  sehi  vnd 
der  Wahrheit  sich  so  sehr  als  möglich  nähern  ■  er  muss  Icinur 
emstlich  gemeint  sein  und,  soweit  er  auf  der  freien  Thatigkeit  der 
Regierung  beruht,  deren  wohlüberlegte  Entechliessung  zum  Voraus 
enthalten.  Eine  Unabänderlichheit  folgt  daraus  aber  keineswegs,  sie 
widerspricht  sogar  der  Btatsnatnr;  ehi  grosser  Theü  ändert  sich 
ohne  afies  persöi^che  ZoHuin ;  damit  aber  ändern  sich  die  maass- 
gebenden  Verhältnisse;  femer  kann  es  auch  bei  der  p^rössten  Sorg- 
falt sein,  dass  nachtraglich  sich  Einnahmen  oder  Ausgaben  dar- 
bieten, die,  wären  sie  schon  zur  Zeit  der  Entwerfong  des  Etats 
voraasansehan  gewesen,  in  denselben  aufgenommen  worden  wären; 
endlich  kann  nachtragliche  bessere  Einsicht  oder  Aendenmg  in 
maassgebenden  Umständen  eine  Abändemng  erheischen. 

Zu  den  Einnahmen  des  Staates  gehon  ii  insbesondere  auch 
die  steuern.  Wie  jede  andere  Einnahme,  so  muss  auch  die 
Stenereinnahme  auf  Geseta  beruhen  und  xwar  das  Recht  xmr 
Stenarerhebmig  im  AUgemehm  und  die  Grandsätae  Ober  die  Aus* 
dieOung.  M  ein  solches  Geseta  gegeben,  dann  ist  dte  Anordnung 
einer  gewissen  Stein  rsumme  für  eine  bestiniinlc  Zeil  ein  Act  der 
Vollziehung  dieses  Cetzelzes;  die  Erwägung,  ob  iür  Anwendung 
eines  Gesetzes  eine  Veranlassung  gegeben  sei,  ist  ohne  Zweifel 
Sache  des  suT  Anwendung  der  Gesetae  überhaupt  Berufenen,  der 
Regierung*  Als  Bhmahme  hat  die  Steaereinnahme  im  Etat  ihreu 
Vkli  uBd  slebl^  wie  ausgeführt,  hi  der  engsten  Wechsehnrkung 
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zu  allen  übrigen  Einnahraen  und  Ausgaben.    Sie  hat  aber  das 
Besondere,  dass  sie  nur  zur  Supplirung  der  übrigen  Eiuiiahiiiei 
dieoty  dass  also  ihre  Grösse  gegehen  ist  durch  die  Surame  da 
Ausgaben  nach  Absng  der  Qbr^n  EBinahaien.    Daraus  ftfglL 
dass  wenn  einmal  jene  Sonunen  festgesetnt  sind,  was  alier  mä 
biciev  Rücksicht  auf  die  damit  implicite  festgesetzte  Steuersunime 
zu  geschehen  hat,  die  Summe  der  Steuer  sicli  von  selbst  ergibi. 
dass  also  die  Verwaltung  el>en  einfach  die  so  gegebene  Stencr- 
sunune  anzuordnen  und  zu  erheben  hat   Wenn  atte  biaiierigiea  ! 
SfttEe^  so  lange  nicht  poniliv  etwas  andma  festgeseiit  wM,  aidi  i 
nach  aHgemeuien  Gmndsitsai  ergeben,  so  folgt  dara^  nocli 
nicht,  dass  sie  nicht  auch  Aendeningen  zulassen.    In  der  That 
möchte  die  besondere  Wichtigkeit  des  Gegenstandes  zu  Ab- 
weichungen von  den  allgemeinen  Grundsätzen  Veranlassung  g«ben. 

Wilhrend  neniiich  durch  jedes  andere  Geseln  dm  Wülkitr  der 
Regierung  in  adir  oder  weniger  enge  Schranken  gewiesen,  der 
Spielraum  der  Vollziehung  ein  kleiner  ist.  verhalt  sich  diess  an- 
ders mit  dem  Gesetze,  das  die  Sleuerpllicht  ausspricht.  Dieses 
Gesetz  spricht  nemiick  auf  der  einen  Seite  eine  mit  der  Existenz 
des  Staates  gegebene^  also  nothwendige  und  bleibende  Pflicht  ans 
vnd  kann  deshalb  selbst  auch  nicht  bles  auf  besüninite  Zeit  er- 
lassen werden;  auf  der  andern  Seite  ist  es  aber  gerade 
deshalb  unmöglich ,  in  demselben  mehr  als  die  Steuerpflicht  im  I 
Aligemeinen  und  die  Grundsatze  der  VerUieilung  der  Steuer  aus-  j 
snsprechen.   So  würe  denn  nach  den  allgemeinen  Grundsätzea 
die  Regierang  ennftchtigt)  über  die  Finanaen  des  Staats  und  dit 
SteuerkrafI  des  Volks  in  unbeschrinklea  Uuifang  zn  verfügen,  eia 
Recht,  das  den  grössten  und  von  den  einschneidensten  und  dau- 
ernden Folgen  begleiteten  Missbrauch  zuliesse  und  einzig  in  dem 
Cotttrole-  und  Anklagerecht  der  Stande  ein  Gegengewicht  fände. 
Ueberau  hat  man  daher  den  Stünden  eine  gans  besondere  Mitwir^ 
kong  xur  Feslsetinng  des  Etats  und  der  fflr  eine  beatininite  Periede 
au  erhebenden  Steuer  eingeriumt 

Auaiüg  dem  Recht  der  > lande  in  Beziehung  auf  die  Gesetz-  i 
gebung  hat  man  dieses  Mitwirkungsrecht  als  ständisches  Veto 
aufgefasst.   Allein  ein  Veto  erscheint  nur  zulässig»  wo  der  durch 
die  Verdnbarang  sn  r^gehide  GegoMtand  dieser  Regehug  aach 
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entbehren  kann;  wo  die  Regelung  positiv  nothwendig  ist,  da 
genügt  das  Veto  nun  nnd  nimmennehr;  alle  etwaigen  materiellen 

Varschriflen  über  die  Anwendung  und  Handhabung  desselben 
nützen  Nichts ,  so  lange  den  zu  ihrer  Beiol^^img  AuCofeforderten 
überlassen  bleibt,  zu  entscheiden,  ob  ihre  Voraussetzungen  vor- 
handen seien  oder  nicht,  so  lange  diese  Voraussetzungen  nicht 
iinabhftngig  von  jener  Entscheidung  an  formeUe  Merkmale  geknüpft 
sind.  Ganz  unzulässig  erscheint  daher  ein  Veto  in  Besiehung  auf 
die  Einnahmen  (incl.  Steuern)  und  Ausi^aben  im  Ganzen;  so  ge- 
wiss mit  der  Existenz  des  Staates  auch  Ausgaben  mannigfacher 
Art  unvermeidlich  sind,  so  gewiss  ist  auch  der  Bezug  von  Ein* 
nahmen,  eventuell  von  Steuern  eine  nicht  zu  entfernende  Noth- 
wendigkeit  Aus  diesem  Grunde  muss  daher  unter  allen  Umstfin- 
den  der  Unterschied  zwischen  eigentlichem  Gesetz  und  Finanz- 
gesetz eingeräumt  werden,  dass  das  letztere  nicht  überhaupt  oder 
wegen  einzelner  Punkte  im  Ganzen  verworfen  werden  kann. 

Ein  allgemeines  Ausgaben-  und  Steuerverweigenuigsrecht  ist 
ein  Unding. 

Vielleicht  liesse  sich  aber  in  Beziehung  auf  die  einzelnen  Thetle 

und  Posten  des  Etats  ein  ständisches  Veto  rechtlich  construirtii 

Sind  einmal  die  Ausgaben  bestimmt,  so  ist  ebendamit  die 
Summe  der  zu  erhebenden  Einnahmen  gegeben.  Diese  Einnahmen 
sind  nun  aber  gar  mancher  Art;  die  Steuern  setzen  sich  aus  ver- 
schiedenen Stenergattungen  zusammen  und  die  ttbrigen  Einnahmen 
entspringen  gleichfalls  verschiedenen  Quellen.  Alle  zusammen 
müssen  die  erforderliche  bestimmte  Summe  betragen;  der  Beitrag 
im  Einzelnen  ist  theils  ein  aus  den  thatsachlichen  Verhältnissen 
sich  ergebender^  theils  ein  formell  festzusetzender.  Hätten  aber 
die  Stände  ein  Recht  des  Veto  in  Beziehung  auf  den  Ertrag  der 
einzelnen  Einnahmequelle,  so  hätten  sie  damit  auch  ein  Veto  in 
Beziehung  auf  die  gaiize  Einnaiiim  .  hatten  sie  ein  Veto  in  Be- 
ziehung auf  die  einzelne  Steuergatlung,  so  hatten  sie  damit  ein 
allgemeines  Steuerverweigerungsrecht!  Nur  ein  einziger  Ausweg 
wäre  zu  denken,  wie  ihnen  das  Veto  erhalten  bleiben  könnte: 
dass  man  nemlich  mit  dem  Veto  die  Pflicht  verbände,  die  ein- 
zehien  Einnahmequellen  und  ihren  Beitrag  festzusetzen  und  zwar 
unbedingt  und  mil  Ausschliessung  jeden  Veto  s  der  Regiei*uug. 
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Der  eine  oder  der  anilere  Factor  mass  dieses  Recht  der  Eni- 

scheiduno^  mit  Ausschluss  des  Vetos  des  andern  haben;  ein  lieider- 
scitiofs  Veto  ist  prinzipiell  uiniio^dieh :  eine  Vereinbarung  unter 
dieser  Voraussetzung  rechtlich  iinmer  nur  zutallig. 

Eher  scheint  für  die  Ausgaben  ein  ständisches  Veto  siriissig 
asu  sein.  Denn  unter  ihnen  mdgen  immerhin  sich  solche  befinden, 
welche  besser  unterlassen  werden ;  und  auch  bei  solchen,  welche 
aii  sich  ganz  zweckmässig  und  nach  dem  matriiclleu  Giundsatze 
der  guten  Verwaltung  geboten  sind,  lasst  sich  ein  Velo  der  Stände 
rechtlich  ebensowohl  denken,  als  bei  den  Gesetzen,  bei  denea 
es  gleichfalls  ohne  alle  Rücksicht  auf  den  materiellen  Inhail  be- 
steht.  Sieht  man  von  den  wenigen  Ausgaben  ab,  die  uninitlelbar 
auf  Gesetz  beruhen,  so  wären  alle  übrigen  von  der  Zustiunuung 
der  vStände  abhangig,  und  weil  sie  dieses  Veto  an  jeden  ein- 
zelnen Punkt,  der  eine  Ausgabe  mitbewirkt,  müssten  anleimen 
kdnnen,  so  löge  darin  für  die  Stände  die  Möglichkeit,  so  zienlücfa 
die  ganze  Staatsverwaltung  an  sich  zu  ziehen.  Ja  selbst  diejenigen 
Ausgaben,  die  zur  VoUziehung  der  Gesetze  oder  ErftUkng  rechV 
iitlier  Verpflichtungen  erforderlich  sind  oder  die  aus  materiellen 
Gründen,  als  die  Fortdauer  des  Staates  bedingend,  absolut  noth- 
wendig  sind,  hätten  die  Stände  zu  verweigern  das  Recht,  soweit 
nicht  die  Gesetze  jede  Wahl  anter  verschiedenen  Mittetai  za  ihrer 
Vollziehung  ausschliessen.  Man  hat  darum  auch  ein  soldm  mi- 
bedingtes  Veto  in  Beziehung  auf  die  Ausgaben  den  Ständen  nir- 
gends zuerkannt    Dagegen  war  man  bemüht  die  Grenze  zu  linden 
zwischen  den  Ausgaben,  welche  die  Regierung  selbst  gegen  den 
Willen  der  Stände  soll  machen  dürfen,  und  solchen,  bei  denen 
den  Ständen  ein  volles  Veto  zukomme.   Man  hal  dtese  Grenzen 
in  dem  Begriff  der  Nothwendigkeit  der  Ausgabe  gefunden  und 
zwar  der  durch  die  Gesetze  oder  die  Existenz  des  Staates  be- 
stimmten absoluten  Nothwendigkeit.    Weil   man  aber  formelle 
Kriterien  dieser  Nothwendiglieit  nicht  aufzustellen  vermochte  (wo 
nicht  ein  Gesetz  in  vollkommen  bestimmter  Weise  die  Ausgabe 
zur  Folge  hat),  so  liegt  nun  in  jedem  einzelnen  Fall  einer 
Meinungsverschiedenheit  über  die  Nothwendigkeit  einer  Ausgabe 
ein,  wie  es  scheint,  unlösbarer  Streit  vor.    Aber  selbst  da,  wo  die 
Stände  die  Nothwendigkeit  eines  bestimmten  Zweckes  zugeben. 
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liegt  m  ihrem  Velo  in  Beziehung  auf  das  Mittel  zur  Erreidiung 

dieses  Zwecks  der  Weg,  die  KL<,nLrung  ihres  Yelo*8  zu  bmmben 
oder  die  Erreichung  dieses  als  nolhvvendig  erkuiiiiten  Zweckes 
iudirect  nun  doch  wieder  zu  verhiiideni.  Sieht  man  sich  über- 
haupt eiqmal  genöthigt,  das  Veto  nicht  unbedingt  zuzulassen,  son- 
dern nach  materiellen  Merkmalen  zu  beschränken,  so  ist  nicht 
einzusehen,  warum  das  matmelle  Merkmal  der  alisoluten  Noth- 
wendigkeit  gewählt  wird  und  nicht  das  der  oben  bezeichneten 
relative  n    o  Ih w e  i u  1  i  l( k  e  i  L 

Sowohi  bei  den  Einnaliinen  als  bei  den  Ausgaben  führt  also 
ein  beiderseitiges  Veto  von  Regierung  und  Stünden  nach  Anatogie 
des  Gesetzesvetos  zu  juristischen  Unldsbarfceiten.  Sollen  dieselben 
entfernt  werden  —  und  diess  ist  eine  nicht  abzuweisende  For- 
derung — ,  so  muss  entweder  dem  einen  oder  dem  andern  Factor 
die  definitive  Entscheidung  zugestanden  werden,  entweder  den 
Ständen,  die  damit  zu  einem  Verwaltungsorgane  würden,  oder 
der  Regierung,  wodiurch  das  Recht  der  Stünde  auf  die  Contrde 
reducirt  wird :  oder  es  muss  ein  andererer  Weg  gefunden  werden, 
um  einerseits  dem  Recht  der  Regierung  auf  ihre  maassgebende 
isteliung  im  Staat  und  auf  die  VerwaUuiig,  andierseils  dem  voll- 
kommen begründeten  Recht  des  Volks  auf  würksame  Garantien 
einer  guten  Verwaltung  gerecht  zu  werden.  Es  liegt  nahe,  ein 
solches  drittes  Auskunftsmittel  üi  einer  höhern,  tiber  Senden  und 
Regierung  stehenden,  zur  Entscheidung  in  den  Fällen,  wo  sich 
die  beiden  nicht  zu  vureini^ren  vermögen ,  berulonen  Instanz  zu 
finden.  Ich  liabe  hier  nicht  von  der  poUtischen  Möglichkeit  oder 
Unmöglichkeit  einer  solchen  Instanz  zu  reden ^  eine  juristische 
L(taung  wftre  mit  ihrer  Constituirung  allerdings  gegeben;  nur  darf 
fuan  nicht  vergessen,  dass  ein  solches  »Gericht«  kein  Gericht  im 
eigentlichen  Sinne  ist;  es  handelt  steh  nicht  um  Parteurechte ; 
dieselbe  Frage,  die  der  Regierung  und  den  Ständen,  jedem  für 
sich,  vuriag,  hat  nun  diese  höhere  Instanz  gleichfalls  zu  unter- 
suchen und  zu  entscheiden;  sie  ist  nichts  Anderes  als  eine  Be- 
hörde ,  die  in  Beziehung  auf  die  Einnahmen  und  Ausgaben  des 
Staates  die  entscheidende  Stimme  hat,  deren  Wille  in  (fieser  Be- 
ziehung als  der  Staatswille  gilt.  Ist  eine  solche  Behörde  überhaupt 
möglich,  dann  fallt  auch  jeder  Grund  «weg,  ein  Gebiet  abzugrenzen, 
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in  welchem  der  eine  oder  andere  Factor  nach  Willkür  soll  schalten 
und  walten  dürfen ;  hat  diese  Beliorde  das  Recht  und  die  Fähig- 
keity  zu  entscheiden,  was  eine  absolut  nothvvendige  Ausgabe  sei, 
so  wird  sie  auch  entscheiden  können  und  dürfen,  welche  Aus- 
gaben nach  dem  Stande  aller  Verhältnisse  als  zulässig  und  geboten 
erscheinen. 

Schliessl  hienach  die  Mitwirkunsr  der  Stände  beim  Etat  kein 
unbedingtes  Veto  in  sich,  ist  die  Analogie  der  Gesetzgebung  aus- 
geschlossen in  Beziehung  auf  die  E  n  t  s  t  e  h  u  n  g  des  Finanzgesetzes, 
so  fragt  sich  noch,  ob  sie  nicht  vielleicht  doch  in  Beziehung  aar  die 
Wirkung  desselben  stattfindet  Die  periodische  Feststellung  des  Btats 
macht  es  möglich,  den  Ständen  in  Beziehung  auf  die  Einnahmen 
und  Ausgaben  des  Staates  ein  vorausgehendes  Controlerecht  zu  e^e- 
wühren;  diess  mindestens  ist  der  Inhalt  des  ständischen  Mitwirkungs- 
rechts zur  Festsetzung  des  Btats.  Daraus  folgt,  dass  jede  Abänderung 
des  Etats,  soweit  sie  auf  Anordnung  der  Regierung  b^ht,  eine 
Verletzung  des  Rechts  der  Stände  auf  vorausgehende  Controle 
enthält.    Nun  hat  der  Etat  seiner  eigenthümlichen  Natur  nach 
den  Charakter  der  Abänderbarkeit  und  es  ist  geradezu  wider- 
sinnig, die  sklavische  Einhaltung  eines  Etats  zu  verlangen.  Man 
mnss  daher  entweder  die  Stände  permanent  machen,  um  mit  ihnen 
Jederzeit  die  gebotenen  Aenderungen  berathen  zu  können  oder, 
da  sich  wohl  keine  Unterscheidung  nach  formellen  Merkmalen 
aufstellen  lässt,  der  Loyalität  der  Hegierung  überlassen,  bei  be- 
deutenden Aenderungen  die  Stände  zu  berufen :  nur  in  einer  Be- 
ziehung muss  man  nach  den  positiven  Gesetzen  die  Berufung  der 
Stände  unbedingt  fordern,  wenn  nemlich  eine  Erhöhung  der  im 
Etat  enthaltenen  Steuersumme  ndthig  wird.   Eben  weil  der  Etat 
nur  eine  vorläufige  Festsetzung  der  Einnahmen  und  Ausgaben 
des  Staates  ist,  sich  somit  ändern  kann  und  muss,  wird  durch 
das  vorausgehende  Controlerecht  der  Stände  ein  nachfolgendes 
nicht  entbehrlich.  Haben  nun  wirklich  Aenderungen  stattgeAmden, 
so  ist  keineswegs  desshalb  schon  ein  Tadel  der  Stände  begründet, 
ja  es  ist  denkbar,  dass  gerade  die  Emliallung  des  Etats  Tadel 
verdient.    Vielmehr  ist  die  Stellung  der  Stände  gegenüber  der 
Regierung  in  Beziehung  auf  diese  Aenderungen  keine  andere  als 
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diejenijfe,  wckUc  ümen  in  Beziehung  auf  die  Entstehung  des 
Etats  zuküiniiit. 

Wie  verhält  sich  nun  das  positive  Recht  der  deutschen 
Staaten  su  dieser  Auffassung  nach  der  Natur  der  Sache? 

Vn.   Das  positiTe  dentiohe  Beeht 

Prälaten,  Ritterschaft  und  Städte  —  das  waren  bekanntlich 
in  der  Regel  die  Stande  der  deutschen  Territorien.  In  ihrer 
eigenthümlichen  Stellung  zum  Landesherra  war  ein  willkürliches 
Steuerverweigerungsrecbt  begründet. 

Die  sog.  Lendeshoheit  entsprach  keineswegs  dem  Staats- 
begriffe. Die  Art  ihrer  Entwicklung  brachte  es  mit  sich ,  dass 
diese  drei  Stände  nicht  in  umfassender  staatlicher  Unterordnung 
dem  Landesherni  unterworfen,  sondern  in  bestimmten  einzelnen 
Beziehungen  rechtlich  mit  ihm  verbunden  waren.  Im  üebrigen 
standen  sie^  geschützt  durch  das  Reich,  unabhängig  hi  ihrem 
eigenen  Kreise  dem  Landesherm  gegenüber. 

Üas  konnte  unmöglich  für  die  Dauer  genügen;  es  mochte 
angehen  in  einer  Zeit,  wo  diese  kleinen  Kreise,  wie  eine  Stadl, 
eine  adelige  Uerrschaflt,  eine  Prälatur,  den  wenigen  und  niedrigen 
Bedürfnissen  entsprechen  konnten^  wo  der  Horizont  der  Lebens- 
zwecke so  enge  war,  dass  der  Einzehie  die  Ergänzung ,  die  ihm 
zu  deren  Erreichung  noth  thut,  in  diesen  Kreisen  finden,  ein 
Gesammtwilh'  aul  wenige  Funkle  beschränkt  und  Alles  Tebrige 
der  Freiheit  der  Kmzelnen  in  ihrer  ireiwilligen  Verbindung  über- 
lassen werden  konnte. 

Hit  der  Erweiterung  des  Gesichtskreises,  mit  jedem  nea  in*s 
Bewusstsein  tretenden  Lebenszweck  und  Bedürfniss  machte  sich 
der  Mangel  eines  eigentlichen  Maates  geltend.  Während  so  der 
Inhalt  eines  Staates  sich  entwickelte  und  herausbildete,  blieb  die 
Form  der  Verbindung  zwischen  Landesherrn  und  Land  die 
ursprüngliche,  ungenügende.  Es  war  naturgemäss  der  Landesherr 
der  Hebel  und  das  Organ  jener  Entwickhing;  er,  das  Gentrum 
dieser  halbumdihangigen  und  halbisolirten  Kreise,  musste  am 
ehesten  die  Zusammengehörigkeit,  die  Ergänzungshedurlligkeil 
und  -Fähigkeit,  den  Beruf  zur  Zusammenwirkung  für  allgemeine 
Zwecke  empfinden  und  die  Halbheit  seiner  Stellung  musste  in 
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ihm  unfehlbar  das  Streben  wecken,  in  seinem  Temtohum  der 
volle  Herr  za  werden. 

Dem  stand  nun  aber  das  herg^rachte  Rechtsverhttltniss  ent- 
gegen,  das  den  Landesherm  nöthigte,  im  Wege  des  Vertrags  und 
durch  Anrufung  des  jruten  Willens  seiner  Stände  ihre  freie  Hilfe, 
ihre  freie  Anerkennung  oder  Garantirung  eines  beabsichtigten 
Schrittes  zu  suchen. 

In  diesem  eigenttiümllclien  Verhültniss  war  es  insbesoDdere 
aucb  begrflndety  dass  der  G^fenstand  der  Unterbandhing  zwisdiei 
Landesherm  tmd  StSnden  nicht  sowohl  die  eigenfficben  Gesetse 
waren,  sundci  n       Lietcrunp^  von  Geldmitteln,  deren  jener  bedurfte. 

In  der  Regel  waren  es  Schulden  der  Landesfürsten,  deren 
Bezahlung  den  Ständen  angesonnen  wurde;  zahlten  sie,  so  war 
das  ein  Geschenk,  denn  der  Regent  war  ein  für  allemal  scboMig, 
die  Regierung  auf  eigene  Kosten  za  besorgen;  weO  die  Stünde 
das  Ansinnen  gerade  so  gut  abweisen  konnten,  waren  sie  auch 
im  Stande,  es  nur  unter  Bedingungen  anzunehmen.    Aber  sehr 
bald  stellte  sich  das  Bedürfniss  von  Beiträgen  des  Landes  an 
den  Landesherm  als  ein  dauerndes  dar.   Wollte  man  auf  <fie 
Regierung  nicht  verzichten,  so  musste  man  äleuem  venrlfligeii; 
dennoch  blieb  man  im  Prinzip  bei  dem  unbedingten  Steuerver- 
weigerungsrecht stehen,  weil  man  wohl  erkannte,  welcBe  Macht 
demselben  innewohne;  die  Landesherrn  beanspruchten  jedoch  das 
Recht,  die  zur  Regierung  nothwendigen  Stenern  von  den  Ständen 
veriangen  zu  dürfen,  und  die  kaiserUchen  Gerichte  anerkanntet 
diesen  Anspruch. 

Es  klhigt  beinahe  paradox,  von  einer  demokratischen  Stftnde- 
Verfassung  im  allen  Sinne  zu  reden,  denn  man  ist  gewohnt, 
das  Wesen  der  alten  ständischen  Einrichtung  in  der  Vertretung 
der  Sonderinteressen  einzehier  gesellschaftUcher  lüreise  zu  suchen. 
Indessen  schllessen  sich  die  Begriffe  Demokratie  und  allstindische 
Vertretung  niber  betrachtet  keineswegs  aus.  Wo,  wie  z.  B.  m 
Württemberg,  die  Vertretung  so  ziemlich  (l;is  oan/A'  Vulk  uiula^ste, 
da  konnte  es  nicht  fehlen,  dass,  wenn  allmalich  eine  richtigere 
Auffassung  des  Staates  zur  Geltung  kam,  die  privatrechtliche  Form 
des  Rechtsverhältnisses  zwischen  Regent  und  Ständen  nur  noch 
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festgehaltoii  wurde,  um  dem  Volk  in  Semen.  Vertretern  den  grössl^ 

möglichen  Einfluss  auf  die  Ref^^ierung  zu  versebaffen. 

An  dem  Beispiele  AU\Mii  tteiiibei  i;s ,  dessen  Verfassung  eine 
hervorragende  bleiie  unter  den  alUlandüseheu  einnimmt,  zeigt 
sich,  dasg  nicht  gerade  in  der  Vertretung  der  einzelnen  Stände 
und  ihrer  besondem  Rechte  und  Interessen  das  Wesen  der  ständi- 
schen Vertretung  enthalten  ist.  Frühe  schon  bildeten  hier  in 
Folge  des  Austritts  der  Rilterschait  die  Prälaten  mit  dvn  Ab- 
geordneten der  Städte  und  Aemter  die  Stande;  es  waren  also  * 
nicht  bloss  die  Städte  oder  gar  nur  einzelne  privilegirte  Städte 
vertreten^  , sondern  im  Wesentlichen  das  ganze  Land;  auf  der 
«Adern  Seite  hörten  die  Prälaten  nach  der  Reformation  aUmälich 
auf,  besondere  und  eigenthümliche  Interessen  zu  haben ;  sie  waren 
mehr  schon  Vertreter  der  Kirche^  als  Vertreter  der  besonderen 
Interessen  ihres  Standes. 

Das  Wesen  der  altsländischen  Vertretung  liegt  vielmehr  in 
der  dualisUschen  Auffassung  des  Verhältnisses  zwischen  Regent 
«nd  RegierteiL  Beide  stehen  sich  getrennt  gegenüber,  nicht  weiter 
mit  einander  verbunden,  als  die  bCvSonderen  einzelnen  Rechtstitel 
mit  sich  bringen.  Die  Stelle  der  staatlichen  Beherrschung  vertritt 
der  Vertrag  mit  dem  Lande. 

Diese  Auffassung  ist  aber  nicht  sowohl  mit  dem  democrati- 
sehen  Gedankt  an  und  fttr  sich^  als  mit  dem  Gedanken  des 
Staates  unvereinbar.  Ja  man  mrd  sagen  dürfen,  dass  es  wenig- 
stens in  der  Monarchie,  bewus^t  oder  uubewusst  sogar  in  der 
Tendenz  der  democratischen  Richtung  liegt,  der  Regierung  gegen- 
ütier  eine  selbstständige  Organisation  anzunehmen  und  den  Dualis- 
nws,  der  einer  niedrigeren  Stufe  des  Staates  angehörte ,  in  die 
moderne  Form  hinüberzutragen. 

Aus  diesem  Verhältniss  zwischen  dem  democratischen  Prinzip 
und  der  dualistischen  Staatsauflassung  erklären  sich  vielfaili  die 
merkwürdigen  Vorgange  beim  Uebergang  in  die  neuen  Verfassun- 
gen. Der  moderne  Staatsgedanke  beherrscht  schon  die  Geister; 
es  kam  nur  darauf  an»  den  beziehungsweise  günstigen  Umstand 
der  Zertrümmerung  und  nnwiderbringliehen  Wegräumung  des 
AlteTi  zur  SchaO'ung  einer  neuen  dem  neuen  Gedanken  ent- 
sprechenden Form  zu  benutzen.  Eine  staatUche  Form  zu  finden, 
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die  ebensowohl  dem  Gedanken  des  einen  und  umfassenden^  über 
allen  Einzelnen  stehenden,  sie  unbedingt  buhensehenden  Staates 
gerecht  würde,  als  eine  Garantie  für  die  Handhabung  der  Staats- 
gewalt nur  im  Intere$se  und  zum  Woliie  des  ganzen  Volks  dar« 
böte,  das  war  die  Aufgabe*  Weil  man  aber  den  zweiten  materiel- 
len Theil  der  Aufgabe  einseitig  in*s  Auge  fasste,  so  brachte  mm 
es  nur  zu  einer  Halblieit.    Man  wussle  wie  die  dualistische  Ein- 
richtung eine  Handhabung  in  demokratischem  Sinne  zulasse  tiad 
hielt  sie  fest.   Dass  diess  richtig  ist,  dass  das  zähe  Veriiarrei 
bei  den  alten  und  offenbar  veralteten  Verfassungen  nicht  soweU 
>dem  Prinzipe  der  Rechtscontinuität  als  dem  demokratischen  Pria- 
zipe  gall,  zeigt  der  bekannte  wüitlembergische  Verfassungsstreil: 
während  man  hier  angeblich  nur  den  formellen  Kechtsstandpunki. 
die  Rechtscontinuität  zu  vertheidigen  behauptete,  widersetzte  man 
sich  mit  Heftigkeit  der  klaren  Consequenz  dieses  Prinzlpa,  inden 
man  dem  Könige  auch  filr  die  neuerworbenen  Lande  die  altwilfl- 
tembergische  Verfassung  aufdrängen  wollte ;  während  man  zu  jeder 
Aenderung  gerne  bereit  war,  die  die  Macht  der  Stände  nicht 
minderte,  während  man  insbesondere  in  Beziehung  auf  Waiii, 
Zusammensetzung  und  Verpflichtung  der  Stände  dem  modernen 
Vertretungagedanken  gerecht  werden  wollte,  faidt  man  mit  zäher 
Energie  an  allen  den  ständischen  Rechten  fest,  die  als  politisdie 
Hebel  sich  verwenden  lassen  oder  iiberhau]il  eine  Einwirkung  auf 
die  Verwaltung  des  Staats  gestalten,  unbekümmert,  ob  sie  mit 
dem  staatlichen  Gedanken  vereinbar  oder  nicht.   So  entstanden 
unsere  Verfassungen;  so  haben  inr  nun  Stände,  die  der  Regie- 
rung gleichsam  als  natürliche  Feinde  gegenüberstehen,  die  ab 
eine  Organisation  des  Volks  neben  der  Regiemng  dieser  selbst 
ihn  wohlberechtigte  Stelle  als  Organs  des  Staates,  und  <hi  dieser 
eben  nur  das  organisirte  Volk  sein  soll,  des  Volkes  verkümmeriL 
Es  hat  nicht  an  Solchen  gefehlt,  die  in  dem  duahstischca 
Constitutionalismus  die  Spitze  aller  politischen  Weisheit,  die  feinsts 
organische  Verbindung  aller  Interessen  gefunden  haben.  Ist  aber 
das  ein  feiner  Organismus,  der  die  rechtliche  iMiiolichkeil  einer 
Selbstverni(  liiung  in  sich  schliesst?  Zwei  Willen,  deren  Verhaltniss 
zu  einander  durch  ein  wechselseitiges  Veto  bezeichnet  ist,  suid 
flberhaupt  nicht  organisch  verbunden,  viehnehr  ist  das  Veto  gerade 
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das  Zugeständhiss  der  nichtgelungente  YeAMnng,  die  Anerken- 
nung des  VorluiM(ienseins  zweier  einander  fremder  nur  äusserlich 
und  thatsächlicb  zum  Zusammenleben  genöthigter  Personen.  Die 
grossen  und  prinzipiellen  Streitfragen  des  innem  Staalsrechts  baten 
alle  in  diesem  lyuafismus  ihren  Sitz  und  werden,  so  lange  dieser 
danert,  vergebens  eine  Lösung  erwarten,  so  die  FVage  fiber  das 
Recht  des  Richters ,  die  Gesetze  und  Veiui  dimii^en  zu  prüfen, 
über  die  Anwendung  des  Rechts  der  Re<Tieriincr.  in  drintrenden 
Fällen  zur  Sicherheit  des  Staats  das  Nölhtge  vorzukehren,  und 
besonders  auch  liber  das  ständische  SteuerverwiUigungsrecht 
Schon  dieses  Wort  nnd  noch  mehr  das  Wort  »Selbstbestenerangs^ 
recht**  bezeichnen  diesen  dem  Staatsbegriff  widerstrebenden  Duafis- 
iims;  die  absolute  Nothwcndigkeit  führt  nun  auf  eine  „Pflicht  der 
VerwiUigung was  eine  contradictio  in  adjeeto  ist.  Die  ganze 
Anschauung  ist  falsch;  wer  Steuern  zahlt,  thut  das  nicht  Termi^ 
seines  eigenen  Dispositionsrechts,  sondern  vermöge  des  Dispositions- 
recbts  des  Staats  über  seine  Glieder. 

Es  ist  leichter  kritisiren,  als  verbessern.  Ich  fühle  diess 
vollkommen  und  will  keine  Vorschlftge  machen,  sondern  niil  (i«^r 
Bemerkung  mich  begnügten,  dass  ich  weder  in  der  absoluten 
Monarchie  noch  in  der  Republik,  aber  auch  nicht  im  dualisirenden 
Pariamentarismos  die  Lösung  der  Aufgabe  finde. 

Ich  gehe  zum  positiven  Recht  der  emzelnen  deutschen  Ter- 
Fassungen  über. . 

So  ziemlich  sämmtliche  deutsche  Verfassungen  anerkennen 
ein  Recht  der  Stände  zur  Steuerverwilfigong  und  zu  maassgebender 
Mitwirkung  bei  Feststellung  des  Etats.  Damit  ist  denn  von  selbst 
die  Nothwendigfceit  gegeben,  die  in  den  formellen  Gonsequensen 
dieses  Rechtes  liegenden  Gefahren  zu  beseitigen.  Theils  haben 
dieisb  die  Verfassungen  selbst  schon  zu  thun  versucht,  theils  wurde 
es  von  der  Theorie  und  Praxis  nachgeholt. 

Im  Allgemeinen  liegen  solche  durch  die  Natur  der  Sache  ab- 
gedrungenen Abweichungen  von  der  Consequenz  der  coordinierten 
Stellung  der  Stände  gegenüber  der  Regierung  s<^n  in  dem 
Recht  der  Regierung  zur  Auflosung  der  Kammern,  in  dem  Recht 
zu  provisorischen  Verfüßfung-cTi  iio  (Jt  hiet  der  Gesetzgebung  und 
in  dem  Recht  zur  provisorischen  Steuererhebung  im  Fall  des 
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Nichtzusiandekommens  der  Vereinbarung  bei  Ablauf  der  bisherigen 
'Finanzperiode.  Diese  Rechte  sind  überall  anerkannt  und  in  den 
Verfassungen  ausdrücklich  ertbeilt,  enthalten  aber  einen  reineo 
Abbruch  von  6aa  PriiuipieD  des  fUmdischen  Vetos  nnd  des  Steuer- 
venreigefiragsrecbls  und  der  darin  ausgesprochenen  coordinirteii 
SIelhing  der  Stünde. 

Wie  es  auf  den  ersten  Blick  scheint,  geht  keine  Verfassung 
weiter  in  der  Aiierkernmiig  der  slandischen  Selbstständigkeit  im 
Finanzgebict,  ais  die  prea4»sische  Verfassung  v.  1850.  Der 
einfache  GrundsaU,  den  sie  an  die  Spitze  ihres  Abschnitles  von 
den  Finansen  steUt,  ist:  »Alle  Einnahmen  und  Ausgaben  des 
Staats,  müssen  für  jedes  Jahr  im  Voraus  veranschlagt  und  auf 
den  Staaisliauhhaits-Etat  gebracht  werden.  Letzterer  wird  jährlich 
durch  ein  Gesetz  festgestellt.**  Daraus  folgt  nua  mitlfothwendigkeit 
1)  dass  die  Stünde  im  Einzeinen  und  im  Ganzen  den  ^at  ver- 
werfen ktaien  und  zwar  rechtiich  betrachtet  nach  freier  Willktlr, 
wie  jedes  andere  Gesetz ;  2)  dass  die  Regierung  keine  Ausgabe 
und  keine  Einiuihnie   uiachen  kann  ohne  die  (jeut  hmicruntr  der 
Stünde ;  3)  dass  der  Etat  uhne  Rücksicht  auf  die  Zweckjnaüsigkeit 
einzig  wegen  seiner  foraiellen  Gesetzeskraft  von  der  Regierung  in 
jeder  Beziebang  einzuhalten  ist    Von  2.  2  macht  jedoch  die 
Verfassung  selbst  eine  Ausnahme  (ArL  109),  mdem  sie  die  Fori- 
.  erhebung  der  bestehenden  gesetzlichen  Steuern  bis  zu  deren  Auf- 
hebung durch  ein  neues  Gesetz  (wozu  also  Zustimaumc;  der  I\e- 
gierung  nöthig  ist)  anordnet;  dadurch  wird  jedoch  an  den 
übrigen  Sätzen  ;^hts  geändert   So  fasst  es  wenigstens  auch 
V.  Ritone  in  seinem  prenss.  Staatsrecht  auf;  die  Regierang  hat 
nach  seiner  Ansicht  zwar  das  Recht,  die  bestehenden  Steuern 
zu  erheben,  sie  liat  alicr  nicht  das  Hecht,  dieselben  für  nicht- 
verwiiiigte  Ausj^aben  zu  verwenden.    Aber  auch  von  dem  Grund- 
satz Z.  3  muss  die  Verf.-Ürk.  (Art.  104)  Ausnahmen  anerken- 
'  nen ;  nun  ordnet  sie  wenigstens  die  Nothweaigkeit  nachträgüchsr 
Genehmigung  der  BtatsQberschreitungen  an.  Schlimmer  ist  es» 
dass  (offenbar  und  nach  der  Versicherung  v.  Rönne's)  die  Fest- 
stellung des  Etats  vor  Bep:inn  der  Finanzperiode  gar  nicht  iiu>^- 
lich  ist,  dass  also  eine  regehnassige»  aiyährhch  sich  wiederhokMide 
Yerfassungs-Verietmng  eintreten  muss^  dass  gerade  in  Preussen, 
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*wo  die  Reclrte  dbr  Mnde  im  miteüeii  an  ^hm  sMtmm^  n(|el- 

mässig  in  einer  der  Prftftmg'  der  SMnde  nicht  Torber  scbon  unler- 

worfenen  Weise  gewirthschaft^  wird.  Nun  versuche  man  doch, 
das  Gesetz  hier  anzuwenden!  Verlange  man,  dass  vom  Anfang 
des  Finanzjahrs  bis  zur  Emamnmg  des  Finanzgesetzes  keine  Aus- 
gabe, keine  Binnahme  gemacht  werden  dttrfel  Niemand  wird  es 
versuchen  wollen.  Aber  die  Nothwendigkeit  der  Oesetses-Ver- 
lelzung^  ist  die  Strafe  einer  unnatürlichen  Gesetzgebung.  Wie 
sind  nun  weiter  die  sich  ergehenden  Etatstiberschreitungen  und 
wie  die  [frovisorischen  Ausgaben  zu  beurlheilen?  Man  sollte 
meinen,  dass  die  Stande  hier  gieichfalls  ihre  fonneU  freie  SleUung 
haben.  Aliein  v.  ROnne  sieht  sieh  (mit  vollem  Rec^t)  genöthigt, 
das  Versagungsrecht  der  Sttnde  an  die  Bedingung  su  knüpfen, 
dass  sie  „nicht  cinerkennen  können,  dass  die  Mehrausgaben  zur 
Führung  einer  verfassungsmässigen  Regierung  eriorderlich  ge- 
wesen seien;  wenn  sie  die  Nothwendigkeit  anerkennen,  dürfen 
sie  nicht  versagen.*  Dies  ist  nvn  aber  dem  Prinzip  der  Ver- 
fhssnng  durchaus  zuwider;  haben  die  Stfinde  dem  Etat  gegen- 
über dieselbe  formelle  Stelhing,  wie  in  der  Gesetzgebung,  so  gilt 
ihr  Veto  eo  ipso  und  ohne  alle  Rücksicht  auf  die  Motive  oder  die 
materielle  Zweckmässigkeit.  Und  wie,  wenn  die  Stände  eine 
wirklich  vorhandene  Nothwendigkeit  nicht  als  sok^e  anerkennen! 
Hier  schehit  Rdnne  allerdings  anzunehmen,  dass  die  Anskht 
der  Stünde  entscheidend  sd.  »Der  Umstand,  sagt  er,  dass  es 
an  rechtlich  zureichenden  Mitteln  fehlt,  durch  welche  die  Kammern 
im  Stande  sind,  der  versagten  Genehmigung  wider  die  festgehal- 
tene Ansicht  der  Regierung,  dass  die  Ausgabe  nothwendig  ge- 
wesen, auch  eine  materielle  Wirksamkeit  sn  verschaffen,  kann 
im  Prinzip  Nichts  indem,  sondern  zeigt  nur  die  Nothwendigkeit 
der  Ergänzung  der  aHerdings  vorhandenen  Lücke  *  Endlich  ist 
folgender  Umstand  zu  bemerken  v.  Könne  zieht,  wie  mir  scheint 
mit  vollem  Recht,  die  Gonsequenz,  dass  jede  Ausgabe  ihre  Legi- 
timation einzig  und  allein  aus  dem  Finanzgesetz  herleite.  Daraus 
folgt,  dass  jedes  Gesetz,  sofern  es  Ausgaben  zur  Folge  ha^  alle 
Jahre  ausser  Wufksamkeit  gesetzt  werden  kami,  dass  also  die 
ganze  Gesetzgebung  nur  je  auf  ein  Jahr  gegeben  ist;  da  nun 
auch  (,ms  dem  unbedingten  Veto  sich  nach  der  früheren  Aus- 
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führung  von  selbst  ergebend)  die  ganze  Verwaltung  offen  fiir 
die  Einwirkung  der  Stände  daliegt,  so  erscheint  das  ganze  Leben 
des  preussischen  Staats  als  Jahr  um  Jahr  von  dem  guten  Willen 
der  SUtede  sein  Leben  fristend  und  mit  AUaof  des  Elatejahrs 
in  Frage  gesteift.  Also  Stände,  mlichtiger  als  irgend  wo  — 
äe  jure  und  doch  „ohne  die  zureichenden  Mittel,  ihrer  Ansicht  eine 
materielle  Wirksfmikeit  zu  verschaffen?* 

Während  iu  Preussen  sämmtliche  bestehenden  Sleuem 
der  periodischen  Verwillignng  entzogen  sind,  gilt  diess  in  Baiern 
(Vert-Uric  v.  1818)  nur  von  den  indirecten  Abgaben,  die  dfrecten 
werden  periodisch  verwilligt.  Von  dner  Feststellung  des  Etats 
durcli  Gesetz  ist  in  Baiern  keine  Rede,  vielmehr  sind  die  Be- 
mühungen, die  Consequenz  des  Gesetzgebungs-Yetos  abzubrechen, 
deutlich  sichtbar.  Noch  mehr  hat  sich  dieses  Bedürfniss  in  dem 
sog«  Verfassnngsverstftndniss  (nach  dem  Landtagsabscfaiede  von 
1843)  geltend  gemacht.  Hier  werden  durch  Interpretation  der 
Yer£-Ürk.  folgende  Satze  gefunden: 

1)  nur  solche  Ausgaben  ist  die  Regierung  zu  mnrhen  be- 
rechtigt, weiche  durch  das  Budget  festgestellt  sind  (neuUich  alle 
zur  Zeit  der  Verwilligung  vorherzusehenden  Ausgaben,  sowohl  die 
ordentlichen  beständigen,  als  die  ausserordentlichen,  welche  durch 
den  Reservefonds  ihre  Deckunj^  erhalten)  oder  ausserordentlicher  und 
unvorherst'liluirer  Weise  im  Laul'  der  Mnaiiziteriode  sich  ergeben  ; 

2)  Ausgaben,  welche  die  Erreichung  des  Staalszwecks  ge- 
bietet resp.  wekhe  das  wahre  Landeswohi  fordert,  können  nicht 
verweigert  werden;  sie  sind,  wenn  vorhersehbar,  in  das  Budget 
aufzunehmen,  wenn  unvoriiergesehen  sksli  ergebend,  nacbtrlglich 
nicht  zu  beanstanden; 

3)  die  Stände  haben  jene  Steuern  zu  verwilligen,  tlie  nach 
liirer  Ueberzeugung  erforderlich  sind,  um  die  Differenz  zwischen 
budgetisirten  Ausgaben  und  den  von  der  Verwilligung  unabhingi- 
gen  Deckungsmittehi  auszugleichen; 

4)  sind  nun  aber  Regierung  und  Stiinde  m  Bz.  auf  Natur 
und  Grösse  der  Ausgaben  oder  der  von  der  Verwilligung  unab- 
hängigen Deckungsmittel  oder  m  beiden  Beziehungen  vers(  hiede- 
ner  Ansicht,  so  verwilligen  die  Stande  nur  die  nach  iiirer  Ansicht 
nöthigen  eiigänzenden  Steuern;  die  Regierung  darf  nicht  mehr 
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als  diese  erheben:  dagegen  stellt  ihr  nun  das  Bnnessen  zu, 

welche  Ausgaben  (lio  dringendsten  seien  und  diese  deckt  sie  vor 
den  andern,  soweit  die  Mittel  tkk  Ii  Abzug  der  allen  andern  vor- 
gehenden auf  gesetzlicher  uder  rechUicher  Verpflichtung  beruhen- 
den Ausgaben  reichen; 

5)  die  Stände  haben  das  Recht,  m  prüfen,  ob  die  Staats- 
einnahmen vollständig  und  streng  gesetzailUmg  verwiiidicbt,  oh 
die  budgelmässigen  Ausgaben  vollständig,  entsprechend  Ix  stritten 
und  nicht  überschritten  wurden,  ob  nur  die  budgetmassigeri  und 
von  den  nicht  budgetmässigen  nur  unvorhergesehene  Ausgaben 
gemacht  wurden;  ist  hiegegen  gefehlt  worden,  so  haben  die 
Steide  mit  aUen  Gegenmitteln  entgegenzutreten,  wom  ihre  ver- 
fassungsmässigen Willigungs-,  Antrag-,  Beschwerde-  und  Anklage-" 
rechte  sie  ermächtigen. 

So  wenigstens  habe  ich  den  Sinn  des  sog.  Yerfassongsver- 
stftndnisses  aufgefasst. 

Ist  es  nun  aber  unter  keinen  Umstfinden  gestattet,  ander» 
als  die  von  den  Stünden  verwiHigten  Ergfinzungssteuem  zu  er«^ 
heben,  so  ist  duinit  das  Recht  der  Regierung,  die  zur  Best)  ritiing 
des  wirklichen  Sluatsbedürfnisses  eriorderlichen  Mittel  zu  ver- 
langen, rein  illusorisch  :  man  steht  hier  in  der  That  rechtlich  noch 
ganz  auf  dem  ahen  Standpunkt :  die  Regierung  mag  zusehen,  wie 
sie  mit  den  ihr  zustehenden  Mitlefai  reicht;  die  Stande  halten  sicü 
nur  an  ihre  eigene  Ansicht  und  verweigern  die  Erj^  inzuiigssteüem 
nach  freiem  Belieben:  dass  ihnen  die  materielle  Pflicht  gtgtbpn 
ist,  das  Nüthige  zu  verwilligen,  ändert  an  der  Sache  Nichts ;  dass 
ihr  Beschluss  in  Beziehung  auf  die  Steuer  aus  ihren  Beschhlssea 
in  Beziehung  auf  den  Btat  resultiren  muss,* ebenfalls  nicht;  dentf 
wenn  es  ihnen  auch  geboten  ist,  ihre  Verweigerung  zu  motiviren^ 
so  niuss  doch  ihr  Beschluss  gelten  ohne  Uücksichl  auf  die  Richtig- 
keit ihrer  Motive. 

Auch  Pözl  Cbair.  Verfassungsrecht)  kommt  über  dieses  Re- 
sultat nicht  hinaus.  Er  unterscheidet  nützliche  und  nothwendige 
Ausgaben;  von  den  ersteren  sagt  er,  dass  sie  nur  mit  ständischer 
Bewillig uno  gemacht  werden  dürfen.  Nun  sollte  man  glauben, 
daraus  iolge,  dass  die  nuthwendigen  die  Regierung  unter  allen 
Umständen,  auch  gegen  den  Wülen  der  Stande,  zu  machen  be- 
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fügt  iol  DieM  RficU  der  Aegienmg  hfttto  aber  nur  dtiiB  eine« 
Sinn,  wenn  ihr  seUMt  das  Urtheil  fiber  die  Nolhwendigkeil  2«- 

stände;  allein  nach  Pözl  liaben  die  Stunde  über  die  Nolhwendig- 
keil zu  entscheiden.  Ihre  FÜichl  ist  also  nur  die,  eine  von  ihnen 
selbst  aU  nolhwendig  erklarte  Ausgabe  nicbt  zu  verweigeni. 
Wostt  nnn  aber  den  materidien  Unterschied  ^on  ntttiiichen  und 
nothwendigen  Ausgaben,  wenn  die  Thatsacbe  der  stindiechen 
Yerwilligung  oder  Verweigerung  entacheidet?  Ebenso  soll  die 
Begierung  an  den  ständischen  Anschlag  der  Einnahmen  gebiindru 
sein ;  dagegen  müssen  von  den  Ständen  die  zur  Deckung  der 
Differenz  der  anerkannten  Einnahmen  und  Auagaben  nolfa wendigen 
Slevem  verwiHlgt  werden  d.  b.  die  Stünde  rnftsaen  tbm^  was 
aie  thon  wollen! 

Die  bairische  Verf.-Urk.  hat  fast  mit  allen  übrigen  Ver- 
fassungen (bis  ausdrückliche  Verbot  gemein,  die  Steuer- VerwUIi- 
gung  an  tremdartige  Bedingungen  zu  knüpfen.  Ohne  näher  anf 
dieae  B«)atinumttig  einxngeben,  aiöcbte  ich  doch  auf  den  Znsain* 
menhang  derselben  nut  der  unJdaren  AnfTasaung  der  SteOnng  der 
Stünde  aufmerksam  machen.  Geht  man  nemlich  von  euiem  nn- 
bedingten  Veto  der  Stände  in  Beziehung  auf  das  Finanzgesetz 
aus,  so  ist  ein  solches  Verbot  unnatürlich  und  der  Uuigehung 
gewiss;  denn  wer  unbedingt  verweigern  darf,  wessen  Nein  gel- 
len mmuy  weil  es  da  isl  und  ohne  alle  ROchsicht  anf  die  GrQnd% 
der  kann  verattnfUgerweise  ni^t  gehmdert  werden,  irgend  wekhe 
belidHge  Bedingungen  an  sein  Ja  zu  knüpfen. 

In  der  sächsichen  Verfassung  von  1831  begegnen  wir 
der  seltenen  Anordnung  einer  Behörde  zu  authentischer  inter- 
luretation  einaebier  Punkte  der  VerH-UrL,  Ober  deren  Sinn  Stands 
und  Regterang  sich  nicht  ni  einigen  YermdgeB.  Ich  wiU  dahin 
gestellt  Sehl  lassen,  ob  dieser  Behörde  auch  die  EntscheMlttng 
uhnr  d;is  Bud^n-t  und  die  Sleuerverwilligurjjj  zukommt. 

Ohiie  Zweifel  wird  diese  sächsische  Einrichtung  an  Lebenskraft 
die  anderen  ähnlichen  nicht  übertreüen.  Es  wird  sieb  kaum 
MAe  solche  Einrichtung  denken  lassen,  von  der  nicht  wahr  wira^ 
was  Muihard  (die  kuihesslsche  Yerf.-Uik.)  «her  die  ciMciiUigige 
Bestimmung  der  knrhessischen  Verfassung  sagt:  es  entscheide 
hier  eigeullich  bluaa  der  ZuiaJi  zi^  Guitöten  der  einen  o^er  anders 
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Partbei  und  somil  sagleioh  ttber  Werth  und  Sim  der  Verfussniig — 
»wer  könnte  das  för  pottüsche  Weisbeft  haltim!* 

Aber  angenommen,  man  hätte  hier  ein  lebenskräftiges  In- 
stilut,  so  wäre  zwar  liamit  dem  juristischen  B^dürfniss  gentigt, 
zuirliMch  aber  die   ganz  falsche  Stellung  von  Regierung  und 
Stünden  d.  h.  von  Volk  und  Regierung,  als  svrei  Partheien,  al» 
zwei  getrennten  Subjeeten»  die  thatheitcUich  auf  denselben  Bodoi 
gestellt  fluid  und  nun  munefaen  mtlssen,  wie  sie  mil  einander  muh 
kommen ,  aufs  Schärfste  ausgedrückt    Der  Kairipf  mit  diesem 
Dualismus  geht  durch  alle  Bestimmungen  himlurch ,  ohne  dass 
man  desselben  Herr  würde.    Keine  directe  oder  indtrecte  Abgabe 
soll  ohne  standische  Bewiflig«ng  verhindert  oder  ausgesehrieben 
öder  erhoben  werden.  Die  Stände  haben  die  Verpilicfainng  iär 
Aufbringung  des  Staatsbedarfs  durch  Aussetzung  der  hiereu  er- 
forderlichen Deckungsmittel  zu  sorgen.    Sie  haben  dagegen  die 
Befugnis«,  hiebei  die  Nothwendigkeit,  Zweckmässigkeit  und  Höhe 
der  Ansätze  zu  pilifen  und  deshalb  Ikinnerungen  zu  machefi, 
auch  skh  sowohl  wegen  Annahme  der  angesetzten  Summe^  als 
tiber  die  Art  der  Deckung,  die  Grundsfttae  und  Veriiftllnisae,  nack 
welchen  die  Abgaben  und  Leistungen  auf  Personen  und  Gegen- 
stände zu  legen  uttd  zu  vertheilen  sind,  so  wie  über  die  Dauer 
und  Erhebungsweise  zu  entscbUessen.    Die  Sta^ide  haben  über 
den  Bedarf  flu-e  Erklärung  an  den  König  gelangen  «i  kssea. 
Tragen  sie  auf  Vermindennig  der  veriangten  Summen  an,  so 
muss  dies  unter  iMstimmter  und  ausfltthrlicber  Nachweisung  der 
Gründe  geschehen,  sowie  der  Gegenstände,  bei  welchen,  uml  der 
Art  und  Weise,  wie  ohne  Hintansetzung  des  Staatszwecks  Er- 
sparnisse gemacht  werden  können«   Die  Anträge  und  Grunde  der 
Stände  werden  auf  das  reiflichste  erwogen  und  möglicbst  berück- 
skihtigt;  so  weit  sie  nicht  angenommen  werden  und  eine  Ver- 
einbarung nicht  KU  Stande  kommt,  kann  der  König  die  Steuern 

noch  ein  lahi  lang  erheben. 

Die  Stande  haben  also  über  die  Sleuersumme  sich  zu  e  n  t  - 
schliessen,  über  die  Ausgaben  sich  zu  erklären  und  An- 
träge zu  stellen;  die  Regierung  wird  die  ständischen  Anträge 
möglichst  bemcksichtigen ;  vereinigen  sich  Stände  und  Re- 
gierung nicht,  so  darf  die  letitere  nocb  ein  Jahr  läng  die 
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Steuern  erheben.   Es  ist  kaum  möglich,  die  Fragen,  um  die  es 
sich  handelt)  d4>loiiiatischer  na  uingeheii.    Haben  die  Sifinde 
wiiUich  das  Eeohl,  definitiv  und  in  naassgebender  Welse  sich 
über  die  Steoern  zu  eotscbfiessen,  so  muss  der  Widerspruch  der 
Regierung  verstummen  und  es  kann  von  einer  Forterhebungf  der 
Steuern  keine  Rede  sein.  Hat  die  Regierung  das  Recht  der  letzten 
Eniseheidung  über  die  Ausgaben,  so  ist  damit  das  Sleaerver- 
weigeningsrechl  dar  Sünde  unvereinbar  und  die  Gestattung  des 
Jahres  flberflttssig.    Und  wenn  nun  dieses  Jahr  abgelaufen  ist, 
und  eine  Vereinigung  abermals  nicht  gelingt,  wie  dann?  Hurt 
dann  der  Staat  auf  oder  muss  die  Regierung  nachgeben  oder 
läuft  nun  wieder  ein  weiteres  Jahr  und  so  fort?   Darüber  erhillt 
man  keine  Antwort,  und  es  wflre  schwer,  zn  entscheiden.  Hören 
wir,  wie  Biüau  (Verfassung  des  Königreichs  Sachsen  S.  213) 
sich  darüber  vernehmen  Ifisst;  »die  Verfassung  gibt  uns  für  diesen 
Fall  keinen  directen  Aufschluss.    Auch  dürfte  wohl  in  der  Hegel 
Nachgiebigkeit  von  beiden  Seiten  ...  die  Lösung  bieten.  Doch 
ksst  sich ...  erkennen,  dass  rfteksichtlich  des  Ausgabebudgets 
ei»  Zwiespalt  wenigstens  nicht  In  fiezidmng  auf  die  Hauplbe- 
standtheile  sich  ereignen  kmn.   Was  wesentlich  nothwendig  ist, 
muss  bewilligt  werden  und  nur  in  Bczidiung  auf  NutzIichkeiLs- 
fragen  wird  die  Regierung  im  äussersten  Fall  den  beharrlich 
verweigernden  Standen  nachgeben  müssen.    Freieres  Spiel  dürf- 
ten die  letsteren  bei  dem  fiinnahneetat  haben.  Denn  sie  sind 
hier  nur  verpflicfatel,  die  Deckmigsnilttel  des  Staatsbedarfs  sn 
sdiaflfien,  nidil  aber  verbunden,  gerade  den  von  der  Regierung 
beliebten  Modus  zu  adoptiren.  Die  Regierung  kann  mit  strengem 
Recht  nur  verlangen,  dass  ihr  die  Mittel  gewahrt  werden,  die 
sie  braucht.   Freilich  hat  die  Regierung  ein  Widerspruchsrecht 
gegen  den  Vorschlag  eines  Steuersyslems,  das  sie  fttr  verderb- 
ttch  hfilt.  Aber  Im  ftussersten  Fall  mag  sie  sich  bescheiden,  dass 
die  Stände  von  dessen  Wirkung  zunächst  betroffen  werden,  dass 
die  Ertahruiig  die  beste  Richterin  ist  und  dass  der  nächste  Land- 
tag die  Erfahrung  benutzen  kann.    Sie  hat  unter  2wei  liebeln 
das  kleinere  zu  wühlen."   ich  wül  auf  das  Letztere,  auf  den,  wie 
•US  der  frttberen  Darstellung  hervorgeht,  grandfidschen  Satz,  dass 
die  Regierung  nack  strengen  Recht  mv  verluiigen  kOnne,  dass 
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ihr  die  MiUei  gewührl  werden,  die  sie  braudl^  oichl  weiter  ein- 
gehen. 

Aber  fast  nahr  ist  es,  wenn  Blllaa  wenigstens  hi  Besiehnng 
aof  den  Hauptbestandlheil  des  Ansgfabenetats  jeden  Zwiespalt  da- 
durch für  abgeschnitten  höll,  dass  den  Standen  die  Pflicht  erlheiit 
ist,  das  ISOtli  wendige  zu  v*  rwilligen.  Ich  will  nicht  wieder  und 
wieder  austühren,  wie  wenig  damit  für  eine  rechtliche  Entschei- 
dung gethan  ist.  Üebrigens  gibt  Bttlau  selbst  ein  gar  nicht  besser 
zu  eonstmirendes  Zengniss  der  Mangelhaftigkeit  soteher  Bestim- 
mungen. Er  sagt  auf  S.  310:  »Was  nachweisbar  als  Staatsbedarf 
dasteht,  was  du  ich  die  Verfassung  selbst,  durch  die  Bundeszwecke, 
durch  Vertrage,  durch  den  allgemeinen  Staatszweck  gefordert 
wird,  das  müssen  die  Stände  anerkennen,"*  und  fügt  dem  Wofi 
»Verfassong*  als  Beiq^iel  den  Reservefonds  bei.  Die  Stünde 
dürfen  also  nach  der  Ansicht  Bttlaus  den  Resn^efbndS)  weil  er 
durch  die  Verfassung  selbst  angeordnet  ist,  nicht  verweigern; 
diese  Ausgabe  gehört  somit  zu  denjenigen,  über  welche  ein 
Zwiespalt  sich  nicht  ereignen  kann.  Auf  S.  217  spricht  er  nun 
weiter  von  der  verfassungsmissigen  Nothwendigkeit  der  Auf- 
nriune  ehies  Reservefonds  in  das  Budget^  und  hienu  sagt  er 
In  der  Anmeritung :  „Mit  letaterer  Verfügung  dfirfle  wenig  gewon- 
nen sein,  da  ilic  Hohe  dei>  Reservefonds  nicht  bestimmt  ist." 
Diess  ist  freilicli  wahr,  aber  es  dürfte  übt»rhaupt  wenig  gewon- 
nen sein  mit  dem  Sats,  dass  die  nothweudigen  Abgaben  verwil- 
ligt werden  mttssen. 

NachxntragM  ist  noch,  dass  nach  einem  Gesell  vom  5.  Mai 
1851  Abgaben,  (Iber  w^che  Zoll- etc.  -Vertragt;  mit  stttndlscher Ge- 
nehmigung abgeschlossen  wurden,  der  periodischen  Steuerver- 
Wilügung  nicht  unterliegen. 

In  üannover  ist  an  die  Stelle  des  sechsten  Kapitels  der 
Yerf.-Urk,  von  1840  »Von  den  Finanzen*  sunftchst  das  Gesetz 
vom  5.  Sep.  1848.  §  78—100,  nun  aber  das  Gesetz  vom  34.  Mftr^ 
1857  getreten.  Die  Bewilligung  des  Budgets  erfolgt  nach  diesem 
Gesetz  durch  König  und  Stände  gemeinsam.  Geiiiigl  eine  Ver- 
einigung nicht,  so  hat  die  Regierung  des  Recht  der  Auilosung. 
Wenn  aber  wegen  Auflösung  der  Stände  ein  Budget  vor  Beendi- 
gung der  Blatsperiode  nicht  zu  Stande  kommt,  so  darf  die  Re- 

ZaUMkr.  f.  atanttw.  isn.  IV.  H«IL  45 
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gienmg  die  Steuern  ein  Jahr  lang  forterheben  und  zur  Erftlllung 
der  Bundespflichlen  und  für  die  verfassungsmässigen  Bediirfhisse 
der  Regierung  und  des  Landes  Tmrenden ;  erfolgt  nrni  auch  bei 
dem  nach  der  Auflösung  ehurabemfenden  ordentliehen  Landtag 
die  Vereinigung  aber  das  Budget  der  ganzen  Periode  nichtj  so 
ist  ein  ausserordentlicher  Landtaof  wenigstens  sechs  Worhen  vor 
Ablauf  des  ersten  Steuerrechnungsjahrs  zu  versammeln,  der  die 
Aufgi^e  hat,  das  Budget  für  das  zweite  Jahr  su  bewilligen; 
erfolgt  auch  jetzt  keine  Bewifligung,  »so  tndet  torstekende  Be- 
stimmung auch  femer  Anwendung**  d.  h.  doch  woW,  die  Wm%- 
erhebung  und  Verwendung  der  Steuern  sei  auf  die  gleiche  Weise 
auch  im  zweiten  Jahr  der  Etatsperiode  gestattet,  in  diesen 
gesetzHchen  Bestirnmungen  ist  also  *  anerkannt,  dass  die  ThAÜg- 
keit  von  Regierang  und  Stünden  eine  wesenlhck  positive,  auf 
eine  Vereinigung  gerichtete  sein  muss;  es  liegt  die  richtige  An- 
schauung zu  Grunde,  dass  bei  der  Feststellung  des  Budgets  weder 
das  Velo  noch  die  entscheidende  Stimme  der  Stände  der  rechte 
Weg  sein  kann.  Nun  kann  Ireiiich  auch  die  Forderung  gemein- 
samer BewilKgeng  dem  juristischen  BedOrfniss  nicht  genügen, 
weil  eine  Vereinigung  sich  nicht  gebieten  lässig  eme  rechllich 
nothwendige  Vereinigung  keine  Vereinigving  mehr  ist  Aber  es 
ist  nun  doch  der  Weg  angegeben,  wie  die  Existenz  des  Staats 
vor  den  rechtlichen  Gonseqtu  nzen  des  Duahsmus  gerettet  werden 
iutnn;  und  indem  dieses  Mittel  nur  als  Noth mittel  und  ProvisoriuBB 
dargeboten  wird,  bleibt  die  coordinirte  Stellung  der  Stünde  se  weit 
möglich  gewahrt.  Das  Hannoverisohe  Gasets  enthilt  also  etwas 
richtiges  Negatives ;  dagegen  ist  es  positiv  in  dem  Dualismus 
stecken  geblieben,  hat  aber  einen  Versuch  gemaclit.  vojii  Stand- 
punkte dieses  Dualismus  aus  der  rechtlichen  Forderung  des  Staats 
auf  Fortdauer  seiner  Existenz  gerecht  zu  werden. 

Eine  Bestimmung  des  Ges.  v.  1857  ist  noch  besonders  zu  bemer^ 
ken;  es  Istnemllch  festgesetzt,  dass  die  Verwendung  und  Vertheikmg 
der  für  eine  Ausgaben -PosUiun  im  Ganzen  festgestellten  Suuunc 
der  Regierung  überlassen  ist.  Aehnliche ,  noch  weitergehende 
Bestimmungen  finden  sich  in  andern  Verfassungen.  So  verfügt 
die  Sachsen-Meiningen'sche  Verfossmig  von  1829,  dass  Äe  Ver- 
willigungen  der  Stttnde  nicht  elnzeUien  Personen  und  Stellen  ge* 
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geben  werden,  süiidern  jedem  Zweig  der  Slaals-Verwaltuntr  und 
darunter  begriflenen  Anstalt  im  Ganzen,  so  dass  der  Regierung 
überlaMen  Ueibe,  die  verwiUigtea  Sumneii  etatsmftssig  eu  ver- 
wenden, hk  der  Schwarzburg-Rudolstildler  Yerfassiing  yod  1854 
wird  die  Regiemng  fttr  Ueberacbreilimg  de«  Geis  •  m  m  t-Aasgaben-» 
Etats  verantworln  h  gemacht.  Gibt  man  den  Ständen  prinzipal 
ein  Ausgabenverwtlligungsrecht,  oder  überhaupt  ein  Mitwirkungs- 
recht zur  Feststellung  der  Aasgaben,  so  ist  damit  auch  die  Spe- 
zialität des  Aoagabea-Btats  au^ieaproclieii  im  dem  doppeken  Sim, 
daas  die  Slinde  nicht  gehiadeit  sein  kOnneni  In  das  spezieOsle 
Detail  einzugehen  und  dass  der  Btal  in  derselben  Spezialität,  in 
der  er  festgesetzt  ist,  eingehalten  werden  muss.  Gibt  man  den  Stän- 
den gar  kein  directes  Ausgabenverwilligungsrecht ,  sondern  ein 
Steaenrerwilligangsreeiity  so  kommt  ea  auf  die  Anschanong  an,  die 
man  nril  diesem  Recliie  veitindel»  Ist  es  ein  nnbedingtea  Re<^,  die 
Steuern  festzusetaen,  d.  h.  gilt  der  BeacMnsa  der  SlAnde  ^  iaH$ 
uud  ühiiü  Rücksicht  aul  die  Motive,  so  liegt  in  der  Conjjcquenz 
dieses  Rechts  keine  andere  Beschränkung  der  Regierung  als  die, 
mil  der  .verwiUigten  Steurrsumme  auszukommen ;  über  die  Art 
iler  Verwesdong  durch  die  Regienmg  folgt  ans  diesem  Rechte 
gar  Nichts;  die  Pofderung  specieller  Binhaltnif  dea  Etats  oder 
anoh  nur  nach  Rubriken  oder  nach  Departements  moss  anders 
begründet  werden;  selbst  der  Umstand,  dass  der  Etat  speziell 
beratken  werden  muss,  ändert  hieran  Nichts;  diese  Yorschnft 
enthält  mm  die  den  Standen  aufgenöthigte  Mglichkeit,  Ton  ihren 
unbedingten  Rechte  dan  richtigen  Gebrauch  machen  an  können. 
Wird  aber  das  atAndiache  Steuenrerwüigttngarechi  nicht  als  un- 
bedingtes aufgefasst,  ist  die  Regierung  an  eine  Verweigerung  der 
nothwendigen  Steuern  gar  nicht  gebunden,  so  ergibt  sich  hieraus 
wieder  die  Spezialität  des  Etats;  denn  im  Begrilte  einer  noth- 
wendigen Steuer  lieft  die  Besiekung  auf  die  Ausgaben,  fOr  die 
sie  dfenen  aoll;  efai  aoichea  Recht  aetat  die  Auascheidung  der 
nothwendigen  Ausgidton  f  orana  und  dieas  kann  nur  apeniefl  ge^ 

schehen. 

Zu  jenen  Verfassungen,  deren  Bestiuimungen  Uber  das  Budget 
au  rechtlich  unlösbaren  ConiUdten  awischen  Regierung  und  Stän- 
den iiihren  hdnnan  und  aohon  gcfldirt  haben,  gehOrt  insbeaondere 
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auch  die  wur  ttemborgische  v.  1819  (.s.  R.  v.  Mohl,  \^  ürtL 
StaaUrecht.  Pfizer,  das  Steiiorvej willigungsrecht).    Es  sind  vier 
Satze  derselben,  die  hieher  gehören:  1)  soweit  der  Ertrag  dem 
Kammerguts  nicht  zureicht ,  wird  der  Staatsbedarf  durch  Steoem 
bestritten ;  2)  ohne  Yerurilligung  der  Stünde  kann  weder  in  Kriegs- 
noch  in  Friedenszeiten  eine  directe  oder  indirecte  Steuer  ausge- 
schrieben und  erhoben  werden:      dem  Ansinnen  einer  Steuer- 
Verwiiligung  muss  jedesmal  eine  genaue  Nachweisung  über 
die  Nothwendiglteit  oder  Nützlichkeit  der  zu  mchenden  Ausgaben^ 
Uber  die  Verwendung  der  früheren  Staatseinnahmen  und  Uber  die 
Unzulftnglichkeit  der  Kammereinkttnfte  vorangehen;  4)  zu  deai 
Ende  hat  der  Finanzminister  den  HaupleUL  den  Ständen  zur 
Prüfung  vorzulegen. 

Man  hat  mit  einseitiger  Betonung  des  Satzes  unter  Z.  2 
ein  unbedingtes  Steuerverweigerungsrechi  der  Stünde  behaujitel, 
d.  h.  die  gleiehe  Stellung  der  Stände  gegenüber  der  Steuer* 
forderung  wie  gegenüber  einem  Gesetzesantrag.  Man  muss  auch 
zugeben,   dass  die  Verfassung  diess  in  der  unzweideutigsten 
Weise  ausspricht.    Auch  möchte  ich  den  hiegegen  angezogenen 
§124  der  Verf.-Urk.,  der  den  Beruf  der  Stände  im  AUgemeinen 
ausdrackt  und  unter  anderen  ihnen  die  Aufgabe  stellt,  i»die  nach 
gewissenhafter  Prüfung  Air  nothwendig  erkannten  Stenern  au  Ver- 
willigen   mit  rüzer  nicht  hoch  anschlagen;  selbst  in  einer  Ver- 
fassung, die  auf  s  Entschiedenste  von  einem  unbedingten  Steuer- 
verweigerungsrecht ausgeht,  könnte  dieser  Satz  Platz  finden;  so 
ift  es  z*  B.  auch  eine  Pflicht  der  Regierung,  nur  nach  gewisse»* 
halter  Erwägung  der  Umstünde  eme  Aufl<Mnng  erfolgen  zu  lassen; 
die  rechtlichen  Wirkungen  aber  schliessen  sich  lediglich  an  die 
Thatsache  der  Auflösung  an  und  Niemand  hätte  das  Recht,  die- 
selben wegen  nicht  gehöriger  Motiviruug  in  Frage  zu  stellen.  Da- 
gegen wurde  aui^  der  Satz  unter  Nr.  1  als  Nkhts  bodentend 
surflckgewiesen;  es  wurde  gesagt,  dass  derselbe  nadi  denRegela 
der  Interpretation  nur  im  Zusammenhang  mit  Nr.  2  anfsntoett 
und  durch  deren  Inhail  zu  beschränken  sei.  Es  darf  aber  wohl  ge- 
fragt werden,  warum  nach  den  Regeln  der  Auslegungskunst  zwar 
der  Satz  1  sich  eine  Beschränkung  durch  den  Satz  2  gefallen 
lassen  soll|  nicbt  aber  umgekehrt,  was  oieabar  maleiieü  fiel 
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richtiger;  denn  derSala  1  fsl  ein  nothwendiger,  mil der  Bnslens 
des  Staate  von  selbst  gegebener;  der  Sati  2  nnr  en  dessen  VoII^ 

Ziehung  bestimmt.  Dass  also  den  Würtlembergischen  Ständen 
kein  unbedingtes  Veto  in  Beziehung  auf  das  Steueransinnen  zu- 
koiiiinen  soll,  geht  schon  aus  Z.  1  hervor;  ebenso  aber  auch  aus 
Z.  8)  die  gar  keinen  Sinn  hiltte,  wenn  darin  nicht  die  Pflkht  der 
Sitnde,  die  zor  Bestreitong  der  nothwendigen  oder  nfltzlichen 
Ausgaben  erforderlichen  Steuern  2U  verwiNigen,  enthalten  wüfe. 
Allein  wenn  auch  hier  die  Aufj^abe  der  Staiidi'  riii)t(  riell  richtig 
aufgefasst  ist,  so  ist  damit  für  die  wirkliche  Anwendung  doch  gar 
I^ichts  gewonnen.  Denn  nun  fragt  es  sich,  welche  Ausgaben 
sind  nothwendig  oder  nütsüch?  Ein  principales  Ausgabenver- 
willigungsrecht  kommt  den  Ständen  nicht  zu ;  die  Z.  4  bezeichnet 
die  Pflicht,  den  Stünden  den  Etat  vorzulegen,  ausdrttcfclich  als 
durch  das  Steuerverwilligungsrecht  veranlasst,  und  das  Recht  der 
Stände  in  Beziehung  auf  den  Etat  als  ein  Hecht  zur  Prüfung.  Soll 
aber  die  Ständeversanunlung  auch  nur  das  Recht  haben^  die  weder 
nothwendigen  noch  nfltzlichen  Ausgaben  aus  der  zuf  Findung 
der  Stenersumme  entworfenen  Uebersicht  zu  streichen,  so  muss 
ihr  zukommen,  selbstständig  ihr  Urtheil  hierüber  zu  bilden.  Was 
soll  nun  Rechtens  sein,  wtMin  gerade  über  diese  Eigenschaft  einer 
Ausgabe  Regierung  und  Stande  sich  nicht  zu  einigen  vermögen? 
Diese  Frage  —  und  sie  ist  die  einzige  praktische  —  entbehrt 
durchaus  emer  rechtlichen  Lösung.  Wie  oben  schon  angefllhft 
worden  ist,  hat  man  nun  unterschieden  zwischen  absolut  noth* 
wendigen  und  aiulcrn  Ausgaben.  Allein  damit  ist  rechtlich  Nichts 
gethan  :  denn  entweder  sind  diese  Ausgaben  aui  Ii  von  den  Standen 
als  absolut  nothwendig  anerkannt  oder  nicht ;  im  letztern  Faü  ist  man 
um  keinen  Schritt  weiter  gekommen  und  det  Satz  enthält  eigent* 
lieh  Nidits,  als  die  der  Politik  angehörende  Forderung,  dass  die 
Regierung  im  Zweifel  mit  möglichster  Rücksicht  auf  die  Wunsche 
der  Stände  verfahre :  im  erstem  Falle  aber  wird  nun  die  Steuer  hie- 
für verwilligt  werden,  so  dass  der  Streit  nur  für  die  übrigen  Aus- 
gaben fortdauert,  hier  aber  in  der  geschilderten  rechtlichen  Unlös- 
barkeit ;  aber  selbst  m  diesem  Falle  könnten  die  Stünde  dadurch, 
dass  sie  zwar  Ihre  Bereitwilligkeit  zur  Verwilligung  der  Steuer  er- 
klärten, aber  weder  die  von  der  Regiemng  vorgeschlagenen  Steuer* 
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gattimg«n  hüligteii  noeh  lelber  andare  ironcUilgeii,  die  Steuer* 
irerwUligung  iUiasorwch  maohen;  denn  allenliiigi  kann  man  darOber 

nicht  im  Zweifel  sein,  dass  das  ständische  Steuerverwiüigungsrecht 
sich  nach  der  wiirttembergischen  Verfassung  auf  säinmtliche  ein- 
selne  Steuergattungen  bezieht,  d.  h.  dass  jede  einzelne  Steuer- 
^elle  mir  illr  die  Dauer  einer  Etatsperiode  und  bis  zur  nicbaten 
Yerwffligung  eröffnet  lat  (2.  2).  Die  ganae  Untmcheidang  von 
nothwendigen  und  nützliclien  Ausgaben  eor  Gewinnung  einer  Yer- 
achiedenheit  des  Verhaltenj»  dci  Slaiid{3  isl  in  der  Verfassungs- 
ürkunde  nicht  begründet;  für  die  nützlichen  Ausgaben  gelten 
keine  andern  Grundsätze  als  für  die  notbwendigeu. 

In  Baden  soll  nach  der  Verfaaaung  von  1818  giekiifiriig 
keine  8tener  ohne  ZnaHnuttung  der  Stinde  eikoben  werden.  IGE 
dem  Auflage ntresetz  wird  den  Stftnden  daa  Budget  vorgelegt 

Oben  wurde  vine  Stelle  aus  Murhaids  Buch  über  die  ch ur- 
hessische Verfassung  von  1831  angeführt,  dieselbe  bezieht 
aich  auf  das  in  dieser  Yerfasanng  angeordnete  Compromissgericbt 
fiir  den  Fall,  daas  «ich  »swiacben«  Regierung  und  Stünden  <lber 
einaelne  Beatlromungen  der  Verfassung  »Zweifel«  ergeben.  Ee 
isl  bc7A'i(  l)nend  lur  Murhard,  der  durchaus  in  der  unklaren  und 
undurclii uhrbaren  dualistischen  Ansicht  befangen  ist,  dass  er  die< 
selbe  auch  noch  in  diese  Bestimmung,  und  zwar  in  geradezu 
widerainniger  Weiae,  hereinträgt  Denn  wenn  hier  von  emem 
Zweifel  zwiaehen  Regienmg  und  Stfinden  die  Rede  ist,  so  iat 
offenbar  —  und  diess  ist  etymologisch  und  sprachgebrauchlich  zu- 
lässig —  nicht  von  dem  Zwiespalt  (Zweifel  von  Zwei,  dubium 
von  duo^  innerhalb  einer  Fersen,  sondern  von  dem  Zwiespalt 
swiachen  vewhiedenen  Personen  die  Rede^  ea  könnte  aoost  ja 
auch  gar  nicht  »swiachen«  heisaen;  Murhard  aber  Interpretirt,  daa 
Compronissgericht  aetse  vorana,  daas  jeder  der  beiden  Pnctoren 
über  die  Bestimmung  im  Zweifel  sei;  erklare  einer,  er  sei  im 
Klaren,  so  könne  bei  aller  entgegengesetzten  Ansicht  des  andern 
das  Compromissgehcht  nicht  stattfinden.  Im  Uebrigen  findet  Mur- 
hard freilich  in  der  von  ihai  commentirten  Verfaaaung  aelbat  Ralt 
genug  für  aeine  unjuriatiache  Ansitdirung.  Die  Stande  haben  nach 
derselben  för  die  Aufbringung  des  über  die  anderweitigen  Mittel 
eilurderUcheu  SuatsbedarCs  zu  sorgen^  es  darf  aber  ohne  ihre 
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BewOligong  durchaus  keine  Steuer  erhoben  werden;  den  Ständen 
wird  der  Etat  vorgelegt ;  über  die  Art  d*'r  Auibringung  und  Ver- 
theilung  der  Steuern  haben  die  Stände  zu  beschUessen  ^  den 
Ständen  isl  die  Verwendung  der  Staatseinnahmen  zu  den  her 
«limmten  Zwecken  nachmweisen.  Diess  gibt  nun  Murhard  Anlass 
xur  Aufstelhmg  folgender  Sätze ;  die  Stände  müssen  die  nothwen* 
digen  Steuern  V(  r willigen ,  können  sie  aber  auf  indireciem  Weg 
ilurch  jNitlitannahme  der  von  der  Regierung  vorgeschlagenen 
Mittel  verweigero ^  aber  auch  die  Regierung  kann  die  Vorschlage 
der  Stände  verwerfen ;  »es  ergibt  sich  hieraus  die  Nothwendigkeil, 
dass  sich  Staatsregiening  und  Ständeversaromlung  Ober  die  Mittel 
und  Wege  zur  Deckung  des  Deficits  einigen.«  »Doch  muss  er- 
sterer  daran  sehr  gelegen  sein,  einen  in  (ii<  ser  Beziehung  ob- 
waltenden Streit  zu  beseitigen ,  indem  sie  nur  dadurch  aus  der 
FinanzT^egenheit  herauskommen  kann.«  Aus  dem  ständischen 
Steuerverwiiiigungsrechl  folgt  mit  Nothwendigkeit  das  Recht  der 
Stände  zur  Festsetzung  des  Etats  und  zwar  kommt  den  Ständen 
hier,  im  Unlerschied  von  jeder  andern  Befugniss,  die  endliche 
Entscheidung  allein  zu  und  zwar  über  jeden  einzelnen  Posten, 
sofern  er  sich  nicht  auf  eine  gewisse  Bestimmung  gründet. 
Dennoch  dürfen  aber  die  zur  Fühning  einer  der  Landesverfassmig 
entsprechenden  Regierung  erforderlichen  Mittel  nicht  verweigert 
werden;  was  aber  dazu  gehöre,  soO  wieder  von  den  Ständen 
entschieden  werden^  wenn  aber  das  Gericht  sich  von  der  un- 
vermeidlichen Nothwendigkeit  einer  Ausgabe  überzeugt ,  so  soll 
nun  doch  der  Minister,  der  sie  gegen  den  Willen  der  Stände  ger 
macht  hat,  freigesprochen  werden. 

Anct^die  Verfassung  des  Grossherzogthums  Hessen 
von  1820  enthält  die  Bestimmung,  dass  ohne  Zustimmung  der 
Stände  keine  Steuer  erhoben  weiden  dürfe.  Hierzu  bemerkt 
Weiss  (Verfassuijggrecht  etc.  S.  492),  den  Ständen  komme  das 
Recht  zu,  die  einzelnen  Ausgaben  und  Auflagen  ganz  oder  theil- 
weise  zu  verweigern;  die  nach  dem  frfthem  Finanzgesetz  be- 
willigten Summen  können  die  Stände  der  Regierung  insofern  mcht 
mit  Erfolg  verweigern,  als  diese  in  solchem  Fall  den  Landtag 
auflösen  und  das  Finanzgesetz  auf  sechs  jMonale  prorogiren,  auch 
dieses  Verfahren  nach  Befinden  mehrmals  hinter  einander  wieder- 
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holen  können.   Es  fragt  eich  sehr,  ob  ifiese  Aoslegiinf  Hclitif^ 

ist;  aber  angenommen  sie  sei  es,  so  zeigt  sich  gerade  darin, 
dass  man  (Yfie  auch  im  hannovmchen  Gesetz  von  1S57  s.  oO 
za  ausserordentlichen  und  abnormen  Maassregeln  greifen  musSy 
um  die  Bnatenz  des  Staates  dem  Rechte  einer  Anzahl  seiner 
Glieder  gegenOber  zu  retten,  die  grundfalsche  Stellung  dieser 
Glieder. 

Es  würde  zu  weit  führen,  sämiiitliche  deutsche  Verfassungen 
in  derselben  Ausführlichkeit  zu  behandeln,  welche  der  Betrachtung 
der  den  bedeutenderen  deutschen  Staaten  (ausser  Oesterreidi) 
angehörenden  und  von  einer  eigenen  Literatur  begleiteten  ge- 
widmet wurde.  Ich  werde  mich  daher  darauf  beschriinken,  aus 
den  iibrigen  noch  einzelne  besonders  bcmerkenswerthe  Sätze  her- 
vorzuheben. Nur  sei  das  noch  im  Allgemeinen  bemerkt,  dass 
diese  Verfassungen  nicht  selten  die  materielle  Schranke  des  stüniti- 
sehen  Steuerverweigerungsrechts  ausdrttoklich  hervorheben,  auch 
zum  Thdl  die  genaue  und  spezielle  Emhaltung  der  Etats  tot- 
schreiben,  desgleichen  Bestimmungen  über  die  Beurlheilung  der 
unvorhergesehenen  Ausgaben  enthalten. 

Die  Sachs en -  Weimar-Eiseaachsche  Verfassung  von 
1850  gestattet  die  Forterhebung  der  Steuer  Aber  das  Ende 
der  Steuerperiode  hinaus  auf  ein  halbes  Jahr,  nach  dessen  Ablauf 
nur  noch  das  ausgegeben  werden  soU,  was  von  Rechtswegen  ge- 
fordert werden  kann. 

Die  Sarhsen-Altenbur g sehe  Verfassung  von  183 1 
erklärt  die  Landschaft  für  verbunden,  die  zur  anständigen  Auf- 
bringung der  erforderlichen  Ausgabestttse  nöthigen  Mittel  zu 
bewilligen;  komm!  em  Einverständniss  mit  den  Ständen  nicht  zu 
Stande,  so  wird  der  Etat  auf  ein  Jahr  prorogirt,  »innerhalb  dessen 
die  Verhandlungen  zum  Schluss  zu  brintjen  sind";  diese  Anord- 
nung verdient  wegen  der  Naivetat  bemerkt  zu  werden,  mit  wekher 
die  Verzweiflung  an  einer  rechtlichen  Lösung  zu  Tage  tritt. 

Nach  der  Oldenburg'schen  Verfassung  von  1852  soH  bn 
FaHe  einer  NIchtvereinignng  über  den  Ausgaben-Etat  oder  die 
Deckungsmittel  auf  Anrufen  der  Stande  oder  dti  Regierung  ein 
vereinbartes  Schiedsgerichl  oder  der  Slaatsgcrichtshof  als  Schieds- 
gericht entscheiden^  Jeder*  Parthie  steht  zu,  sich  von  diesem 
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sprudle  an  dM  BmideMdiiedfgericlit  m  wendeii;  bii  m  EuU 
Scheidung  des  Schiedsgerichts  werden  die  hisherigen  Stenern 

forterhoben  und  nach  dem  letzten  ordentlichen  Etat  verwendet; 
bei  der  Entscheidung  des  Schiedsgerichts  bleibt  es  bis  zum 
Spruche  des  BuBdesschiedsgerichts,  der  definitiv  ist. 

In  Hessen-Homburg  (Verfassung  von  1852)  wird  das 
Budg^  unter  dem  Vorsits  eines  Begiemngsmitglieds  von  einem 
Landesausschuss  berathen,  der  aus  Delegirten  der  beiden  Bezirks« 
rälhe  besteht,  welche  theils  aus  vom  Regenten  ernannten  Mit- 
gliedern, theüs  aus  von  den  Gemeindevorstehern  gewählten  Aotiv* 
bürgern  zusammengesetst  sind. 

In  Liechtenstein  endlicfa  (Verf.  von  1818)  haben  die 
Stande  lediglich  Ob^  die  Binbringlichkeit  der  postulirten  Summen 
zu  berathen  und  dafür  zu  sorgen :  auch  bei  Einführung  neuer 
Steuern  haben  sie  nur  zu  Ijcrathen  und  ihre  Wünsche  auszu- 
sprechen;  die  Uetrierung  entscheidet. 

Mehrere  Veifassongen  gedenken  des  BundesschiedsgeriohtSi 
In  der  Anordnung  des  Bundesschiedsgerichts  Ist  schon  darum 
keine  LOsung  des  l>estehenden  DuaÜsnms  zwischen  Regierung 
und  Ständen  zu  finden,  weil  seine  eigene  Thätigkeit  in  Folge 
eben  dieses  Dualismus  eine  zufällige  ist,  sofern  die  beiden  Fac- 
toren  sich  über  die  Berufung  an  dasselbe  zu  vereinigen  haben« 
Es  haben  zwar  einige  Verfassungen,  wie  bemerkt,  dessen  An- 
rufung unter  gewissen  Voraussetzungen  angeonhiet,  so  dass  eine 
Vereinigung  im  einzelnen  Fall  nicht  erforderUch  ist;  indess  ist  es 
mir  zweifelhaft,  ob  diess  nach  dem  Sinne  des  Bundesbeschlusses 
von  1834  zulässig  ist.  Jedenfalls  liegt  in  der  Existenz  eines 
Schiedsgerichts  nicht  die  Lösung,  Sonden  die  Bestärkung  der 
dualisüscben  Stellung  von  Ständen  und  Regiening.  In  der  Existenz 
einer  Aber  ^en  emsttmin  Staaten  stehenden  Bundesgewalt  könnte 
diese  Lösung  allerdings  gefunden  werden,  aber  nur  mit  Auf- 
opferung der  Souveränelät  der  Ernzelstaaten.  Der  deutsche  Bund 
aber  hat  ausdrücklich  sich  für  unzuständig  erklärt,  in  landstandische 
Angelegenheiten  oder  in  Streitigkeiten  zwischen  den  Landesherm 
und  ihren  Ständen  einzuwirken  (Wiener  Sehlussacte  von  1820* 
Art.  61). 

Fassen  wir  das  Ausgeführte  noch  einmal  in  einem  Punkte 
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zusammen!  Damit  der  Staat  seiner  Aufgabe  genüge,  muss  er 
zur  i^erson,  zum  Willenssubject  werden ,  d.  h.  es  muss  bestimml 
sein,  was  als  der  Wille  des  Staates  zu  gelten  habe.  Diess  kann 
auf  vmchiedeiie  Weise  gesolielieii;  indiesoiideiie  kam  ein  in- 
sammengefietzler  Wille  constiliiirt  Man.  SoU  diesB  in  aOen  Fillai 
genügen,  so  darf  das  Yerhftltniss  der  einzelnen  Glieder  des  zur 
Hervorbringung  des  gemeinsamen  Willens  berufenen  Körpers  nifhl 
ein  bloss  negatives,  im  gegenseitigen  Veto  seinen  Ausdruck 
findendes  sein;  ein  solches  Verhältniss  enlapricht  einag  dem 
Zweck  der  Wahrung  bestehender  Redite,  kann  aber  da  nicht 
genügen,  wo  schlechterdings  ein  bestinimter  positiver  Zwedi 
erreicht  weiden  muss,  indem  das  wirkliche  Zustandekommen  eines 
gemeinsamen  Willens  rechtlieh  zufallig  ist.  Wo  also  letztere« 
noihwendig  ist^  da  muss  ein  anderer  Weg  gewählt  werden,  sei 
es  dass  anf  einen  zusammengesetsten  Willen  überhaupt  venichtel 
oder  dass  in  demselben  das  Prinap  der  Majorisirang  elDgalQlHt 
wird  oder  anf  sonst  eine  Weise.  Welcher  Weg  wirklich  gewiUt 
werden  soll,  ist  Frage  der  Politik;  rechtlich  genügt  jeder,  der 
überhaupt  einen  anerkannten  und  sicher  erkennbaren  Willen 
ermöglicht.  Die  Stelhing  der  Stände  zur  Regierung  ist  nun 
aber  Qberall  noch  diese  uiorganlseh  negative  nnd  darum  insbe- 
sondere im  Gebiet  des  Finanzwesens  ongenftgende.  Die  mateitelk 
Normirung  ihrer  Rechte  führt  nicht  zum  Ziele ;  ebensowenig  d« 
Aufstellen  blosser  INothmiltel  für  den  Fall  ihrer  rechtlich  immer 
möglichen  Mchtvereinigung.  Dass  ein  juristisches  Bedürfnis 
einer  andern  Binriohlung  vorhanden,  wird  kaum  sa  bestreiten 
Sehl,  ekle  solche  ffinrichtung  zu  finden,  ohne  dabei  den  materiailaB 
Isteressen  des  Volkes  emea  Abbruch  zu  thun,  isl  vieflekht  noch 
der  Zukunft  vorbehalten. 
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Vor  Dr.  fierst&er  iü  Würzburg. 


Ehe  die  Wirthschaft  der  Völker  in  WirUichkeit  aus  dem 
allgemeineil  unbestimmten  Gattungskben  der  .firttheren  Caltar* 
stufen  «ich  empurgeliobeA  und  zu  einem  etkennbaren  selbständigen 
individuellen  Gesetze  sich  entfaltet  und  gestaltet  hatte ,  war  auch 
dem  wissenschaftlichen  Geist  kein  Gegenstand  ökonomischer  Be- 
trachtung gegeben  gewesen.  Im  Alterthum  gab  es  keine  8elt>- 
stdndige  Volks-  oder  GesellschaUsökonomie ,  also  such  keine 
VoQtswIrlhscIiflilslelne.  Sind  doch  die  wirthschtftilchen  Bestrebun- 
gen unserer  Tage  der  lebendige  Ausdruck  eines  Systems  des 
freien  individuellen  Ei  w  erbs ,  eines  gesteigerten  Princips  des 
Individualismus,  das  sich  in  der  geniianisc lien  Welt  seit  dem 
Mittelalter  stets  fortschreitend  entwickelte,  eines  Individualismus, 
wefeker  bekamitlick  der  antiken  Auffassung  m  Volks-  und 
Staatsleben  gllnzlicli  firemd  gewesen«  Staat  und  Volk  waren 
tdentiseke  Thatsachen  und  Begrilfe.  Wikrend  bei  den  Grieeben 
der  Staflt  vorn  Nolke  gebildet  wurde,  so  wurde  bei  den  Römern 
das  Volk  durch  den  Staat  repräsentirt ;  immer  aber  war  es  die 
Staatflfmsönlichkeit,  die  als  das  handekide  Subject  im  grossen 
allgem^nen  öfentkohen  Leben  cnflrat  und  ds  soicbe  erkannt 
wurde.  Es  treten  desshalb  die  VITissenscbaften  der  Politik  und 
des  Rechtes  und  in  wirthschaftlicher  Beziehung  nur  die  Finanz- 
wirthscliafi  besonders  hervor.   Aber  auch  diese  war  mehr  ein 
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regefloses  Ausbeutungssystem  nach  Ansseiiy  als  elti  wahres  ratio- 
nelles  Princip  des  innereren  Administration.  So  fand  auch  in 
dieser  Richtung  die  Wissenschaft  keinen  haUburen  Gegenstand 
der  Forschung. 

In  den  Gulturstaaten  der  Gegenwart,  die  auch  in  der  Keim- 
nnd  Knospenzeit  der  staatlichen  Entwiclilung  alle  öiTentlichen 
Lebenssphfiren  als  ein  ganzes  nngetbetltes  Gebiet  einschlössen, 

sollte  dvv  Aiisscheidungsprozess  zwischen  Staat,  fiesellschafl  und 
Individuen  vor  sich  gehen.  In  den  allen  Staaten  wnr  das  (iattunjr.s- 
leben  allgemeines  bleibendes  Gesetz,  in  den  neueren  war  es  nur 
eine  die  ersten  Entwicklungsperioden,  die  Kindheit  der  Staaten 
charakterisirende  Erscheinung. 

Je  mehr  jener  Process  sdner  Vollendung  en^regen  reffi, 
desto  bestimmter  ,  selbststandiger  und  erkennbarer  treten  jene 
einzelnen  Lebenskreise  hervor  und  damit  auch  die  sie  erforschen- 
den Wissenszweige.  Dieser  Vorgang  hielt  paraHelen  Schritt  mit 
der  Cultnr  überhaupt 

Wenn  wir  Im  Nachfolgenden  die  Natlonalakonomie  Rir  das 
neue  Gebiet  der  Gesellschaftswissenschaften  gewinnen  wollen, 
so  ist  zuvor  die  Beantwortung  der  Frage  nütliig,  welche  National 
dkunomie  gemeint  sei,  denn  dieser  Begriff  hat  mehrfaclie  An- 
wendung erfahren. 

Erst  der  deutsche  Geist  hat  der  Staatswiithschaflslehre 
System  verliehen.  Vordem  waren  die  Werke  in  dieser  Richtung 
ungeordnete  wenn  auch  grossartige  und  reichhaltige  Untersuchun- 
gen über  Staats-,  voiks-  und  privatwirthschaftlicbe  Verhältnisse 
und  Gesetze.  Die  einzelnen  Wirthsohaftskreise  waren  wohl  in 
ihrer  allgememen  Verschiedenheil,  aber  nicht  in  ihrer  gegen- 
seitigen individuellen  Selbstslftndigkeit  eifcannt.  Vor  Allem  mnsn 
aber  bei  der  Untersuchung  eines  Wirthschaftsffebietes  eine  klare 
Erkcnntniss  des  darin  waltenden  eigenthüniliciien  Gesetzes  und 
handelnden  Subjektes  gewonnen  werden.  Darauf  gründet  aick 
dann  die  Mögüohkeit  eines  sicheran  Begriifii  vom  Uhteraachttiigs- 
gebiat  selbst,  um  dm  sich  dann  ala  «brigen  Wahfheitan  her- 
unlaginm. 

In  den  systematischen  d.  i.  deutschen  Werken  findet  nmii  das 
grosse  Staats wirihschafUiche  Lehrgebäude  in  die  3  Disc^;»linen  dar 
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VolkswirthsciiaflflMire,  VoikwMwcb«fl8politft  wnd  Fiiitmiifaiiew^ 

Schaft  al)gelheiU.  Wir  begreifen  nun  unter  Nationalt ikonomie  resp. 
Nalionalokonomik  die  Volkswirthschaftslebre  und  nur  diese  mit 
AusscUuss  der  Yolkswirthschaftspolitik  der  sogenannten  specielien 
Natlonaldkonomie  0*  Gewiss  stehen  die  drei  Gebiete  in  einer 
Stelen  We^AseliviiluiDg  im  nomalen  wie  abnormen  Leben ,  den- 
noch  aber  zeigt  sich  zwischen  unserer  Naüonfilökonomik  und  den 
beiden  anderen  slaatswissenschaftlichen  Discijjlinen  in  Bezug  auf 
das  thätige  Subject  und  die  letzten  Gründe  und  Gesetze  der 
Tbfttigkeit  eine  so  wesentliche  Verschiedenheit,  dass  es  eine^ 
wissensobaflliehe  Noihwendigkett  isl,  jene  aus  dem  Kreise  der 
Staatswissensehaflen  ausmscheiden  und  in  eine  neue  Heimath  za 
f>erweisen,  welche  sie  im  Gubiele  der  Gebell:>chaftswissanscharten 
finden  soll 

in  diesem  Versuche  erachten  wir  die  Controverse  über  die 
fijcistetts  dieser  Wissensohaflen  ftr  geschlichtet  Der  Begriff 
OesellschaftswissensdiafI  ist  uns  mr  Wahrheit  geworden  und  zwar 

nach  der  Theorie  eines  Hauplvertreters,  wir  können  nach  unserer 
Anschauung  und  Lieberzeugung  nur  R.Mo  hl  folgen,  abgesehen 
davon ,  dass  ausser  ihm  die  Wissenschaft  nur  Wenige  zählte 
welche  das  fragliche  Gebiet  wttrdagien  und  mit  Erfolg  bearbeiten^ 
«mI  dies  ist  der  PaU  niebt  desshalb^  weil  der  Begriff  der  Gesell- 
schaftswissensehaft  sehen  eni  Überwmdener  wire,  sondern  well 
er  noch  nicht  vollständig  erkunnl  ist.  Gegen  diese  Theorie, 
welche  bei  der  Anwendung  des  begriils  Gesellschaftswissenschaft 
auf  unsere  NalionalOkononiik  die  inaassgebende  sein  soll,  haben 
wir  nur  einige  «renige  systematische  fiedenhen,  ausserdem  woBen 
wir  vielmehr  durch  die  nachfolgende  Erörterung  einen  Beitrag 
zu  ihrer  Begründung  und  Fortsetzung  zu  liefern  versuchen. 

Die  Grundanschauung  der  Theorie  MohTs  ist  in  Kurze 
soweit  es  der  vorüegende  Zweck  darsustellen  erfordert,  fuigende  % 


1)  Mühl  Gesch.  u.  Litt.  d.  Stw.  B.  III.  S.  299  B.  I.  S.  118. 

2)  Ausführlichere  Krürlerungen  findet  man  in  dessen  Geschichte  uud 
Litteratur  der  Staalswissenschaften  B.  I.  S.  69  ii.  ff.  und  dessen  Encyklo- 
pidie  der  Staatswissenschaften  S.  18  ff.  S.  42  ff.  Abwt  u  In  ndp  und  gegen- 
tfaeilige  Ansichten  s.  B 1  u n t s c b Ii  in  der  Münchner  kriiischen  Ueberschau 
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Ausser  dem  Lebenskreise  der  individuellen  und  der  Slaalsper- 
sönbclikeit  giebt  es  noch  eine  driUe  Existenzsphire.    Die  Ex- 
fUmniir  xeigt  im,  däu  die  es  eme«  gawlfigea  ^mmt  w> 
imiideiie  Mensctaigripp^  MbM  den  Einsela-  und  SM^dehen  m 
nfntlAiiilidMt  LalmsverliiMii  nach  ^mwAMmm  fMmm^tm 
bildet.    Dieses  Verhältnisü  ist  weder  eine  Aeusseriing  des  mdi 
viduellen  Willen«;  noch  der  staatlichen  Macht,  sondern  ruiii  ia  1 
einem  eigenen  von  diesen  Potenxen  freien  QacotiB.    Die  Seele 
dieief  die  dHlte  EnstowsspiMtre  erftlleadeo  Gm»  bidtl  m 
beatiiMBteg  aBe  CMldT  deweibea  dawliIrthBCiidui  md  Mbeiitt 
bteresse.   Als  die  eigeHtbdiiillclieB  Merknale  seines  Lebens  sind 
folgende  anzuführen  :  die  Ursachen  seiner  Zustande  sind  dauern-  1 
der  Art)  von  grösserer  geistiger  oder  sachlicher  Bedeutung,  kaben 
eine  allgemeine  Verbreitung,  Qberragen  die  staatliche  Abgreannf 
imd  die  darck  eai  beatiaunlif  liilMroaaiB  gebildete  fieMMMBeckafl 
eiiee  GeaMsinscIiaflsgaineB  aeUieart  die  gleiobieilige  TheflaekM 
an  anderen  ahnlichen  Genossenschaften  nicht  aus.    Endlich  sind 
diese  Zustande  nicht  durch  eine  lurmliche  Ur^imisation  bedingt, 
sondern  zeigen  eine  ganz  naturgerTiasse  Entwicklung.    Die  diircb 
dieae  Merkoiale  anageieiehBete  Eiaheü  ood  <flemeieachaft  mm 
IndhddM  Mast  GescUaokaft  »GeaelhclMiBIdheliebeiiabeiae  aM  | 
die  einzebleii  ana  enieiB  beelinailen  Inleresae  sidi  entwickeliidea 
natürlichen  Geuosserischaflen,  gieichgültiff  ob  förmlich  geordnet 
oder  nicht;  gesellschaftliche  Zustande  said  die  Folgen,  welche 
ein  sokbea  aiiebtiges  Interesse  zunächst  für  die  Tbeilnehmer, 
dann  aber  anch  nnttelbar  ftr  die  NicbIgewMeen  kat*  0.    Ala  | 
gesdlachalllklM  Kreiae  änd  hwondeffa  die  laaaan,  Camei«de<j  i 


in.  229  E;  in  den  von  ihn  vad  Brater  bewungcgcbww  Staalslenkon 
R  8.  246  H;  dia  gewandte  Sebrilt  von  Treiltebfca  dia  geiaMtebafta- 
wiiiaaicbafl.  1860.  BeMmdera  lit  abar  ali  gtenaraa  lyrtaawüiebei  W«ifc 
Steia't  Syiteai  dar  Staat^wiManichalfcea  B.  II.  dia  GaMlIachalblakra ; 
aodaan  dawaa  Gatchichte  dar  laaialaB  Bawagaeg  in  Fraakiaiab  B.  I. 
8.  IUI  ft,  B.  IL  S.  18  Ü  a.  daaM  Waili:  dar  Sociafiianii  oad  Cmk 
muümtm  4m  hm.  Fiankr.  8.  14  ft  hsiiaiiaihabaa.  8.  mm4  Boaaalvr 
aHf .  8laatJafcia  8.  163  £,  8Ö8      481  i: 

1)  Mabl  GaicUdite  «.  Litt.  d.  8iw.  B.  L  8.  10t 
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Stönde,  die  durch  Wirthschaft,  Religion  und  Bildung  entstandenen 
Gesellschaftsmassen  zu  betrachten.  Wir  schUessen  ons  in  den 
aufgeführten  Punkten  der  Theorie  MoU's  um  so  unbedenklicher 
an,  ala  den  Gegnern  eine  ttbcnengende  Widerlegung  bisher 
nodi  nicht  gelungtn ,  Bfanchem  viehnehr  gfinzüch  miaslungen. 
Indem  wir  insbesondere  auf  das  lesterwähnte  Merkmal  der  natur- 
geniasseii  Entwicklung  (iewiclit  legen,  wollen  wir  durch  eine 
auafil^liche  Behandhuig  desselben  die  Theorie  der  Gesellschafts« 
wissenschafl  sn  erginsen  und  weiter  rnk  hefffm^^n  suchen,  denn 
wir  erkennen  darin  das  wichtigste  Moment  ifw  die  Wahrheit  die- 
ses neuen  Wissensgebietes.  Die  flbrigen  Merlattale  kdrnien  wh* 
nicht  in  demselben  Maasse  als  specifische  betrachten,  besonders 
die  drei  zuerst  angeführten.  Die  Merkmale  der  Dauer,  der  grosse^ 
ren  Wichtigkeit,  der  aUgemeiuen  Verbreitung  sind  nicht  blos  £igen- 
thümlichkeiten  gesellschafUicher  Zustände,  sondern  aneh  des  Staats«- 
letan,  das  gerade  von  jenen  gelrennt  werden  sott. 

Dagegen  ist  das  Naturgesetz,  welches  im  geseUschaftlichen 
Leben  waltet,  die  sicherste  Grundlage  für  eine  wissenschafliicbe 
Theorie  desselben,  wenn  überhaupt  eine  sok^e  im  Bereiche  der 
Brkenntniss  mi^gllch  ist.  Ein  besonderer  Versuch,  die  Gesett-  » 
schafkswtssensehaflett  in  dnser  Richtung  sn  begründen  dürfte 
schon  iitn  df  swillen  nicht  überflüssig  erscheinen,  da  der  Punkt 
der  naturgesetzlichen  Gestaltung  des  socialen  Lebens  weder  von 
den  Vertsetern  der  GeseilschaftswissenschaCI  hinreichend  ausge- 
führt, noch  weniger  von  flnren  Gegnern  eingehend  behandelt 
wurde. 


Man  kann  die  Lebensgebiete  der  Menschhdt,  nach  dem 
grossen  Gegensati  von  Freiheit  und  Notkwendigkeit  ordnen.  "Es  ist 
der  Gegensati  iwiidMn  der  sinnlichen  objektiven  Erschekivng  und 

dem  verborgoiien  nur  in  den  Folgen  erkennbaren  inneren  Leben. 
Wo  nur  immer  die  Welt  dem  forschenden  Auge  sich  darbietet, 
in  aUeu  ftegionen  des  Daseins,  den  tieisten  und  höchsten  ist 
eüier  dieser  grossen  Poie  wahrnehmbar. 
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weder  unterliegt  eine  Existenz  einem  Gesetz  der  Noth- 
wendigkeit,  von  dem  sie  sich  nicht  loszuwinden  verritag,  in  dem 
ihr  Leben  verlauft  und  vergeht,  oder  sie  ist  frei,  ihrer  selbst 
micbtig  ond  findet  Wesen  und  Inhatt  ihres  Lebens  in  dem  Be^ 
.imstsehi  und  der  Eitointniss.  - 

Dieser  grosse  Gegensatz  der  Weitexistettzen  ist  im  Gebiete 
der  wissenschaftlichen  Systematik  durch  die  Begriffe  von  Natur 
und  Geist  gegeben  und  darnach  scheidet  sich  auch  das  Wissens- 
gebiet in  2  gross^ Gruppen.  Wir  haben  enfttredor  eine  Wisse»- 
Schaft  der  NollNrendigkeit  eder  Nalnr,  oder  eine  Wissenschaft 
der  Freihttt  oder  des  Geistes.  Jene  liat  die  nach  iwingenden 
Gesetzen  in  der  sinnHchen  Erscheinung  bestehende  Welt  zu  ihrem 
Gegenstand,  diese  die  Wissenschaft  der  Freiheit  erkennt  ihre 
Au%ai>e  in  der  ikiorschong  der  ethischea  inteUektueUen  Weit- 
ordnang. 

Wenn  nnn  das  gnuse  Pasein  in  jenen  bridan  Gasatsen  sich 
auflöst  —  und  eni  drittes  kamt  nicht  geAmden  werden  —  so 

muss  auch  die  Existenzsphäre  des  socialen  Lt4)en.s  in  einem  die- 
ser Gesetze  den  letzten  Grund  ihrer  Entstehung  und  Bewegung 
finden.  Und  dieser  Grund  ist  nach  unserer  Ansicht  nicht  im 
Gesetze  der  Freiheit,  sondern  in  dem  der  Matnr  oder  Notli- 
wendigiceit  zu  suchen.  Die  Einheit  und  GesammtlMit  von  Menschen 
in  einem  Staate,  die  man  unter  dem  Begriff  Gesellschaft  verstellt, 
lebt  nach  einem  unwandelbaren  iSalurgesetz  und  die  Wissen- 
schaft von  diesem  Leben  ist  eine  Naturwissenschaft. 

Zunächst  säblen  wir  zur  letzteren  alle  Wissensiweige,  welche 
das  nothwendig  sich  entwiclrahide  Dasein  zum  Gegenstand  haben. 
Sodann  ist  zwischen  dem  Naturgesetz  der  Materie  und  dem  der 
Gesellschall  zn  unterscheiden.  Beide  haben  zwar  den  Grund- 
begnir  der  Müthwendigkeit  gemein ,  sind  jedoch  dureli  ihren 
Träger  ganz  verschieden,  diesen  bildet  dort  die  todto  iHofi'-  und 
Sachenweby  hier  die  ielmde  Menschheit  Die  nalnrgeaelaliriie 
Bniwidünng  in  der  GeseHsohafI  selliel  ist  aber  unveckembar. 

Wir  sehen  nemlich,  dass  die  im  Staate  lebenden  Menschen- 
gruppe vun  den  verschiedenartigsten  Reo^ungen  und  Interessen 
erfüllt  wird)  welche  ihr  Leben  bedingen  und  regieren.  iMc  er- 
gehen sich  aas  der  Bestimmung  des  maasehfichon  Dmmam  ihar< 
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haupt  und  haben  desshalb  moralische,  religiöse,  geistige,  mate- 
rielle und  rechtliche  Bedeutung.  Diese  Interessen  sind  nun  aber 
nicht  ein  von  der  Gesammtheil  mit  Wille  und  Vorbedacht  ge- 
setztes Ziel,  nach  welchem  sie  mit  Freiheit  und  Bewusstsein 
strebt,  sondern  vielmehr  eine  ursächliche  Kraft,  welche  die  Ge- 
sammtheit  unbewusst  und  unabsichtlich  in  ihrer  Entwicklung  vor> 
wörts  drängt.  Jede  Einheit  und  Gesammtheit  von  Menschen, 
welche  durch  ein  solch  mächtiges  Interesse  verbunden  und  gebun- 
den ist,  bewegt  sich  in  demselben  nach  einem  unwandelbaren  von 
den  Einzelnen  vielleicht  erkannten  aber  doch  unabhängigen  Gesetze 
der  Nothwendigkeit.  Das  die  Gesellschaft  treibende  dieselbe  fort- 
bildende und  gestaltende  Agens  ist  nur  in  einem  engeren  Kreise 
das  grosse  gewallige  Gesetz,  welches  die  ganze  Menschheit  durch 
die  Geschichte  hindurch  frei  vom  individuellen  Willen  ihrem  er- 
habenen Ziele  entgegenführt.  Es  ist  kein  vorsichtig  geschlosse- 
ner Vertrag,  kein  Majoritätsbeschluss  der  Gesammtheit,  kein  in- 
dividueller Gewaltstreich,  welcher  das  sociale  Leben  lenkt,  sondern 
ein  über  der  socialen  Menschheit  stehendes  dieselbe  beherrschen- 
des Naturgesetz.  Die  Motive,  die  verschiedenen  Träger  dieses 
Gesetzes  sind  von  der  Gesellschaft  nicht  erdacht  und  gemacht 
sondern  mit  ihr  gleichzeitig  und  identisch.  Das  sociale  Leben 
mit  seinen  Interessen  ist  vorhanden,  ehe  der  Verstand  der  Be-' 
theiligten  die  Entstehung  und  Entwicklung  kannte.  Darin  liegt 
auch  der  vollständige  Beweis  von  dem  Natürlichen  und  Organi- 
schen im  Gesellsch adsleben ;  denn  was  natürliche  und  organi- 
sche Existenz  ist,  geht  der  menschlichen  Einsicht  voran,  was 
aber  Menschenhand  und  Menschenwerk  gesetzt,  folgt  erst  der 
Erkenntniss. 

Die  Wahrheit  unserer  Behauptung  tritt  noch  deutlicher  her- 
vor, wenn  wir  auf  einzelne  concrete  Verhältnisse  der  socialen 
Weltordnung  eingehen.  Betrachten  wir  die  Erscheinungen  in  der 
Populationsbewegung.  Sind  diese  Menschenwerk,  oder  treten  die- 
selben nicht  vielmehr  nach  einem  tiefverborgenen  der  mensch- 
lichen Weisheit  entrückten  Gesetze  auf?  Entwickelt  sich  ein 
Stamm  oder  eine  Rasse  nach  der  klugen  Anordnung,  nach  dem 
Machtgebot  eines  Stammoberhauptes,  oder  Rassenhäuptlings,  oder 
geht  ihre  Geschichte  nicht  vielmehr  einen  unabänderlichen  vom 
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Willen  der  einzelnen  GlietJer  unaLliaiigigeii  Gang.  Sehen  wir 
femer  auf  das  Leben  in  Sitten  und  Gehr&udien.  Dasselbe  ist 
nißlit  AusAuss  d&c  snfAUi^n  Laaiie  eines  EltusebieB,  sondeni  üe 
Sitte  des  Landes  bestand  vor  dem  Individoun  und  dieses  iwtcr- 
wnrft  sich  dessbalb  nnwillktbüeli  derselben,  und  ohne  zn  bedenken, 
woher  sie  kommt  und  wohin  sie  fuhrt.  So  werden  Trachten  und 
Moden  nicht  von  irgend  eiaeai  ertinderiscben  jovialen  Kopfe  in 
das  gesellschaftliche  Leben  eingefitthrt,  sondern  sie  dorchströinen 
gleich  eine»  etektrischea  Fluhhun  die  gnue  Gesdischaft  mi  4at 
Einzefaie  lebt  nach  ihren  Gesetsen  ahne  es  m  wottan,  ja  ofl  wider 
seinen  Willen. 

Bei  dieser  Betrachtung  müssen  wir  einem  gew()hnHchen  Irr- 
thume  begegnen.  Da  die  Einzelnen  in  den  verschiedenen  Kreisen 
bis  zu  einem  gewissen  Grad  mit  Freiheit  und  Bewusstsein  hnn* 
dehi,  so  entstellt  die  fahM>he  Ansieht,  ds  oh  dadurch  das  Geneti 
des  gansen  Lebenskreises  selbst  ein  Geseti  d«r  Freiheil  eei 
Allein  die  individuelle  Frt  ifu  il  ist  nicht  in  dem  Sinne  zu  ver- 
stehen, dass  der  Einzelne  das  Gesetz  des  grossen  Lebens  bilden 
helfe,  oder  bis  zu  einer  gewissen  Quote  an  der  Sdiöpfung  des- 
selben participire,  sondern  sie  besteht  vieknehr  nur  in  der  freiem 
Wahl,  dem  aUgememen  grossen  Gesetie  sich  zu  unterwerfen  oder 
zu  entziehen,  dasselbe  zu  Nutzen  oder  zum  Verderben  anzuwenden. 
Selbst  da  wo  sich  ein  oinz*»]ner  rerorniiitoriscluT  Geist  als  Genius 
der  Zeit  über  das  Niveau  des  gewöhnlichen  allgeaietfien  sociaien 
Lebens  erhebt,  schafft  er  nicht  ein  neues  Lehensgesetz,  sondern 
erscheint  nur  ak  lebendiger  Ansdruek  ehies  aUgemeinen  bereits 
mllchtig  gewordenen  Bedürfnisses  und  Strebens  des  groasett 
Ganzen.  Wenn  aber  auch  dii?  Individuen  nicht  bloss  in  dieser 
r^ativen,  sondeni  in  absoluter  Freiheit  handelten,  so  wäre  die 
Summe  aller  Einzelwillen  nicht  das  Lebensgesetz  der  grossen 
Gesaamtheit»  Die  Geschichte  einer  Gesettschaftmnasse  als  seich  er 
hl  ihrer  organischen  Bmheit  und  Totaütflt  Kt  ucht  die  Gesamml- 
heil  der  Geschichte  aller  einzelnen  freien  Privallebenskreise,  son- 
dern ein  eigenes  über  den  individuellen  Existenzen  schwebendes 
Leben.  Dieses  grosse  aUgemeioe  Leben  mit  seinen  Elementen 
und  IMflen  meinen  wir,  wenn  ?on  dem  Matnigeeetz  der  Geseli- 
schaft  die  Rede  ist 
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Wie  verhält  sich  nun  dieses  zum  Staat  1^  Ist  sociales  und 
staatliobes  Leben  nicht  dieselbe  Tbalsache,  nur  von  Yorsehiedenen 
Seiten  betraditell  Die  Natur  und  dafr  Wesen  des  Staates  gibl 
eine  verneinende  Antwort  Die  GeseOscbafl  Ist  nicht  Staat  und 

ihr  Lebensgesetz  kommt  auch  nicht  von  ihm.  Der  Staat  ist  im 
Verhaltniss  zur  Gesellschaft  Freiheit,  Wille  und  Kunst.  Er  ist  eine 
voon  sittlichen  Geist  gehegte  Lebensform,  dar  die  Menschen  mit 
Bewusstsein  und  Freiheit  sich  unlenrerfen.  in  den  sodalsii 
AustennfiMinen  aber  wird  der  Ifonseb  unbewisst,  von  natorlichen 
Elemeitten  fortbewegt.  Gesellschaft  und  Staat  können  allerdings 
nicht  ohne,  sondern  nur  mit  einander  existiren  und  dies  hat  zu 
dem  irrlhümlachen  Schluss  gelührt,  beide  Begriffe  seien  identisch. 
Gewiss  bedingen  «ch  beide  Existenzionnen)  aber  die  Bedingung 
Ist  do^  nicht  desshalb,  weil  sie  euie  hndeine  Thatsnphe  hedhlg^ 
mit  dieser  selbst  ehm.  Die  Khrche  besteht  nicht  ohne  den  Staat, 
sondern  nur  mit  ihm,  fallen  aber  desshalb  die  beiden  Gebiete  zu- 
sammen nnd  ist  darum  das  Kirchenrecht  eine  Staatswissenschaft! 
So  kann  Kunst  und  Wissenschaft  nur  mit  dem  Staate  gedeihen 
und  blühen;  geht  aber  desshalb  das  Reich  der 
begriff»  auf  und  ist  die  AestheCik  darum  eme 
liehe  Theorie! 

Ebenso  besteht  und  entwickelt  sich  die  Gesellschaft  nur  mit 
dem  Staate,  aber  nicht  durch  ihn  und  aus  ihm:  daher  zählt  die 
Wissenschaft  des  socialen  Lebens  auch  nicht  zu  den  Staatswissen- 
schaften. Gesellschaft  und  Staat  bilden  wohl  ein  höheres  einheit- 
liches Ganses,  dnen  grossen  Gesanuntoigaaismus,  aber  mit  dua- 
listischem Inhalt  Dieser  reprttsentirt  das  gfristige  und  ethische 
Wesen  in  dem  Organismus,  jene  stellt  das  natürliche  und  leib- 
liche Leben  desselben  dar.  Geselischatt  und  Staat  verhalten  sich 
w$j9  Leib  und  Seele,  Natur  und  Geist,  Ifothwendigkeit  und  Freiheit 

Mit  diesem  Verhültniss  begegnen  wir  nugietch  der  Zweifels- 
frage ,  ob  der  Staat  in  keiner  Weise  auf  die  Gesellschaft  gestal^ 
tend  einwirke?  Gewiss  stehen  beide  in  einer  steten  tiefgreifen- 
den W^echselwirkung.  Anderseits  aber  kann  die  staatliche  Potenz 
durch  ihre  Normen  der  Gesellschaft  nicht  erst  Leben  und  Gestalt 
gebeni  sondem  nmss  vielmehr  das  dieser  angeborene  Naturgesetn 
woU  beachten  und  vernuig  nur  dnich  Förderung  und  Unterr 
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stützang  desselben  und  durch  Modification  seiner  Fonn  zu  reagiren. 
Dag  Impera  naHirae  ist  bedingt  durch  das  sequere  tuxUiram» 

Die  Geschichte  der  Staaten  und  ihrer  Gesetigebmig  bewMt 
ftre  Ohnmacht  in  der  Umgestaltung  der  im  soctelen  Leben  wnK  I 
tenden  Grundgresetze.    Keine  Regierungspolitik  hat  je  die  ewigen 
Gesetze  der  Bevolkerungsbewepfunor  zu  nep;ir«'n  vcm  hkx  ht.    Trotz  | 
aller  Einsidit  und  Vorsicht  der  Menschen,  trotz  aller  Politik  und 
GewaH  des  Staates  blieben  sie  inuner  siegreieh  dieselben. 

Bs  gibt  nnsfthlige  Beispiele,  in  denen  es  der  PoKseigeirait 
trotz  aller  Anstrengungen  absdat  umnögHcl^  war,  gegen  SiHen 
und  Gewohnheiten  in  manchen  Gegenden  anzuklimpfen.  Wo  es 
suweiLen  dem  Staate  gelingt,  die  Gesellschaft  in  der  einen  oder 
anderen  Lebensrichtung  mit  gewaltsamen  Maassregehi  wa  fesseln, 
ila  wihrt  dieser  Znstand  nicht  lange.  Die  Ordnung  der  Nalar 
Hast  sidi  nicht  verkehren,  selbst  der  Versuch  bleibt  nicht  m- 
gestraft  Die  grösste  Macht  wird  ihr  gegenüber  zur  grössten 
Schwäche.  Das  Lebensgesptz  der  Gesellschaft  arbeitet  in  seiner  | 
ursprünglichen  Natur  und  Kratt  fort,  drängt  und  treibt,  bis  es 
sein  natürliches  Gleichgewicht  und  Ansehen  wieder  errungen  hat 

Diese  naturgesetdiche  von  staatlicher  Kunst  und  Macht  freie 
Entwicklung  des  Volkslebens  ist  nach  unserer  Ansicht  dit  llial- 
siiche,  welche  den  Bt  grdf  der  Gesellschafl  zur  W  ahrheil  iiiaciiL 
Das  Naturgesetz,  welches  in  der  Entstehung  und  Entwicklung 
verschiedener  durch  bestimmte  Lebensrichtungen  oder  Interessen 
verbundener  und  gebundener  Menschengruppen  wallet  und  ge- 
slallet,  ist  der  Freibrief  der  Gesellschaflswissenschaflen  und  wir 
erklaren  diese  wiederholt  ab>  die  Naturwissenschaft  vom  Mensch- 
heitsleben. 

In  dieser  Richtung  geht  die  Begründung  des  neuen  Wissens- 
gebietes, deren  Wahrheit  noch  so  sehr  bekämpft  ist,  gewiss  einen 
sicheren  Weg.  Wir  empfehlen  daher  diese  Methode  einer  beson- 
deren Berücksichtigütig. 

Mo  hl  selbst  hat  den  Begriff  des  Natuffresrlzes  nicht  ein- 
gehend erörtert,  wenn  auch  da  und  dort  darauf  hingewiesen. 
Doch  ^uben  wir  nach  seiner  Ansicht  su  denken  und  die  Be- 
stätigung hiefilr  noch  bi  manchen  an  verschiedeneil  Stellen  ler- 
streuten  Bemerkungen  desselben  sn  inden. 
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So  nenst  Mokl  die  GenomBScliafften  und  GeseUadwftskrejfe 
»BitOrliche*  »natorwaelisige*,  eine  natörlielie  KiystaUuatioii.  Aa 
etner  nidern  Stelle  bemerkt  Hohl  noch  treflRmder  flir  die  Wahr- 
heit des  Naturgesetzes  im  GesellschRlIslcben  :  „dieses  Verhällniss 
ist  kein  mit  Freiheit  und  Bewusslsein  gebildetes,  soadem  ein 
naturwüchsiges  im  eigentlichen  Sinne  des  Wortes'' 

Wir  glauben  nach  dieaen  SleMen  den  GrOader  der  Gesell- 
aehaftswisaenscbaflen  richtig  aufgefaaat  zu  haben,  wenn  wir  dia 
Gesellschaft  ein  Naturgesetz  und  die  wissenschaftliche  Theorie 
derselben  die  Naturwissenschaft  des  Volkslebens  genannt  haben. 

Ist  aber  diese  Ansicht  probehaltig,  dann  gebührt  der  Yolluh 
wirtfaaehaftaiehre  die  erste  Stette  im  Bereiche  dieses  neuen 
Wissensgebieteg;  denn  in  keinem  Lebenakreise  der  Gesellscbaft 
tritt  die  spedfiscbe  EigentbttinHchkeit  naturgesetzficher  Bntwk^- 
iuiig  und  (it'stiiltung  mit  grubserer  Evidenz  iiervor  als  im  Gebiete 
der  WirthschafL 

U. 

Betrachten  wir  die  Einzelwirthschafl  zunächst,  so  sind  es 
Gesetze  der  Nothwendigkeit ,  natürliche  Triebe  nach  Genuss  und 
Befriedigung,  welche  den  Menschen  zur  ökonomischen  Thätigkeit 
treiben.  Und  gehen  wir  bis  zu  einer  niederen  Entwicklungsstufe 
zurück,  wo  der  Mensch  im  isdirten  Znstande  nur  der  Sorge  für 
seine  materiellen  Bedürfnisse  lebt,  so  gibt  er  wenig  Merkmale 
an  die  Hand,  die  ihn  von  der  bloss  vegetativen  animalischen 
Welt  unterscheiden. 

Aber  nicht  bloss  im  BinzeilebeU)  sondern  noch  mehr  in  den 
ökonomischen  Bewingen  des  grossen  Volksganzen  treffen 
wir  als  letztes  Agens  eine  treibende  und  gebietende  Natumoth- 
wendigkeit.  Die  Gestaltung  des  volkswirthscharili(  lien  Lebens 
tritt  nicht  als  Folge  der  Reflexion,  als  Schöpfung  dos  freien 
Willens  und  des  erkennenden  Verstandes  auf,  sondern  sie  ent- 
steht durch  Gewalten,  die  ausser  dem  Menschen  wirken  und 
deren  er  sich  unter  ihrer  Herrschaft  nicht  bewusst  ist  Die  ersten 


1)  Mohl,  Encyklopadie  etc.  S.  19.  Gesch.  and  Litt.  d.  Stutsw.  Bd.  I, 

S.  97  11g. 
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Gesetee  des  ökononrischen  Lebeaf  wafeA  koige  tor  der  mmmek- 
Ifehen  Einsicht  und  Brkenntniss  wirksam  nnd  darin  liegt  ja  der 
Unterscbjed  der  M enscbenwerke  von  dem  oifaniscben  Natorlelien, 

dass  jene  der  menschlirhen  Erkenntniss  foljyen,  dieses  dagegen 
lange  vorher  besteht,  ehe  der  Mensch  es  erkannt  hat.  Schön 
und  treffend  drückt  dies  Roscher  aus : 

»Auch  in  der  Voikswirthschaft  gibt  es  Harmonien ,  oft  rom 
wunderbarer  8chönheft,  die  lange  bestanden  haben,  als  noeh  kein 
Mensch  sie  ahnte ;  unzählige  Naturgesetze ,  die  nicht  erst  auf 
unsere  Anerlienminq:  warten  und  über  welche  mir  derjenige  Macht 
gewinnen  kann,  der  ihnen  xu  gehorchen  versteht.** 

Die  VottESwirthschaft  nannten  wir  also  ein  Matnrgeseti  im 
Leben  der  Menschheit,  ftber  das  der  Mensch  selbst  nicht  Heer  ist, 
ein  Gesetz,  das  nicht  erfunden,  sondern  nur  geAmden  wer* 
den  kann. 

Bietet  nicht  auch  die  Geschichte  der  Colonien  einen  Beweis 
fülr  unser  Naturgesetz!  Die  Colonien  haben  das  Bild  einer  ferti- 
gen vollendeten  Wirthschaft  im  Mutteriande  vor  sich  und  doch 
können  sie  das  Resultat  nicht  in  ihr  Leben  einführen  0,  das  vom 
Mutterlande  nicht  voll  crruncren  wurde.  Sie  müssen  sich  viel- 
mehr dem  Naturgesetz  der  alliualigeii  stufenweisen  Entwicklung 
der  Arbeit,  Arbeitstheilung  und  der  ganzen  wirthschaltlichen  Bil> 
dung  fügen  und  auf  dieselbe  Weise  ihr  wirtfaschafUiches  Glück 
wie  das  Mutleriand  erringen.  Sie  mOssen  ebenso  wie  euist  der 
fertige  Staat  die  Zeit  der  Frobnden  nnd  der  NaturalwirOsehafl 
bestehen,  um  zur  freien  Arbeil  uiul  (rcldwiiUtschali  zu  orelansfen. 
Nur  wird  die  Entwicklung  der  Colonien  eine  weit  kürzere  Zeit 
nöUiig  haben,  weil  die  Erfahrungen  aus  der  Geschichte  anderer 
gereifter  Lilnder  xur  Förderung  und  Fortbildung  vor  ihnen  hegend 

Die  Wahrheit  dieser  allgemeinen  Erdrtenmg  tritt  noch  deut- 
licher hervor,  wenn  man  auf  einzelne  wirlhschaUliclic  Erscheinun- 
gen nfther  eingeht.  Wir  uolli  ti  um  auf  die  wichtigsten  hindeuten 
und  zwar  sunlichst  auf  das  Gesetz  der  Arbeitsiheilttng.  ist  diese 


1)  Abor  aiick  «len  Staat  des  Mutlerlandes  können  «ie ,  und  zwar  aus 
deofcttiea  Griadeni  nichl  einiahren. 

9)  Roieker  Colmueii  II.  A.  S.  103. 
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nicht  schon  desshalb  ein  Naturgesetz,  da  ihre  Entstehung,  Eni- 
wlekkmg  und  Organisation  in  dem  nitilrlichen  Uniersciiied  des 
Gesciilechtes,  des  Alte»,  der  Anlagmi  imd  FüUgkeilen  begrOnidel 
isl?  Niemandl  hftt  die  ArbelMiieflang  erfunden,  sie  hat  sich  selbsl 
gebildet.  Keine  staatliche  Maassregel  hat  sie  erzwungen,  keine 
ausdrückliche  oder  stillschweigende  Uebereinkunft  hat  sie  ein- 
geführt. Die  Atbeitstheüung  entwickelt  sich  selbst,  frei  vom 
mensohüolien  WiHen  und  Yeratand.  Wenn  aoeh  der  Menscii 
flauten  in  diesem  Geselle  «rlieltend  stekt,  so  isl  sein  Wille  nur 
auf  eine  beslimmle  Thiltigkeit ,  niclit  auf  die  Organkalieh  der 
Arbeitstheilung  im  grossen  Volkstänzen  gerichtet,  er  ist  vielmehr 
iinl)(iwusst  und  absichtslos  ein  Organ  diesas  Gesetzes.  Der  Fabrik-. 
htön,  welcher  die  Arbeitstheikuig  selhstthätig  einführt,  benützi 
nur  das  bereits  Yorbandene  von  ihm  erluomte  Gesell  derselben* 

Eine«*  weiteren  Deweis  ftlr  unsere  Behauptung  finden  wir  in 
deti  Bewegungen  des  Angebotes  und  der  Nachfrage.  Das  grosse 
wichtige  Grundgesetz  in  der  Gestaltung  des  Verhältnisses  dieser 
beiden  1  hatsachen  ist  im  Verkehr  eine  Macht,  die  wiederum  ausser 
dem  Willen  der  verkehrenden  bdividuen  liegt.  Die  elniefaien 
nachfragenden  md  anbielenden  Personen  bilden  wohl  ausammen 
das  Veriillltniss  swisehen  den  beiden  Elementen,  aber  ohne  dass 
sie  es  wollen  und  wissen.  Keine  Spekulation  vermag  dasselbe 
auf  die  Dauer  zu  heuimen  und  zu  zerstören.  Der  Wille  der 
wirthschaftenden  Individuen  ist  viehnehr  hier  so  machtlos,  dass 
gerade  ifie  den  Absiebten  entgegengesetde  Wirkung  entsteht^ 
Alle  Nachfragenden  wünschen  einen  m^gUebst  niedrigen  Preis 
und  doch  steigt  derselbe  in  dem  nemlleben  Maasse,  als  die  Nach- 
fratre  extensiv  sich  erweitert.  Auf  der  andern  Seite  bleibt  trotz 
alier  Bestrebungen  der  Anbietenden  nach  hohen  Preisen  das  Gesetz 
unumstösslich ,  dass  Angebot  and  Preis  in  umgekehrtem  Verhält- 
niss  2U  einander  stehen* 

Endlioh  finden  wir,  um  noch  einen  wichtigen  Fall  hervor- 
zuheben, auch  im  Geld  und  Geldverhehr  die  Wifkung  eines  zwin- 
gt'ixit'ii  Naturgesetzes.  Diese  Behauptunu  könnte  mehr  als  jede 
andere  befremden.  Man  wird  einwenden:  wie  soll  das  Geld 
welches  In  seiner  Substana  und  Form  eine  Schöpfung  der  staat- 
lichen Macht  und  Weisheil  isl,  als  ein  Nidargeeets  betrachlet 
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werden  können!  Und  doch!  Man  verfolge  nur  die  ricschiclite 
des  Geid-Materials  und  Verkehrs  bis  auf  die  unterste  Stufe  wirUi> 
•oMIMcber  Bntwiokhmg  und  bimi  wird  findei^  dam  schon  diegen 
Wirdwchaflsstedinm  m  Gvl  ohne  alle  Beflexion  «d  ataatUeiie 
Autorität  sieh  aufdringt.  In  jener  Zeit,  wo  das  ganze  aodide 
Lebtn  der  Natur  noch  nahe,  ja  gleich  steht,  gibt  es  noch  keine  1 
Volkswirthschaftspolitik ,  welche  über  Geldmittel  und  Geldformen 
beschliesst.  Und  doch  behauptet  «ich  da«  wichtigste  und  «nentbehr- 
Mchale  Bedflrfnlaaimttel  in  den  unteren  Stufen  vonifticii  als 
TnuschmitteL 

Das  Geld  erscheint  unzweifelhaft  als  eine  Folge  unbewusster  ! 
Gesetze  des  menschlichen  Zusaninienlebens.   Wenn  auch  auf  den 
höheren  Stufen  ökononiisiher  Fortbildung  die  Spekulation  und 
Reflexion  der  Yottuwirthachaflapolitih  Material  «nd  Fonn  modüarty 
80  Ueiht  doeh  d^  Geldverkehr  im  Groaaen  und  Allgemeinen  ein 
Gesetz  gebieterischer  Nothwendigkeit.  Terstaad  und  Hand  des 
Menschen  können  Mittel,  Werkzeuge,  Maschinen  erfinden  und  ^ 
schaifen,  aber  ihren  Gebrauch  doch  nur  nach  .einem  von  ihrem  | 
Willen  freien  Naturgeseta  vornehmen. 

So  könnten  wur  noch  in  vielen  mdm  Bncheimuigen  des 
Natorcliarakler  der  Volkswhrthafi  beweisen,  a.  B.  m  den  Bnchel» 
Hungen  des  consumtiven  Lebens,  in  den  Schwankungen  der  4 
Einkommenstheile,  in  den  Wirkung^en  des  Gross-  und  Kleinbesilzes 
und  Betriebes  etc.  etc.  Doch  ündet  unsere  Beliauptung  vorerst 
hiareiohenden  Beleg  ni  den  bisherigen  Erörlerangea«  Ileck  eiM 
ergänzende  Bemeikang  Ist  Qöthig. 

So  weit  <fie  Yolkswirthschaft  als  Naturgesetz  auftritt,  blelhl 
sie  immer  dieselbe  in  allen  Zeit-  und  Raumverhällnissen,  ist  sie 
frei  von  den  Schranken  der  Nationalitut  und  der  Staatsform.  Die 
Wahrheit  von  dem  einiigen  ewigen  Natorgeseta  in  der  Volks« 
wurthschafl  das  nberall  und  immer  sein  Recht  hehai^tet,  die 
Wahriieit  von  der  Identttit  der  Gewalten  bei  vielen  Brsck^ung^en 
im  wirthschafUichen  Leben  aller  Volker  wird  immer  niehr  zu  Ta^e 
treten,  je  freier  von  Menschenwerk  und  Staatenpoliliik  die  üSatur 
sich  entfalten  und  wiriien  iumn. 

Auch  hier  müssen  wir  schliesslich  dem  schon  oben  bei  der 
Betrachtung  des  aHgemaiaea  awatkm  Ldiens  gerügten  brrthnm 


Digitized  by  Google 


717 


begegnen,  dass  man  die  eigentliche  Entstehungsursache  Ökonomie 
iclier  ThaliaeheB  im  den  einielMii  wirthediiOenden  iDdmdhm 
raeiit,  dn  in  dieien  die  Wirdwehnftigefelse  l>egreiflMlier  Weife 
tm  häufigsten  tar  Encheinung  kmnmen.   Znr  Anfidirang  dtao 

uns  ein  Gleichniss.  Bei  der  Bewegung  einer  Waa^<'  sehen  wir, 
dass  man  durch  Veränderung  des  Gewichtes  die  Zunge  wiUkürlicb 
hin  und  hertMwegen  kann,  aber  immer  mr  nneh  dem  onwandel- 
b«mn  Geielse  des  Hebels,  das  man  nicht  mi  geben  yermaf. 
INe  Menschenhand,  wefehe  wfigt,  isl  nicfal  Ursache^  sondern  nnr 
Aiksto.ss  und  Mittel.  Ebenso  bilden  auch  die  einzelnen  wirth- 
schaftenden  Individuen  nur  die  äussere  Veranlassung  und  die 
Träger  eines  schon  vorhandenen  absoluten  Gesetzes.  Es  ist  also 
Ursadie  nnd  Mittel  nichl  n  verwechsebi.  Die  WiithschafUh 
geselle  treten  iwar  in  den  Indhidaen  aoT,  gehen  aber  nicht  toq 
Auen  ans  wid  wirken  in  der  grossen  Gesammtheit  frei  nnd  vuIk 
hängig  vom  Willen  des  Einzelnen. 

Man  wende  endlich  nicht  ein,  Naturgesetze  müssen  eben 
dnrcb  die  Macht  der  Cultur  mid  PolitilK  geaögelt  und  geregelt 
weiden,  weil  sie  sonst  hilafig  fenranMos  Ober  die  Menschheit 
hereinbredien  würden. 

Wir  verlangen  mit  der  Anerkennung  des  Naturg^etzes 
keinen  Spielraum  für  das  wilde  Gebahren  der  Leidenschaften  und 
Naturelemente.  Der  Staat  wird  bei  der  vollsten  Freiheit  des 
wnrlhsehalttichen  Lebens  sn  fdrdeni  nnd  in  helfen,  schidbohe 
Answflchse  sn  beseitigen,  In  Ansnahmsfitten  von  llieamig  nnd 
Krieg  etc.  sn  ordnen  und  sn  sorgen,  Losten  nnd  Hmdemisse  Mn- 
wegzuräumen ,  zu  ermuntern  und  zu  .schützen  haben.  Aber  nun 
und  nimmer  darf  er  sich  als  den  Schöpfer  der  lotsten  Gesetze 
betrachten,  die  das  voUurwirthschafttiche  Leben  in  sich  selber 
trigt  nnd  ans  sich  selbst  entwickeft» 

UL 

Man  hat  allerdings  Bedenken  und  Einwiüfe  gegen  die  An- 
nahme einer  naturgesetJBiichen  Entwichehing  im  volkswirthschafi* 
Heben  Leben  erhoben. 

WoU  ist  das  Gesell^  welches  wir  hn  WirthsiMlsorganlsrons 
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ijfhm,  nkfct  ^  €kimkAm  ProieM  oder  eine  meehuileclie 
Bewegung,  riier  so  viel  steht  erfekrungsgenitsg  feü,  deas  dieeer 

Organismus  in  seinen  Grunderscheinungen  das  Gesetz  einer  trei- 
benden und  z.wingenden  Nolhwendigkeit ,  also  das  allen  Natur- 
gesetzen gemeinsame  erste  Moment  kund  gibt.  Man  wendet  nun 
ein,  dass  die  wirthsdialllidMin  firseheimingen  Mcbi  £tt  aiien  Zeitea 
nnd  an  aflea  Orten  ond  unter  allen  Uinstftttden  Ikwandeibarkeil, 
Binbeit  und  Gleichheit  zeigten,  was  doch  bei  einem  Naturgeeetae 
der  Fall  sein  müsste ;  diese  Forderung  ist  allerdings  richtig.  Auch 
die  Behauptung  cnthall  eine  Wahrheit,  dass  es  keine  allgeineine 
Wirthschaftslehre  für  alle  Zeitalter  und  Völker  gebe;  denn  trols 
der  unemffichen  AnzaU  \on  Bimel-  md  Viükerindvridaen  lebt 
jeder  Ifensek  und  jedes  VoUi  seinen  eigenen  nor  sich  sdbel 
gleichen  Lebenskreis.  Alleia  das  Indivividuum  Icbl  nicht  blos  sein 
individuelles,  sondern  auch  ein  sociales  und  sUatliches  Leben,  und 
das  Yölkerindividuum  nicht  blos  sein  Volks-,  sondern  auch  ein 
VöiieF-)  Welt-  und  Menschlieilsleben  und  ans  diesem  Ikunde 
fO)!  es  auch  allgenieiae  absolote  Geselle  fflr  alle  Lebensfomen* 

Bin  yefergehender  Blick  erkennt  aber  anch  im  WurthselNifts- 
leben  der  Völker  solche  allgemeine  Eigenschaften.  Die  Grund- 
bedingungen desselben  sind  in  der  That  und  überall  dieselben  und 
didde«  keine  Sekranken  der  Zeit  und  des  Ranmes.  Nur  eine 
Frage:  Gilt  die  aatkesiatiseke  Wakrheü  des  Satses»  Nachfrags 
«nd  Preis  stehen  im  direoten,  Ai^bol  nnd  Pfds  im  indiieolen 
Verhältniss  nicht  für  alle  Zeiten,  alle  Lander,  Staaten  und  Völker 
vollkommen  gleich?  Allerdings  wie  die  Erfahrung  zeigt.  Die 
Natur  hat  sich  nicht  verändert,  wenn  die  Naturwissenschaft  sich 
erweitert»  und  die  Vokswirthsckaft  ist  auch  in  ihren  pnaitirc« 
Geeelaen  dieselbe  gebtteben,  wenn  anch  die  Volkswiitkeehafls- 
lehre  sich  fortgebihlet  hat  Es  werden  keine  anderen  nonen  Ge- 
setze erfunden,  sondern  nur  alte  bereits  seit  einigen  Zeiten  wir- 
kende entdeckt,  und  in  ihrer  besonderen  Anwendung  auf  bestimmte 
VOikfflindividaen  und  Zeiten  erörtert 

Man  gesteht  woM  an,  dass  die  WkrthaMtsgesetee  anMpeilen 
in  ftren  Gmnderscheimingen  einen  natefgesetaMcken  CkmUer 
zciglcii,  dieselben  jedoch  durch  eine  Menpe  Umslandf  der  Cullur, 
der  Wilikiir,  der  Kunst,  Freikeit  und  Laune  der  Menschen  durch- 
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broohen  würden,  wotecli  jene  EigeiüdMifl  attniig  veriormi  gehe 
und  serstdrt  werde. 

Gewiss  bt  es,  dm  der  mprüngliclie  Netnroliarttkler  der 

ökonomischen  Gesetzt'  liuiih  Fieihcil  und  Cultur  modificirt  wird, 
aber  aufgehoben  wird  er  dadui  (  Ii  nicht.  Die  Wirthsrhafispolitik 
kann  den  Natargesetzen  eine  bestinmite  Richtung  geben,  aber 
dieselbe  iriclit  negiren.  Ergeben  sich  niobt  gane  ftlmfiche,  ja 
gleiche  Erscheinungen  im  eigentlichen  Natarieben,  dag  wir  ato 
das  Bereich  der  Substanz  und  Materie  zum  Unterschied  wm 
Naturgeselze  des  socialt  n  Lebens  bezeichnet  haben.  Es  zeigt 
uns  vorerst  die  Geschichte  jedes  CuUuriandes ,  dass  die  unfreie 
äussere  JMatur  nicht  Mos  durch  eigene  Krait,  sondern  durch  die 
freie  Menschheit  grosso  Umgestaltung  erfahren  hat  Das  jelil 
gastiiche  und  wohnliohe  Görmanieo  war  einst  nach  Taoitns 
silvis  horrida  wie  das  heutige  Skandinavien.  Und  in  wie  viden 
Ländern  hat  nicht  die  Macht  der  Cultur  den  gefälligsten  unfrucht- 
barsten und  wildesten  Boden  in  die  reichsten  und  ergiebigsten  Gründe 
verwandelt  oder  durch  andere  Emmgenschaflton  und  Siege  Uber 
Nalureleroente  Land  und  Leben  umgestdkel!  In  dem  iTU(M»aren 
Boden  eines  cultiTirlen  Landes  liegt  em  mermessiicher  Reichthum 
inenschliclien  Verstandes  verborgen.  Hört  aber  deshalb  die  Natur 
auf,  nach  ihren  unwandelbaren  licsetzen  zu  wirken?  Die  Mensch- 
heit bat  die  Natur  nur  mit  Natur  verändert.  Diese  lässt  sich  vom 
menschlichen  Geist  beherrschen,  so  lange  er  ihre  Gesetse  achtet 

Unter  denselben  Bedingungen  lisst  sich  auc^  das  voHiswirth-  . 
schaftlicbe  Leben  eine  Beherrschung  und  Leitung  gefallen.  Wer> 
den  aber  die  ursprünglichen  unanlaslliarcn  Gesetze  verächtlich  und 
unachtsam  bei  Seile  geschoben,  dann  entsteht  wie  in  der  Natur, 
so  auch  im  Gesellschaftsleben  Explosion  und  Revolution. 

Wir  wissen  ferner,  dass  auch  die  specifischen  Naturgesetze 
in  ihrem  Aufireten  nicht  frei  von  stdrenden  und  modificirenden 
Zwischenfallen  wirken.  In  diesem  Punkte  gerade  erkennen  wir 
wieder  (  ine  treffende  Anaioo^ie  zwischen  Natur  und  VVirthschaft. 
In  jenem,  wie  in  diesem  Bereiche  müssen  bei  allen  Ereignissen 
eine  Menge  modificirender  fiebenkräfte  in  Abzug  gebracht  werden, 
wenn  man  zu  dem  wahren  und  leteten  Gesetze  gelangen  wüL 
Das  Newton *sche  Gesetz  des  Fafles  wiriU  ebensowenig  reoi 
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mathematisch,  als  das  Gesetz  des  Angebotes  und  der  Nachfrage 
in  der  Preisbildung.  Dort  ist  der  Widerstand  der  Luft  oder  die 
EigenBcliaft  des  faHenden  Gegenstands,  hier  die  Fhictnstion  des 
Geldes  oder  eine  Verfindening  der  Consnmtionslust,  wekfae  alte^ 
rirend  dazwischentreten.  Oder  ein  anderes  Beispiel!  Die  Be- 
vüiiierijnvrsv(  rhaltriisse  sind  durch  die  Factoren  des  Fortpflanzungs- 
triebes und  der  Nahrungsmittel  bedingt.  Diese  beiden  Element^ 
welche  wir  als  die  Centrifugal-  und  Gentiipetalkraft  der  Popnlations^ 
hwefgmt  beliehnen  möchten,  haben  sich  durch  eine  Reihe  irorii 
NeibenaK[ienten  und  Zwischenfidlen  Mndurch  eu  drangen,  um  zur 
Herrschaft  zu  gelangen.  Dieselbe  Erscheinung  nehmen  wir  an 
den  Gestirnen  wahr,  wenn  ihre  Centrifugal-  und  Gentripetalkraft 
durch  allerlei  Störungen  und  Reibungen  sich  hindurchzuwinden 
haben,  um  ihr  nrsprOngliches  Gesetz  der  Bewegung  in  der  Sphtren^ 
wdit  zu  erhalten.  : 

Man  stellt  endlich  die  irrige  Gegenbehauptung  auf,  dass  in 
der  Natur  alle  Ersehe inung^en  und  Erfolge  vorausberechnet,  die 
Stürme  vorhergesehen  werden  können.  Nicht  so  sei  es  im  Wirth* 
schaftsieben.  Hier  könne  man  nicht  voraus  wissen,  wetehe  Er- 
scheinung man  n  gewirügen  habe,  ob  es  in  der  nAchsten  Zeil 
stürmen  wtirde  oder  nicht  u.  s«  w. 

Diese  Auü'assung  ist  ganz  falsch.  Es  lassen  sich  einerseits 
in  der  r^alur  nicht  alle  Erlolge  der  Zukunit  mathematisch  fest- 
steilen,  anderseits  sind  im  Wirthschaftsleben  nicht  alle  zukünftigen 
Braignisse  der  mathematiscfaen  Weissagimg  veihflUt,  und  wie  sich 
don  das  Lehm  bis  zu  einem  gewissen  Grad  durch  das  exade 
Zablenfacit  abbilden  lässt,  so  ist  es  auch  hier  möglich,  die  Wir- 
kimir  mit  der  Alffebra  und  der  Geometrie  darzustellen.  Können 
wir  die  YervieUailiguug  der  Produktion  durch  die  Arbeitstheäung 
nicht  eben  so  gut  berechnen,  als  die  VenrUf ahigung  des  SameiriH>ms 
durch  die  Natur,  die  Chrcnlation  des  GeMes  und  der  Waam  nicht 
eben  so  leidit  und  noch  leichter  als  die  des  Bkrtes  im  thierisehen 
Organismus?  Wir  schätzen  ferner  die  Wirkungen  der  Arbeit  durch 
Unterstützung  des  Capitals  mathematisch  ebenso  sicher  ab,  als  die 
Erfolge  einer  Melioration  im  Grund  und  Boden.  Wir  haben  früher 
an  einer  anderen  Stelle  das  Capital  antioipirte  Arbeit  genannt  und 
ohne  Schwierigkeit  in  einer  streng  matheaMÜschen  Foimel  die  durch 
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Capital  der  Zukunft  abgenommene  Arbeitslast  berechnet,  ohne 
Widerspruch  erfahren  zu  müiseii  0-  Können  wir  femer  den  Ab- 
und  Zufloss  des  Geldes  in  zwei  an  Geldbesits  sehr  venehiedeiien 
LftDdern  ntchl  ebenso  bemessen  und  abscbfltzen,  wie  die  Bewe- 
gung zweier  correspondirender  Wassermassen  mit  ▼erschiedenem 
Niveau  ^  Haben  wir  endlich  fm  liie  Bewegung  der  Bevölkerung", 
ihre  Produktiv-  und  Consuuitivkraft  nicht  dieselbe  zuverlässige 
mathematische  Formel  wie  für  die  Vermehrungsfahigkeit  des  vege- 
tativen und  Uiierischen  Lebens  !^  Wir  besitsen  ebenso  ||enaa 
statistische  Tabellen  Ober  die  Eewegong  der  Preise,  iS  spkhe 
ttber  den  Barometerstand.  Auf  diese  Weise  könnten  wir  noch 
eine  lange  Reihe  von  Beispielen  gegen  die  obigen  Einwendungen 
vorbringen,  wobei  sich  natürlich  von  selbst  versteht,  dass  das 
geistige  Element,  weldies  in  das  volkswirthschaftliche  Leben  bineinr 
ragt,  niemals  Gegenstand  einer  mathematischen  Beobachtung  sein 
(mnn.  Geist  und  Freiheit  liegen  ausser  dorn  Gebiete  der  Zahl.  . 
^Ä^Können  wir  uns  auch  zuweilen  in  den  oben  aufgeführten 
Fallen  nicht  auf  die  Zahl  verlassen,  so  ist  doch  schliesslich  die 
Behauptung  nicht  richtig,  dass  die  ökonomischen  Ereignisse  nicht 
wie  die  der  Natur  vorausgesehen  .werden  können.  Wir  meinen» 
dass  suletzt  ein  volkswirthschafUicher  Kalendmr  noch  nuveriilssiger 
ausfallen  miisste,  als  ein  meteorologischer.  Ist  es  denn  nicfat  mög- 
licli  aus  dem  Stand  der  Saalfelder  und  der  Zufuhr  an  Brodfrüchten 
auf  die  Höhe  des  Preises  ebenso  leicht  Schlüsse  zu  ziehen,  wie 
aus  dem  Barometerstand  und  der  Luflströumng  auf^j^jOI'itterung 
der  nächsten  Zeit  ?  Es  ist  wahrlich  nicht  schwieri||^^ie  Preise 
reyolutioii  yorheiiHisagmiy  als  me  Störung  im  Laufe  der  Gestirne. 

Der  Charakter  des  Naturlebens  Im  Bereich  der  Volksökononue 
trennt  aber  auch  für  immer  die  Volkswirthschaftslehre  von  den 
Slaatswissenschaiten.  Das  ökonomische  Leben  ist  nun  einmal 
nicht  eine  Aeusserung  und  Wirkung  der  Staatspersönlichkeit,  es 
will  vielmehr  frei  vom  Staat  nnd  staatlichen  Willen  sich  bilden 
und  entwlckebi,  daher  gehört  auch  die  NaHonalökoaomie  nicht 
SU  den  Wissenschaflen  vom  Staat,  sondern  es  ist  ihr  vielmehr, 
da  wir  im  iXaturgesetze  des  Volkslebens  die  Legitimität  fiir  die 
Gesellschaftswissenschall  erkannt  haben,  im  Bereich  dieser  ein 

1)  S,  Di.  Sehr.  lieiUag  £ui  Lehre  vuui  Capital  1867.  S.  21. 
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PlfttK  Sil  rioneii  and  hier  nimint  sie  auch  die  emsige  rieiitige 

uud  zugleich  wiciuigste  Stellung  ein.  Es  ist  Huffallend,  tiass  gc- 
rade  das  wirthschaltliche  Leben  des  Volkes  und  nur  dieses  ein 
politisches  Gebiet  sein  und  die  Lehre  hievoa  den  Staatswisseo- 
«skat^  ZQgezihlt  werden  soll,  während  andere  liebensriohtungnn 
d«r  CSeseUschafI,  die  de«  Staate  nicht  naher  nnd  femer  gelegen, 
als  jene,  nie  in  das  politische  Wissensgebiet  gezogen  werden. 

Man  wird  einwenden,  dass  nach  aller  Erfahrung  die  Volks- 
winhschaft  mehr  als  jede  andere  Thatsache  mit  dem  Staatsleben 
in  Verbindung  stehe,  dass  Volks-  und  Staatsvermögen  zuletzt  «n- 
Iremihar  seien  0«  Dieser  Einwand  ist  nur  scheinbar  richtig,  weil 
der  Znaanwncnhang  des  Staates  mit  der  Volkswirthschaft  nur  sidit'- 
barer  hervorti  ilt  als  seine  Beziehung  zu  anderen  Lebensausserun- 
gen  des  Volkes.  Stehen  die  Bildungsverhältnisse,  eine  wesent- 
liche Voraussetzung  des  Ständeunterschiedes,  der  Bevölkerungs- 
gang, die  religiösen  und  kirchlichen  Zustande  der  Gesellschaft 
mid  des  Volkes  nicht  in  gleich  starker  Beziehung  zum  Staate, 
wie  die  WIrthschaft?  Ueberhaupt  sind  es  entweder  alle  Lebens- 
verhaltnisse des  Volkes,  die  sich  zum  Staate  correlativ  verhalten 
oder  gar  keines. 

Ueber  die  ^antitativ  starkei)B  oder  schwächere  Beziehung 
d^  ehizdnea  GeaeüschaftssphAren  zum  Staate  Usst  sich  streiten, 
nicht  aber  über  die  Existenz  und  die  Qualität  derselben.  Diese 
ist  immer  die  nemliche;  denn  das  organische  wechselseilige  Leben 
zwisehen  Vc»lk  und  Staat  tragt  das  Priacip  der  Einheit,  Totalit&t 
und  Harmonie  in  sich. 

Was  femer  die  Einheit  des  Volks-  nnd  Staatsvermögens  be* 
trilll,  so  taast  sich  diese  vielleicht  in  Bezog  auf  den  idealen  Zweck 
bekier,  d.  h.  das  Ziel  des  allgemeinen  alkeitigen  Wohb  derGe- 
meinschait  behaupien,  gewiss  aber  nicht  nach  den  Anforderungen 
einer  wissenschaftlichen  Systematik  und  Methodologie.  Dem  wissen- 
schaftlichen Begriff  nach  bleiben  Volks-  und  Staatsvermögen  ein- 
Mil  veffichiedene  Dinge. 

Wo  man  bedenklich  war,  die  Volkswirthschrflslehre  in  das 
Gebiet  der  Staub-  uud  Rechtswissenschaft  zu  verweisen,  wurde 


1)  V.  Tr«itiGhke  1.  c.  S.  4S. 
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sie  zu  den  philosophischen  Disi  iplinen  gen  c  hriet.  Damit  war  zu 
viel  und  zu  wenig  gcthan.  Man  war  lange  gewubiit,  jeden  Wissens- 
zweig)  dessen  selbsiündiger  Charakter  fehlte,  iNier  nicht  erkannt 
war,  in  den  gastfteundlicben  und  bequemen  Verein  der  philoso- 
phischen Fakultilt  unterzubringen.  Man  mustere  nur  in  dieser 
Beziehung  die  Cia.ssiiu  ation  der  Wissonschafl  an  den  verschie- 
denen Universitäten,  um  sich  zu  uberzeugen.  In  der  philoso- 
phischen Fakultät  ist  ein  buntes  Gewimmel  von  Musen  aus  allen 
Geistesgebieten.  Wir  schmücken  die  VolkswirthschaftslehFe  gern 
mit  dem  Epitheton  »phitosophisch«,  wenn  eben  damit  nur  auf  die 
Abstammung  aller  Wissenschaften  von  der  Urquelle  aller  wissen- 
schaftlichen Eikenntniss,  dem  sittlichen  (leiste  und  dem  wahren 
Forschen  und  Denken  in  ihm  hingewiesen  wird.  Mehr  Wahrheit 
liegt  in  der  Behauptung:  die  Nationalökonomie  sei  eine  philoso- 
[Adsche  Diiciplin^  in  keinem  Falle. 
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